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‚Borwort, 





- Die Stadt Denabrüd hat neben dem zu allen 

“7 Zeiten feltenen Ruhme einer unerfchrodenen und zugleich 
r im &inne des Friedens geführten Rechtövertheidigung ſich 
— auch das Verdienſt erworben, noch während des Kampfes 
fine wiffenfchaftliche Erörterung der Streitfragen herbeis 
zuführen, Ich beeile mid) die Refultate derfelben in drei 
Rechtsgutachten Deutfcher Suriftenfacultäten öffentlich 
vorzulegen. Ziehen fich die von Jena und Heidelberg, 
durch die Dringlichkeit der Umftände in der Zeit beengt, 
mehr auf die beftimmt vorgelegten, unmittelbar praftifch 
” gewordenen Fragen zurüd, wo es dann leicht geſchehen 
In mag, baß in foldyem gefährlichen Falle die Gränzen def . 
| fen, was im firengen Sinne Rechtens ift und was rathſam 
= erſcheint, etwas in einander laufen; ſo hat dagegen das 
— Tübinger Gutachten bei längerer. Friſt fi) der ganzen 
= ‚Brage in ihrem vollen Umfange bemächtigt und, wenn 
> mich nicht Alles trügt, an dieſes traurige vaterlänbifche 


* . Ereigniß ein Meifterwerf von dauerndem NR 
*2 


Liebisch 


IV Borwort. 


Werthe geknüpft. Darin ftimmen alle drei Gutachten 
überein, daß das Staatögrundgefeg des Königreichs Han- 
nover miberrechtlich aufgehoben: ift. Br 
Der Unterfchied liegt am Tage, welcher zwifchen ei- 
ner von Landftänden verweigerten Steuerbewilligung und 
der Weigerung der Unterthanen Steuern zu entrichten, 
welche wegen Nichtberufung der Landftände und Vernich- 
tung der Landesverfaſſung unbemilligt find, ſtaatsrechtlich 
und bundesrechtlic Statt finde. Das Eine heißt, dem 
Staate ben ihm nothwendigen Nahrungsftoff in einer 
Stellung entziehen, welche anderweitige Mittel zur Rechts= 
vertheidigung darbietet, das Andere heißt, im Herzen 
feines Rechtözuftandes verwundet, durch die Ablehnung 
einer rechtswidrigen Anmuthung zugleich das einzige mit 
ben Gefegen vereinbare Mittel ergreifen, welches übrig 
bleibt, um fich der fchmählichften Herabwürdigung zu ent: 
ziehen. Wenn das Capitel Bom Rechte des Wider— 
ftandes in meiner Politif, welches die Aufmerffamfeit 
der Heidelberger Facultät (S. 70. des Gutachtens) auf 
fich gelenft hat, nicht fo durchaus nach allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkten behandelt wäre, fo würde ich allerdings in 
Bezug auf die Staaten des Deutfchen Bundes hinzu- 
gefügt haben, daß in ihnen diefes Werfaffungsnothrecht 
darum nicht wohl praftifch werden könne, weil die Bun- 
beöverfammlung jeden Verſuch, Deutfche Unterthanen 
ber Rechtlofigfeit preißzugeben, durch das Gemicht ihrer 
Mahnung ſchon im Keime zu erftiden vermag. | 


Ä Vorwort. v 
Man ſpricht heutzutage fo viel von Mäßigung in po⸗ 
litiſchen Dingen. Wohl! Allein alle Mäßigung beruht 
auf. der. nicht vollen Anwendung einer Kraft, die man 
ohne Rechtöverlegung auch ‘ganz gebrauchen dürfte. So: 
bald man die Kraft der Landesverfaffungen ſchließlich in 
bloße Redensarten auflöst, verliert die Rede von Mäßis 
gung ihren Sinn. 

Das in dem Tübinger Gutachten ©. 235. wegen 
überweifung ber Entfchädigung für den Erwerb von Bre⸗ 
men und Verden auf die Königlihe Schatull = Eaffe erho⸗ 
bene Bedenken, ift im zwölften Capitel des Königlichen 
Hausgefeges vom 19. November 1836 bereits erledigt. 

Bei diefem Anlaffe widerfpreche ich ber in unferen 
Zeitungen gefallenen Behauptung, als wäre eine Abſchrift 
bes Teſtaments des Kurfürften Ernft Auguft in meinen 
Händen. Einer foldhen bedurfte ich für die mir in Han 
nover aufgetragenen hausgefeglichen Arbeiten nicht, eine 
Kenntniß des Ganzen und Auszüge reichten hin. Um bie 
Erlaubniß, eine Abfchrift der mir anvertrauten alten Co- 
pey nehmen zu dürfen, habe ich um fo weniger nachgefucht, 
ald im Teſtament die Ertheilung diefer Erlaubniß unter: 
fagt iſt. Es bedarf der Verficherung nicht, daß ic) ver: 
ftohlen Feine. Abjchrift genommen habe; meine Auszüge 
find bis auf diefen Tag an Niemand mitgetheilt. Wenn 
ich mich gegen gemeinfchädliche Entjtellungen der Wahr: 
heit erhebe, welche auch meine eigene Wahrhaftigkeit ver- 
dächtigen, fo werde ich darum ein mir gefchenktes Ver⸗ 


VI Vorwort. 


trauen nie ohne Noth verlegen, follte auch der Grund des 
Vertrauens unmwiederbringlich untergraben feyn. 

Möge dem unfäglicy gequälten Lande die neue Dual 
Fünftlicher Begütigungen erfpart bleiben! Offene Zurüd: 
nahme eines offenfundigen Unrechts ift das einzige Heil: 
mittel für die gefchlagenen Wunden, deren Narben man, 
wenn Alles auf's Befte geht, noch nach einem Menfchen- 
alter erkennen wird. 


Sena, den 21. März 1839. 
Dahblmann. 


Nachſchrift. Es ift mir erlaubt, eine Mitthei- 
lung hier anzufchließen, welche Gefihtspunfte von vater: 
ländifcher Bedeutung in’s Auge fat. 


— 


An Herrn Hofrath Dahlmann bier. 





Mit dem verbindlichſten Danke ſende ich Ihnen, 
mein verehrteſter Freund, die drei Rechtsgutachten über 


bie Hannoverſche Verfaſſungs-Frage hierneben zurück, 


deren Durchleſung mich ſchon an ſich und beſonders auch 
deshalb ungemein intereſſirt hat, weil ich, ſelbſt das der 
hieſigen Juriſten-Facultaäͤt (deren Mitglied ich bekannt⸗ 
lich nicht bin,) bisher nicht im mindeſten gekannt habe. 


Bei dem lebhaften Antheile, den ich, wie jeder ge⸗ 
gen das Wohl des geſammten teutſchen Vaterlandes 


uicht gleichgültig Geſinnte, an jener Verfaſſungs-Frage 


nehme, habe ich die erwähnten drei Rechtsgutachten mit 
der gejpannteften Aufmerffamfeit durchgelefen und aus 


denſelben eben fo viel Belehrung, als Beruhigung über 


diefe Angelegenheit gefhöpft, welche mir von der höchſten 
Bedeutung für den Beftand und die Wirkſam keit des 
teutfhen Bundes überhaupt zu feyn fbeint. Wer 
möchte aber. bezweifeln, daß das Wohl und bie Ruhe 


VII Vorwort. 


Teutſchlands gerade in einem Zeitpuncte, in welchem ſich 
fo manche Beſorgniſſe über weltliche und kirchliche Verhält⸗ 
niffe zum Auslande, wie zum Inlande, jedem nicht un: 
aufmerffamen Beobachter aufdrängen, lediglich von dem 
Beftehen und dem Vertrauen zu der Wirkſamkeit einer 
Staaten» Verbindung abhänge, welche, durch traurige Er⸗ 
fahrungen ber Vorzeit herbeigeführt, das Band ber Ei- 
nigfeit um alle teutjche Volksſtämme glüdlicherweife wie: 
der gefchlungen hat, ohne welches dieſelben ein Raub du 
ßerer Feinde zu werben, Gefahr laufen. 


Je wichtiger mir Daher der Gegenftand jener drei 
Rechtögutachten, und je lehrreicher mir deren Snhalt 
erſchienen ift, defto mehr glaube ich Sie, mein Verehrtes 
fter, dringend auffordern zu dürfen, diefe Rechtsgutachten 
zur Kenntniß bed ganzen Publicums durch ben Drud zu 
bringen, damit noch mehrere Waterlandsfreunde gleiche 
Belehrung und Beruhigung aus benfelben gewinnen mö- 
gen, wie ich. Denn ftimmen gleich jene drei Iuriften- 
Facultäten in dem allen unbefangenen Sadhfundi- 
gen nicht unerwarteten Refultate mit einander überein, 
- daß das Dannoverfche Staatsgrundgefeg vom 26. Septbr. 
1833 an ſich vollfommen gültig und durch das könig— 
liche Patent vom 1. November 1837 auf eine rechtöbe- 
ftändige Art nicht aufgehoben fey, fo hat bennody je: 
des Gutachten jeinen eigenthümlihen Gang genommen, 
um zu biefem Refultate zu gelangen, welches eben. durch 


| Vorwort. RX 
dieſe Verſchie den heit der Deduction deſto überzeugen⸗ 
der werden muß. Eine Vergleichung derſelben wird folg⸗ 
lich um ſo belehrender und beruhigender ſeyn. 


Hierzu kommt aber noch die Reichhaltigkeit an ein⸗ 
zelnen ſtaatsrechtlichen Erörterungen, welche auf Veran⸗ 
laſſung des vorliegenden Falles in den gedachten Rechts⸗ 
gutachten und zwar ganz beſonders in dem der Juriſten⸗ 
Facultät zu Tübingen geliefert worden find, indem die⸗ 
fes mit einer mufterhaften Gründlichfeit, Unbefangenheit 
und Umficht die wichtigften Gegenftände des Hannoverſchen 
Staatsrechts behandelt hat, und jedem Hannoveraner, 
dem das Wohl und Wehe feines befonderen Vaterlandes 
am Herzen liegt, Fünftig nicht unbekannt bleiben darf. 
- Daneben hat diefes Rechtögutachten aber auch viele, für 
bie Bewohner aller andern conftitutionellen teutfchen 
Bundesſtaaten hohe Bedeutfamkeit habende Fragen, we⸗ 
nigſtens folgeweiſe, beantwortet und ſogar nicht wenige 
Gegenſtände ohne alle Rückſicht auf die Eigen— 
thümlichkeiten des Hannoverſchen Staatsrechts, auf 
die gründlichſte und überzeugendſte Art abgehandelt. Ich 
nenne zum Beiſpiele nur allein die wichtige Frage von der ' 
Befugniß der Gerichte, die Gültigkeit eines angeb- 
lichen Gefeges vor deffen Anwendung zu prüfen, wel: 
he in neuern Zeiten von einigen (diplomatifirenden) Rechts- 
gelehrten beftritten, ©. 344. f. des Tübinger Gutach— 
tend aber richtig und mit ftattlichen Gründen eben fo ent: 


- 


| x .  Borwort. 
ſchieben ift, wie ih, für meine Perfon, mid) bereits wor 
mehreren Jahren darüber ausgefprochen habe*). . 
Sie, mein Theurer, werden Sich daher auch um 
die Wiffenfhaft ein Verdienft durch Veranftaltung eines 
vereinten Abdruds der drei Nechtögutachten erwerben und 
zugleich den Danf aller braven Hannoveraner verdienen. 
Diefen wird auch das Befremden und Mißfallen Feine Ge: 
wiffens-Scrupel erregen, welches in dem öffentlich. befannt 
gewordenen Gabinets-Refeript vom 15. Januar 1839 bar: 
über ausgefprochen ift, "daß der (eben fo patriotifch gefinn: 
te, als gewiffenhafte) Magiftrat der Stadt Osnabrüd, 
„bei auswärtigen Rechtsgelehrten eine Belehrung‘ 
über die Rechtsfragen nachgefucht habe, welche in den er= 
mwähnten drei Gutachten erörtert find. Denn es ift wahr: 
haft zu beklagen, daß die Verfaffer diefes Refcripts un= 
terlaffen haben müffen, Sr. Majeftät dem Könige das 
alte teutfche Inftitut der Actenverfendung, welches ja in 
der teutfchen Bundesacte, fogar zum Zwecke einer Ent: 
fheidung in legter Inftanz anerfannt und gebilligt ift, 
gehörig darzuftellen, dadurch aber jene Außerung des Be: 
fremdens und Mißfallens zu verhüten, welche bei genü= 
gender Sachkenntniß ohne Zweifel unterblieben feyn würde. 


Doc nicht das Verbdienft um die Wiffenfchaft altein 
und der gegründete Anfpruch auf den Danf aller braven 





) S. Guſtav Adolph Martin, Jahrbücher der Gefeggeb. u. Rechts— 
pflege in Sachſen. Bd. 3 1831. ©. 268. ff. 


Borwort. x 

Hannoveraner, find die einzigen Beweggründe, wo— 

| durch Sie, verehrtefter Freund, zu ber Herausgabe je- 
ner drei Rechtögutachten in den Druck, beſtimmt werben 
müffen, fondern dazu gefellt fich auch noch die. viel wich⸗ 
tigere Rückſicht, welche in der gewiß nicht ungegründeten 
Hoffnung befteht, daß die Kenntniß des Inhalts diefer 
Gutachten, befonders der genauen hiſtoriſchen Entwides 
lung des Hannoverfehen Berfaffungsrechts in dem Tü⸗ 
binger Gutachten*), die Aufmerkfamfeit der erhabenen 
Bundesverfammlung zu Frankfurt a. M. verdient und. 
ohne Zweifel erhalten, fodann aber ficher dazu beitragen 
wird, eine baldige und gerechte Befeitigung der höchft be- 
dauerlichen Irrungen über die Hannoverfche Verfaffung 
herbeizuführen, welche eben fo unverkennbar im Intereffe 
des ganzen teutjhen Bundes, als in den lebhafteften 
Wünfchen aller rechtlich gefinnten Teutſchen liegt, denen 
das Wohl des Vaterlandes Herzene = Angelegenheit ift, und 
die nur unter Vorausfegung einer ſolchen, nöthigenfalls 
aus eignem Antriebe durdy bie hoͤchſte Bundesbe⸗ 
hörde veranlaßten Abhülfe, den Mangel eines Bundes⸗ 
gericht s verſchmerzen werden, welches, gleich den ehe- 
maligen höchſten teutſchen Reichsgerichten, bei gehöriger 
Wirkſamkeit allen Revolutionen begegnen würde, welche 


) Neben dieſer Entwickelung verdient auch wohl der Aufſatz des Appel- 

lations⸗ Raths und Profeſſors D. Steinacker zu Leipzig, in v. Rotteck 

und Welcker Staats-Lexicon. 7. Band S. 375 — 484, geleſen zu 
werden. | 


’ 


Xu Vorwort. 


von unten herauf, oder von oben herab verfucht 
werben könnten, — ohne in ber Zegitimation zur Sache 
einzelner in ihren Rechten Gefränfter, bei deren erhobe- 
nen Befchwerden ein Hinderniß zu finden. 


Diefe Beweggründe zufammengenommen laffen mic 
erwarten, baß ein Mann Ihres Characters, mein Ver: 
ehrtefter, länger feinen Anftand nehmen wird, Rechts⸗ 
ausführungen zur allgemeinen Kunde zu.bringen, deren 
in ben öffentlichen Blättern bereits öfters, allein nur auf 
eine fehr ungenügende Art Erwähnung gefchehen ift. 


D. Ehriftoph Martin. 


Inhalts-Überſicht. 


—— or 


I. Species facti und angehängte ſechs Fragen (dem 

Rechtsgutachten ber Juriftenfacultät zu Jena entnom⸗ 
me). ©.1—7. 

II. Rechtögutachten der Juriftenfacultät in Heibel- 
berg. © 8—387. 


Seite 





» €) Beantwortung ber 
a) erften Frage 0 en . 16. 
1) deren Auflöfung in deei Fragen 8. 1. . 16. 
2) Prüfung der Gründe des Königl. Patents vom 
4. Novbr. 1837. 2 —1l- +»  » +. 19. 
3) Unterfuhung fpäterer Greigniffe, weöhalb das Han- 
noverſche Staatögrund als den Rech ten na 


aufgehoben zu betrachten ſeyn könnte $. 12 — 14. 66. 

4) Prü der Pflicht Hannoverſcher Obrigkeiten, zu Bei- 

treibung der Steuern ihre in den Steuergefegen vor» 
gefchriebene Hülfe fortwährend zu Ieiften $.15—18. 6. 

. P) der zweiten, dritten und fehöten vorgelegten Zras | 

gen F. 19 — Mm: 2 4 73. 
y) der vierten Frage . 23c... 77. 
ö) der fünften Frage so ä. 81. 


xIV Snhafts überſicht. 


IT. Rechtsguta en ber uriftenfacultät in Jena. 
©. 88— 130. 


A) Geſchichtliche Einleitung, . b . i : i 
B) Specielle Beantwortung 


a) der eriten Frage i . P A . E 107. 
b) der zweiten und brittem, ... ..  . . 127. 





Co) ber Vierten 
d) der fünften . . . ea ö . 129. 
ber fe sten ° . . . \ . | 
a ———— TB | 


zutac tem | der. I Juri en nfacultät inZübingen. 





0i Enteftung ET ern ne 131. 
‚ b) Lage der Sch &l 2 4. 4. 2. nr 113% 


2 6) Erörterung felbft der Fragen: 









—und 4. Nobbr. 18375 8:9 0-8 
mr 2 Formelle Verbindlichkeit des @ienntsgeunbgefeie 

Ri Ä vom 26. Sentbt. 1833. ae , HM 
En aa) Mit Rückſicht auf die. vorausgegangene ſtändiſche 








Inhalts⸗ Überficht: XV 

bb) Mit Rüdfit auf das Gemeinwohl $. 7. » 179. 
cc) Mit Rüdfiht auf die angeblich gefährdeten Re⸗ 

i Hz 3% . FERE TER ER |. ;* 
©) Prüfung der diesfälligen Einwendung im 

. Algemeinn qJ. g. 183. 

_ ABM Einwendung wider einzelne Berfaffungsbe- 

ſtimmungen. (Allgemeine oder Provinzial 

Stände, Ständifhes Recht der Grfehge- 

de) Mit Rüdficht auf das Rechtsverhältniß der Do- 

101 Er EEE ’ — 213. 
aa) Geſchichtliche Ratur der Deutſchen Kammer⸗ 
güter überhaupt, insbeſondere in Hinblick 

auf Hannover . 10. -. . . 213. 

B6) Beftimmungen des Staatsgrundgeſetzes rüd- 


fichtlich der Domainen und Steuern 


189. 





I. Was würde gelten, wenn die Einwendungen 
wider das Staatsgrundgefeb gegründet wär 


a) Wenn die formellen Einwendungen gegründet wäs 
ven? Rückblick auf die frühere Verfaſſung $.12. 269. 
P) Wenn die materiellen Einwendungen gegründet 
wären? — Welche rechtlichen Mittel ftehen Sr. Ma- 
jeftät zu Gebot, um diefe Einwendungen rechtlich 
durdzuführen $. 13. . . . . R 286. 


nover zu thun, um ſich hinſichtlich ihrer Amts: 

handlungen bei der fortdauernden Gültigkeit 

des Grundgefeßes vom Jahre 1833 feiner 

Verantwortung auszufegen ? ©. 296 — 358. 

a) Bom Neihte des Widerſtandes überhaupt $. 14. 206. 

P) Unmendung auf die gegenwärtigen Berhältniffe in 
Hannover 15 > . —36. 


# 


J. | 
Species facti und angehängte ſechs Fragen*). 


Es haben bekanntlich Seine Königliche Majeftät. König 
Ernft Auguft von Hannover durch dad Patent vom 1. No— 
vernber 1837 das Staatögrundgefeß des Königreichs vom 

2%. September 1833 für erlofhen erflärt, und ſpaͤter 

durch die Proclamation vom 7. Sanuar 1838 eine Staͤnde⸗ 
verfammlung nach Maaßgabe des. durch jenes Staatsgrund⸗ 
gefe& aufgehobenen Patents vom 7. December 1819 einbes 
rufen. In Anfehung diefer Regentenhandlung hat der Mas 
giftrat der Stadt Osnabruͤck ſich verpflichtet gehalten, die in 
ber Anlage A. enthaltenen verfchiedenen Borftellungen bei 
Seiner Majeftät ſowohl, als bei dem hohen Deutfchen Buns 
de, fo wie bei der berufenen Verfammlung einzureichen und 
in denfelben die geboppelte Überzeugung auszufprechen, daß 

nicht nur jene Aufhebung des Staatögrundgefeges als 

rechtöverbindlich nicht zu erachten, mithin eine Ständes 

Berfammlung nad; dem Patente vom 7. December 1819 

für ungefeglich zu halten feyz; fondern daß au jene 

berufene Berfammlung felbft dem Patente von 1819 
dem Rechtsgutachten der Juriftenfacultät in Jena entnommen, 

| 1 


2 I. Species facti und angehängte fechs Fragen. 


nicht entfpreche und deshalb, ſowohl im Fall die erfte 

Frage zu bejahen wäre ald unabhängig von berfelben 

des Repräfentativs Characterd entbehre, und nicht bes 

fugt fey, für dad Land verbindliche Befhlüffe zu faf: 
fen. — 
Jene Borftellung bei der hohen Deutfchen Bundes: Ver: 
fammlung ift zwar mittelft der Anlage B. in fo weit zurüds 
gewieſen, ald die Legitimation des Magiſtrats zu einer Be: 
ſchwerde über allgemeine Verfaffungsverlegung nicht aner= 
Fannt worden; eine Billigung der von Sr. Majeftät gethanen 
Schritte in der Art, daß angenommen werden Eönnte, die 
Berfaffung nach dem Patente vom 7. December 1819 ftehe 
wieberum in anerkannter Wirkſamkeit und habe ſich des 
Schutzes des Art. 56. der Wiener Schlußacte zu erfreuen, ift 
äber fo wenig erfolgt, daß vielmehr fiherm Vernehmen nad 
eine weitere Rechtfertigung ber gedachten Schritte Sr. ee 
ftät noch für erforderlich erachtet worden. 

Aus diefer Lage der Dinge entftehen num für die ges 
dachte Corporation verfchiedene fehwierige Rechtöftagen: 

Es ift nämlich, wie die Anlage A. Beilage 5. nachwei—⸗ 
fet, in allen Provinzen des Königreichd Hannover uralten 
durch das Patent vom 7. December 1819 beftätigten Rech⸗ 
tens, daß Steuern überall nicht erhoben werden dürfen, ohne 
daß folche zuvor von Ständen jährlich bewilligt worden. 
Das Staatögrundgefeh vom 26. — 1833 disponirt 
hieruͤber: 

$. 145. Die zur Beſtreitung der Landesausgaben außer 

der Einnahme von dem Krongut und den Regalien er= 

- forderlihen Steuern und Abgaben bedürfen der jährli: 
chen Bewilligung der allgemeinen Stände = Berfamm: 
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lung. In dem jährlich erfolgenden Ausfchreiben fol der 
ftändifchen Bewilligung beſonders erwähnt werben, 
erweitert jeboch die Befugniß der Regierung über das fr: 
m. Maaß hinaus, indem basfelbe hinzufügt: 
8.146. Sollten die von der Landes: Regierung i in Antrag 
gebrachten, zu den Bedürfniffen des Landes erforderli: 
chen Steuern und Abgaben bei Auflöfung einer Stände: 
Berfammlung nicht. bewilligt feyn; fo Fünnen die befte: _ 
henden Steuern und Abgaben, foweit fie nicht zu einem 
vorübergehenden Zwecke ausgefchrieben worden, noch 
6 Monate vom Ablaufe der legten Bewilligungszeit an 
unverändert forterhoben und zu dem Ende in Beziehung 
auf diefen $. ausgefchrieben werden. 
it ber Befchreibung uhd Erhebung der Steuern aber hat 
«8 folgende Bewandniß: 

En Mas die indirecten Steuern angeht: fo werden diefelben 
durch befondere Steuerbeamten verwaltet und erhoben, 
und gehören die Streitigkeiten zwifchen diefen und den 
Steuerpflichtigen zur Cognition befonderer Getichte, de: 
ren Urtheile in diefer Beziehung nicht vorzugreifen ift. 
Die polizeiliche Obrigkeit, fo wie die Ortsvorſteher find 
jedoch verbunden, mitzuwirken: 

a) bei Hauöfuchungen, 

 b) im Fall ein Eontravenient perfönlich angehalten wers 

den fol; auch tritt 

c) im Fall Reftanten beizutreiben find, das unten zu 
‚bezeichnende Verfahren ein. 

: 2) Bon den directen Steuern: ift 

a) die Grundfteuer eins: für alles cataftrirt und bes 

ER bie Sunctionen der Obrigkeit nur 
1 * 
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e) in der halbjährigen Aufnahme und Beſcheini⸗ 
gung der Mutationen, | 
6) in ber Beitreibung der Reftanten nach dem uns 
ten anzugebenden Verfahren, 

b) Die perfönlihen directen Steuern wer 
den in der Maaße nach dem Gefege vom 24. Octo: 
ber 1834 verwaltet, baß 

@) diejenigen Ortöobrigfeiten, welche die Hoheits⸗ 
rechte wahrzunehmen haben, jährlich im April 
bie Befchreibung für das bevorftehende Rech: 
nungsjahr vom 1. Suli bis zum 30. Juni; im. 
October fodann eine Mutationsbefchteibung 

. und im Monate April eine Nachtragsbefchreis 
bung vorzunehmen habenz 

P) Die von den Obrigkeiten alfo aufgenommenen, 
von den Steuerbehörden feftgeftellten Rollen 
‚werden dann zur Erhebung den Einnehmern 
zugeftellt. Die Reſtanten aber werden nach 

. Maafgabe der Verordnung vom 4. Decbr. 
1834 bei allen Arten von Steuern 
4) durch den allein von der Steuerbehörde 
abhängigen Steuerdiener angemahnt. 
Hierauf wird | 
9) von der befchreibenden. Obrigkeit das Er: 
ecutionsmandat auögefertigt, und dem⸗ 
naͤchſt 
3) die Auspfaͤndung — Fe — 
jedoch auf dem Lande nur in Gegenwart 
des Ortsvorſtehers, oder, wenn gegen 
dieſen ſelbſt die Pfaͤndung zu vollſtrecken 
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ift, eines andern Eingefeffenen der Orts 
fchaft ; in den Städten aber in Gegenwart 
eines von der Obrigkeit zu committirenden 
Mannes vollzogen, deffen Gutachten der 
Steuerdiener in der Auswahl der zu pfäns 
denden Gegenftände zu befolgen hat; .ins 
dem diefer auf gehöriges Verfahren zu fes 
ben und die Pfandſtuͤcke zu füchern ver: 
bunden ift. | 

4) Die Obrigkeit hat fobann den Verkauf der 
Pfandftüde zu. bewirken. 

Als nım im Monat April d. I. die gefegliche Zeit ber 
Steuerbefchreibung heranrüdte, die ſtaatsgrundgeſetzliche 
Staͤndeverſammlung aber durch die Koͤnigliche Proclamation 
vom 30. October 1837 aufgelöfet war, mithin der $. 146 des 
Staatögrundgefeßes eintrat, nach welchem die Steuern noch 
ſechs Monate forterhoben werden koͤnnen: fo trug der Magis 
firat der Stadt Osnabruͤck um fo weniger ein Bedenken, die 
Befchreibung vorzunehmen (wie denn auch die Untergebenen 
ihrer Deckarationspflicht nachfamen) je mehr derfelbe die Hoffs 
nung hegte, durch die Beſchwerde bei der hohen Deutſchen 
Bundes » VBerfammlung diefe Streitfache erledigt zu ſehen; 
und hat hiernach auch bisher die Reftanten beigetrieben. Sene 
Erledigung aber ift nicht erfolgt. 

Es hat zwar die von Sr. Königlichen Majeftät berufene 
Berfammlung nad) dem Patente von 1819 dad Budget von 
1837 auf Ein Jahr in folle prorogirt, mithin die Steuern 
bis zum 4. Julius 1839 bewilligt, und es ift hiernach unter 
dem 9. Junius d. J. das Steuerausfchreiben in Bezug nicht 
auf den $. 146 des Staatögrundgefeges, fondern auf dieſe 
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Bewilligung erfolgt. Indeß ift diefe Berfammlung nicht nur 
in ben in ber Anlage A. enthaltenen verfchiedenen Eingaben 
als eine des Repräfentativ » Characterd ermangelnde darges 
ftelt; fondern es hat auch diefelbe in einem von dem Gabinet 
St. Majeftät nicht veröffentlichten Schreiben felbft Zweifel an 
ihrer rechtlichen Eriftenz auögefprochen, und es ift nachmals 
von der Mehrheit der zweiten Kammer ausdrüdlich erklärt: 
daß keine Handlung der jest verfammelten Deputirten 

rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, daß viels 

mehr dazd die Zuftimmung einer auf die vor bem Re⸗ 
giierungsantritte Gr. Majeftät rechtmäßig beflandene 
Verfaſſung gegründeten und in Gemäßheit derfelben be: 
rufenen und componirten Ständeverfammlung erforbers 
ich fey, 
worauf eine plögliche Vertagung erfolgt ift. 

Unter diefen Umftänden ift zu erwarten, daß nach dem 
1. Sanuar 1839 nit nur die regelmäßig vorfommenden 
Steuerrefte, fondern auch manche Nichtzahlungen von folchen 
Derfonen fich ergeben werden, welche fich in Folge obiger 
Umftände zu einer Steuerentrichtung nicht länger verbunden 
achten, vielmehr geneigt feyn möchten, die erequivende Obrig⸗ 
feit nach Maaßgabe des 8. 161 des Staatsgrundgefeges ges 
richtlich in Anfpruch zu nehmen, und fo findet der Magiftrat 
der Stadt Dsnabrüd, um feines Verfahrens ficher zu feyn, 
fich bewogen, die folgenden Rechtöfragen aufzuftellen : 

1) Ift eine Obrigkeit im Königreihe Hannover nach dem 
1. Sanuar 1839, falls eine Ständeverfammlung nad 
dem Grundgefege vom 26. September 1833 nicht berus 
fen würde, und die Steuern bewilligte, berechtigt und 
verpflichtet, die in den Steuergefegen vorgefchriebene 
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Hilfe zur Beitreibung fowohl der directen als indirecten 
Steuern zu leiften? 

2) Sept eine Obrigkeit, welche die gedachte Hülfe, naments 
lich zur Beitreibung der Steuern leiftet, ſich dadurch 
der Gefahr aus, gerichtlich in Anfprud genommen zu 
werben? | 

3) Welche Klagen würde die gedachte Obrigkeit zu befors 
gen haben, und welcher Schugmittel gegen diefelben 
würde folche fich zu verfichern haben? 

4) Welchen rechtlichen Einfluß würde e3 namentlich auf 
eine folche Klagfache haben, daß die Obrigkeit einerfeits 
fih auf die in der Anlage bezeichnete Weife ausgefpros 
chen, andererfeitd aber die Befchreibungen bislang nach 

dem Gefege vom 21. Detober 1834 vorgenommen hat? 

5) Welchen Einfluß würde eö auf dieſe Rechtöverhältniffe 
äußern, wenn bie in biefem Zrühjahre berufene am 29. 
Zuni vertagte Berfammlung wieder zufammenberufen 
würde, oder gar Abänderungen ber Verfaffung geneh⸗ 
migte? 

6) Segt fich der Drtövorfleher oder deſſen Stellvertreter 
Klaganfprüchen aus, falls er die ihm anvertrauen Funs 
ctionen ausführt, und welche Vertheidigungsmittel fies 
hen demfelben casu quo zu Gebote? 


II 


Rechtsgutachten der Juriſtenfacultät in Hei⸗ 
delberg. 





Rechtsfall. 


Die verſchiedenen Beſtandtheile des Churfuͤrſtenthumes, 
jetzt (ſeit dem 12. Octbr. 1814) Koͤnigreiches Hannover hats 
ten von jeher Iandftändifche Verfaffungen. Durch die Ver— 
Änderungen, welche der Zilfiter Friede (vom J. 1807) ber: 
beiführte, verlohr das Churfürftenthum Hannover mit feiner 
Selbſtſtaͤndigkeit zugleich auch diefe Verfaſſungen. Als aber 
in der Folge in dem Churfürftentyume Hannover der recht: 
mäßige Herrfcher wieder zur Ausübung der Machtvollfoms 
menheit gelangte, wurde alsbald die altlandftändifche Vers 
faffung wieberhergeftellt, jedoch fo, daß zugleich ein alls 
gemeiner Landtag proviforifch einberufen wurde, d. i. eine 
Derfammlung, deren Kompetenz fih, zu Folge der Art, wie 
die Verfammlung zufammengefegt war, über das ganze Koͤ— 
nigreich erfiredte. Diefer Berfammlung wurde ein ihre defis 
nitive Organifation betreffender Entwurf von Seiten der Ne 
gierung vorgelegt. Und nachdem bie DBerfammlung ihre An: 
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ſichten und Wuͤnſche der Regierung mitgetheilt. hatte, erfchien 
unter dem 17. Decbr, 1819 ein Königliches Patent, : durch 
welches, mit Berüdfihtigung jener Anfichten und Wünfche, 
die Zufammenfegung und ‚die Befugnifle ded allgemeinen 
Landtages bleibend — übrigens nur im Allgemeinen und nut 
durch einige wenige Säge — beflimmt wurben. 

Das BVerfaffungögefeg vom Jahre 1819 blieb bis zum 
Jahre 1833 in Kraft. Jedoch ſchon im Jahre 1831 hatte 
fich die Regierung von der Nothwendigkeit oder Räthlichkeit 
überzeugt, mit der Verfaſſung des Königreiches eine durch⸗ 
greifendere Reform vorzunehmen. Zur Ausführung diefes 
Planes wurde zuvoͤrderſt (im Jahre 1831) eine aus fieben 
Königlihen Commiffarien und vierzehn Mitgliedern der Land: 
ftände beftehende Deputation mit dem Auftrage niebergefegt, 
den Entwurf eines neuen Verfaffungsgefeges in Berathung 
zu ziehn. Der von diefer Deputation. berathene Entwurf 
wurde hierauf mittelft einer Königlichen Declaration vom 11. 
Mai 1832, der Etändeverfammlung zur Stellung ihrer Ans 
träge und Vorfchläge mitgetheilt. Die Verfammlung ent 
fprach , nad) langen und forgfältigen Verhandlungen, diefer 
Königlichen Aufforderung. Endlih, nachdem fo das Ders 
faffungswerf mit der bei Gefegen diefer Art befonders erfors 
derlichen Bedächtlichkeit vorbereitet worden war, wurde das 
neue Grundgefeß des Königreiches Hannover, mittelft eines 
Königlichen Patentes vom 26. Septbr, 1833, publicirt. 
Diefer definitiven Redaction lag im Allgemeinen der aus 
den Berathungen der Ständeverfammlung. hervorgegangene 
Gefegesentwurf zum Grunde, ausgenommen in einigen Punk⸗ 
ten, im welchen fie aus den (in dem Patente ausführlich ent: 
widelten) Gründen von jenem Entwurfe abwich, wie fich 
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dieſes aus bem Eingange des Patentes ber fo lau⸗ 
tet 2): 
„Wilhelm der Vierte von Gottes Gnaden, Koͤnig des 
vereinigten Reichs Großbritannien und Irland ꝛc., auch 
König von Hannover, Herzog zu Braunfchweig und 
Luͤneburg zc. ꝛc.“ 

„Da durch die Aufloͤſung der vormaligen teutſchen 
Reichsverfaſſung, durch die Errichtung eines teutſchen 
Bundes und durch die Vereinigung aller ſowohl aͤltern 
als neu erworbenen teutſchen Beſitzungen Unſeres Koͤnig⸗ 
lichen Hauſes zu einem unabhaͤngigen Koͤnigreiche, in 
bee Verfaſſung deſſelben mehrfache wichtige Veraͤnde⸗ 
rungen hervorgebracht worden ſind, andere Theile der 
Verfaſſung aber einer neuen Befeſtigung oder naͤheren 
Beſtimmung beduͤrfen; ſo haben Wir auf den Antrag 
Unſerer getreuen allgemeinen Staͤndeverſammlung bes 
ſchloſſen, die inneren Verhaͤltniſſe Unſeres Koͤnigreiches 
Hannover durch die Erlaſſung eines neuen Staatsgrund⸗ 
geſetzes genauer feſtzuſtellen, und deshalb in der an Uns 
fere getreue allgemeine Ständeverfammlung erlaffenen 
Declaration vom 11. Mai 1832 die Grundfäße zu dem; 
felben vorgeſchrieben.“ 

„Nachdem Uns nunmehr die Refultate ber danach 
ſtatt gehabten ausfuͤhrlichen Berathung Unſerer getreuen 
Stände über dad Grundgeſetz vorgelegt find, und Wir 
denn deren Anträge in allen ber Zuſtimmung derfelben 
bebürfenden Puncten zu beftätigen Uns bewogen gefun⸗ 
1) Bol. auch über die Geſchichte der Berfaffung des K. Hannover feit 

dem 3. 1814 Pölis, die europäifhen Verfaffungen feit dem Jahre 1789 
(zweite Aufl, Leipzig 1832) 1. Bd. 1. Abth. S. 261 ff. 3. Bd. ©, 505 ff. 
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ben haben, ſolche auch übrigens zum größten Theile 
den von Und ertheilten Vorfchriften entfprechen, und 
‚ nur in einigen wenigen Puncten zur Sicherftellung Uns 
ferer landesherrlichen Rechte und zum Belten Unferer 
getreuen Unterthanen von Uns einer Abänderung bes 
dürftig gefunden find; fo fehen Wir Uns veranlaßt, in. 

Beziehung auf die deshalb nothwendig gefundenen Ders 

änderungen des aus den Berathungen Unferer getreus 

en allgemeinen Stänbeverfammlung hervorgegangenen 

Grundgefegentwurfes, fo weit fie nicht bloß Berichtis 

gungen der Wortfaffung betreffen, Folgendes zu erklaͤ⸗ 

ven”: u. f. w. | 

übrigens ift hier noch — mit Rüdficht auf die Uns zur 
Beantwortung vorgelegten Fragen — zu bemerfen: So wie 
fi) aus dem Grundgefege vom 26. Septbr. 1833 auf das 
Beftimmtefte ergiebt, daß dad Gefeg auch für alle Regie 
rungsnachfolger Sr. Majeftät, des Königes Wilhelm ver 
pflichtend feyn follte, (vgl. 3. B. $. 13 des Grundgefeges,) 
fo ift auf der andern Seite weder aud dem Gefege noch aus 
dem Publikationd = Patente zu erfehn, daß die Agnaten bed 
Königes Ihre Zuflimmung u der Erlaffung dieſes Geſetzes 
gegeben hätten. 

Das Staatsgrundgefeh trat fofort in Kraft; ausgenom⸗ 
men jedoch was bie Finanzen betraf, wegen welcher es erſt 
som Eintritte des neuen Rechnungsjahres an d. i. erſt vom 
4. Julius 1834 an beobachtet werden follte und beobachtet 
wurde, (Vgl. den Schluß des Publikations⸗Patentes.) Das 
Befeg blieb feitvem, fo lange, Se. Majeftät der König Wil⸗ 
beim am Leben war, in ungeftörter Wirkſamkeit. 

Ein anderes, Schidfal wartete des Staatsgrundgeſetzes 


12 IL Rechtsgutachten 


vom 3. 1833, ald Se. Mojeftät, der König Ernſt Auguſt, | 
dem Könige Wilhelm, Seinem Bruder, im Jahre 1837 in 
der Regierung folgte. Nachdem der neue Regent aus Engz 
Yand in Seiner Hauptſtadt Hannover eingetroffen war, wur: 
den aldbald die damals gerade verfammelten Stände (durch 
ein Königliche Reffript vom 29. Jun. 4837) vertagt. Ein 
Königl. Patent vom 5. Jul. defjelben 3. erklärte, 

daß Se. Majeftät in dem weder in formeller noch in 

materieller Hinficht Diefelben bindenden Staatsgrund: 

gefege eine hinreichende Gewähr für das Glüd Shrer 

Unterthanen nicht finden Eönnten, 

Durch ein andered Patent (vom 1. Nov. 1837) wurde 
das Staatögrundgefeb des Königreiches Hannover vom 26. 
Septbr. 1833 für erlofchen erklärt und hierauf durch 
eine Königl. Proflamation vom 7. Ian. 1838 eine neue 
Ständeverfammlung, nah Maaßgabe des durch jenes Staatds 
grundgefeß aufgehobenen Patentes vom 7. Dechr. 1819, (je 
doch mit einigen Abänderungen der in diefem Patente enthals 
tenen Vorfchriften,) einberufen. . Die Wahlen der Abgeords 
neten erfolgten; ber Landtag wurbe in ber Hauptfladt Hans 
nover eröffnet. 

Bon den Verhandlungen diefes Landtages, welche übris 
gend aus öffentlichen Blättern fattfam befannt find, ift hier 
(mit Rüdficht auf die an Uns geftellten Fragen,) nur Folgens 
des anzuführen: Die VBerfammlung prorogirte zwar dad Bud⸗ 
get von 183% im Ganzen auf ein Jahr d. i. bis zum 1. Sus 
lius 18395; wie auch die Steuern feither nach Maaßgabe diefes 
Budgets, ausgefchrieben und erhoben worden find. Es ers 
klaͤrte jedoch in der Folge die zweite Kammer mit Stimmen: 
mehrheit, 
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„daß feine Handlung ber jest verfammelten Deputirten 
rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, daß viel⸗ 
mehr dazu die Zuſtimmung einer auf die vor dem Res 
gierungsantritte rechtmäßig beftändene Verfaffung ges 
gründeten und in Gemäßheit berfelben berufenen und 
fomponirten Ständeverfammlung erforberlich ſey.“ 
Übrigens hatte diefe Erflärung der zweiten Kammer die 
Folge, daß die Ständeverfammlung fofort vertagt wurde. 
(Sie ift bis jegt weder aufgelöft noch von neuem einberufen 
worden) :  . | 5 
Es Fonnte nicht fehlen, daß das Berfahren, welches 
die Regierung wegen des Staatsgrundgefehes vom Jahre 
4833 eingefhlagen hatte, im Lande hin und wieder Widers 
fpruch finden oder Unzufriedenheit erregen mußte. Ja, man 
koͤnnte fogar aus der fo eben angeführten Grflärung ber 
zweiten Kammer die Folgerung ziehn, daß die Aufrechthals 
tung. oder die Wieberherftellung des Staatögrundgefeges vom 
8. 1833 der Wunſch eines großen Theiles der Einwohner des 
Königreiched Hannover 'fey. 

Namentlich wendete ſich die Stadt Osnabruͤck, verfafs 
fungsmäßig vertreten, zuvoͤrderſt an Se. Majeftät den Koͤ⸗ 
nig und dann an die hohe Deutfche Bundesverfammlung mit 
der unterthänigften Bitte um Wiederherftellung des Staats 
grundgefeßes vom I. 1833: So wie fie jedoch von ber 
Königl. Regierung die erwuͤnſchte Nefolution nicht erhalten 
bat, fo ift fie auch von der hohen Deutfchen Bundesver⸗ 
fammlung abfchläglich befchteden worden, jedoch nur mittelft 
des folgenden (in der Sigung der Deutfehen Bundesverfamnis 
lung. vom 6. Septbr. 1838, gefaßten) Befchluffes: 

„Den Magiftrate und den Xlterleuten der Stadt Os—⸗ 
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mnabrüůuͤck durch ihren Bevollmächtigten, Doctor Heffens 
berg bahier, zu bedeuten, daß die Bundeöverfammlung 
in dem vorliegenden Falle ihre Legitimation zur Bes 
fhwerbeführung in den Beflimmungen der Deutfchen 

Bundes s und der Schluß » Acte nicht begründet finde.” 

Zugleich aber ift, „ficherem Vernehmen nach,“ von ber 
hohen Deutfchen Bundesverfammlung an bie Königl. Hans 
noverfche Regierung, in Berüdfihtigung des Art. 56 der 
Schlußakte der Wiener Minifterials Konferenzen, die Auf: 
forderung gerichtet worden, fich wegen der Aufhebung des 
Staatögrundgefeged von 3. 1833 zu erklären. 

Bu Folge diefer Lage der Sache betrachtet der Magiftrat 
der Stadt Dsnabrüd die Frage, — ob das Staatögrundge: 
feß des Königreiches Hannover vom 26. Septbr. 1833 wenn 
auch de facto aufgehoben, dennoch de jure fortdauernd vers 
bindende Kraft habe, — noch immer ald unerlediget. Und 
ed tritt gerade jeßt der Fall ein, daß biefe Frage für den 
Magiftrat der Stadt Osnabruͤck, fo wie für die übrigen 
Obrigkeiten des Landes, eine befondere praftifhe Wichtigs | 
keit erhält. Denn die Zeit, auf welche, nach Maafigabe des 
- Staatögrundgefeged vom I. 1833, (theild zu Folge ber Be: 
fchlüffe der nach diefem Gefege zufammenberufenen Stände, 
theils zu Folge des $. 146 deſſelben Geſetzes) die Steuern 
annoch erhoben werben Fünnen, laͤuft mit dem Ende des 
Sahres 1838 ab, Da nun dem Magiftrate der Stadt Os⸗ 
nabruͤck, fo wie den Übrigen Obrigkeiten des Landes, zu 
Folge der beftehenden Steuergefege, die Verbindlichkeit ob⸗ 
fiegt, die zur Herbeitreibung der Steuern etwa erforberlide 
Hülfe zu leiften, fo beforgt er, daß ihn, wenn er diefe Hülfe 
auch in Zukunft. noch d. i, auch vom 1. Ian, 1839 noch, wie 
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bisher, leiftete die Steuerpflichtigen in Gemäßheit bes $ 161 
der Berfaffungsurfunde vom 26, Septbr. 1833, — welcher 
in n ben bier einſchlagenden Worten fo lautet: 


„Alle Givil-Staatsdiener, mögen fie vom Könige oder 
deffen Behörden ernannt, ober von einzelnen Berech⸗ 
tigten und Gorporationen erwählt, präfentirt ober ers 
nannt feyn, find durch ihren, auf die getreuliche Beob⸗ 
achtung des Staatsgrundgeſetzes auszudehnenden Dienſt⸗ 
eid verpflichtet, bei allen von ihnen ausgehenden Verfuͤ⸗ 
gungen dahin zu ſehen, daß ſie keine Verletzung der 


Verfaſſung enthalten. — 


im Wege Rechtens in Anſpruch nehmen koͤnnten und wuͤr⸗ 


den. 


Es verlangen daher Buͤrgermeiſter und Rath der Stadt 


— uͤber folgende Fragen: 


III. 


IV. 


Iſt eine Obrigkeit im Königreiche Hannover nach dem 
erſten Sanuar 1839, falls eine Ständeverfammlung 
nach bem Grundgefege vom 26. Septbr. 1833 nicht be= 
rufen würde, und die Steuer bewilligte, berechtigt und 
verpflichtet, die in den Steuergefegen vorgefchriebene 


Hüuͤlfe zur Beitreibung fowohl der directen ald der ins 


birecten Steuern zu leiften? 
Sept eine Obrigkeit, welche die gedachte Hülfe, nas _ 
mentlich zu Beitreibung der Steuern leiftet, fich das 
durch der Gefahr aus, gerichtlich in Anfpruch genoms . 
men zu werben? 

Welche Klagen würde die gedachte Obrigkeit zu befors 
gen haben, und welder Schugmittel gegen diefelben 
würde folche ſich zu verfichern haben? — 
Welchen rechtlichen Einfluß wuͤrde es namentlich auf 
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eine folche Klagfache haben, daß die Obrigkeit einers 
feitö fich gegen die Rechtmäßigkeit dev Aufhebung bes 
Staatögrundgefeßes vom I. 1833 ausgefprochen, ans 
dererfeitö aber die Befchreibungen (d. i. bie Entwerfung 
der Steuerrollen) bislang nach dem Gefege vom 21. 
Dctober 1834 vorgenommen hat? 

V. Welchen Einfluß würde es auf diefe Rechtsverhältniffe 
äußern, wenn die in diefem Frühjahre berufene am 29. 
Juni vertagte Verfammlung wieder zufammen berufen 
wuͤrde ober gar Abänderungen der Verfaſſung genehs 
migte? 

und: | 

VI. Segt ſich der Ortövorfteher oder deffen Stellvertreter 
Klaganfprüchen aus, fall er die ihm anvertrauten Funs 
ctionen ausführt, und welche Bertheidigungsmittel fiehen 
bemfelben casu quo zu Gebote? 


Unfere in den Rechten gegründete Meinung. 


Beantwortung ber erften Frage. 


$. 1. 

Sol diefe Frage genügend beantwortet werden Fönnen, 
fo iſt fie in drei Fragen aufzulöfen, welche insgefammt unter 
jener Frage begriffen find. Nämlich 

A) Laͤßt fi das in der Erzählung des Nechtöfalles ange: 
führte Patent vom 1. Novbr. 1837, in fo fern es das 
Staatögrundgefeß des Königreiches Hannover vom 26. 
Septbr. 1833 für erlofchen erklärte, durch hinreichende 
Gründe rechtfertigen? 

B) Angenommen, daß bie erfte Frage (A) zu verneinen 
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feyn ſollte, — haben ſich nicht gleichwohl nach ber 
Publication jenes Patentes Begebenheiten ereignet, zu 
Folge welcher das Staatögrundgefeg des Königreiches 
Hannover ben Rechten nad ald — zu be⸗ 
trachten iſt? 

und: 

C) Angenommen, daß auch die zweite Frage (B) zu ver⸗ 
neinen wäre, — würden nicht auf jeden Fall die Ob» 
rigfeiten des Königreiches Hannover verpflichtet feyn, 
die in den Steuergefegen vorgefchriebene obrigkeitliche 
Hülfe zur Beitreibung er Steuern fortdauernd zu leis | 
fien? 

Inden Wir jest zur Erörterung diefer Fragen, einer jeden 
für fi, übergehen, bemerken Wir nur noch gelegentlich, daß 
die Fragen A—C nicht etwa dadurch müßige oder überflüf- 
fige Fragen geworben find, daß die hohe Deutfche Bundess 
verfammlung auf die an Sie von der Stadt Osnabruͤck ges 
richtete Vorftellung einen abfchläglichen Befcheid (unter dem 
6. Septbr. 1838) ertheilt hat. Dieſer Befcheid bezieht fich 
überall nicht auf die merita causae; er enthält überall nicht 
ein Prajudiz für oder wider die Rechtmäßigkeit der von der 
Stadt Ddnabrüd geführten Beſchwerde, diefe ihrem Inhalte 
nach betrachtet. Nur propter deficientem legitimationem 
ad causam werben die Befchwerdeführer von der hohen Deuts 
fehen Bundesverfammlung abgewiefen. Die hohe Deutfche 
Bundesverfammlung ging bei der Faffung des Befchluffes 
vom 6. Septbr. 1838 offenbar von dem Grundfaße aus, zu 
welchem Sie fih ſchon in fo vielen andern Fällen befannt 
hat: die inneren Angelegenheiten der einzelnen Deutfchen 
Bundesftaaten find in der Regel dem Bunde fremd, Das 
2 
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bringt das Wefen, das bringt das Intereffe eines Staaten: 
bundes mit ſich. Angelegenheiten diefer Art, 3. B. Beſchwer⸗ 
den, welche die Unterthanen über die Regierung führen zu 
koͤnnen glauben, find unter den Partheien felbft, auf dem 
von den Landesgeſetzen vorgefchriebenen ober verftatteten Me: 


ge, zu erlebigen. Wenn es auch Fälle giebt in welchen ſich 


die Unterthanen eined Deutfchen Bunbesftaated mit einer Bes 
fchwerde über ihre Regierung an die Deutfche Bundesver- 
fammlung wenden fönnen, fo find das doch nur ſolche Fälle, 
in. welchen die Gefege des Deutfchen Bundes allen einzelnen 
Unterthanen der Deutfchen Bunbesftaaten oder einem gewif: 
fen Stande oder einer gewiffen Körperfchaft ein beftimmtes 
Recht zufichern, und fo können fi doc) auch in diefen Fällen 
nur die unmittelbar Betheiligten an die Bundesverfamms 
lung wenden. Geſetzt alfo, daß der 13. Artifel der Deuts 
ſchen Bundesakte oder daß der Artikel LVI. der Schlußafte 
der Wiener Minifterial= Konferenzen von ber Regierung eines 


Deutfchen Bundesftaates nicht beachtet wurde, fo ift deshalb 


nieht ein jeder Unterthan, nicht eine jede Körperfchaft des 
Landes befugt, ſich mit einer Befchwerde an den Bund zu 
wenden. Sey ed auch, daß, (wie in dem vorliegenden Falle,) 
durch eine Regierungsmaaßregel bie Körperfchaft, welche fich 
auf ein ihr durch die Bundeögefege zugefichertes Recht berus 
fen konnte, zu erifliren aufgehört hat, fo ift dad zwar ein 
Grund, aus welchem der Bund nach -Befinden unmittelbar 
und aus eigner Bewegung einfchreiten kann, nicht aber ein 
Grund, welcher dritte Perfonen zu Führung einer Befchwerde 
bei dem Bundestage ermächtigte!). — So wie aber, zu 


1) Bgl. über dad Recht der Unterthanen, fi mit einer Befhwerde an 
die hohe Deutſche Bundeöverfammlung zu wenden: Klüber, öffentliches 


⸗ 
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Folge diefer Saͤtze, die hohe Deutfche Bunbesverfammlung 
nur den Befchluß faſſen Fonnte, die Stadt Osnabruͤck mit 
der in Frage flehenden Beſchwerde abzumeifen, fo liegt doch, 
zu Folge derfelben Säge, in dieſer Abweifung zugleich eine 
Verweifung der Befchwerbeführer auf die den Landesgefegen 
nach zuläffigen Mittel zur Abhülfe der bei dem Bundestage 
geführten und von Ihm abgemiefenen Befchwerbe. 


Bur Frage A. des 8. 1. 


6% 

Man Fann die Aufhebung des Staatögrundgefeges des 
Königreiches Hannover von 26. Septbr. 1833 aus einem dop⸗ 
pelten rechtlichen Standpunfte betrachten; theils in Beziehung 
auf die Art, wie theild in Beziehung auf die Gründe, 
aus welchen fie gefchehen ift, d. i. bemandten Umftänden 
nach, theils in Beziehung auf den Artikel LVI. der Schluß: 
akte der Wiener Minifterials Konferenzen, theils in Beziehung 
‚auf die Gründe, welche der fortdauernd = verbindenden Kraft 
jenes Gefetzes nad) eingetretenem Negentenwechfel entgegen: 
gefegt worden find. Sollte bei der Aufhebung des Staats 
grundgefeges in der Form gefehlt worden feyn, fo bedarf es 
allerdings nicht einer Prüfung der Gründe, auf welche die 
Maaßregel geftügt worden if. Wir werben jedoch in diefem 
Gutachten auf jeden Kal au die Grunde der Maafregel in 
Erwägung zu ziehen haben, ba in Verfaffungsfachen auf die 
Form nicht dasfelbe Gewicht, wie in andern Fällen, zu legen . 
ift oder gelegt zu werben pflegt. 

Recht des teutfhen Bundes und der Bundeöftanten. F. 138 a f. S. auch die 
Ang. Zeitung v. J. 1831. Außerordentl, Beil, Nr, 358 ff. 
2 * 
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1) Von dem Artikel LVI. der Schlußakte ber Wiener 
Minifterial= Konferenzen in Beziehung auf bie vor: 
liegende Stage (A). 


$ 3. 
Der Artikel LVI. der Schlußafte Yautet for 
„Die in anerkannter Wirkfamkeit beftehenden Yand: 
ftändifchen Berfaffungen fönnen nur auf verfaffungs: 
mäßigem Wege abgeändert werben.” 

Er enthält eine Ausnahme von der im LV. Artikel enthals 
tenen Regel. Nachdem nämlich der Artikel LIV. feftgefest hat: 
| „Da nach dem Sinne des dreizehnten Artikels der 

Bundesafte, und der darüber erfolgten fpätern Er— 
klaͤrungen, in allen Bundesftaaten landftändifche Ver: 
faffungen ftattfinden follen, fo hat die Bundesvers 
fammlung darüber zu wachen, daß diefe Beftimmung 
in feinem Bundesflaate unerfüllt bleibe.” 
fährt der Artikel LV. fo fort: 

„Den fouverainen Fürften der Bundesftaaten bleibt 
überlaffen , die innere Randesangelegenheit, mit Bes 
ruͤckſichtigung fomohl der früherhin gefeglich beftande: 
nen fländifchen Rechte, als der gegenwärtig obwal⸗ 
tenden Berhältniffe zu ordnen.“ 

Hierauf folgt, im LVL Artikel, eine Ausnahme von der 
Art. LV. aufgeftellten Regel, eine Ausnahme, welche man 
mit Rüdficht auf die Regel, fo umfchreiben kann: 

Wenn auch die fouverainen Fürften der Bundesftaaten 
(nad Art: LV.) berechtiget find, die Vorfchrift des 
13. Artifeld der Deutfchen Bundedakte nach eigenem 
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Sutbefinden in Vollziehung zu fegen, fo follen doch 
von ihnen die in anerkannter Wirkfamkeit beftehenden 


Vandftändifchen Verfaſſungen nicht einfeitig abgeändert 


werben. | | 
| Mas in dem Artikel LVI. eine „in anerkannter Wirkſam⸗ 
feit beftehende Iandftändifche Verfaſſung“ fey, dürfte, wenn 


man den Artikel ohne Vorurtheil oder Partheilichkeit liest und . 


deutet, nicht zweifelhaft feyn. Der Artikel wollte in Bezies 
bung auf beftehende landftändifche Verfaffungen, (um in 
der Sprache der heutigen Diplomatie zu fprechen), den sta- 
tus quo beftätigen und erhalten. Jedoch ſchuͤtzt er nicht 
alle und jede Iandftändifche Verfaffungen, welche man als 
beftehend betrachten könnte, gegen einfeitige Veränderungen, 
Sondern er verlangt, um. Mißverftändniffen vorzubeugen, 
ausdrüdlich, 1.) daß landſtaͤndiſche Verfaffungen, wenn fie 
unter die Ausnahme des Artifeld LVI. gehören follen, in 
„Wirkſamkeit“ feyn müffen. Es kann alfo eine lands 
ftändifche Verfaffung, welche zwar vormals beftand, aber 
entweder im Verlaufe der Zeit. almälig außer Gebrauch ges 
fommen ift, oder plößlich, fey es durch einen Machtſpruch, 
ſey ed durch Feindeögewalt, aufgehoben. worden if, — «6 
kann eine folche Verfaffung unter die Vorfchrift des. Artikels 
LVI. nicht gebracht werden. Derfelbe Artikel verlangt 2.) 
daß eine Iandftändifhe Verfaffung, wenn ihr die in diefem 
Artikel enthaltene Ausnahme zu ftatten kommen fol, in „ans 
erkannter“ Wirkffamkeit beftehen muͤſſe. Es werden durch 
diefen Zufaß diejenigen Verfaſſungen von der Vorfchrift des 
Artifeld LVI. ausgefchloffen, welche nicht von der Regierung 
als in Wirkſamkeit beftehend anerkannt wären, wenn ſich 
auch die vormaligen Landſtaͤnde in einzelnen Faͤllen geregt 


* 


2 N. Rechtsgutachten 


oder gegen die Nichtachtung ihrer Rechte verwahrt haben ſoll⸗ 
ten, ja wenn ſelbſt die ehemalige landſtaͤndiſche Verfaſſung 
annoch in dem einen oder dem andern Inſtitute, (z. B. in 
einem landſtaͤndiſchen ſich ſelbſt ergaͤnzenden Ausſchuſſe oder 
in dem Namen einer landſtaͤndiſchen Schuldentilgungscaſſe,) 
fortleben ſollte. Mit einem Worte, man wollte durch den 
Artikel LVI. zwar die beſtehenden landſtaͤndiſchen Verfaſſun⸗ 
gen aufrecht erhalten, zugleich aber die Regel des Artikels 
LV. gegen alle mit ihr unvereinbare Anſpruͤche ſichern, ge⸗ 
gen Anſpruͤche, welche gerade zu der Zeit, da die Schlußakte 
der Wiener Miniſterial-Konferenzen berathen und beſchloſſen 


wurde, in einigen Deutſchen Staaten (im K. Wuͤrtemberg und 


im GH. Darmſtadt) erhoben worden waren. — Andererſeits 
ſchuͤtzt der Artikel LVI. eine jede in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtehende landſtaͤndiſche Verfaſſung, als ſolche, — d. i. 
ſchon deswegen, weil ſie in anerkannter Wirkſamkeit beſteht, 
— gegen eine jede einſeitige oder ſonſt verfaſſungswidrige Ab⸗ 


"änderung. Denn man müßte dem Wortverſtande des Arti⸗ 


feld Gewalt anthun oder in den Artikel Worte hineintragen, . 
wenn man ben Schuß, den der Artikel den in anerkannter 
Wirkfamkeit beftehenden Iandftändifchen Verfaffungen angedei⸗ 
hen läßt, 3. B. auf die aus der Vorzeit fich herfchreibenden 


landſtaͤndiſchen Verfaffungen befchränken oder aber von ber 


Bedingung abhängig machen wollte, daß die Verfaffung auf 
eine in jeber Beziehung gültige Weife eingeführt worden fey. 
Allerdings fpricht der Artifel LVI, nur von den landſtaͤndi⸗ 
[hen Verfaffungen, deren Beftehn nicht bloß auf einer That: 
ſache fondern zugleich auf einem Anertenntniffe beruht. 
Allein diefes Anerkenntniß bezieht fich nicht auf die Rechtö- 
gültigfeit, fondern nur auf die Wirkfamkeit der Ber: 
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Faffung. Der Artikel fagt nicht: Die mit anerkannter 
Gültigkeit — fondern, die in anerkannter Wirk: 
ſamkeit beftehenden landſtaͤndiſchen Verfaffungen koͤnnen 
nur auf verfaſſungsmaͤßigem Wege abgeändert werben. Ans 
genommen alfo 3. B., daß eine landftändifche VBerfaffung ohne 
Zuftimmung der Agnaten von dem damals regierenden Herrn 
in Birffamkeit gefegt worden wäre, angenommen ferner, daß 
fie deshalb beziehungsweife für nicht verpflichtend zu erachten 
wäre, fo wiirde fie dennoch nicht weniger unter der Vorfchrift 
des Artikel LVI. enthalten ſeyn. Der Artikel entfcheidet, 
(um deſſen Inhalt in der. Kunftfprache auszudruͤcken,) zwar 
nur dad Possesserium zu Gunften der in anerkannter 
Wirkſamkeit beftehenden Iandftändifchen Verfaffungen, das 
Possessorium aber unbedingt; übrigens salvo petitorio. 
Schwieriger ift eine andere Frage, zu welcher berfelbe 
Artifel Veranlaffung giebt. Iſt nämlich der Artifel LVI. der 
Schlußakte der Wiener Minifterial = Konferenzen. nur von den 
landftändifchen Verfaffungen zu verftehn, welche zu ber Zeit, 
ba diefe Schlußafte (den 15. Mai 1820) unterzeichnet oder 
da fie durch den Befchluß der hohen Deutfchen Bundesver- 
fammlung (vom 8. Jun. 1820) zu einem Grundgefege des 
Deutfchen Bundes erhoben wurde, in anerfannter Wirkſam⸗ 
keit befanden, — oder ift der Artikel auch auf die landſtaͤn⸗ 
difhen Berfaffungen zu beziehn, die erft nach diefer Zeit in 
anerkannte Wirkſamkeit getreten find? — Betrachtet man 
den Artifel LVI. für fi, fo ift ed keinem Zweifel unter: 
worfen, daß die leßtere Anficht oder Auslegung den Vorzug 
verdiene. Denn der Artifel fpricht von der in’ anerkannter 
Wirkſamkeit beftehenden Tandftändifchen Verfaffung über: 
haupt und ohne Einfhränfung und nicht etwa bloß 
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von den „jeßt" oder „dermalen“ beftiehenden. Es ift ald ein 
bleibendes und nicht als ein bloß tranfitorifche 8 Ge— 
feß auch au8 dem Grunde zu betrachten, weil die Schluß 
Akte der Wiener Minifterials Konferenzen, in welcher der Ar⸗ 
tikel fteht, zu einem Grundgefehe des Bundes erhoben 
worben ift. Gleichwohl fcheint der Artifel LVI., wenn man 
ihn mit den unmittelbar vorausgehenden beiden Artikeln vers 
gleicht, nur auf die landftändifchen Verfaffungen bezogen 
werben zu koͤnnen, welche fchon zu der Zeit, da die Schluß: 
akte verbindende Kraft erhielt, in anerkannter Wirkſamkeit 
beftanden. Denn es ift in den Artikeln LIV— LVI. der 
Schlußakte von der Vollziehung des 13. Artikels der Deuts 
fhen Bundesafte, nach welchem es in allen Bundesſtaa— 
ten Landftände geben fol, die Rede. Die Regel, wie es 
bei der Vollziehung diefer Vorſchrift gehalten werden fol, 
ift im LV., die Ausnahme im LVI. Artikel der Schluß: 
akte enthalten. Da nun die Regel nur von dem Falle han= 
delt, da, zur Vollziehung des 13. Artifeld der Bundesakte, 
in einem Bundesftaate eine landftändifche Verfaffung zu er ſt 
einzuführen ift, fo ift auch die Ausnahme nur auf denfelben 
Sal zu beziehen d. i. fo ftehen auch nur diejenigen landſtaͤn⸗ 
difhen VBerfaffungen unter dem Schuße bed Artifeld LVI. der 
Schlußakte, welche fchon zur Zeit der Bekraͤftigung dieſer 
Akte anerfannt wirkfam waren, und mithin allein durch bie 
erfte Einführung einer neuen landftändifchen Verfaflung bes 


J eintraͤchtiget werden konnten, nicht aber die landſtaͤndiſchen 


Verfaſſungen von einem ſpaͤteren Datum. — Jedoch: 1) 
Schon der Buͤndigkeit des Schluſſes, welcher hier aus der 
Vergleichung des LVI. Artikels mit den beiden unmittelbar 
vorausgehenden Artikeln gezogen worden iſt, ließen ſich die 
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erheblichften Einwendungen entgegenfegen. Denn tritt 5.8. 
nicht eine landftändifche Verfaffung, welche der Souverain 
dem Lande gegeben hat, fofort unter die Vorfchrift des Artis 
kels LVI.? 2) So: gewiß auch eine Vorfchrift der Gefege 
oder eine Vertragsbedingung nicht aus ihrem Zufammenhans 
ge herauszureißen ift, fo Fann und darf man boch diefer Re— 
gel der Auslegung nicht die Ausdehnung geben, daß deshalb, 
(wie im vorliegenden Falle,) ein für fich flehender Artikel 
eines Gefeged ober einer Übereinkunft, gegen feinen Haren 
Wortlaut, zu befchränken wäre. Endlih: 3) — die Haupts 


fahe! — Wie würde ed mit dem Deutfchen Bunde ftehen, - - 


wenn der Artikel LVI. der Schlußafte auf die landftändifchen 
Derfaffungen zu befchränfen wäre, welche zur Zeit der Un: 
terzeichnung diefer Akte (im Jahre 180) bereits in Kraft 
und Wirkfamkeit waren? wenn alfo jener Artikel die fpäter: 
- bin eingeführten oder reformirten Verfaffungen nicht unter 
den Schuß und unter die Obhut des Bundes ftellte d.i. wenn 
bem Bunde, — außer in den Fallen bes Artikels LVI. derfelben 
Alte, — nicht das Recht zuftände gegen die verfaffungswis 
drige Aufhebung oder Abänderung einer folchen Verfaffung 

Einwendungen zu machen? Die unmittelbare Folge würde 
die Unficherheit des Rechtszuſtandes aller derer 
Deutfchen Staaten feyn, welche erft feit dem Jahre 1820 eine 
neue oder eine veformirte VBerfaffung erhalten haben. (Und 
die Mehrzahl der neuen Deutfchen Konftitutionen fchreibt fich 
aus diefer Periode her!) Denn alle diefe VBerfaffungen koͤnn⸗ 
ten nur, wie fie auch immer eingeführt worden wären, zu 
Folge der in Frage ftehenden Befchränkung der Vorfchrift des 
Artikels LVI., einfeitig aufgehoben oder abgeändert werden, 
ohne daß dem Bunde, (die Falle des Artifeld LXI. der Schluß: 
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afte ausgenommen,) irgend ein Recht der Einfprache zuftes 
hen würde. Wie aber aus fo vielen Vorfchriften des Deut: 
fhen Bundesrechts und aus fo vielen Maaßregeln, welche die 
hohe Deutfche Berfammlung ergriffen hat, auf das entfchie: 
denfte hervorgeht, ift eö einer der vornehmften Zwecke des 


Deutſchen Bundes und der hohen und höchften Verbündeten, 


einer jeden Störung oder Beeinträchtigung des einmal be: 
gründeten Rechtözuftandes vorzubeugen 1). Man nehme fer: 
ner an, daß von der Ermächtigung, weldye, nach der in dem 
Obigen beftrittenen Meinung, in dem LVI. Artikel der Schluß: 
akte beziehungsmeife läge, in dem einen oder in dem andern 
Falle Gebrauch gemacht wurde, fo würde eine ſolche Ausdeh: 
nung ber Machtvollfommenheit, auch abgefehen von den Fols 
gen des Beifpieles, für den Deutſchen Bund den wefentlis 
chen Nachtheil haben, daß fie mit den Banden der Einigkeit, 


welche zwifchen Fürft und Volk herrfchen fol, zugleich die 


Kriegsmacht des Bundes ſchwaͤchte. Denn Kriegszeiten mas 
chen nicht felten das offenbar, was man in Friedenszeiten, 
von der herrfchenden Ruhe getäufcht, zu Überfehn verleitet 
wurde, " 


§. 4. 
So reich auch unſer Zeitalter an außerordentlichen Bes 
gebenheiten ift, fo darf und fo wird es doch nicht befrembden, 
daß fi in der Geſchichte des Deutfchen Bundes?) nur ein 


4) Diefer Zweck fteht in einer unmittelbaren Verbindung mit dem einen 
Hauptzwecke des Bundes, ©, die Schlußafte 20. Art. I. 
2) &s ift alfo bier nit von der Geſchichte der Curopäiſchen Staaten 
überhaupt die Rede. Sonft würde z. B. an Frankreich (1830) zu erinnern 
gemefen feyn. = 
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einziger Fall nachweifen läßt, welcher dem vorliegeriden, wo 
nicht gleich, doch faſt in einer jeden Beziehung ähnlich ift, 
ein Fall, deffen bier um deswillen zu erwähnen ift, weil er 
die hohe Deutfche Bundesverfammlung veranlaßte, ſich unter 
änderem über den Sinn des Artikeld LVI. der Schlußatte 
unter ähnlichen Umftänden 1) auszufprechen; 

Der Fall betraf dad Herzogthum Braunfchweig. Der 
regierendbe Herzog von Braunfchweig,‘ Friedrich) Wilhelm, 
war in der Schlacht bei Ligny den 16. Sun. 1815 im Kampfe 
für das Deutfche Vaterland gefallen. Ihm folgte in der Res 
gierung fein Altefter Sohn, der Herzog Karl. Da diefer das 
Alter der Volljährigkeit damals noch nicht erreicht hatte, To 
Fam die Bormundfchaft und die Regentfchaft, in Gemäßheit 
der Haudgefege, an den älteften voljährigen Agnaten, an 
den Prinzen und nachmaligen König von Großbritannien 
Georg Is 

Das Herzogthum Braunſchweig hatte feit den aͤlteſten 
Zeiten eine landftänbifche VBerfaffung gehabt, welche bis zum 
Jahre 1807 in ununterbrochener Wirkſamkeit gewefen war. 
Bei der Bereinigung ded Herzogthumes mit dem Königreiche 
Meftphalen (oder im Jahre 1808) war jedoch diefe Verfafs 
fung untergegangen, Der Regent und Vormund ſtellte die 
altftändifche Verfaffung des Herzogthumes nicht nur wieder 
ber, fondern beſchloß auch, einige zeitgemäße Veränderungen 
mit dieſer Verfaffung vorzunehmen. Eine „revidirte Land: 
ſchaftsordnung“, (der Sache nach eine verbefferte Verfaſſungs⸗ 


1) Unter ähnlihen Umftänden — denn auch in einem andern Zalle ift 
ſchon derfelbe Artikel bei der hoben Deutſchen Bundesverfammlung zur Spra- 
che gefommen, aber unter ganz andern thatſaͤchlichen Vorausſetzungen. (Rips 
pe-Detmod) - 
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urfunde) wurde von ber Regentfchaft den verfammelten 
Ständen vorgelegt und von benfelben den 19. San. 1820 anz 
genommen, worauf biefe revidirte Landfchaftsordnung von 
dem Regenten und Bormunde den 25. April deöfelben Jahres 
unterzeichnet und publicirt wurde. Die verbefjerte oder mos 
dificirte Verfaſſung wurde fofort eingeführt. Den 20.Novbr. 
1820 (diefed Datum ift für den dad Königreich Hannover bes 
treffenden Rechtöfall von befonderer Wichtigkeit!) wurde der 
erfte in Gemäßheit ber revidirten Landfchaftsorbnung einbes 
rufene Landtag eröffnet. Auch blieb diefe Landfchaftsordnung, 
fo lange noch die Regentfchaft und Vormundfchaft dauerte, 
in ungeftörter Wirkſamkeit. 

Den 30. Octbr. 1823 trat der Herzog Karl, nun volls 
jährig geworden oder für volljährig erflärt, (denn es herrfch- 
ten über das Alter mit welchem die Volljährigkeit im Haufe 
Braunfchweig » Lüneburg beginne, verfchiedene Anfichten,) 
Selbft die Regierung an. Der Herzog ſchien zwar anfangs 
die fortdauernde Gültigkeit der revidirten Landfchaftsordnung 
anzuerkennen, indem er 3. B. mit ben durch diefe Landſchafts⸗ 
ordnung eingefegten Behörden in Communication trat, auch 
bie fernere Vollziehung der Befchlüffe geflattete, welche auf 
dem, zu Folge derfelben Landfchaftsordnung im Jahre 1820 
einberufenen, Landtage gefaßt worden waren. Jedoch, fo 
wie Er bei dem Antritte Seiner Regierung die Auöftellung 
der üblichen Reverfalen unterlaffen hatte, fo erflärte Er auch 
in der Folge, (im Jahre, 1827) als in Gemäßheit der revis 
birten Landfchaftsordnung ein neuer Landtag auszufchreiben 
war, wiederholt, daß diefe von Ihm niemals anerkannte Vers - 
faffungsurfunde für Ihn nicht verbindlich fey. 

Die Landftände (oder die Iandfländifchen Ausichüffe) 
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wendeten ſich hierauf an die hohe Deutſche Bundesverfamm- 
fung mit einer (vom 23. Mai 1829 datirten) unterthänigften 
Borftellung, worin fie, fi auf den Artikel LVI. der Schluß: 
akte beziehend, um die Aufrechthaltung der revidirten Lands 
fchaftäordnung oder der durch dieſes Geſetz verbefferten Lan⸗ 
desverfaſſung geziemend anſuchten. Die hohe Deutſche Bun⸗ 
desverſammlung beſtellte zur Pruͤfung dieſer Vorſtellung eine 


Kommiſſion. Von derſelben wurde, nach vollſtaͤndig vers 


handelter Sache, in der 23. Bundestags-Sitzung des J. 1829 
(den 19. Auguſt) Bericht erſtattet. Der Antrag des Kom⸗ 
miſſions-Berichtes ging dahin, das Suchen der Stände, — 
in Betracht, daß es fich, der Lage der Sache nach, nur 
darum handle, ob die in Frage ftehende Verfaffung, als fich 
des Herzogs Karl Durchlaucht gegen die fortdauernde Gül- 
tigkeit dieſer Verfaffung erklärt habe, in anerkannter Wirf- 
ſamkeit gewefen fey, daß aber aus den eigenen früheren Res 
gierungshandlungen des Herzogs zur Gentige hervorgehe, daß 
Er die fortdauernde Wirkſamkeit der von dem Landesregen⸗ 
ten und Vormunde auögegangenen und in Übung gefegten res _ 
vidirten Landfchaftdordnung anerkannt habe, — als fattfam 
begründet zu gewähren. Hierauf faßte die hohe Deutfche 
Bundesverfammlung in der 36. Sigung des Jahres: 1830 
(den 4. Novbr.) den Befchluß: 
„Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Braunſchweig zu 
eröffnen, daß, nach Art. 54 und 56 der Wiener Schluß: 
akte, die in anerkannter Wirkſamkeit beftehende erneuer: 
te Landfchaftsordnung vom Jahre 1820 von Hoͤchſtdem⸗ 
felben nicht auf anderm, als auf verfaffungsmäßigem 
Wege, abgeändert werden koͤnne 1). 
1) Der Beſchluß ift abgedrudt in Klübers Fortfegung der Quellen 
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Übrigens erledigte fi) die Befchwerde der Landſtaͤnde des 
Herzogthums Braunſchweig auf eine andere Weife, — durch 
‚ein Ereigniß, das noch in zu frifhem Andenken ift, als daß 
hier von demfelben Bericht zu erftatten wäre. 

Aus diefen (jet ſchon der Gefchichte angehörenden) Ver: 
bandlungen über ben Braunfchweigifchen Fall laſſen fich für 
ben Sal, welder der Gegenfland des vorliegenden Gutachs 
tens ift, folgende Refultate ableiten: 1) der (den 29. Auguft 
1829 erftattete) Kommiffions = Bericht, deffen Anträgen bie 
hohe Deutſche Bundeöverfammlung unbedingt beitrat, geht 
unter anderem von dem Grundfage aus, daß, wenn die Anz 
wenbbarfeit ober die Nichtanmwendbarfeit des Artikel LVI. 
ber Schlußakte auf einen gegebenen Fall in Frage ftehe, die 
Frage überall nicht in Betrachtung komme, ob die Verfaſ— 
fung auf einerehtmäßige Weife eingeführt worden ſey; 
ja der Bericht ſtellt dieſen Grundfag felbft für den Fall auf, 
da nicht der-jeßt regierende Herr, fondern der Regierungs⸗ 
vorfahrer oder auch, (ein Fall, über welchen am erften ges 
flritten werden Fönnte!) nur der vormalige Regierungsverwes 
fer die neue oder die verbefferte Verfaſſung eingeführt hat. 
Denn der Bericht fagt ausdruͤcklich: 

„Die Behauptung des Herzogs, daß für die Stände ein 

vehtliher Befigftand ber neuen Verfaflung nies 

mals habe entftehen koͤnnen, indem fie nicht berechtigt 

waren, bie von der vormunbfchaftlichen Regierung un: 

befugt und widerrechtlich erlaffene, und dem Lande auf: 

gedrungene neue Berfaffung anzunehmen, bedarf Feiner 

befondern Widerlegung, da die Thatfache, daß Se. Durch: 
Sammlung zu dem Öffentihen Rechte des Teutſchen Bundes. (Erlangen 
1833) ©, 16. | 
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faucht der Herzog die erneuerte Landfchaftdorbnung im 
ihrer Wirkſamkeit durch konkludente Regierungshandluns 
gen anerkannt haben, dieſe Einwendung ded Herzogs 
von felbft befeitiget.” 
„Wäre es erforderlich, auf diefelbe näher einzugehen, fo 
dürfte fich wohl aus den hier obwaltenden Verhältniffen nach⸗ 
weifen laffen, daß die Stände allerdings befugt gewefen feyen, 
die ihnen zur Erfüllung des Artikels 13 von der vormunds 
ſchaftlichen Regierung gegebene Berfafjung anzunehmen, und 
mit diefer zur Vermeidung von Rüdfchritten über zeitgemäße 
Mopificationen der vor der franzöfifchen Okkupation beftande- 
nen Verfaflung in Unterhandlung zu treten, da Fein fpecielles 
Verbot der alten Landfchaftsordnung, Fein Braunfchweigis 
ſches Staatögrundgefeg der vormundfchaftlihen Regierung 
unterfagte, mit den Ständen über Abänderungen oder Mo= 
dificationen der ftändifchen Verhältniffe Verhandlungen zu 
pflegen.‘ 

„Auf keinen Fall aber Fann hier, wo es fich von der Bes 
urtheilung der Kompetenz der hohen Bundesverfammlung 
nach Art. 56 der Wiener Schlußafte handelt, die Frage, in 
wie fern die vormundfchaftliche Regierung wirklich befugt ges 
wefen, eine Landfchaftsorbnung mit Modificationen der vor 
der franzöfifchen Okkupation beftandenen alten Verfaſſung zu 
geben, in wie fern fie durch dieſe Mobificationen wefentliche 
und unverdußerliche Iandesherrliche Rechte ohne hinreichens 
den Erſatz aufgegeben, in wie fern fie die Grenzen der vor⸗ 
mundfchaftlihen Befugniffe überfchritten habe, — ald eine 
Vorfrage der Prüfung der Kompetenz behandelt werden.” 

„Wollte und fönnte man diefelbe vorausfchiden und 
würde man fie verneinen, fo würde man offenbar in den fons 
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derbaren Zirkel gerathen, die Kompetenz zur Entfcheidung 
einer ber wichtigften materiellen Hauptfragen anzuerkennen 
und auszuüben, indem man jich diefe Entfcheidung erlaubte, 
um dadurch zu beweifen, daß man gar nicht kompetent fey, 
in die Befchwerden zwifchen den Ständen und dem Herzoge 
einzugehn. Man würde biefelbe Frage, zu deren Prüfung 
man im vorigen Jahre bei der Befchwerbe des Herzogs ges 
gen den Königlihen Vormund ſich nicht für Fompetent ers 
achtete, nunmehr gegen Allerhöchfidiefelben entfcheiden, ohne 
einen neuen Grund der Kompetenz des Bundes anzuerfen: 
nen; indem man vielmehr auch in Beziehung auf die Diffes 
renz zwifchen dem Herzoge und den Ständen ſich für inkom⸗ 
petent erflären wollte," 

2. Es Fonnte in dem Braunfchweigifchen Falle die 
Frage aufgeworfen werden, ob die revidirte Landfchaftsords 
nung überhaupt unter dem Schuße des Artikels LVI. der 
Wiener Schlußafte ftehe. Denn diefe Akte wurde den 15. 
Mai 1820 unterzeichnet und den 8. Juni desfelben Jahres 
zu einem Grundgefege des Deutfchen Bundes erhoben. Der 
erſte Landtag aber, welcher im Herzogthbume Braunfchweig 
in Gemäßheit der revidirten Landſchaftsordnung ausgefchries 
ben wurde, nahm erft den 20. November 1820 feinen Ans 
fang. Es ließ ſich alfo, — unter der Vorausfeßung , daß 
ber Artifel LVI. nur von denjenigen landftändifhen Verfafs 
fungen zu verfiehen fey, welche zur Zeit feiner, Annahme 
oder Bekräftigung beftanden, — behaupten, daß die revi- 
birte Verfaffung des Herzogthumes Braunfchweig nicht ſchon 
damals in anerkannter Wirkfamkeit gewefen fey und mithin 
nicht zu denjenigen landftändifchen Verfaffungen gehöre, wel— 
che der Artikel gegen eine einfeitige Abänderung ſchuͤtze. Als 
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lein, obwohl’ der Herzog bie Rechtmäßigkeit feines Verfah: 
end auf alle Art und Weife zu vertheibigen fuchte, und fo ' 
vielfeitig auch die Sache von ber Bundestags = Kommiffion 
erörtert wurde, fo findet ſich doch in den Bundestags = Aften 
feine Spur, daß man bie Anwendbarkeit des Artikels LVI. 
der Wiener Schlußakte auf den gegebenen Fall aus jenem 
Grunde beſtritten oder auch nur bezweifelt hätte. Ein ge: 
nügender Beweis, daß man es von allen Seiten für ausge— 
macht hielt, daß der Artifel LVI. auch diejenigen landſtaͤn⸗ 
diſchen Verfaffungen in feinen Schug nehme, melde erft in 
der Folge in anerkannte Wirkfamfeit treten würden, Endlich 
3. Der Braunſchweigiſche Fall ift zwar von dem vorlies 
genden Falle in fo fern verfchieden, als in dem Herzogthume 
Braunfchweig die landfländifche Verfaffung von dem; vegies 
renden Herr, ber fich gegen die verbindende Kraft derfelben 
erklärte, ſchon durch einzelne frühere Regierungshandlungen 
(obwohl niemals förmlih oder ausdruͤcklich) 
anerkannt worden war, in dem Künigreiche Hannover aber 
deö’jegt regierenden Königes Majeftät fofort nach Seinem 
Regierungsantritte, die von Seinem Regierungsvorfahrer 
eingeführte landftändifche Verfaſſung für erlofchen erklärt hat. 
Allein, wenn auch der oft erwähnte. Kommiffionsbericht den 
in ihm enthaltenen Schlußantrag zugleich darauf gründet, 
daß der regierende Herzog von Braunfchweig die renibirte 
Landfchaftsorbnung oder die reformirte Verfaffung felbft ans 
erfannt habe, (wie man in folhen Fällen auch die am nächs 
-ften liegenden Gründe nicht, ja diefe am wenigften zu übers 
fehn hat,) fo fagt doch der Kommiffionsbericht nirgends, daß 
ohne diefed Anerkenntniß der regierende Herzog befugt ges 
weſen feyn würde, fich der verbindenden Kraft ber revidir⸗ 
3 
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tm Landfchaftsordnung, bewandten Umfländen nad, zu 
entziehen, vielmehr wuͤrden bie Gründe, durch welche det 
Kommiffionsbericht die Rechtsftage befeitiget, — ob die vor: 
mundfchaftliche Regierung berechtiget gewefen fey, die revi⸗ 
dirte Landfchaftsordnung zu geben und einzuführen, — ins 
gefammt auch in dem Falle gültig gewefen feyn, da diefed 
Gefeß nur unter der vormundfchaftlichen Regierung in an: 
erfannter Wirkſamkeit beftanden hätte. Übrigens ergiebt fich 
auch aus der Aufforderung, welche die Hohe Deutfche Bun: 
desverfammlung an bes jeht regierenden Königed von Hans 
nover Majeftät neuerlich gerichtet hat, daß diefe huhe Vers 
fammlung nicht gemeint fey, auf den oben erwähnten Unter: 
ſchied zwiſchen dem Braunfchweigifchen und dem vorliegenden 
Falle Gewicht zu legen. | 

Hiernach darf man annehmen, daß dad Refultat, wels 
ches ſich aus der wiflenfchaftlichen Auslegung des Artikels 
LVI. der Wiener Schlußafte ergab, ($. 3) durch die authens 
tifche Auslegung, welche derfelbe Artikel erhalten hat, durchs 
gängig beftätiget werde. | 


§. 5. 

Gleichwohl Farın man gegen jenes Refultat noch Fol⸗ 
gendes einwenden: Wenn, in Gemäßheit des Artikels LVI. 
ber Wiener Schlußafte, alle in anerkannter Wirkſamkeit 
beftehende Tandftändifche Verfaffungen nur auf dem ver: 
faffungsmäßigen Wege abgeändert werden koͤnnen, 
fo kann der Fall eintreten, daß eine Tandftändifche Verfafz 
fung, ungeachtet fie von dem jeweiligen Souveraine ohne 
Zuffimmung der Regierungsnachfolger (ober 
der Agnaten) und mit Nichtbeachtung ber dieſen 
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zuſtehe nden verfaflungsmäßigen Rechten einge— 
fuͤhrt und in Wirkſamkeit geſetzt worden iſt, ib erall nicht 
abgeaͤndert werden kann Denn da eine ſolche Verfaſſung, 
in wie fern ſie die verfaſſungsmaͤßigen Rechte der Regierungs⸗ 
nachfolger (oder der Agnaten) beſchraͤnkt, ‘zugleich we: 
nigſtens in der Regel, die verfaſſungsmaͤßigen Rechte der 
Landſtaͤnde er wei tert, fo iſt vorauszuſehen, daß der Ne: 
gierungsnachſolger, wenn er aus Gruͤnden dieſer Art eine 
Abänderung der von feinem Regierungsvorfahrer eingeführ: 
ten Verfaſſung auf: dem werfaffungsmäßigen Wege d. if. mit 
Zuftiimmung der: Landflände zu erwirken ſucht, feine wenn 
auch. noch. fo gerechte Abficht zu erreichen wegen des Wider: 
ſpruchs der Landftände nicht vermögen werde, Und dieſe 
Einwendung ift um fo erheblicher, da man ſich bei der Aus; 
fegung der Geſetze und Befchlüffe des Deutfchen: Bundes am 
wenigften irrt, wenn man ihr das monarchifche Princip zu 
Grunde legts’ Denn: der Deutfche Bund ift ein Verein unter 
Staaten, welche zum-allergrößten Theile eine monarchiſche 
Berfaffung haben. : So wie daher der Bund felbft die Unab- 
hangigkeit der monardifchen Gewalt im Innern eines jeden 
“ einzelnen monarcdifchen Staates ald Regel aufgeftellt hat, 
fo ift auch diefelbe Negel auf die Auslegung derjenigen Bun— 
beögefege anzuwenden, welche Ausnahme von biefer Regel 
enthalten. - Auf der Aufrechthaltung diefer Regel beruht we⸗ 
fentlich die innere Feftigkeit und within die Fortdauer des 
Deutſchen Bundes. 

Aber, ſo richtig auch dieſe Hegel ift, ſo laͤßt ſich doch, 
unbefchadet derfelben, das oben $. 3 gefundene Refultat gez 
gen bie in Frage flehende Einwendung genügend. vertheibis 
gen. — Denn: 1) Man muß ficy überhaupt hüthen, bei 

3* / 
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Berfaffungsfragen gerade die äußerften Fälle zu ſetzen. 
Sonft wäre es ja um alle |. g. zufammengefegte oder ges 
mifchte Verfaffungen gefchehn. Denn in allen diefen Vers 
faffungen können und werben von Zeit zu Zeit Kollifionen 
zwifchen den verfchiedenen Eonftituirten Auftoritäten vorkom⸗ 
men. Am wenigften darf man von Deutſchen Landftäns 
den befürchten, daß fie, der Achtung für wohlbegründete 
Rechte, durch welche ſich der Charakter der Deutfchen von 
jeher ausgezeichnet hat, vergefiend, Reklamationen von der 
Hand weifen würden, welche ihr Zürft und Herr felbft, ge: 
ftügt auf fein Recht, gegen bie beftehenden Verfaſſungsge⸗ 
ſetze erhöbe. Iebodh 2) — die Hauptfahe! — das neuere 
Deutfche Bundesrecht hat felbft für jene außerordentlichen 
Fälle, in welchen zwifchen dem Fürften und den Ständen 
des Landes nicht durch Nach = und Zugeben eine libereinkunft 
zu Stande kommen würde, Vorfehung getroffen. Der Sous 
verain, (jedoch nur diefer,) kann in einem Falle diefer Art 
die Entfheidung des Streited dem Spruche des bundes 
geſetzlichen Schiedsgerichtes unterwerfen. Bol. 
den Bundestagsſchluß vom 30. Dftbr. 1834. Diefer Bes 
ſchluß hat der Gefahr, mit welcher das oben $. 3 gezogene 
Refultat die monarchiſche Gewalt dennoch vielleicht bedrohen 
fönnte, ein Ende gemacht. Denn Recht geben und nehmen 
ift die befte Stüge der Throne. Justitia regnorum funda- 
mentum! war der Wahlfpruch Sr. Majeftät, des Kaifers 
von Öfterreich, Sranz I. 


8.6. | Ä 


Die Anwendung des in dem Obigen ($. Q—5) begrün: 
beten Refultatö auf den vorliegenden Fall ift leicht, Die- 
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Verfaſſung, welche dad Königreich Hannover im Jahre 1833 
. erhalten hatte, ftand bei dem Regierungsantritte Sr. Majes 
ftät, des jest regierenden Königs, in anerfannter Wirkſam⸗ 
keit. In Gemäßheit diefer Verfaffung waren 3.8. (um hier 
nur einige der vornehmſten Thatfachen anzuführen,) die Lande 
flände oder die Kammern von der Regierung einberufen, 
Landtage gehalten; die: Steuern bewilliget und erhoben wor: 
ben. Wenn auch die neue Berfaffung an bie Stelle einer 
andern VBerfaffung (der vom Jahre 1819) getreten war,. wels 
che ebenfalld durch den Artikel LVI. der Wiener Schlußafte 
gegen. eine verfaffungswidrige Abänderung gefchügt war, fo 
war doch die Abänderung biefer: Verfaffung im verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege gefchehen und fo nimmt doc) der Artikel LVI. 
. nur auf ben jüngflen Beſitzſtand Ruͤckſicht. Aus diefem 
Vegteren Grunde fonnte der Verfaffung vom Jahre 1833 
auch das.nicht enfgegengehalten werben, daß fie, ald Ce 
Majeftät, der jetzige Souverain, zur Regierung gelangte, 
erft einige Jahre lang in Wirkſamkeit gewefen war. Ends 
lid, wenn auch die Verfaffung vom Jahre 1833 nicht bei 
Allen Beifall, ja.bei der einen oder der andern Provinzial: 
landſchaft Widerforuch gefunden hatte, ſo hatte fie doch von 
ber allgemeinen Ständeverfammlung, von. der Verfammlung 
alfo, welche das verfafjungsmäßige Organ der Gefammtheit 
ber Landedeinwohner war, die vollfommenfte Zuflimmung 
erhalten, und fo war doch jener Widerfpruch nicht gegen das 
Ganze der neuen Berfaffung gerichtet gewefen. Aus. allen 
diefen Gründen aber gehörte diefe Verfaffung, zur Zeit des 
neuften Regentenwechfels, zu den.in anerkannter Wirkfamkeit 
ſtehenden und mithin zu denjenigen Verfaſſungen, welche der 
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Artifel LVI. der Wiener Schlußafte gegen eine verfaffungs- 
widrige Abaͤnderung ſchuͤtzte. 

Sie wuͤrde unter dem Schutze dieſes Artikels ſelbſt — 
geſtanden haben, wenn ſie von dem Souveraine auch nur 
einſeitig gegeben, hierauf aber von der allgemeinen Staͤnde⸗ 
verſammlung ausdruͤcklich oder durch die That angenommen 
worden waͤre. Denn, ſo wie, ſchon nach den Grundſaͤtzen 
des Civilrechts die Genehmhaltung (oder Ratihabitio) der zu 
der Willenserklaͤrung eines Andern urſpruͤnglich ertheilten Zu⸗ 
ſtimmung gleichzuachten iſt, ſo iſt noch weniger nach den 
Grundſaͤtzen des Verfaſſungsrechts, — welches darauf Be⸗ 
dacht nimmt und Bedacht zu nehmen hat, ne composita 
turbentur, — zwifchen dem einen und bem andern Falle 
ein Unterfchied zu machen. Allein die VBerfaffung vom Jahre 
1833 war fogar den — nad) der Berfaffung vom Jahre 
1819 verfammelten — : Ständen zur Berathung vorgelegt 
und erfi nach erfolgter Berathung und. mit Beachtung ber 
von den Ständen geftellten Anträge von dem Könige ſank⸗ 
tionirt worden. Sie war alfo im Wege des Vertrages 
zu Stande gefommenz fie hatte nicht bloß den Befiks 
ſtand, fondern fie hatte felbft, (in der Kımfliprache,) einen 
titulirten Befig d. i. einen Rechtsgrund für fich, welcher 
von der Deutfchen Nation in allen ihren Zweigen von jeher 
für beſonders heilig erachtet worden iſt. Zwar entfprach bie 
definitive Redaktion der Berfaffungsurkunde vom Jahre 1833 
nicht allen von den Ständen geftellten Anträgen. Aber 
ein Vertrag diefer Art ift feinem Wefen nach ein Vergleich, 
eine transactio. Go wie der König bie Anträge ber 
Ständeverfammlung zum allergrößten Theile bewilligte, fo 
beruhigten fich gegenfeitig die Landftände bei der abfchlägli: 
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chen. Antwort, bie Er auf die andern Anträge — Übrigens 
aus friftigen in ber Antwort ausführlich entwidelten Gruͤn⸗ 
den — ertheilt hatte. Ganz auf ähnliche Weife find auch in 
andern Deutfchen Staaten die neuen Verfaſſungen vertragds 
weife zu Stande gefommen. Entweder giebt es unter bies 
fen Berfaffungen Feine, welcher die Eigenfchaft einer auf eis 
nem Vertrage zwifchen dem Souveraine und den Landſtaͤn⸗ 
ben beruhenden Verfaſſung beigelegt werben Fönnte, ober 
man hat diefe Eigenfchaft auch der Verfaffung bei Königs 
reiched Hannover beizulegen. 


2) Bon den Gründen mit welchen, nach eingetretenem, 
Regentenwechfel, die fortdauernd verbindende Kraft 
-ber Berfaffung des Königreiches vom Jahre 1833 
beftritten wird. 


8.7. 

Der Sal ſteht nicht fo, daß zur Ginfüprung ber Vers 
faſſung vom Jahre 1819 (nicht aber zur Einführung der Ber: 
faffung vom Jahre 1833) die Einwilligung der Agnaten für 
nothwendig erachtet und hierauf ertheilt worden wäre. Go: 
wohl die eine ald die andere Verfafjung ift ohne Zuftimmung 
der Agnaten in's Leben getreten. Es kann alfo nicht die Bes 
hauptung aufgeftellt werden und fie i ft nirgends aufgeſtellt 
worden, baß, ald im Jahre 1833 die Verfaflung vom Jahre 
1819 abgeändert wurde, durch diefe Abänderung ein von ben 
Agnaten im Jahre 1819 vertragsweife erworbenes Recht 
verlegt worden fey. | 

Sondern die Erklärung Sr. Majeftät des je&t regieren: 
den Königes von Hannover, daß die Berfaffung vom Jahre 
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1833 für erlofchen zu erachten ſey, beruht Lediglich und al⸗ 
lein auf allgemeinen Gründen und ift lediglich und allein 
auf allgemeine Gründe geftügt worden. 

Der erfte Grund, welcher in dem (fchon oben erwähns 
ten) Königl. Patente vom 5. Juli 1837 gegen die fortdauerns 
de Gültigkeit des Staatögrundgefeges vom Jahre 1833 gels 
tend gemacht wird, ift der, 

„daß diefes Gefeg weder in formeller noch in ma= 
terieller Hinficht für Se. Majeftät bindend ſey.“ 

Es wird alfo in diefem Grunde ber fortdauernden Güls 
tigkeit des Staatögrundgefeges entgegengefebt, theils, daß 
das Gefeg nicht mit Zuftimmung der Agnaten, und naments 
lich nicht mit Zuftimmung Sr. Majeftät, des jeßt regierenden 
Königed, zu Stande gefommen fey, theild, daß es feinem 
Snhalte nach die Rechte der Agnaten, und namentlich bie 
Sr. Majeftät, des jebt regierenden Koͤniges beeinträchtige. 
Und, wenn aud, anlangend die leßtere Einwendung, bie 
Beſtimmungen des Staatögrundgefeges, welche diefer Vor: 
wurf treffe, nicht einzeln angeführt und aufgezählt werden, 
fo kann man doch mit genügender Gewißheit annehmen, daß 
diefe Einwendung gegen diejenigen’ Vorfchriften des Staats⸗ 
grundgefeges gerichtet fey, welche entweder den Souverain 
in der Ausübung feiner Souverainetätsrechte *) befchränten, 
oder die Einfünfte deö gefammten Krongutes für-die Beſtrei— 
tung der Staatdaudgaben beftimmen 2), fo wie dad Krongut 
überhaupt unter die Kontrole der Stände ftellen 3). 


1) Namentlich der gefeggebenden Gewalt, S. den Art. 85. der Berfafe 
fungöurfunde vom Jahre 1833 vgl. mit $.6 des Patente: vom 7. Dechr, 1819. 

2) ©. Art. 124 des Staatögrundgefeges v. I. 1833, 

3) S. Art. 123 ff. deöfelben Geſetzes. 
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Der andere Grund, welcher in demſelben Patente der 
fortdauernd = verbindenden Kraft der Verfaſſung vom Jahre 
1833 entgegengefegt:wird, lautet. fo, 

„daß Se, Majeftät in dem Staatsgrundgeſetze eine hin⸗ 
reichende Gewähr für das Gluͤck Ihrer ‚Untertanen 
nicht finden koͤnnten.“ 

Es wird alfo in diefem Grunde, wenn man ihn für ſich 
betrachtet, die Aufhebung der Verfaffung vom Jahre 1833 
auf dasjenige Souverainetätsrecht gegründet, welches bad _ 
jus erhinens prineipis genannt su werben pflegt. 


$. 8. = 

Es kann und wird jedoch in den folgenden — 
nur der erſtere Grund der Gegenſtand einer weitern Eroͤr⸗ 
terung feyn. Denn der andere Grund gehört nicht in das 
Gebieth ded Rechts fondern in das der Politik. Wenn tıbris 
gend auch der Artikel 13. der Deutfchen Bundesafte von dem 
Grundfage auszugehen fcheint, daß bei Entfcheidung der Frage, 
was für dad Glüd der Untertanen hinreichende Gewähr 
leifte, auch den Unterthanen felbft eine Stimme gebühre, fo 
kann ed doc) Außerfte Fälle geben, in welchen, wenn fie 
eintreten, der Dringlichkeit der Umftände eine jede andere 
Rüdficht weichen muß. Und wenn auch J. J. Mofer über 

die Fälle diefer Art fo urtheilt?): 

| „Noth, das gemeine Befte und die Erforderniß des 

Staats, feynd drey Rubriquen, welche im jegigen Jahre 

hundert bey dergleichen Gelegenheit offt zum Borfchein 

gefommen feynd, und immer mehrerö zu einer Univer: 


1) In dem Werke: Bon der teutſchen Neichöftände Landen, deren 
Zandftänden, Unterthanen ꝛ⁊c. Bud I. Beh 20. $. 11. 


— 
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fat: Staats Mebiein gemacht: werben wollen, bie aber 

am Ende das fichere Verderben des ganzen Staats nach 

fich ziehet, oder ‚Doch den völligen Despotismum und 
unumſchraͤnkte Regierung des Herrn, mithin auch den 
völligen Umſturz berer landftändifhen Rechte, zur: Ab» 

fiht hat z" 
fo fpriht Mofer doch nur won feinem Zeitalter. 

Anlangend den erfferen Grund, koͤnnte man fofort die 
Srage aufwerfen: Erfiredt fic) die Beweiskraft dieſes Gruns 
des fo weit, daß fich durch denfelben die gänzliche Auf: 
hebung der Verfaffung vom Jahre 1833 rechtfertigen lies 
fie? oder Fonnten vermöge dieſes Grundes nur diejenigen Be⸗ 
ftimmungen des Staatsgrundgeſetzes für erlofchen erklärt 
werben, welche mit den Rechten der Agnaten und mit den 
Rechten Sr. Majeftät, des jetzt regierenden Königes, unvers 
einbar waren? Zwar iſt ein Staatögrundgefeg als ein Gans 
zes zu betrachten, fo daß nicht aus einem folchen Gefebe 
einzelne Beftimmungen herausgenommen werden können, ob: 
ne dad gefammte Werk zu zerfiören oder zu gefährden. Aber 
konnte nicht, nachdem Se. Majeftät die agnatifchen Rechte, 
welche dad Staatögrundgefeb vom Jahre 1833 beeinträchtis 
get habe, im Allgemeinen ausgefprochen hätte, eine Revifion 
diefed Gefeged mit Zugiehung der Landflände vorgenommen 
werben? und war auch bie Durch bie Verfaflung vom Jahre 

41833 beftimmte Zuſammenſetzung der Tandftändifchen 
Berfammlung mit den Rechten der Agnaten unvereinbar? — 
Eben fo Fönnte man die Frage aufwerfen: Iſt die feit dem 
Regentenwechſel eingetretene neue Drdnung der Dinge von 
ben Agnaten Sr. Majeftät, des je&t regierenden Königes, 
anerkannt worden? und ift fie mithin für die Zukunft fattfam 
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gefichert? — Ohne jeborh auf diefe Frage näher eirizugehen; 
werben Wir jenen Grund vielmehr an fich und feinem Gehalte 
nach, — theils nach Maafgabe des älteren d. i. des zur Zeit 
des Deutfchen Reichs beſtehenden Rechts, theils nach Maaß⸗ 
gabe des heutigen Rechts, — in den sr ——— 
in Betrachtung Beh. 


8.9 
Hätte man. bie Frage: 
Sind die Regierungshandfungen eines — — 
auch für feine Regierungsnachfolger verpflichtend? oder 
warn und in wie e fern ſind ſie auch für biefe verpflichs 
tend? 
(denn unter dieſer allgemeinen Frage iſt die vorliegende beſon⸗ 
dere Frage begriffen,) allein nach dem Rechte des Deut 
ſchen Reichs zu entfcheiden, fo würde die Entfcheidung 
allerdings großen Zweifeln unterworfen ſeyn. Geſetze, wel: 
che diefe Frage mit klaren Worten erlebiget hätten, gab es 
nicht. Daher die Verſchiedenheit der Meinungen der Rechts: 
gelehrten über biefe Frage. 

Die älteren: Deutfchen Rechtögefehrten wenbeten auf biefe 
Frage die Vorſchriften an, welche das Langobarbifche Lehns 
echt Über die Verbindlichkeit der Lehnsfolger, die Handluns 
gen des letztverſtorbenen Vaſallen anzuerkennen, aufftellt 1). 
Sie unterſcheiden daher zwiſchen den Rachkommen und ben 
Agnaten d. i. den zum Mannsſtamme gehörenden Seitenver: 
wandten eines regierenden Herrn, fo daß fie zwar jeng, 
nicht aber dieſe für verpflichtet erachteten, die Handlungen, 

1) Bgl. über die Geichichte diefer Lehre: Poffe, von der Sonderung 
reihöftändifher Staats » und Privatverlaffenfhaften, Gött. 1790, 


4 L. Rechtsgutachten 


ſowohl⸗ die oͤffentlichen als die Privat: Handlungen bes legten 
Regenten anzuerkennen, : bie von diefem eingegangenen Ders 
bindlichfeiten fortbauernd zu erfüllen 2), Zu Folge diefer 
Theorie waren die Agnaten z. B. nicht verbunden, bie neuen 
Konzeffionen, welche der Regierungsvorfahrer den Landſtaͤn⸗ 
den gemacht hatte, anzuerkennen, fey es Daß durch diefe Kons 
zeffionen die landesherrlichen Rechte gefchmälert oder die Ei: - 
genthumsrechte des Geſchlechts an dem Stammgute beein= 
traͤchtiget wurden, wenn anders nicht die Agnaten ihre Zuſtim⸗ 

mung zu biefen Neuerungen gegeben hatten. Nach diefer 
Theorie alfo wirrde die Verfaſſung des Königreiches Hannover 
vom Jahre 1833 für die Agnaten, und mithin fir Se. Majes 
ftät, den jet regierenden König, nicht verpflichtend feyn. 
Denn Niemand kann und wird leugnen, daß diefe Verfaſſung 
den Landftänden Rechte eingeräumt. hat, welche fie vormals 
nicht hatten. Und eben fo gewiß ift es, daß Se. Majeftät; 
ber jet regierende König, Hoͤchſtihre Zuftimmung zu diefen 
Neuerungen nicht ertheilt Haben. — Wenn aud) diefe Theorie 
in landftändifchen Angelegenheiten nur felten zur Anwen 
dung kommen Fonnte, (weil man ſich in dieſer Art meift an 
dad Herkommen hieft oder auch nur von einem Landtage zum 
andern den Kandftänden Neverfalen ausftellte,) fo wurde fie 
doch in vorkommenden Fallen allerdings auch in diefer Bes 


1) Rach dem Texte IE. F. 45 und zu Zolge der damald allgemein ans 
genommenen Auslegung diefes Textes. Vgl. Hennemann, über 
II. F. 45. Schwerin und Wismar 1804. — Aus den Zeiten, da dieſe 
Meinung die herrſchende war, ſchreibt fi der nod jest uͤbliche Sprachge— 
braud her, daß man in der vorliegenden Lehre gewöhnlich nur von den 
Rechten der Agnaten und nit von den Rechten des Regierung: 
nachfolgers überhaupt ſpricht. 
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giehung befolgt. Sie liegt z. B. noch dem reichshofraͤthlichen 
„Voto ad Imperstorern in causa der Wirtembergifchen and» 

ftände contra des Herrn Herzogs zu Wirtemberg Durchlaucht, 
puncto Grayaminum nunc ae, de. ao. 4770 
zum Grunde !), 

Als jedoch bie Landeshoheit der Deutſchen Fuͤrſten mehr 
und mehr die Geſtalt der Machtvollkommenheit annahm und 
hierdurch die Deutſchen Rechtsgelehrten und Geſchaͤftsmaͤnner 
veranlaßt wurden, das Verfaſſungsrecht der ſelbſtſtaͤndigen 
Monarchien auf die Deutſchen monarchiſchen Staaten anzu⸗ 
wenden, wurde (befonders feit der Mitte des 18. Jahrhun⸗ 
derts) über dad Verhältniß des Regierungsnachfolgers zu ſei⸗ 
nem Vorfahrer eine neue Theorie aufgeftellt, welche, als die 
zeitgemäßere nach und nad) faft allgemeinen Eingang fand. 
Wir können diefe Theorie nicht beffer ſchildern, als mit den 
folgenden Worten eines bewährten Deutfchen Rechtölehrers 2): 

„Der Nachfolger in der Regierung muß alle diejenigen 

Handlungen, welche fein VBorfahter vermöge der Tanz 

des hoh eit, alfo in der wahren Regenteneigenfchaft uns 

ternommen hat, anerkennen und ‚erfüllen; es fey dann, 
daß a, jener die durch allgemeine oder partitulare Grund⸗ 
gefege und Obfervanzen gezogenen Grenzen feiner Macht 
überfchritten, ‚oder, in: Ermangelung folcher poſitiven 
Beftimmungen, offenbar gegen die Wohlfahrt des Staats 


1) Spittler, Sammlung einiger Uchunden und Aftenftüde zur neues 
ften Würtemberg. Geſchichte. (Gött. 1791) S. 93. — Der Mecklenburgi⸗ 
{he Landeserbvergleih (vom J. 1755) wurde fogar von den S 9% en des 
tegierenden Herzogs mitunterzeichhet, 

2) Zeift, Lehrbuch des teutſchen Staatsrechts (2. Aufl, Goͤtt. — 
$. 48, Bol, auch die zu ee $. a. Schr. 
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gehandelt hätte, worüber es jedoch zu einet gerichtlichen 
Anterfuchung und Entfcheibung fomnien kann; oder daß 

b, bie eingegangenen Verbindlichkeiten bloß auf die Le: 
benszeit des Negenten befchränft geweſen; oder daß fie 
endlich c, von der Befchaffenheit gewefen, daß er fie 
ſelbſt zu einer jeben Zeit hätte widerrufen Eönnen. Die 

© Erfüllungsverbindlichkeit .ded Regierungsnachfolgers in 
KRüdficht der wahren Regierungshandlungen bleibt übris 
gens immer ganz biefelbe, der Staat mag allodial= oder 
lehnbar ſeyn; der Staatsfolger mag zugleich die Privat: 
verlaffenichaft feines Vorfahren erhalten, ober fie aus: 
gefchlagen haben; derfelbe mag Sohn oder Seitens 
verwandter feines Vorgängers feyn, ba Überhaupt 

die coeriftirende Eigenfchaft eines Privaterben auf den 
Regierungsnachfolger, als folchen, einen mehrenden, 
: mb der Abgang berfelben feinen mindernden Einfluß 
— hat, überdieß Söhne und Seitenverwanbte in dieſer Hins 
ſiicht fich völlig gleich ftehen, und jene daher, fo gut wie 
dieſe, zur Ausfchlagung der Privaterbfchaft vollkommen 
berechtiget find, ‚wogegen das berühmte Longobardiſche 
Zehengefeg (II. F. 45.) nicht angeführt werben kann, in: 
bem basfelbe auf die mit Landeshoheit verfehenen Terri⸗ 
torien Zeutfchlands durchaus Feine Anwendung findet." 
Diefe neue Theorie erhob: alfo das zur Regel, was nach der 
ältern Theorie die Ausnahme warz fie legte einem jeden 
Regierungsnachfolger die Verbindlichkeit auf, eine jede Ne: 
gierungshandlung des Regierungsvorfahrers aufrecht zu erhals 
ten, in fo fern nicht diefe Regel in einem gegebenen Falle we: 
gender Befchaf fenheit der Regierungshandlung (erweis⸗ 
lich) eine Ausnahme leide. : Wendet man nun diefe Theorie 
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St. Majeftät, des letztverſtorbenen Körtiges von Hannover, 
an, fo dürfte diefe Regierungshandlung d. 1. die Einführung 
der Verfaſſung vom Jahte 1833 unter die Negel und nicht 
unter die Ausnahme zu bringen feyn, Allerdings unterwarf 
fich der König in’ dem Staätsgrundgefege wegen der Austibung 
der Königlichen Gewalt gewiſſen der Vorzeit unbekannten 
Einſchraͤnkungen. Aber der hier Hauptfächlich einfchlagende 
Artikel des Staatsgrundgefeges, der fechöte, lautet nur ſo: 

„Der König, ald Oberhaupt des Staates, vereiniget 

in fib die gefammte Staatsgewalt, ‚und 

Abt fie auf verfaffungsmäßige Veife aus." 
Die Souverainetät des Koͤniges alfo wird "durch. jene 
Einfchränfungen keinesweges beeinträchtigetz die Verfaſſung 
des Koͤnigreiches iſt nach wie vor eine Monarchie. Nur in der 
Ausübung ſeiner Souverainetaͤtsrechte iſt der Koͤnig in den 
durch das Staatsgrundgeſetz beſtimmten Faͤllen und auf die 
durch dasſelbe Geſetz beſtimmte Weiſe beſchraͤnkt. Mag auch) 
zu Folge des Staatsgrundgeſetzes vom Jahre 1633 die Macht⸗ 
vollkommenheit in der Ausübung beſchraͤnkter feyn, als vor: 
mals die Landeshöheit war, fo Täßt fich Doch nicht behaupten, 
daß Se. Majeftät, der letztverſtorbene König von Hannover, 
indem Er fich wegen der Ausübung der Machtvollkommenheit 
an die Vorfchriften jenes Gefebes band, „die durch allgemeine 
oder partifuläre Grundgefege und Obſervanzen gezogenen 
Grenzen feiner Macht überfchritten” "und daher durch diefe 
feine Regierungshandlung nicht auch feinen Regierungsnach⸗ 
folger verpflichtet habe. Vielmehr beftand von jeher ſowohl 
in Deutfchland überhaupt als in den Dannoverfchen Landen 
insbefondere dad Herfommen, daß der regierende Herr der 
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Ausübung feiner Ianbeöherrlichen Rechte nad; Zeit und Um⸗ 
ſtaͤnden gewiffe Grenzen: im Intereffe ber Landftände febte, 
Mehr aber fordert die vorliegende Theorie von einer Regies 
rungshandlung dieſer Art nicht, damit Die Handlung auch für 
die Regierungsnadhfolger werpflihtend fey. Ebenfo 
bat zwar dad Staalsgrundgeſetz vom Jahre 1833 die Ein: 
fünfte bes gefammten Krongutes ber Staatsfaffe zur Deckung 
bed Staatöaufwandes überwiefen.- Jedoch fügt dad Gefeg 
diefer Überweifung Bedingungen und Klaufeln hinzu, zu Folge 
welcher die Überweifung nicht dad Eigenthum an dem Krons 
gute, ‚fondern nur die: Verwaltung ded Krongutes betrifft !), 
zumal wein man erwägt, daß nach dem Deutſchen Reichs: 
flaatötechte die Einfünfte aus den Kammergütern und aus 
ben Regalien nicht etwa bloß zur Dedung der perfönlichen 
Ausgaben des regierenden Deren und des Regentenhaufes, 
fondern zugleich zur Beflreitung der Staatdausgaben in der 
engeren Bedeutung zu verwenden waren, ja daß den Unter: 
thanen die Verbindlichkeit, Steuern zu entrichten, in der Re⸗ 
gel nur unter ber Bedingung oblag, daß die Einkünfte aus 
jenen Queilen nicht zur Dedung: der gefammten Staatöbes 
bürfniffe hinreichte?). Endlich geflattete zwar dad Staatö- 
grundgefeg vom Jahre 1833, ($. 123.) Krongüter mit Zus 
flimmung der Stände zuveräußern, ohne daß es Veraͤu— 
Berungen dieſer Art auch von der Zuffimmung ber Agnas 
“ten oder Regierungsnachfolger abhängig machte. Aber das⸗ 


ſelbe Geſetz verordnet zugleich, daß der Werth der. veraͤußer⸗ 


ten Krongüter jederzeit wieder, befonderö in Landgüten oder 
Horften, nutzbar angelegt werden folle, ($. 123) nicht zu ges 
1) Bol. das Staatsgrundgefes vom Jahre 1833 $. 122 ff. 
2) Balz Leiſt in dem a. W. $+ 226. 228 229. 
*4 
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denken, daß das Geſetz ven Agnaten oder Regierungsnacfols 
gern nirgends das Recht abfpricht, fich der — ei⸗ 
nes Krongutes zu widerſetzen. 

Wir ſchließen dieſe Ausfuͤhrung mit einem Citate aus dem 
Werke eines Schriftſtellers, deſſen monarchiſche Geſinnung 
gewiß nicht beſtritten werden kann. 

„Successor in territorio,“ ſagt Pütter in feinen pri= 
mis lineis juris privati principum, Lib. I. Cap. X. 
$. 64: 1), „quicunque demum fuerit, ea quae ante- 
cessor tanquam dominus territorialis legitime in vim 
obligandi perpetuam peregit, indistincte praestare 
tenetur; adeoque Conventiones territoriales eujus- 
cunque generis rite conditas, (veluti pacta cum or- 
dinibus provincialibus inita vel cum vicinis, etc.) 
item privilegia alıasque concessiones legitime impe- 
tratas,, non magis, quam ipse antecessor, revocare 
potest. Precario vel vitio impetrata, vel ad tempus 
concessa reyocari Posse, non ex jure successionis, 
sed ex natura rei repetendum est,“ 


$. 10. 

. Wenn hiernach die fortdauernde Gültigkeit des Staats: 
grundgefeges des Königreiches Hannover vom Jahre 1833 ſchon 
nad dem Deutfchen Reichsftaatsrechte (oder nach dem ehema: 
ligen Deutfhen Zerritorialftaatärechte) vertheidiget werden 
kann, fo dürfte fie nach dem heutigen Deutfchen Staats: 


4) Übereinftimmend mit Pütter äußert fi über diefelbe Frage Struben 
in den rechtlichen Bedenken I. Thl. n. I. um CXV. — ©, auch: Berthei- 
digung des Staatögrundgefeges für das Königreich Hannover, Herausg. von 
Dablmann. Jena 1838. ©. 11 ff. 

4 
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rechte noch entſcheidendere Gruͤnde für ſich haben. Zwar ent⸗ 
haͤlt das Deutſche Bundesrecht nirgends eine Vorſchrift, wel⸗ 
che die vorliegende Frage unmittelbar oder mittelbar entſchie— 
det), Aber die Auflöfung des Deutſchen Reiches und die 
Stiftung des Deutfchen Bundes, haben ihrem Wefen nad) 
rechtliche Folgen gehabt, welche auch in die vorliegende Frage. 
wefentlich eingreifen. 

Das in den Zeiten des Deutſchen Reiches geltende Deut: 
fche Staatörecht betrachtete nicht ben jeweiligen ans 
desherrn, fondern dad regierende Haus als dasjenige 
Subject, welchem die Landeshoheit als ein Recht zuftand 2). 
Nun konnte man zwar zur Beflimmung ber Grenzen des nutz⸗ 
nießlihen Rechts, welches hiernach dem jeweiligen Landes⸗ 
bern, als ſolchem, allein verblieb, nicht die Negel anwenden, 
welche das Civilrecht über das Verhältniß zwifchen dem Nutz⸗ 
nießer und dem Eigenthümer aufftelt,. Ja, die $. 9. aus: 
einandergefegte zweite Theorie ging fogar darauf aus, daß 
Derhältniß zwifchen dem jeweiligen Regenten und dem regies 
renden Haufe fo zu flellen, daß eö jenen fo wenig ald möglich 


4) Denn man würde wohl in den Artikel LV. der Wiener Schlufafte: 
„Den fouverainen Fürften der Bundesjtaaten bleibt überlaffen, dieſe 
innere Landes = Angelegenheit”’ (di i. die Bollziehung des 13, Artis 
feld der Bundesafte) „mit Berädfihtigung ſowohl der früberhin ges 
feglich beftandenen ftändifhen Rechte, ald der gegenwärtig obmalten- 
den BVerhältniffe, zu orbnen.” 

etwas bineinlegen, was nicht in demfelben liegt, wenn man annähme, daß 
ſchon diefer Artikel die fouverainen Fürften des Deutſchen Bundes von der 
Verbindlichkeit Tosfprädhe, bei der Einführung oder Abänderung einer lands 
ftändifchen Verfaſſung die Zuftimmung der Agnaten einzuholen, 

2) ©, Biener, de natura et indole dominii et indole in territo- 


riis Germaniae. (Halle 1780) p- 44. — Leift in dem a. W. 8, 24. 


der Suriftenfacultät in Heidelberg. — 
bei der Ausuͤbung der Landeshoheit beengte. Gleichwohl ge⸗ 


brach es auch die ſer Theorie an derjenigen Beſtimmtheit, wel⸗ 


che ſie allein zur Entſcheidung zweifelhafter Fälle tauglich ma⸗ 
chen konnte. Noch immer ſtand die Idee einer bloßen Nutznie⸗ 


ßung, eines bloßen ususfructus, salva rei substantia, auf 


welchen fich dad Necht des jeweiligen Regenten befchränte, im 
Hintergrunde; baher man auch felbft bei den bewährteften 
Schriftftellern über diefe Lehre, 3.8. bei den oben angeführten 
Äußerungen findet, welche eben fowohl für ald gegen den Re⸗ 
gierungdnachfolger gedeutet werden koͤnnen )). — Anders 
ftellt ficy die Sache nach dem heutigen Rechte, Eraft ber 
den Fürften des Deutfchen Bundes zuftehenden Souveraines 
tät. Nach die ſem Rechte vereiniget der jeweild regierende 
Herr in fih alle Rechte der Machtvolllommenheit oder der 


Staatsgewalt, — ein Sag, der mit fo viel Worten faft in als _ 


len den neueren Deutichen Berfafjungsurfunden vorkommt 2), 
Nach dem heutigen Rechte alfo ift der jeweilige Souverain 
nicht etwa bloß der Nußnießer oder Berwalter eines dem re= 
gierenden Haufe zuftehenden Rechts; fondern er iftin Bes 
ziehbung auf die Soupverainetät ſchlechthin der 
Bertreter oder RepräfentantfeinesGefhlehts. 
Was Er anordnet, bewilliget oder verfpricht, ift fo zu bes 

1) Wie ift 3. B. in den oben angeführten Worten Pütters: Suc- 
cessor in territorio, quae antecessor Jegitime peregit, praestare te- 
netur, das Wort: legitime zu deuten? oder welden Aufſchluß giebt das 
Wort über die unter die Regel zu bringenden Fälle? — Der Vorwurf gilt 
nicht etwa dem Schriftſteller, fondern der Theorie. 

2 3. 3, in dem Staatögrundgefege deö K. Hannover, (vom J. 1833) 
8.6. — in dem des K. Baiern, Lit. I. 51. — in dem des K. Sad 
fen, F. 4. — in dem des K. Würtemberg, $. 4.— in dem des G.H. Ba⸗ 
den, $. 5. — in dem des Ghurfürftenthumes Heffen, $. 10. 

4 * 
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trachten, als ob es von der gefammten Dynaftie angeordnet, 
bemwilliget oder verfprochen worden wäre. ine Handlung, 
die Shm eine unabänderliche Verbindlichkeit auferlegt, legt | 
biefelbe Verbindlichkeit auch feinen Regierungsnachfolgern auf. 
Darum und in diefem Sinne find Könige unfterblih. Darum 
ift die Monarchie, ungeachtet des in ihr eintretenden Regen— 
tenwechfeld, dennoch mit der Ewigkeit des Staates vereinbar. 
Eine jede andere Lehre fteht nicht etwa bloß mit dem Inter⸗ 
effe der Unterthanen, fondern eben fo fehr mit dem des Mo— 
narchen im Widerſpruche. Welche Ausficht eröffnet fie 3. B. 
dem jeweiligen Souveraine in die Zukunft? — Wenn nun 
die Verfaffung des Königreiches Hannover vom Jahre 1833 
für den Fürften, unter welchem fie zu Stande gefommen war, 
verbindende Kraft hatte, wie fönnte oder wie dürfte man bes 
haupten, daß mit dem Leben dieſes Fürften zugleich auch 
diefe Verfaflung erlofchen fey? Mögen auch durch diefe Vers 
faffung der Ausuͤbung der Königlichen Gewalt engere Gren⸗ 
zen geſetzt worden feyn, als ihr vorher gefeßt waren; das 
Mort des Königed war zugleich das Wort feiner Regierungs⸗ 
nachfolger. 

Mit dieſem Unterſchiede zwiſchen dem ehemaligen und 
dem heutigen Deutſchen Verfaſſungsrechte ſteht ein anderer in 
Zuſammenhang. In den Zeiten des Deutſchen Reichs waren 
alle Mitglieder eines Deutſchen Fuͤrſtenhauſes reich s un— 
mittelbarz in Beziehung auf die Unterthaͤnigkeit waren 
fie insgeſammt, den regierenden Herrn mit eingeſchloſſen, eins 
ander gleich 1). Jetzt find dem Souveraine auch die Mit: 
glieder feiner Familie untertban, wenn fie auch, in dem Ins 


1) Bol, Leift in dem a. W. $. [Bund die dafelbft benannten Schriften, 


der Suriftenfacultät in Heidelberg. 93 


tereffe der Monarchie, die erfte Stelle unter den Untertha= 
nen einnehmen. Geſetzt alſo auch, daß dem regierenden 
Herrn nach dem ehemaligen Rechte 3. B. eine jede einfeitige 
Berfigung über dad Kammergut unterfagt gewefen wäre, 
nach dem heutigen Rechte würden auf eine Verfügung dies 
fer Art nur die Grundfäge anwendbar feyn, welche von dem 
Falle gelten, da Einzelne ihr Sondereigenthbum dem öffent- 
lihen Beften zum Opfer bringen müfjen. Die Verfügung 
ſelbſt koͤnnte deshalb nicht angefochten werben, und eben fo 

wenig oder noch weniger ein Verfaffungögefeg , in welchem 
eine folche Verfügung enthalten wäre. 

Man mürde fich uͤbrigens irren, wenn man der Theorie, 
welche in diefem Paragraphen aufgeftelt und vertheidiget 
worden ift, den Vorwurf machen wollte, daß zu Folge der: 
felben der Souverain zum Nachtheile, feines Ge: 
ſchlechts eine jede Veränderung mit der VBerfaffung vor: 
nehmen könnte. Das Thronfolgegefes ber Monarchie 
kann er auch nach biefer Theorie nicht. einfeitig abändern 1). 
Denn diefes ift der Titel, vermöge deſſen er felbft zur Herr⸗ 
fchaft gelangt ift. Auch nad) dieſer Theorie alfo erftreckt fich 
feine Machtvollkommenheit nicht fo weit, daß er 3. B. das 
Hersfcherrecht auf ein anderes Geflecht übertragen ober 
für das Recht zur Regierungsnachfolge in feinem eigenen Ges 
ſchlechte, ohne Zuftimmung der Betheiligten, eine neue Res 
gel aufftellen koͤnnte. | | 


§. 11. 
Vergleiht man die $. 10 auseinandergefegte Theorie 


1) Diefer Grundfag wird auch von ber Berfaffung des K. Hannover 
(1833) allentyalben anerkannt. Vgl. d. 11, 15, 16, 18,19, 21. 
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mit der Praris, fo kann man fie die sententia communis 
sive recepta nennen. Go wenig in dem Königreihe Hans 
nover im Jahre 1819 oder im Jahre 1833 die Zuftimmung 
der Agnaten zur Einführung der neuen Verfaſſung für noth— 
wendig erachtet wurde, eben fo wenig wird in irgend einer 
andern neueren Deutfchen Verfaſſungsurkunde angeführt, daß 
fie die Zuftimmung der Agnaten erhalten habe; und doch 
flimmen alle diefe Staatögrundgefeße in den Hauptfägen uns 
ter fih und mit dem Staatögrundgefege des Königreiches 
Hannover (1833) überein 1). Dagegen läft ſich von einer 
Deutfchen Regierung, von der Regierung des Königreiches 
MWürtemberg, nachweifen, daß fie die oben $. 10 aufgeftellte 
Theorie gegen. die Einfprüche der Agnaten ftandhaft vertheis 
diget hat. In Würtemberg hatten ehemals die Agnaten bes 
Herzogs fehr bedeutende ihnen durch die Landesverfaflung 
zugeſicherte Rechte. Diefe Verfaffung wurde im Jahre 1806 
von Sr. Majeftät, dem damald regierenden Könige Fried⸗ 
rich, aufgehoben. Als fpäterhin (im Jahre 1815) der König 
Sriedrih, in Gemäßheit der von Ihm gegebenen Konftitus 
tion, die Stände einberief, wendeten ſich einige der Der: 
ven Brüder des Königs, als Agnaten, ſowohl an den König 
ald an die Stände mit einer Verwahrung Ihrer Rechte, 
Sie wurden jedocd von dem Könige abfchläglich beſchieden; 
und zwar aus dem Grunde, weil die Konftitufion eines uns 


1) Auch ift Uns nur.ein Fall befannt, daß das Staatsgrundgefeg von 
dem Regierungsnachfolger, mittelft einer auögeftellten Urkunde, förmlich ge= 
nehm gehalten worden wäre, ©. die Erklärung des Kronprinzen von Baiern, 
d. d, den 30. May 1818 in dem Gefesblatte des K. Baiern 1818 XVII. 
Stück. (Die Berfaffungsurfunde des K. Sachſen ift zwar allerdings von dem 
Prinzen Negenten unterzeichnet. Jedoch diefer Fall gehört nit hieher.) 
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abhängigen Staates nirgends unter Mitwirkung der Agnaten 
entworfen oder abgeändert werde, da diefe an der Staatd: 
gewalt feinen Antheil nehmen Fönnten noch dürften +), Ei: 
nen ähnlichen Schritt that der Prinz Paul im Jahre 1817 
mittelft eines an bie Stände und an den Geheimen : Rath 
gerichteten Schreibens. Se. Majeflät, der jest regierende 
König, erklärte jedoch hierauf, „auf den von Seinem Herrn 
Boter beobachteten Grundfägen fchlechthin zu beharren und 
feine Einmifhung in die Unterhandlungen zuzugeben‘ 2), 
Mit einem Schreiben ähnlichen Inhalts wendete fich ber 
Prinz auch an die Ständeverfammlung vom Jahre 1819, 
auf welcher enblich Die dermalige Berfaffung des Königreiches 
Wuͤrtemberg zu Stande fam. Jedoch auch dießmal erreichte 
Er nicht ben. beabfichtigten Zweck 3). — In der That ift 
die Frage, ob die Berfaffung , die ein Deutfcher Souverain 
feinem Lande gegeben hat, auc die Regierungsnachfolger 
verpflichte, nicht bloß eine Landftändifche, fondern zugleich eine 
Souverainetäts = Frage. 


1) Günftiger wurde die Rechtsverwahrung von den Ständen, unter den 
damaligen Berhältniffen, aufgenommen. S. die Verhandlungen der Stände 
des K. Würtgmberg. I. Abth. S. 26 ff. II. Abth. S. 24 f. 33 ff. IV. Abth. 
©, 10 fi. 57 ff. IX. Abth. ©. 8. 35 ff. ⸗ 

Berhandlungen x. Heft XXXVII. S. 61 ff. 156 ff. XXXVHI. 
S. 193 f. 205 fi- 235 ff. 

3) Die endlihe Erledigung diefer —— ‚ wenn fie anders. er⸗ 
folgt iſt, iſt aus den Landtagsakten nicht zu erſehn. Eben ſo wenig kommt 
. in dieſen Akten eine von dem Prinzen gegen die neue Verfaſſung eingelegte 
Proteftation vor, Nie ift der Prinz in der Ständeverfammlung erfhicnen 5 
er hat mithin audy nicht den Ständeeid geleiftet. Bol, die Verhandlungen ıc. 
Abth. XLI. S. 3.41 ff. Abth. XLIV. ©, 12 f. 
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Zur Frage B. des $. 1. 


$. 12. 

Jedoch, wenn fih auch aus der obigen Ausführung 
($. Q2— 11) ergeben dürfte, daß ſich die fortbauernd = vers 
bindende Kraft des Staatsgrundgeſetzes des Königreiches 
Hannover vom Jahre 1833 gegen dad Königliche ‚Patent 
vom 1. Novbr. 1837, durch welches dieſes Gefeß für erlos 
ſchen erklärt worden ift, mit genügenden Gründen vertheidi- 
gen läßt, fo ift doch eine andere Frage die, ob fich nicht 
nach der Publikation dieſes Patentes Begebenheiten im Ks 
nigreiche Hannover ereignet haben, zu Folge welcher jenes 
Geſetz auh den Rechten nach ald aufgehoben oder als 
erlofchen zu betrachten ift, alfo Begebenheiten, durch welche 
die Rechtöfragen, zu denen dad Patent Beranlaffung geben 
Eonnte, ihre Erledigung erhalten haben. | 

Die Begebenheiten, auf welche fich diefe Frage bezieht, 
find die: Der Zurücknahme des Staatögrundgefeßed vom 
Sahre 1833 folgte bald eine andere Maaßregel; die landftäns 
difche Verfaffung vom Jahre 1819 wurde wiederherge: 
ftellt. Gin neuer Landtag wurde einberufen; die Wahlen 
der Abgeordneten zum Landtage follten nad) dem Staats 
grundgefege vom Jahre 1819 gefhehn; und fie wurden 
nah Maaßgabe:diefes Gefeßes vorgenommen. 
Die Stände verfammelten fib bierauf, Sie 
faßten Befchlüffe, und unter andern einen Beſchluß, 
woburd die Steuern, welche bisher zu Folge der feit- 
dem aufgehobenen Verfaffung vom Jahre 1833 erhoben wor: 
den waren, auf ein Jahr verlängert wurden. Auch 
find feit der Aufhebung der Verfaffung vom 
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Jahre 1833 die Steuern nad wie vor entrich— 
tet worden, 

Die öbige Frage ſtellt fich demnach fo: Liegt nicht in 
den fo eben angeführten Thatfachen ein Anerfenntniß 
der neuen oder wiederhergeftellten Verfaffung, der Berfaf- 
fung vom Jahre 18193 ein Anerkenntniß, welches den bei 
ber Aufhebung der Berfaffung vom Jahre 1833 unmittelbar 
' Betheiligten mit Beftande Rechtens entgegengefegt werben. 
fann, wenn fie die Einwendungen, welde der Maaßregel 
urfprünglich entgegenftanden, auch jetzt noch Ber machen 
wollen oder wollten? 

Es laſſen jedoch alle jene Thatſachen, wie ſich aus dem 
Folgenden ergeben wird, eine zweifache Deutung zu d. i. es 
giebt Gruͤnde ſowohl fuͤr als wider die Meinung, daß in 
dieſen Thatſachen ein Anerkenntniß der wiederhergeſtellten 
Verfaſſung vom Jahre 1819 liege. Und wir werden Uns 
hier auf die Darſtellung der einen und der andern Deutung, 
ohne Uns fuͤr die eine oder fuͤr die andere zu entſcheiden, 
um ſo mehr beſchraͤnken, da die Frage von dem geſchehenen 
Anerkenntniſſe der neuen Verfaſſung in Beziehung auf die 
vorliegende Hauptfrage (C.) nur eine Vorfrage iſt. (Übri- 
gend verfteht es fich von felbft, daß die Entfcheidung diefer 
Vorfrage, wie fie auch) ausfallen müßte, dem Rechte der ho— 
hen Deutfchen Bundeöverfammlung, auf die Vollziehung des 
Artikels LVI. der Wiener Schlußakte auch in dem vorliegen: 
den Falle zu beftehn, auf Feine Weife Eintrag thun Eönnte,) 


$.. 13. 
Für die Meinung, nach welcher fih aus jenen That: 
fachen ergiebt, daß die gefchehene Aufhebung des Staats: 
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grundgefehed vom 3. 1833 von dem Lande anerkannt wor: 
den fey, laſſen fich hHauptfächlich folgende Gründe anführen; 
Somwohl dem Staatögrundgefege vom Jahre 1819 ald 
dem vom Jahre 1833 liegt das Repraͤſentativſyſtem zum 
Grunde. Wenn auch beide Gefege in ber Art, wie fie dies 
ſes Syftem durchführen, von einander abweichen, fo find 
doch die Verſchiedenheiten zwifchen ihnen in Beziehung. 
auf das (hier allein in Betrachtung Fommende) Recht, 
die Abgeordneten zurzweiten Kammer zu wäh 
Ien, nit von der Bedeutung, baß man die Gefammt: 
heit, welcher jenes Recht nach dem einen und nach dem anz 
dern Geſetze zufteht, nicht ald eine und dieſelbe Gefammt: 
heit oder Perfon zu betrachten hätte, oder daß man einer 
nach dem Staatögrundgefege vom Sabre 1819 gewählten 
zweiten Kammer dad Recht abfprechen Eönnte, das Volk 
oder das Land eben fo zu vertreten, wie ber nach dem Staats: 
grundgefege vom Sahre 1833 gewählten. zweiten Kammer 
dieſes Vertretungsrecht zuftand. Nun hat aber die wahlbes 
vechtigte Gefammtheit, nach Aufhebung ded Staatögrundges 
feßed vom Jahre 1833 und nachdem das Staatsgrundgefeg 
vom Sahre 1819 wiederhergeftellt worden war, die Wahlen 
der Abgeordneten zur zweiten Kammer in Gemäßheit 
bes Staatsgrundgeſetzes vom Jahre 1819 vor: 
‚genommen. Die in Gemäßheit diefes Gefeges gewählten 
Abgeordneten Fonnten fih nur kraft desfelben Gefe: 
Bes zu einer Kammer vereinigen und vereint Befchlüffe faſ— 
fen. Indem fie alfo auf dem Landtage erfchienen und zu eis 
ner Kammer vereiniget Befchlüffe faßten, haben fie die Güls 
tigkeit des Staatögrundgefeges vom Jahre 1819 im Namen 
und anftatt des Landes oder Volkes anerkannt oder vielmehr 


der Juriſtenfacultaͤt in Heidelberg. 59 


nur daß Anerkenntniß dieſes Staatsgrundgeſetzes, welches 
ſchon in den vorausgegangenen Wahlen lag, wiederholt und 
beſtaͤtiget. 

Man wende nicht ein, daß, wenn das Staatsgrundge⸗ 
ſetz vom Jahre 1833 nicht einfeitig für erloſchen erklaͤrt wer 
den konnte, auch alles dad, was in Gemaͤßheit diefer Erklaͤ⸗ 
rung geſchehn iſt, nicht für vechtöbeftändig erachtet werden 
koͤnne. Mag fih auch gegen die Rechtöbeftändigkeit jener 
Erklärung noch fo viel einwenden laffen, die Erklärung iſt 
von der andern Seite durch die That ald gültig anerfannt 
worden. Auch wenn man auf den vorliegenden Fall die 
Grundfäge des Givilrechtd anwenden Fönnte oder wollte, 
“fo hört doch ein Vertrag auf, verpflichtend zu feyn, wenn 
die einfeitig gefchehene Auflündigung bes Vertrages von ber 
andern Vertragsparthei (verbis vel factis) genehm gehalten 
wird, 

Scheinbar ift die Einwendung, welche gegen bie obige 
Meinung aus der Erklärung der (im Jahre 1838 in Gemäß: 
heit des Staatögrundgefeges vom Jahre 1819 zufammenges 
fegten und einberufenen) zweiten Kammer entlehnt werben 
koͤnnte, 

„daß Feine Handlung der jetzt verſammelten Deputir⸗ 

ten rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, Daß 

vielmehr dazu die Zuftimmung einer auf die vor dem 

Regierungsantritte. Sr. Majeftät rechtmäßig beftandes 

nen Verfaſſung gegründeten und. in Gemäßheit derfels 
ben berufenen und componirten Ständeverfammlung er: 

| forberlich fey." 
Diefe Einwendung ift fheinbarer. Denn, nach einem 
Grundfage des Repräfentatiofftems ift das, was die zweite 
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Kammer befchließt, oder auöfpricht fo zu betrachten, als ob 
es von ber Gefammtheit derer, welche die Abgeordneten zur 
zweiten Kammer gewählt haben, befchloffen oder ausgefpro> 
chen worben wäre, Es Fann baher jene Erklärung der zwei: 
ten Kammer fo gebeutet werden, als ob mittelft derfelben 
die Zuftimmung, welche das Volk durch die vorgenommenen 
Wahlen zur Wiederherfiellung der Verfaſſung vom Jahre 
1819 gegeben hatte, zuruͤckgenommen oder entkräftet wor⸗ 
den wäre. — Allein, nicht zu gedenken, daß die in Frage 
ftehende Erflärung nur von der zweiten und nicht auch von 
der erften Kammer bes Königreiches Hannover erlaffen wor— 
ben ift, fo ift jener Grundſatz des Repräfentativfyftemes nicht 
dahin auszudehnen, daß die zu einer Kammer vereinigten 
Bolksabgeoroneten das Berfaffungsgefeg, auf welchem der 
ihnen ertheilte Auftrag und mithin das rechtliche Dafeyn der 
Kammer beruht, für nichtig erklären Eönnten. Sie fönnten 
fonft diefes Geſetz, welchem fie doch lediglich und allein ihr 
Stimmrecht verdanken, wefentlih umgeftalten. In bem 
vorliegenden Falle aber hatte die zweite Kammer des Kö: 
nigreiches Hannover vom Jahre 1838 entweder Überall nicht 
das Recht, im Namen des Landes zu fprechen, oder fie hat- 
te diefes Recht nur innerhalb der Grenzen, welche ihr das 
von. ihren Kommittenten (durch die vorgenommenen Wah— 
len) anerkannte Staatögrundgefeg, der Machtbrief der zweis 
ten Kammer vom Jahre 1838, vorzeichnete. Die zweite 
Kammer fegte fich durch die in Frage ftehende Erklärung fos 
gar in Widerfpruch mit dem Beſchluſſe, welchen fie felbft 
wegen ber fernern Zahlung der Steuern gefaßt hatte, 
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$. 14. Ä 

Andererſeits Iaffen fich für die enfgegengefegte Meinung 
($. 13) folgende Gründe geltend machen: 
| Wenn man ſchon im Allgemeinen aus bloßer Thatfache 
nicht Teichtlich auf eine Einwilligung und fogar auf eine Vet⸗ 
zichtleiftung zu fchließen hat, fo gilt dad insbefondere von 
dem vorliegenden Falle, In gewöhnlichen Zeiten würden 
vielleicht die $. 13 angeführten Thatſachen zur Begründung 
des Reſultates hinreichen, welches aus bdenfelben in dem 
13. 8. gezogen worden if, Aber die Zeiten und Umftände, 
von welchen hier die Rede ift, waren von einer fo ungewoͤhn⸗ 

fichen und eigenthuͤmlichen Befchaffenheit, daß man bei der 
Beurtheilung des Gefchehenen nicht I oder vorfichtig 
genug verfahren kann. 

Es ift wahr, die Wahlen für den Landtag vom Sahre 
1838 find nach dem — von Sr. Majeftät, dem jebt vegies 
venden Könige, wiederhergeftellten oder erneuerten — Staats» 
grundgefege vom Jahre 1819 vorgenommen worden. — Als 
lein der Fall ftand for Nach Aufhebung des Staatögrundges 
ſetzes vom Jahre 1833 und nachdem die nach Maaßgabe dies 
ſes Gefeßes einberufene Ständeverfammlung aufgelöft wors 


den war, gebrach ed den Einwohnern des Königreiches an 


‚ einem verfaffungsmäßigen Organe, durch welches fie, als 
eine Gefammtheit, ihre Vorftelungen gegen jene Maaßregel 
an die Regierung zu richten im Stande gewefen wären. Kann 
man nun wohl, unter diefen Umftänden, aus den nad) Maaßs 
gabe des Staatögrundgefeged vom Jahre 1819 erfolgten 
Wahlen der Landtagsabgeorbneten den Schluß ziehen, daß 
die Waͤhlenden durch dieſe Wahlen die geſchehene Aufhebung 
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bes Staatögrundgefeges vom Jahre 1833 ald rechtöbeftändig 
anerkennen wollten? oder hat nicht die Annahme, daß fich 
die Wählenden nur ein gemeinfchaftlihes Organ für ihre Ges 
genvorftelungen oder Anträge verfchaffen wollten, eben fo 
viel oder felbft noch mehr für fih? zumal wenn man die aus 
Öffentlichen Blättern bekannten befonderen Vorgänge in Ers 
wägung zieht, welche vor und bei den Wahlen vorfielen? 

Wenn hiernach die nach dem Staatögrundgefege vom 
Sabre 1819 erfolgten Wahlen kein entfcheidendes Gewicht in 
die Wagſchale der erften Meinung ($. 13) legen, fo kann 
‚ man eben fo wenig und aus denfelben Gründen nicht aus 
bem Erfheinen der gewählten Abgeordneten auf dem 
Zandtage des Jahres 1838 die Folgerung ziehn, daß ſchon 
in biefem Erfcheinen das in Frage ftehende Anerkenntniß lies 
ge Auch der oben wörtlich angeführte Befchluß, durch 
welchen ſich die zweite Kammer des Jahres 1838 für die 
fortdauernde Gültigkeit des Staatögrundgefeged vom Sahre 
1833 erklärte, ftelt fih nun in einem andern Lichte dar, 
ald nach der erften Meinung. Die zweite Kammer über: 
ſchritt nicht fondern fie erfüllte vielmehr durch diefen 
Beſchluß den Auftrag, den fie von ihren Kommittenten* er: 
halten hatte oder welchen die Mehrheit nach ihrer beften Über: 
zeugung von ihren Kommittenten erhalten zu haben glaubte, 
Sa man Fann diefen Befchluß, nach den. Grundfägen des 
Repraͤſentativſyſtems, fogar als eine ausdrüdliche Erklärung 
über den Zweck ber nach dem Staatögrundgefege vom Sähre 
1819 erfolgten Wahlen betrachten. | 

Der in dem vorliegenden Paragraphen vertheidigten 
Meinung Fann auch nicht der Befchluß entgegengefegt wer: 
den, durch welchen der Landtag vom Sahre 1838 das frü= 
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here Budget auf ein Jahr verlängerte. Denn diefer Bes 
fchluß wurde nicht nur zu einer Zeit gefaßt, da eine gütlihe 
Vereinbarung mit der Regierung noch in Ausfiht fand, fons 
dern er reihte fich auch unmittelbar an ein Gefeg an, wel 
ches unter der Herrfchaft des Staatögrundgefeges vom Jahre 
1833 erlaffen worden war. 


Sur Frage C. des 2 


§. 15. 
Die vorliegende Frage, die Frage alſo: 
Sind die Obrigkeiten des Königreiches Hannover ver⸗ 
pflichtet, die in den Steuergefegen vorgefchriebene 
obrigkeitliche Hülfe zur Beitreibung der Gteuern 
- fortdauernd zu Teiften? 
erlediget fich zwar fofort, ‚wenn man annimmt, daß die in 
dem Königlichen Patente vom 1. Novbr. 1837 auögefproche: 
ne Aufhebung des Staatögrundgefehed vom Jahre 1833 von 
denen anerkannt und gutgeheißen'worden fey, welde allein 
auf ein Necht des Widerfpruchd Anfpruch machen konnten. 
(Bol. $. 12— 14.) Denn jene Frage kann nur unter ber 
Borausfegung aufgeworfen werben, baß das wieberherges 
ftelte oder erneuerte Staatögrundgefeg vom Jahre 1819 für 
die Obrigfeiten und überhaupt für die Einwohner des Koͤ⸗ 
nigreiches Hannover nicht verpflichtend wäre, 

Mir werden jedoch jene Frage (C.) jest noch gleich. als 
eine von den beiden vorhergehenden Fragen (A. B.) unabs 
hängige Frage erörtern oder, mit andern Worten, fie fo 
ftellen: 

Angenommen, daß das Staatsgrundgeſetz des König: 
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reiches Hannover vom Jahre 1833 als fortdauernd ver: 

pflihtend zu betrachten wäre, — würden die Obrigkeis 

ten biefes Königreiches verpflichtet feyn, die oben ge: 

dachte obrigkeitlihe Hülfe, bewandten Umftänden nach, 

zu leiften? 
und Wir werden diefe Frage theils nach dem Staatögrundges 
fege vom Sahre 1833 felbft, theild nach allgemeinen Grunds 
fägen erörtern und beantworten. | 

Wir haben übrigens die Frage fo geftellt, daß in der: 
felben nur von der Pflicht und nicht von dem Rechte ber 
Dbrigkeiten, die mehrerwähnte Hülfe zu leiften, die Rebe 
if. Denn die Rechte einer jeden Obrigkeit erftreden fich 
überhaupt nur fo weit, ald ihre Pflichten. Wozu eine 
Obrigkeit in Beziehung auf ihre Amtöbefohlenen nicht vers 
pflichtet iſt, dazu ift fie eben fo wenig berechtiget, 


6. 16. 

Selbft nad dem Staatögrundgefege vom Jahre 
1833 aber haben die Obrigfeiten des Königreiches Hannover 
die in Frage ftehende Berbindlichkeit entfchieden auf ſich. 
Denn der $. 161 diefed Geſetzes, die hier unmittelbar eins 
fchlagende Stelle, lautet fo: 

„Ale Sivil: Staatödiener, mögen fie vom Könige oder 

befien Behörden ernannt, oder von einzelnen Berechtigs 

ten oder Gorporationen erwählt, präfentirt oder ernannt 
feyn, find durch ihren, auf die getreuliche Beobachtung 
des Staatögrundgefeges auszubehnenden, Dienfteid 
verpflichtet, bei allen von ihnen ausgehenden Verfuͤ⸗ 
gungen dahin zu fehen, daß fie Feine Verlegung ber 
Verfaffung enthalten. In gehöriger Form ers 
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laſſene Befehle vorgeſetzter Behörden be— 

freien ſie von der Verantwortung, und 

übertragen dieſelbean den Befehlendeni).“ 
Die Stelle unterſcheidet alſo zwiſchen den Verfügungen, wels 
che von einem Beamten felbft ausgehn, und den Verfüguns 
gen, burch welche ein Beamter nur die Befehle feiner Dienfts 
vorgefegten in Vollziehung ſetzt. In dem erftern Falle fol 
der Beamte für feine die Verfaffung verlegenden Berfüguns 
gen verantwortlich feyn, nicht aber in dem letztern Falle, 
(voraudgefegt jedoch, daß in dem lestern Falle der Beam⸗ 
te fich darauf befchränft hat, den Befehl der höheren Bes 
hörde in VBollziehung zu fegen) Nun legt zwar das Gefeg 
den untergeordneten Beamten nit ausdrüdlich die Vers 
bindlichfeit auf, bie Befehle der höheren Behörde auch dann 
in Vollziehung zu fegen, wenn fie mit der Verfaſſung in 
Widerſpruch ftehen follten. Aber, indem es die untergeord- 
neten Beamten wegengber VBollziehung der Befehle der vors 
geſetzten Behörde von aller Verantwortlichkeit freifpricht, uns 
ter der einzigen Bedingung, daß diefe Befehle in der gehöris 
gen Form erlaffen worden find, ftellt es die Vollziehung al: 
ler in gehöriger Form von der vorgefegten Behörde erlaffenen - 
Befehle, diefe mögen mit der Verfaffung in Übereinftimmung 
oder in Widerfpruch ſtehn, unter den von jenen Beamten zu 
leiftenden Dienfteid, verpflichtet es alfo die untergeordneten 
Beamten fchlechthin, den Befehlen der vorgefesten Behörde, 
wenn nur dieſe Befehle in gehöriger Form erlaffen worden 
find, Gehorfam zu leiften. Übrigens ergiebt fich fchon aus 





1) Mit diefer Stelle ift der $, 151 des Staatögrundgefehed zu vers 
gleichen. Er handelt von der Verantwortlichkeit der Miniſter. 
= 5 
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der Wortfaffung des $. 161, daß derfelbe vorzugsweiſe das 
Verhaͤltniß zwifchen den niederen und den höheren und hoͤch⸗ 
ften Beamten der vollziehenden Gewalt vor Augen 
hat. (Bgl. den $. 136 desfelben Gefeges.) — Wendet man 
nun den Inhalt des mehrerwähnten $. 161 des Staatögrund: 
gefeßes vom Jahre 1833 auf den vorliegenden Kal an, fo 
ift es keinem Zweifel unterworfen, daß es fich in diefem Falle 
von Verfügungen handle, welche in das Gebieth der vollzies 
benden Gewalt gehören, — daß die Obrigkeiten des König» 
reiche8 Hannover, indem fie die in den Steuergefeßen vorge: 
fehriebene Hülfe zur Beitreibung der Steuern Ieiften, nur bie 
(übrigens in gehöriger Form erlaffenen, ja fhon in den beftes 
henden Steuergefegen liegenden) Befehle der ihnen vorgefeßs 
ten Behörden und die der höchften Behörde in Vollziehung 
fegen, — daß fie daher, wenn fie fi der Leiftung jener 
Hülfe weigerten, ihren Dienfteid verlegen und fich mithin 
eines Dienftvergehens fchuldig machen würden, 

Gleichwohl läßt fich gegen diefen Schluß, — allemal vors 
audgefeht, daß das Staatögrundgefeß vom Jahre 1833 auch 
jest noch verbindende Kraft habe oder hätte, — eine Einwens 
dung aus dem $. 145. desfelben Geſetzes ableiten. Es ver: 
ordnet nämlich dieſer Paragraph unter Anderem: 

„In dem jährlich erforderlichen Ausfchreiben” (ber 
Steuern und Abgaben) „foll der ftändifchen Bewillis 
gung befonders gedacht werden.‘ 
Aus diefer Vorfchrift Fönnte man die Folgerung ziehn, daß, 
weil feit der Aufhebung des Staatögrundgefeßes vom Sabre 
1833 das Ausfchreiben der Steuern der ftändifchen Bewilli- 
gung, dieſe im Sinne des Staatsgrundgefeges genommen, 
nicht weiter gedenfen könne, auch den Befehlen, welche jetzt 
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noch wegen der Erhebung ber Steuern erlaffen werben, bie 
„gehörige Form’ abgehe, melde fie gleichwohl (nach 
$. 161 desfelben Gefeges) haben müfjen, wenn bie unterges 
orbneten Beamten, welche die Befehle vollziehen, von einer 
jeden Berantwortlichfeit deshalb befreit und mithin zur Vol: 
ziehung diefer Frage unbedingt verpflichtet ſeyn follen, — Als 
lein,. diefer Einwendung fteht ſchon das entgegen, daß der 
$. 145 die Erwähnung ber fländifchen Bewilligung nirgends 
für eine Foͤrmlichkeit des Steuerausfchreibens erklärt d. i. 
fie nirgends zu einer Bedingung macht, von welcher die ver: 
bindende Kraft des Ausfchreibens und die Verbindlichkett der 
Unterthanen, die Steuern zu entrichten, abhängen folle, 
Wenn man im Zweifel fchon überhaupt nicht anzunehmen 
hat, daß eine gewiſſe Vorfchrift der Gefege, welche eine Wils | 
Vengerflärung betrifft, eine Förmlichkeit (eine Solennitas 
externa) für diefe feftfege, fo kann wohl am allerwenigften 
ber Vorſchrift des $. 145 der Sinn untergelegt werben, daß 
ein Steueraußfchreiben, welches von der ftändifchen Bewilli⸗ 
gung Feine Erwähnung thue, ſchon deöwegen als nicht er= 
laffen zu betrachten fey. Sonft könnte ja fchon eine bloßes 
Berfehen die bedauerlichften Folgen haben. Sodann aber bes 
trifft die Vorfchrift des $. nur das Verhältnig der Regie: 
rung zu den Landftänden, und nicht dad Verhaͤltniß | 
ber untergeorbneten Bollziehungsbeamten zu 
ihren Borgefegten. Die untergeordneten Beamten find 
verpflichtet, die Befehle der höheren Behörden zu vollziehen, 
fobald nur die Ausfertigung biefer Befehle nicht, 3. B. wegen 
ermangelnder Signatur oder Kontrafignatur fehlerhaft ift. 


5* 
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$. 17. 

Auch wenn man die vorliegende Frage nach allgemei 
nen Nehtögrundfägen beurtheilt, gelangt man zu dem 
Reſultate, daß den Obrigkeiten ded Königreiches Hannover 
die Verbindlichkeit obliege, die in den Gefegen vorgefchriebene 
Hülfe zur Beitreibung der Steuern fortdauernd zu leiften, 
Die Frage ftellt ſich jegt fo: Handeln überhaupt Beamte 

der vollziehenden Gewalt widerrechtlich, koͤnnen fie alſo zur 
Verantwortung und Strafe gezogen werben, wenn fie bie 
Befehle der ihnen vorgefegten Dienftbehörben nicht in Voll: 
ziehung fegen, z. B. die von ihnen zur Beitreibung der 
Steuern zu leiftende Hülfe unterlaffen? — follte ed auch aus 
dem Grunde gefchehen, weil ihnen die Rechtmäßigkeit diefer 
Befehle zweifelhaft zu feyn feheint? 

Man Fann diefe Frage auf die allgemeinere zurüdführen: 
Handeln Unterthanen widerrechtlich, welde fih eines 
paffiven oder leidenden Ungehorfams gegen die Regierung 
fhuldig machen, d. i. eines Ungehorfams, welcher ſich dar⸗ 
auf befchränft, die ihnen, den Unterthanen, gegen die Re= 
gierung obliegenden pofitiven Verbindlichkeiten, (die Obli- 
gationes, quae in dando vel faciendo consistant,) nicht 
zu erfüllen, ohne ſich übrigens den Zwangsmaaßregeln thaͤt⸗ 
lid) zu widerfegen, welche die Regierung ergreift, um biefe 
Verbindlichkeiten wirkfam zu machen? Und Wir wollen in 
dem Folgenden von diefer allgemeinen Faſſung der Frage aus: 
gehn, weil fich alödann die vorliegende fpeciellere Frage deſto 
genuͤgender beantworten laͤßt. 

Nun iſt zwar die Regel die, daß nicht ſchon die Ver: 
weigerung bed Gehorfams gegen einzelne Befehle der Re⸗ 
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gierung oder der Ddrigfeit, ohne Zhätlichfeit, für firafbar zu 
erachten fey, fondern daß die Regierung oder die Obrigkeit 
durch ein folched Verhalten der Unterthanen nur ermächtiget 
werde, fich durch angemefjfene Zwangsmittel Gehorfam zu 
verfchaffen 2). Und diefe Hegel beruht darauf, daß die Res 
gierung ; fo viel ihr auch daran gelegen ift, daß ihr freiwillig 
gehorcht werbe, dennoch nicht ein Recht auf freiwilligen Ge⸗ 
horfam hat und haben kann. — Allein diefe Regel fchließt 
fchon ihrer Wortfaffung nah den Fall aus, da ein Unterthan 
feiner Regierung den Gehorfam fchlechthin auffagen wollte 2). 


Eine ſolche Erflärung ift nicht etwa bloß eine Verweigerung : 


des dem Staate gebührenden Gehorfams, fondern zugleich. 
eine gegen den Staat gerichtete Kriegs erflärung. Denn 
zwiſchen dem Staate und dem Stande der Natur giebt es 
fein Mittelding. — Diefem Falle nahe verwandt, ja wohl 
felbft identifch ift der Kal, da die Unterthanen zwar nur eiz 
nem einzelnen Gebothe der Regierung den Gehorfam verweis 
gern, dieſes Geboth aber von der Art ift, daß. durch die Ver⸗ 
weigerung. bed Gehorſams gegen dieſes Geboth der Arm der 
Regierung überhaupt gelähmt d. i. die Regierung der Mittel 
beraubt wird, fich überhaupt Gehorfam zu verfchaffen. Denn 
es ift in der That fchwer, wo nicht unmöglich, in rechtlicher 
Hinficht, eine Scheidelinie zwifchen beiden Faͤllen zu ziehn, 
zwifchen dem Falle, da die Unterthanen den Gehorfam der 
Regierung geradezu auffagen, und dem Falle, da fie ihr die 


1) Diefe Regel wird 3. B. aufgeftellt von Fe uer bach, Lehrbud des 


gemeinen in Deutfchlend gültigen peinlichen Rechts $. 201. — von Henke, 
Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft. F. 374. 

2) ©. A. Tittmann, Handbuch des gemeinen deutſchen — 
Rechts. Theil II. $. 313. | 


’ > 





— 


nn 





70 I. Rechtsgutachten 


Mittel verfagen, die Unterthanen zum Gehorfam zwangs⸗ 
weile anzuhalten. Wenn fi daher z.B. (ein Hal, der ge: 
rade hier befonders in Betrachtung kommt ‚) die Unterthanen. 
— zu Folge einer offenen oder geheimen Verabredung, in der 
Abfiht, die Regierung zu ermuͤden, — weigern, die von ber 
Regierung ausgefchriebenen Steuern zu entrichten, fo ift dad 
mehr, als eine bloße Verweigerung bes Gehorfamd gegen . 
eine einzelne Verfügung der Regierung; es ift (ab eflectu) 
fhon ein pofitiver. Widerftand, den fie der Regierung entges 
genfeßen. Sey es auch, daß fie die Entrichtung ber Steuern 
aus dem Grunde verweigern, weil fie der Meinung find, 
daß die Regierung die Steuern verfaffungswidrig ausgefchries 
ben habe, eine Widerfeglichkeit ift und bleibt bie Verweige⸗ 
rung der Steuern, den einzigen Fall ausgenommen, ba bie 
Untertbanen von den Gerichten zur Verweigerung ber 
Steuern ermächtiget würden, (Vgl. unten $. 18.) Sey es 
ferner, daß nur einige ober nur einzelne Unterthanen fich der 
Entrihtung der Steuern weigern, fo handeln doch auch dieſe 
nach einer Marime, welche, wenn fie allgemein befolgt würde, 
zu einer Auflöfung des Staates führen müßte. Wenn ſich 
ein fonft bedachtfamer Schriftfteller) über die vorliegende 
Stage fo erklärt: 
„Die Wege des erlaubten Widerftandes (gegen die Res 
gierung,) welche die Berfaffung eröffnen kann 
aberaud eröffnenfolt, beſchraͤnken ſich jest allein 
auf gewiffe Weigerungen, ein Verneinen des Gehorfams 
in gewiffen Zällen, ein Nichtthun ohne ale aggreffive 
Zuthat. Es ift das Recht der Unterthanen, folchen 
‚ 1) Dahlmann, die Politif auf den Grund und das Maß der gege⸗ 
benen Buftände zurückgeführt. Goͤtt. 1835) S. 176. 
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Steuerausfchreibungen und Gefegen, welche ohne bie 
verfaſſungsmaͤßig erforderliche fländifche Verwilligung 
und die Anführung der wirklich gefchehenen erlafjen find, 
den Gehorfam zu verweigern, unterflügt durch die Pflicht 
der Stände, Minifter, die dergleichen Ausfchreibungen 
und Gefege unterzeichneten, in den Anklagezuftand zu 
verſetzen“ 
ſo iſt nicht zu uͤberſehn, daß dieſer Schriftſteller nur von ei⸗ 
nem Wege des Widerſtandes ſpricht, den die Verfaſſung 
eröffnen kann und ſoll, der alfo nur unter der Bes 
dingung eingefchlagen werben kann, daß ihn bie Berfaffung 
eröffnet hat. Keine Deutfhe Verfaffung hat diefen Weg 
den Unterthanen eröffnet, ja feine fonnte ihn den Unters 
thanen eröffnen, da das Gebicth des pofitiven Verfaſſungs⸗ 
rechtes aufhört, wo bie aͤußerſten Falle anfangen. 


Wenn nun bie Steuerpflichtigen nicht dad Recht haben,. 


die Entrihtung der Steuern zu verweigern, und zwar felbft 
in dem Falle nicht, da die Steuern von der Regierung auf 
eine mit der Verfaſſung nicht übereinftimmende Weife ausge: 
ſchrieben werden, fo ift es ebenfowenig den der Regierung 
untergeorbneten Beamten geftattet, der Regierung die Hülfe 
zu verfagen, bie fie ihr zur Beitreibung der Steuern ben Ges 
feßen nach zu leiften haben. Ja, in der Verfagung biefer 


Hülfe würde noch überdieß, zu Folge der einem Beamten 


der vollziehenden Gewalt obliegenden befonderen Pflichten, 


nicht bloß ein paffiver fondern ein -thätiger Ungehorfam ge: 


gen bie Regierung von Seiten diefer Beamten liegen. Die 


Unterthanen dürfen fich zur Erfüllung einer pofitiven Verbind⸗ 


lichkeit Cin der Regel) zwingen laffen, weil fie dazu ge: 
zwungen werben Pönnen. Aber aller Zwang, aller Gehor- 
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fam würde im Staate aufhören, wenn es den Beamten ber 
vollziehenden Gewalt verftattet wäre, ben Befehlen der Res 
gierung den Gehorfam ungeftraft zu verfagen. Steht doch 
dem Beamten frei, fein Amt niederzulegen, wenn ihm fein 
Gewiſſen unterfagte, einen gewiffen Befehl, der ihm rechts⸗ 
widrig zu ſeyn ſchiene, in Vollziehung zu ſetzen. 


§. 18. 

Jedoch, wenn auch den Obrigkeiten des Koͤnigreiches 
Hannover ſowohl dem poſitiven Rechte nach, als nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſaͤtzen die Verbindlichkeit obliegt, zur 
Beitreibung ber Steuern fortdauernd die geſetzliche Hülfe 
zu leiften, fo würde doch diefe Regel in dem Falle eine 
Ausnahme leiden, da fich die Steuerpflichtigen gegen bie 
Beitreibung der Steuern an bie Gerichte wendeten, und diefe 
fi) bewogen fänden, an die eine oder die andere Obrigkeit 
ein Inhibitorium d, i, den Befehl zu erlaffen, mit der Bei: 
treibung der Steuern einzuhalten. Die Frage aber, ob die 
Gerichte berechtiget feyn würden, einen folchen Einhaltsbefehl 
zu erlaffen, gehört nicht hieher, da fie nicht zu Unferer Beants 
wortung auögefegt worben if. Wenn die Gerichte des Kö— 
nigreiches Hannover in der Sache competent feyn follten, fo 
würde ihnen, da fie im Namen und anftatt Seiner Majeftät | 
des Königs und mithin felöftftändig Recht fprechen, auch von 
ben Verwaltungsbehörden des Landes Folge zu leiſten ſeyn. 

Hiernach ſind Wir, 

anlangend die erfte Hauptfrage, 
Cabgefehen von ber unter Uns beftehenden Berfchiedenheit der 
Anſichten über einzelne bei Erörterung der Vorfragen aufge: 
fielte Grundfäge) einflimmig der Meinung, 
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daß den Obrigkeiten des Königreiches Hannover die 

- Verbindlichkeit obliege, die in den Steuergefegen vor: 

gefchriebene obrigkeitlihe Hülfe zur Beitreibung fo: 
wohl der directen als indirecten Steuern zu leiften. 


Beantwortung ber zweiten, ber dritten und 
ber ſech s ten Uns vorgelegten Frage. 


| 8. 19. ! 

Es Fönnen und follen hier diefe Fragen in ber Beant: 
wortung mit einander verbunden werben, ba fie insgefammt 
ihrem Inhalte nach auf das genauefte mit einander zufammens 
hängen. Denn alle diefe Fragen betreffen die Verantwort⸗ 
lichkeit derjenigen Obrigfeiten des Königreiches Hannover, 
welche, unter den obwaltenden Umftänden, bie in ben Steuer: 
gefegen vorgefchriebene Hülfe zur Beitreibung der Steuern 
nach dem 1. Januar 1839 leiften würden. Für alle diefe 
Fragen ift die Borfrage die: Kann eine Obrigkeit, welche 
ſich ‚einer gefegwidrigen Handlung (dolo vel culpa) ſchuldig 
macht, im Wege Rechtend von denen belangt werben, melde 
in ihren Rechten durch eine folche Handlung gekraͤnkt worden 
find? 


$. 20. 
Daß nun diefe Borfrage, fo wie fie $.19 geftellt worben 
ift, zu bejahen fey ‚ ift weder nach allgemeinen Rechtögrunds 


fügen noch nad) dem gemeinen Deutfchen Rechte einem Zwei: 


fel unterworfen. Nach jenen nicht; denn eine Ungerechtig; 
feit ift und bleibt eine Ungerechtigkeit, wenn fie auch von eis 
nem Beamten durch einen Mißbrauch feiner Amtögewalt bes 
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gangen wird; vielmehr kann ein Beamter, wenn und in wie 
fern er ſeine Amtsgewalt mißbraucht, ſich nicht weiter auf die 
Wuͤrde ſeines Amtes berufen. Auch nad die ſem nicht; denn 
wenn auch das gemeine Deutſche Recht den Grundſatz, daß 
ein Beamter, der ſich als ſolcher einer geſetzwidrigen Hand⸗ 
lung ſchuldig macht, von der durch die Handlung verletzten 
Parthei im Wege Rechtens belangt werden koͤnne, nicht in 
die ſer Allgemeinheit ausſpricht, fo enthält es doch mehrere 
beſondere Vorſchriften, durch welche es jenen Grundſatz in 
Beziehung auf einzelne Faͤlle beſtaͤtiget 1), und ſo iſt doch aus 
dieſen beſonderen Vorſchriften jener allgemeine Grundſatz um 
ſo mehr abzuleiten, da derſelbe eben ſo ſehr dem Intereſſe 
des Gemeinweſens als dem ber einzelnen Unterthanen ent: 
fpricht. 

Eben fo wenig ift ed zweifelhaft, daß eine Klage biefer 
Art, auf Schabenerfag gerichtet werben kann und zu riche 
ten ift. Daher fie auch von einigen Rechtslehrern eine actio 
in factum ad exemplum s. analogiam actionis ex lege 
Aquilia oder eine actio ex lege Aquilia utilis genannt wird ?), 
Überdie Fann das Suchen der Klage nad) Befinden dahin 
gehn, daß das Gericht ber beklagten Obrigkeit die Wieberhos 
tung der gefegwidrigen Handlung bei einer angemeffenen Geld; 
ſtrafe unterfage, 

Endlich, wenn eine Klage biefer Art auf die Handlung 
einer kollegialiſ hen Staatsbehoͤrde BEE wird, 10 


1) Pr. J. de obligat. quae quasi ex del, 1. 15. $. 1. D. de judi- 
ciis. 1.6. D. de extraord. cognition. 1. 2. C. de poena judic. — 1. 6 
D. qui satisdare cog. 1. 3. C. de magistrat. conv. 

2) Consil. Tubing. Vol. IX. cons. 28: n.27. S. auch G.L. Boeh- 
mer, Electa j. c. U. ex 4. . 
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kann die Klage nur gegen dasjenige -Mitglied ober nur gegen | 


diejenigen Mitglieder einer folchen Behörde angeftellt werben, 
von welchen die gefegwibrige Handlung ausgegangen iſt oder 
welche an der gefegwibrigen Handlung Theil genommen ha: 
ben, — zu Folge der Rechtöregel: Nemini culpa aliena no- 
cere debet!); — Eine ganz andere Frage würde die feyn, 
ob und. wie. fern der Staat, ' (die Staatäfaffe, der Fiscus, 
ber. Herr. einer Patrimonialgerichtsbarkeit,) Beamte zu ver: 
treten habe, welche durch eine geſetzwidrige Handlung: einer 
oder der andern Privatperfon einen Schaden verurfacht hätten: 
Jedoch zur Erörterung dieſer Frage — der —— 
Fall keine — — 


5 21: 

Angenommen nun, daß ſich die Obrigkeiten bed Koͤ⸗ 
nigreiched Hannover, wenn fie bie in den Steuergefegen vor⸗ 
geſchriebene obrigkeitlihe Hülfe jur Beitreibung der Steuern 
vom 1. Januar 1839 an leifteten, einer geſetzwidrigen 
Handlung fehuldig mahen würben,. fo. würden fie aller: 
dings von den Steuerpflichtigen, gegen welche dieſe Hülfe 
gerichtet wäre, mit ber 6. 20 gedachten Klage, in ber in bem: 
felben 8. beftimmten Maaße, belangt werben koͤnnen. Allein 
aus dem, was oben zur Beantwortung ber erften Haupffrage 
(I. C.) an⸗ und ausgeführt worben ift, ergiebt ſich, baß die 
Borausfegung nicht zutrifft, unter welcher eine ſolche Klage 
gegen die Obrigkeiten bes Königreiches Hannover ober gegen 
die Ortsvorſteher und derer Stellvertreter allein erhoben wer: 
ben fönnen, mit andern Worten, daß die Beklagten. biefer 


— — 
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Klage die Einreden mit Beifall der Rechte entgegenſetzen 
koͤnnten, 

1) daß ihnen, den Beklagten, auf jeden Fall, und wie 
man auch uͤber die fortdauernde Guͤltigkeit des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom Jahre 1833 urtheile, die Verbindlich⸗ 

keeit obgelegen habe, die Befehle der höheren Behoͤrden 
in Vollziehung zu fegen, und daß ihnen daher die Rechtös 
regel zur Seite ſtehe: Qui jure suo utitur, nemini 

— facit! 
und: x | 

2) daß durch bie. von * Beklagten zur — der 
Steuern geleiſtete Huͤlfe den Klaͤgern auch deswegen kein 
Unrecht geſchehen ſey, weil die Verweigerung der Steuern 
nicht als eine den Unterthanen rechtlich erlaubte Art des 
paſſiven Ungehorſams betrachtet werden koͤnne. 

Wenn Wir daher auch nicht behaupten können noch wol⸗ 
ten, daß eine Obrigfeit des Königreiches Hannover, wenn 
fie unter den obwaltenden Umftänden ihre Hülfe zur Beitreis 
bung der Steuern auch nach dem 1. Ianuar 1839 leiftet, der 
„Gefahr“, gerichtlich in Anfpruch genommen zu werben, 
keinesweges ausgeſetzt fey, fo geht doch Unfere Meinung, fo 
viel die II., II. und VI. Hauptfrage betrifft, im übrigen 
dahin, 

daß. den Obrigfeiten und ben Ortsvorſtehern des Koͤnig⸗ 

reiches Hannover, wenn ſie aus dieſem Grunde im Wege 

Rechtens in Anſpruch genommen werben follten, ſtand⸗ 

hafte Einreden, bie oben angeführten, zur Seite ftehen 

würben. 


» 


der Juriſtenfacultaͤt in Heidelberg, 77 


$. 22. 

Dai in ber an Und gerichteten 3. und 6. Frage zugleich 
von „Schutz- und Vertheidigungs » Mitteln" die Rede ift, 
deren fich die Obrigkeiten und Ortsvorfteher des Königreiches 
Hannover gegen Klagen ber mehrerwähnten Art etwa verfis 
chern könnten und zu verfichern hätten, (und nicht bloß von der 
Stattbaftigkeit folcher Klagen ,) fo bemerfen Wir noch, 
daß jene Obrigfeiten und Ortsvorſteher wegen der fortdauerns 
ben Beitreibung der Steuern vor Gericht belangt, berechtiget 
feyn würden, bie ihnen vorgefegte Dienftbehörde zur Theil⸗ 
nahme an dem Rechtöftreite oder zum Eintritte in benfelben 
(per litis denunciationem) aufzufordern. Eine foldhe Aufs 
forderung an bie vorgefegte Dienftbehörbe mit Hülfe des Ges 
richts ergehen zu laffen, würde fogar in den Dienpflichten 
jener Obrigkeiten liegen, Denn die fortdauernde Entrichtung 
ber Steuern ift in der That nicht die Angelegenheit der mit 
der Beitreibung der Steuern beauftragten Behörden, Iwein 
die ber Regierung. 


Beantwortung der vierten Frage 


$. 23. 

Die Frage betrifft den rechtlichen Ei influß, welchen, wenn 
der Magiſtrat der Stadt Osnabruͤck wegen fortdauernder Bei⸗ 
treibung der Steuern von den Steuerpflichtigen im Wege 
Rechtens in Anſpruch genommen wuͤrde, die zwei in der Frage 
angefuͤhrten Thatſachen auf dieſen Rechtsſtreit haben koͤnnten. 

Die in der Frage zuerſt angeführte Thatſache, — daß 
ſich der Magiftrat und die Älterleute der Stadt Osnabruͤck ſo⸗ 
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wohl an Se, Majeftät den König, als an bie hohe Deutfche 
Bundeöverfammlung mit der unterthänigften Bitte um Wie: 
berherftelung des Staatögrundgefeßes des Königreiches Hans 
nover vom Jahre 1833 gewendet haben, — ift num von ber 
Beichaffenheit,. daß fie in einem folchen Rechtöftreite weit 
eher zum Vortheile ald zum Nachtheile ver Beklagten gereichen 
‚ würde. Zwar Fönnten die Beklagten nicht die Einrebe, (gleich 
ald eine exceptio litis ingressum impediens,) vorſchuͤtzen, 
daß ſie, von der hohen Deutſchen Bundesverſammlung auf 
jenes unterthaͤnigſtes Suchen abſchlaͤglich beſchieden, ſchlecht⸗ 
hin verbunden geweſen waͤren, das Staatsgrundgeſetz vom 
Jahre 1833 als erloſchen zu betrachten. Denn der Beſchluß 
‚der hohen Deutſchen Bundesverfammlung, durch welchen 
das Suchen abgewiefen wird, gründet fich nur auf die den 
Bittftellern abgehende legitimatio ad. causam, und nicht 
auf die merita causae. (gl. oben $. 2). Anbdererfeits 
aber wuͤrde ſich eben fo wenig bie Behauptung rechtfertigen 
laſſen, daß der Magiftrat der Stat Osnabrüd nicht, in Wis 
derfpruch mit den von ihm felbft feierlichft gethanen Erklaͤrun⸗ 
gen, feine obrigkeitliche Hülfe zur Beitreibung von Steuern 
Yeiften koͤnne, deren Erhebung nad dem Staatögrundgefeße 
vom Sahre 1833 verfafjungswidrig fey. Denn man hat in 
dem Magiftrate der Stadt Osnabruͤck, und eben fo in den 
Magiftraten anderer Städte ded Königreiches Hannover, eine 
doppelte Eigenfchaft zu unterfcheiden; die Eigenfchaft, in 
welcher der Magiftrat die Intereffen der Bürgerfchaft vertritt, 
und die Eigenfchaft, in welcher er (ex lege vel privilegio) 
eine zur Vollziehung ber Befehle der Regierung eingefegte 
Behörde iſt. Er hat andere Pflichten und Rechte in der einen, 
andere in der andern Eigenfchaft, Was er in der einen Eis 
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genfchaft mit Zug und Recht gethan hat, kann ihm nicht in der . 


andern Eigenfchaft zum Vorwurfe gemacht werben. Wenn ber 
Magiftrat der Stadt Osnabrüuͤck alle die Schritte gethan hat, 
welche er nur immer, ohne ein Gefeg zu verlegen, thun konn⸗ 
te, um die Wiederherftellung des Staatögrundgefeged vom 
Jahre 1833 zu erwirfen, fo hat er, wie fi aus dem Grunde 
und Zwecke dieſer Schritte ergiebt, nur ben Pflichten Genüge 
geleiftet, welche er in diefer hochwichtigen Angelegenheit als 
Bertreter der Bürgerfchaft feiner beften Überzeugung nach auf 
ſich hatte; fo Fann ihm mithin das, was er in diefer Eigen: 
fchaft erklärt oder zu erreichen gefucht hat, nicht in fo fern 
zum Nachtheile gereichen, ald er in feiner andern Eigenfchaft 
bie Befehle der Regierung in Vollziehung fest. Ja! noch 
. mehr; ed würde fogar bie Bürgerfchaft der Stadt Osnabruͤck 
und ein jeder einzelne fleuerpflichtige Einwohner der Stadt 
wo nicht einen Klags doch einen Befchwerdegrund gegen den 


Stadt: Magiftrat daher haben entlehnen fünnen, daß ber. 


Magiftrat nicht zur Wiederherſtellung des Staatögrundgefes 
bes vom Jahre 1833 die Schritte gethan hätte, die er zur 


Erreichung diefes Zwecks gethan hat. Er würde deshalb, 


zwar nicht in feiner obrigkeitlichen Eigenfchaft, wohl aber als 
Vertreter der Bürgerfchaft für verantwortlich zu erachten 
feyn. Selbft im Verhältniffe zur Regierung; welcher ed nur 
erwünfcht feyn Tann, wenn ein Jeder die ihm obliegenden 
Amts- und Bürgerpflichten gehörig erfüllt, und wenn fie 
insbefondere von den Wünfchen der Unterthanen auf eine vers 
läffige Weife in Kenntniß gefest wird. 

Eben fo wenig würde, Unferem Dafürhalten — 
wenn der Magiſtrat ber Stadt Osnabruͤck aus dem oft er 
wähnten Grunde belangt würde, die andere in ber Frage ans 
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gefuͤhrte Thatſache, — daß der Magiſtrat die in den Steu⸗ 
ergeſetzen vorgeſchriebene obrigkeitliche Huͤlfe zur Beitrei⸗ 
bung der Steuern bisher geleiſtet habe, — den Stand der 
Sache zum Nachtheile des Magiſtrates oder ſeines Vorſte⸗ 
hers veraͤndern. Zur Entkraͤftung der Folgerung, die aus 
dieſer Thatſache zum Nachtheile des Magiſtrats der Stadt 
Osnabruͤck gezogen werden koͤnnte, iſt ſchon das hinreichend, 
was der Magiftrat ſelbſt in dem an Uns gerichteten Schreis 
ben anführt: Ä 
„Als im Monat April d. 3. (des Jahres 1838) die ges 
fegliche Zeit der Steuerbefchreibung heranrüdte, bie 
ftaatögrundgefegliche Ständeverfammlung aber durch die - 
Königlihe Proclamation vom 30. Oktbr. 1837 aufges 
löft war, mithin der $. 146 eintrat, nach welchem die 
Steuern noch fechd Monate lang (vom Ablaufe der Bes 
ywilligungszeit an,) erhoben werben können, fo trug ber 
Magiftrat der Stadt Osnabruͤck um fo weniger Bebens 
fen, die Befchreibung vorzunehmen, (wie denn aud 
die intergebenenihrer Deflarationspflidht 
nahfamen,) je mehr berfelbe die Hoffnung hegte, 
durch die Befchwerbe bei der hohen Deutfchen Bundes⸗ 
verfammlung dieſe Streitfache erlediget zu fehen. Aus 
diefen Gründen hat er auch bisher die Reftanten zur 
Bahlung angehalten." 
Der Vertheidigung des von dem Magiftrate der Stadt Os⸗ 


nabrüd eingehaltenen Verfahrens, welde in diefer Stelle 


liegt, kommt überdieß das zu flatten, daß der Magiſtrat 
fein Recht, die gefegliche Hülfe zur Erhebung der Steuern 


aus dem Grunde zu verweigern, weil dad Staatögrundges 
ſetz vom Jahre 1833 aufgehoben worden fey, auf jeden Fall 


’ 


der Juriſtenfacultaͤt in Heidelberg. 81 


für Höchft zweifelhaft halten Fonnte und mußte, bei biefer 
Lage der Sache aber der Magiftrat feiner Stellung und feis 
ner Pflichten gegen die Regierung wenig eingeben? gewefen 
feyn würde, wenn er jene Hülfe zu Jeiften unterlafjen und 
fo, in ohnehin fchwierigen Zeiten, ein Beifpiel des Unge—⸗ 
horſams zu geben fich erlaubt hätte. Anders würde zwar 
das von dem Magiftrate eingehaltene Verfahren beurtheilt 
werben fönnen oder zu beurtheilen feyn, wenn auf diefem 
Verfahren die oben $. 7 angefährte Meinung, daß die aus⸗ 
gefprochene Aufhebung des Staatögrundgefeges vom Sahre 
1833 fpäterhin von dem Lande ſelbſt anerkannt worden fey, 
beruhte und beruhen koͤnnte. Allein, fo wenig den Steners 
pflichtigen fhon das von dem Magiftrate der Stadt Osna⸗ 
brüd oder ein dhnliches von den Magiftraten anderer Städte 
eingehaltene Verfahren entgegengefeßt werben Fönnte, eben 
fo wenig koͤnnen ſich die Steuerpflichtigen auf diefes Der: 
fahren gegen jenen oder gegen einen andern Magiftrat zur 
Begrlindung der in Frage ftehenden Klage berufen. 

Wir find daher der rechtlichen Meinung, daß den in der 
vierten Uns vorgelegten Trage angeführten Thatfachen ein 
rechtlicher Einfluß in der vorliegenden EUR nicht beis 
zulegen fey. 


Beantwortung der fünften Frage 


$ 24. ' 

Die Frage fieht oder fest den Kal voraus, daß bie 
Ständeverfammlung bed Königreiches Hannover, welche nach) 
Aufhebung des Staatögrundgefeges vom Jahre 1833 im 
Fruͤhjahre 1838 einberufen und eröffnet, den 29. Juni des⸗ 
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ſelben Jahres aber vertagt wurde, wieber zuſammenberufen 
und gehalten würde, ja felbfi Veränderungen in der Berfaf: 
fung, in dem Staatögrundgefege vom Jahre 1833, geneh: 
migte. Der Magiftrat der Stadt Osnabrüd verlangt Uns 
fere rechtliche Meinung über den Einfluß, welchen alles dies 
ſes auf die in den übrigen an Uns gerichteten ragen erwähns 
ten Rechtöverhältniffe haben würde, | 

Soviel liegt nun am Tage, baß, wenn bie in der Fra⸗ 
ge untergeftellten Thatfachen inträten, ſich deshalb nicht der 
Stand des die fortdauernde Beitreibung der Steuern betrefs 
fenden Rechtöftreites zum Nachtheile des Magiftrated der 
Stadt Osnabruͤck oder der übrigen Obrigkeiten des Königs 
reiches Hannover verändern fönnte und würde. Aber Wir 
gehen noch weiter; Wir glauben annehmen zu fönnen und zu 
müffen, daß, unter derfelben Borausfegung, wenn alfo die 
den 29: Juni 1838 vertagte Ständeverfammlung wieder eins 
berufen würde, umd ihre Zuſtimmung zu einer Abänderung 
des Staatögrundgefeged vom Jahre 1833 ertheilte, dieſes 
Geſetz feinem dermaligen Inhalte nach als widerrufen zu bes 
trachten feyn würde, und daß ſich alddann der Magiftrat der 
Stadt Osnabruͤck und die übrigen Obrigkeiten ded Königs 
reiches Hannover auch deswegen vollkommen rechtfertigen 
koͤnnten, wenn fie die in den Gefegen vorgefchriebene obrigs 
feitliche Hülfe zur Beitreibung der Steuern fortdauernd lei⸗ 
ſteten oder geleiſtet haͤtten. 

Denn die Landſtaͤnde des Königreiches Hans 
nover find auch in ihrer dermaligen Zufam: 
menſetzung einftweilen, (d. i. fo lange nicht die Ver⸗ 
faffung vom Jahre 1833 von Sr, Majeflät dem Könige aus 
Hoͤchſteigener Bewegung oder vertragsweife wieder in Wirk 
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famfeit gefegt wird,) die rechtmäßigen Vertreter 
des Landes; fie find, zu einem Landtage ver: 
fammelt, einflweilen das rehtmäßige Organ 
der Sefammtheit der Landeseinwohner Man 
kann ihnen diefe Eigenfchaft. felbft in Beziehung auf daß 
Staatögrundgefeg vom Jahre 1833 nicht abfprechen, da die 
ſes Gefeß und das vom Jahre 1819 den Grundlagen nach 
und was die Zufammenfegung der Ständeverfammlung be- 
trifft, nicht wefentlich von einander abweichen. Man hat 
diefelbe Eigenfchaft den Landſtaͤnden des Königreiches Hans 
nover, fo wie fie bermalen zufammengefeßt find, noch mehr 
um deswillen zuzufchreiben, weil fie in dieſer Eigenfchaft 
einberufen und beziehungsweife gewählt worden, auch im 
Jahre 1838 bereitd zu einem Randtage verſammelt gewefen 
find. Denn, man mag auch über die Folgerungen, welche 
fih aus diefen Thatfachen ableiten laffen, im übrigen ur- 
theilen, wie man will, fo liegt doch in diefen Thatſachen fo 
viel, daß die dermaligen Landſtaͤnde ald Landftände d. i. als 
Vertreter des Landes von ber Gefammtheit der Landeseinwoh- 
ner anerkannt worben find. Endlich; wollfe man den der- 
maligen Landfländen des Königreiches Hannover die in Fra⸗ 
ge ftehende Eigenfchaft abfprechen, fo würde e8 der Geſammt⸗ 
beit der Landeseinwohner, als foldher, überhaupt an einem 
verfafjungsmäßigen Organe fehlen. Oder man müßte einem 
jeden Einzelnen eine rechtöfräftige. Stimme in der vorlies 
genden, Verfaffungsangelegenheit zufchreiben, alfo einen 
Grundfaß vertheidigen, welcher mit dem Wefen nicht der 
Monarchie allein, fondern eines jeden Staates unvereinbar 
ift. — Sind aber die Landftände des Königreiches Hanno: 
ver, ſo wie fie dermalen beftehen, Landftände in dem Sin⸗ 
6 * 
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ne, daß fie das Recht haben, im Namen ber Gefammtheit 
der Landeseinwohner zu fprechen und Beſchluͤſſe zu faflen, 
fo wäre auch ein Gefeß, durch welches auf dem nächiten 
Landtage die Verfaffung vom Jahre 4833 mit Zuftimmung 
der dermaligen Stände abgeändert würde, als bindend für 
die Gefammtheit der Landeseinwohner zu Betrachten. 

‘ Zwar Eönnte man ſich gegen diefes Refultat auf bie 
(oben $. 14 angeführte) Behauptung beziehn, daß den der⸗ 
maligen Ständen des Königreiches Hannover vielmehr ber - 
Auftrag geworben fey, dad Staatögrundgefeg vom Sahre 
1833 aufrecht zu erhalten-oder die Wiederherftellung desfels 
ben zu bewirken. — Allein man würde biefer Behauptung, 
(auch abgefehen von ben Gründen, welche ſich ihr entges 
genfegen laffen,) einen Sinn unterlegen, ben fie nicht hat 
und nicht haben Fann, man würde fie überdieß aus dem Zus 
fammenhange herausreißen, in welchem fie oben aufgeftellt 
worden ift, wenn man aus ihr die Folgerung ziehen wollte, 
daß den dermaligen Ständen des Königreiches Hannover nur 
bas Recht zuftehe, bei der VBerfaflung vom Jahre 1833 zu 
beharren. Nur fo viel ift oben ($. 14) behauptet worben, 
daß die zweite Kammer, bewandten Umftänden nach, erfläs 
ven Fonnte, daß fie das Staatögrundgefeb vom Jahre 
1833 als fortdauernd gültig betrachte, nicht aber auch fo 
viel, daß ein jeder andere Beſchluß, den fie wegen diefes 
Geſetzes gefaßt hätte, widerrechtli gewefen feyn würde, 
Die legtere Behauptung würde mit den Grundfägen des Res 
präfentativfpftemes, auf welchem boch beide Staatögrundges 
fee, fowohl das vom Sahre 1819 ald dad vom Jahre 1833, 
in fo fern fie die Vertretung der Landeseinwohner zum Gegens 
flande haben, beruhen, gänzlich im Widerfpruch ftehn. Denn 
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das ift eine Haupteigenthimlichkeit diefes Syftemes, daß bie 
Abgeordneten zur zweiten Kammer ihr Stimmrecht, ob fie 
es wohl den Abgeorbneten-:Wahlen verbanken, dennoch felbft: 
ftändig d. i. nach ihrer eigenen beften Überzeugung auszuü⸗— 
ben befugt find, daß fie alfo 3. B. wegen ihrer Abſtimmun⸗ 
gen nicht von ihren Konftituenten durch Inftructionen oder 
fonft rechtlich gebunden und befchränft werben fünnen. 
Eben fo könnte man zwar gegen bad oben gezogene Res 
fultat einwenden, daß fich die zweite Kammer der Stände: 
verfammlung bed Königreiches Hannover, wenn fie nunmehr 
das Staatögrundgefek vom Jahre 1833 aufgäbe oder abäns 


derte, mit ihrem eigenen im Jahre 1838 gefaßten Beſchluſſe 


in Widerfpruch fegen würde, mit dem Befchluffe, „daß kei⸗ 
ne Handlung ber jet verfammelten Deputitten rechtlich Guͤl⸗ 
tiges zu bewirken im Stande fey, daß vielmehr dazu die Zus 
flimmung einer auf die vor dem Regierungsantritte Sr. Mas 
jeftät rechtmäßig beftandene Verfaſſung gegründeten und in 
Gemäßheit derfelben berufenen und fomponirten Stände: 
verfammlung erforderlich fey.” Allein, — auch abgefehen 
von den Einwendungen, welche ber Rechtsguͤltigkeit diefes 
Befchluffes entgegengefegt werben koͤnnen, ferner auch abs 
gefehen davon, daß, fü wie der Befchluß nicht jura sin- 
gulorum verwahrt, eben fo wenig durch die Zuruͤcknah⸗ 


me beöfelben jura singulorum verlegt werben fönnen, (denn 


nur die al t deutſchen landfländifchen Verfaffungen hatten ju- 
ra singulorum zur Grundlage ,) — fo liegt es in dem recht: 
lichen Wefen einer VBerfammlung, deren Zufammenfegung 
und deren Rechte, wie die der zweiten Kammer des Königs 
reiches Hannover, auf dem Repräfentativfyfteme beruhn, daß 
von zwei mit einander flreitenden Befchlüffen, welche eine 
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ſolche Verſammlung gefaßt hat, allemal nur der neuſte als 
guͤltig oder als der Wille derer zu betrachten iſt, welche von 
der Verſammlung vertreten werden. Auf die Gruͤnde, aus 
welchen eine ſolche Verſammlung oder die Majorität derſel⸗ 
ben den früheren Befchluß abändert oder zuruͤcknimmt, kommt 
hierbei überall nichtö an. Oder es ift vielmehr in Fällen dies 
fer Art (ex praesumtione juris) anzunehmen, daß biejenis 
gen, welche von der Majorität zur Minorität übergetreten 
find ‚- ihre Meinung in der Überzeugung, daß fie fich frühen 
geirrt hatten, oder wegen einer in der Rage der Sache einges: 
tretenen Veränderung, und mithin pflichtmäßig verändert 
haben. Es fünnten 3. B, diejenigen, welche in der zweiten 
Kammer des Königreiches Hannover auf dem nächften Land: 
tage von ber Majorität zur Minorität in der Verfaſſungsſa⸗ 
che übergehn würden, erwogen haben, daß. der biöher ein= 
gefhlagene Weg, bewandten Umftänden nach, fchwerlich zu 
dem erwünfchten Ziele führen würde, — daß wenn nicht Als 
led erreicht werden kann, doch das nicht verfcherzt werben 
darf, was fich noch immer erreichen läßt, — daß eine fried⸗ 
fertige Gefinnung auf Erwiederung redinen und hoffen koͤn⸗ 
ne, — daß in dem von der hohen Deutfhen Bundesver— 
fammfung fofort gefaßten Befchluffe vom 6. Septbr. 1838 
denn doch zugleich eine Andeutung liege, welche beſtimmt 
‚genug für die baldige gütliche Beilegung des Streites für 
und wider die Wieberherftellung des ie a vom 
Jahre 1833 ſpreche u. ſ. w, 
Wir koͤnnen daher die fünfte Frage nur fo beant— 
worten: 
daß, wenn fich die in der Frage enthaltenen Vorausſe⸗ 
tzungen verwirklichen ſollten, der Magiſtrat der Stadt 
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Osnabruͤck und die uͤbrigen Obrigkeiten des Koͤnigrei⸗ 
ches Hannover um ſo weniger berechtiget ſeyn wuͤrden, 
die in den Steuergeſetzen vorgeſchriebene obrigkeitliche 
Huͤlfe zur Beitreibung der Steuern in Zukunft zu ver: 
weigern. 
Daß vorftehended Rechtögutachten, dem von Uns, auf er: 
ftatteten Vortrag, collegialifch gefaßten Befchluffe gemäß 
ſey, bezeugen Wir unter Beidrüdung Unferes größeren Ins 
fiegels. 


Ordinarius, Senior und Beifißger des 

Sprucheollegiums, an der Groß⸗ 

(L. S.) | berzogl. Babifchen Univerfität Hei⸗ 
delberg. 








II. | 
Rechtögutachten der Suriftenfacultät in Jena. 


Es iſt Uns die nachſtehende Facti species nebfl ange: 
haͤngten 6 Fragen: 
(f. oben unter I.) 

mit der Aufforderung zugefendet worben: 

unfer rechtliched Gutachten über die aufgeftellte Species 

faeti und die angehängten Fragen zu eröffnen, 
und wir haben, eingeben? unferer Pflicht, unfere gewiſſen⸗ 
bafte Überzeugung von dem was wir für Recht erfennen auf 
Verlangen freimüthig auszufprechen Eeinen Anftand nehmen 
koͤnnen, dieſes auch in dem gegenwärtigen Falle mit Bes 
ſchraͤnkung auf bie rein rechtlichen Geſichtspuncte zu bewirken. 

Die flott Manufeript3 gebrudte Anlage A. enthält die 
ber hohen Deutfchen Bundesverfammlung übergebene: 

Submiffefte Vorftelung und Bitte des Magiftrats und 

der Xlterleute der Stadt Osnabruͤck nebft Anlagen 1— 14. 
in welcher die Art, wie das Staatsgrundgeſetz für dad König= 
reich Hannover vom 26. September 1833 gegeben, in Birk: 
ſamkeit gefegt, von Sr. jeßt regierenden Königlichen Majeftät 
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aber durch die Patente vom 5. Juli und 1. November 1837 
für unverbindlich und für gänzlich erlofchen erklärt worden iſt, 
auseinandergefegt und fodann das in Beziehung auf die aus: 
zuftellenden Huldigungsreverſe und dieWahlen zu einer neuen 
Ständeverfammlung nad) dem Patente vom 7. December 
1819 weiter Vorgegangene vorgetragen wird. Die Bitte 
geht dahin : | Ä 
„Der Durchlauchtigfte Bund wolle geruhen burch die 
geeigneten Mittel zu veranlaffen, daß dad Staatögrunds 
gefeg des Königreihd Hannover vom 26. September 
1833 wiederum in Wirkfamkeit gefegt werde; falls aber 
dieſe unterthänigfte Bitte dem Rechte des Deutfchen 
... Bundes zufolge nicht begründet wäre, daß alddann we⸗ 
nigſtens die Verfaffung von 1819 in völliger Integrität 
bergeftellt werde, :bevor Verhandlungen über die Verfafs 
fung des Königreich8 zugelegt worden.‘ 
In diefer „Submiffeften Vorſtellung“ bezog fich der Magi⸗ 
firat vornehmlich auf eine Debuction: 
Unterthänigfte Denkfchrift über die Gültigkeit des Staats⸗ 
grundgeſetzes für das Königreich) Hannover vom 26. 
September 1833. 
in welcher „dasjenige zufammengeftellt war, was er Über bies 
fen Gegenftand an entfcheidenden Thatfachen zufammenzus 
bringen vermocht. hatte, und welche ald Anlage einer Bitt⸗ 
fchrift an des Königs Majeftät mittelft Berichts an die Kö: 
nigl. Landdroftei zu Dönabrüd vom 13. Januar 1838 zur als 
lerhöchften Kenntniß.gebracht worden ift. Aus diefen Schrifz 
ten, der unterthänigften Denkſchrift und dem Berichte an die 
Königl. Landdroſtei heben wir dasjenige heraus, was zu voll» 
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ftändiger Aufftellung der ‚rechtlichen Gefichtöpunete, worüber 
wir und zu verbreiten haben, zu gehören fcheint.. 

- Sn dem Berihte am die Königl. Landdroftei macht der 
Magiftrat befonders auf die doppelte Stellung aufmerkfam, 
welche die Gemeinde: Beamten in dem Organismus des Koͤ⸗ 
nigreich& einnehmen, indem fie eines Theils ald Staatödies 


ner, andern Theild ald Gemeinde- Beamten fungiren. u 


ben Functionen des Staatsdieners rechnet der Bericht: 
dad mit dem Magiftrat in dem Stadtgerichte verbundene 
Richteramt; 
die Entwerfung der FERNER nach der in 
‚ber vorfiehenden Species facti gegebenen Darftellung 
des Verfahrens bei dem Ausfchreiben und der Beitreis 
bung der Steuern; 
bie Aushebung, fo wie die Verpflegung. bes ; Miiteirs; 
die Handhabung der Polizei, oder die Vollſtreckung po: 
| lizeilicher Geſetze; | 
Zu den Amtöverrichtungen ber Gemeinde » Beamten aber 
4) die Vertheidigung der Vermögensrechte der Gemeinde 
als folcher, zumal wo biefes — zu polizeilichen 
Zwecken dienen ſoll, und 
9) die Wahrnehmung der politiſchen Rechte der Gemeinde 
in Hinficht auf die Einwirkung auf die Wahlen und bie | 
Vertretung in den Provinziallandtagen.. 

In der unterthänigften Denkfchrift wird der Gang, wel⸗ 
chen die Hannoͤveriſche Verfaſſungsangelegenheit ſeit dem 
Jahre 1814 genommen hat, dargeſtellt. Es wird von dem 
Beichs = Deputations = Hauptfchluffe vom 25. Februar 1803 
und der Königl. Hannöverifchen Erklärung bei dem Wiener 
Congreß vom 21. October 1814 ausgegangen, und gezeigt, 
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wie dieſe Baſis ſchon durch die Verordnung vom 12: Auguſt 
1814 (Suſammenberufung einer allgemeinen Landesverſamm⸗ 
lung auf den 15, Decbr. 1814.) verlaſſen worden ſey; wie 
zwar: durch die Reſcripte vom 19. Detober-1818 die lands 
fchaftlichen Einrichtungen. ber verfchiebenen einzelnen. Provinz 


zen:wieder hergeftellt worden, aber doch nur mit Vorbehalt 


einer ‚allgemeinen: Landesverfammlung aus Deputirten aller 
Stände des. Königreich$, welche das ganze Land zu;vertres 
ten babe; und wie durch das Patent v0m.7. December 1819 
eine von den früheren ganz abweichende Tandfländifche Ver: 
faffung und zum Theil und in fehr. wichtigen Puncten ‚gegen 
die vorangegangenen Erklärungen ‚der allgemeinen Stände: 
verfammlung gegeben worden. Es werden ſodann die Fra⸗ 
gen aufgeworfen: 
1) was als der. eigentliche Inhalt der Verfaſſung von: 1819 
zu betrachten? 
‚und 
2) welches der verfaffungsmäßige Bu der Abänderung ges 
wefen fey ? 
Die erfte wird dahin beantwortet: daß nur die acht Artikel 
des Patent vom 7. December 1819- ald der eigentliche In: 
halt der Verfaſſung gelten könnten und alfo auch nur auf fie 
Art, 56. der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 zu bes 
ziehen fey. In Anfehung der zweiten Frage wird vornehm⸗ 
lich die Proclamation vom 4. Februar 1831 angeführt, worin 
Namens Sr. damald regierenden Majeflät gefagt wird: es 
könne den Unterthanen nicht unbekannt ſeyn, wie es zu ihrer 
eigenen Sicherheit gereiche : 
baß in den Staaten des Deutſches Bundes Veraͤnderun⸗ 
gen in den beſtehenden Landesverfaſſungen nur auf ver⸗ 
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faffungsmäßigem Wege, d. h. nach gehöriger Berathung 
und mit Einverftändniß der Landftände verfügt werden 
Fönnen. 

Dahin gehört aber auch noch, daß in dem Patente vom 7. 

December 1819 $.6. ausdrüdlich gefagt wird: „Und gleichs 

wie ed überhaupt keineswegs unfere Abficht ift, eine neue, 

auf Grundfäßen, welde durch die Erfahrung noch nicht bes 
währt find, gebaute ftändifhe Werfaffung einzuführen ; 
„alſo ſoll auch die allgemeine Ständeverfammlung im 
Wefentlichen Fünftig diefelben Rechte ausüben, welche 
früherhin den einzelnen Provinzial = Landfchaften, fo wie 
auch der bisherigen proviforifchen Ständenerfammlung 
zugeftanden haben." 

Aus den fernern Berhandfungen, welche von 1820 an zwi⸗ 
ſchen der Regierung und den Ständen über VBerfaffungd = Ge: 
genftände eintraten, werden fobann folgende Saͤtze ald das 
mals geltendes Recht entwidelt: 

- 4) daß Abänderungen, welche den ausdrüdlichen Worten 
des Patent3 vom 7. December 1819 entgegen waren, 
ohne Zuftimmung der Stände nicht vorgenommen wers 
den konnten; aber 

2) zweifelhaft war, ob die Stände auch bei der Interpre⸗ 
tation dieſes Patents concurriren mußten; 

3) Anwendung und Ausführung überall, wo Feine pofitive 
Beſtimmung vorlag, von der Regierung in Anſpruch 
genommen wurde; 

A) Alles, was feinen Theil des Patents vom 7; December 
1819 ausmachte, den Beftimmungen über die Gefeßger 

-bung anheim fiel, bei welcher die Stände eine ausge: 

behntere Goncurrenz in Anfpruch nahmen als die Regie: 
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zung zugeſtand, die Regierung aber felbft in Abaͤnde⸗ 

zung wefentlicher Puncte den Beſitzſtand für ſich hatte, 
Der Zuftand, welcher dem Staatögrundgefege von. 1833 
voranging, war hiernach ‚doch Fein durchaus georbneter und 
anerkannter, und die Unterthänigfte Denkſchrift hebt nament⸗ 
lich 11 fehr wichtige Gegenftände heraus, in welchen zwifchen 
der Regierung und den Ständen verfchiedene Anfichten ob» 
walteten. Sie fchreibt es diefen Meinungs» Differenzen zu, 
daß dem Domänenvermögen Einnahmen flreitig gemacht und 
Ausgaben aufgebürdet wurden, fo daß daraus eine Unzulängs 
Yichkeit der Domänen» Einnahmen entfiand, welde von 1825 
bis 1831 fortwährend an demfelben gezehrt haben fol. Die 


aus der Ungewißheit des Rechts hervorgehenden Übelftände ' 


hätten im Sahre 1831 die Stände » Berfammlung zu dem 
Antrage bewogen? 
daß ein Grundgeſetz zu Stande gebracht — welches 
auf dem beſtehenden Rechte beruhend ſolches ergaͤnze, 
den Beduͤrfniſſen gemaͤß verbeſſere, und durch Hare 


Gefegesworte die Verfaffung vor Zweifel und Angriff | 


ſchuͤtze. 
Es wurde darauf eine gemeinſchaftliche Commiſſion ernannt, 
und ein Entwurf des Koͤnigl. Miniſterii ausgearbeitet; dieſer 
von den Staͤnden berathen, und von ihnen der Regierung 
am 18. Maͤrz 1833 ein umgearbeiteter Entwurf uͤbergeben, 
welcher mit einigen Abaͤnderungen die Koͤnigliche Genehmi⸗ 
gung erhielt, und am 26. September 1833 als Staatsgrund⸗ 
geſetz publicirt wurde. 

Die Unterthaͤnigſte Denkſchrift geht nun die Veraͤnde— 
rungen durch, welche bei 17 Paragraphen des Entwurfs zu 
dem Staatsgrundgeſetze vorgenommen und in dem Koͤnigl. 
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Datente vom 26. September 1833 audgefprochen würden, 
und fucht 
a) zu zeigen, daß darunter nichts gewefen fey, was nad) 


dem früheren Rechte der Zuftimmung der Stände bes 
durft hätte, fondern daß alle abgeänderten Puncte nach 
damaliger Verfaffung durch Gefege (wobei die Concurs 
venz der Stände nicht als Nothwendigfeit anerkannt 
war) hätten beftimmt werben können; weift aber auch 


nad), daß 


 b) die Stände zu diefen Abänderungen ihre volle und uns 


bedingte Zuftimmung erklärt haben. 


Denn diefe fagen in der am 17. December 1833 erlaffenen 
Adreſſe: 


„Unerſchuͤtterlich bauend auf Ew. Koͤnigl. Majeſtaͤt Ent: 
ſchluß, bie ertheilten Zuſagen offen und redlich zu erfüls 
len, nehmen auch die getreuen Stände dieſes Staats⸗ 
grundgefeg, wie foldhed von Ew. Königl. Majeftät pus 
blicirt worden an, ald Grundlage des Staatd und wer: 
den nichts verfäumen, was demfelben feften Beftand 
fihern Fann. 


Damit fucht die Unterthänigfte Denkfchrift die Gründe zu bes 
feitigen, welche in dem Patent vom 1. November 1837 gegen 
die allgemeine formelle Gültigkeit des Staatögrundgefeges von 
1833 aufgeftellt worden find; nämlich) 

1) daß das Staatögrundgefeg nicht vertragsmäßig zu Stans 


de gebracht worden, fondern die. ftändifhen Beſchluͤſſe 
theils nicht genehmigt, theild mit Abänderungen publicirt 
worden feyenz; und 


2) daß die — von 1819, welche bis dahin i in aners 


& 
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Bannter Witkſamkeit geftanden, mit Verlegung de 8. 56. 
der Wiener Schlußacte aufgehoben worden. 
Denn da nicht die Abänderung beftehender Verfaſſungen an 
fih, fondern nur diejenige, welche nicht auf dem verjaffungs: 
- mäßigen Wege vorgenommen wird, dem 56. Artikel der Wies 
ner Schlußacte entgegen iſt, fo ann es fich nur fragen, wels 
ches der verfaffungsmäßige Weg in einem beflimmten Staate, 
und ob diefer alddann beobachtet worden fey. Hier erlauben 
wir und der UntertHänigften Denkſchrift ‚hinzuzufügen, daß 
diefer Weg zunächft durch die Verfaſſung felbft auf eine fehr 
verfchiedene Weife beftimmt feyn kann. Bald find dafür bes 
fondere Autoritäten, das Berufen einer größeren Verſamm⸗— 
lung, ein Staatsrath und dergl., bald gewiffe firengere For—⸗ 
men als die gewöhnlichen, eine überwiegendere Stimmen: 
Mehrheit oder wiederholte Berathungen dazu angeordnet, aus 
Ber Deutſchland auch zuweilen eine Abflimmung fämmtlicher 
activer Staatöbürger eingeleitet worden. Wo irgend ein fols 
cher Weg vorgefchrieben ift, wie in ber 
Baierifhen Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818 
Tit. x. $.7. „Abänderungen in den Beftimmungen ber 
Verfaſſungsurkunde können nicht ohne Zuftimmung der 
Stände gefchehen, aber die Borfchläge dazu nur vom 
Könige ausgehen, und nur in Gegenwart von drei Biers 
theilen und mit eimer Mehrheit von zwei Drittheilen in 
jeder Kammer befchloffen werden ;" in der 
Königl. Saͤch ſiſchen Verfafjungsurfunde vom 4. Sept. 
1831.$. 152. „Die Stände fönnen zwar ebenfalls Ans - 
träge auf Abänderung der Verfaffung machen, aber nur 
dann an den König bringen, wenn zwei auf einander fol 
gende Ständeverfammlungen deshalb übereinftimmende 
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Befchlüffe (auch mit einer Anwefenheit von 2, und einer 
Stimmen: Mehrheit von 3) gefaßt haben.“ 
in dem Hanndverifchen Staatögrundgefeg felbft am 

Schluſſe; (mo ähnliche Beftimmungen wie in der Königl. 

Saͤchſiſchen Verfaffung aufgeftelt werben) 
ift er ohne Zweifel zu beobachten, und Feine Abänderung güls 
tig, welche auf eine andere Weife bewirkt worden if. Wenn 
aber die Verfaffung darüber nichts beftimmt: fo kann allers 
dings ein Zweifel darüber entftehen, ob die Landftände ſelbſt 
berechtigt find, Abänderungen zu genehmigen, welche über 
den bisherigen Kreis ihrer Befugniffe hinausgehen, und wos 
durch nicht blos die Rechte der Corporationen, aus welchen 
die älteren Landftände zufammengefegt waren, fondern die 
Rechte des gefammten Volkes verändert werden. Indeſſen 
würde fich wohl als eine ziemlich allgemeine Regel der Deuts 
fchen Länder erweifen laffen, daß die bisherigen Landftände 
auch zu dergleichen Verträgen mit den Landesherren für legi⸗ 
timirt geachtet worden find. Diefer Weg wird alfo jederzeit 
fo lange für den verfaffungämäßigen gehalten werden müffen, 
als nicht ein anderer vorgefchrieben ift, ohne daß auch in Er⸗ 
mangelung befonderer Beftimmungen dabei ein anderes ald 
das gewöhnliche Verfahren, welches bei anderen Vereinbas 
rungen zwifchen ber Landesherrfchaft und den Ständen anges 
wendet zu werben pflegt, für nöthig erachtet werden koͤnnte. 

Die Unterthänigfte Denkſchrift geht dann zu Widerlegung 
ber beiden weiteren, gegen dad Staatögrundgefeg von 1833 
angeführten Gründe über: 

daß durch einzelne Beftimmungen besfelben die agnati= 

fhen Rechte und fogar die Regierungsrechte des Monars 

chen beeinträchtiget feyen. _ 


\ 
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Da die Puncte, welche eine ſolche Beeinträchtigung enthal⸗ 
ten follen nicht bezeichnet find: ſo haͤlt fich die Unterthänigfte 
Denkfchrift an diejenigen Veränderungen, welche in dem Pa: 
tent vom 1. November 1837 angekündigt werden. Diefe be: 
treffen : 
- 4) das Rechtsverhaͤltniß der Domänen ; 

2) die Befhränfung der allgemeinen Ständeverfammlungen 


auf eine nur alle brei Jahre zu haltende Sigung in der 


Regel nur von dreimonatlicher Dauer; 

3) die Erweiterung des Wirfungsfreifes der Provinzials 
ftände, fo daß Steuern und Abgaben ber allgemeinen 
Ständeverfammlung, rüdfichtli der übrigen Gegens 

ſtaͤnde e8 aber der jedesmaligen Allerhöchften Beftim: 
mung vorbehalten bleibe, ob folche den Provinzial= oder 
ben allgemeinen Ständen vorgelegt werben follen. 
Sn Anfehung der Domänen fucht nun die Unterthänigfte Denk: 
ſchrift auszuführen, daß 
a., das in dem Staatögrundgefege $. 122, 124 und 
140. aufgeftellte Princip, wornach die Domänen zuerft zu 
Bezahlung der auf denfelben haftenden Schulden, zweitens 
zum Unterhalt bes Landesherrn und bed Iandesherrlichen Haus 
ſes, drittens aber zu Staatdausgaben verwendet werden fols 
len, und daß das Land nur in fo weit zu fteuern fchuldig ift, 
als die nothwendigen Ausgaben nicht aus den Einkünften bes 
Kronguts und der Negalien beftritten werben fönnen, ber 
alten VBerfaffung der Hannöverifchen Lande und dem gemeinen 
Deutfchen Landes = Staatsrecht gemäß gewefen fey; und daß 


b., die den Ständen eingeräumte Gontrole bei der Berz | 


waltung der Domänen, insbefondere das Recht der Zuftim: 
mung bei Veräußerungen, bei Feftfegung der Kronbotation 
7 


ra Da - ig ER BE PS — 
en ee San 5 in R ——— 






— en Fe wen, 


— Fr 


ee: 


1, 
Y 
4 


— 
sr a — En 7 = 277 


2. wesen ar un 





- 


08 | II. Rechtögutachten 


(des für die Unterhaltung der Königl. Familie und bed Hofs 
auögefchiedenen Theiled des Kronguted) der Apanagen und 
Witthumsgelder, und die Prüfung der Rechnung der Genes 
ralkaſſe (in welche auch die Einkünfte des Krongutes und ber 
Regalien fließen) eine natürliche Folge davon war, daß dad 
Krongut zu Beflreitung der Regierungdaudgaben nicht mehr 
zureichte. 
In Beziehung auf die Regierungsrechte und insbeſondere 
die Mitwirkung der Staͤnde bei der Geſetzgebung beruft ſich 
die Unterthaͤnigſte Denkſchrift darauf, daß dieſe Mitwirkung 
in den Verfaſſungen von Baiern, Baden, Heſſen-Darmſtadt, 
Heſſen-Kaſſel, Sachſen, Wuͤrtemberg den Ständen in grös 
ßerer Ausdehnung zugeftanden worden ift, ohne daß eine Bes 
flimmung diefer Art je den Zadel des Durchlauchtigſten Bun: 
des erfahren habe. Sie macht hierin vorzüglich auf die. wichs 
tige Beflimmung des Staatögrundgefebes $: 89. aufmerffam, 
worin: 
„allen Verwaltungsbehoͤrden und Gerichten zur Pflicht 
‚gemacht wird, die in gehöriger Form öffentlich verfüns 
„digten Gefege und Verordnungen zu befolgen, und auf 
„deren Erfüllung zu halten; wenn aber Zweifel darüber 
„entſtehen follten, ob bei einem gehörig verfündigten 
„Geſetze die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände 
binreichend beobachtet fey, nur diefen bie Befugniß 
| „vorbehalten wird, deshalb Anträge zu machen,“ | 
Die Unterthänigfte Denkfchrift macht weiter geltend, daß das 
Allerhoͤchſte Patent vom 1. November 1837 felbft wichtige Ver: 
änderungen der Verfaffung von 1819 ankuͤndige, und alfo 
felbft dem Art. 56 der Wiener Schlußacte von 1820 zu nahe 
zu treten fcheine, und fie befchäftigt fich endlich mit der Frage: 





ne: 


i 
! 
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in wie weit überhaupt der Nachfolger in der Regierung 

weltlicher Reichölande an die Handlungen Feind Vorfah⸗ 

rers gebunden ſey? 
welche ſie vornehmlich nach der Schrift des Herrn Miniſters 

von Kamptz: Eroͤrterung der Verbindlichkeit der weltli⸗ 

chen Reichsfuͤrſten aus den Handlungen ſeiner Vorfahren. 

Strelitz 1800. 8. 8. 
dahin beantwortet, daß insbeſondere die mit den Landſtaͤnden 
getroffenen Verträge und Vergleiche von dem Nachfolger an: 
zuerfennen find, der legtere mag zugleich Privaterbe des Vor: 
fahrerd geworden feyn oder nidht, und Sohn oder Seitenver: 
wandter des Borfahrerd feyn. In derfelben Schrift wird auch 
ausgeführt, daß es einer Einwilligung der Agnaten nur in 
dem Falle bedürfe, wenn eigentliche VBeräußerungen ber Re 
galien und Kammergüter, ohne daß eine dringende Noth oder 
das Wohl des Landes und der Fürftlihen Familie BR ges 
bot, vorgenommen werden follen. j 

Aus allen diefen Gründen wird dann gefolgert: 

4) daß die in dem K. Patente vom 1. November 1837 aus⸗ 
gefprochene Aufhebung des Staatögrundgefeges von 1833 
als rechtöverbindlich nicht zu erachten, mithin eine nach 
dem Patente vom 7. Decbr. 1819 berufene Ständever: 
fammlung für ungefeglih gehalten werden müßte; und 

2) daß die mittelft Königl. Proclamation vom 7. Ianuar 
1838 einberufene Ständeverfammlung felbft dem Patente 
vom 7. Decbr. 1819 nicht entfpreche, mithin auch bei 
gültiger Aufhebung des Staatögrumdgefeßes von 1833 
bed Repräfentativ »Charakterö entbehre, und nicht befugt 
fey, für das Land verbindliche Befchlüffe zu faffen. 

fiber diefe beiden Puncte ift zwar ein vechtliches Gutachten 
7 * 


* 
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nicht ausdrädlich von uns verlangt worden: bie Beantwor⸗ 
tung ber und vorgelegten 6 Fragen ift aber in fo fern von je: 
nen abhängig, als bie ganze Anfrage ſich erledigen würde, 
wenn man von der entgegengefeßten rechtlichen Überzeugung 
ausgehen fönnte und müßte: 
daß das Staatögrundgefeg von 1833 für Se. jetzt regies 
rende Königl. Majeftät Feine rechtliche Verbindlichkeit ge— 
habt habe; daß e8 vielmehr in der freien Wahl Sr. Kö: 
niglichen Majeftät geftanden habe, dad Grundgefeg an= 
zuerfennen, oder auf die Altern Verfaſſungsgeſetze zus 
ruͤckzugehen; und daß alfo entweder das Patent vom 7. 
December 1819 wieder in Kraft getreten fey, oder der 
Art. 55. der Wiener Schlußacte von 1820 zur Anwen⸗ 
bung kommen müßte. 
Denn wenn das Staatögrundgefes von 1833 ohne Verbind: 
lichkeit für Se. jest vegierende König. Majeſtaͤt geweſen 
wäre: fo würde auch dad Patent vom 7. December 1819 
ſchon darum ald eine definitive Beftimmung nicht haben ans 
gefehen werben können, weil in $. 8. desfelben gefagt war: 
Wir behalten uns vor, nach den zu fammelnden Erfahs 
rungen in ber Organifation der allgemeinen Ständever= 
fammlung diejenigen Modiftcationen eintreten zu laſſen, 
deren Nothwendigkeit im Verlaufe der Zeit fi etwa an 
den Zag legen möchte, 
ohne daß hierbei eine Goncurrenz der Stände verheißen wird, 
welche fpäterhin durch die Proclamation vom 4. Febr. 1831 
zugefichert, und als der verfaffungsmäßige Weg, in den beftes 
henden Landeöverfaflungen Abänderungen zu Stande zu brins 


gen bezeichnet wurde, 


Wäre nun hiernach das Patent vom 7. December 1819, 
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welches doch auch feinem Inhalte nach nur die allgemeinften 

Grundzüge über die Bildung der allgemeinen Ständever: 

fammlung enthielt, nur ald bie Einleitung zu einem umfafs 

fendern neuen Grundgefege zu betrachten gemefen: fo enthielt 

über die fernere Ausbildung der Landeöverfaflung 

Art. 55. der Wiener Schlußacte von 1820 die entfcheidende 

Norm: 
den fouveränen Fürften ber Bundesstaaten bleibt uͤber⸗ 
laffen, diefe innere Landes =» Angelegenheit mit Beruͤck⸗ 
fihtigung fowohl der früherhin gefeglich beftandenen 
ftändifhen Rechte, ald der gegenwärtig obwaltenden 
Berhältniffe zu ordnen, 

Aus den Worten diefer wichtigen Beftimmung geht aber herz 

vor, baß es Feineswegs die Abficht gewefen fey, die alten 

Rechtöverhältniffe, ſoweit ſolche nur Überhaupt auf den jetzi⸗ 

gen Zuſtand der Dinge noch anwendbar waren, ganz bei Seite 

zu fegen, es follen 
wenn auch die früheren landftändifchen Verfaffungen 
außer Wirkſamkeit gefommen find (welchen Fall man 
wegen bed folgenden Art. 56. doch bier mit unterftellen 
muß) 

doc die früherhin gefeßlich beſtandenen ftänbifchen Rechte nes 

ben den Berhältniffen der neuern Zeit Berudfichtigung finden 

und 

Art. 56. wenn landftändifche Verfaffungen in. anerkannter 

Wirkſamkeit beftehen, 

fo Eönnen fie nur auf verfaſſungsmaͤßigem Wege abgeändert 

werben. | 
Muͤßte nun die rechtliche Überzeugung auögefprochen 

werben: 
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daß das Staatsgrumdgefeg für Se. jest —— Koͤ⸗ 

nigl. Majeſtaͤt ganz unverbindlich ſey: 
ſo wuͤrde die rechtliche Folge davon ſeyn, nicht nur daß eine 
Staͤndeverſammlung, welche nach dem Patent vom 7. De— 
cember 1819 berufen würde, für ungeſetzlich nicht gehalten | 
werben koͤnnte; fondern auch daß 

a., in Gemäßheit des Borbehalts in $. 8. deö Patents vom 

7. December 1819 und | 
b., felbft auf den Grund des Art. 55 der Wiener Schlußacte 
Modificationen in der Zufammenfegung der allgemeinen 
Ständeverfammlung nicht auögefchloffen feyn würden, und 
wenigftens nicht unbedingt eine folche Verſammlung zu einer 
völlig unbefugten machen würden. Dann fielen natürlich 
alle weitern Fragen ald müffig und zwecklos hinweg. 

Allein zu einer ſolchen rechtlichen lberzeugung liegen 
und wenigftens zur Zeit hinreichende Rechtögründe nicht vor. 
Es ift, wie aus der vorftehenden factifhen Darftellung fich 
ergiebt 

I. kein Grund ski, zu bezweifeln, daß das 
Staatögründgefek mit vollfommenem Einverftändniß zwifchen 
dem Landesherrn und den Ständen zu Stande gebracht wor= 
den iſt; und es kann nach‘ den über diefen Punct bisher ange⸗ 
nommenen Örundfäßen durchaus nicht begmeifelt werben, daß 
in den Deutfchen Ländern die Stände zu Abfchließung folcher, 
für das Band oder die Gefammtheit der Unterthanen nicht wes 
niger als für den Landesherrn felbft verbindlicher Verträge für 
vollfommen legitimirt geachtet worden find. 

Mofer, Bon der Deutfchen Reihöftände Landen, Land⸗ 

ſtaͤnden, Unterthanen u. ſ. w. B. 4. Kap. 5. 1. 
Wenn auch in dem Entwurfe des Staatsgrundgeſetzes einige 


v 
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vorher mit den Staͤnden nicht verglichene Veraͤnderungen ge⸗ 
macht und in das Publications-Patent vom 26. September 
1833 aufgenommen worden find: fo haben bod die Stände 
nachher und ald Antwort auf dad Königl. Patent.ihre unbes 
dingte und unumwundene Zufriedenheit mit den getroffenen 


Abänderungen erflärt. Dabei kann ed auch keinen Unterſchied 


machen, daß dieſe beiſtimmende Staͤndeverſammlung bereits 
nach dem Grundgeſetz vom 26. September 1833 berufen war. 
Ein Gleiches iſt in andern Staaten, z. B. in Wuͤrtemberg fire 
völlig zureichend geachtet worden, und war im vorliegenden 
Falle dem Vorbehalte in dem Patent vom 7. Dechr. 1819 
$. 8. gemäß, alfo die neue VBerfammlung durch die Verfaf- 
fung von 1819 felbft gerechtfertigt und legimirt. 

1I., Daß der Conſens der Agnaten zu dergleichen Lan: 
deöverträgen im Allgemeinen erforderlich und ein Landesver⸗ 
trag ohne diefen Gonfeng für die Nachfolger, zumal wenn fie 
nicht Defcendenten bes Herrn find, welcher den Vertrag ges 
fchloffen hat, unverbindlich fey, kann nicht behauptet werden. 

Es ift diefer Confens auch in den Deutfchen Reichslan⸗ 
den, in welchen doch vermöge der lehnrechtlichen Verhältniffe 


und der FideicommißsQualität ded Kammerguts und ber über - 


die Erbfolge, die Theilbarkeit der Ränder und bie Erbrechte 
aller Söhne eines Fürften aufgeftellten Grundfäge die Sade 
ehedem zweifelhafter feyn konnte, im Allgemeinen nicht für 


nöthig gehalten worden, wenn er auch zu Abfchneidung von 


Fünftigen Weiterungen und Ungewißheit in mehreren Fällen 
gefordert worden ift. 

Moſer a. a. O. 6. 2. 
In ſouverainen Staaten, auch in den Deutſchen Laͤndern ſeit 
Aufloͤſung des Deutſchen Reiches find jedoch die Agnaten eis 
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nes regierenden. Haufes und andere Succeffionsberechtigte bei 
der Einführung neuer Verfafjungen und Abänderung ber äls 
tern fo viel zur öffentlichen Kenntniß gefommen ift, niemals 
zugezogen werden. In dem felbfiftändigen Staate muß die 
Fortbildung der Verfaffung, wenn die Nothwendigkeit derfels 
ben aus der Veränderung der Verhältniffe fi) erzeugt, als 
ein Majeftätörecht betrachtet werben, deſſen Ausübung dem 
regierenden Herrn allein zufteht, ohne daß bie Prinzen und 
Agnaten des Haufes daran irgend einen Antheil verlangen, 
oder irgend ein Recht des Widerſpruchs ausüben können. Es 
ift dies auch in der neuern Zeit bei verfchiedenen Gelegenheiten 
gegen die Agnaten geltend gemacht worden. Es wäre auch 
gar nicht abzufehen, in welche Verwidelungen und Verwir⸗ 
rungen es führen müßte, wenn eine Seitenlinie eines regies 
renden Haufes alle diejenigen neuern Randesverträge, welche 
während der Regierung einer andern Linie vielleicht in einer 
Zeit von mehreren Jahrhunderten ohne ihre fpecielle Zuftims 
mung gefchloffen worden find, deshalb für ungültig erklären 
wollte; wenn z. B. das Haus Bourbon, ald ed mit Hein- 
rich IV 1589 den Franzöfifihen Thron beftieg, alles unter der 
Regierung des Haufes Valois feit 1328 bis dahin Gefchehene 
hätte umftoßen wollen. Ein folher Nachfolger tritt erft bei 
» feiner Gelangung zum Throne in dad ganze Recht der Regie: 
rung und in die Verfaſſung ein, wie fie fich bis dahin auf eine 
techtöbeftändige Weife audgebildet hat. Seiner Weisheit bleibt 
es vorbehalten, diejenigen Änderungen, welche ſich dann viels 
leicht als heilfam für das feiner Führung anyertraute Volk 
darftellen, auf dem Wege, welchen diefe Verfaffung zeigt, 
auch feiner Seits durchzuführen und die Fehler der Vorfahren, 
wenn fie deren begangen haben follten, zu verbeſſern. 
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III., Das Staatögrundgefes ift vom September 1833 
an bis zur Thronbefteigung Sr. jeßt regierenden Königl. Mas 
jeftät und bis zum Patent vom 1. Juli 1837 in voller, ſo⸗ 
wohl von dem Landeöheren als der Ständeverfammlung aners 
Tannter Wirkſamkeit gewefen. Es find nach demfelben fünf 
Landtage gehalten und mit Beirath der Stände Geſetze geges 
ben, Steuern verwilligt und eingehoben worden. Es fcheint 
alfo, daß dem Staatögrundgefeß der Schug gegen einfeitige 
Abänderung zu Statten kommen müffe, welchen 

die Wiener Schlußacte von 1820. Art. 56. 
ben in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden landſtaͤndiſchen 
Berfaffungen- verheißt, 

Bwar ift die Meinung vernommen worden, ald Fönne 
biefe gefegliche Beflimmung nur auf diejenigen landftändifchen 
Derfaffungen bezogen werben, welche bamals, ald die Wies 
ner Schlußacte abgefaßt, und am 8. Juni 1830 von der hos 
ben Deutfhen Bundeöverfammlung ald Grundgefet des Deut: 
fchen Bundes angenommen wurde, in anerkannter Wirkfam: 
Feit beflanden. Ohne im Mindeften dem Rechte der hohen 
Bundesverfammlung: 

bie in der Bundesacte enthaltenen Seinen, wenn 

über deren Auslegung Zweifel entftehen follten, dem 

Bundeszweck gemäß zu erklären 

Art. 17. der Wiener Schlußacte von 1820. 
vorgreifen zu fönnen, läßt fich doch fein Grund abfehen, aus 
welhem jene allgemein abgefaßte Vorfchrift, deren Zweck 
unverkennbar dahin ging, alles gefeßlich Beftehende gegen ein: 
feitige Abänderungen ficher zu ftellen, blos auf die in einem 
gewiffen Zeitpuncte beftehenden Berfaffungen zu befihrän- 
ten fey, 
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Dagegen muß aber unfere rechtliche Anſicht auch nur 
dabei ftehen bleiben, daß aus den und mitgetheilten und oͤf⸗ 
fentlih bekannten Thatfachen Fein Rechtögrund gegen bie 
Rechtöbeftändigkeit und Verbindlichkeit des Staatögrundges 
feßeö zu entnehmen fey. Ob noch andere Zhatfachen und 
Gründe gegen dasfelbe angeführt werben können, müffen wir 
dahin geftellt feyn laſſen. Wir Fönnen nur nach dem bisher 
UAngeführten nicht das ganze von und begehrte rechtliche Gut⸗ 
achten damit erfehöpfen, daß wir die VBorausfegung von wel⸗ 
cher die uns vorgelegten Fragen ausgegangen find, für nicht 
vorhanden eıflären. 

Wir müffen aber auch dabei noch die Bemerkung vors 
ausfhiden,: daß fich über noch gar nicht eingetretene Ereig: _ 
niffe und Umftände ein ſicheres rechtliches Urtheil nicht wohl. 
fällen läßt. Was in feinem Entftehen als verfaflungswidrig 
angefochten werben konnte, kann in der Folge nicht allein 
bush die Zuftimmung derer, welche zum Widerſpruch bes 
rechtigt gewefen wären, fondern auch durch andere fich zus 
tragende Veränderungen zu einem nicht mehr anzufechtenden 
Rechtöbeftande gelangen. Es ift daher eine längft anerkann⸗ 
te Wahrheit, daß felbft eine erwiefene, viel weniger alfo eine 
nur einfeitig behauptete Unrechtmäßigfeit in dem Urfprunge 
einer. Herrfchaft oder einer Verfaffung nicht mehr geltend ge: 
macht werden kann, fobald eine allgemeine Anerfennung und 
eine Befeftigung durch ruhige Ausübung eingetreten ift, und 
fi lange genug, bis alle entgegenftehende Nechte für erlo⸗ 
ſchen zu halten find, behauptet hat. Insbefondere würde 
man wohl den, wenn auch Anfangs gegründeten Widerfpruch 
gegen eine neue landftändifche Verfaſſung für aufgegeben 


anſehen Fönnen, wenn die verfchiedenen Klaffen der Wahlbe- 
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vechtigten nach ben: neuen Vorfhriften frei und ungezwuns 
gen gewählt hätten, die Ständeverfammlung ihren Beruf 
erfüllte, und ihre Handlungen Feinen Widerfpruch erführen, 
fondern unweigerlich von den Unterthanen und Behörben an- 
erkannt und in Wirkſamkeit gefegt würden. Es leuchtet ein, 
daß 28 zu nichts führen würde, fich über die Bedingungen, 
unter welchen eine ſolche wenigftend von der einen Seite ſtill⸗ 
fhweigende Abänderung einer Iandftändifchen Verfaffung zu 
Stande fommen Fönnte, ausführlicher zu verbreiten, ba bie 
Umftände allzu verfchieden gedacht werben koͤnnen. Erft 
wenn diefe Umftände als wirklich eingetretene Thatfachen vors 
lägen, könnten fie Gegenftand einer rechtlichen Beleuchtung 
werden. 

Wenn wir und nun zu fpecieller Beantwortung der uns 
vorgelegten Fragen wenden, fo betreffen dieſe die Lage, in 
welcher eine Hannöverifche Orts: Obrigkeit fih in Anfehung 
ihrer Untergebenen befindet, wenn fie in der oben bezeichnes 
ten Weife zu der Beitreibung von Steuern mitwirken foll, 
deren verfafiungsmäßige Bewilligung und Ausfchreibung fie _ 
felbft beftreitet, und die 

erfte Frage 
ift darauf gerichtet: 

Ob eine Obrigkeit nach dem 1. Januar 1839, falls eine . 

Ständeverfammlung nach dem Grundgefege vom 26. 

Sept. 1833 nicht berufen würde, und die Steuern bes 

willigte, verpflichtet und berechtigt fey, die in ben 

Steuergefegen vorgefchriebene Hülfe zu Beitreibung fos 

wohl der directen als indirecten Steuern zu leiften? 
Zuvoͤrderſt müflen wir num wieder auf das zurüdfommen, 
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was die Qudrenten felbft in der Vorftellung an die Königl. 
Londdroftei gefagt haben. Dort unterfcheiden fie felbft 
4) das mit ihrer Corporation verbundene Richter » Amt; 
2) das Amt der Gemeindevorfieher , womit bie Bertheidis 
gung der Vermögensrechte der Gemeinde verbunden ift; 
3) die ihnen babei übertragenen Gefchäfte der Verwal: 
tungs =» Beamten bed Staats, 
Zu den legten zählen fie felbft ganz richtig die Befchreis 
. bung der Steuern, d. h. die Anfertigung der Steuer = Erbes 
bungsregifter und fodann die Beitreibung der Steuern, d. h. 
die Ausfertigung der Erecutiondmandate, die Direction der 
Auspfändung felbft durch einen dem Steuerdiener beigeorda 
neten Mann und den Verkauf der weggenommenen Pfands 
ſtuͤcke. 

Es kommt demnach bei ber von und begehrten rechtli— 
chen Erörterung nur das Ießtere Verhältniß der H. H. Quaͤ⸗ 
renten, ihre Stellung ald Staatsdiener und zwar ald Vera 
_ waltungs = Beamte des Staats in Betracht. 

Denn das Stabtgericht, ob es gleich mit dem Magi- 
firate verbunden ift, hat nichts mit der Befchreibung und 
Beitreibung der Steuern zu thun, und hat von und Feine 
rechtliche Belehrung darüber verlangt, wie es Rechtsſtrei⸗— 
tigfeiten in Steuerangelegenheiten, wenn folche bei ihm ans 
haͤngig gemacht werden follten, zu entfcheiden habe. Dem 
Richteramte fol und kann alfo auch durch die gegenwärtige 
Begutachtung in Feiner Weife vorgegriffen werden. 

Eben fo wenig ift aber auch von dem Amte ber H. H. 
Quaͤrenten ald Verwalter des Gemeindevermögens die Rebe. 
Es Fönnte feyn, daß fie in diefer Eigenfchaft -felbft von dem 
Gemeindes Bermögen Steuern zu entrichten hätten, und daß 
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fie ihre Verbindlichkeit dazu in Zweifel zögen. Sie würden 


aber in diefer Beziehung fich in derfelben Lage befinden, wie _ | 


alle andere Unterthanen des Staats, ihre Verbindlichkeit Stens 
ern zu entrichten würde auf benfelben Gründen beruhen, und 
fie würden dieſelben Wege einfchlagen müffen, um ihr Recht 
zu behaupten ober das allenfalls indebite Gezahlte wieder zu 
erlangen wie jene. 

Der Fall, welchen die von uns zu beantwortende Frage 
vorausfegt ift nun der, daß von der Staatsregierung Steus 
ern audgefchrieben werden, welche nicht nach den Beſtim⸗ 
mungen bed Grundgefebed von 1833 verwilligt find, und 
daher fowohl von den Unterthanen oder einem Theile derſel⸗ 
ben, ald auch von den obrigkeitlichen Behörden für. verfafs 
fungswidrig angefehen und verweigert werden, und es fragt 
fi , inwiefern die Obrigkeiten dennoch ſchuldig find, bie ih: 
nen zugehenden Befehle der vorgefegten Behörden zur Beis 
treibung der Steuern zu vollziehen, vder ſich durch dieſe 
Vollziehung gegen ihre Untergebenen verantwortlich machen. 

Diefe Fragen ftehen im engſten Zufammenhang mit ber 
Bebeutung, welche dem Eide der Staatödiener auf. getreus 
lihe Beobachtung des Staatsgrundgeſetzes beizulegen ift, 
wenn berfelbe nicht blos eine leere Form, fondern ein Mits 
tel feyn fol, die Verfaffung in der Ausübung gegen abficht: 
liche Verlegung, felbft gegen bloße Vernachläffigung und ge: 
gen eine pflichtwidrige Nachgiebigkeit der untergeordneten 
"Beamten gegen verfaffungsmwidrige Befehle der vorgefegten 
Behörden ficher zu ftellen. 

Zulegt aber hängt die ganze Betrachtung davon ab, wie 
weit überhaupt nicht ſowohl die Pflicht, als vielmehr das 
Recht der Staatöbiener zum Gehorfam gegen die Befehle 
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ber Höheren und in legter Inftanz des Landesherrn felbft 
geht, und ob es einen Punct giebt, wo ber Befehl nicht 
mehr ausreicht, um bie eigene Verantwortlichkeit des Gehor⸗ 
chenden aufzuheben, und lediglich auf den Befehlenden zu 
übertragen. Dieſes wäre alfo zuvoͤrderſt und zwar ſowohl 
nach den Grundfägen ded gemeinen Deutfhen Staatsrechts, 
als auch nach den Beflimmungen des Hannöverifchen Staats: 
grundgefeges, wenn man bie fortbauernde Gültigkeit desſel⸗ 
ben vorausfegt, zu unterfuchen. 

Dabei zeigt fich aber fogleich ein fehr bedeutender Un— 
terfchied zwifhen den Befehlen, welche von dem Landesherrn 
felbft, und denen, welche von conftituirten Staatsautoritäten 
ausgehen, oder wenn wir auf die Gehorchenden fehen, zwis 
fhen denen, welche einem Vorgefegten gehorcht haben, wels 
cher noch felbft für die Gefegmäßigkeit feiner Amtshandluns 
gen verantwortlich ſeyn kann, und denen, welche unmittel: 
bar dem Fürften Folge geleiftet, und nur wegen Gefehwis 
drigfeit einer folhen Handlung zur Rechenfchaft gezogen wer⸗ 
den ſollen. Diefer Unterfchied liegt in der Natur der Sache, 
welche es mit ſich bringt, daß die Subordination firenger 
werden muß, je mehr fie in die unteren Regionen der blos 
Ben Vollziehung herabfteigt und daß ed wohl zuläffig feyn 
kann, unter der Berantwortung eines Vorgefegten, welcher 
felbft zur Verantwortung gezogen werden Bann, zu handeln; 
nicht aber, daß ein nur der Perfon des Fürften zuftehendes 
Vorrecht, über alle Berantwortlichkeit erhaben zu feyn, auf 
Andere ausgedehnt und dadurch möglicher Weife alle Verant⸗ 
wortung aufgehoben werde, Denn darin, daß diefes hohe 
Borrecht ſchlechterdings nur auf die Perfönlichfeit des Lanz 
desherrn befehränft bleibt, Liegt die einzige Möglichkeit, ihn 
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felbft gegen den Mißbrauch, welchen Andere von unbewad; 
ten Augenbliden machen fönnen, und den Staat gegen bie 
Gefahren diefes Mißbrauchs ficher zu ftellen. 

Diefer Unterfchied ift auch in dem Deutfchen. — 
te und der Praxis desſelben ſtets feſtgehalten worden. 

A. Den unmittelbar unter dem Fuͤrſten ſtehenden hoͤhe⸗ 
ren und niedern Dienern oder andern unter feinen unmittel⸗ 
baren Befehlen handelnden Perfonen hat man es nie zur Ent» 
fehuldigung gereichen laffen, wenn fie unter diefer vermeint⸗ 
lichen Ägide ftrafbare Handlungen begangen, die Landes: 
verträge verlegt hatten, oder wenn fie dem Fürften zu wis 
berrechtlichen und landesverderblichen Handlungen behülflich 


und beiräthig gewefen waren, Man hat diejenigen zur Vers | 


antwortung und Strafe gezogen, welche dad Gemüth des 
Fuͤrſten von feinem Volke und. den verfaſſungsmaͤßigen Be: 


hoͤrden entfremdeten, ſich des Vertrauens und Gehörs des 


Fuͤrſten ausfchließlich bemädhtigten, die übrigen Diener und 
Räthe entfernten, woraus Manche ein. eigened Vergehen, das 
erimen Ministrissimatus gemadt haben. 

Leyser, Med. ad Pand. sp. 570. m. 19 — 26. 
Die Handlungen der Fürften, nicht nur diejenigen, zu-wels 


hen fie felbft geholfen und denfelben duch pflihtwidrige 


Rathſchlaͤge verleitet, fondern auch diejenigen, welde fie 
nicht Durch gewiffenhafte der Wahrheit und dem Recht gemäs 
fe Vorſtellungen zu verhüten gefucht haben, find auf ihre 
Rechnung gefegt worden, 
Leyser, de fictis et de veris delictis ministrorum prin- 
cipis. Med. ad P. spec. 570 und 571. 
„Wie aber," fagt | 
I 3. Mofer, Bon. der Landeshoheit in Regierungsfas 
ben K. 2. ©. 143. 
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„wenn ber Regent einem fochen Mann ein Abfolutorium ers 
theilet, darin er alle feine Handlungen ratificirt, genehmigt, 
ihn darin vertritt, bezeuget, daß alles auf feinen Befehl 
geſchehen u. f. w. — dergleichen Urkunden beweifen im 
Stand Rechten nichts, wenn das Gegentheil dargethan 
werben Fann, ober ein folcher Mann fich auch nur zum Werk: 
zeug und Vollſtrecker ſchaͤdlicher herrfchaftlicher — 
und Befehle hat gebrauchen laſſen.“ 

Dieſe Anſicht hat immer vorgeherrſcht, wie ſchon die 
aͤltern Faͤlle des Gothaiſchen Kanzlers Bruͤck (1567), des Kur: 
ſaͤchſiſchen Kanzlers Crell (1601), des Kanzlers Enslin zu 
Stuttgart (1613), des Geheimen Raths Langhans zu Hei⸗ 
belberg (1689), des Finanzraths Ephraim Süß zu Stutts 
gart, und viele andere beweifen. Der Kaiferliche Reichs: 
hofrath hat fehr häufig auf Griminalunterfuchung gegen ber: 
gleichen gefährliche Rathgeber erkannt, wovon die Schriften 
3. 3. Mofers eine Menge von Belegen liefern, 3. B. 

— Bon ber. Landeshoheit in ——— K. 2. S. 

140 fg. 

— Zuſaͤtze zu dem N. Staatsrechte B. II. S. 1037. 
— Von dem reichsſtaͤndiſchen Schuldenweſen Bd. I. ©. 

721. Bd. II. S. 329. 

Es verſteht ſich auch von ſelbſt, daß in dergleichen Faͤllen 
die Beſtimmung 

des Reichſs-Deputations-Abſchiedes von 1600 $. dk: 

„es wäre denn, daß die Diener für fich felbften mit der 

Sache nichts zu ſchaffen, und allein zu berfelben als 

bloße Ministri gebraucht, auch ex facto suo fie nicht, 

fondern ihr Herr dem Kläger obligirt und condemnits 
werden möchten, auch der Herr die. Diener ſelbſt vers 
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treten wollte und Bönnte, auf welchen Fall allein auf 
ben Principalen zu fehen‘ 

nicht angewendet werden kann, und. baß daher der Satz: 
daß, wenn die Regierung dad Benehmen! eines Beam: 
ten vertreten. will, das richterliche euppedten gegen 
legtern eingeftellt werben müffe, 

Heffter, Beiträge zum D. Staatde und Fürfemeät®, 

165. 166. in der Note, 

nur mit der Einfchränkung auf folhe Beamten: = Handlungen 

richtig ift, bei welchen nicht eine eigene Schuld des Denn 

concurrirt. | 

Pfeifer, Practifche Ausführungen aus allen Theilen der 
Rechtögelehrfamkeit Bd. II. ©. 375, 

Übrigens trifft eine folche eigene Verantwortlichkeit nicht mur 

die Minifter, fondern auch andere geringere Werkzeuge 

rechtöwidriger Handlungen. So befahl der Reichshoftath 

unter dem 27. März 1737 und 20. October 1738: 
daß Laquaien und Unterofficieren, welche auf Befehl 
des Herzogs E. L. v. M. den Hofmarfchal v. W. am 
9. September 1735 thätlich gemißhandelt hatten, alles 
Ernſtes nachgetrachtet, fie zur Haft gebracht und mit 
ihrer Beftrafung verfahren werden folle. 

Neumann, Meditationes j juris prine. privati T. 1. p. 252. 

B. Anders verhält es fich aber mit denen, welche als 

Staats: Beamte "einer höheren Behörde untergeordnet find, 

Wenn man auch ‚die Verbindlichkeit zum Gehorfam nicht fo 

weit ausdehnen will, wie 


Gönner, der Staatödienft aus dem Gefichtspuncte de3 


Rechts und. der National = Dconomie betrachtet * 
$. 79. 
R 
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fo ift doch nicht zu laͤugnen, daß bie ganze Staatäverwal: 


tung in’3 Stoden gerathen müßte, wenn man den nachges 


ordneten Beamten und Behörden dad Recht einräumen ober 
fogar die Pflicht auferlegen wollte, die Befehle der Obern 
nur dann zu vollziehen, wenn folche von ihnen felbft für ges 
feg: und verfafjungsmäßig erkannt würden. Bid zu einem 
folchen Grade Fann alfo die eigene Verantwortlichkeit des un— 
tergeorbneten Staatsbeamten nicht ausgebehnt werden. Dies 
fes ift aber von gänzlicher Straflofigkeit der Beanıten, wel: 
he an der Pflichtwidrigkeit eines Obern durch blinde Befol: 
gung feiner Befehle Theil genommen haben, wohl zu unter: 
fcheiden. Es wäre, fagt 

Heffter, Beiträge ıc. ©. 166. 
ein großer Widerfpruch gegen die höchften Principien des 
Staats, gegen feine heiligften Verpflichtungen zur Handha⸗ 
bung des Rechts, daß feine Diener felbft gewiſſer Maaßen 
ein Privilegium haben follen, unter feiner Agide ungeftraft 
Unrecht zu thun. Selbſt 

Gönnera a. O. ©, 208. 


erkennt Schranken des Gehorfamd an. „Jedoch beſchraͤnke 


ich meine Behauptung auf Befehle der Staatsgewalt 
in Dienſtſachen, und ich ſchließe ausdruͤcklich alle mit 
der Moralität oder Nechtlichkeit unvereinbare Zumuthungen 
aus, welche der Regent für feine Privatleidenfchaften außer 
der Dienftfphäre einem Staatödiener allenfalld zu ma= 
chen, für gut finden follte.” Damit ift im Wefentlichen me | 
das Meifte zugegeben, was Andere, 
Schmid, Lehrbuch des Staatsrechtö $. 58. 
Pfeifer, Practifche Ausführungen a, a. O. 
in dieſer Hinficht gefordert haben, denn Alles, was. die Com: 
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petenz bed Befehlenden mie bed Gehorchenden überfchreitet, 
alles wahrhaft Unmoralifche und fchlechthin Unerlaubte, liegt 
ſchon feiner Natur nad nicht innerhalb der Dienftfphäre, 
und eine weitere nachher zu erwähnende Ausnahme von der 
Pfliht des Gehorchens würde auch von Gönner fehwerlich 
beftritten werden können. 


Um nun nicht bei fo allgemeinen und unbeftimmten Sä- 

gen ftehen zu bleiben, wie | 
Klüber, Staatsrecht des D. Bundes $. 342. N. a. „Das 
Letztere (die Verantwortlichkeit fiir Begehungs = und Un 


terlaffungsfünden) gelte auch von den übrigen Staats: 


dienern und Behörden, inöbefondere haben diefe die von 
hoͤhern Behörden an fie ergangenen Anweifungen bei 

eigener Verantwortlichfeit zu befolgen, wenn ihnen fol: 

che von ber geeigneten Stelle und in gehöriger Form zu: 

fommen, und nicht wider bie Grundverfaffung oder die 

Geſetze des Staats anftoßen," 
fo müffen wir die hier blos angebeuteten Fälle etwas genauer 
auseinanderfegen, | 

1) Darüber kann Fein Zweifel Statt finden, daß ein Be 
fehl nur dann für die Beamten verbindlich feyn Fann, wenn 
er von einer competenten Behörde ausgegangen iſt, und 
bie gefeglich beflimmten Befugniffe der befehlenden Stelle 
nicht überfchreitet. Durch Befehle einer incompetenten Be: 
hoͤrde kann der untergeorbnete Beamte fich eben fo wenig 
zum Handeln beftimmen, als in der Erfüllung feiner Amts⸗ 
obliegenheiten irre machen und ‚aufhalten laffen, 

Eben fo unbeftritten ift es 

2) daß ein Befehl in der Form erlaffen feyn muß, 

8* 
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wenm eine folche ald Bedingung der Gültigkeit gefeglich vor: 
gefhricben if 

3) Eben fo unverbindlich find aber auch — Be⸗ 
fehle, welche eine allem Rechte zuwiderlaufende Handlung, 
ein factum nullo jure justificabile, ein wahres Verbrechen 
von dem Beamten fordern. Daß in einem ſolchen Falle der 
Gehorfam frafbar wäre, wenn das Verbrechen gegen den 
Staat und deffen Oberhaupt felbft gerichtet feyn follte, wenn 
ein Militärbefehlshaber feine Untergebenen gegen den recht= 
mäßigen Souverain führen wollte, oder wenn ein treulofes 
Minifterium beföhle, die Kaffen dem herannahenden Feinde 
zuzufenden, wird von Niemand beftritten. Dasfelbe muß 
aber von allen andern Fällen behauptet werden, in welchen 
der Befehl auf Seiten des Befehlenden ein Berbrechen aus⸗ 
macht und diefes auch dem, am welchen derfelbe erlaffen ift, 
nicht unbekannt und nicht zweifelhaft feyn fann, auch die 
Sache fo befchaffen ift, daß unter Eeinerlei Umftänden und 
Bedingungen eine Rechtfertigung derfelben möglich ift. 

Mit diefer Anfiht flimmt die Preußifche Gefeggebung, 
auf welche ſich Gönner daher nur im Irrthum als eine feine 
Meinung unterftügende Autorität beruft, ganz überein. In 
dem VI. Zitel des I. Theild des Allgemeinen Landsrechts wird 
von aus unerlaubten Handlungen entftehenden Verbindlich: 
feiten, und in $.45—49. von dem Falle gehandelt, wenn 
der Befchädiger auf Befehl eines Anderen gehandelt hat. 
Diefe Fälle werden fo beſtimmt: 

$. 45. Wer den Befehl deffen, dem er zu — 

ſchuldig iſt, vollzieht, kann in der Regel zu kei⸗— 
nem Schadenserfaß angehalten werden. 

$. 46. Er muß aber dafür haften, wenn bie befohlene 


— — nn ann re a era 2] 
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Handlung in den Gefegen au ⸗ drüͤcklich ver: 
boten iſt. 


8. 48. Wer vermoͤge feines Standes oder Amtes bie 
Befehle feiner VBorgefegten ohne Einfhräns 
kung zu befolgen verpflichtet ift, von dem kann 
nicht gefordert werden, daß er einen in 
Dienftgefchäften ihm gefchehenen Auftrag feis 
ner Obern- prüfe, | 

$. 49. Dem, der aus Unwiffenheit einen gefeßwidrigen 
Befehl ausgerichtet hat, bleibt der Regreß ges 
gen den Befehlenden vorbehalten. 

Hiernach find alfo nur diejenigen, welche den Befehlen ber 


Vorgeſetzten ohne Einfchränfung übergeben find, von ber, 


Pflicht befreit, auch diefe Befehle in Hinficht ihrer Rechts 
mäßigkeit zu prüfen. | 
Einer. der wichtigften Puncte ift aber hierbei 


4) die befondere, theils durch die Natur der Sache theils 


durch ausdrüdliche Gefege mit den einzelnen Ämtern verbuns 
dene Verpflichtung, und die daraus entfpringende felbitftäns 
dige Verantwortlichkeit des Beamten, welche daher auch durch 
höhere Befehle nicht aufgehoben werden Fann. 

Hierher gehört vorzüglich die Selbfiftändigkeit des Rich- 
teramts, welches von unparteüifcher gewiffenhafter Hands 
habung der Gerechtigkeit ohne Anfehen der Perfon durch Feine 
Befehle von Oben abwendig gemacht werden kann; es gehoͤ⸗ 
ren dahin befondere Pflichten eines jeden Berufs, und insbes 
fondere auch diejenigen, welche zur Sicherung der Staat: 
verfaffung und ihrer einzelnen Einrichtungen, den Beamten 
fpeciell auferlegt worden find. Bon diefer Art war der von 

Neumann , Medit. jur. priv. prince. T. IX. p. 35. 
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angeführte Fall, daß ein Iandfchaftlicher Gaffirer fich gewei⸗ 
gert hatte, bie landesherrlichen Bahlungsbefehle zu befolgen; 
und in gleicher Weife muß auch der Eid, welcher den Staats⸗ 
beamten wegen Sefthaltung der Verfaſſungsgeſetze auferlegt 
ift, fie [hügen, wenn fie die Befolgung dagegen laufender 
Befehle von fich ablehnen. Von diefem Eide fönnen fie auch 
von der höheren Behörde nicht einfeitig entbunden werben, 
fondern derfelbe behält feine Kraft fo lange, als die Verfafz 
fung felbft nicht abgeändert wird. Inſofern aber diefer Fall 
nicht mit dem vorigen zufammentrifft, kann die allgemeine 
Verpflichtung auf die Verfaffung und die Gefege des Landes 
den untergeorbneten Beamten nur dann von der Pflicht des 
Gehorfams gegen die höheren Behörden entbinden, wenn in 
bem Dienfteide oder der damit verbundenen Inftruction ges 
wiffe fpecielle Vorſchriften über das, was der Beamte zu thun 
oder zu unterlaffen unbedingt fihuldig feyn fol, enthalten 
find., 3. B. daß der Verwalter einer Kaffe durchaus Feine 
andern Zahlungen, ald welche ihm von gewiſſen Behörden 
und in gewiffen Formen befohlen werden, leiften darf. Denn 
wenn ber untere Beamte nur im Allgemeinen auf die Verfafs . 
fung verpflichtet ift, was fich doch eigentlich von felbft verfteht 
und einer befondern Erwähnung im Dienfteide Faum bedarf: 
fo würde, wenn er allen höheren Befehlen nur in fo weit 
Gehorfam fhuldig wäre, als er fie felbft verfaffungsmäßig 
fände, der oben bemerkte Übelftand in vollem Maaße eintre: 
ten; in allen Fällen wo eine Meinungsverfchiedenheit zwifchen 
ben verſchiedenen Stellen einträte, würde die Meinung des un: 
tergeorbneten Beamten, weil er die Vollziehung verfagen dürfe 
te, vorgehen, und die Staatsverwaltung fich gehemmt finden. 
Daher muß die Regel feftgehalten werden, daß die untern 
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Stellen die von den obern competenten Behörden in der ge: 
feglih nothwendigen Form an fie ergebenden Befehle zu be: 
folgen haben, auch wenn fie bei dem verfaffungsmäßigen 
Inhalte Bedenken finden, und daß fie, die Competenz ber 
befehlenden Stelle und die Sormrichtigfeit des Befehls vor: 
ausgefest, nur in ben zwei Ausnahmsfällen die Volziehung 
verweigern bürfen und müffen: 
‚a. wenn ber Befehl auf etwas abfolut Rechtswibriges im 
Allgemeinen gerichtet ift, ober 
b. dem Beamten durch feinen Dienfteid und Inftruction 
(Lex officii) eine fpecielle eigene Verantwortlichkeit aufs 
erlegt und eine unbedingte ‚, durch keinen Befehl abzus 
ändernde Vorſchrift gegeben ift. 
Die neuern Berfaffungsgefege drüden fich über diefen Punct 
ſehr verfchieden aus. Einige ftellen die Verpflichtung der 
Staatödiener auf die Verfaſſung' und ihre VBerantwortlichkeit 
für die treuliche Beobachtung derfelben hin, ohne ſich über die 
Folgen, welche dies für die Subordination ober die fogenannz 
te Hierarchie des Staatsdienftes haben fol, beflimmter aus⸗ 
zufprechen. 
Bair. Verfaffungs » Urkunde Tit. X. 8. 4.5. 6. 
Großherzogl. S. Weimar. Grundgefeg $. 125. 
Kurheffifche Berfaffungs Urkunde $. 61. 100. 101. 
Großherzogl. Heffifhe V. U. $. 108. 109. 
©. Meining. Grundgefeß $. 88. 
Braunſchweigiſche Landfchaftsordnung $. 153. 
In den meiflen wird jedoch darauf hingedeutet, baß ein von 
ben höheren Stellen in gehöriger Form, (mas die von dem 
Landesfuͤrſten felbft ausgehenden Verfügungen betrifft, mit 
Contrafignatur eines flimmführenden und verantwortlichen 





120 II. Rechtsgutachten 


Miniſters) erlaſſenen Befehle den untergeordneten Beamten 
von weiterer Verantwortlichkeit entbinden, 
Kurheſſiſche V. U. $. 109. 

Braunfchweig. &. D. $. 155. 

Atenburg. Grundgefeß $. 36. 37. 

Würtemberg. B.U. $. 51. 52. 53. 

Weimar. Grundgefeg $. 112. 
und insbefondere wird das Recht der Anklage von Seiten ber 
Stände häufig auf die oberften Staatsbeamten befchränft, 
und gegen die untergeordneten Diener, wenn fie gleich wegen 
abfichtlicher eigner Verlegung der Verfaffung auch zur Strafe 
zu ziehen find, doch nur das gewöhnliche Verfahren vorbe⸗ 
halten. 

Noch eine andere Seite bietet diefer Punct in ber Bezies 
bung dar, in wie fern ed den Verwaltungsbehoͤrden, vorzügs 
lich aber den Gerichten des Landes geftattet ift, über die Vers 
faffungsmäßigfeit und Rechtögültigkeit der Acte zu urtheilen, 

. welche von der höchften Autorität ausgegangen find. Es has 
ben darüber literarifche Streitigkeiten Statt gefunden, 
Martin, Jahrbücher der Gefehgebung und Rechtöpflege in 
Sachſen Sahrg.I. 9.3. ©.297. Jahrg. IH. ©. 267. 
Archiv für die civil. Praxis B. IV. S. 334. Bd. VI. 

©, 214. Bd. XIX, ©, 145. und 305. 
in welche wir hier nicht tiefer einzugehen brauchen. 1 

Dahin aber fcheint ſich im Allgemeinen die neuere Geſetz⸗ 





j J gebung zu neigen, daß, außer den beiden oben angegebenen 

\ | Fällen, der untere Beamte gegen alle Verantwortung gebedt 
} ift, wenn er einen formgerechten Befehl der obern Behörden 
M befolgt hat. 


Wenn wir num in ber vorliegenden Sache bavon auöges 
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hen, daß einer Ortsobrigkeit des Koͤnigreichs Hannover in 
ihrer Eigenſchaft als adminiſtrativer Beamtenſtelle ($. 52 des 
Staatsgrundgeſetzes von 1833) durch ihre vorgeſetzte Behoͤrde, 
das Koͤnigl. Steuer⸗ Collegium befohlen wuͤrde Steuern zu 
repartiren und beizutreiben, welche durch ein vom Koͤnige 
vollzogenes und von einem Miniſter contraſignirtes Patent 
ausgefchrieben wären: fo würde fehon nach ben bisher ent⸗ 
widelten Rechtögrundfägen fehr zweifelhaft feyn, ob diefe 
Orrtsobrigkeit befugt wäre, die Folgeleiftung zu verweigern: 

Die Competenz der befehlenden Behörden und die Forms 
vichtigfeit der ergangenen Befehle wäre zu beftreiten, - Denn 
das Ausfchreiben der Steuern ift ein unbezweifelted Majeftätds 
recht, welches nur in feiner Ausübung an die — 

der Staͤnde gebunden iſt. 
Wiener Schlußacte von 1820. Art. 57. 
Beitraͤge der Unterthanen zu den Verwaltungskoſten des 
Staats ſind unentbehrlich, und das Ausſchreiben derſelben iſt 
daher eine rechtmaͤßige zum Wohl und zum Beſtehen des 
Staats ſchlechthin nothwendige Handlung. Ihre Verfaſſungs⸗ 
maͤßigkeit iſt zwar in dem concreten Falle beſtritten, und das 
von abhaͤngig, ob Se. jetzt regierende Koͤnigl. Majeſtaͤt an 
das Grundgeſetz von 1833 gebunden ſind, oder nicht. So 
gewichtig auch die Gruͤnde ſeyn moͤgen, welche ſich fuͤr die 
bejahende Meinung anfuͤhren laſſen: ſo wuͤrde es doch ſehr 
bedenklich ſeyn, wenn die untergeordneten Verwaltungs-Ob⸗ 
rigkeiten ſich uͤber eine ſo wichtige Frage ein entſcheidendes 
Urtheil zuſchreiben wollten. Ihre amtliche Stellung, welche 
in den Steuerangelegenheiten nach ihrem eignen, oben ausge: 
hobenen Anführen in dem Berichte an die Königl. —— 
Submiſſeſte Vorſtellung Anl. 3. p. W. 
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feine andere ift, als die der Königl, Verwaltungsbeamten 


überhaupt, 

Staatögrundgefeb vom 26. September 1833. $.8. $. 52. 
legt ihnen feine anderen oder fpeciellere Pflichten auf, als bie 
vorgefegten Königlichen Stellen in Steuerſachen ebenfalls auf 
fih haben, und bie Mitglieder diefer obern Behörden find, 
eben fo wie die ftädtifchen Beamten auf das Staatögrundges 
ſetz vereidet, 

Staatögrundgefes $. 161. 

Daraus würde fich ergeben, daß bie Ortöobrigkeiten ihr 
eigenes Urtheil über die ftreitige Gefegmäßigfeit dem Urtheil 
der höhern Behörde in diefem Zweige des Staatödienftes uns 
terzuorbnen berechtigt wären, und fich Feiner Berantworttung 
ausfegen konnten, wenn fie dem Befehle eine wenn auch nur 
proviforifche Folge leiften. 

+ Denn da nicht angeführt worden ift, daß die Ortobrig: 
Feiten fpeciell darauf verpflichtet und perfönlich dafür verants 
wortlich gemacht find: 

baß fie Feine andere ald von der Ständeverfammlung 

bes Grundgefeges von 1833 verwilligte Steuer befchreis 

ben und beitreiben: 
fo fällt auch diefer letzte Grund, welcher fie zu Verweigerung 
bes Gehorfams berechtigen konnte, hinweg. 

Es kommt aber dazu, daß auch die Unterthanen dürch 
bie von Sr. Majeftät erflärte Aufhebung des Grundgefeges 
nicht von der Schuldigkeit entbunden werden, die zur Vers 
waltung ded Staats nothwendigen Steuern zu entrichten. 
Eine gänzliche Verweigerung derfelben würde eine Auflöfung 
aller bürgerlihen Ordnung herbeiführen, welche zu verhüten 
fowohl die Regierung ald die Unterthanen verpflichtet find. 
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Daher müffen diefe nothwendigen Steuern mwenigftend vor: 
läufig und mit Vorbehalt des Rechts von den Unterthanen bes 
zahlt werben, fo wie jeder Einzelne, wenn ihm ein Mehres 
res abgefordert wird, als er ſchuldig zu feyn meint, fich der 
Zahlung unterwerfen muß, das zuviel Gezahlte aber allenfalls 
auf dem Rechtöwege zurüdforbern Fann. Den Gerichten fteht 
ed alddann zu, Über die Rechtmäßigkeit der Anforderung ein 
. rechtlich begründetes Urtheil zu fällen; aber die Verwaltungs⸗ 
behörben find zu einem folchen nicht berufen, Wenn biefe 
num diejenigen, die fich ihrer Schuldigkeit nachzukommen wei: 
gern, in ber gefeglichen Weife dazu anhalten: fo Fönnen fie 
deshalb nicht in Anfpruch genommen werden. Sie würben 
felbft von einem ſolchen Anfpruche frei feyn, wenn fie wäh: 
rend einer feindlichen Invafion. oder einer Ufurpation durch 
eine illegitime Herrfchaft der Gewalt nachgegeben und auf 
Befehl einer blos factifhen Regierung gehandelt hätten, wie 
viel mehr alfo da, wo bie Legitimität des Souverains felbft 
von Niemand bezweifelt und nur die Gültigkeit des Grundge⸗ 
feges in Frage ift, 

Betrachtet man aber ferner dad Königreih Hannover in 
feinem Berhältniffe zu dem Durchlauchtigſten Deutfchen Bun⸗ 
de: fo wird darin ein Grund mehr gefunden werben müffen, - 
während der Ungewißheit über die Gültigkeit des Staats⸗ 
grundgefeged von 1833 es auf eine Zerrüttung der innern 
Staatöverhältniffe, wie folhe aus einer Unterbrechung der 
Steuerentrihtung als unausbleibliche Folge fich ergeben muͤß⸗ 
te, nicht anfommen zu laffen. Wenn fon die Verweigerung 
der Bewilligungen von Seiten der Stände ald eine Std- 
rung ber Öffentlichen Ruhe und Ordnung, und als ein Ans 
“fang eines Aufruhrs betrachtet wird, welcher den Deutſchen 
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Bund zum Einfchreiten nad) Art. 25. und 26. der Wiener 
Schlußacte von 1820 verpflichtet, 
Bundesbefhluß vom 28. Iuni 1832. N. 11. 

fo würde dies noch mehr der Fall feyn müffen, wenn eine 
- wirkliche Verweigerung von Seiten der Unterthanen eins 
träte, wodurch, wenn fie überhand nähme, zugleich die Er: 
fülung der dem Staate gegen den Durchlauchtigſten Deut⸗ 
ſchen Bund obliegenden Verpflichtungen unmoͤglich gemacht 
wuͤrde. Dazu aber, die Sache auf einen ſolchen Punct zu 
treiben, bürfte wohl Feine Ortsobrigkeit verpflichtet, vielmehr 
ihre Berechtigung nicht zu beftreiten feyn, diejenigen provifos 
rifchen Maafregeln zu nehmen, welche geeignet find, ein 
Extrem diefer Art zu verhüten, und ber Entfcheidung ber 
Hauptfrage, zu welcher es doch auf einem oder dem andern 
Wege wird kommen müffen, im Bertrauen auf eine höhere 
Leitung ruhig entgegen zu fehen. 

Könnte es aber nach den Grundfägen bed gemeinen 
Deutfchen Landes : Staatörechts noch irgend zweifelhaft feyn, 
ob die Ortsobrigfeiten in dem und vorgelegten Falle berech> 
tigt feyen, ſich der Beitreibung der mit Hintanfegung des 
Staatögrundgefeges 1833 audgefchriebenen Steuern zu unters 
ziehen: fo gibt nun darüber das Grundgefeg felbft eine ganz 
are Entfcheidung. 

Denn zuvörderft ift ed in $. 89 desſelben auf das Bes 
flimmtefte ausgefprochen, daß es Feiner Behörde im Staate 
gebührt, die Gültigkeit eines Geſetzes oder einer Verord⸗ 
nung, welche in gehöriger Form verkuͤndigt worden find, in 
Zweifel zu ziehen. 

„Ale Geſetze und Verordnungen werden vom Könige 

unter Beobachtung der in gegenwärtiger Berfaflungs = 


- 
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Urkunde vorgefihriebenen Form. öffentlich verfündigt und 
erhalten dadurch für alle Unterthanen unbedingte Vers 
bindlichkeit. Ale VBerwaltungsbehörben und Gerichte 
haben auf deren VBollziehung zu halten. 


Sollten Zweifel darüber entftehen, ob bei einem ges 


hoͤrig verfündeten Geſetze die verfaffungsmäßige Mits 

wirfung ber Stände hinreichend beobachtet ſey, fo fieht 

ed nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen." 
Wenn nun auch bei Gefegen zur verfaffungsmäßigen Form 
gehört, daß im Eingange der Zuftimmung der Stände ers 
wähnt werbe: fo ſteht es doch den Behörden nicht zu, weis 
ter zu unterfuchen, ob die Ständeverfammlung felbft gehös 
. rigzufammenberufen und: gebildet gewefen fey, ſondern bies 
ſes muß lebiglich det Staatsregierung überlaffen bleiben, und 
nur die Stände haben das Recht, über eine in diefer Hinficht 
etwa vorgefallene, Verlegung der Verfaſſung Beſchwerde zu 
führen: . Erfchiene alfo ein Königliched Patent, in deſſen Eins 
gange die Zuſtimmung der. Stände erwähnt wäre, fo würs 
den alle Ortsobrigkeiten unbedingt fhuldig ſeyn, dasfelbe 
zum Vollzug zu bringen, und bie darin ausgefchriebenen 
Steuern beizutreiben, wenn fie auch die Überzeugung hegen 
folten, daß dabei die VBerfaffung verlegt worden wäre, 

Daöfelbe folgt zweitens aus den klaren Worten des $. 
161. des Grundgefeßes. 

„Alle Civil: Staatöbiener, mögen fie vom Könige oder 


deffen Behörden ernannt, oder von einzelnen Berechtig⸗ 


ten und Gorporationen erwählt, präfentirt oder ernannt 
feyn, find durch ihren auf die getreuliche Beobachtung 
des Staatögrundgefeges auszubehnenden Dienfteid ver 
pflihtet, bei allen von ihnen auögehenden Verfügungen 
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dahin zu fehen, daß fie Feine Verlegung der Verfaffung 

enthalten. In gehöriger Form erlaffene Befehle befreis 

en fie von ber Verantwortung und übertragen diefelbe 

an den Befehlenden." 
Hiernach find alfo Verlegungen der Verfaſſung nur dann von 
den nachgeordneten Behörden zu vertreten, wenn fie ſolche 
felbft und aus eigenem freien Willen begangen haben. Die 
‚Subordination des Staatödienftes geht aber vor, und die 
untergeordneten Stellen find fchuldig, die Befehle der Obern, 
wenn folche nur die gehörige Form an fich tragen, zu befols 
gen, ohne zu einer Prüfung ihrer Verfaffungsmäßigkeit ver: 

pflichtet oder berechtigt zu feyn. 

Menn man nun auch, ungeachtet diefer ganz allgemei 
nen Beftimmung, ed für möglich hielte, daß in gewiffen Fäls 
len der Befehl der vorgefekten Behörde nicht hinreichte, alle 
Verantwortung der Gehorchenden aufzuheben, vornehmlich 
wenn es dabei auf ſchwere Verbrechen, Hoöchverrath und 
Majeftätsverbrechen gegen den Landesherrn anfäme: fo ift 
von dergleichen in dem vorliegenden Falle nicht die Rede, 
und wir fönnen daher die erfte Frage jan anders beantwots 
ten, als dahin: 

daß die Ortsobrigkeiten im Königreich Hannover, wenn 
ihnen die Beitreibung von Steuern’ von der competen: 
ten vorgefegten Behörde in gehöriger Form befohlen 
wird, auch in dem Falle, daß eine Ständeverfamm: 
lung nad) dem Grundgefege vom 26. Sept. 1833 nicht 
berufen würde und die Steuern verwilligte, berechtigt 
und verpflichtet wären, die in den Steuergefegen vor— 
gefchriebene Hülfe zu Beitreibung fowohl der directen 
als indirecten Steuern zu leiften. 
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Damit erledigen ſich die 
zweite und dritte Frage: 

Setzt eine Obrigkeit, welde die gedachte Hülfe, na⸗ 

mentlih zu Beitreibung der Steuern Teiftet, fich da= 

durch der Gefahr aus, gerichtlich in Anſpruch genom= 

men zu werben? 
und 
Welche Klagen würde die gedachte Obrigkeit zu befor: 
gen haben, und welcher Schußmittel gegen diefelben 
würde folche fich zu verfichern haben? | 
von felbfl. Denn wenn auc in dem Falle, daß eine Orts» 
obrigkeit eigenmächtig Abgaben von den Unterthanen erhoben 
hätte, ſowohl eine criminelle Unterfuchung als ein Anfpruch 
der dadurch Befchädigten auf Erfaß ohne Zweifel begründet 
wäre, und nur noch die Frage feyn Fünnte, ob der Erfaß 
nicht blos von den Staatsfaffen, zu welchen die Steuern 
gezahlt werden, gefordert werben Eönnte: fo fällt doch beis 
des, ſowohl die Öffentliche ald die Privatgenugthuung offen= 
bar hinweg, fobald der Beamte nur den Gefegen und. den 


Borfchriften feines Amts genügt und beide nicht überfchritten 


bat. Diefes ift dann hier der Fall, weil die Gefege dem Bes 
amten zur Pflicht machen, den Verfügungen ber vorgefebten 
Behörden Folge zu leiften und ihn dann von aller Verant: 
wortung für die Berfaffungsmäßigkeit der ihm anbefohlenen 


Handlungen befreien; das Verfahren zu Beitreibung der 


Steuern aber gefeglich vorgefchrieben ift, und deſſen Beob- 
achtung zu erwarten ift, 

Da übrigend die Art und Weife, wie bei Befchreibung 
und Beitreibung der Steuern die Verfaſſung und die Rechte 
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der Einzelnen verlegt werden Fönnten, fehr verfchieden ge— 
dacht werben kann: fo würden auch die Klagen auf Schad> 
loshaltung ſich darnach richten müffen. Es fcheint und aber _ 
überflüffig, nach den. bisher ausgeführten Pramiffen darauf 
weiter einzugehen, da es darnach Feines andern Schutzmit⸗ 
tel3 bedarf, als des Nachweifes eines von der in. Steuerfas 
chen den DOrtsobrigkeiten vorgefegten Behörde in gehöriger 
Form ergangenen Befehls. Zu diefer Form kann aber bier 
die Verfaſſungsmaͤßigkeit und innere Rechtmäßigkeit des Be— 
fehls um fo gewiffer nicht gerechnet werden, als ja eben diefe 
blos von der befehlenden Behörde, bis zum — Mi⸗ 
niſterio hinauf, 
Staatsgrundgeſetz $.. 151. 
nicht aber von ber — zu vertreten iſt. 


Da wir nun unſere rechtlichen Anſichten ſelbſt auf das 
Staatsgrundgeſetz von 1833 begründet haben: fo ergiebt ſich 
Daraus zur. 
vierten Frage: 
Welchen rechtlichen Einfluß wuͤrde es namentlich auf 
eine ſolche Klagſache haben, daß die Obrigkeit einer⸗ 
ſeits ſich auf die in der Anlage A. bezeichnete Weiſe 
ausgeſprochen, andererſeits aber bislang die Beſchrei— 
bungen nach dem Geſetze vom 21. October 1834 vor⸗ 
genommen hat? 

von ſelbſt, daß wir den angegebenen Erklaͤrungen und Hand⸗ 
lungen keinen Einfluß beilegen koͤnnen. Jene Erklaͤrungen 
wuͤrden vielleicht dafuͤr angeſehen werden ſollen, daß die 
Ortsobrigkeit, weil ſie die Guͤltigkeit des Staatsgrundgeſe⸗ 
tzes vertheidigte, in einer wegen Verletzung desſelben anhaͤn⸗ 


der Suriftenfacultät in Jena. ‚129 


gig gemachten Rechtöfache nicht mit der Einrede gehört wer⸗ 
den Eonnte, daß das Grundgefeg mit Beftand Rechtens. aus 
Ber Wirkſamkeit geſetzt ſey. So wenig bied nun eine unbes 
dingte Folge wäre: fo wirb es boch völlig gleichgültig, da 
das Staatögrundgefeg felbft jede Berantwortlichkeit der Orts⸗ 

obrigkeit in dem vorausgefegten Falle ausfchließt. Zur 


fünften Droge: 


Welchen Einfluß würde ed auf diefe Rechtöverhältniffe 
äußern, wenn bie in diefem Fruͤhjahre berufene am 29, 
Suni vertagte Verfammlung wieder zufammen berufen 
würde, oder gar Abänderungen der Verfafjung geneh: 
migte? 
müffen wir uns auf die oben bereitö gemachte Bemerkung bes 
ziehen, daß ſich über dergleichen noch ‚nicht eingetretene Er: 
eigniffe unmöglich ein vechtliches Urtheil ausſprechen läßt. 
Es läßt fi im Voraus nichts darüber fagen, ob eine ftills 
fhweigende Anerkennung des Gefchehenen dabei anzunehmen 
feyn wird, oder nicht, und welche andere Umflände etwa 
eintreten werben, benen ein rechtlicher Werth beigelegt wer⸗ 
ben kann. Be 


Endlich die 
fechfte Frage: 
Setzt fih der Ortsvorſteher oder deffen Stellvertreter 
Klaganfprücen aus, falls er die ihm anvertrauten Fun: 
etionen ausführt, und welche Vertheidungsmittel ſtehen 
ihm casu quo zu Gebote? 
findet auch in dem Biöherigen ihre vollftändige Beantwor: 
tung. Wir vermögen nicht abzufehen, welche rechtliche Grün: 
9 
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de einen Ortövorfteher verbindlich machen follten, Functios 
nen, zu welchen er durch dad Vertrauen feiner Mitbürger 
berufen ift, nieberzulegen, und was ihn berechtigen Eönnte, 
Amtshandlungen, zu welchen er gefeglich verbunden ift, zur 
unterlaffen. Sein Vertheidigungsmittel ift die gefegliche 
Nothwendigkeit und die pflihtmäßige Unterorbnung feines 
eigenen Urtheild unter feine amtliche Stellung. 

Aus diefen Gründen haben Wir die Und vorgelegten 
Fragen, wie gefchehen zu beantworten, Und verbunden er= 
achtet. 

Urkundlich mit Unferm Infiegel- befiegelt. 

Ordinarius, Decanus, Senior und 

(L. Ss.) andere Doctores ber Juriften = Fas 

cultät in ber Univerfität Jena. 





iv. 
Rechtsgutachten der Juriſtenfacultät in 
Tübingen. 


Das Staatögrundgefeg des Königreich Hannover vom 

96: September 1833 beftimmt $. 145: | 
„Die zur Beftreitung der Landes = Ausgaben außer der 
Einnahme von dem Krongut und den Regalien erfor: 
berlihen Steuern und Abgaben bebürfen der jährlichen 
Bewilligung der allgemeinen Ständeverfammlung. 
Die gegenwärtigen Streitigkeiten über den Beftand jes 
nes Grundgefeges haben nun unter andern ftaatsrechtlichen 


Fragen auch dieſe angeregt: in wie fern ber eben ausgeho—⸗ 


bene $. noch jegt in rechtlicher Wirkung fey, und ob eine 
Obrigkeit im Königreiche Hannover nah dem 1. Januar 
1839, falls eine grundgefeglihe Ständeverfammlung nicht 
berufen würde und die Steuern bewilligte, berechtigt und 
verpflichtet ſey, die in den Steuergeſetzen vorgeſchrie— 
bene Huͤlfe zur Beitreibung ſowohl der directen als indirec— 
ten Steuern zu leiſten? und ob insbeſondere eine Obrigkeit, 


welche die gedachte Huͤlfe leiſte, ſich dadurch der Gefahr aus⸗ 
ſetze, von den Contribuenten gerichtlich ag in N 


genommen zu werben? 
9 * 





— — —— — —— — 5 





——— — 2 --7 
Ze —- 
A un 


— Bu ae DIF 
et mm 
FREE 3% a ee ee x * 





ı br % .. - [3 . - 
m At Ren. - 2 


wu — — Er = — — ve: PIE) : pn 

SEE ME 5 ge ra et se ENTE = 4 — 

_ - .@ D * 5 * * ‘= — 
— — * erg ? SEE NE E R 

— — 2 * — —— 77 er —— A Aa 

rn a N — en et EEE ..- — BR es - 

a 5 es — — — * FESTEN « = 
- = = - a -.. = Aa 5 








ie - u: 5 


132 W. Rehtögutachten 


Diefe Rechtöfrage ift namentlich bei dem Magiftrate der 
Stadt Osnabruͤck aufgeworfen worden, und ed haben des⸗ 
halb Bürgermeifter und Rath dafelbft durch Zufchrift vom 
23. Octbr. 

8. Novbr, 
rechtliche Gutachten über jene und mehrere damit zuſam⸗ 
menhängenbe fpecielle Fragen gebeten, unter Beifügung, daß 
bei der Dringlichkeit und perfönlichen Werantwortlichkeit, 
welche die Angelegenheit mit ſich führe, fehr gewünfcht wers 
de, das erbetene Gutachten vor dem Schluffe des verganges 


1838 die unterzeichnete Zuriftenfacultät um ein 


"nen Jahres zu erhalten. 


Obgleich es uns bei den in unferm Schreiben vom 8. d. 
M. angezeigten Hinderniffen nicht möglich gewefen, dem letz⸗ 
teren Wunfche zu entfprechen, fo haben wir doch nunmehr 
die einfchlagenden Zhatfachen hinreichend geprüft und eine 
rechtliche Überzeugung binfichtlich der geftellten Fragen ges 
wonnen, welche wir nach unfern Pflichten ald unpartheiifches 
Spruch » Collegium den Quärenten nicht vorenthalten, fons 
bern in Gemäßheit unferer Statuten (cap. II. g. 5) aus⸗ 
ſprechen zu ſollen geglaubt haben „‚sepesita omni affecti- 
one, sola justitia et aequitate scripta ante oculos habita, 
prout Sacerdotes Justitiae par est,‘ 


$. 1. 
Lageder Sache. 


Die Thatfahen, an welche ſich unfere ganze Unterfus 


hung anzufnüpfen hat, find im Wefentlichen folgende: 
Nachdem auf Ableben Seiner Majeftät Wilhelms IV 
Königs von Großbritannien, Irland und Hannover, bie 
Regierung des zulegt genannten Königreichs an Hoͤchſtderſel⸗ 
ben Bruder, den Königlichen Prinzen, nunmehrigen König _ 
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Ernft Auguft, Herzog von Eumberland ıc. gefallen war, 
wurden alöbald am Tage nad Ihrer Ankunft in der Haupts 
ftadt Hannover, den 29. Juni 1837, die verfammelten Stäns 
de vertagt, und es erflärten Seine Majeftät in dem Patente 
vom 5. Zuli 1837, daß Sie in dem „weder in formeller 
noch materieller Hinſicht“ Sie bindenden Staatögrunds 
gefege eine hinreichende Gewähr für das dauernde Gluͤck Ihrer 
getreuen Unterthanen nicht finden koͤnnen. | 

Indeffen fey ed Königlicher Wille, ber Frage, ob und 
in wie fern eine Abänderung oder Modification des Staats⸗ 
grundgefeses werde eintreten müffen, oder ob die Verfaffung 
auf diejenige, welche bis zur Erlaffung des Staatögrundges 
fees beftanden, zurüdzuführen fey, die forgfältigfte Erwaͤ⸗ 
gung widmen zu laſſen, worauf die allgemeinen Staͤnde wer⸗ 
den berufen werden, um ihnen die Koͤnigliche Entſchließung 
zu eroͤffnen. 

Hierbei blieb es bis zu der Koͤniglichen Proclamation 
vom 30. October 1837, wodurch die zuvor nur vertagte 
Ständeverfammlung aufgelöft wurde. 

Diefer Proclamation folgte am 1. Novbr. beff. 3. ein 
zweites Patent, worin auf: den Grund eines von einer nies 


dergefehten Königlihen Immediat-Commiſſion erflatteten 


Gutachtens das Staatögrundgefeg für erloſchen erflärt, die 
gefammte Staatödienerfchaft ihres Eides auf dasfelbe ent⸗ 
bunden und bie alöbaldige Einberufung einer Ständever: 
fammlung nach den Grundfägen der Verfaſſung vom Jahre 
1819 zum Behuf der Berathung einer neu zu gründenden 
Berfaffung angekündigt wurde. Diefem warb dad Verſpre⸗ 
chen beigefügt, an der Perfonen= und Gewerbefteuer vom 1. 
Juli 1838 an jährlich 100,000 Reichsthaler nachzulaffen. 
In der That wurde durch eine Bekanntmachung vom 7. 
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Januar 1838 eine. Ständeverfammlung im Wefentlichen 
nah Maaßgabe des durch das Staatögrundgefeb aufgehobes 
nen Patents vom 7. December 1819 einberufen; aber auch 
diefe ward, nachdem laͤngere Zeit mit Verhandlungen über 
den von ber Regierung vorgelegten Berfafjungs: Entwurf 
bingegangen, am 29, Juni 1838 plöglich vertagt, ohne daß 
bis jest ein neuer Termin zu ihrer Wiedereinberufung gefegt 
worden wäre. | 

- Inzwifchen waren bie Hulbigungsreverfe mit Hinweg⸗ 
laffung der Verpflihtung auf dad Staatögrundgefeg , wie 
fie das Königliche Gabinet vorgefchrieben hatte, faft in dem 
ganzen Lande vollzogen worden, einzelne Staatödiener und 
eine Anzahl von Corporationen hatten jedoch benfelben aus» 
drüdlich einen Vorbehalt zu Gunften des Staatögrundgefes 
tzes beigefügt, und unter biefen namentlich die Mitglieder 
des Magiftratö und die Xterleute der Stadt Osnabrüd, mit 
einziger Ausnahme des Senatord D. Wiemann, welcher als 
Königlicher Polizei= Director den Revers bereits audgeftellt 
hatte, | 

Die Gründe, welche von diefen gegen die unbebingte 
Huldigung geltend gemacht wurden, betrafen theils die Hei⸗ 
ligleit des von Mehreren früher ausdrücklich mit auf das 
Staatögrundgefek gefchworenen Dienfteides, theild die Übers 
zeugung von ber fortdauernden Gültigkeit des Staatögrunds 
gefeßes. In jener Beziehung hatte zwar dad Patent vom 1. 
November aus der von ihm eben publicirten Aufhebung des 
Staatögrundgefeges die Folgerung gezogen, baß die ſaͤmmt⸗ 
lihen Königlichen Diener ihrer auf dasfelbe ausgedehnten eid⸗ 
lichen Verpflichtung vollkommen enthoben feyen, auch über= 
dies noch ausdrüdlich erflärt, daß Seine Majeftät diefelben 
von biefem Theile ihres geleifteten Dienfteides entbunden ha> 
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ben wollen. Indeſſen zeigten fi) allenthalben im Ins und 
auch im Auslande, wo die Verfaffungsangelegenheit des Kös 
nigreihed Hannover viele Zheilnahme erregte, rechtliche Be⸗ 
denken, ob durch biefe Erklärung Seiner Majeftät ein einem 
Dritten, dem Staate, gegebenes eidliched Berfprechen koͤn⸗ 
ne gelöft werden. Auch die Anficht, daß dad Staatsgrund⸗ 
gefes durch Seine Majeftät nicht einfeitig Fönne aufgehoben 
werben, hatte fich fogleich nach, Veröffentlichung des Patents 
vom 1: November vielfach zu erfennen gegeben, und insbes 
fondere ward diefelbe von dem Magiſtrat und den Älterleu: 
ten zu Osnabrück theils in mehreren Erklärungen an bie Koͤ— 


nigliche Landdroftei vom 4. December 1837, 13, und 18. ' 


Januar 1838, theild in einer unmittelbaren Eingabe an Seine 
Majeſtaͤt den König Ernſt Auguft vom letztern Tage ausge⸗ 
ſprochen und in dieſer noch die geziemende Bitte vorgetragen: 
„Daß Allerhoͤchſt Diefelben Allergnädigft geruhen mös 
gen, das Staatögrundgefes vom 26. Septbr. 1833 
durch Allerhöchft Dero Zuftimmung wiederum in. völlige 
Kraft treten zu laſſen.“ 


„Würde ed aber," fahren die Bittfteller fort, „und nicht gelin⸗ 


„gen, bie Überzeugung von der Zweckmaͤßigkeit unſerer ſub⸗ 
„miffeften Bitte, welche in uns lebt, auch in dem Gemüthe 
„unferes erhabenften ‚Herrfchers hervorzurufen; dann wagen 
„wir an befien hohes Gerechtigkeitägefühl die zweite Bitte: 


„daß Em. Königliche Majeftät Allergnädigft geruhen moͤ⸗ 


„gen, die Entfcheidung ded Rechtspunktes dem Durchs 
„lauchtigften Deutfchen Bunde Allerhöchftfelbft aufzu: 
tragen." 
Hierauf ward jedoch am 31. Januar 1838 von Seiner Ma: 
jeftät die. Entfchliegung ertheilt: 
„Daß die Mitglieder des Magiftrats fammt den neu er: 
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wählten vier Üterleuten unbedingt und ohne Hinzufuͤ⸗ 

gung irgend eined Vorbehalts oder einer Clauſel ihrer 

Berpflihtung zur Vollziehung der Reverfe dergeftalt 

Genüge zu leiften haben, daß die vollzogenen Reverfe 

am nächften Sonntage den 4. Februar bereits in Hans 

nover eintreffen.‘ | 
Zugleich ward beigefügt: „daß dieſes bie legte gütliche Auf: 
forberung fey, welche an bie Mitglieder des Magiſtrats wer⸗ 
de erlaſſen werden.“ | 

Nun fahen fich die Quärenten veranlaßt, von ber Bei⸗ 
fügung eines ausdruͤcklichen Vorbehalts zu den Huldigungs⸗ 
reverſen abzuftehen und folhe am 3. Februar 1838, wie 
fie gefordert, zu vollziehen, indem fie jedoch über die Gruͤn⸗ 
de diefer Handlung fo wie darüber, daß fie von den früher 
gegebenen Erklärungen abzugehen keineswegs gemeint feyen 
und inöbefondere darüber, daß fie fich, -unbefchadet diefer 
Unterzeihnung der Huldigungsreverfe, zu gefeglicher Vers 
theidigung des Staatsgrundgeſetzes nach wie vor. eben fo bes 
rechtigt ald verpflichtet erachten, eine Erklärung vor Notar. 
und Zeugen abgaben und diefe Erklärung einige Tage darauf, 
am 6. Febr. 1838, in einer Eingabe an die Königliche Lands 
droftei zu Osnabruͤck ihrem Wefen nach wiederholten. 

An eben diefem Tage wurde zum Behuf der höchften 
Orts befohlenen Deputirten = Wahl von den wahlberechtigten 
Bürgern in den verfchiedenen Stadtvierteln die erforderliche 
Anzahl von Wahlmännern beftellt, jedoch non dem größeren 
heile derfelben nur unter dem zu Protocol erflärten Vorbe⸗ 
halte, daß dadurch ben wohlerworbenen Rechten. ver Stabt 
und der Bürgerfchaft aus dem Staatögrundgefege nichts ver⸗ 
geben werde; daß vielmehr dem Wahl: Collegium fo wie 
dem Magiftrate die Wahrung ‚jener Rechte überlaffen bleibe. 
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Von dem auf dieſe Weiſe geblideten Collegium von Wahl: 
männern ward fofort am 7. Februar 1838 einmüthig der 
Beſchluß gefaßt, die Wahl eines Deputirten zu der durch die 
Königliche Proclamation vom 7. Januar: berufenen Berfamms 
Yung abzulehnen, Zugleich ward von demfelben dem Magis 
firate der Wunfch vorgetragen, daß folcher Alles aufwenden 
möge, was in feinen Kräften fiehe, das Staatögrundgefeg 
zu vertheidigen, namentlich auch durch eine geeignete an den 
Durclauchtigften Deutfchen Bund zu bringende Vorftellung. 
Eine folhe Borftelung warb wirklich am 19. März 
1838 von Seite des. Magiftrats und der Ülterleute der Stabt 
Osnabruͤck durch ihren Bevollmächtigten, Doctor Heffenberg 
in Sranffurt, bei der hohen Bundesverfammlung eingersicht | 
mit der Bitte: 
„Der Durchlauchtigſte Bund wolle geruben, durch die 
geeigneten Mittel zu veranlaffen, daß das Staatsgrund⸗ 
geſetz des Königreichs Hannover vom 26. September 
1833 wiederum in Wirkſamkeit gefeßt werde; falld aber 
diefe unterthänigfie Bitte dem Rechte des Deutfchen 
Bundes zufolge nicht begründet wäre, daß alsdann we⸗ 
nigftend die Verfaffung von 1819 in völliger Integrität 
hergeftellt werbe, bevor Berhandlungen über die Vers 
faffung des Königreich& zugelegt werden.” 

In einer nachträglichen Eingabe vom 18. Mai 1838 
erlaubten fich die Bittfteller noch mit Beziehung auf eine ihs 
nen neuerdingd zugefommene Mittheilung der Königlichen 
Landdroſtei zu Osnabruͤck vom 2. desfelben Verwahrung ges 
gen bie hier aufgeftellte Deutung einzulegen, daß die Redhtös 
gültigkeit ber durch das Patent vom 7. December 1819 eins 
geführten landſtaͤndiſchen Verfaſſung thatfächlih vom Lande 
durch Erwählung und Abfendung der in gehöriger Anzahl er: 
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fhienenen Deputirten zur allgemeinen Ständ everfammlung 
anerkannt mworben fey: 

Indeſſen erfolgteam 14. Sept. 1838 der Bundesbeſchluß, 
wonach dem Magiftrate und den Älterleuten der Stadt Dina 
brüc bedeutet werden folle: 

„daß die Bundesverfammlung in dem vorliegenden Falle 

ihre Legitimation zur Befchwerdeführung in den Beſtim⸗ 

mungen ber Deutfchen Bundes und der Schluß > Acte 
nicht begründet finde. | 

Nachdem auf diefe Weifung die Quärenten bei der ho: 
Gen Bunbesbehörbe eben fo wenig, wie bei Seiner Majeftät, 
‚ihrem Landesherrn, Hülfe gefunden haben, koͤnnte es fcheis 
nen, als ob für biefelben jest überhaupt nichts mehr zu hof⸗ 
fen, fondern in letzter Inſtanz über ihre Rechte aberfannt 
fey. Allein biergegen ift zu erinnern, daß durch den anges 
führten Bundesbefchluß die Bittfteller bloß aus dem formellen 
Grunde abgewiefen worden, weil ihre Legitimation zur 
Befchwerdeführumg in den Beftimmungen ber Deutfchen Bun: 
deö= und der Schluß-Acte nicht begründet zu halten fey. 
Eine Billigung der neueften Veränderungen in den Berfaf: 
fungs « Einrichtungen des Königreichd Hannover in ber Art, : 
daß angenommen werben Fönnte, bad Staatögrundgefeg vom 
26. September 1833 fey von Seiner Majeftät dem König 
Ernft Auguft mit Recht aufgehoben worden, ift darin nicht 
enthalten. Die Frage nach der Gültigkeit dieſes Geſetzes und 
nad dem Grunde der daraus hergeleiteten verfaffungsmäßigen 
Befugniffe bleibt daher immer noch vorbehalten; und fofern 
davon die Beantwortimg der an und gerichteten befondern 
Fragen abhängt, glauben wir hierauf zundchft eingehen zu 
müffen: 


der Suriftenfacuftät in Tübingen. 139 


1 Iſt das —— vom 26. September 1833 
gültig? 


$. 2 
Gruͤnde der Patente vom 5. Juli und 1. Novbr. 
1837 wider das ſelbe. 

Das Grundgeſetz fuͤr das Koͤnigreich Hannover iſt zu 
Stande gekommen nach vorheriger Vernehmung der Wuͤnſche 
und Antraͤge einer allgemeinen Staͤndeverſammlung, wel⸗ 
de, was die Deputirten des Bürger» und Bauerſtandes bes 
trifft, in Gemaͤßheit berfelben Wahlverordnungen (vom 2, 
und 22. Febr. 1832) zufammengefest ward, nach melden 
Seine jet regierende Majeftät in Folge dexr Aufhebung jenes 
Grundgefeßes eine neue conftituirende Berfammlung einzurus 
fen für zwedimäßig gefunden haben. Die meiften Anträge 
der Stände waren von der bamaligen hohen Regierung ger 
nehmigt und nur in wenigen Punkten, wie dad Publicationds 
Patent vom W. Septbr. 1833 fih ausdrüdt, „zur Sichers 
ſtellung der Iandesherrlichen Rechte und zum Beften der ges 
treuen Unterthanen,“ abweichende Beftimmungen nöthig ges 
funden worden, 

Am 26. September 1833 erhielt das Gefe& zu Windfors 
Gaftle die Genehmigung Seiner Majeftät des verewigten Kös 
nigs Wilhelm IV., und es ward fofort dasfelbe durch bie . 
erfte Abtheilung der Gefesfammlung des Königreichs Hanno⸗ 
ver (vom Jahre 1833. 1. Abth. S. 279) bekannt gemadht; 
In Gemäßheit eben dieſes Grundgefeges ift die Ständevers . 
fammlung ohne Widerfpruch von irgend einer Seite fünfmal 
verfammelt gewefen, und eben fo oft ward ber Staatshaushalt 
nach bemfelben feftgeftelt. Die Steuern werben noch im ge: 
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genwärtigem Augenblide nad) Maafgabe des verabfchiebeten 
Budgetö erhoben und eine Reihe der wichtigften Gefege, wels 
che mit Einwilligung der grundgefeglichen Stände erlaffen 
worden waren, beftehen in voller Wirkſamkeit, und find felbft 
durch das Patent vom 1.Novbr. ald gültig und beftehend ans 
erkannt. a | | 

Es kann alfo wohl nicht bezweifelt werden, daß das 
Staatögrundgefeg und die in demfelben begründete Verfafs 
fung bis zum Regierungs = Antritte Seiner Majeftät des Kö- 
nigs Ernft Auguft in anerkannter Wirkfamkeit beftanden has 
ben und theilmweife noch jegt beftehen. Demungeachtet glaubs 
ten Seine Majeftät Gründe zu finden, aus welchen das bes 
fagte Staatögrundgefe& nicht zu Recht beftehen Fönne Diefe 


Gründe find zwar in dem Patent vom 5. Juli 1837 nidt 


näher bezeichnet, vielmehr befchränfte fich diefes auf die Er— 
Härung, daß Seine Majeftät in Dem weder in formeller, noch 
materieller Hinfiht für Sie bindenden Staatögrundgefege 
eine hinreichende Gewähr für dad dauernde Gluͤck Ihrer ges 
treuen Unterthanen, deren Wohl nad) den von der göftlichen 
Vorſehung Ihnen auferlegten Pflichten möglichft zu fördern 
Ihr unabläffiges Beftreben feyn werde, nicht finden Eönnen. 
(Algem. Zeitung vom Jahre 1837 Beil. Nr. 194.) 
Meitere Gründe werden jedoch in dem Patente vom 4. No⸗ 
vember namhaft gemacht. Hier wird hervorgehoben: das 
Staatögrundgefeg vom 26. Septembet 1833 können Seine 
Majeftät als ein Hochdiefelben verbindendes Geſetz nicht bes 
trachten, da ed auf eine völlig ungültige Weife errichtet wors 
den. Die allgemeine, durch das Patent vom 7. December 
1819 entftandene Ständeverfammlung habe, als fie in ih— 
rem Schreiben an das Königliche Gabinets = Minifterium vom 
30. April 1831 die Errichtung eines Staatögrundgefeges bean- 
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tragt, den Grundfag ausgeſprochen, daß ein ſolches hochwich⸗ 
tiges Werk nur durch einhelliges Zuſammenwirken des Koͤnigs 
und der Stände zu Stande gebracht werben koͤnne. Die Res 
gierung habe diefen Grundfag angenommen und mithin ſey 
nicht von, einer, dem Lande vom Könige zu gebenden, 
fondern von einer vertragsmaäßig zwifchen dem Negenten 
und feinen Ständen zu: errichtenden Verfaffung die Rede gewes 
fen. Allein der Grundfaß der vertragsmäßigen Errichtung fey 
auf mehrfache Weife verlegt worden, Denn mehrere der von 
der allgemeinen Ständeverfammlung in Beziehung auf das 
neue Staatsgrundgefeg gemachten Anträge haben nicht die 
Genehmigung der Königlichen Negierung erhalten, fondern 
ed fey dasfelbe mit den von dieſer fir nothwendig oder für 
nüglih gehaltenen Abänderungen am 26. September 1833 
vom Könige verkündigt worden, ohne daß folche zuvor den 
allgemeinen Ständen mitgetheilt und von ihnen wären geneh⸗ 
migt worden. Dffenbar fehle es alfo an dem einhelligen 
Bufammenwirfen des Regenten und feiner Stände in Hinficht 
ber in dem Staatögrundgefege „enthaltenen Beflimmungen, 
wodurch die bis dahin inanerfannter Wirkſamkeit 
geflandene Derfaffung vom Jahre 1819 aufgeho: 
ben werben follte. Dffenbar enthalte diefe Errichtungsart 
des Staatsgrundgefeged eine wirklihe Verlegung der be: 
flimmten Vorſchrift des Art. 56 der Wiener Schlußacte vom 
Sahre 1820. Allein nicht nur ungültig und. folglid fir 
Seine Majeftät unverbindlich fey überhaupt das. Staatsgrund: 
gefeg, wenn man. deffen Entſtehung betrachte, fondern es 
enthalte dasfelbe auch mehrere Vorſchriften, welche fich als 
volfommen ungültig und für Seine Majeftät unverbindlich 
aus dem Grunde darftellen, weil fie Ihre agnatiſchen Rechte 
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tief kraͤnken und felbft Ihre Regierungsrechte wefentlich ver: 
legen. 

Der dem Staatögrundgefeße anflebende Fehler der Uns 
gültigkeit fey aber durch eine von Seiner Majeftät erfolgte 
Anerkennung nicht gehoben worden; denn Sie habgn Ihren 
Miderfpruch gegen dad Staatögrundgefeg offen zu erfennen 
gegeben und Ihre Unterfchrift zu wiederholten Malen ver: 
weigert. 

(Allgem. Zeitung vom Jahre 1837 Beil, Nr, 313.) 


$. 3. 
Formelle Verbindlichkeit des Staatsgrundgefe: 
Bes vom 26. September 1833. 


a) mit Rüuͤckſicht auf die voraußgegangene ftändifche 

| Einwilligung. 

Sondern wir biefe Gründe gegenfeitig von einander ab, 
fo zeigt fih in der That, daß mehrere derfelben gegen die 
formelle, andere gegen die materielle Verbindlichkeit 
des Staatögrundgefeges gerichtet find. Zu den erfteren dürfs 
ten namentlich folgende Einwendungen gerechnet werben: 

a) daß dad Grundgefeg gegen die erklärte Abficht von 
Regierung und Ständen nicht vertragsmäßig zu Stanz 

de gefommen; 

b) daß die bis dahin in anerkannter Wirffamkeit geftan- 
bene Verfaſſung von 1819 unter Verlegung des Art. 56 
der Wiener Schlußacte aufgehoben worden. 

Beide Gründe hängen genau mit einander zufammen, 
benn eine Verlegung des Art. 56 der Wiener Schlußacte 
wird in dem Patente vom 1. November eben darauf geftüßt, 
daß die neue Verfaffung nicht vertragsmaßig zu Stande ge= 
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kommen. Gleichwohl koͤnnen ſie auch getrennt betrachtet 
werden, indem, auch abgeſehen von der Beſtimmung der 
Schlußacte, das Staatsgrundgeſetz in dem Falle als unver: 
bindlich erfcheinen müßte, wenn ed an ben formellen Bes 
dingungen eines ſolchen Gefeges fehlte, fo daß alsdann bie 
Verlegung der Schlußacte nur ald ein accefforifcher Nichtigs 
keitsgrund fich geltend machen würde. 

Der erftere Grund wäre hienach ein ftaatsrechtlicher, 
der zweite ein bundesrechtlicher. Indeſſen vermögen wir 
feinen derfelben anzuerkennen. Was den erften Grund bes 
trifft, fo ift allerdings zuzugeben, daß in dem Schreiben 
vom 30. April 1831, worin die Stände auf Bearbeitung 
des Staatögrundgefeged antrugen, die Hoffnung auf einhels 
liged Bufammenwirfen Seiner Majeftät des Königs und der 
getrenen Stände ausgedrüdt wurde; allein ald Bedingung 
des Zuftandefommend ward jene Einhelligkeit von den Stän: 
den nicht geftellt, noch ift eine ſolche von der Königlichen 
Regierung zugegeben worden; vielmehr hatten fich des ver: 
ewigten Königs Majeftät in der Erwiederung vom 16. Juni 
1831 die endlihe Entſchließung auf den von den bei: 
derfeitigen Commiffarien zu bearbeitenden Entwurf ausdrüd: 
lich vorbehalten. Eben fo wenig verftand fich jene Bedin—⸗ 
gung von ſelbſt. Denn es ift keineswegs flaatörechtlicher 
Grundſatz in Deutfchland, daß zur Begründung einer neuen 
Landesverfaffung ſtets die Einwilligung der Stände noths 
wendig fey. Sehr viele, ja die meiften Verfaſſungsgeſetze, 


find feit dem Untergange des Deutfchen Reichs geradezu von 


den Regierungen erlaffen worden, fo namentlich die Nafs 
fauifche Verfaffung vom Iahre 1814, die Verfaffungsurkuns 
ben Baiernd und Badens vom Jahre 1818, die Edicte des 
Königs: von Preußen für die Einführung der Provinzials 
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ftände von den Jahren 1823 und 1824. Niemand zweifelt 
an ber Gültigkeit diefer Gefege aus dem Grunde, weil dies 
felben nicht auf einem Bertrage beruhen, fondern octroirt 
worden, und in der That ift auch Fein Grund dazu vorhans 
benz; denn das Recht zur Ertheilung von Privilegien ift ein 
in der Souveränetät begriffenes Recht und nur in fo fern 
befchränft, als nicht wohlerworbene Rechte dadurch. verlegt 
werden dürfen Selbſt die Hannoverfche Verfaffung vom 
Jahre 1819, zu welcher jegt wieder zurüdgefehrt werden 
fol, ift eine octroirte, Feine pactirte Verfaffung, denn das 
Patent vom 7. December 1819 ift rein in der Form eines 
Geſetzes und ohne daß eine vollftändige Vereinbarung zwi: 
ſchen der Regierung und den Ständen Statt gefunden hätte, 
erlaffen worden In vielen wefentlihen Beziehungen war 
diefes Patent vielmehr den ausgefprochenen Wünfchen ber 
allgemeinen Ständeverfammlung entgegen, welche zu dem 
Derfaffungsentwurfe und zu dem Reglement für die Stände 
in Allem 66 abweichende Anträge an die Regierung geftellt 
hatte, von welchen 16 verworfen wurden. (S. gebrudte 
Denkſchrift über die Gültigkeit des Staatögrundgefehes, 
Beil. zur Eingabe an den Bund Nr. 5. ©. 43.) Nament—⸗ 
lich hielten die Stände den Zwed einer wohlgeordneten fläns 
difchen Repräfentation und wahren Volfövertretung in dem 
eingeführten Zweikammern⸗Syſteme nicht gefichert, und eben 
fo wenig waren fie mit der Einführung der Majoratherren 
und der Präfidenten des Oberfteuer= und Schag : Collegiums 
und ‚der fieben von den Provinzial: Landfchaften zu wählens 
den Schagräthe einverftanden. | 
Demungeachtet haben Seine Majeftät der König Ernſt 
Auguft, damals Herzog von Cumberland, niemald Einwens 
dungen gegen dad Patent vom Jahre 1819 erhoben, viels 
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mehr folches wieder hergeftellt, und zwar aus dem Grunde, 
weil das Grundgefeb vom Sahre 1833 nicht den vol: 
fen Confens der Stände für fich gehabt habe, während, 
wenn. andersieine ſolche Einwendung jest überhaupt noch am 
Dlage ſeyn ſollte - Diefelbe weit eher der Verfaffung vom 
Jahre 1819,° als derjenigen vom Jahre 1833 opponirt wer 
den Eönnte, welche Ie&tere in allen wefentlichen Studer, 
namentlich hinfichtlich der ftändifchen Organifation, den Ans 
trägen und Wuͤnſchen der ee Serjaemlung ges 
mäß war, 

Die Verfaſſung des —— Staats wurde näm: 
lich keineswegs als mit diefem, bloß 8 8. $. umfaffenden, 
Patente für abgefchloffen gehalten; denn weder die Nechte 
der allgemeinen Ständeverfammlung, noch die der Provins 
zials Landfchaften waren hierin näher. beſtimmt; hinſichtlich 
der Organifation der allgemeinen Ständeverfammlung ‚aber 
wurde im:$. 8 ausdrüdlich vorbehalten, diejenigen Modifis 
cationen kuͤnftig eintreten zu laffen, deren Nothwendigfeit 
fi) im Verlaufe ber Zeit an den Tag legen möchte. Wie 
unvollftändig diefe Drganifation derzeit war, geht unter Ans 
derm daraus hervor, daß über die Einrichtung der Wahlen 
bei dem Stande der freien Grundbefiger das Patent vom 
Sahre 1819 lediglich. nichts beftimmte, und daß daher zu 
dem erften Landtage die Deputirten der freien Grundbefiger 
von Galenberg, Lüneburg und ein Deputirter von Hoya des⸗ 
halb’ gar nicht berufen wurden, weil die Verhältniffe der 
Freien und bie Art der Wahlen noch nicht haben regulirt 
werden koͤnnen. 

Kurz, das Patent vom Jahre 1819, wie ed überhaupt 
nur wenige MWünfche befriedigte, Fonnte nur der: Übergang 
fen zu einem neuen, die Verfaſſung des Königreichs vollen 

10 
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denden, Grundgeſetze. Da basfelbe bloß die allgemeinften 
Umriffe der neuen fländifchen Verfaſſung enthielt, fo folgten 
demfelben bald mehrere Königliche - Verordnungen, worin 
die wichtigften Theile der Staatöverwaltung umgeftaltet 
wurben, namentlich das Edikt vom 12. October 1822, bie 
Bildung der kuͤnftigen Staatöverwaltung betreffend, das 
Reglement vom 18. April 1823 für die 'mit- dem 15. Mai 
desſelben Sahres in Wirffamkeit getretenen Landdrofteien, 
dad Reglement vom 18. April 1823 über bie fünftige Vers 
waltung und Berehnung der Dominial: Einkünfte, das 
Edikt von demfelben Tage, die neue Amtsorbnung für bie 
fämmtlihen Beamten in allen Fächern der Staatöverwals 
fung betreffend. “ 
Polis, die europäifchen Verfaffungen feit dem Sahre 

1789. 2. Ausg. Leipz. ©. 2367-316. 

‚ Allein damit war die Unbeftimmtheit in: der Grundverfafs 
fung des Königreichs und die mangelhafte Durchführung der 
Landes: Repräfentation nicht gehoben. Doch wären wohl 
diefe Luͤcken zum Nachtheile des Staatd noch länger geblie= 
ben, bätten nicht die Ereigniffe der Jahre 1830 und 1831 
bie Bedürfniffe und Wünfhe der Regierung und Stände 
fich näher gebracht und namentlich die Vortheile einer Fräf- 
tigen und durchgebildeten N! deutlicher als jemals 
empfinden laſſen. 

Den erſten Anſtoß gab die Koͤnigliche Regierung durch 
die Proclamation vom 4. Februar 1831, worin dieſelbe zum 
Zweck einer Anderung der im Patente von 1819 feſtgeſetzten 
Wahleinrichtung, insbeſondere der Regulirung der Vertre⸗ 
tung des Bauerſtandes, eine allgemeine Staͤndeverſamm⸗ 
lung auf den 7. März desſelben Jahres nach Hannover ein⸗ 
berief, Wie wenig hiebei, gleich wie bei den Änderungen 


— 
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vom Jahre 1819, an übereilte Maaßregeln gedacht wunde, 
gieng aud ber Eröffnungsrede Seiner Königlichen Hoheit 
des Herzogs non Kambridge hervor, worin diefer erBlärte: 
das wahrhaft Gute werde nur durch allmälige, mit ruhiger 
Befonnenheit und Erwägung afler VBerhältniffe zu treffende 
Reformen, buch die Achtung ded Rechts der Einzelnen, ber 
gründet, Indeſſen glaubten die Stände, daß ein umfaflens 
des Staatsgrundgefeg gegeben werben follte, worin auch 
die bezeichneten Punkte befiimmt werben fönnten; und in 
ber That waren bie. Gründe hiefür 
(S. Denkſchrift S. 51 — 54.) 

fo überwiegend, daß das Minifterium zu Hannover am 16. 
Suni 1831 den verfammelten Ständen die Mittheilung mach: 
te: ber König finde wegen Ausarbeitung eined neuen Grunds 
gefeßes kein Bedenken und das Minifterium werde demfelben 
die Grundzüge zur weitern Entfchließung darlegen. Nun ers 
folgte am 24. Juni 1831 bie Bertagung der Stände, nad: 
dem bie Verbefferung der Wahlreform ber Städte unbedingt 


beſchloſſen worden, binfichtlich der Vertretung deö Bauerſtan⸗ 


des aber die Anficht der Stände dahin erflärt worden war: 
daß jedenfalld ſchon zum nächften Landtage einige Repräfens 
tanten des bisher nicht vertretenen Bauerſtandes eintreten, 
die näheren Beftimmungen für die Folge aber dem neuen 
Staatögrundgefege vorbehalten bleiben follten. 

Die Regierung erließ hierauf am 2. Febrnar 1832 die 
Verordnung rüdfichtlich der Städte- Wahlen, worin legtere 
definitiv feſtgeſetzt waren, hinfichtlich der Wahlen des Bauers 
ſtandes aber die Verordnung vom 22. desfelben Monats, wor 
durch vorläufig und unter Vorbehalt künftiger Berichtigung 


die Zahl der Deputirten jenes Standes um 6 verflärkt wurde. 


Nach diefen Verordnungen wurde bie Derfammlung vom 
10 * 
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Sabre 1832 zufammengefegt, welche im Übrigen nach dem 
Patente vom Jahre 1819 berufen worden war. - Das Haupt⸗ 
gefchäft diefer Berfammlung war die Berathung de vorge⸗ 
legten neuen Verfaſſungs-Entwurfs, 
(bei Poͤlitz a. a. O. S. 317 f.) 
wobei Regierung und Staͤnde in den meiſten Punkten ſich 
vereinigten. Nur achtzehn Antraͤge der letzteren blieben unbe⸗ 
ruͤckſichtigt, von welchen aber die Regierung behauptete, daß 
eine Abaͤnderung derſelben zur Sicherſtellung der landesherr⸗ 
lichen Rechte und zum Beſten der getreuen Unterthanen noth— 
wendig geweſen. 
- (Publications =» Patent vom 26. Sept. 1833 in ber — 
verſchen Geſetz⸗ Sammlung vom Jahre 1833. 1. Abth. 
©. 279.) 
In wie fern, was indirect zugleich von oben geltend gemacht 
wurde, eine Zuflimmung der Stände zu den betreffenden 
Diffend- Punkten nicht erforderlich, und daher in 17 9, &. 
Abaͤnderungen fuͤr fi) vornehmen konnte, 
(S. Publ,= Patent a. a. D. Nr. 1— 14. 
: -Bgl. die Collation in der Eingabe an die Bundes⸗Verſamm⸗ 
lung ©. 76 — 80.) u 
bedarf hier Feiner weitern Unterfuchung. Doch fönnen wir 
nicht unbemerkt laffen, daß 
4) einige jener Änderungen bloße Rebactiond = Berbeffes 
rungen (G. ©. $. 10. 21.), andere mehr oder minder erhebliche 
Bufäge enthalten, welche aber den bis dahin beftandenen oder 
fpäter von den Ständen ausdruͤcklich zugeftandenen Zufägen 
und Regierungs = Befugniffen vollfommen gemäß waren. 
(6. ©. $. 31. 34. 40. 53. 1%4. 129.) 
Selbft der Zuſatz im $. 23. des jegigen Grundgeſetzes, daß 
ber Regent auch im Grundfpfteme ber allgemeinen Ständes 
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verſammlung eine Änderung ‚überall nicht vornehmen -bürfe, 
deögleichen der Zuſatz im $. 163., wonach auch der Beamte, 
welcher grobes Öffentliches Ärgerniß giebt, entlaffen werden 
darf, Eönnen wohl nur als den ftändifchen Wünfchen entſpre⸗ 
chend betrachtet werden. Eben fo unverfänglid; find die wea 
nigen Auslaffungen im redigirten Geſetze 3. B. des $. 7, Cap« 
H. des ſtaͤndiſchen Entwurfs, weil bie dort vorbehaltene Ver⸗ 
gütung an die Erben des Königlichen Haufes von Seiner Mas 
jeftät huldreichft auf das Chatullgut übernommen worden. 
Auch die Anträge der Stände im $.18. Cap: II. (G. G. $.22.) 
$. 3. Cap, 111. (29) $. 43. Cap. VI. (114) fonnte die Res. 
gierung als bloße Petitionen unzweifelhaft zurüdweifen. Der 
$. 13, Cap. VI. (83) aber ift von der Regierung in separato, 
zugeflanden worden, (Publ. Patent $. 9.) , 

2) Ein Zweifel darüber, ob die Regierung bei jenen An⸗ 
derungen in ihrem Rechte ſey, koͤnnte nur allenfalls entſtehen 
hinſichtlich der $. 34 und. 37 des Grundgeſetzes, wo eines 
Theils dem Koͤnige das Recht definitiv eingeraͤumt wird, auf 
den Bericht des Geſammt-Miniſteriums die Competenz auf 
eine andere ordentliche Gerichtöbehörde zu übertragen, ein 
Recht, welches die Stände nur proviforifch bis zur Erlaffung 
der betreffenden Geſetze einräumen wollten, andern: Theils 
die Wiederaufhebung von Verfügungen der Verwaltungsbes, 
hoͤrden durch gerichtlichen Spruch nur alsdann zugelaflen‘ 
wird, wenn auf verfaflungsmäßigem Wege entfchieden fey, 
daß. die in Frage befangene Angelegenheit zur Competenz ber 
Verwaltungsbehörde nicht erwachfen gewefen fey, während 
nad dem ftändifchen Entwurfe eine gegen Verfügungen ber 
Verwaltungsbehörben gerichtete Klage von den Gerichten 
ſchon alsdann follte angenommen werden dürfen, wenn ber 
Kläger erweislich bei der vorgefegten höhern oder höchften 
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Verwaltungsbehötde bereits Hllfe gefucht und folche inners 
bald eines angemeffenen Zeitraums nicht gefunden habe. 
Müffen wir indeffen dahingeftellt laſſen, ob diefe Beftims 
mungen als neue, dem beftehenden Rechte in Hannover zus 
wider laufende, und daher einer fländifhen Verabichiedung 
bedütfende Geſetze duͤrfen bezeichnet werden; jedenfalls kann 
aus der Aufnahme derſelben in das Staatsgrundgeſetz eine 
Nichtigkeit des letztern uͤberhaupt nicht gefolgert werden, ba 
in Hinficht auf ale wefentlichen Beftandtheile der neuen Vers 
foffung, namentlich in Hinficht auf die ftändifhe Organifas 
‚ tion, volle Übereinftimmüung Statt gefunden hat, und da 
eine fehlerhafte Verfügung in Hinficht auf den außerordent: 
lichen Inhalt eines Gefchäfts, namentlich die mangelnde Übers 
einftimmung der Paciscenten in Hinficht auf einen ſolchen Ins 
halt der DVerbindlichkeit des Hauptgefchäfts nichts fchadet, 
nach bem bei Auslegung von Rechtögefchäften Überall gelten⸗ 
den Grundfage: „‚utile per inutile non vitiatur,“ 

D. XXI. 1. ft. 20. 26. 29. XLV. 1. fr 1. $ 5. 

C. VI. 54, c. 36. $. 3. 

Muͤhlenbruch, Lehrbuch des Pandektenrechts $. 113. 

3 )Geſetzt aber auch, ein vollftändiger Conſens der Res 
gierung und der Stände babe in Hinficht auf den Inhalt des 
Staatögrundgefeges nicht Statt gefunden, fo wäre doch dies 
fer Mangel durch nachträgliche Genehmigung gehoben wors 
ben; denn nicht nur haben die Stände feit Erlaffung des 
Grundgeſetzes nicht demfelben widerfprochen, fondern auch 
in der Adreffe vom 17. December 1833 ausdruͤcklich erflärt: 

„Sind auch nicht alle von den Vertretern des Landes 
auögefprochenen Wünfche erfüllt, das Land und die ges 
treuen Stände fihäßen darum diejenigen Wohlthaten 
nicht minder, welche fie allein der ruhmwuͤrdigen Feſtig⸗ 
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feit verdanken, mit der Em. Königliche Majeftät das. 
gegebene Wort gelöfet. | | 
„Unerfchütterlic bauend auf Ew. Königlichen Majeftät 
Entfhluß, die ertheilten Zufagen offen und redlich zu 
erfüllen, nehmen aud) die getreuen Stände diefes Staatss 
grundgeſetz, wie ſolches von Ew. Koͤniglichen 
Majeftät publicirt worden, an als Grundlage 
des Staats, und werden nichts verſaͤumen, was dem⸗ 
ſelben Beſtand ſichern kann.“ 
Die Verbindlichkeit dieſer Erklaͤrung kann keineswegs 
aus dem Grunde beſtritten werben, weil nicht bie conſtitui⸗ 
rende Verfammlung vom Jahre 1832, fondern die conftituirte 
Berfammlung vom Jahre 1833 diefelbe abgegeben habe; 
denn in Hinficht auf die Organifation der allgemeinen Stäns 
deverfammlung waren Regierung und Stände durchaus eins 
verflanden; die Verfammlung von 1833 fonnte ſich alfo von _ 
Rechts wegen ald Nachfolgerin der conftituirenden Stände in 
der Landes:Repräfentation betrachten und einen mangelhaften 
Conſens derfelben, wenn je ein folcher vorhanden, mit Wirkung 
ergänzen; denn nicht auf die phyfifchen Perfonen , welche die 
moralifche Perfon des Ständeverfammlung barftellten, Fam 
es hiebei an, fondern darauf, daß ſolche dem Gefege gemäß 
gerufen und zufammengefest ward. Jedenfalls wuͤrde der 
gedachte Einwand fuͤr die Maaßregeln Seiner Majeſtaͤt des 
jetzigen Koͤnigs wider das Staatsgrundgeſetz zu viel beweiſen, 
indem biejenigen Stände, welche Hoͤchſtdieſelben zur Bera⸗ 
thung einer neuen Verfaffung einzurufen geruht haben, we⸗ 
der nach Maaßgabe des Patents vom Jahre 1819, nod in 
Gemaͤßheit des Staatögrundgefeges vom Jahre 1833 ges 
bildet, \ 
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Vgl. Actenſtuͤcke der 6. allgem. Stände » Berfammlung des 
Königreichs Hannover 1. Diät Heft 1. Nr. 2 u. 3. 
und als gerade diefelben Beflimmungen des Staatögrundges 
ſetzes, welche nach dem Obigen allein einen formellen Ans 
fiand bilden koͤnnten, in den neuern Entwurf einer Verfafs 


‘ fungs Urkunde ($. 24 und 32) von ber gegenwärtigen Res 


gierung wieder aufgenommen, alfo ohne Zweifel gleichfalls 
für zwedmäßig erkannt worden find. 


$. 4. 
b) Mit Rüdficht auf den Art. 56 der Wiener Schlußacte. 

Die Schlußacte der Wiener Minifterial= Konferenzen 
vom Jahre 1820 befiimmt Art. 56: | 

„die in anerkannter Wirkfamkeit beftehenden landſtaͤndi⸗ 

ſchen Verfaſſungen koͤnnen nur auf verfaſſungs maͤ— 

ßigem Wege wieder abgeaͤndert werden.“ 
Eine Verletzung dieſes Artikels wird der fruͤheren Regierung 
in Hannover darum Schuld gegeben, weil ſolche das Patent 
vom Jahre 1819 nicht auf vertragsmaͤßigem Wege 
aufgehoben, oder, um mit dem Patente vom 1. November 
zu reden, weil ſie das Staatsgrundgeſetz mit den von ihr fuͤr 
nothwendig oder nuͤtzlich gehaltenen Abaͤnderungen am 26. 
September 1833 verkuͤndigt habe, ohne daß letztere zuvor 
den allgemeinen Staͤnden mitgetheilt und von ihnen waͤren 
genehmigt worden. 

Wider dieſe Beſchuldigung wird jedoch Seine Majeſtaͤt, 
der Hoͤchſtſelige Koͤnig, deſſen bundesfreundliche Geſinnungen 
ohne Zweifel eben ſo ſehr wie ſein erprobter Rechtsſinn noch 
in allgemeinem dankbaren Andenken bei feinen früheren Deut: 
[hen Unterthanen fehen, leicht zu vertheidigen feyn. Vor 
Allem Tönnte es zweifelhaft feyn, ob vertragsmäßiger 


[4 
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und verfaffungsmäßiger. Weg mit dem Patente vom - 

1. November geradezu fynonym dürfen genommen werben, 

da in dem Art. 56 der Wiener Schlußacte keineswegs ge⸗ 
ſagt ift, daß der verfaffungsmäßige Weg nur der vertrags⸗ 
mäßige fey. Sodann aber fcheint die Berufung Seiner jet 
segierenden Mazeftät auf das Bundesreht um fo weniger 
gerechtfertigt zu feyn, nachdem Höchftdiefelben Selbft ein 
Derfahren eingefchlagen haben, welcdes, geſetzt auch bie 
Einwendungen wider das Staatögrundgefeg wären noch fo 

fehr begründet, ben Anforderungen bes Art. 56 der Schlußs 

acte keineswegs entfprechen dürfte, indem Seine Majeftät 
nicht nur dieſes in anerkannter Wirkfamfeit befindliche Grund: 
gefes geradezu einfeitig aufgehoben, fondern auch bie vor= 
angegangene VBerfaffung vom Jahre 1819, welche demges 
mäß um fo gewiffer wieder hätte vollfommen hergeftellt wers 

den follen, bei Seite gefegt haben durch Anordnung einer 
allgemeinen Ständeverfammlung, von welcer die Mitglie- 

ber des Schatz-Collegiums, mit ihrem. alten, in dem Pas 
tente vom Jahre 1819 anerkannten Landftandfchaftsrechte 
zum Voraus ausgeſchloſſen wurden. 

Zur Sache felbft übergehend müffen wir daran erinnern, 
daß, wie oben $. 3 bereitd gezeigt worden, bie. Einwilligung 
der Stände in die neue Grundverfaffung des Königreichs 
in der That vorhanden war, und daß nur in einzelnen hie⸗ 
mit zufällig in Verbindung gefesten Beflimmungen jener 
Conſens Anfangs fehlte, bintennach aber durch ausbrüds 
liche und ftillfhweigende Ratihabition der neuen allge 
meinen Ständeverfammlung fupplirt wurbe. . Insbeſondere 
ift darauf aufmerffam zu machen, daß jene Einwilligung 
bei feiner einzigen Änderung des Patents vom Jahre 1819 

ı abgieng, und daß alſo der Art. 56.der Schlußacte, auch 
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wenn hierin die Vertragsnatur bei abändernden Vers 
faffungsbeftimmungen durchaus 'gefordert feyn follte, in dem 
Staatögrundgefeße gewahrt erfcheint. 

Wenn wir übrigens unter verfaffungsmäßigem Wege 
im Sinne des Art. 56 der Wiener Schlußacte überhaupt 
denjenigen Meg zu begreifen haben, welchen die biöher bes 
ftehende Landesverfaffung vorzeichnet, 
Maurenbrecher deutfches Staatsrecht $. 51. 
fo koͤnnte ſelbſt noch der Zweifel entftehen, ob die Ratihabis 
tion in-Gemäßpeit des Patents vom Jahre 1819 zur Guͤl⸗ 
tigkeit der neuen Landeöverfaffung nothwendig war, Da 
namlich hierin ($. 6.) der allgemeinen Ständeverfammlung 
außer dem Rechte der Steuervermilligung nur „das Recht 
auf Zurathziehung bei neu zu erlaffenden allgemeinen 
Landeögefegen" umd das Recht, über. die zu ihrer Berathung 
gehörigen Gegenftände VBorftelungen zu machen, eingeräumt 
it und da auch wirklich in der Periode von 1819 bis 1832 
der Regierung bei Ausführung des Patents und felbft bei der 
landftändifchen Organifation wie z. B. binfichtlic der Aus⸗ 
behnung der Repräfentation bed Bauerftandes factifch freie 
Hand gelaffen worden, fo Eönnte es fcheinen, ald ob die 
Regierung überall an die ftändifche Einwilligung zu den ein⸗ 
. zelnen Beflimmungen des Staatögrundgefehes fo wie andes 
rer Gefege rechtlich nicht gebunden gewefen und baß jeden, 
fal$ der in dem Publications = Patente vom 26. September 
1833 aufgeftellte Unterfchied zwifchen folhen Punkten, wel: 
che der Zuftimmung der Stände bedürfen und andern, wos 
bei diefe nicht bedürftig, juriftifch begründet fey? 

Allein abgefehen von dem Zweifel, ob unter dem Rechte 
auf „Zurathziehung“ bloß die Befugniß zu unverbind: 
licher Gonfultation (Recht des Beiraths), und nicht vielmehr 
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das uralte ftändifche Recht der Zuftimmung (bed Confens 
fe8) zu den von dem Landesherrn mitgetheilten Geſetzes⸗ 
Vorſchlaͤgen verſtanden ſey, moͤchte doch jenes beſchraͤnkte 
Recht des Beiraths keinen Falls zu beziehen ſeyn auf Abs 
änderung einer in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden 
landftändifhen Berfaffung, wovon im Art. 56 ber 
Schlußacte die Rede iſt, und wozu Thon nad den Grunds 
fägen des alten Reichsſtaatsrechts die vorgängige Einmillis 
gumg der Landftände ſtets erforderlich war. 
Leiſt, Lehrbuch des teutfchen Staatörechts. Göttingen 

1803. ©. 287. J 

Neue Privilegien konnten dagegen den Staͤnden auch 
nach dem Art. 56 der Schlußacte ohne ihre beſondere Eins 
wiligung von dem Könige verliehen werden; und eben jo 
blieb eine weitere Ausführung der verabfchiedeten Berfaffung 
und die Redaction derfelben der Geſetzgebung überlaflen. 

Da nun, wie gefagt, an dem Inhalte des Patents 
vom Jahre 1819 durch das Staatögrundgefek nichts abges 
ändert ift, ohne daß die förmliche Zuſtimmung der Stände 
fchon vor deffen Promulgation erfolgt wäre, fo fieht man 
in der That nicht ein, wie der Art. 56 der Schlußacte zur 
Rechtfertigung einer Maaßregel herbeigezögen werden moch⸗ 
te, welche lauter ald irgend eine andere diefen Artikel geras 
dezu verlegt, indem fie eine Verfaſſung zerflörte, welde, 
im befter Form zu Stande gebracht, ihre wohlthätigen Wir⸗ 
kungen täglich mehr bekräftigt und, was der Prüfftein jeder 
Öffentlichen Verbeſſerung, bereits im Volke felbft lebendigen 
Boden gewonnen hatte, ber ihr nur mühfam wieder zu 
eritziehen feyn möchte, 
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6. 5. 


e) Mit Ruͤckſicht auf die neueſten Staatsveraͤnderungen 
in Hannover. 


Vielleicht iſt es nicht unangemeſſen, ſchon jest an die— 
ſem Orte die Frage zu unterſuchen: 

in wie fern etwa durch die neueſten Vorgänge in Han⸗ 

nover ſeit Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes dieſes 

Geſetz ſelbſt in den Hintergrund getreten und einer ans 

dern gültigen und wirkſamen Schöpfung mittelft No⸗ 

vation Platz gemacht habe? 

Wir würden diefe Frage für ziemlich uͤberfluͤſſig gehal⸗ 
ten haben, wenn nicht in einem öffentlichen Actenftüde, 
d.h. in einem Erlaffe der Königlihen Landdroftei zu Osna⸗ 
brüd an ben dortigen Magiftrat vom 2. Mai 1838, auf 
Allerhoͤchſten Befehl die Verbreitung von Petitionen, worin 
um Miederherftellung des Staatögrundgefebes gebeten wur: 
de, aus dem Grunde als unzuläffig verboten worden wäre, 
„weil von Seiner Königlihen Majeftät die Aufhebung des 
vormaligen Staatögrundgefetes erft nach. langer und ſorg⸗ 
fältiger Prüfung aller Verhältniffe befchloffen, die durch 
das Patent vom 7. December 1819 eingeführte landſtaͤndi⸗ 
ſche Verfaffung für die rechtägultige erklaͤrt und dies that— 
fahlih vom Lande durch Ermwählung und Abfens 
dung der in gehöriger Anzahl erfhienenen De: 
putirten zur gegenwärtigen allgemeinen Stans 
Deverfammlung anerfannt worden ſey.“ Hiebei 
wurde noch ald unzweifelhaft erklaͤrt: „daß, nachdem die 
allgemeine Ständeverfammlung ſich ürbnungsmäßig conftis 
tuirt und vollgultige Befchlüffe gefaßt habe, die durch das 
Patent vom 7. December 1819 eingeführte landſtaͤndiſche 
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Verfaſſung in voller Wirkſamkeit ſey und daß den 


gegen ſolche Verfaſſung gerichteten Petitionen niemals Solge 
gegeben werben koͤnne.“ 

Hienach wird von Seiten des Königlichen Gobinets zu 
Hannover angenommen, daß das Staatögrundgefeh vom 
Zahre 1833 ſchon darum nicht mehr angerufen werden koͤn⸗ 
ne, weil nicht dieſes, fondern wieder dad Patent vom 
7. Dechr. 1819 in voller Wirkſamkeit fey. 

Etwas an diefer Behauptung ift allerdings fogleich zu= 
zugeben: daß dad Staategrundgefeh gegenwärtig nicht in 
voller Übung fey. Allen was ift Schuld an diefem: Zus 


ftande? Doch gewiß nur die Maafregeln, wodurch Seine 
Majeftät feit Ihrem Regierungs > Antritte dasſelbe einfeitig 


feiner bis dahin anerkannten Wirkſamkeit entzogen Haben, 
inöbefondere das Patent vom 1. Novbr. 1837, wodurch ges 
radezu eine Unverbindlichkeit auf die m... Weife 
erklaͤrt ward, 

Allerdings Tann jeder Staat — der ihm — 
menden Autonomie- in Entwidelung feiner öffentlichen Ein 
richtungen beliebig vor= oder ruͤckwaͤrts gehen und öfters ift 
ein fcheinbarer Rüdfchritt eben fo gewiß ein Fortſchritt zum 
Guten, als umgekehrt ein feheinbares Vorwaͤrtsgehen eine 
Rückkehr zu demfelben Ziele, von weldhem man ausgegan- 
gen. Auch: die Hannoverfche Regierung hatte unzweifelhaft 
das Necht, in Übereinflimmung mit den rechtmäßigen. Stäns 
den den Verfaflungszuftand vom Jahre 1833 zu verlaffen 
und felbft zu der allgemein für unvollftändig und: ungenüs 
gend gehaltenen Verfaffung vom Jahre 1819 zuruͤckzukehren, 
wenn der Wunfch und das Beduͤrfniß des Staatd: dies erheis 
ſchen follte.. Aber find diefe Bedingungen einer Berfaffungs- 
änderung in gegenwärtigen Falle erfuͤllt? Hat ſich die Nas 
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‚sion in irgend ‚einer Weife für die Änderung erklärt? Iſt 


eine folhe Erklärung insbefondere erfolgt, bevor Eeine 
Majeftät den entfcheidenden Schritt gethan haben, ober ift 
diefelbe etwa nachgefolgt ? 

Auf alle diefe Fragen vermögen wir nur mit Nein! zu 
antworten; benn das einzige .rechtmäßige Gefammtorgan 
des Volks, bie allgemeine Ständeverfammlung, zufams 
mengefegt und berufen nah den Vorſchriften bes Grundges 
feges, haben Seine Majeftät aldbald nach Ihrer Ankunft . 


‚in der Refidenz vertagt, ohne ihr auch nur ein einziged Ges 


hör, das fie fo fehr wuͤnſchte, zu geftatten. Diefelbe Vers 
fammlung ward endlich mit der Verfaſſung felbfi, worauf 
fie beruhte, durdy dad Patent vom 1. Rovbr, 1837 ganz 
aufgelöft und fomit außer Stand gefegt, über die ohne 
ihr Zuthun erfolgten Schritte irgendwie eine Erflärung abs 
zugeben. 
Fragen wir nun aber: wodurch ſoll die Anerkennung 
des neuen Zuſtandes bewirkt worden ſeyn? ſo antwortet 
darauf der landdroſteiliche Erlaß vom 2. Mai 1838: 
Durch Erwaͤhlung und Abſendung ber in gehös 
tiger Anzahl erfehienenen Deputirten zur allgemeinen 
Ständeverfammlung vom Jahre 1838. 
Es ift wahr, eine Novation kann nach den Anfichten mans 
cher Rechtölehrer auch flilfchweigend gefchehen, und wenn 
gleich in neuerer Zeit mit Rüdfiht auf die const, ult. Cod. 
de novationibus et delegationibus (VIII. 42) wieder ber 
hauptet worden, baß nur eine ausbrüdlich erklärte Ver⸗ 
änderung eines Obligationsverhältniffeszuldffig fey, 
Hepp, im Archiv für civil, Praris Bd. XV. Abh. 11. 
fo glauben doch auch wir annehmen zu müffen,. daß unter 
Umftänden der entfchiebene Wille der Sntexeffenten, zu nos 
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viren, auch aus concludenten Thatfachen koͤnne gefolgert 
werden, zumal da die angeführte Gefegeöftelle nur eine . 
durchaus pofitive, auf gewiffe fürmliche Geſchaͤfte bezüg- 
liche, Beſtimmung enthält, deren Anwendung. auf ſtaats⸗ 
rechtliche Verhältniffe mit Grund zu bezweifeln if, Sind 
aber folche Thatſachen in Hannover vorgefommen, woraus _ 
auf die entfchiedene Abficht der Hannoverfchen Stände, das 
Datent vom Jahre 1819 wieder an die Stelle ded Staats: 
grundgefeges treten zu laffen, Eönnte gefchloffen werden ? 

Die Erwählung und Abfendung von Deputics 
ten zur neuen, nach jenem Patente eingerufenen, Ständes 
perfammlung rechtfertigen diefen Schluß noch nicht; denn 
einmal haben diefe Handlungen unter Umftänden Statt ges 
funden, bei welchen der animus novandi, d. h. der Wille, 
auf das Staatögrundgefeh zu verzichten und flatt deſſen das 
alte Patent fih wieder gefallen zu laſſen, nicht wohl zu ver⸗ 
muthen, und dann war jene Einrufung felbfi nah einem Ges 
fee, welches dem Rechte und der That nach nimmer beftand, 
eine ungefegliche und darum nichtige Handlung. Konnte hie 
nach diefe. Handlung felbft Feine rechtlichen Wirkungen dus 
Gern, fo entbehrte folcher nicht minder die in Folge derfelben 
gefchehene Deputirten: Wahl, gefegt auch, dieſelbe wäre 
überall. und unbedingt und, wo fie geſchehen, nicht ſowohl 
aus Reverenz gegen den Königlichen Befehl und aus Rüds 
fiht auf die deinglihen Umftände, als vielmehr aus wirkli⸗ 
cher Neigung zur Veränderung vorgenommen worden. 

Übrigens ſteht der — von der Königlichen Regierung 
angenommenen — Deutung noch Folgendes entgegen: 

1) der Zwed einer Deputirten » Wahl ift, mittelft der 
gewählten Deputirten die Rechte der Deputirenden, d. h. des 
Volks, geltend zu machen, nicht aber unmittelbar. durch die 
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Wahl und Abfendung eined DVertreterd eine beftimmte Mei: 
nung auszufprechen. Namentlich-liegt jenes im Geifte des 
Repräfentativ = Syftemd und der Königlid Hannoverfchen 
Verfaſſung, welche keine befondere Vertretung und feine be: 
fonderen Inftructionen ber einzelnen Provinzen und Stände 
in der allgemeinen Ständeverfammlung Eennt, fondern nur 
ben Ausſpruch der verſammelten Abgeordneten des ganzen 
Koͤnigreichs in den beiden Kammern als den der — 
ſentation gelten laͤßt. 
Staatsgrundgeſetz $. 107. 
Dergl. Patent vom 7. December 1819 8.1.2 8, 
Eroͤffnungsrede vom 28. — 1819 bei Poͤlitz a. a. 
O. ©. 265 und 266. 
Die Wahl und. Abfendung einzelner —— von den 
Gemeinden und Bezirken iſt daher für die Frage, von wels 
her es fich hier handelt, ein völlig bedeutungslofer Act,. denn 
nicht durch diefe oder jene Handlung ‘innerhalb einer einzel- 
nen Commüne: oder eines beſtimmten Diſtricts Fonnte.dem 
Staate Hannover der Anſpruch auf das Staatögrundgefek 
vergeben werben, fonbern lediglich durch die Thätigkeit der 
grundgefeglih verfammelten Stände felbft und zwar mittelft 
eined auf zwei nach einander folgenden Didten gefaßten Bes 
ſchluſſes, wobei in jeder Kammer der Ständeverfammlung 
- wenigftens drei Viertel der zum regelmäßigen Erfcheinen vers 
pflichteten Mitglieder anweſend gewefen wären und wenige 
ſtens zwei Drittel der Anwefenden für die Veränderung ges 
flimmt hätten, _ 
S. den Schluß des Stantögrundgefeges, 
2) Die Formen der VBerfammlung nach dem Staats: 
grundgefege. und nach dem Patente:von:1819, beziehungs: 
weile den. Wahl Reglementd.vom Jahre 1832 find zwar 
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vielfach uͤbereinſtimmend; die Wahlen namentlich werben auf 
diefelbe Weiſe eingeleitet. Deffen ungeachtet war die Stän- 
deverfammlung vom Jahre 1838 nicht competent, über 
die Aufhebung oder Abänderung des Staatsgrundgefeßes zu 
entfcheidenz; denn, abgefehen davon, daß in der Zufammen: 
fegung ber beiden Kammern das Staatsgrundgeſetz doch eis 
nige bedeutende Beränderungen vornahm, (mie fie denn z. B. 
die Mitglieder des Schatz-Collegiums nicht zuließ), ward 
jene Berfammlung fhon darum eine gefeßwidrige, weil fie 
nicht in Gemäßheit des Grundgefeges, vielmehr ausdruͤcklich 
unter der Vorausſetzung berufen wurde, daß dieſes Grund⸗ 
geſetz nicht mehr beſtehe; weil ferner die Beamten der beiden 
Kammern nicht, wie das geſetzlich verabſchiedete Reglement 
vom 26. September 1833 vorſchreibt, 

(Sammlung der Geſetze, Verordnungen und Ausſchreiben 
für das Königreich Hannover vom Jahre 1833. 1. Abth. 
©. 347—349.) : 

auf dad Staatsgrundgeſetz eidlich verpflichtet wurden, und 
weil endlich die berufene Berfammlung auch nicht nach ber 
Verfaffung vom Fahre 1819 ald Nepräfentation des Landes 
angefehen werden fonnte, da einfeitig vom Könige, wenn 
ſchon annähernd den grundgefeglihen Beftimmungen, in der 
früheren ftändifchen Vertretung Abänderungen vorgenommen 
worden waren... So' war zwar die Berufung der Deputirten 
vom Bauerſtande allerdings der Verordnung vom 2%. Fes 
bruar 1832 gemäß; allein da die ftändifche Zuftimmung hie: 
zunur für den — im Jahre 1832 berufenen und 1833 auf: 
gelöften Landtag im Voraus ertheilt worden, fo fcheint jene 
Erweiterung der Repräfentation auch im Verhältniffe zu dem 
Patente vom Jahre 1819 formell nicht gerechtfertigt zu feyn. | 

Eben fo war auf der andern Seite der Ausfhluß ded Schaf > 

11 








162 IV. Redtsgutachten 


Collegiums von der Repräfentation zwar dem Grundgefege 
vom Sabre 1833, aber nicht dem Patente vom Jahre 1819 
gemäß, nach welchem die Stände einberufen wurden. 

3) Auch diefe, alfo, ganz nad) den Wünfchen des Gas 
binets, eingerichtete Verſammlung konnte nicht umhin, ihre 
Gompetenz in Zweifel zu ziehen. Zwar macht es die Heim- 
lichkeit, worin bie Verhandlungen derfelben gehalten wurden, 
unmoͤglich, Genaueres hierüber zu erheben; auch fcheint es, 
daß die zweite Kammer Anfangs, alö fie noch in ſchwacher 
Anzahl verfammelt war, weil ein großer Theil der Wahlcors 
porationen gar nicht wählte aber weil ihre Deputirten wegen 
bes ihrer Wahl angehängten Vorbehalts des Staatögrundge: 
ſetzes zuruͤckgeſchickt wurden, eine fehr unfichere Stellung 
dadurch einnahm, daß fie fich gleihwohl auf Berathung des 
vorgelegten Verfaffungs » Entwurfd einließ, Indeſſen haben 
dem Vernehmen nad) die befcheidenen Zweifel, welche die 
Kammer in einem an Seine Majeftät gerichteten Schreiben 
binfichtlich ihrer rechtlichen Eriftenz geäußert, allmälig, je 
weiter dad Berathungswerk vorrüdte, mehr an Feftigkeit ges 
wonnen, und, nachdem ed niemalen gelungen war, eine reis 
ne Mehrheit zu Gunften der Aufhebung des Staatögrundges 
ſetzes zu erlangen, ward endlich von der Mehrheit der > 
ten Kammer ausdrädlich erflärt: 

daß feine Handlung ber jest verfammelten Deputirten 

rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, daß viel⸗ 

mehr bazu die Zuftimmung einer auf die vor bem Regis 
rungsantritte Seiner Majeftät rechtmäßig beftandene 

BVerfafjung gegründeten und in Gemäßheit derfelben be— 

rufenen und componirten Stänbeverfammlung erforbers 

lic fey, 
worauf eine plögliche Vertagung — in deren Folge nun 
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auch bie von Seiner Majeftät gebilligten Stände nicht wies 
der einberufen und zu einer Erklärung aufgefordert wurden. 
©. nachträgliche Überreihung des Magiſtrats und der Als 
terleute der Stadt Osnabruͤck an die hohe Deutfche Bun⸗ 
deöverfammlung ©, 4. Faeti species ©. 7. 
Man könnte nun zwar verſucht feyn, aus der im Lande all: 


wärtö vorgenommenen Huldigung und aus der von ebener⸗ 


wähnter Ständeverfammlung ausgegangenen Steuerverwil⸗ 
gung, wie überhaupt aus der fortgefeßten getreuen Erfüfs 
lung der Unterthanenpflichten im Lande Hannover auf eine 
ſtillſchweigende Genehmhaltung der. von der dortigen Regies 
rung vorgebehrten Schritte wider Dad GStaatsgrundgefeg zu 
fließen. Allein, was die Huldigung betrifft, fo kann hier⸗ 


in ein zu Recht beflehender Verzicht auf das Grundgefeg; 


obgleich deffen dabei feine Erwähnung geſchehen, wieder dar: 
um nicht gefchloffen werben, weil fo wenig durch Meverfe 
Einzelner als in Form von Urverfammlungen eine Abändes 
zung der Staatsverfaffung rechtlich möglich ift, ſondern ein= 
zig und allein auf dem oben bemerften Wege einer wiederhol- 
ten ftändifchen Befhlußfaffung. Überdies; fteht der dem Koͤ— 
nige perfönlich geleiftete Dienft = und Unterthanen» Eid, wenn 
auch des Staatögrundgefeges Feine Erwähnung darin gefihes 
ben ift, mit dem Rechte und der Verbindlichkeit zur Aufrechts 
haltung dieſes Gefeges keineswegs im Widerfpruch, Viel⸗ 
mehr koͤnnen beiderlei Pflichten neben einander beſtehen, und 
aus der Ignorirung ber einen oder ber andern folgt noch kei⸗ 
neswegs eine Entbindung von derfelben, und aus ber eins 
maligen Nichtausubung eines Rechts noch keineswegs noth⸗ 
wendig ein Verzicht auf diefes Recht felbf. So wenig fers 
ner von der Huldigung der Magifirate und Königliden Dies 
ner oder auch von einer allgemeinen Landes: Huldigung bie: 
41” 
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Verbindlichkeit der Unterthanen zu ſtaatsbuͤrgerlichem — 
ſam gegen den neuen rechtmaͤßigen Landesherrn abhaͤngig iſt, 
ſo wenig hindert auf der andern Seite die Verweigerung des 
Regierungseides von Seite eines Nachfolgers die Fortdauer 
einer zuvor beſtandenen Verfaſſung. 
Kluͤber, oͤffentliches Recht des deutſchen Bundes, F. 246. 
Obgleich nun der gegenwaͤrtige Monarch in dem Koͤnigreiche 
Hannover unterlaſſen haben, Ihrem Antritts-Patente die 
in dem $. 13 des Staatsgrundgeſetzes vorgeſehene Verfiches 
rung der unverbrüdhlichen Fefthaltung der Landesverfaffung 
beizufügen, nach welcher erft verfaffungsmäßig die Hulbis 
gung hätte erfolgen follen, fo werben doch Seine Majeftät 
' fo wenig auf die eine Handlung, ald auf die Unterlaffung 
der andern ein rechtlihes Gewicht zu legen gemeint feyn. 
Was dagegen die Steuer = Berwilligung betrifft, fo ift 
es allerdings wahr, daß die von Seiner Königlichen Majes 
ftät nach dem Patente von 1819 berufene Ständeverfamms 
lung das Budget von 183% auf Ein Jahr in folle protogirt 
(Species facti ©. 7.), mithin eine Handlung vorgenommen 
bat, welche nur den grundgefeglich conftituirten Kammern 
zugefommen wäre; doc fpricht auch diefe Handlung, wenn 
fie je bei dem mangelhaften Repräfentativ » Charakter der das 
maligen Stände gefeglihe Wirkungen äußern Fönnte, nicht 
fowohl gegen, ald für die Fortdauer bed Grundgefeßes, 
da die grundgefeglich geprüften und verwilligten Steuern es 
find, welche nach jenem Befchluffe noch ein Jahr fort erho— 
ben werden ſollten. | 
Eben fo iſt endlich das ruhige Verhalten der Hannover: 
ſchen Unterthanen bei den Angriffen auf das Theuerfte, was: 
einem Volke zukommt, feine Verfaffung, nur ein Beweis 
mehr für die treue Anhänglichkeit derfelben an ihr rechtmäßi= 
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ges Fürftenhaus und für ihre Bereitwilligfeit, auf frieblichem 
Wege einen betrübenden Streit zu endigen, der für die öffent: 
liche Ruhe allerdings gefährlich werden Fönnte, und ſchon 
jest die Vernichtung der dußeren Eriftenz mehrerer öffentlis 
cher Diener zur Folge gehabt hat, welche ed gewagt hatten, 
Widerfprud gegen die einfeitige Aufhebung des Grundgefes 
tzes einzulegen. 


$. 6. 
Materiekle Verbindlichkeit des Staatsgrundgefe 
Be3. | 


a) Überhaupt. 


(In wie fern ift der Rachfolger aus den Handlungen feines — 
verbunden ?) 


Sind nad) dem Bisherigen die Einwendungen wiber bie 
formelle Gültigkeit des Staatögrundgefeges nicht für begrüns 
bet zu halten, fo fragt es fich weiter: 

in wie fern etwa in materieller Hinficht dasfelbe einer 

Anfechtung unterliege ? 

Hieher gehören folgende Gründe, wovon der eine in dem Pas 
tente vom 5. Juli, der andere in dem vom 1. November 1837 
geltend gemacht worden: 

a) dad Staatögrundgefe gebe Feine hinreichende Gewähr 
für dad dauernde Glüd von Seiner Majeftät Unters 
thbanen, deren Wohl ihr unabläffiges Beflreben fey. 

b) dasfelbe enthalte mehrere Beftimmungen, welche die | 
agnatifchen Rechte tief Franken und fogar die Regierung 
rechte verlegen. 

Man fieht wohl, diefe Gründe find von ganz verfchiede: 
ner Art. Der erfte findet in dem Grundgefege dad Glüd bes 
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Volks, der zweite die Nechte des Königs gefährdet; beiden 
u lieb folte die VBerfaffung aufgehoben werden. Es koͤnnte 
1* ſcheinen, daß in dieſer Verbindung zweier verſchiedener 
Fundamente ein Widerſpruch liege, fofern damit geſagt iſt, 
daß die Rechte des Regenten durch dad Grundgeſetz zu Gune 
ften des Volks gefchmälert worden, während doch gleichzeitig 
behauptet wird, daß jenes Grundgefeg nicht zu deffen Wohls 
fahrt gereiche, Allein dieſer Widerfpruch ift doch wohl nur 
ein fcheinbarer. Es läßt fih nämlich allerdings denken, daß 
bie Rechte eines Staatsoberhauptes und damit zugleich die 
eventuellen Rechte des Thronfolgers auch zum Nachtheile des 
Volks gefchmälert werden, welchem eine zu weit gehende oder 
zu unpaſſend vertheilte Freiheit nicht zufagen möchte; die 
Aufgabe der verfaffungsmäßigen Einherrfchaft befteht ja eben 
darin, die Rechte der Regierung und der Unterthanen in ih— 
rem Einklange zu zeigen, dad Wohl des Volks und das der res 
gierenden Familie mit» und durcheinander zu erftreben, War: 
um follte alfo nicht eine Benachtheiligung des einen Theils 
in der Berfaffung den andern mit treffen Fönnen? 
Doch müfjen wir bezweifeln, daß eine folche wechfelfeis 
tige Benachtheiligung in dem Grundgeſetze des Königreichs 
Hannover Statt gefunden habe, welches die verfhiedenartigs 
ſten Anfprüche der jegt zum erſtenmale fefter vereinigten Pros 
vinzen und Stände zu befriedigen fhien. War ja dasfelbe 
von feiner. Seite der andern aufgedrungen, noch hbereilt, fons 
bern dad Ergebniß einer langen, ruhigen, von beiden Seiten 
völig freien Berathung, nicht ein vereinzelt ftehendes Mach: 
werk zur Befriedigung theoretifhen Sinnes oder des Neizes 
der Neuheit, fondern ein Glied weiter in der Entwidelung ges 
gebener Zuftände, und, wenn gleich berüdfichtigend die drin: 
genden Anforderungen der Gegenwart, doch auch nicht mins 
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ber zufammenhängend mit ber Vergangenheit und dadurch 
Bürge einer guten Zukunft, 


Auch von den Durchlauchtigſten Agnaten des Königlichen 
Haufes fhien ein Widerfpruch nicht gefürchtet werben zu muͤſ⸗ 
fen; war ja in dem Cap. II. des neuen Geſetzes ihren biähes 
rigen Rechten eine neue Gewähr und in dem 2. Abfchnitte 
des VI. Cap. eine neue wichtige Befugniß, die des Sites 
und der Stimme in der erfien Kammer, hinzugefügt worben, 
und war dad Grundgefeg unter den Aufpicien und unter Mits 
wirfung eines dem Throne fehr nahe ftehenden Königlichen 
Prinzen entftanden, und gehörten endlich Seine jegt regies 
rende Majeftät felbft einer hohen Familie an, welche niemals 
öffentlichen Inftitutionen abgeneigt, fondern an weit ausge: 
dehntere Volfsrechte in einem andern großen Königreiche ge> 
wohnt worden war, 


Zwar wird in dem Patente vom 1. November verfichert, 


Seine Majeftät haben das Grundgefeg niemald anerkannt, ' 


fondern offen Ihren Widerfpruch zu erkennen gegeben; allein, 
wenn einerfeitd hievon öffentlich nichts verlautete, fo moch⸗ 
ten andererfeitö die Einwohner des Staats Hannover fih um 
fo ruhiger dem Vertrauen auf den gewonnenen Rechtszuſtand 
bingeben, als bereit in vielen andern Deutfchen Staaten die 
Öffentliche Berfaffung auf ähnliche Weife geordnet worden war, 


- 


und ald die einzelnen ProvinzialsLandfchaften in Alt: Hans 


nover fo wie in den neu erworbenen Randestheilen früher zum 
Theil gleiche wo nicht weiter gehende Rechte hergebracht hat⸗ 
ten. Auch was nad) Erfcheinung des Grundgefeges im Lande 
Hannover geſchah, ift nur Zeugniß für die durch dasfelbe be— 
förderte Ruhe, Einigkeit und Staatswohlfahrt, während 

Zerwuͤrfniſſe, wie fie jegt eben dort Statt finden und zu Bes 


. 
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fehwerben bei dem Bunde führten, unter dem Staatsgrund⸗ 
gefege nicht erhört worden find, 

Indeſſen hätte all’ diefes für Seine Majeftät Fein juris 
ſtiſcher Abhaltungsgrund ſeyn koͤnnen, um rechtlich begruͤndete 
Ausſtellungen wider das Staatsgrundgeſetz am gehoͤrigen Orte 
vorzubringen, und von ſelbſt verſteht ſich, daß, wenn wohl 
erworbene agnatiſche Rechte Seiner Maieſtaͤt durch dieſes Ge— 
feß genomnten werben wollten, hiezu Ihre Einwilligung vor 
Allem hätte gefucht werden follen; wogegen andererfeits ein 
wefentlichen Fehler des Grundgefeges, insbefondere eine Des 
teriorirung der Staatögewalt wider ihren Begriff und Zweck, 
nicht gehoben worden wäre durch jene Einwiligung. 

Unfere ganze Prüfung der von Seiner Majeftät geäußer: 
ten Befchwerden wird nun aber zuvörderft von Beantwortung 
ber Vorfrage abhängen: 

in wie fern überall der Nachfolger in der Regierung aus 

ben Handlungen Seines Vorfahren verpflichtet ſey? 

Denn, je nachdem in diefer Beziehung die Verpflichtung 
bes Nachfolgers feſtgeſtellt wird, kann auch dad Recht Seiner 
Majeftät, aus diefem oder jenem Grunde dem Staatsgrunds 
gefege im Ganzen oder in einzelnen Beftandtheilen desfelben 
Ihre Anerkennung zu verfagen, nicht in Abrede geftellt werden. 

Die Anfichten in jener Hinficht waren früher fehr getheilt. 
Abgefehen von den Anfichten der Staliänifchen Praktiker, 
welche den Negierungs » Nachfolger nach der Theorie des Roͤ— 
mifchen Erbrecht betrachteten, war im fechözehnten Sahr: 
hundert eine andere privatrechtliche Anficht herrfihend, _ 
wonach der Nachfolger, insbefondere der Agnat, im Gegen: 
fage zum Defeendenten, aus den Verträgen feine Vorgaͤn⸗ 
gers nur alddann verbunden gehalten wurde, wenn er deffen 
Erbe geworden war, 


’ 
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©. v. Kamps, Erörterung der Verbindlichkeit des welts 
lihen Reichsfürften aus den Handlungen feines Vorfah⸗ 

ven, Neu: Strelig 1800. $. 37. f. f. 
Diefe Anfiht war geftüsgt auf die lehenbare Eigenfchaft ber 
Deutfchen weltlichen Reichslande und auf den Grundfag deö 
Zongobardifchen Rechts (II. F. 45), in feiner damaligen Auss 
legung, daß ber Lehensfolger als Singular» Succeffor die 
dem Lehen nachtheiligen Handlungen feines Vorgängers wider⸗ 
rufen fönne, außer wenn bad Lehen ein Erblehen, in wel: 
chem Falle wenigftens der Sohn fie anzuerkennen; oder wenn 
der Lehensfolger zugleich Privaterbe, in welchem Falle der: 
felbe aus dieſem Grunde für alle und jede Handlungen des 
Erblaffers herzufommen habe, 

Der privatrechtliche Geſichtspunkt war ein falfcher, weil 
die Staatöfolge Feine bloße Privat: Succefjion ift, und, wenn 
fhon die Reichsaͤmter und Regalien früher nach Art der Les 
ben verliehen wurden, dies doch der Natur jener Rechte keis 
nen Eintrag that, welche nad) wie vor Öffentliche, aus der 
Königlichen Gewalt abgeleitete, Rechte blieben und daher 
auch in ihrer Ausübung hienach zu beurtbeilen waren. Sehr 
richtig hatte daher ſchon der Vater der Legiften, Baldus, in 
feinen Consiliis (ed. 1490) lib. I. cons. 27. lib. II. cons, 
159. Nr. 4. die Reichs-Succeſſion ald eine successio in digni- 
tate bezeichnet und behauptet, daß, was die Könige nicht in 
ihrem eigenen, fondern in des Reiches Namen thun, das Volk 
und darum auc den Nachfolger in der Regierung von felbft 
verbinde, außer wenn die Handlungen das Reich verlegen, 
quia reguni tutela est commissa, non dilapidatio. Erſt 
durch Grotius und Puffendorf ward jedoch diefer Unterfchied 
zwifchen Öffentlichen und Privat: Handlungen und der Grund: 
ſatz, daß von den Jignitatis et officii namine eingegangenen 
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BVerbindlichkeiten der Nachfolger in der Regel fich nicht frei 
machen könne, weil fie im Namen der moralifchen Perfon 
des Staatö vorgenommen worden, welcher nicht ftirbt, (Prin- 
cipes mortales, res publica aeterna!) in das allgemeine 
Staatsrecht und von hier aus in die reichögerichtliche Praris 
und in das pofitive jus publicum verpflanzt. Und auch jetzt 
noch fehlte es nicht an Gegnern biefes ſtaatsrechtlichen 
Princips, wie denn z. B. der Kanzler v. Ludwig in einer eis 
gends der Frage gewibmeten Abhandlung. (opusc. misc. 
tom. I. pag. 539 seq.) dasfelbe darum verwatf, weil man 
dem Staate feine Genfur über die Handlung feines Regenten 
einräumen koͤnne. 

Diefer Einwand ift fchlef und zu viel beweifend, indem 
daraus, daß der Negent ald Vertreter des Staats angefehen 
wird, noch nicht folgt, daß dem Volke auch ein zu Recht 
beftändiges Urtheil über feine Regentenhandlungen zus 
fomme, und anbererfeitö, wollte man jedes Urtheil bes 
Volks über Regierungshandlungen auöfchließen, auch bie bes 
fonderen Verfaffungen, worauf Ludwig verweift, nicht mehr 
als normirend Fönnten betrachtet werden; während befannts 
Uch zur Zeit des Deutfchen Reiche die Unterthanen über Anz 
griffe auf ihre wohlerworbenen Rechte, als über wahre Juſtiz⸗ 
ſachen Klage bei den höchften Reichögerichten erheben durften. 

Struben, Unterricht von Regierungs- und Juſtizſachen 
$. 13. | 
Leift, teutfches Staatsrecht $. 86. 
Mit Recht hat daher fchon J. H. Henning (Diss. de obliga- 
tione ex facto praedecessoris, Vitemb. 1725. $. 16.) wies 
ber bemerkt: 

„verior est sententia, quod Princeps in negotio ex- 

pediendo ipsam rem püblicam, quae jus obligandi | 
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in ipsum transtulit, repraesentet et sic, mediante 

civitate, etiam successorem obligare possit.“ " 
Auf der andern Seite aber muß man zugeben, daß ber von 
dieſem ftaatsrechtlichen Geſichtspunkte aus hauptfächlich von 
den Schriftftellern des achtzehnten Jahrhunderts begründete 
Gab: ' { 

der Nachfolger ift, er ſey Privaterbe oder nicht, ſchul⸗ 

dig, biejenigen Verbindlichkeiten feines Vorgängers zu 

erfüllen, welche dieſer ald Landesfinft zum Wohl 

des Landes eingegangen, 
viel Schwanfendes hat, ihdem darüber: was zum Mohle 
des Landes gereiche, gar verfchiedene Anfichten möglich find. 
Allerdings muß man im Zweifel mit dem Kaiferlichen Reichs» 
hofrathe annehmen, daß ein regierender Herr ex ratione 
probabili et laudabili gehandelt habe. 

Cramer, opuscula tom. IV. p. 392. 

Oder wie Kaifer Franz I, in einem Handfchreiben an bie 
Churfürften geltend machte: 

„ein jeder regierende Zürft hat die Vermuthung für 
fih, daß er bei feinen Staatshandlungen alle indivis 
duelle Verhältniffe veiflich erwäge "und bie mr 
des Landes zum Augenmerk habe.’ 

Häberlin, Staatsarhiv Bd. II. ©. 27. 

Allein bei diefer laxen Rechtövermuthung fieht man dann 
‚ wieder nicht ein, wo die Verbindlichkeit des Nachfolgers ihre 
Graͤnzen haben fol, Und doch muß auch hierin eine Gränze 
gegeben feyn, und zwar wohl in dem Verhältniffe der Hand» 
lung zu ben Gefegen, welchen gemäß ber Staat zu vegies 
ren, und welchen auch das Staatöoberhaupt, fo lange fie 
nicht abgeändert find, unterworfen ift. 
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12 IV. Rechtsgutachten 
Schnaubert , D. de principe legibus suis obligato. 
Jen. 1793. $. 5 et 21. 
- Diefelbe Abhandlung überfegt von Hagemeiſter 1795. 
Anmerf, 34. 
v. Kampg, a. a. O. $. 76. 
Maurenbrecher, deutſches Staatsrecht $. 188. 
Afo die Geſetzmaͤßigkeit der Handlung muß entfcheiden, 


ob diefelbe, ‚wie für Andere überhaupt, fo auch für den Res 


gierungsnachfolger verpflichtend fey. Daher man dem Kanzs 
ler v. Ludwig allerdings beipflichten muß, weun er fagt 
(cap. IV. $.1.1. c.): 
„ad ea, quae superior princeps fecit juste et legitime 
ex usuque reipublicae, ad ea omnia quoque suc- 
cessor obligatur cum praestanda ium conservanda.“* 
Aus der Verbindung des Baldus» Grotifchen Princips mit 
diefem Grundfage der Legitimität ift diejenige Anficht her— 
vorgegangen, melde feit der Mitte ded vorigen Jahrhun⸗ 
derts gemeine Meinung der Nechtögelehrten geworden, 
daß der Nachfolger durch ſolche Handlungen feiner Vor: 
fahren gebunden werde, welche diefe, in der Eigenfchaft 
als Regenten, rechtmäßig d. i. mit Beobachtung der 
ihnen durch allgemeine oder befondere Gefege aufgelegs 
ten Pflichten unternommen haben. 
de Cramer in Suppl, Opusc. n. XIII. $. 67. p. 710. 
$. 68. n. 93. | 
Struben, Rechtl. Bedenken Bd. T. N. 1. 
v. Zwierlein, Nebenftunden Thl. I. Abb. 3. $. 3 und 4. 
Pütter, primae lineae juris priv. Prineipum $. 67. 
Meftphal, deutfches Staatsreht ©. 158. 
Schnaubert, Staatörecht der Reichslande $. 126 bis 128. 
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Neuß, Deductionds und Urkunden» Sammlung: Bd. IV. 

©. 263. 

Leift, Lehrbuch des teutfihen Staatsrechts 8. 42. 
Namentlich war ed der Minifter v. Kamptz, welcher in feiner 
oben angeführten Schrift $ 73 f jenen Grundfag weiter 
ausführte und begründete, 

Jeder Regent hat nämlich) gewiffe Schranken feiner 
Macht anzuerkennen Dahin rechnete Kamptz (1800) na» 
mentlich den Reichöverband und die Unterordnung gegen Kaiz 
fer und Reid) (an deren Stelle jet der Deutfche Bund mit 
den ihm eigenthümlichen Verpflichtungen getreten ift), ferner 
bie mit den Unterthanen eingegangenen Staats: 
verträge und die dadurch der Landesverfaffung 
gegebene Form und der Landeshoheit gefegten 
Gränzen, fodann die Vorfchriften der Haudgefege und 
den Zweck der Landeöhoheit: Beförderung und Erhaltung 
des Staatswohld. Daher der Grundfaß : 

„Nur diejenigen Handlungen des Vorfahren Fönnen für 

den Nachfolger verbindlich feyn, bei welchen der Vor⸗ 

fahrer innerhalb der, durch diefe Beftimmungen feiner 

Macht gefegten, Schranfen geblieben ift, und welde 

diefen Beziehungen nicht entgegen find, weil nur das 

durch der Staat und feine Hoheit -felbft verbunden wer: 
den kann. Hat der Vorfahrer aber außerhalb.diefer 

Beflimmungen oder wohl gar gegen. diefelben : gehan⸗ 

beit; fo ift eine folhe Handlung ohne Fug und Macht, 

alfo auch der verbindlichen Kraft fir den Staat und: 
folglich für den Nachfolger entblößt." | 

v. Kamptz a. a. D. ©. 211. 

Als Handlungen, welche der Nachfolger in der Regel zu er 
füllen habe, führt derfelde Schriftfteller ©. 224 beiſpiels⸗ 
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weife an: bie mit den Landfländen gefchloffenen Vergleiche, 
die mit auswärtigen Mächten eingegangenen Verträge, bie 
von dem Vorfahren, ald Landesheren, gemachten Gefchenfe, 
die von demfelben ertheilten Privilegien, bie mit ben Staatds 
bienern eingegangenen Dienftverträge u. ſ. w. 

Dagegen hat der Nachfolger nit anzuerkennen Biejeni 
gen Handlungen feines Vorfahren, welche gegen die Staats: 
gefege oder gegen bie Staatswohlfahrt laufen, eben fo bloß 
perfönlich oder widerruflih eingegangene Verpflichtungen 
desſelben. (S. 213— 223.) 

Dies die Anficht eines Schriftftellerd und hohen Staats: 
beamten, von dem man nicht fagen Fann, daß er den Rech 
ten der Fürften etwas vergeben habe, und der andererfeits 
durch die ausgedehntefte Vertheidigung der Lehensfucceffion 
als einer Singularfuccejfion genugfam dafür befannt ift, daß 
er auch die agnatifchen Rechte zu fchägen wiſſe. 

Die obige Anficht folgt auch nicht nur ganz confequent 
aus ber moralifchen Perfönlichkeit des Staats und ber ftells 
vertretenden Eigenfchaft des Negenten, als Staatsoberhaupts, 
fondern es fpricht auch dafuͤr das frühere Reichsherkommen. 

v. Zwierlein, Nebenftunden Zhl. I. ©. 79: 

Struben, vechtlihe Bedenken Thl. I. Nr. 1, 

v. Kamptz a. a. D. $. 61. 
War jene Anficht aber fhon begründet zur Zeit des Deut: 
ſchen Reichs, fo muß fie noch mehr jegt für die einzig rich— 
tige gehalten werden, nachdem mit Auflöfung des Reichs 
nicht bloß der Lehensnerus mit demfelben, unter deffen Vor: 
wand in früheren Zeiten eine andere Meinung geltend ges 
macht worden, verfchwunden, fondern auch die gefammte 
Königlihe Gewalt unter dem Titel „Souveränetät” auf bie 
noch übrigen Deutfchen Fürften übergegangen iſt. Es ſtim⸗ 
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men auch alle neueren Schriftfteller dem Wefen nach damit 
überein, namentlich : 

W. I. Behr, ftaatöwiffenfchaftliche Görterungen. Bam⸗ 

berg und Leipzig 1818. Nr. I. 

Klüber, öffentliches Recht bes deutfchen Bundes $. 252. 
Schmalz, dad deutfche Staatsrecht $. 289. 
Maurenbrecher, Grundfäge des heutigen deutfchen Staats» 

rechts 5, 243. 
und nur in Hinficht auf die Regierungshandlungen eines uns 
rechtmäßigen Zwifchenherrfchers nad MWiedereinfegung des 
legitimen Regenten finden noch abweichende Anfihten Statt, 
wiewohl aud die Gültigkeit folcher Handlungen von Manz 
hen (Zachariaͤ, Behr, Pfeiffer, Rieſſer) fo weit in Schug 


genommen wird, als dadurch bereitö Rechte Dritter begrüns 


bet find, 
Wendet man num aber obige Anſtcht an auf dab in 
Frage ſtehende Grundgeſetz des Koͤnigreichs Hannover, fo 


wird man wohl zugeſtehen muͤſſen, daß dieſes, wie es auf 


rechtmaͤßige Weiſe zu Stande gekommen ($. 3—5), auch 
einer Anfechtung durch den Nachfolger im Allgemeinen nicht 
unterliege. Wenn irgend eine Handlung dem Subjecte der 
Staatsgewalt als ſolchem zukommt, ſo iſt es die Errichtung 
eines Staatsgrundgeſetzes, ſey es in der Eigenſchaft eines 
octroirten, oder eines verabſchiedeten Geſetzes. Daher wer⸗ 
den denn auch die mit den Landſtaͤnden errichteten oder von 
ſolchen genehmigten Vertraͤge und Vergleiche von den Schrift⸗ 
ſtellern (Zwierlein, Kamptz) vorzugsweiſe zu denjenigen 
Handlungen gerechnet, welche der Nachfolger anzuerkennen 
habe. Daher findet ſich insbeſondere auch in den Privilegien 
der alten Luͤneburgiſchen Staͤnde ausgeſprochen, daß jeder 
Nachfolger die ertheilten Zuſagen zu halten, und daß das 
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Land Feinem neuen Heren zu huldigen * bis ſolcher die⸗ 
ſes eidlich verſprochen. 
S. z. B. die Urkunden von 1367. 1388. 1392. bei Jacobi, 
Luͤneburgiſche Landtagsabſchiede J. Thl. S. 6. 16. 22. 
Stand aber die Handlung als eine Regentenhandlung dem 
Vorfahren zu, fo ergiebt ſich daraus ferner von felbftzs daß 
eine vom Nachfolger ertheilte Beftätigung höchftens nur. nügs 
lich, nicht aber nothwendig ift. 
Schnaubert a. a. D. $; 128. 
v. Kamp a a. O. $. 90. 
Gewiß wäre auch jedes Gemeinmwefen zu bedauern, wo 
folche Grundfäge nicht anerkannt und daher die Staatsein: 
richtungen, und felbft die Negierungsform immer wieder in 
Frage geftellt würden, Am allermeiften aber würde das 
Anfehen der Regierungen darunter leiden, wenn jeber Nes 
gent, was er von Regierungswegen unternimmt, nut mit 
der Beforgniß ausführen Fönnte, e8 möchte von feinem Nach⸗ 
folger für ungültig erklärt, oder wenn, um diefem vorzu⸗ 
beugen, zuvor die Gefammtfamilie um ihren Confens müßte 
gefragt werden. Letzteres würde die Monarchie geradezu in 
eine Dligarchie verwandeln. Daher haben denn auch regies 
rende Fürften im Sinne der Gerechtigkeit und des confervas 
tiven Princips fih ganz befonders, warm gegen diefe Widers 
ruflichfeit erklärt; unter Anderen. der rechtliebende Kaifer 
Franz II. in dem ſchon erwähnten. Handfchreiben an ges 
en Churfürften vom Sahre 1796. 
„Man überläßt hiebei einem Jeden“ (heißt es hier) „bie 
weit ausfehenden Folgen zu berechnen, welche noth: 
wendig in ganz Deutfchland entfliehen würden, wenn 
je die Meinung berrfchend werden follte,. daß der Nachs 
folger in: der. Regierung an die Handlungen feiner Vor» 


der Juriſtenfacultaͤt in Tübingen. 177 


fahren, die fie in der Eigenfchaft als regierende Für: 
ften vorgenommen haben, der Regel nach nicht gebuns 
den ſey.“ 
Häberlin, Staatsarchiv Bd. II. ©. 27. 
Auf ähnliche Weife äußerten ſich auch fchon im Jahre 1740 
die Höfe von Wien und Berlin für die Verbindlichkeit des 
Nachfolgers; 
Koenig, selecta juris publici novissimi. 'Tom. V. p. 
299 seq. 
Eben fo der Borfahre Seiner Majeftät, König Georg I. von 
England und Churfürft von Braunfihweig » Lüneburg im Jah⸗ 
re 1718, aus Anlaß der Verhandlungen zwijchen dem Hers 
zog Carl Leopold von Medlenburg = Schwerin und den Med: 
Ienburgifchen Ständen wegen der von jenem behaupteten Uns 
verbindlichfeit der von feinem Vorfahren mit diefen eingegans 
genen Verträge, in deren Folge fofort der Herzog von dem 
Keichöhofrathe zur Ruhe verwiefen wurde, 
„Wir wollen Euer Liebden zu erwägen anheim geben — 
(fagte der König und Churfürft) ob es möglich, daf ein 
unpräoccupirtes, rechtliebendes und hriftlich gefinntes 
Gemüthe dem Beifall geben und ed für wohlgethan 
achten koͤnne, daß ein Reichsſtand feiner Vorfahren 
Hand und Siegel und resp. durch Kaiferliche Confir- 
mationes beftätigte pacta, Receſſe und Abfchiede auf 
einmal umftoßen, fich deren Verbindlichkeit eigenmächz 
tig entreißen, fie für null und unfräftig erklären, und, 
um fi) davon vermeintlich los zu machen, die Reichs— 
constitutiones zum Behelf nehmen und allegiren wols 
le 2" \ ° 
3. J. Mofer, von der Reichsſtaͤnde Landen ©. 1093. 
Auc unter ven Garanten der altwürtembergifchen Verfaflung 
12 
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nahmen die Könige von England und Churfürften von Braun: 
fhweigs Lüneburg eine wichtige Stelle ein, und es ift naͤchſt 
den Bemühungen des Königs Friedrich von Preußen vor: 
zugsweiſe dem Einfluſſe Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs Georg 
III., Baters des jetzt regierenden Königs Ernſt Auguſt, zus 
zuſchreiben, wenn jene Verfaſſung durch den Erbvergleich 
vom Jahre 1770 wiederhergeſtellt wurde. 
S. das Schreiben d. d. St. James 21. Auguſt 1764 in 
Fabers neuer europ. Staat = Ganzlei ©. 67 — 79. 
Endlich ift wohl noch die Entfcheidung, welche in ber 
Streitfache Seiner Durchlaucht des Herzogs Carl von Brauns 
ſchweig mit den dortigen Ständen von ber hohen Deutfchen 
Bundesverfammlung gefällt wurde, ein unverwerfliches Zeugs 
niß daflır, daß die hohen Regierungen Deutſchlands wohls 
erworbene Rechte der Unterthanen gegen Eingriffe von irgend 
einer Seite zu fügen nicht abgeneigt feyen. Vermoͤge Bun: 
beöbefchluffes vom 4, November 1830 wurde Seiner Durch: 
laucht eröffnet, daß nach Art. 54 und 56 der Wiener Schluß« 
acte die in anerkannter Wirkfamkeit beftehende erneuerte 
Landichaftsordnung vom Jahre 1820 von Höchftdenfelben 
nicht anders, ald auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert 
‚werden fönne, 
Klüber, Quellenfammlung zu dem öffentlichen Recht des 
deutfchen Bundes. 1. Fortfegung, Erlangen 1333 
©. 16. 
Zwar handelte es fich hier nicht von dem XActe eines eigentli= 
chen Regierungd » Vorfahren, fondern eines Regierungd = Vors 
munds, welcher während der Reichsverwefung auf gefegliche 
Weiſe Verfaffungsänderungen vorgenommen hatte, die ſein 
. nachher zur Selbfi- Regierung gelangter Mündel nicht aner: 
kennen wollte, 
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Zöpfl, die Regierungs = Bormundfchaft im Verhäftniffe zur 
Landes » Berfaffung 1830. | 
Allein wenn felbft in diefem Kalle die Änderungen aufrecht 
erhalten wurden, fo kann man noch weniger bezweifeln, daß 
das Grundgefeg Hannovers, welches von dem vorigen Mo⸗ 
narchen Fraft eigenen Rechts gegeben wurde, von dem Nachs 
folger nicht einſeitig zuruͤckgenommen werden dürfe, wofern 
nur dasfelbe an fih, was wir bereits oben nachgewiefen has 
ben, auf'formell gültige und eben dadurch für den Stifter 
des Grundgeſetzes felbft verbindende Weife zu Stande ges 
fommen. 


’ $. 7 
b) Mit Rüdfiht auf das Gemeinwohl. 


Daß eine Handlung zum Beften des regierten Landes 
von dem Nachfolger in der Regierung nicht dürfe angetaftet 
werden, darin waren alle älteren und neueren Schriftfteller 
einverftanden. Da aber der Begriff des Gemeinwohls fehr 
unbeftimmt ift, fo hat man fich zugleich nach einem andern 
Entfcheidungsgrunde umgefehen und diefen zulegt darin ges 
funden, daß die Handlung ded Vorfahren, wenn daducch 
unmiderruflihe Rechte Dritter auch gegenüber von dem Nach- 
folger follen begründet werden, der Verfaffung und über- 
haupt denjenigen Einſchraͤnkungen gemäß feyn müffe, wels 
chen der betreffende Regent unterworfen ſey. Unter diefen 
Einfhränkungen hat fih nun allerdings bei den Rechtölehs 
tern tanguam unum ex pluribus auch wieder da8 Gemein- 
wohl geltend gemacht; allein, da in diefer Hinficht nicht dars 
auf gefehen werden fol, ob der Endzwed der Handlung 
erreicht worben oder nicht, wofern nur berfelbe für fich zur 
Zeit des Beginns Fein nachtheiliger gewefen, 

12” : 








| 
| 


180 IV. Rechtsgutachten 


v. Zwierlein a. a. O. 8. 14. 
und dazu gleich jeder Fürft die Vermuthung für ſich hat, daß 
er feinen Pflichten gemäß zum Wohle feines Landes gehans 
belt habe, fo ergiebt fich von felbft, daß aus dem Grunde 
der Gemeinfhädlichkeit allein eine Regentenhandlung nicht 
Veicht anzutaften feyn dürfte, zumal in eingefchränften Mo— 
narchien, wo bei wichtigen Handlungen gewiſſe ſchuͤtzende 
Formen zu beobachten find. Jedenfalls ift die behauptete 
Gemeinfchädlichkeit, wie jede andere Pflicytwidrigfeit, wes 
gen welcher der Nachfolger eine frühere Regierungs= Hand: 
lung antaften will, erft zu beweifen, bevor wohlerworbene 
Rechte Dritter darum gebeugt werden follen. 
v. Kamptz a. a. O. $. 77. 

Sn Hinficht auf den uns vorliegenden Fall müffen wir num 
zunaͤchſt die Frage aufwerfen: was unter dem Wohle der Un— 
terthanen, welches Seine Majeſtaͤt durch das Staatsgrund— 
geſetz nicht fuͤr geſichert halten, verſtanden ſeyn mag? - Das 
Wohl des Staats oder das Gemeinwohl iſt naͤmlich nicht zu 
verwechſeln mit dem Wohle der einzelnen Unterthanen oder 
gewiffer Glaffen derfelben. Die Glüdfeligkeit oder auch nur 
DR Zufriedenheit Aller ift Fein Staat und Feine Regierung 
zu erreichen im Stande. Schon der Begriff von Glüdfelig: 
keit bringt diefes mit fich; denn, wenn hierunter verftanden 
ift die Befriedigung aller unferer Neigungen und Wünfche, 
fo wird dieſes Ziel als ein Ideal von feinem Menfchen er: 
reicht werden, am wenigften aber von einem Geſammtweſen 
für feine einzelnen Mitglieder. Aber auch nur ein gewifjes 


. Maaß jener Befriedigung Fann, da hier Alles von fubjecti= 


ver Empfänglichfeit abhängt, die fi Niemand für einen 
Andern geben kann, nicht von der Staatögewalt Namens 


ber Einzelnen erftrebt oder gar denfelben aufgedrungen wer: 
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den; ed müßte fonft ein für Viele fehr läftiger Begluͤckungs⸗ 
zwang entftehen und in deſſen Folge gerade ber Gegenfag 
von dem, was man Gefühl der Gluͤckſeligkeit oder individu⸗ 
elles Wohl nennt. Es wird daher der Staat jedem Einzel: 
nen überlaffen müffen, auf feine Weife glüdlich zu feyn, wo= 
fern er nur durch feine Glüdfeligkeitöplane nicht in die Rechte 
Anderer oder in einzelne für bindend gehaltene Regeln der 
Sittlichfeit und bes öffentlichen Anftandes eingreift. 

Indeſſen läßt fich dem Grundfage: „salus publica su- 
prema lex esto,“ welcher fonft leicht zur gefährlichen Waffe 
für den Despotismus werden Fönnte, 

Sordan, Verfuche über allgemeines Staatsreht ©. 139 ff. 
auch eine richtige Bedeutung abgewinnen, wofern er nämlich 
bezogen wird auf das Wohl bed Staats als einer Ges 
fammtheit. Diefes Geſammtwohl aber befteht in der Erreis 
hung bed Staatszwecks, welcher wefentlich nur in den Schuß 
der Rechte Aller, als wenigftend annähernd Be Ziel 
der Gefellfchaft, gefeßt werben darf. 

v. Groß, Naturrecht $. 289. 

Zachariaͤ, vierzig Bücher vom Staate, Bd. IS. 212— 

229. 
Schmid, Lehrbuch des gemeinen deutfhen Staatsrechts 
1. Abth. $. 6. 
Jordan, Lehrbuch des allgem, und beutfchen Staatsrechts 
1. Abth. $. 37. 
So weit nun mit dieſem Ziele auch das Wohl der Einzelnen 
indirect gefoͤrdert wird, oder eine directe Befoͤrderung des 
Einzelnwohls ohne Verletzung der Rechte der Anderen moͤg⸗ 
lich iſt, hat allerdings die Regierung auch auf das individus 
elle Wohl der Untertbanen Bedacht zu nehmen; aber immer 
wird die Staatsaufgabe zunächft geftellt werden müffen in 
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die Handhabung der Gerechtigkeit, und fomit der hauptfächlis 
che Beruf einer Staatsregierung in die Anerkennung und 
Bollziehung der rund = und aller übrigen Gefege ded Staats, 
Diefe VBollziehung kann für den Einzelnen oder auch für Mehs 
tere unter Umftänden läftig und empfindlich feyn; aber dens 
‚noch ift fie nothwendig um der Ruhe und der Rechte aller 
Übrigen willen. Könnte nämlich der bloße Wunfch, Andere 
glüdlih zu machen, oder die Rüdficht auf das, was ein Eins 
zelner oder was Mehrere für ſich erftreben möchten, einen 
rechtlichen Beſtimmungsgrund dafuͤr abgeben, in den Rechts: 
zuftand dritter Perfonen oder des Ganzen einzugreifen, fo 
würde das Ziel aller Gutgefinnten im Staate, öffentliche 


. Sicherheit, niemals erreicht werden. Eben fo würde, wenn 


ohne Rüdficht auf die im Staate nöthigen Formen die bes 
ftehende Ordnung der Dinge einer fubjectiven Anficht von Ges 
meinwohl zu Liebe von einzelnen Unterthanen oder gar von 
dem Regenten felbft umgefehrt werden dürfte, jenes Gemeins 
wohl fchlecht berathen ſeyn. 

Nach diefem wird man wohl nicht annehmen Fönnen, 
daß Seine Majeftät der König Ernft Auguft durch den blo⸗ 
Ben Wunfh, Ihre Unterthanen glüdlich zu wiffen, zu einer 
Aufhebung des Staatsgrundgefeges vermocht werden durf— 
ten; denn, hatten dabei Höchftdiefelben einzelne unzufriedene 
Unterthanen, welche in Hannover wie überall gefunden wer: 
den mögen, im Auge, fo flanden deren Berldfichtigung die 
Rechte aller Übrigen auf dad Staatögrundgefeh im Wege. 
Dachten aber Seine Majeftät, wie nicht gezweifelt werden 
follte, dad Gefammtwohl zu fördern, fo durften Sie das 
Grundgefes doch nicht für fich aufheben, fondern es war 
dazu gefeglich nothwendig die verfaffungsmäßige Mitwirs 
fung der Stände, und zwar gerade in derjenigen Form, wels 
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che das (obiger Ausführung nach aid rechtögültige) Grund: 
geſetz vorfchreibt. 
VBgl. Maurenbrecher, deutſches Staatsrecht $. 243. a. E. 


g. 8. 


e) Mit Ruͤckſicht auf die angeblich gefährdeten Regierungsͤrechte. | 


a) Prüfung der diesfälligen Einwendung im Allgemeinen, 


Wenn wir nun allerdings der Meinung find, daß das 
Staatögrundgefeg von Seiner Majeftät auch aus Gründen bed 
Gemeinwohls nicht einfeitig durfte aufgehoben werden, fo 
fragt ed fich doch noch: ob nicht jenes Gefeh etwa wegen 
mangelnder Beruͤckſichtigung wohlerworbener Rechte einen 
Grund zur Anfechtung, und zwar gerade in beftimmter Be⸗ 
ziehung auf diefe Rechte, barbiete? Hievon Fönnte etwa 


die Rede feyn, wenn Höchftdenfelben oder Ihren Nachfoms 


men das Recht zur Regierung oder ein einzelnes wefentliches 
Regierungsrecht feiner Subſtanz nach entzogen worden wäre, 
Denn auf die Succeffion in der monardifchen Staats » Res 
gietung, und. zwar gerade in der durch Hausgeſetze und Fa⸗ 
milien = Herfommen beftimmten Ordnung hat jeder fähige Ag⸗ 
nat ein eigenes durch die Abflammung vom erften Erwerber bes 
gründetes und nicht erſt aus der Perfon des verftorbenen Bor: 
gängers herzuleitendes Recht. Er kann alfo auch verlangen, 
daß ihm dasfelbe eintretenden Falls der Subftanz nad unges 
fchmälert überliefert werde, Wenn indeffen außerordentliche 
Umftände, wie die Gefchichte lehrt, je zuweilen felbft ein Abs 
gehen von diefem Grundfage (Princip der Legitimität) haben 
entfchuldigen laſſen, fo wird man um fo gewifler, um ber> 
gleichen Außerften Fällen zuvorzulommen und andererfeitö bie 
Staaten nicht zu einem ewigen Stillftande zu verurtheilen, von 
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dem Nachfolger in der Regierung verlangen koͤnnen, daß er. 
Befchränfungen in Ausübung der Gewalt ,. welche auf vers 
faffungsmäßigem Wege getroffen find. und dem Begriffe der 
Monarchie nicht widerfprechen, als gefegliche Einrichtungen 
anerfenne und ihnen gleichfalls fich füge. Nun finden fich 
zwar in dem Grundgefeße einige Beftimmungen über die. 
Thronfolge ($. 11. 12.)5 allein diefelben ftehen durchaus 
in Übereinftimmung mit dem bisherigen Rechte des Guelfiſchen 
Haufes und mit dem gemeinen Rechte. Neu erfcheinen aller: 
bings die ausführlichen Beftimmungen über das Rechtsver⸗ 
hältnig der Regentfchaft ($. 14 — 35); allein, wenn 
man die VBerwidelungen bedenkt, zu welchen die Unentfchies 
benheit der hier eingreifenden Fragen führen Fann und in dem 
Braunfchweigifhen Haufe fchon geführt hat, fo wird man es 


- Seiner Majeftät dem Höchftfeligen Könige nur Dank wiffen, ü 


daß er al5 Oberhaupt des Königlichen Gefammthaufes mögliche 
Fünftige Falle in Übereinflimmung mit den getreuen Ständen 
auf die gefchehene Weife vorgefehen hat. echte der Agnaten 
find dabei nicht verlegt worden; denn das vorzugsweiſe Necht 
derſelben zur Führung und fubfidiar zur Einfegung der Regie: 
sungs= Dormundfchaft ift anerkannt; eine gewiffe Mitwir: 
fung der Stände findet aber auch nach anderen Berfaffungen 
und fand namentlich in dem alten Braunfchweig = Lüneburgi- 
fhen Lande mehrmals Statt, Überdies find die grundgeſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über die Negentfchaft mit unbedeutenden 
Abweichungen, zum Theil fogar wörtlich in den neuen von 
Seiner Mojeftät proponirten Verfaffungs = Entwurf (F. 12— 
19) übergegangen. | 

Sollten nun aber, wie behauptet wird, die Regierungs⸗ 
rechte Seiner Majeftät durch das Grundgefeg wefentlich vers 
legt worden feyn?. 
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Die Staatsform, wie fie hier feftgeftelt wird, ift die 
monarchiſche, mit Befchränktungen im Sinne bes fländis | 
ſchen Syſtems, wie folched in den meiften monarchifchen 
Deutfhen Staaten beſteht und durch den Art. 13 der Deut: 
ſchen Bundesacte gewiffermaaßen zur gemeinen Regel ge: 
macht ift. J 

Der Koͤnig vereinigt in ſich die geſammte Staatsgewalt 
($. 6). Er vertritt das Königreich in allen Beziehungen zum 
Deutfhen Bunde und zu einzelnen auswärtigen Staaten 
($. 7). Eben fo geht im Innern alle Regierungsgewalt von 
ihm aus. Kein Landeögefeg tritt in Gültigkeit, bevor «8 
vom Könige verfündigt iftz ihm ſteht die Kirchenhoheit zu, 
und die bewaffnete Macht ift allein von ihm und feinen Ans 
orbnungen und Befehlen. abhängig ($. 8). Er ift ferner die | 
Quelle aller Gerichtöbarkeit im Lande und übt das Abolitions⸗ 
und Begnadigungs»Necht aus ($. 9). Auch Finnen nur 
von ihm Rang, Zitel und Würden verliehen und Standeser: 
böhungen vorgenommen werden ($. 10), Was die Be: 
fchranfungen der Rechte des Monarchen betrifft, fo. darf die: 
fer den Lauf der Rechtöpflege nicht hemmen ($. 9), Er iſt 
in Aufhebung, Abänderung und authentifcher Erflärung von 
allgemeinen Gefegen an die ftändifche Zuflimmung gebunden 
(8.85) 5 er darf namentlich Feine Steuern ohne fländifche Vers . 
willigung auflegen und Feine Aushebung von Truppen ohne 
borangegangene Verabſchiedung befehlen ($. 86), Doc ift 
auch in diefen Beziehungen die Königliche Prärogative auf die 
gewöhnliche Weife gewahrt, indem nicht bloß dem Könige 
ein abfolutes Veto in Gefegesfachen, fondern auch das Recht 
zukommt, die Gefeße zu verfündigen und auf dem Wege ber 
Derordnung in Ausführung zu bringen. Verfügungen über 
dad Heer, deſſen Bormation, Disciplin und Dienft, mit 
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Ausnahme der Aushebungsgeſetze und der militairiſchen Straf⸗ 
geſetze, koͤnnen von dem Könige allein erlaſſen werben ($. 
85— 87). Auch Verträge mit Auswärtigen Fann der König 
“ für ſich abfchließen, und nur, wenn deren Ausführung die 
Bewilligung von Geldmitteln erfordert, oder eine Einwirkung 
auf die innere Gefeßgebung dadurch hervorgebracht wird, bes 
darf e3 der ftändifchen Mitwirkung zu ihrer Ausführung ($. 
92). Eigenthümlich ift zwar der $. 88 des Grundgefeßes, 
wonach auch die Stände nicht bloß auf Erlaffung neuer oder 
abändernder Gefege uͤberhaupt antragen, fondern auch fogleich 
zu diefem Ende Gefeges: Entwürfe der Regierung vorlegen 
koͤnnen; allein ba gleichzeitig auch der Regierung die Initiative 
eingeräumt ift und ohne die Zuftimmung des Königs ein Ge⸗ 
feß weder promulgirt noch publicirt werden kann, fo dürfte 
auch hierin ein Grund zur Befchwerde nicht gefunden werden. 

Außer der Theilnahme an der. Gefeßgebung hat bie 
Ständeverfammlung das Recht der Bitte und Befchwerbe und 
das Recht zur Controlirung des Staatshaushalts ($. 90, 
139). Ein weiteres Eingreifen in die Verwaltung ſteht ihr 
aber nicht zu ($. 90. a. E.). Auch ift fie verpflichtet, für 
die Dedung ber zum öffentlichen Dienfte nothwendigen Aus» 
gaben in fo weit zu forgen, als foldye aus den Einkünften des 
Krongutd und der Negalien nicht beftritten werben koͤnnen 
($. 140). Endlich fommt der Ständeverfammlung, wie an: 
derwaͤrts, noch zu das Recht und bie Pflicht, wegen abfihtlis 
cher Verlegung des Grundgefebes den verantwortlichen Mi: 
nifter bei dem Dber= Appellations = Gerichte in Anklageftand 
zu verfegen ($. 151 und 152). 

Man fieht, die Königliche Regierung Hannovers ift auch 
nad) dem Grundgefege noch im Beſitze aller wefentlichen, ſo⸗ 
wohl allgemeinen als befonderen Hoheitörechte geblieben; und 
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wenn fie in deren Ausübung ſich mehrfach beſchraͤnkt hat, 
fo ift dies nicht in der Abficht gefchehen, fidy) oder dem Lande 
dadurch einen Nachtheil zuzufügen, fondern wohl in Anerken⸗ 
nung der bereitö früher den vereinigten Provinzial⸗Landſchaf⸗ 
ten zugefommenen, theilweife noch bedeutenderen Rechte 
(f. unten $. 12.), deren Erhaltung denfelben verfchiebentlich 
und zulegt noch in dem Patente vom 7. December 1819 ($. 6.) 
zugefagt worden war. 

Übrigens darf man fich nicht der Beforgniß hingeben, 
daß durch die ftändifchen Verfaffungen, welche neuerdings in 
einzelnen Deutfchen Staaten wieder hergeftellt oder neu eins 
geführt worden find, dem Volke ein ungebührliher, das Ans 
fehen und die Macht der Fürften lähmender Einfluß gegeben 
fey. Unbefchränft find die Deutfhen Regierungen niemals 
gewefen, Auch in dem Begriffe der Souveränetät, welche 
fie in neuerer Zeit erlangten, liegt nicht die Idee der Despos 
tie, wie das Hannoverfche Votum auf dem Wiener Congreffe 
vom 21. Detober 1814 richtig bemerkte. „Der König von 
Großbritannien‘ — fügte dasfelbe hinzu — „ift unleugbar 
eben fo fouverain, als jeder andere Fürft in Europa und bie 
Freiheiten feines Volks befeftigen feinen Thron, anflatt ihn 
zu untergraben.‘ 

Die Rechte, welche nach diefem Votum den Ständen in 


allen Deutfhen Staaten eingeräumt werden follten, find | 


‚ nicht geringer, als Diejenigen, welche dad Hannoverfche Volk 
nach dem Grundgefege von 1833 zu genießen hat: Einwilli- 
gung zu den aufzulegenden Steuern, vorausgeſetzt, daß fie 
zu den Bedürfniffen des Staats beizutragen ſchuldig find, 
Zuftimmung zu neuen Gefegen, Mitauffiht über Verwen- 
dung der Steuern, das Recht, die Beftrafung meinen render 
Staatsdiener zu verlangen. 


mente u 





188 IV. Redtsgutachten 


Acten des Wiener Congr. von Klüber Bd. J. ©. 68. 
Eben fo follte nad) dem Preußifchen Entwurfe einer Bun: 
desacte den Ständen in jedem Staate zum mindeften zufoms 
men: Antheil an der Gefeßgebung, Verwilligung der Landes: 
Abgaben, Vertretung der Berfaffung bei dem Landesherrn 
und dem Bunde. 
Daſelbſt ©. 48. 
Auch der Art, 13 der Dentfchen Bunbesacte, indem er auß: 
ſpricht: | 
„sn allen Bundesftaaten wird eine landesftändifche Vers 
faffung Statt finden,” | 


hat nicht bloß den Deutfhen Regierungen die Sinführung 


folcher Berfaffungen erlaubt, fondern, wie ſich aus der 
Gefchichte jenes Artifeld und aus der Erläuterung im Art. 54 
ber Wiener Schlußacte ergiebt, diefe Einführung zur Pflicht 
gemacht. Zwar läßt der Artikel auch nach diefer Erläuterung 
noch unbeftimmt, welche Nechte den Landftänden zufommen ' 
follen, und ob etwa bloß feudalftändifche oder neuere Repräs 
fentativ: Einrichtungen dadurch verheißen feyen. Allein, wenn 
man die Verhandlungen auf dem Wiener Congreſſe über die 
Bundesacte vergleicht und insbefondere wieder das Votum ber 
Hannoverfchen Bevollmächtigten (v. Münfter, v. Harbens 
berg), worin, davon ausgehend, daß das Nepräfentativ : Sy: 
ftem in Deutfchland von den älteften Zeiten her Rechten ge= 
weſen, darauf angetragen wird, für die Folge ald Deutfches 
Geſetz zu erklären, daß den Ständen oben genanntes Minis 
mum von Rechten eingeräumt werde; 
Acten a. a. O. ©. 68. 


nimmt man endlich noch hinzu die Erklaͤrungen, welche uͤber 


den Sinn des Art. 13 am Bundestage ſelbſt ſchon abgegeben 


worden 


der Suriftenfacultät in Tübingen. 189 


Klüber, öffentl. Necht des deutfchen Bundes und ber Bun: 
‚ bed: Staaten $. 279. Note a. 
Desſelben Quellen: Sammlung zu dem. öffentl, Recht des 
Bundes, ©. 343. 
und die Einrichtungen, welche zu Volziehung jenes Bundes: 
gefeßes in den meiften Bundesftaaten, zum Theil unter der 
Garantie des Deutihen Bundes (Großherzog. Weimarfches 
Grundgefeg vom 5. Mai 1816), getroffen find; 
Poͤlitz, das conftitutionelle Leben nach feinen Formen und 
Bedingungen, Leipzig 1831. ©. 165 fi f. 
- fo ift man wohl anzunehmen berechtigt, daß die grundgefeßs 
lihen Beflimmungen in Hannover dem: gemeinrechtlichen Iys _ 
pus einer landftändifchen Verfaffung nicht widerfprechen und 
daß mindeftens eine Verlegung des monarchiſchen Princips 
im Sinne des Art. 57 der Wiener Schlußacte, oder eine 
Kränkung eventueller Regierungsrechte der Ugnaten darinnicht - 
enthalten iſt. 


9 
B) Einwendungen wider einzelne Berfaffungs » Beftimmungen. (Allgemeine 
oder Provinzial: Stände. Ständiſches Recht der Geſetzgebung.) 


Was namenglich diejenigen ftändifchen Befugniffe betrifft, 
welche bei Seiner Majeftät befonderen Anftoß gefunden zu 
haben fcheinen,. fo wird fich leicht beweifen laffen, daß darin 
eine Verlegung der agnatifchen Rechte nicht enthalten ift, 

Das Patent vom 1. November 1837 beantragt namlich 
folgende Grundzüge der neu zu berathenden Verfaffung, wels 
he auch in dem den Ständen von 1838 mitgetheilten, jedoch 
nicht zur Verabfchiedung gelangten, Entwurfe ſich wieder fins 
ben und allerdings das en ae merklich ver: 
ändern würden: 


190 . IV. Rechtsgutachten 


1) Die allgemeinen Stände follen nur alle 3 Jahre be: 
rufen werben und beren Sigungen ber Regel nach nicht über 
3 Monate dauern. | 

2) Der Wirkungsfreis der Provinzialftände.foll erweis 
tert werden, indem zwar ſolche Gefege, welche Steuern und 
Abgaben des Königreich& betreffen, von der allgemeinen 
Ständeverfammlung zu bewilligen, rüdfichtlic anderer Ges 
feße aber es der Königlichen Entfcheidung vorbehalten bleiben 
fol, ob folhe an bie Provinzialz oder an die allgemeinen 
Stände werden gebracht werben. 

3) Aus den Einfünften der Domainen follen nur Zus 
fchüffe zu den Staatöbebürfniffen erfolgen, welche jedoch 
dem Volke die Überzeugung gewähren werben, daß Seine 
. Majeftät nicht gemeint feyen, die Laften der Unterthanen zu 
vermehren. 

Diefen dritten Punft behalten wir und vor, in einem 
eigenen $., die Domainen= Frage betreffend, befonders zu 
prüfen. Was dagegen die zwei erften Defiderien betrifft, fo 
fehen wir nicht ein, in wie fern durch die abweichenden Be: 
flimmungen bes Grundgefeßes gerade in diefen Beziehungen 
die hoben Negierungsrechte follen verfümmert feyn. Es ift 
moͤglich, daß unter andern Verhältniffen die beantragten 
Grundfäge dem Zwecke der ftändifchen Repräfentation gleiche 
fall8 genügen würden; auch find diefelben nicht ohne Bei— 


fpiele in auswärtigen Staaten, welche jedoch immer wieder 


eigenthümliche Gründe für fi haben. So z. B. tritt die 
Mürtembergifche Ständeverfammlung ordentlicher Weife eben 
fo, wie in dem Entwurfe ($. 84) proponirt wird, nur.alle 
drei Iahre zuſammen; dagegen hat die dortige Verfaſſung 
gleichwie die Eurheffifche einen ftändifhen Ausſchuß und das 
mit die Permanenz der Landes = Vertretung eingeführt, wel: 
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che der Hannoverfche Entwurf: nicht will, Das Patent vom 
Sabre 1819 hat zwar Feine feften Landtagsperioden angeord⸗ 
net, und in fo fern war die Feftfegung jährlicher Landtage in 
dem Grundgefege allerdings neu. Indeſſen bietet diefe Ans 
orbnung Seiner Majeftät um fo weniger Anlaß zur Befchwers 
de, als die alten Landftände in Deutfchland vermöge ihres 
Einigungsrechts fogar ohne landesherrlihe Convocation jes 
derzeit zufammentreten konnten, 

Leit, teutfches Staatsrecht $. 45. 

Eihhorn, deutfche Staats- und Rechtd » Gefchichte S. 424 
und 425. 

und als die Lüneburgifche Landſchaft insbefondere früher 
jährlich zweimal regelmäßig fich verfammelte, weil die Gons 
tribution nur von ſechs zu ſechs Monaten verwilligt wurde. 
Das Anfinnen der Herrfchaft, die Landfchaft nur einmal im 
Jahre zu verfammeln und die Steuern aufs ganze Jahr zu 
verwilligen, war von biefer mehrmals abgelehnt worden, 

C. L. Bilderbeck, Delineatio jurium Statibus Prov. 
Ducatus Luneburgici competentium, bei Selhow, 
Magazin für die Deutfchen Rechte und Gefhichte Bd. I. 
©. 264. 165. 

Auch der größere Ausfhuß der Galenbergifchen Landftände 
pflegte jährlich einmal zufammenzufommen. | 

3.3. Mofer, Einleitg. in dad Braunfhweigifch = Lüneburs 
giſche Staatörecht. Frkf. und Leipzig 1755. ©. 533. 

Mehr fcheint der zweite oben ausgehobene Antrag, wonach 
die Befugniffe der Provinzialftände wieder erweitert wer⸗ 
den follen, gefchichtlich für fich zu haben. Gewiß ift, daß 
vor Aufhebung der Deutfchen Reichöverfaffung, welche thats 
ſaͤchlich auch manche Landesverfafjung mit fih in’s Grab 
nahm, Teine allgemeinen Stände in Hannover beflanden, 
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ſondern nur Provinzialſtaͤnde. In Folge wiederholter Thei⸗ 
lung des Landes in einzelne Fuͤrſtenthuͤmer mit eigener Ver⸗ 
waltung, bildete und erhielt ſich naͤmlich bei jedem derſelben 
eine eigene Verfaſſung, und eben ſo wurden auch groͤßeren 
von Außen her erworbenen Territorien ihre landſchaftlichen 
Einrichtungen gelaſſen. Hiebei blieb es auch, ungeachtet ſeit 
dem Jahre 1705 bis in dieſes Jahrhundert ſaͤmmtliche aͤltere 
Hannoverſche Provinzen forthin unter Einem Scepter ver— 
einigt gelaſſen wurden. 


Zwar hatte ſchon im Jahre 1542 die Landſchaft zu Goͤt— 
fingen durch ihren Anſchluß an Galenberg ein nachahmungs= 
werthes Beifpiel gegeben; dagegen erhielten fich befondere 
ftändifche Gorporationen in Lüneburg, Galenberg, Gruben: 
hagen, Lauenburg und Hoya, Eben fo behielt das im Jahre 
4715 erworbene Herzogthum Bremen und Verden feine eige— 
nen Landſtaͤnde. Selbſt das Fleine Land Hadeln, defjen 
Bevölkerung vom Jahre 1786 bis in diefes Jahrhundert fich 
von 17,000 auf 20,000 gehoben bat (vergl. Spittler unten 
cit, und Grome und Jaup, Germanien Bd. IV. ©, 117), 
genoß feine eigene, vom Lauenburgifchen ganz unabhängige, 
Derfaffung, ungeachtet es gleichzeitig mit diefem an das 
Zelle'ſche Haus gefommen war, 

Spittler, Geſchichte des Fürftenthbums Hannover, in der 

Sammlung feiner Werke von Wächter. Bd, VL. ©, 2. 

Note, | 


Auch die Einwohner der feit 18027 erworbenen Landes⸗ 
theile genoſſen bis dahin, fey es allein, fey es in Verbin— 
dung mit andern, nunmehr abgelöften, Zerritorien, ihre eis 
genthümlichen Nechte und Freiheiten. Bekannter namentlich 
ift die frühere ſtaͤndiſche Vertretung in Osnabruͤck, Hildes⸗ 
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beim und Oſtfriesland, und die freie Verfaſſung der einſt 
maͤchtigen und berühmten Reichsſtadt Goslar. 
R Das hereinbrechende 19. Jahrhundert war zwar auch 
dieſen Rechten nicht günftigz; doch konnten namentlich die 
Einwohner des jegigen Fuͤrſtenthums Osnabrüd den Art. 60 
des Reich3 : Deputations = Hauptfchluffes vom Sahre 1803 für 
ſich anführen, wonach die dermalige politifche Verfaffung der 
zu fäcularifirenden Lande, infoweit folche auf gültigen Verträs 
gen zwifchen dem Regenten und dem Lande auch andern 
veichögefeglichen Normen ruht, ungeftört follte erhalten wer: 
den. Eben fo ward den mebdiatifirten Reichsſtaͤdten verhei: 
gen (Art. 27.), daß fie den privilegirteften Städten ber 
Stammlande gleich geftellt werden ſollen; was für Goslar 
befonderd wichtig war, da z. B. Lüneburg in manchen Bes 
ziehungen fehr gegenüber von den kleineren Städten a 
fligt gewefen. 

Daß die Aufhebung der Deutfchen geichsbeifaſſung, 
mit welcher allerdings eine wichtige Stuͤtze für die ſtaͤndi⸗ 
fchen Rechte wegfiel, auch die Vernichtung dieſer Rechte felbft 
de jure mit fich geführt habe, ift zwar von einzelnen Schrift= 
ftellern der Rheinbundess Periode behauptet worden. In⸗ 
deffen haben nicht nur andere Schriftfteller fchon damals den 
Muth gehabt, das Gegentheil darzuthun, 

f. die Literatur bei Klüber, Öffentliches Recht des deutſchen 

Bundes $. 49. Note a und b, | 
fonbern es haben auch Seine Königliche Hoheit der Prinz 
Regent von England und Hannover, nachmaliger König Ges 
org IV in einem Schreiben an fammtliche Landfchaften vom 
12. Auguft 1814 

bei Rehberg, zur Geſchichte des Koͤnigreichs Hannover 

Beil, No. 2. 

13 
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erklaͤrt, wie es niemals die Abſicht der Koͤniglichen Regie⸗ 
rung geweſen, die gewaltſame Umwaͤlzung der Deutſchen 
Reichsverfaſſung zu benutzen, um die Rechte ihrer Unterthas 
nen zu ſchmaͤlern. Eben fo haben Höchftdiefelben durch Ihre 
beiden Bevollmächtigten auf dem Wiener Congreffe am 21. 
Dctober 1814 fich beflimmt dahin ausgeſprochen, daß weber 
der Verfall der Reichöverfaflung, noch die fpäter zwifchen 
den Deutfchen Fürften und Auswärtigen gefhloffenen Vers 
träge den Rechten ihrer Unterthanen de jure etwas haben . 
vergeben oder jenen vorhin nicht legaliter befefiene Rechte 
über letztere haben beilegen koͤnnen. | 
Acten bes Wiener Congreſſes Heft 1. ©. 68. 

Nun find zwar in Folge des Zilfiter Friedens (Art. 19) und 
fpäterer Gewalthandlungen des Franzöfifchen Kaifers die alten 
Hannoverfehen Provinzen nebft den meiften Entſchaͤdigungs⸗ 
Ländern, namentlih Hildesheim und Goslar, Dänabrüd 
und Eihöfeld dem neu gebildeten Königreihe Weftphalen 
einverleibt worden und haben ald folche an der von Frank: 
veich vorgefchriebenen Verfaflung jenes Königreihs vom 15. 
November 1807 Theil genommen, welde im Art. 11 die 
Landftände in den zugehörigen Provinzen und alle bisherigen 
Privilegien derfelben, fo wie der übrigen Gorporationen aufs 
bob, und dagegen (Kit. 7.) allgemeine Reichöftände fchuf, 
welche über die vom Staatörathe verfaßten Gefebes: Ent: 
würfe, und zwar fowohl über die Auflagen als über die im 


 Givilgefegbuche und im Münzfpfteme vorzunehmenden Ande⸗ 


rungen berathfchlagen follten. 
Polis, a. a. O. ©. 38. 
Ferner ward durch ein Franzöfifches Senatus = Confult vom - 
13. December 1810 dad Lauenburgifche, und durch ein Frans 
zöfifches Organifationss Decret vom 18, October 1810 das 


se 
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zuvor von Preußen an Holland gefommene Oftfriesland nebft 
andern Provinzen dem Kaiferreiche Frankreich einverleibt. 
Indeffen, hatte man fchon zur Zeit der Infurrection vom 
Sabre 1813 in den alten Provinzen von felbft wieder auf die 
alten Formen ber Verfaffung “und Verwaltung zurüdgegrifs 
fen, fo fchien auch für die neuen Provinzen dad Bebürfniß 
gekommen zu feyn, ihnen die durch das Unrecht der Zeit lan⸗ 
ge genug entzogenen alten Rechte in irgend einer angemeffes 
nen Geftalt wieder zu geben, zumal da die Wiener Congreß⸗ 
Acte Art. 27 in Beziehung auf Oftfriesland die ausdrüdliche 
Beflimmung getroffen hatte, daß die dortigen Stände ihre 
Rechte und Privilegien behalten follen, und da durchaus in 
dem Königreihe Hannover, namentlich in der tranfitorifchen 
Verordnung vom 23. Auguft 1814, davon ausgegangen 
wurde, daß den fremden von unrechtmäßiger Herrfchaft aufs 
gedrungenen Rechten, felbft rüdfichtlih der Vergangenheit, 
Feine wirkende Kraft eingeräumt werden koͤnne, außer fo 
weit die ruͤckwirkende Kraft des wiederhergeftellten einheis 
miſch en Rechts zum Drucke der Unterthanen gereichen 
wuͤrde. 

Rehberg, zur Geſchichte des BR: ‚Hannover, Goͤtt. 1826. 

©. 521. ff. 

Grefe, Grundriß des — Priv.-Rechts S. 72. 
Zwar nicht aus demſelben, wohl aber aus dem bereits oben 
angefuͤhrten Grunde, weil die Rechte der Unterthanen unter 

der Unbill der äußeren Ereigniffe nicht länger leiden ſollten, 
ift denn auch wohl anzunehmen, daß felbft die Handlungen 
der Königlich Preußifchen Regierung, welche, noch vor Aufz - 
hebung des Deutfchen Reichs im Jahre 1802 die Verhält: 
niffe der damals erworbenen und fpäter durch die Wiener 
Congreß-Acte an Hannover abgetretenen Provinzen ordnete 
13 * 
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und namentlich bie Provinzial: Stände in Hildesheim auf: 
bob, ben früheren Rechten diefer Provinzen feinen weiteren 
Eintrag thun dürften. Wenigftens fpricht hiefür die Wiener 
Congreß⸗Acte Art. 27, indem fie hinfichtlich des Fuͤrſtenthums 
Hildesheim feftfegt, daß folches mit allen denjenigen Rech⸗ 
ten und Laften auf Hannover übergehen folle, womit bad: 
felbe früher (1802) unter die Preußifhe Herrfchaft gefoms 
men. Eben fo die Erflärung der Hannoverfchen Gefanbts 
fchaft am Bundestage aus Veranlaffung einer Reclamation 
Holfteinifher Prälaten und Ritter, wegen der ihnen vorent⸗ 
baltenen ftändifchen Gerechtfame, in der Sitzung am 10. 
Juli 1823 ($. 12), daß die Vorgänge von 1802 und 1806 
an ſich keine rechtliche Wirkung auf Erlöfhung verfaffungss 
mäßiger Rechte haben. 
Prot. der Bundesverfamml. (Ausg. in 4.) Band. XV. 
©. 397. | 
Wenn demungeachtet die Königliche Regierung , nach⸗ 
dem fie, nicht ohne die thätigfte Theilnahme ihrer getreuen 
Unterthanen, wieder in den Befiß der alten und mehrerer 
neuen Provinzen gekommen war, nicht fogleich die früheren 
Provinzial: Landftände durchaus wieder herftellte, noch im 
Sinne ihrer zu Wien abgegebenen Erklärungen und bed Art. 
13 der Bundesacte eine allgemeine ftändifche Verfaſſung ald= 
bald darauf gründete, fo lag der Grund dieſer Zögerung 
ohne Zweifel in den eigenthuͤmlichen Hinderniffen , welche die 
Berfchiedenheit der älteren Provinzial» Berfafjungen und de= 
ren für die neuere Zeit mangelhaft gewordene Einrichtung 
ihrem gleich anfangs ausgefprochenen Wunſche entgegen: 
festen. | | 
Rehberg, zur Gefchichte des Königreichd Hannover ©. 
101. f. f. . 
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Indeſſen waren jene Hinderniffe in dem Patente vom Jahre 
4819 nur halb überwunden, und erfi dem Grundgefege vom 
Sabre 1833 ſchien es gelungen zu ſeyn, die wiberftreitenden 
Intereffen in einer mehr auf die Wirkfamkeit der gefammten 
Stände gebauten Verfaſſung zu vereinigen, während jetzt 
Seine Majeftät König Ernft Auguft wieder mehr dem frühes 
ren Syſteme der Provinzial» Verfaffung den Vorzug zu ges 
ben fcheinen. 

Was den Streit um Provinzials oder allgemeine Stäns 
be betrifft, . von welchen die erfteren im Grundgefeße Feines» 
wegs audgefchloffen find ($. 73— 82), fo läßt fih Manches 
für die einen, wie für die anderen anführen. 

Der Preußifhe Staat Fennt auch jest nur Provinzial⸗ 
Stände, wie dies früher im Churflaate Hannover der Fall 
war; allein man barf nicht mißfennen, daß die provinziellen 
Berfchiebenheiten in der Preußifchen Monarchie bedeutender 
find, als die im Königreiche Hannover; und wenn die Königs 
lich Preußifche Regierung bis jegt nicht flr zwedimäßig ges 
funden hat, ihren Unterthanen eine gemeinfame ftändifche Ver: 
tretung einzuräumen, fo kann bied nicht für Hannover ents 
ſcheiden, wo von der Regierung ganz fpecielle ER 
gen diesfalls eingegangen find. 

Schon in dem Schreiben Seiner Königlichen ‚Hoheit 
des Prinzen Regenten vom 12. Auguft 1814 ward zur Vers 
einfahung der Landes: Abminiftration angeordnet, 


„daß Fünftig alle allgemeinen Landes = Angelegenheiten, . 


fofern fie nach der bisher beſtandenen Verfaſſung einer 
Berathung mit den Staͤnden bedurften, einer Verſamm⸗ 
lung von Landſtaͤnden aus allen Provinzen vorgelegt 


und von denſelben zum Schluß gebracht werden ſollen.“ 
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 (Rehberg) zur Geſchichte des Königreichs — wol 
tingen 1826 Beilage N. 2. 

Diefem entfprach die von den allgemeinen Ständen nach dem 

Eintritte der Oftfriefifchen Deputirten am. 21. Devber 1816 


abgegebene Erklärung: 


daß alle von den verfammelten Ständen bes Königreichs 
gefaßten und noch ferner zu faffenden Befchlüffe für das 
ganze Königreich, mithin auch für die Provinz Oſtfties⸗ 
land verbindend feyen, felbft dann auch, wenn eini: 
ge oder alle Deputirten dieſer Provinz nicht. erfcheinen 
follten. 

Actenſtuͤcke des Proviſ. Landtags I. S. 33. 

Eben fo beſtimmt das Patent vom 7. December 1819 $. 6: 
Über alle das ganze Königreich betreffende zur ftändis 
ſchen Berathung verfaflungsmäßig gehörende Gegens 
flände wird nur mit den allgemeinen Ständen des Kö: 
nigreichs communicirt; bagegen alle diejenigen Angeles 
genheiten, welche nur die eine, oder die andere Provinz 
angehen, und zu einer ftändifchen Berathung geeignet 
find, auch fernerhin. an die betreffenden Provinzial-Land⸗ 
haften werben gebracht werden. Und: gleihwie es 
überhaupt Feineswegs Unfere Abficht ift, eine neue, auf 
Grundfägen, welche durch die Erfahrung. noch nicht bes 
währt find, gebaute ftändifche Verfaffung einzuführen, 
alfo fol auch die allgemeine Stäudeverfammlung im 
MWefentlichen kuͤnftig diefelben Rechte ausüben, welche 
früherhin den einzelnen Provinzial: Landfchaften, fowie 
auch der biöherigen proviforifchen Ständeverfammlung 
zugeflanden haben, namentlich das Recht der Verwilli= 
gung der, Behuf der Bedürfniffe des Staats erforderlis 

‚ Gen Steuern, und der Mitverwaltung derfelben, unter 
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verfaffungsmäßiger Concurtenz und Aufficht der Lan⸗ 

desherrſchaft, das Recht auf Zuratheziehung bei neu zu 

erlaffenden;, allgemeinen Zandeögefegen, und das Recht 

über die, zu ihrer Berathung gehörigen, on. 6 

Borftelungen ‘an Uns zu bringen, 

Schon vor dem Örundgefege und zwar. feit 1814 wa⸗ 
ven alfo allgemeine Stände in Hannover. eingeführt, waͤh⸗ 
end die Wiedererwedung und theilweife nette Organifation 
der Provinzials Landfchaften „welche in den Friegerifchen Zei⸗ 
ten eingefchlummert waren, ausgefegt blieben, bis die allge: 
meinen Stände in Wirkfamfeit waren, 

Die Regierung glaubte durch die Einberufung einer’ all⸗ 
gemeinen Ständeverfammlung nicht bloß ihren Unterthanen 
eine Wohlthat und einen Beweis von Butratieh zu erzeigen, 
fondern fie fand audy jene Einführung zum Zwecke einer ver: 
befferten Landes⸗ Adminiftration felbft für nothwendig, und 
die allgemeinen Stände haben fich von dem Nugen und von 
der Nothwendigkeit der Einrichtung nicht minder überzeugt. 

S. das oben cit. Königliche Schreiben von 1814. 
Nehberg a. a. DO. ©. 140 — 142. 
Durch Referipte vom 19. Detober 1818 wurden nun zwar 
die Provinzial: Stände infomweit wieder hergeftellt, 

als die Verhältniffe derfelben zu der Verſammlung von 

Deputirten aller Stände des Königreichs verfiatten, wel: 

che letzte das ganze Land zu vertreten und über dasſelbe 

Befchlüffe zu faffen und zu höchfter- Prüfung und Ents 

ſchließung vorzulegen habe. 

Gedr. Eingabe an die Bundesverflg, ©. 41. 
Allein noch zur Zeit des Staatögrundgefeged waren bie pros 
vinziallandfchaftlichen Einrichtungen nicht überall. vollendet 
und es follten deshalb fowohl, ald auch wegen angemeffener 
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Verbindung bisher getrennter Landfchaften unter Mitwirkung 
von Abgeordneten der betreffenden Landestheile Einleitungen 
getroffen werben. (8. ©, $, 74.) Eben fo ſchrieb · dag 


denſelben einzufuͤhrenden Curie binnen drei Jahren auf ver⸗ 
faſſungsmaͤßigem Wege naͤher feſtgeſtellt und zu dem Ende 
zwiſchen der Regierung und den einzelnen Landſchaften wei⸗ 
tere Verhandlungen gepflogen werden ſolle. Im Übrigen 
aber. wurden in dem Staatögrundgefege den Provinzial⸗Land⸗ 
ſchaften vorbehalten diejenigen ſtaͤndiſchen Rechte, welche 
nicht auf die allgemeine Ständeverfammlung übergegan: 


te aller lediglich bie ſpeciellen Verhältniffe der Provinz bes 
treffenden Gefege, infoweit ſolche nicht blos voruͤbergehende 


moͤglichkeit. Auch wuͤrden die beſonderen Freiheiten, welche 
mehrere Staͤnde, z. B. die Oſtfrieſiſchen, voraushaben, die 


Exemtionen einzelner Claſſen z. B. der Ritterſchaft, der gro⸗ | 


Ben Städte, Die mangelhafte Vertretung des Bauerſtandes 
in mehreren Provinzen, beſtaͤndig die Eiferſucht der andern 
Provinzen und Staͤnde naͤhren und am meiſten der Regie— 


rung ſelbſt laͤſtig ſeyn, welche mit den nuͤtzlichſten Geſetzes⸗ 
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Vorſchlaͤgen, bie fie an bie verfchledenen Landfchaften zu 
bringen hätte, zunerfichtlich bald da bald dort Anftoß erregen 
würde, ohne dad Gewicht ihrer hohen Stellung und die nuͤtz⸗ 
liche Erfindung der neueren Staatötheorie, den Grundfag 
des Repraͤſentativ⸗Syſtems, gegen den Particulariömus der 
zerftreuten Stände im die Waagſchale legen’ zu Fönnen, Kurz 
das große Werk der Bereinigung, woran frühere Fürften, 
namentlich der erfte Churfürft Ernſt Auguſt, vergebens ges 
arbeitet, würde wieder zertrümmert werben, weil ed ber 
höchftfelige Stifter des Staatögrundgefeges verfäumt hatte, 
die Einwilligung Seines jüngeren Bruders, des jet regies 
renden Königs Majeftät einzuholen! 

Daß dies nicht in der hohen Intention Seiner Majeſtaͤt 
liege, glauben wir, bei Ihren mehrfach ausgeſprochenen 
wohlwollenden und gerechten Geſinnungen, nicht annehmen 
zu müffen. Aber wodurch unterſcheidet ſich nun die von der 
neuen Regierung beabſichtigte Einrichtung hinſichtlich der Pro⸗ 
vinzial⸗Staͤnde von der grundgeſetzlichen? 

Nicht darin, daß Provinzialſtaͤnde neben allgemeinen 


Staͤnden beſtehen, oder darin, daß die Rechte der Letzteren 


erweitert werden, wie das Patent vom 1. November 1837 
erwatten laͤßt; denn der neue Entwurf einer „Verfaſſungs⸗ 
Urkunde für dad Königreich Hannover‘ beftimmt über die 
Rechte der Provinzial Landfchaften gar nichts, ſondern wies 
derholt nur, baß bie DOrganifation berfelben und die ihnen 
zuftehenden Rechte auf verfaffungsmäßigem Wege feftgeftellt 
werden follen, ohne aber zu fagen, welcher Weg der verfafz 
fungsmäßige ſey, oder welche Befugniffe bei diefer Feftitel- 
lung fchon den Provinzial» Landfchaften zulommen, ob folde 
namentlich dabei eine berathende oder auch eine entfcheidende 
Stimme haben. (8.59 —61.) Die Beflimmungen des 
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Grundgeſetzes uͤber die kuͤnftige Einrichtung der Landſchaften, 
welche auch in dieſer Hinſicht als maaßgebend — wur⸗ 
den (G. G. 8. 75— 77), find weggelaſſen. 
Aber auch der Wirkungskreis der allgemeinen Stände 

iſt nicht mit Sicherheit ausgefhieden. Es werben nämlich 
bahin nur ‚folche Geſetze gerechnet, welche bie Steuern des 
Königreich8 und folche Gegenftänbe betreffen, bie, in Ge 
mäßheit der Entſcheidung des Königs, allgemei: 
ner gefeglicher Beftimmungen bedürfen und daher. der Geſetz⸗ 
gebung. ber einzelnen Provinzial: Landfchaften nicht Fönnen 
überlaffen werden. Dagegen fol jener Wirfungsfreis, was 
dad Patent vom 1. November 1837 noch nicht angekündigt 
hatte, nunmehr nach dem Entwurfe der Regierung gegen: 
über wefentlich befohränft werden. ‚Mit Audnahme ders 
jenigen Gefege, welche die zur. Beftreitung der Bebürfnifle 
bes Staates erforderlichen Steuern des Königreich betreffen, 
ſollen nämlich die Stände nur ein Recht auf Zurathe⸗ 
zie hung haben, und auch in biefem — folgende Weiſe ein⸗ 
geengt ſeyn: 

: a) dasſelbe fol ſich nur a den — In⸗ 
halt der den Staͤnden mitgetheilten eur 
tzes⸗Entwuͤrfe beziehen, 

b) Solche Geſetze, welche ohne Beirath ber —— 
Stände erlaſſen worden find, alfo wohl die meiſten bis⸗— 
herigen Gefege, fol der König allein e.. oder ins 
terpretiren dürfen, 

c) Gefeges = Entwürfe fönnen nicht, wie nach dem Grunds 
gefehe, auch von ben Ständen an ben König gebracht 
werben, fondern nur umgekehrt. 

Entwurf $. 91— 9. | 

Es verſteht fich von felbft, daß diefe Änderungen den grund 
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geſetzlichen Ständen von der Königlichen Regierung jederzeit 
koͤnnen vorgefchlagen werden. "Allein, ſo lange dieſelben nicht 
in gehoͤriger Form auf zwei nach einander folgenden Landta⸗ 
gen verabſchiedet ſind ; haben ſie Beine" Geſetzeskraft. Was 
dagegen die eben dadurch angefochtenen Beſtimmungen des 
Staatögrumdgefeßes-betrifft, ſo koͤnnen diefe bis dahin, daß 
etwas Anderes: an ihre Stelle getreten;; nicht wohl entbehrt 
werben; denn ein Grund, in dieſer Beziehung bie. Berfaf: 
fung vom Jahre 1819 wieder herzuftellen, iſt nicht gegeben, 
Allerdings räumt diefe in ber oben angeführten ‚Stelle. den 
allgemeinen Ständen: gleichfalld nur: das: Recht auf Zura⸗ 
theziehung bei neu zu erlaffenden:allgemeineri Landesge⸗ 
fegen ein, und es fcheint fomit die Königliche Regierung fich 
im dem Rechte der Legislation durch das: Grundgefeg weiter 
beſchraͤnkt zu haben, als dies ſchon früher der Fall war; in⸗ 


dem dasſelbe den ganzen weſentlichen Inhalt eines neuen Ge⸗ 


ſetzes von der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung abhaͤngig macht. 
Allein darin wuͤrde noch keine Laͤſion und daher auch kein 
Reſtitutionsgrund für den Nachfolger liegen, welcher vers 
möge des Princips der Legitimität nur ein Recht auf.die ges 
fegmäßige Succeffion in der Regierung , nicht aber auch auf 
eine beftimmte Form der Ausübung derfelben hat, die viels 
mehr von der jeweiligen Gefeßgebung und DVerfaffung des 
Staats abhängig ift, wobei der Nachfolger im Allgemeinen 
nur infoweit zu concurriren hat, als ihm verfaſſungsmaͤßig, 
etwa in einer der ftändifchen Kammern, eine gewiffe Mitwirs 
fung eingeräumt, oder ald er von dem Inhaber der Regies 
rungsgewalt verfaffungsmäßig zur Mitregierung berufen iſt. 
Zwar ift hier und da der Gonfens der Agnaten zu: Vers 
faffungsänderungen eingeholt worden, wie 3. B. zu dem 
MWürtembergifchen Erbvergleih vom Sahre 1770. 
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- Sammlung ber würtembergf. Staatögrundgefege von — 

ſcher Bd. IL. ©. 605. 609. 610. 
woraus dann fpäter die Agnaten ein Recht, auf Wiederher⸗ 
ſtellung der erbländifchen Verfaſſung zu dringen, hergeleitet 
haben. | | 

Hiftorifch rechtliche Sacherklaͤrung über die Pflichten und 

Rechte der Agnaten ber würtemberg. eg 

milie. London und Paris 1817. 

Allein, wo jenes geſchah, war bie Abficht dabei in der Res 
gel nur bie, eine größere factifche Sicherheit für die conſentir⸗ 
ten Rechte zu erhalten, nicht aber, als ob ohne jenen Conſens 
die neuen Berfafjungs » Beftimmungen keinen rechtlichen Bes 
ftand hätten, und wenn auch ausnahmöweife eine andere 
Meinung fich geltend gemacht haben follte, wie z. B. in den 
Erläuterungen der Kaiferlihen Hofs Commiffion zu dem ges 
bachten Erbvergleich (im Eingang und $. 65), 

Paulus, Haupturkunden der würtemberg. Landeögrunds 

Verfaſſung Abth. II. ©. 33. 90 und 91. | 
fo kann doch biefer nicht im Widerfpruche mit dem Begriffe 
der monarchifchen Gewalt und mit den allgemein, auch von 
ben Reichögerichten, anerkannten Grundfägen über Das Rechts⸗ 
verhältniß des Regierungsfolgerd ($. 6.) ein rechtliches Ges 
wicht beigelegt werben. 

Übrigens läßt fich fogar nicht einmal darthun, daß das 
ftändifche Recht der Zu ſtimmung zu den Gefegen erſtmals 
durch das Srundgefeß gefchaffen worden fey; denn, wenn 
fhon es immer noch Schriftfteller giebt, welche behaupten, 
daß den Ständen überall urfprünglich nur eine Befugniß des 


Rathertheilens, welche von felbft wieder durch dad Rathfus 


chen von Seite bed Landeöheren bedingt wäre, aan 
ſey, | 
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* Bemerkungen über die ältere fländifche Berfaffung ! in Def: 
fen, Berlin 1836. ©. 48. f. 
Maurenbrecher, beutfches Staatörecht $. 155. 
fo ift doc) diefe Behauptung alles Hiftorifchen Grundes ents 
bloͤßt, mag man nun zu den alten Volksrechten zuruͤckkehren, 
wo die Volfsverfammlung ‚'. gebildet durch die freien Stände 
_(nobiles und ingenui) den Mittelpunct aller-öffentlichen Ges 
fchäfte bildete und wo ed Grundfag war: lex consensu po- 
puli fit et constitutione regis; 
 Caroli II Edietum Pistense de anno 864. cap. 6 bei 
Pertz, Monum. Germ. Legum tom. I p. 490. 
Dal. Lex Alamannorum Tit. 41: „Sie convenit duci 
et omni populo.“ 
oder mag man ben Zuftand nach Entflehung der Landeshos 
heit in’8 Auge faffen, welche keineswegs urfprünglich eine 
geſetzgebende Gewalt in fih ſchloß, fondern folche nur von 
der Autonomie der Volksgemeinden entlehnen konnte, aus 
deren Zerfall fie hervorgegangen war. Auch jest noch waren 
übrigens einzelne Überrefte der alten Volfsrechte übrig ges 
blieben, und hierunter namentlich bas Recht der Mitwirkung 
der freien Landſaſſen an allgemeine Landes s Angelegenheiten 
auf den fogenannten Randtagen (placita terrae). Hierauf 
bezieht fich die Verordnung Kaifer Heinrichs VII vom 1. Mai 
1231, worin mit Einwilligung der Fürften feftgefest ift: 
ut neque principes neque alii quilibet constitutiones 
vel nova jura facere possint,: nisi meliorum et ma- 
jorum terrae consensus primitus habeatur. 
Pertz ]. c. tom. II. p. 283. | 
Vergl. Eichhorn, deutfche Staats- und Rechtsgeſchichte 
Thl. 11. $. 264. 
Es iſt zwar häufig auch blos von einem Rathe in Urkunden 
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die Rebe, wie 3. B. in dem nn K. — vom 
24. März 1287: 
Swaz auch die Furfte oder die kantberrent in irem Tande 
mit der herren rate fezzent und machent diefem 
: Iantfrieden zu bezzerunge vnd zu veflenunge, daz müs 
gen fie wol tun, und damitte brechen j ie des — 
nicht a = 
Periæ l.c. p. 452. | 
Allein, „ob der Landesherr bei gewiffen Angelegenheiten dies 
fen Rath zu hören, ob er ihn zu befolgen verbunden war, 
darf man nicht erſt fragen: denn es verftand fich von felbft, 
daß, um mit Sicherheit auf die Mitwirkung feiner Vafalen 
(und übrigen Stände) rechnen zu fönnen, er fie zuvor für 
feine Anfichten gewonnen haben mußte." 
. Eihhorn a. OD, $. 309 a. E. 
Vergl. Poffe, über das Staatseigenthum und dad Staats⸗ 
repräfentationsrecht. Roftod und Leipzig 1794. S. 179. 
Furth, die Minifterialen, Cöln 1836. $. 106 — 112. 
Allerdingd waren es vorzugäweife die Lehens- und Dienſt⸗ 
mannen, welche mit dem Landesherrn in unmittelbare Vers 
‚ bindung traten und deshalb in allgemeinen Angelegenheiten 
mitwirften. Allein, wenn auch die lanbfäffigen Städte, 
Stifter und Klöfter fich nicht fogleich. ald Theile eined großen 
Ganzen, der Landeögemeinde, fühlten, weil jede diefer Körs 
perfchaften wieder in einem eigenthümlichen Verhältniffe zu 
dem Landesherrn fand, fo waren fie. doch fomwohl nach Außen 
ald nach Innen theild durch fchriftliche Privilegien, theils 
durch das Herfommen ziemlich gefichert und namentlich im 
Befige einer fehr ausgedehnten Autonomie, gegen welche bie 
heutige Theilnahme an der allgemeinen Gefeggebung kaum in 
Betracht kommen Fann. 


0 
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Durch das aufgenommene Roͤmiſche Recht ward zwar 
jenes Autonomierecht, wovon auch die Hannoverſchen Land⸗ 
ſtaͤnde vielfach Gebrauch gemacht haben, mehr und mehr ver⸗ 
dunkelt und in den Hintergrund geſtellt. Dagegen haben 
nunmehr die repraͤſentirten Stände durch ihr Votum bei pro⸗ 
pinziellen Landeseinrichtungen und Landesorbnungen mitges. 
wirft, und diefe provinziellen Quellen wurden bis daher mit 
fo vieler Schonung behandelt, daß fie noch jebt vor dem 
Landesrechte und dem. gemeinen Rechte zur man 
fommen, 

Grefe, Leitfaden zum Studium des Hannoverfchen Pri⸗ 

vatrechts Thl. J. ©. 21. f. 

Übrigens iſt nicht zu leugnen, daß manche uralte Rechte der 
Stände, insbefondere dad — der Zuflimmung zu neuen Ges 
fegen, feit dem 17. Jahrhundert da und dort in Abnahme ges 
rathen oder wegen mangelnder Entwidelung der landftändis 
hen Berfaffung niemals in den Formen ber legteren zur Aude 
übung gekommen find. Doch wurde auch von denjenigen, 


welche als Regel nur ein Recht des Beiraths anerkennen wolls 


ten, ftetö zugegeben, daß nach den Grundgefegen mehres 
rer monarhifcher Staaten Deutfchlands die Landftände ald 
Zheilnehmer an der gefeggebenden Gewalt be 
trachtet werben müflen, und daß, wenn Streitigkeiten zwis 
[hen Landesherrn und Landfländen über die Concurrenz zur 
Gefeßgebung entflehen, ſolche von ben — zu 
entſcheiden ſeyen. 
Leiſt, teutſches Staatsrecht $. 93. 

Was insbefondere die Landftände in den Hannoverfchen Pro: 
vinzen betrifft, fo fand bei denfelben, wenigftens theilweife, 
eine ausgefprochene Mitwirkung zur Gefeßgebung Statt, und 
zwar nicht etwa blos in Folge einer-jedeömaligen freiwiligen 
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Zuratheziehung: von Seite der Regierung , welche diefe eben 
fo gut hätte unterlaffen können, fondern in Gemäßheit einer 
ausdrücklichen Anerfenntniß derfelben, welche jedoch weniger 
‚eine befondere Gonceffion zu feyn ſchien, als vielmehr bereits 
Beftehendes vorausſetzte; wie es fich denn in der That wohl 
von felbft ergeben mochte, daß diejenigen Staͤnde, welche fich 
fonft felbft Gefege gegeben hatten, nunmehr au ein Wort 
mitzufprechen haben, wenn es fi von allgemeinen, auch für 
fie verbindlichen Satungen handle, und daß auf diefelbe 
Weiſe, wie die Reihögefege der Einwilligung der Reichöftände, 
fo die Landesgeſetze des Eonfenfes der Landflände bedürfen. 

Nicht nur entfpricht daher auch die Form der alten Land⸗ 
tags = Abfchiede ganz der der Neichötags = Abfchiede, fondern 
es warb auch den Lüneburgifchen Ständen von Herzog Ernft 
im Jahre 1592 ausdrüdlich zugefagt, ohne derfelben (Räthe 
und Landfchaft) „Wiffen und VBollworth" fonften Feine 
neue Gonftitution oder Ordnung machen oder publiciven zu 
lahen. 

Jacobi, Sammlung — Landtagsabſchiede Thl. J. 

S. 341. 

Und dies iſt bis ſpaͤthin als Regel beibehalten worden. 
v. Bilderbeck a. a. O. ©. 244. 

Eine gleiche, wiewohl minder beſtimmt ausgedruͤckte 
Mitwirkung fand im Calenbergiſchen Statt nach dem Zeugnif: 
fe der Landtags = Abfchiede von den Jahren 1628 und 1639 
bei 

Dfeffinger, Hiftorie des Braunſchweig⸗ Lüneburgifchen 

Haufes, Thl. III. ©, 292 und 293. 330 und 332. 
Auch in der neuen Hannoverfchen Provinz Oftfriesland, - wo 
die auf Volksgemeinden gebaute alte Verfaffung am längften 
fi erhielt und namentlich durch dad Recht der freien Sagung 
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ober Willkuͤhr auf den allgemeinen Landtagen zu Upftallesbom . 


bei Aurich bis fpäthin fich geltend machte, war es, nachdem 
die Landeshoheit endlich auch dort fich feftgefest hatte, immer 
noch Grundfaß, daß neue Verordnungen nur mit Confens 
und Bollmworth ber Prälaten, guten Männer und Häupts 
linge zu Stande kommen konnten. 

 Oftfriefifches Landrecht Gap. 46. 

Borbericht dazu von Wicht $. 52. 

Bei Befisnahme Oftfrieslands von Seite Preußens im Jahre 
1744 wurde fogar den Landftänden das für diefe Zeit außers 
ordentliche Zugeftändniß gemacht, daß Alles, was auf dem 


Landtage in allgemeinen Landesfachen nach Landtagsrecht per 


majora abgehandelt und beſchloſſen fey, zur Execution ges 
bracht und Seine Majeftät ſolches ohne die geringfte Änderung 
— wollen. 
Frieſe, Oſtfries⸗ und Sarlingerland I. © 83. Eingabe 
ande BB. ©.72. 

Wenn wir nun freilich das Hannoverfihe Patent vom 
Sabre 1819 für fich betrachten, fo koͤnnte es fcheinen, daß 
bie allgemeinen Stände dad Recht der Einwilligung zu 
neuen Gefesen nicht haben follten, fondern blos ein Recht 
auf Buratheziehungz und, obfchon 

Maurenbrecher, (deutfches Staatsrecht $. 155 Nr. 3) 
behauptet, daß unter dem Rechte des Beiraths verftanden 
fey das Recht, „alle Gefege über Privat: und Griminalrecht 
zu begutachten, alfo auch (?) folche zu verwerfen,“ fo 
hat fich doch die Königliche Regierung, wie es fcheint, in der 
Periode von 1819 bis 1832 durchaus nicht hieran gehalten. 

Auch wir geben zu, daß unter dem Rechte der Stände, 

zu Rathe gezogen zu werden, möglicher Weiſe auch verftanden 

feyn Fonnte die Befugniß, landesherrliche Geſetzes-Vorſchlaͤge, 
14 
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welche ihnen jedenfalls vorgelegt werben mußten, , zu beguts 
achten, alfo auch für übel zu achten, nicht aber fie mit Erfolg 
zu verwerfen. Doch haben wir mehrere Gründe, welche uns 
an der Richtigkeit diefer Auslegung zweifeln Laffen, und wie 
koͤnnen nicht umhin, auch hierauf aufmerkffam zu machen, 

Erweislid haben, wie wir oben gefehen, einzelne 
wenn auch nicht alle Provinzial: Stände in den nunmehr 
vereinigten Hannoverfchen Provinzen das Recht der Zuſt im⸗ 
mung wirklich gehabt und ausgeübt. Da ed nun nicht bie 
Abficht der Königlichen Regierung war, die politifchen Ereig⸗ 
niffe feit dem Jahre 1802 zu benugen, um die Rechte ihrer 
Unterthanen zu fehmälern, da vielmehr erflärtermaaßen bie 
frühere ftändifche Verfaſſung beibehalten werden follte, fo 
muß allerdings folgerecht angenommen werden, daß mit den 
übrigen fländifchen Rechten auch das der Einwilligung in neue 
Geſetze wenigftens den früher diesfalls berechtigten Ständen 
wieber habe eingeräumt werden wollen. 

Aber auch dafür, daß jenes Recht auf die allgemeine 
Ständeverfammlung habe übertragen werden wollen, fpricht 
Einiges, namentlich die wiederholt, auch in dem Patente vom 
7. December 1819 ($. 6) gegebene Erklärung, daß die allges 
meine Ständeverfammlung „im Wefentlichen Fünftig diefelben 
Rechte ausüben folle, welche früherhin den einzelnen Provin⸗ 
ziallandfchaften zugeftanden haben.” Zu den wefentlichen 
Rechten einzelner früherer Provinziallandfchaften gehört naͤm⸗ 
lich auch das der Theilnahme an der Gefeßgebung, und wollte 
der allgemeinen Ständeverfammlung nun. diefes Recht nicht 
mehr geſtattet werden, fo würden in der That jene Stände 
binfichtlich allgemeiner Gefege gegen. obigen Grundſatz das⸗ 
ſelbe verlieren. 

Zwar iſt unmittelbar in Verbindung mit dem eben Ange⸗ 
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führten in bem Patente erwähnt das Recht auf Zurathezies 
hung; allein, wenn diefer Ausdrud fchon an fich auch die Ers 


klaͤrung zuläßt, daß dabei ein wahres Einwilligungsrecht zu‘ 


denken iſt, fo Spricht hiefuͤr noch insbefondere, daß die Hanz 
noverfchen Bevollmächtigten auf dem Wiener Gongteffe ein 


„Stimmrecht bei neu zu: verfaffenden Geſetzen“ für die _ 


Deutfchen Ständeverfammlungen in Anfprud nahmen, und 
die. Erflärung des Prinzen Regenten in dem Schreiber vom 
5. Sanuar 1819 die Einrichtung der künftigen allgemeinen 
Ständeverfammlung betreffend, (Pöliga a. D.C. 269 
daß esnicht in dem Plane liege, Hauptveraͤnderungen in dee 
Gonftitution eintreten zu laffen, nach welcher den Ständen 
das Recht der Steuerbewilligung und der Theilnahme an 
der Gefeggebung zuſtehe. 

Kann nun freilih auch en Stimmrecht ſowohl auf 
ein confultatives ald auf. ein deciſives Votum bezogen und 
eben fo die Zheilnahnre an der Gefeßgebung als eine mehr 
oder minder entfernte gedacht werden, ſo iſt doch gewiß, daß 
nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche die eben gedachten 
Ausdrücke mehr befagen, als ein bloßes Necht der Gonfuls 
tation oder Berathung, welches dem Landesherrn auch ge—⸗ 
ftattete, ganz abweichende Ge Iede zu machen und in Ausfühs 
sung zu bringen. 

Was endlich. den Ufus von 1819 bis 1832 betrifft, fo 
ſcheint diefer allerdings dem ftändifchen Rechte der Zuſtim⸗ 
mung nicht günftig gewefen zu feyn, ‚indem die Regierung 
fowohl in allgemeinen als Provinzial: Angelegenheiten eins 
zelne gefegliche Verfügungen ohne jene Zuftimmung erließ. 
Allein, abgefehen davon ,- daß felbft dann, wenn ein fländis 
ſches Zuwilligungsrecht bei allen und jeden Gefeßen angenom« 
men wird, immer noch barüber, was materiell in bad Ge: 

14 * 
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biet der Geſetzgebung gehört, verfchiedene Anfichten möglich 
find, fo kann doch aus der einfeitigen Handlungsweiſe der 
Regierung oder auch aus dem mehrmaligen Nichtgebrauch eis 
ned Rechts der Stände nicht ſchon auf die Nicht» Eriftenz dies 
fe Rechts felbft gefolgert werden. Übrigens ward von ber 
erften Kammer im Jahre 1821 die Zuflimmung zu allen Ge: 
fegen in Anfpruch genommen; und, wenngleich diefelbe nach⸗ 
ber mit der zweiten Kammer zu dem Befchluffe fich vereinigte, 
daß nad) der im Patente vom 7. December 1819 enthaltenen 
auf frühere Verfaffung fi gründenden Königlichen Erklaͤ⸗ 
rung ihre ausdrüdlihe Zufliimmung und Billigung ohne 
Zweifel bei einem Landesgefege erforderlich fey, durch wels 
ches, wie dur dad Militair » Gefeg vom 14. Juli 1820 den 
Unterthanen eine Laft auferlegt werde, 
Gedr. Eingabe an die B. V. ©. 45. 
fo kann doch auch hieraus nach dem Grundfaße: unius po- 
sitio non est alterius exclusio nicht gefolgert werben, daß 
die Stände auf das Recht zuanderen Gefegen ihre Einwil« 
ligung zu geben, verzichtet, fondern nur, daß fie dad Zus 
ffimmungsredht in obigem Falle für unzweifelhaft 
gehalten haben. | 
War aber das fländifhe Zuſtimmungsrecht vor dem 
Grundgefege vom Jahre 1833 auch nur ein zweifelhaf— 
tes oder beftrittenes, fo kann man nicht fagen, daß das⸗ 
felbe durch diefes Grundgefeg überall erft in Hannover ein⸗ 
geführt, fondern nur, daß eine zuvor ſchon mögliche Inter: 
pretation des Patents vom Jahre 1819, welche überdies auch 
noch durch die Analogie auswärtiger Verfaffungsgefege jener 
Zeit unterftügt wird, die den Ständen ein wirkliches Zuftim- 
mungörecht eingeräumt haben (3. B. Baiern, Baden, Wuͤr⸗ 
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temberg) zur — oder authentiſchen gemacht 
worden ſey. 

Am allerwenigſten darf man annehmen, daß die Koͤnig⸗ 
liche Regierung Änderungen an Verfaſſungs⸗Geſetzen, 
wie namentlich eine Abänderung an dem in dem Grundges 
fege von 1833 den Ständen nunmehr definitiv übertragenen 
Einwilligungsrechte von ihrer Willführ habe abhängig machen 
wollen; denn, noch bevor dad Grundgefeß auch hierüber dau⸗ 
ernde Normen gegeben, war in ber auf höchften Befehl ers 
laffenen Proclamation vom 4. Februar 1831 erklärt worben: 

daß Seine Majeftät am allerwenigften geftatten Fönnen, 

daß Veränderungen in der befiehenden Landes s Verfaf: 
fung auf tumultuarifche Weife begehrt werben, da Allers 
hoͤchſt Ihren Unterthanen nicht unbekannt feyn Fönne, wie 
es zu ihrer eigenen Sicherheit gereiche, daß in ben Staas 
ten des Deutfhen Bundes Veränderungen in ben befte 
henden Landes = Verfafjungen nur auf verfaffungsmäßis 
gem Wege, das heißt nach gehöriger Berathung und 
mit Einverfiändniß der Landflände ‚verfügt wers 
den koͤnnen. 
Hannov. Geſetz⸗ Sammlung N. 4 ©. 12. 


$. 10. 
i d) Mit Rüdficht auf dad Rechts» Verhältniß der ——— 
æx) Geſchichtliche Ratur der Deutſchen Kammergüter überhaupt, insbeſondere 
in Hinblick anf Hannover. . 
Der wichtigfte Einwand wider bie Gültigkeit des Staats: 
grundgefeges betrifft ohne Zweifel das Rechtsverhältniß der 
Domainen. In diefer Beziehung will dad Patent vom 
4. November 1837, daß aus den Einkünften der Domainen 
nur Zuſchuͤſſe zu den Staatöbebürfniffen erfolgen follen, 
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während in dem Grundgefege ($. 122—124) fämmtliche 
zu dem Königlihen Domanio gehörigen Gegenftände für 
Krongut erklärt find, defien Einkünfte ohne Ausnahme zum 
Beften des Landes verwendet werben follen. Hienach fcheint 
Seine Majeftät, der König Ernſt Auguft, wie auch aus dem 
neuen: Berfaffungs » Entwurfe ($. 103 f.) hervorgeht, "bie 
Domainen des Königreich Hannover als Familiengut in Ans 
fpruch nehmen und der Krone wieder entziehen zu wollen, 

Sofern vor dem Grundgefeße die fogehannten. Domais 
nen —. oder (nach ihrer althifterifchen Benennung) Kammer: 
guͤter Privateigenthum der regierenden Familie gewefen feyn 
follten, mußte man allerdings annehmen, daß in jener grunds 
gefeßlichen Beftimmung eine wahre (qualificirte) Veraͤuße— 
rung liege, wozu ber jeweilige Negent nicht für fich berechs 
tigt, zu deren Aufruf vielmehr der Nachfolger, falls fie nicht 
mit feiner Einwilligung oder aus dringender Noth oder zum 
Beften des Staatd gefchehen, befugt ift. 

So wenig nämlich die Deutfchen Stammguts= Grund: 
fäse auf die Wirffamkeit wahrer Regentenhandlungen von 
Einfluß feyn Fönnen, und fo wenig daher: die Beftätigung 
folher Handlungen dur ‚den Nachfolger an dem Beftande 
berfelben überall etwas ändern kann, da nur die Gefeglich: 
keit derfelben tiber ihren Werth oder Unwerth entfcheidet, fo 
ſehr muß man doch andererfeit3 da, wo der Regent nicht in 
diefer Eigenfchaft, fondern als Familienhaupt handelt, bie 
eventuellen Rechte der Agnaten gegen nachtheilige Verfüguns 
gen besfelben in Schuß nehmen. 

Die Borfrage iſt nun freilich dies welche Rechte übers 

all an den landeöherrlichen Kammergütern den Nachges 
borenen zufommen und wer als Subject des aan 
an benfelben zu betrachten 
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Denn, je nachdem biefe Frage beantwortet wird, muß 
fi) auch das Verfuͤgungsrecht des Landesherrn über die Dos 
Mainen verfchieden geftalten; und, wenn fchon manche Schtift: 
fieler geradezu die Regalien und Kammergüter der Fürften 
dem Widerrufd: Rechte der Agnaten unterworfen haben, und 
hierunter felbft folche Schriftfteler, welche im Übrigen, den 
Unterfchied zwifchen Öffentlichen und Privat = Handlungen der 
Regenten feft halten und die Kammergüter als zum Ber: 

«“nögen betrachten, wie 3. B. 

v. Kamptz a.a.D. ©. 235. 
fo ift. doch nicht einzufehen, warum jener Unterfchieb gerade 
da verlaffen werden foll, wo er zunäcft praftifch werben 
koͤnnte, oder warum im Widerfpruch mit bem anerkannten 
Grundprincipe der Regent nicht ganz ald öffentliche, bezie- 
bungsweife als Privatperfon betrachtet werden fol, je nach⸗ 
bem er über Staats: ober über Privat s Bermögen dis⸗ 
ponirt. 

Die Anſichten der Schriftſteller ſind, was die oben aus⸗ 
gehobene Frage betrifft, hauptſaͤchlich eben mit Ruͤckſicht auf 
die möglichen Folgerungen, ſehr getheilt. Während die groͤ⸗ 
Bere Anzahl älterer und neuerer Staatsrechtslehrer die Kam: 
mergüter flr Privat » Eigenthum der regierenden Familie erz 
klaͤren, jedoch mit der inhärirenden Beſtimmung, zunächft 
zu Unterhaltung des Hofſtaats und zu Beftreitung der Lans 
beöbebürfniffe verwendet zu werben, 3. DB. 

- Pütter , Institutiones juris publ. $. 191. 


3. 3. Mofer, von der Reichöftände Landen S. WI fl. - 


Leift, teutfches Staatörecht $. 22. 
Maurenbrecher, deutfches Staatsrecht $. 201. a. E. 


nehmen dagegen andere diefelben ald Eigenthum der moralis 


ſchen Perfon des Staats in Anſpruch, wie z. B. 


SE BE eh ne — —— — — — 
ôů meer — 
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Poſſe, über die Sonderung reichsſtaͤndiſcher Staats = und 
Privatverlaffenfchaft Gött. 1790 ©. 43. 

FR. v. Roth, Staatsrecht deutfcher Reichslande Thl. IL. 
Franff. u. Leipzig 1792. ©. 99. 

(Slorencourt), Etwas über die Natur, bie Veräußerung 
und Verſchuldung der Kammergüter beutfcher weltlicher 
Reichsſtaͤnde. Helmftedt 1795. | 

v. Kamptz a. a. O. $. 11. 

(wo das am Ende ftehende Wort: Privatvermögen in 

Staatövermögen zu verwandeln tft) 

Klüber, öffentliches Recht des deutfchen Bundes $. 133. 
Dritte endlich unterfcheiden zwifchen Domainen und Kams 
mergütern, indem fie das Eigenthum an .erfteren dem Staas 
te, an leßteren ber regierenden Familie zufchreiben. 

Schreber, von Kammergütern. 2. Auflage Leipzg. 1754. 
F§F. 4u. 5. 

Haͤberlin, Handbuch des deutſchen Staatsrechts Sl. I, 

S. 14. 

Hagemann, Landwirthſchaftsrecht $. 80 — 82. 

Eben ſo abweichend, wie die Schriftſteller, ſind auch die 
Geſetzgebungen, welche in neuerer Zeit das Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß der Kammergüter beſtimmt haben. Während in einzel 
nen Staaten bdiefelben ausdrüdlih zu Staatögütern er 
klaͤrt worden find, wie namentlich in Baiern, im Königreidhe 
Sachſen, hat man fie anderwärts als Eigenthum ber regies 
renden Familie anerfannt, jedoch fo, daß der Ertrag aus⸗ 
fchließlich oder vorzugsweiſe zum Unterhalte des Hofs und 
der übrigen Familie follte verwendet werben, z. B. in Nafs 
fau, Sachfen- Weimar, Baden, Sahfen: Coburg. In weis 
teren Staaten endlich ift ein Mittelweg eingefchlagen worden, 
indem ein beftinnmtes Samiliengut (Hof Domainen, Haus⸗ 
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fcha&) von den, dem Staate überlaffenen, Domainen aus⸗ 
gefhieden und der befonderen Verwaltung des Regenten als 
Familien s Oberhaupts vorbehalten ward, 3. B. in Wuͤrtem⸗ 
berg, und in ben beiden Heſſen. 

Vgl. Klüber a. a. D. $. 333. Note d. 

- Maurenbrecher a. a. D. $. 201. Note g. 

Diefe Sonderung zwifchen einem Staat = und Privat: 
Kammergut ift neuen Urſprungs; denn, wenn fhon auch in 
den legten Jahrhunderten mehrfältig einzelne neu erworbene 
Güter der Regenten von den Kammergütern abgefondert, 
der Kammer nicht incorporirt (incammerirt) wurden, fo war 
doch der Grund hievon nicht der, weil’ man ſich die Kam⸗ 
mergüter In ben Händen des Staats dachte — ein Begriff 
der überhaupt dem früheren Jus publicum fremd ift — fon= 
dern weil der Landesherr gewifje Einkünfte unter feiner uns 
mittelbaren Verwaltung und nicht in renttammerlicher Vers 
rechnung haben mochte. Häufig waren diefe Güter von dem 
eigentlichen Kammergute auch in fo. fern unterſchieden, als 
fie vem Lande d. h. der Landfchaft nicht incorporirt waren, 
was jedoch nur fo viel befagte, daß auf derfelben die lands 
fchaftlihe Steuerkaffe fein Gontributionsrecht habe, während 
ein folcheö gegenüber von den Kammerbauern ven Ständen 
allerdings in der Regel zuftand, und fogar die landeöherrliche 
Kammer felbft vertragsmäßig hie und da einen Beitrag zu 
geben hatte. 

Mofer, von der Neichöftände Landen ©. 112. f. 210. f. 
Dagegen übte der Landesherr auf diefen Gütern, wofern fie 
nur nicht einem andern Lande angehörten,. eben fo wohl bie 
Landeshoheit aus, wie auf den Kammergütern, und von blos 
fen Privatgütern im Gegenfag zu Staatsgütern 
Tann daher auch in diefer Beziehung fo wenig die Rede ſeyn, 
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als ‚"wie Haͤberlin will, von Domainen, qua Staatögir 
tern, im Gegenfag zu Kammergütern, ein Gegenfag den 
er fih überhaupt erft gefchaffen hat, ba „Domaine“ im 
Sranzöfifhen (Domaine de la Couronne) früher nicht3 Anz 
beres bedeutete als unfer Deutfches Wort: „Kammergut.” 

Vergl. Merlin, Repertoire de jurisprudence V. Do- 

maine de la Couronne, . 

Zwar ift ſchon im 17. Sahrhundert zufolge der Verſchwen⸗ 
bung, welche fih manche Regenten mit den öffentlichen Eins 
fünften erlaubt hatten, in mehreren Staaten, namentlich in 
England und in dem Wahlreiche Polen eine bleibende Tren⸗ 
nung bed Staatövermögens von dem Einfommen des Lanz 
beöheren vorgenommen worden; und eben fo wurden in 
Frankreich zufolge der Revolution die früheren Domainen der 
Krone zu Staatögut, (Domaine public, Dom. 
erklärt; wobei es bis jetzt geblieben ift. 

' Merlin I. c. V. Domaine public. 
Allein in Deutfchland ift diefe Einrichtung, wonach dem Res 
genten bie unmittelbare. Verwaltung der Landes: Einkünfte 
abgenommen und dagegen zu feiner Subfiftenz und zum Uns 
| terhalte der Gefammt> Familie eine fogenannte Eivillifte 
in Natural:Genuß und beftimmten Einkünften angewiefen 
wird, erft feit dem gegenwärtigen Jahrhundert in einzelnen 
Staaten nachgeahmt worden, und, ſo nuͤtzlich fie ſich auch 
für den Staatshaushalt und für den Staats» Erebit bereits 
bewährt hat, fo kann man fie doch, wie aud dem Obigen 
hervorgeht, der Zeit nicht ald Regel, fondern nur als Aus⸗ 
nahme betrachten. 

Auf der andern Seite vermögen wir das Gigenthum an 

bem Kammergute eben fo wenig für ein bloßes Privat⸗ 
Eigenthum zu halten; vielmehr fcheint e8 und, daß der. Lans 
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beöherr als foldher von jeher ausſchließlich zur 
Berfügung über bad Kammervermögen und die Kammereins 
fünfte berechtigt, und nur in der Ausübung biefes Rechts 
burch bie eventuellen Rechte der Agnaten — be⸗ 
ſchraͤnkt geweſen. 

| Zwar findet fich dieſe Anficht bei * Schriftſtellern 
nirgends mit folgerechter Beſtimmtheit ausgeführt, welche 
fih vielmehr hauptſaͤchlich nur in die beiden Gegenfäge : 
Staats: oder Familiengut theilen. Dennoch fteht die 
Mehrzahl derfelben nicht geradezu damit im Widerfpruch, 
Die einen wie die anbern beftreiten nämlich immer nur die 
entgegengefegte Anfiht, ohne eine in der. Mitte liegende 
dritte auszufchließen. 

So ſpricht: H. Grotius (de jure belli et pacis lib. II 
cap. 6. $. 11.) allerdings von einem patrimonium populi, 
cujus fructus destinati sunt ad sustentanda rei publicae, 
aut regiae dignitatis onera, welched von den Königen we: 
der ganz, noch theilmeife veräußert werben fünne, Allein 
unbeachtet ift geblieben, daß Grotius hier das Roͤmiſche 
patrimonium populi im Ayge hat und an einer andern 


Stelle ($. 3. 1. c.) von dem Bolköftaate den. Patrimonials 


van deutlich unterfcheidet, indem er fagt: 


Sicut autem res aliae, ita et imperia alienari pos- 


sunt ab eo, cujus in dominio vere sunt, i. e.a rege, 
si imperium in patrimonio habeat: alioquin a po- 
pulo, sed accedente regis consensu; quia is quoque 
jus aliquod habet, quale usufructuarius, quod iu- 
vito auferri non debet. 
Patrimonial: Staaten in jenem Sinne, find aber die mos 
narchifchen Territorien in Deutfchland noch jest; denn über: 
al hat der Regent ein eigenes Recht auf die Regierung und 
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felbft ein, wenn fchon hier und da, namentlich jet durch den 
Bund, befchränktes Recht zur Veräußerung des Landes oder 
einzelner Beftandtheile. 

Vergl. Würtemberg. Verf. Urk. 8.2. Hannoverfched Grund⸗ 

gefeg $. 1. 

Wird aber ber Regent ald Landesherr (dominus terrae), 
wenn ſchon nicht in privat = doch in flaatörechtlihen Sinne 
angenommen, und wird ihm namentlich, wie in obiger Stelle 
von Grotius, das Recht zur Verdußerung des Landes felbft 
beigelegt, fo kann es wohl feinem Zweifel unterworfen ſeyn, 
daß er auch Eigenthümer des Kammerguts und als folder 
hierüber zu verfügen, befugt fey. 

Übereinftinnmend biemit äußert denn auch Leyser (de 
assentationibus Jurisconsultorum Cap. III. sect. 2. Cap. 
IV. $. 3. seq.): urfprünglich feyen alle Tandeöherrlichen Güs 
ter in Deutfchland Patrimonials Güter gewefen, worüber 
ber Landesherr fowohl in Anfehung des Eigenthums, ald des 
Gebrauchs habe verfügen können, wofern er fich nicht diefes 
Rechts durch befondere, mit den Ständen und Unterthanen 
gefchloffene Verträge begeben.. Hiemit flimmt nun freilich 
nicht überein, was berfelbe Schriftfieller an einem andern 
Orte (de fisco p. 14.) fagt: 

illicitas esse et nullas rerum fisci alienationes, quip- 

pe quibus rei publicae patrimonium imminuitu.— 
Hienach fcheint Leyfer (Vergl. p. 7. eod.) gleich Andern dad 
Roͤmiſche Domanialrechtöfpftem, welches jedoch befanntlic) 
noch unter Juftinian eine andere Geftalt erhielt und niemals 
eine völige Unveräußerlichkeit der fiscalifchen Güter mit fid) 
. brachte, auch in Deutfchland für anwendbar gehalten zu ha⸗ 
ben, während, wie er felbft in ber obigen Stelle zugiebt, 
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fi) hier ein ganz anderes Rechtsverhaͤltniß fchon vor Aufnah⸗ 
me des Römifchen Rechts gebildet hatte. 

Sndeffen warb die Tendenz ber Schriftfteller, ein 
Staatös oder Familien: Eigentbum an dem Kam⸗ 
mergute darzuthun, hauptfächlich dadurch unterftügt, daß 
man dem Lanbeöheren eine freie Veraͤußerungsbefugniß über 
die Kammergüter einzuräumen night für räthlich hielt. 

Während daher Einzelne z. B. Pfeffinger ( Vitriarius 
ilustratus tom. III. p. 1353) mit der Analogie des Römis 
ſchen Dotal=fundus die Unveräußerlichkeit des Domaniums 
als eine Staats = Auöftattung (individua dos reipublicae) 
zu begründen fuchten, beriefen fi Andere auf einen Fibeis 
commiß=Nerus, wodurch die Dispofition Über basfelbe zu 
Gunſten der Familie eingefchränft fey. Aber auch ein unbe: 
ſchraͤnktes Dispofitionsrecht ded Landesheren wird ald Regel 
angenommen von 

Struben, rechtl. Bedenken Bd. II. No. 1. 8. 4. 
und 

I. J. Mofer, von der Reihöftände Landen S. 210. 
bemerkt nur, daß „das dem Landesherrn privative 
zuftebende Eigenthbum der Kammergüter” nit 
bindere, „daß nicht Durch Landesvertraͤge oder ein rechtöfräfs 
tiges Herfommen in biefem oder jenem Lande üblich feyn 
Fönnte, daß auch bie landeöherrlichen Kammergüter zu denen 
allgemeinen Landesbefchwerben dad Ihrige mit beitragen müßs 
ten. u 

Einige Schriftfteller fagen denn auch geradezu, daß der 

Landesherr Eigenthümer fey. 3. 8. 
G. L. Boehmer, principia juris feudalis $. 60. 
In Provinciis Germaniae praeter jura territorialia 
existunt bona Cameralia, ad tuendam status im- 
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perü, qua talis, dignitatem destinata. — — 

In territoriis secularıbus bona Cameralia pertinent 

ad jus proprium Status imp., cujus est territori- 

um, tum vi infendationis ab imperio factae, tum 
vi alterius cujuscungue acquisitionis, qua bona 
acquisita, accedente — en, Cameralia ef- 
ficiuntur. 

Eben fo Selchow, elem. juris publ. Germ. $. 416, 

Bona cameralia in pleno prineipum dominio sunt, 
nec probari potest, ea-unquam a eivibus territorüi 
ad alendos principes comparata, et supremum do- 
minium territorio reservatum esse. 

In allen diefen Schriften ift nun zwar. die Anficht von 
dem kandesherrlichen. Eigenthum der Annahme eines Staats» 
Eigenthums gegenüber geftellt, alleim nur um die leßtere 
Annahme, nicht aber die Idee eines Privat: Eigenthums 
auszufcpließen. Was andererfeits 

Kamp, a. a. D. $. 11. und 12. ausführt: 
„Daß die Deutjchen reichsftändifchen Kammergüter ein 
Theil des Staatsvermoͤgens der Reichsfürftlichen — 
ſer ſind,“ 


iſt ganz geeignet, unſerer Anſicht als Stůte zu dienen; nur 


darf man. dabei nicht. außer Auge laſſen, daß unter Staatös 
vermögen hier nicht ein Vermögen des Staats, fondern das 
Reichsfüͤrſtliche Vermögen verftanden ift, gleichwie ‚una 
ter der Landes- oder Staatd= Hoheit nicht das Recht des 
Staats, fich ſelbſt zw regieren, fondern das Recht den 
Staat zu regieren. 

Sehr richtig beginnt in diefer Beziehung Gönner, — 


| ſches Staatsrecht $..450 
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„zwifchen Staats» und PrivatsEigenthum in ber Mitte 

ftehen die Kammergüter beutfcher Fuͤrſten *).“ 

Was er aber weiter von einem Privat: Eigenthume 
ber regierenden Familie bemerkt, fleht theild im Widerfpruch 
mit dem Vorausgeſchickten, theild wird es wenigſtens durch 
die dafür angeführten Beweisgruͤnde (3. B. Gontributionss 
pflicht zum Deutfchen Reiche, Pflicht des Beitrages zu den 
Landesausgaben) nicht widerlegt. 

Unter den neueren Staats-Rechtslehrern vertreten zwar 
"wieder, wie aus ben obigen Citaten hervorgeht, Klüber 
und Maurenbrecder die beiden Hauptgegenſaͤtze. Doch | 
fpricht der Lestere (deutfches Privatrecht $. 154) unbeſtimmt 
auch wieder von einem Krons Fidei: Commiß und Staates 
Eigenthum zugleich, wodurch in der That Beine der möglichen 
Meinungen ausgefhloffen if. Decidirter nennt Schmalz 
(deutfches Staatsrecht $. 224. 471 und 472) die Domainen 
die eigentlichen Güter de8 Landesherrn. Er erklärt ſich 
zwar hiebei nur dagegen, daß biefelben in neueren Zeiten 
„durch ungereimte Fiction’ oft als National: Gut, Staatss 
Gut angefehen worden feyen; allein indem er von ihnen 
fagt, daß fie „wahres wirkliches Eigenthbum der Fürften“ 
feyen, und an einer andern Stelle ($. 287.— 289) Alles, was 
ein Eouverain befißt, als der Souveränetät-anhängig betrachs 
tet, kann er in der That für eine mittlere Anfiht angeführt 
werden, wiewohl er auf der andern Eeite darin wieder zu 
weit geht und fich fogar felbft widerfpricht, daß er dasjenige, 
was. ein Souverain von Erfparniffen, befonders für feine 





) Damit ftimmt felbft audy überein Pütter (inst. juris publ. $. 190) 
„sunt jura Bonaque Domini territorialis patrimonialia, qnae nullius 
privati in patrimonio sunt, quorumque utilitatem aeque ac privatus 
quilibet bonorum possessor dominus territorialis percipit.“ 
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Chatoulle zurüdgelegt hat, „micht minder zum Schaße bed 
Staats“ (2!) rechnet und daß er jeded Zeflament eined Sous 
veraind nur dann gelten läßt, wenn ber Nachfolger nach dem 
Antritte der Regierung es anerfenne, während im Übrigen 
dieſer Nachfolger ohne Unterfchied alle Verbindlichfeiten ſeines 
Vorfahren anzuerkennen verpflichtet ſeyn ſoll. 

Auch der Verfaſſer der einzigen Abhandlung, welche ſeit 
langer Zeit dem Gegenſtande gewidmet worden 
G. Schneider, über Kammergüter und Givilliften deutſcher 

Fürften, Leipzig 1831. ©. 20. 
glaubt „das noch gültige Eigenthumsrecht der teutfchen Fürs 
fien an ihren Ländern und Einkünften” außer Zweifel geftellt 
zu haben, wobei freilich zu bedauern ift, daß gerabe die öfs 
fentliche Bedeutung des Fürftengutd und deſſen Belaftung 
mit den Landesausgaben, welche bie Erklärung desfelben zu 
Staatögut troß der Abmahnungen bed Verfaſſers auch in dem 
Königreihe Sachſen räthlich gemacht haben, nicht mehr als 
gefchehen hervorgehoben worden. 

Zunaͤchſt fpricht für diefe öffentliche Natur des Kam⸗ 
mergutö der gemeinrechtliche Grundſatz, daß die Landesaus⸗ 
gaben zunächft aus den Kammer: Einfünften zu beftreiten und _ 
nur fubfidiar, d. h. ſoweit diefe Einkünfte nicht ausreichen, 
durch Steuern ber Öffentliche Bedarf aufzubringen fey. 

Struben , Obs. juris Nr. IV. $. 12. 
Rechtl. Bedenken Bd. IL Bed. 1. $4.5.7. 
Leift, teutfches Saatsrecht $. 207. 208. 
Denn, wenn dad Kammergut Privatgut ber Familie gewefen 
wäre, fo würde fich der jeweilige Inhaber, beziehungsweife 
bie Erbberechtigten, dieſer Befchwerung I haben ent: 
ziehen koͤnnen. 
Ein zweiter Zweifelägrund, warum bie ige Kam: 
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mergüter nicht als gewoͤhnliches Stammgut, ſondern als lan⸗ | 
desherrliches Eigenthum zu betrachten feyn möchten, ift 
der, daß nahezu in allen vormaligen Reichslaͤndern wenigſtens 


irgend einmal ein Mitauffichtörecht der Stände und felbft eine 


Gontrole der landesherrlichen Beamten über Verwendung und 

Veräußerung ded Kammer: Vermögens anerkannt und aus: 

geuͤbt worden, wie denn z. B. in Würtemberg ſchon im Jahre 

1273 zur ſchenkungsweiſen Abtretung einer Burg von Seite 

der Grafen der Rath und dir Einwilligung der Minifterialen 

eingeholt ward. 

- Sattler, Gefchichte der Grafen von Wirtemberg 1 Fortf, 
Beil. Nr. 4.: „prehabito consilio n0- 
strorum et consensu.** 

Ferner fpricht für die Landesherrliche Natur der — 

die Analogie der Kaiſerlichen Domainen, welche „zur Unter: 

haltung des Reichs und der römifchen Kaiſer“ beftimmt waren, 

- Bahlcapitulation Art, II. 8. 10 und 11. 

eben fo das Verfahren, welches bei dem Abgange eines Res | 

genten in Sonderung des öffentlihen und Privat = Vermd: 

gens beobachtet wird, indem die Kammer Einkünfte gewoͤhn— 
lich zu den erfteren gerechnet werden. 
v. Kamptz a. a. O. S. 27. Zu weit. geht —— deut⸗ 
ſches Staatsrecht $. 287. 
Siehe dagegen: 
Poſſe, Über die Sonderung reichöftändifcher Staats = und 
Privat: Verlaffenfchaft. Gött. 1790. ©. 195. 

Was und aber hauptfächlich zu obiger Anficht beftimmt, ift, 

daß die Kammergüter und die damit zufammenhängenden 

Rechte großentheild auch von dem Landesherrn als foldhem er: 

mworben oder doch mit den eigentlich Iandesherrlichen Rechten 

dergeftalt vermifcht worden find, daß fie deren Natur ange: 
15 


# 
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nommen haben. Die Kammereinkünfte der Deutfchen Fürs 
fen beruhten nämlich urfprünglich auf dreierlei Gütern: 

1) Amtölehen, d.h. alten Reichögütern, welche ‚die 
Landesherren ald Mitgabe zu dem befleideten Reichs = insbe: 
fondere Zürften = Amte geliehen erhalten hatten; 

2) rehten Reichölehen, wofür fie dem Reiche zum 
gemeinen Lehendienfte verpflichtet waren; 

3) auf Allodien oder Erbgütern, woran ben Befi- 
gern dad Eigenthum zufland, ‚woraus fie aber gleichfalls, als 
Folge der urfprünglich allgemeinen Gontributionds und Heer: 
banns= Pflicht, zu den auf den Reichötagen verabfchiebeten 
Reichs = Abgaben und Reich = Heerfahrten verbunden waren. 

Sowohl die Güter Nr. 1 als die Nr. 2 hatten eine öfs 
fentliche Beftimmung, denn dad Wefen des Herzoglichen oder 
Fürftenamts beftand gerade in der Befugniß, die in feinem 
Sprengel gelegenen Reichsguͤter ald Neichsafterlehen auszus 
leihen und die Belehnten zu des Reiches Dienfte en 

Saͤchſ. Landrecht Buch 3. Art. 52. 58. 
Eichhorn, deutfhe Staats: und Rechtsgeſchichte $. 290. 

29. 

Und diefe Beftimmung blieb auch, nachdem die alten Reichs⸗ 
ämter und Reichslehen erblich geworden waren, und die Lanz 
deshoheit fich gebildet hatte. Im Gegentheile Famen jegt 
noch weitere nußbare Rechte‘ hinzu, welche nicht minder den 
Öffentlichen Character an ſich trugen, namentlich die Regalien . 
(Münze, Zoll, Judenſchutz), und die landesherrlihen Befugs 
niffe über die Landes=Einfaffen. Auch mußte diefer öffentlis 
che Character feit dem 14. Sahrhundert um fo beflimmter 'hers 
vorteten, je'mehr man fich daran gewöhnte, den Grund der 
landesherrlichen Gewalt durchweg in der Kaiferlihen und das 
Bundament der Reichsverbindung in dem Lehens- Nexus zu ſu⸗ 


- 
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hen, was zugleich die Folge hatte, daß zulegt gewöhnlich das 
ganze Aggregat von Befigungen eines mächtigern Haufes zu 
einem einzigen lehenbaren Sürftenthume zufammengezogen warı 
Die Allodien oder Stammgüter der Fürften waren zwar ur⸗ 
fprünglich von. dem Amtögute und von den Lehen genau ges 
“trennt; allein, feitbem diefe gleichfalls erblich geworden, "hatte 
die Sonderung weniger Intereffe, zumal was ihre Verwal⸗ 
fung und die Verwendung ihrer Einkünfte betrifft. Gleichwie 
nämlich ihre Befiger durch die Erhebung zur veichöftändifchen 
Würde in der That nicht blos zu größerem Glanze, fondern 
. auch zu einem größeren Aufwande veranlaßt waren, fo konn⸗ 
ten auch ihre Familien, wenn je dad binnen Sahr und Tag 
von der Veräußerung an erlöfchende Widerfpruchsrecht des 
Erben nad Deutfhem Rechte | 

Saͤchſ. Landrecht Buch 1. Art. 52: 

Schwaͤb. Landrechtr Art, 312. 
zu einem gleichfam unverjährbaren (weil fuspendirten) Revo: 
cationsrechte aller und jeder Nachfolger nach Longobardiſchem 
Lehenrechte dürfte gemacht werden, 

Eichhorn, Einleitung in das ne Privatrecht $. 2* 

u. And. 

ſich nicht entgegenſetzen, wenn das urſpruͤngliche Prioatgut 


mit dem Fuͤrſtengute zu einer Maſſe verbunden wurde, zus 


‚mal da jene Allodialguter, welche allerdings bei manchen 
Fürftenhäufern urfprünglic) von großem Umfange gewefen, 
zum Theil wieder von Schenkungen aus Kaiferlihen Domais 
nen herrührten oder aus Überreften alter Herzogthiimer und 
Graffhaften, welche, obgleich dem Reiche gehörig, der Bes 
figer fich angeeignet hatte, und deren Lehenbarkeit erft fpäter 
da und bort wieder hervorgefucht wurde, und da auch mit 
den. alten Patrimonial: Gütern des Adel gewöhnlich fhon 

15 * 
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Smmunität3 Rechte, alfo gleichfalls ſolche Befugniffe ver: 
bunden waren, welche heut zu Tage aus der öffentlichen Ge: 
walt hergeleitet werden. Übrigens ift auch auf diefe Allodials 
güter der Reichslehens⸗Nexus in Folge freiwilliger Oblation 
nicht erftredt worden, fo daß zulegt die Allodial: Lande und 
Rechte nur noch eine Ausnahme bildeten. 

Hienach ift es denn nicht blos klar, was bereitö oben 
vorausgefchict worden, baß ber Landesherr die Mittel zur 
Beftreitung der Landesaudgaben nur in denjenigen Einfünften 
fuchen konnte, welche ihm zur Verwaltung des Fürftenamts 
und zu Beftreitung des Reichödienftes urfprünglich angewies 
fen waren; fondern es ergiebt fich auch noch weiter, daß die 
landesherrlichen Einfünfte, mochten fie nun auf Gütern oder 
nußbaren Rechten beruhen, in der That mit ber Landes ho— 
beit mittelbar oder unmittelbar zufammenhingen, wie fie 
denn auch unter verfchiedenen Namen (Nugen, Renten, Keute, 
Güter, hohe und niebere Gerichte, Wafler, Straßen, Ges 
leite, Zölle, Salzflüffe, Erz: und Bergwerfe, Mannrechte, 
Wildbaͤnne, Münzen, Gebote und Verbote) und alle andere 
Gerechtigfeiten unter und Über der Erde in den Lehenbriefen 
als Pertinenzien der Fuͤrſtenthuͤmer angeführt und verliehen, 
folglich nur mit diefen und in gleicher Eigenfchaft vererbt wer: 
ben Fonnten. 

Vergl. Goldene Bulle vom Jahre 1356 cap. 20. $. 1. 
„quod jus, vox oflicium et dignitas, alia quoque jura 
ad quemlibet Principatum eorundem spectantia, ca- 
dere non possint in alium, praeter illum, qui Prin- 
cipatum ipsum cum terra, vasallagiis, feudis et do- 
minio ac ejüus pertinentiis universis, dignoscitur 
possidere,‘ 

Dazu — was die ſpaͤteren Erwerbungen betrift, daß 
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fie nicht fowohl durch Anwendung von Privatmitteln, als 
‚vielmehr der Landeskraͤfte, namentlich mittelft der im Lande 
aufgebotenen und aus den Landeseinnahmen, insbefondere 
aus den Steuern unterhaltenen Mannfchaft gemacht wurden; 
und, wenn auch hier und ba ein Zuwachs durch Kauf erfolg⸗ 
te, ſo wurden doch die noͤthigen Summen direct oder indi⸗ 
rect wieder vom Lande aufgebracht. Eben ſo iſt auch ſchon, 
was die fruͤheren Jahrhunderte betrifft, bekannt, daß in der 
‚Regel nicht die vom Landesherrn belohnte Dienerſchaft, fon: 
bern das Land felbft ed war, welches ihm feine Herrfchaft 
und feine Einkünfte zu Zeiten der Noth bewahrte ober einlöfte, 
Eichhorn a. a. O. 8.427. ©. 274. 
Alles diefes gilt nun mehr oder weniger auch von ben Dos 
mainen des Königreihd Hannover. Mit fämmtlichen Lands 
fchaften, welche nach und nach an das Braunfchweigifche 
Haus kamen, waren ohne Zweifel Einkünfte aller Art für 
den Erwerber verbunden, namentlich grund» und lehensherr⸗ 
liche Rechte, vogteiliche Gefälle, Beeten u. f.w. Der Ers 
trag dieſer Rechte mag zu ber Zeit (1235), ald Herzog Dtto, 
der Enkel Heinrich des Löwen, mit den damals noch vers 
einigten Braunfchweig » Lüneburgifchen Erblanden (Luͤneburg, 
Braunfchweig, Galenberg, Grubenhagen und Göttingen) uns 
ter. dem Namen: Herzogthum Braunfchweig fich belehnen 
ließ, fehr bedeutend ‘.gewefen feyn. Allein im Sahre 1267 
wurben biefelben zwifchen zwei Linien, der Braunfchweigi- 
ſchen und Lüneburgifchen, getheilt und in der erfleren im 
Jahre 1286 noch eine Grubenhagifhe, in ber legteren eine 
Goͤttingen'ſche Linie abgefondert.. So Fam ed, daß auf eis 
nem Landesbezirke, welcher laͤngſt zu einer Einheit beflimmt 
war, die Spaltung in verfchiedene Landfchaften heimiſch 
wurde, weil man fich nicht entfchließen konnte, einzelne agna- 
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tifche Intereffen einem höheren Familien: und Landeszwecke 
unterzuorbnen. Zwar waren diefe Theilungen ber Bedeu⸗ 
tung des Fürftenamts entgegen, welder gemäß die Landes- 
hoheit über ein Fuͤrſtenthum oder eine Graffchaft untheilbar 
hätte feyn follen; | | 
Schwäb. Landrecht Art. 21. „Man mag Fein Fürften- 
amt mit Recht zweien Mannen gelihen. Gefihet aber 
ed je, jebweder mag mit Recht nit ein Fürft davon ge: 
heiffen noch geſeyn.“ 
allein je mehr fich dad Andenken des Amtöverhältniffes ver- 
lor und die Erblichkeit der Landeshoheit und deren Zuſam⸗ 
menhang mit dem Lande in ben Vordergrund trat, defto 
leichter gefchah ed, daß auch das Amt und die Würde felbft 
d. h. das Fürftentyum, die Graffchaft der Theilung unters 
worfen wurden, zumal da, wo das Beſitzthum aus verſchie⸗ 
denen vormaligen Fürftenfhümern oder Graffchaften zuſam⸗ 
miengeſetzt war, welche nur wieberhergeftellt zu werben brauch⸗ 
ten, um bie früheren Amtstitel nebft Land und Leuten auf 
mehrere Erben zu übertragen. 

Vergl. Eichhorn, Staats- und Rechtögefhichte 8. 301. 
So fam ed, daß dad Braunfhweigstüneburgifche Geſammt⸗ 
haus wegen feiner alten Lande mit vier Stimmen in dem 
Reichöfürftenrathe betheiligt war: wegen Gelle, Galenberg, 


- Grubenhagen, Wolfenbüttel, aber auch vermöge des Fleinen 


. Umfangs diefer Fürftenthümer gegen andere, jüngere Häufer 
im Anſehen zurüdtrat, indem es die 16. 17. 18. und 19. 
Stelle auf der weltlichen Bank einnahm, welche je nad dem 
Alter der regierenden Herren mit einander abwechſelten. 
Gönner, deutſches Staatsrecht, Augsb. 1805. $. 150. 
©. 140. | 
Bei alle dem waren es indefjen hauptfächlich die Stände, 
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welche dazu beitrugen, baß bie verwandten Theile wieber zus 
fammen kamen. Unter ihrer Mitwirkung wurde der Altlüne- 
burgifche Erbſchaftskrieg (1369— 1388) geſchlichtet, und 
Lüneburg mit Braunſchweig durch eine Erbeinigung. verbun⸗ 
den, mit ihren Mitteln der von Brandenburg gefangene 
Herzog Bernhard nebft feinen Rittern freigefauft, und ne 
tige Pfandſchaften eingelöft. 

Spittler, Geſchichte des Fuͤrſtenthums Hannover in der 

Sammlung feiner Werke von Wächter Bd. VI. ©. 54. 

Kibbentrop, Beiträge zur Kenntniß der Verfaſſung des 
- Herzogthums Braunfchweigsfüneburg, Wolfenb. Re 
Braunfchweig 1787. ©. 73 f. 

Eihhorn a. a. D. $. 399. 415. 

Auch bei der Göttingifhen Linie war die Noth nicht ger 
ring und nur durch Vermittlung der Landftände einem voͤlli⸗ 
gen Ruin zuvorzulommen, welchen im Jahre 1435, nach— 
dem Vieles von den Gütern verloren gegangen war, Herzog 
Otto der Einaͤugige Schulden halber die Landesadminiftration 
überließ, bis Herzog Wilhelm von Braunfchweig fie ihnen 
abnahm, welcher dagegen das Erbfchaftörecht der Lüneburs 
gifchen Linie anerkennen mußte, die andererfeitd den Goͤt⸗ 
finger Landſtaͤnden (19. Juni 1463) verfprach, daß das Fürs 
ſtenthum Göttingen nie getheilt werden folle. 

Spittler a. a. DO. ©. 104 und 105, 

Letzteres ift zwar nicht gefchehen, vielmehr ward Göttingen 
nach dem Auöfterben feines eigenen Regernzweis⸗ mit Ca⸗ 
lenberg vereinigt; 

Spittler a. a. O. ©. 107. 

aber die Enkel Wilhelms des Sicureichen, welcher Wol⸗ 
fenbuͤttel und Calenberg zuletzt vereinigt beſeſſen hatte, theil⸗ 
ten dieſe beiden Fuͤrſtenthuͤmer wieder (1491), und als auch 
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fpäter der Zufall wollte, daß durch Ausfterben der Galenbers 
gifchen Linie (1584) unter Herzog Julius das ganze Brauns 
fchweigifche Land zufammen Fam, und durch das Erlöfchen 
ber Braunfchweigifchen Linie die Lüneburgifche allein herr⸗ 
fhend wurde (1634), ward die Zrennung Braunfchweigs 
Wolfenbüttel von den übrigen Landen durch den Theilungs: 
vertrag vom 14. December 1635 verewigt, welcher dem Herz 
zog Auguft, Stifter des jesigen Braunfchweigifchen Daufes, 
jenes Fuͤrſtenthum überließ. 

Kibbentrop a. a. O. 

War nun freilich diefen Theilungen von Seiten der Stände 
nicht zu begegnen, fo halfen doch Prälaten, Ritter und Städte 
ſtets getreulich mit, um Haus und Land vor dem oft genug 
von Außen drohenden Untergange zu bewahren, indem fie 
entweder Rüdftände der Iandesherrlichen Kammer bezahlten, 
wie 3.8. im Jahre 1614, wo die Galenbergifchen Stände 
6 Tonnen Golds fürftlicher Schulden uͤbernahmen, oder ins 
dem fie den Landesherrn unmittelbar in laufenden Ausgaben, 
namentlich Kriegslaften unterflügten. So gefchah eö denn 
im 30jährigen Kriege, daß die Galenbergifchen Stände auf 
Begehren des Herzogs eigene Deputirte ernannten, welche 
in dringenden Nothfällen nebft Deputirten der Wolfenbüttels 
fhen Stände den fürftfichen Räthen ad und die Gefahr 
mit übernehmen follten. 

Spittler a. a. O. ©. 318. 
Waͤhrend fo auf der einen Seite die Stände mittelft neu aufs 
gefundener Huͤlfsquellen den Grundſtock des Landes zu retten 
und zu erweitern trachteten, wurden andererfeit3 die Lanz 
besherren mitunter auch durch unvorhergefehene Erwerbuns 
gen begünftigt, welche jedoch mehrentheild wieder nicht ihre 
Perfon, fondern ihre Stellung als Reichsuafallen und Nadh- 


‚ der Zuriftenfacultät in. Tübingen. 233 


folger im Herzogs⸗-Amte angingen. Dahin gehören nas 
mentlich die Befigungen, welche im 14. und 15. Jahrhun⸗ 
derte durch das Ausfterben des größten Theild von dem zahl: 
reichen Herrenftande zwifchen ber zeme und ber — als 
erledigte Lehen heimfielen. 
Eichhorn a. a. O. $. 415. Note f ER g 
Auch neue unmittelbare Reichslehen erlangten fie in bei 
Graffchaften Hoya und Diepholz, von welchen bie erftere 
im Sabre 1501 durch Kaiferliche Belehnung erworben, :die 
legtere aber Kraft einer im Jahre 1518- erlangten Anwart⸗ 
fchaft im Jahre 1585 in Befig genommen-wurbe. Die Aus: 
fiht auf die nahe Vereinigung geftattete endlich im. Jahre 
1692 die gefammten Länder der Gellifchen und — 
ſchen Linie zum Churfuͤrſtenthum zu erheben. 
Moſer Staatsrecht Thl. XXXIII. Sf 
Auf Lauenburg, welches in Folge einer alten Erbver⸗ 
brüderung im Jahre 1689 an Selle gefommen war, erftredte 
fi diefe Erhebung nicht; fondern erft im Jahre 1716 ward 
Georg I. damit vom Kaifer befonders belehnt, ungeachtet 
fhon Churfürft Ernft Auguft ſich mit Churfachfen wegen ſei⸗ 
ner- behaupteten Anmartfchaft abgefunden hatte. Daß die 
Stände auch hiebei, wie. bei den Eoftfpieligen Unterhandluns 
gen um bie Churwürbe in's Mitleid gezogen wurden, ift 
wahrfcheinlich; wenigftend erzählt Spittler a. a. D. ©. 296.: 
„Das Geld war bezahlt zu Wien, der Churfürft noch 
ungewiß. Kaum. vierzehn Tage nach audgefertigtem 
Chur: Diplome hatten fehon die Gälenbergifchen Land: 
ftände 100,000 Thaler verwilligen follenz; wer weiß, 
wie viel Ernft Auguft und Georg Wilhelm felbft noch 
zulegten, bis die erfte Hauptfumme nad Wien abgehen 
konnte.“ 
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Auch die-Herzogthlimer Bremen und Verben waren nicht in 
der Churbelehnung begriffen, fondern wurden im Jahre 1715 
durch Kauf erworben, indem Georg I. daflır — 600,000 Rthlr, 
an Dännemarf und überdies an Schweden im Jahre 1719 
für den Conſens 1 Million Rthlr. zu bezahlen übernahm, 
Aber auch fie waren Reichölehen, und wie viel die Stände 
an der Kauffumme beitrugen, ift zwar nicht befannt, wohl. 
aber, daß biefelben in dem vorausgegangenen Kriege, wels 
cher zu diefen Erwerbungen, wie zu ber der Churfürftenwürde 
ben Grund legte, dem Herzoge und nachherigen Churfürften 
Ernft Auguft lange Zeit hindurch ganz außerordentliche Bei: 
fteuern bewiligten und daß eben damals (1786) der befannte 
Licent eingeführt wurde, bon deffen Ertrag allein monatlich 
— 20,000 Rthir, für das Militair abgingen, zu einer Zeit, 
wo man fidy an einen Miles perpetuus und deffen Unterhalt 
durch die Landfchaft noch Feineswegs gewöhnt hatte. 

Spittler, Geſchichte des Fuͤrſtenthums Galenberg a. a. O. 

Thl. VII. S. 270. 273. 

Sener. Erwerb von Bremen und Verden ift auch noch 
dadurch merfwürdig, daß den Herzogen von Braunfchweig- 
Wolfenbüttel als Mitbelehnten ein eventuelles Succeffionss 
Recht. für den Fall des Ausfterbens der Hannoverfchen Linie 
eingeraumt ward, jeboc mit dem Vorbehalte, daß alsdann 
die weiblichen Defcendenten der leßtern wegen der ausgezahl⸗ 
ten Summe von 1,600,000 Rthlr. zu entfchädigen feyen, 
welche Entfchädigung durch das Publications = Patent vom 
26. Sept. 1833 $. 1. (Geſetz⸗ Sammlung von 1833 1. Abth. 
S. 280) auf die Chatull» Caffe übernommen worden. Biel: 
leicht möchte diefe Übernahme als ein Beweis dafür angeführt 
werden, daß die fragliche Erwerbung aus Privatmitteln 
gemacht worden. Allein, wenn eines Theils die neue Sti⸗ 
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pulation überhaupt nicht ruͤckwaͤrts für die Art der früheren 
Ermerbung beweifen kann, zumal da nad) dem Antrage der 
Stände die eventuelle Entfhädigung der Krone obliegen follte, 
und nur um einer weiteren Verminderung der Kron= Dotas 
tion zu begegnen, diefelbe Königlicher Seitd auf das Privater 
gut übernommen wurde, fo möchte im Gegentheile gerade in | 
ber Mitbelehnung der Wolfenbüttelfchen Linie, und darin, 
daß von dem Thronfolger inGemäßheit der früheren Haus⸗ 
verträge eintretenden Falls bie Entfchäbigung geleiftet wer: 
den fol, | 
Ribbentrop a. a. O. S. 85 u. 86. 

ein Merfzeichen bafür gefunden werben, daß bie Bremen: 
Berdenfchen Lande felbft nicht als eine Privat: Befigung, ſon⸗ 
dern ald ein mit ben übrigen Landen eng verbundenes Für: 
ftenthbum betrachtet wurden; wobei denn freilich die jegige 
Übernahme auf dad Chatull-Gut, falls nicht etwa blos 
das Privat» Vermögen des verewigten Königs darunter vers 
flanden, nur alsdann gegenüber von ber Familie gerechtfers 
tigt wäre, wenn badfelbe eben fo wie dad Krongut bei'm Aus⸗ 
fterben des Mannsſtammes in Hannover mit auf die Braun: 
fchweigifche Linie übergehen würde, folglich in der That als⸗ 
dann von dieſer die Entfchädigung audginge, während, wenn 
das Krongut ſolche zu leiften hätte, dies in fo fern unpaſ⸗ 
fend erſcheinen möchte, ald zunaͤchſt aus den Mitteln der lan⸗ 
beöherrlichen Kammer. früher die Erwerbung gemacht worden, 
fomit die Krone ald Nachfolgerin der Kammer, wenn fie nun 
nochmald den Kaufpreis. aufbringen müßte, doppelt belaftet 
würde, — F 

Die Einkünfte des Landesherrn aus allen dieſen Provin⸗ 
zen waren nun freilich fehr verfchiedener Art. Einige derfel- 
ben. waren ſchon an und für fich oͤff entlicher Natur. Das 
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bin gehören die vom Kaifer verliehenen Regalien: Münze, 
Zoll, Bergregal, Judenſchutz; auch die Gerichtögefälle, als 
Ausfluß der Tandesherrlichen Gerichtsbarkeit, können hieher 
gerechnet werben, eben fo bie Beeten, welche urfprünglich 
nichts anders ald Steuern find, deögleichen die Ritterdienfte 
und Ritterpferdögelder, welche von den Nittergütern und ein 
großer Theil der Herrenbienfte, Ban bon ben Bauern zu 
leiſten find. 
Bergl. Eichhorn a. a. D. $. 306. 307. 
Sänzel, die bäuerlichen Laſten im Fuͤrſtenthum — 
heim. Hildesheim 1830. S. 184 f. 146. 
C. Stuͤve, uͤber die Laſten des Grundeigenthums, in Ruͤck⸗ 
ſicht auf das Koͤnigreich Pamover, — 1830. 
S. 37. f. 

‚ Andere Einkünfte. tragen zwar’ bie. öffentliche Natur 
nicht unmittelbar in fich, wie namentlich die Einnahmen aus 
ſelbſt bewirthfchafteten oder in gutsherrlicher Weife hingeliehe⸗ 
nen herrfchaftlichen Höfen, ‚Waldungen, Mühlen und Ge: 
wäfjern; doch trug nicht-allein dad angenommene landesherr⸗ 
liche Forfi:, Jagd = und Waffer-Regal, insbefondere das erfte, 
gegen welches fich die Lüneburgifche Landfchaft ſchon in ber 
Sate vom Jahre 1392 zu verwahren für nöthig fand, 

Zacobi, Luͤneb. Landtags: Abfchiede Thl. I. ©. 51. 52. 
fehr viel zur Erweiterung der urfprünglichen gutöherrlichen 
Rechte bei, fondern.es.ift überhaupt um den Landesherrn als 
berechtigt zu gewiffen Einkünften anzunehmen, feineöwegs 
nothwendig, daß. diefe Einkünfte an fich einen öffentlichen . 
Rechtötitel haben, gleichwie auch der Staat ald moralifche 
Perfon ebenfowohl privatrechtliche als fläatsrechtliche Ein: 
nahmöquellen hat. Was und genügen muß, und was wir 
im Biöherigen nun auch mit Beziehung auf bie alten Hannos 
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verfchen Domainen bewiefen zu haben glauben, ift das: daß 
ber Landesherr als folder, wenn auch nicht durchaus, fo 
boch großentheild die betreffenden Domainen und Rechte er: 
worben, und daß dasjenige, was vorhin ſchon da gewefen 
ober fpäter ald reine Privat s Erwerbung hinzugefommen, jes 
benfallö in der Folge durch commixtio bie öffentliche Eigen 
fhaft jener erfteren Güter und Gefälle und der Landeshoheit 
felbft angenommen bat, womit fie feit unvordenklicher Zeit, 
ald Theile einer und berfelben universitas, des Kammerguts 
ober Domanium, vereint gewefen, verwaltet und übertragen 
"worden. Zwar war auch die Beſtimmung (modus) der heus 
tigen Kammergüter und Kammergefälle nicht immer eine und 
biefelbe; allein jedenfalls war fie feit ihrer Verbindnng mit 
ber Landeshoheit Feine andere als die jedes fürftlihen Kams 
mergutö, nebft dem Unterhalte der Familie die Laften der 
Landeshoheit zu beftreiten, fey es nun im Verhältniß zu dem _ 
Reihe durch Leiſtung des Reichsdienftes und Tragung der 
Reichsabgaben, oder im Verhältnig zum Lande durch Beſchuͤ⸗ 
gung der Unterthanen und die nöthigen Anftalten für den 
Amts» und Gerichts s Dienft. 


Was das Bisherige noch hauptfächlich beftätigt, iſt die 
Art und Weife, wie die Domainen adbminiftrirt zu werben 
pflegten. Wie die landesherrlichen Einfünfte ohne Un: 
terfchied in eine und diefelbe Cafe, die Kammercaffe, floffen, 
fo wurden auch für die Verwaltung. des landesherrlichen do- 
minium meift diefelben Beamten (Bögte) verwendet, welche 
die übrigen landeöherrlichen Rechte ausuͤbten, namentlich die 
Gerichtsbarkeit. Ein großer Theil der aus den Domainen 
fließenden Einkuͤnfte und anderer damit verbundener Gefaͤlle 
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mar fogar geradezu den Bögten ſelbſt und der unter ihnen | 
vertheilten Dienſtmannſchaft ald Befoldung überlaffen. 
Eihhorn a. a. D. $. 307. 308. 549. 

Eben fo wurde bie Auffiht und legte Entfheidung in 
Kammerſachen nicht von dem Landesherrn privatim, fondern 
durch die höchfte Landesftelle ausgeuͤbt, in van nament; 
li durch den Geheimerath, 

Reg. Reglement vom Jahre 1680 bei Spittler a. a. O. 

Thl. VII. Beil. Nr. 13. ©. 426. | 

Einen Gegenfag zur Kammercaffe bilbete allerdings meift 
die fogenannte Landes- oder Steuer: Cafje; allein jener 
Gegenfag beftand nicht in der öffentlichen oder ausfchließlich 
das Land im heutigen Sinne, den Staat angehenden Natur 
diefer Gaffe, fondern darin, daß aus der Kammer bie or= 
dentlichen Bedürfniffe des Landes, insbefondere die Koften 
der friedlichen Regierung, aus dem Steuer oder Schatz⸗ 
Ürar dagegen die außerordentlichen Bedürfniffe zu bes 
flreiten waren, wohin zulegt namentlicy dad Militair gehörte, 
ungeachtet die ältefte und hauptſaͤchliche Beftimmung .der lans 
desherrlihen Einkünfte gerade bie Zragung bed Kriegsdiens 


ſtes war. 


An dem Rechtöverhältniffe der fürſtlichen Kammern oder 
Domainen gegenuͤber von dem Regenten haben denn auch die 
politiſchen Ereigniſſe dieſes Jahrhunderts an und fuͤr ſich recht⸗ 
lich nichts geaͤndert. Zwar hat mit dem Deutſchen Reiche auch 
ber Lehens-Nexus zu demſelben aufgehört, und die unmit⸗ 
‚telbaren Reichslehen haben, ſofern ihr Beſitzer die Souverä= 
netät erlangte, mittelft Vereinigung der oberherrlichen umd 
vafallitifchen Rechte in einer und berfelben Perfon, der des 
Souverains , die Allodial » Eigenfchaft angenommen. 

Klüber, öffentl, Recht des deutfchen Bundes $. 537. 
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Allein damit ift nur die Qualität diefer Rechte, nicht 
aber das Subject verändert worden; vielmehr ift diefes nah 
wie vor der Landesherr oder, wie er jest heißt, das Staats⸗ 
Dberhaupt oder der Souverain. Eben fo haften auf den lans 
deöherrlichen Einfünften insbefondere den Domainen, im 
Zweifel noch immer die früheren Laſten, nämlich theild die 
Beduͤrfniſſe des fürftlihen Haufes, theild die Landesbebürfs 
niffe, wofern nicht, wie bies neuerdingd in einigen Staaten 
gefchehen, eine Ausfcheidung der Landes» und Hof-Domais 
nen Statt gefunden hat, oder fämmtliche landesherrliche Eins 
fünfte und damit auch die landesherrlichen Ausgaben, indbes 
fondere für den Hof ded Regenten und für den Haushalt der 
nicht regierenden Familienglieder, zur Staatöverrechnung übers 
wiefen worden find. (S. oben.) — 

Es fragt ſich daher nur: in wie fern etwa den neuen Er⸗ 
werbungen eine andere Natur zu Grunde gelegen? 

Im Allgemeinen kann man wohl fagen, daß die Acqui⸗ 
fitionen, welche die meiften Deutfchen Staaten in biefem 
Sahrhundert gemacht haben, mehr mit vereinten Staatös 
Fräften begründet worden find, als irgend Ermwerbungen frü- 
herer Zeitz denn nicht nur ift die Landes = Auswahl (Recrutis 
sung) und die allgemeine Befteurung feit diefer Zeit überall 
zur Regel geworden, fondern es wurde auch jeder einzelne 
Landes: Zumahs, ja die fortgefegte Eriftenz der übrig ges 
biiebenen Reichslande felbft theils durch fortgefegte militairis 
ſche Anftrengungen, theils durch unerhörte Geldopfer, wels 
che den Unterthanen auf directem und indirectem Wege ab: 
gepreßt werden mußten, theuer erkauft. Namentlih war 
dies der Fall in den Hannoverfchen Provinzen, welche in die: 
ſem Jahrhundert mehrmals zu einem KRegierungs : Wechfel 
verurtheilt waren und dadurch ſowohl ald durch ihre Lage bes 


— 
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kanntlich mehr ald andere Deutfche Lande litten, welche jeßt 
in ungefährdetem Befige der ihnen zum Lohne verheißenen 
Derfafjungen fliehen. Das Fürftentyum Dsnabrüd ward 
noch vor Aufhebung des Deutfchen Reichs, nämlich in Folge 
eines Staatövertragd, des Luͤneviller Friedens, und durch 
ein NReichögefeg, den Deputations = Hauptfhluß vom Jahre 
1803 ($. 4.) dem Könige von England und Churfür— 
ften von Braunfchweig: Lüneburg ald Entfchädigung zuer⸗ 
fannt für feine Anfprüce. auf die Graffchaft Sayn: Alten: 
firchen, Hildesheim, Corvey und Hörter und für feine Rech: 
te und Zuftändigkeiten in den Städten Hamburg und Bre: 
men und in deren neu gebildeten Gebieten. Weitere Erwer: 
bungen (Hildesheim, Goslar, Oſtfriesland, Lingen, Bent: 
heim u. f. w.) verdankt das neu gebildete. Königreich Hannos 
ver theild einem Staatövertrag mit Preußen, theild der Wie— 
ner Congreß = Acte (Art. 27.), worin die betreffenden Gebiete 
gleichfalld dem Könige von Hannover abgetreten wurden, 
um burd Seine Majeftät und deren Nachfolger mit. den 
Nechten des Eigenthums und der Souveränefät (et toute 
propriete et souverainet£) befeffen zu werden. Auch diefe 
Ermwerbungen beruhen daher auf einem öffentlichen Erwerb: 
grunde und es Fönnte fich daher nur fragen, ob nicht der 
Staat ed fey und nicht der Landesherr, welchem diefelben 
zu Gute gefommen? Allerdings hat der Staat. mit Inbe: 
griff des Regenten zu diefen wie zu manden frühern Erwer: 
bungen bie Mittel hergegeben, und deshalb ift auch das er: 
worbene Rand nebft Leuten ftet3 dem alten Kande hinfichtlich 
der. allgemeinen Landesfchuldigkeiten, namentlich der Recrus 
tirungs = und Gontributionspflicht, der Landfolge u. ſ. w. ein: 
verleibt worden. Allein aus demfelben Grunde folgte auch 
andererfeitö, daß die in ben neuen Provinzen begründes 
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ten Fammerlihen Einfünfte, wofern nicht ausbrüdlich das 
Gegentheil verordnet worden, den Iandesherrlichen Rechten 
gleicher Gattung in den früheren Provinzen anwuchfen. Auch 
nicht in dem Sinne läßt fich der Ausorud: „Staatsei: 
genthum“ hinfichtlich der-Domainen rechtfertigen, in wels 
chem von einer Staatögewalt, db. h. von einer Gewalt 
bes Staats im modernen Sprachgebrauche die Rede iſt; 
benn, wenn man auch annehmen will, das Subject ber 
Staatögewalt fey.der Staat felbft, was aber nicht der Fall, 
fo ift doch diefe Fiction keineswegs zuläffig bei den Domais 
nen und nu&baren Hoheitörechten, welche herfömmlich in 
Deutfchland, wenige Ausnahmen abgerechnet, nicht dem Res 
genten im Verein mit den Ständen, fondern blos dem erftes 
ren zufommen, wenn gleich derfelbe als Zweckbeſtimmung 
(modus) die öffentliye Verwendung anzuerkennen hat. 

So gewiß nämlich das Staatsoberhaupt feinen contras 
bictorifchen Gegenfaß zum Staate bildet, fondern mit diefem 
immer zugleich begriffen ift, fo gewiß müffen doch Herr und 
Land, oder Kandesherr und Unterthanen, welche beide den 
monardifchen Staat ausmachen, immer noch als verfchiede: 
ne Subjecte mit verfchiedenen Befugniffen betrachtet werden; 
denn nicht dad Volk, oder, dinglich ausgedruͤckt, das 
Land, kann nad pofitivem Deutfchen Staatsrecht als Ins 
baber der Staatögewalt betrachtet werden, fondern nur der 
Regent oder Landesherr, welchem diefelbe kraft eines 
eigenen, nicht vom Volke abgeleiteten, Rechts zukommt, 
Mit der Landeshoheit oder mit der Staatögewalt ift nun auch 
das Kammergut hiftorifch verknüpft, unter welhem Namen 
dasfelbe auch vorkommen mag. Es gehörten alfo auch da: 
hin die in den neuen Provinzen früher dem Landesherrn zuge: 
Fommenen herifchaftlichen Nechte, ſoweit fie nicht entweder 

| 16 as 
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zuvor fchon in eine von der Iandeöherrlichen Kammer getrennz 
te Landes » Caffe floffen oder Doch nach den Einrichtungen des 
alten Landes, welche für jeden Zuwachs normirend waren, 
zu Diefer gezogen werben mußten; und hievon Fann felbft bei 
den früheren Bisthuͤmern Osnabruͤck und Hildesheim nicht 
abgegangen werden; denn wollte man die vormalige befons 
bere Beflimmung biefer geiftlihen Lande als einen Grund 
zur Abweichung betrachten, fo hätten die dortigen. fiftifchen 
und biſchoͤflichen Einkünfte, welche übrigens eben fo wohl 
wie in anderen geiftlichen Landen landesherrliche Einkünfte in 
fich fchloffen, der Kirche zuruͤckgegeben, oder doch eben ſo wie 
die in Alt-Hannover einſt eingezogenen kirchlichen Guͤter 
Landtags-Abſchied von 1639 $. 1. 
Eichhorn a. a. D. $. 584. Note w. 
in Vereinigung mit ben Ständen unter eine befondere Vers 
waltung gegeben und nicht in gewöhnliche Kammergut ver= 
wandelt werden müffen. 
Eben fo wenig kann endlic) die Beftimmung der Rheins 
bundes⸗Acte 
Art. XXVII. Les princes ou comtes actuellement 
regnans conserveront chacum, comme propriete 
patrimoniale et privee, tous les domaines sans 
exceptions, qu’ ils possedent maintenant ainsi que 
tous les droits seigneuriaux et feodaux non essen- 
tiellement inherens à la souverainete etc. 
einen präjudiciellen Vorgang für dad Rechtöverhältniß der 
Kammergüter der regierenden Häufer in der Art abgeben, daß 
folche nun ebenfalls ald Privatgüter müßten betrachtet wers 
ben; denn daß den unterworfenen Fürften und Grafen nebft 
dem Anſpruch auf Landeöhoheit auch ein Recht auf die das 
mit verbundenen Güter und Gefälle zulam, Fann nicht be: 
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zweifelt werden. Inbem alfo die Rheinbundes = Acte ihnen 
die erfiere nahm, folgte daraus noch nicht, daß ihnen nicht 
ein pertinenter Theil derfelben, und zwar gerade der nu&bare 
Theil durfte vorbehalten werben, worauf fonft die Verpflich- 
tung zu Beftreitung der Regierungdausgaben zu legen. Übri⸗ 
gens ift in eben jener vwölferrechtlichen Urkunde den Media⸗ 
tifirten noch eine gewiffe Patrimonialgewalt gelaffen worden, 
namentlich die Gerichtöbarkeit erfler und zweiter Inſtanz, die 
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11. 
6) Beftinmungen des — rückſichtlich der Domainen 
und Steuern. 
Kann nun die ausgefuͤhrte Anſicht, daß die Hannover⸗ 
ſchen Domainen und ſonſtigen Kammer-Einkuͤnfte weder 
Privat: noch Staats-Eigenthum find, wie nach den Anſich⸗ 
ten biefer und jener Schriftfteller müßte angenommen wers 
den, fondern landesherrliches ober Königliched Eigen: 
thum, auch mit Rüdficht auf die Staatöveränderungen dieſes 
Sahrhunderts feinem begründeten Einwande ———— ſo 
fragt es ſich jetzt: 
ob etwa durch die neuern Verfaſſungsgeſetze dem Do⸗ 
manialgute eine andere Natur zu Theil geworden? 
Das Patent vom 7. December 1819 ließ dad Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß der Domainen unverändert. In dem Reglement für bie 
Landdrofteien vom 18. April 1823 (Abfchnitt J. $. 11. f.) 
Poͤlitz u. a. D. ©. 271. | 
aber werden zur Wirkſamkeit biefer wichtigen Öffentlichen 
Stellen auch gerechnet die unter der Leitung der Königlichen 
Domainens Kammer ftehenden Domainen= Sachen, bei des 
ten Behandlung diefelben als Provinziallammern fungiren. 
16 * 
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Eben fo geht auch aus dem Reglement von demfelben Tage 
über die künftige Verwaltung und Verrechnung der Domanis 
al: Einkünfte 
Polis a. a. D. ©. 282. 

hervor, daß zwar die Hebung und Verrechnung der Domais 
nen= Reventien in der Hauptfache den Ämtern abgenommen 
und befonderen Rentmeiftern übertragen worden; allein da 
gleichwohl alle Domanialfachen, welche fih auf die Erhals 
tung der Domanial= Gerechtfame und auf die Öconomifche 
Benußgung der Domanial: Grundflüde, Gefälle und Rechte 
und die Leiftung der auf ſolchen ruhenden Abgaben beziehen, 
forthin der unmittelbaren Auffiht und Leitung der Landdro= 
fteien und der Gefchäftsführung der Beamten vorbehalten 
blieb, fo geht hieraus nur auf’5 Neue hervor, daß ber öffent 
liche Character der Domainen aud) in deren Berwaltung fort= 
bin anerkannt blieb. 

Das Grundgefeg enthält nun allerdings —* das Rechts⸗ 
verhaͤltniß der Domainen ſehr wichtige Beſtimmungen, wo— 
durch dieſelben in eine, wie es ſcheint, den Wuͤnſchen Sei— 
ner jegt regierenden Majeftät nicht ganz entfprechende Lage 
gefommen find. 

Nachdem wir gefunden haben, daß die Domainen lan= 
deöherrlicheö Eigenthum find, follte der Natur der Sache 
nach der Landesherr über diefelben wie ein anderer Eigenthuͤ— 
mer disponiren fönnen, Allein fofern die Domainen mit ber 
Landeshoheit enge verbunden find und diefe der Subftanz nach 
gegenüber von den Agnaten für unveräußerlich zu achten ift, 
kommen die eventuellen Succeffionsrechte der Agnaten noth— 
wendig in fo fern in Betracht, als wenigftens eine Zotalverz 
Außerung gegenüber von letzteren für unzuläffig gehalten 
werden muß. Auch hat die Theorie und Praxis zur Zeit des 
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Deutſchen Reichs jederzeit der Aufrechthaltung der Familien = 
Rechte und der gemeiniglich coincidirenden lehensherrlichen 
Rechte des Reichs fich) angenommen, | 
v. Kampb a. a. D. ©. 234 und 235. 
und wenn ſchon bie legtere Ruͤckſicht jest weggefallen ift, und 
manche Schriftſteller mit Rüdficht auf das von ihnen als 
Regel angenommene Staatseigenthum an den Domainen, 
Klüber, öffentl. Recht $. 333. 
oder mit Rüdficht auf das ——— Recht der Souve⸗ 
raͤnetaͤt | 
"Schmalz, deutfches Staatsrecht $. 289. 
dem Nachfolger auch in obigem Falle keine Einfprache geben, 
fo find wir doch nicht berechtigt, in diefer Beziehung den 
Standpunct des alten Reichsrechts zu verlaffen, da, wie wir 
gefehen haben, die Staatseigenfchaft der Domainen nur eine 
Ausnahme, die landesherrliche Souveränetät aber an und für 
ſich auf die agnatifhen Rechte ohne Einfluß iftz!) wie denn 
ſelbſt folche Schriftfieller, welche dad Dogma ber fogenann= 
ten Bolf3= Souveränetät mit dem Weſen des erbmonarchis 
fchen Syſtems vereinbar fi dachten 
(3. 8. Boissy d’Anglas, Aretin, Murrharb). 
nicht umhin Fonnten, anzunehmen, daß die urforunglich vom 
Volke auögehende Gewalt nicht blos einer einzigen Perfon, 
fondern auch deren rechtmäßigen Nachkommen verbindlich 
übertragen worden fey. 
Vergl. Murrhard, die-Volksfouveränität im Gegenfaß der 
fogenannten Legitimität Kaffel 1832. ©. 339. f. 
Ein ſolches agnatifches Recht auf Succeffion in der 
1) Bon dem Einfluffe der Souveränetät auf die Geltendmahung jener 


Rechte im Falle behaupteter Berlegung gegen die DIESE INTE ſ. 
unten $. 12 und 13. 
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Regierumg und ben damit verbundenen Rechten iſt denn auch, 
zwar nicht in einem Urvertrage mit dem Volke, wohl aber 
in den Samiliengefegen bes Braunfchweigifchen Haufes, nas 
mentlich in dem Erxbvergleiche vom Sahre 1635 und in dem 
brüderlichen Bertrage von 1636 (Art. 9.) anerfannt, welche 
zugleich die Unveräußerlichkeit der Domainen ausdruͤcklich feft: 
gefest haben, 

Spittler, Gefhichte Calenbergs a. a, O. Bd. VIL Beil. 7. 

©. 384. 

Ribbentrop, Beiträge I. ©. 7. 81. 143 f. 

Gteihwohl glauben wir, daß der Inhalt des Staats: 
grundgefeges auch in legterer Beziehung ſich werde rechtfers 
tigen. laffen. 

Dasſelbe beftimmt $. 122: 

„Sämmtliche zu dem Königlichen Dowianlo gehörenden 

Gegenftände, namentlih Schlöffer, Gärten, Güter, 

Gefälle, Forften, Bergwerke, Salinen und XActiv = Cas 

pitalien machen das feinem Gefammtbeftande nad) ſtets 

zu erhaltende Krongut aus." 

Eine Verlegung der agnatifhen Rechte würde in dies 
fer Erklärung nur alddann enthalten ſeyn, wenn diefelbe eine 
Beräußerung enthielte,. d. h. wenn dadurch dem Könige 
ober feinen Nachfolgern an der Regierung dad Domanium 
entfrembet worden wäre, wiewohl felbft alsdann immer noch 
ber Zweifel bliebe, ob nicht die Veräußerung dennoch als eine 
gültige auß dem Grunde aufrecht zu erhalten wäre, weil fie 
. zum Beften des Landes gefchehen, da derartige Veräußeruns 
gen eben fo wie unbedeutende Beräußerungen nicht als eigentz 
liche oder widerruflihe Alienationen in Betracht kommen, in: 
dem das Land nicht als etwas Drittes, fondern ald etwas Zu⸗ 
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gehöriges angenommen und daher eine versio in rem vermus. 
thet wird. | 
Vergl. v. Kamptz a. a. D. 

Indeß ift aus der Beziehung bed Domanium als eines 
Kronguts durchaus nicht einmal auf eine Veränderung an ſich 
zu fchließen, vielmehr fpricht diefer Name geradezu am bes 

ſten diejenige rechtliche Natur aus, welche wir oben ald dem= 
felben arihängend nachgewiefen zu haben glauben, indem bie 
Krone ald Sinnbild der Königlichen Gewalt genommen wird, 
deren Inhaber als folcher neben andern Rechten auch die Dos 
manials Rechte der Subftanz nach inne hat, wenn er auch in 
Ausuͤbung derfelben, wie dies nun auch dad Grundgefeg wie« 
der beftimmt, mehrfach befchränft ift. 

Zwar wird ber Zitel: „Krongut“ oder „Kron : Fideis 

commiß“ auch für Domainen ober Kammergüter gebraucht, 
welche als Eraatteigentyum anerkannt ſind, namentlich in 
Preußen. 

Kluͤber a. a. O. $. 232 Note a. 
Allein aus diefem Beifpiele möchte weit eher folgen, daß 
dort der Ausdruds Staatseigenthum uneigentlich. ges 
braucht ift, da formell in Preußen Staat und Regierung zur 
Zeit der Abfaffung des Landrechts, wo die Domainen bem 
Staate zugefchrieben wurden 

(E. R. 1. 14. 8. 11) 
identifch ‚waren, und wenn daher irgend ein Monarch, fo 
Friedrich der Große, das Wort Ludwigs XIV. auf ſich an 
wendbar machte: „I' etat c’ est moi.“) 

Die Abficht des Hannoverfchen Grundgefeges war in der 

1) Au die Bezeichnung der Kammergüter als Staatövermögen im 


Oſtreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuche $. 287 ift nur im Gegenfage zu landes⸗ 
fürſtlichem Privatvermögen, nicht aber fo zu erklären, als ob der Staat 
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That auch nicht die Übertragung des Eigenthumes an den Do» 
mainen auf dad Land oder deffen Repräfentanten, die Land» . 
ftände, noch auf den ganzen flaatlichen Verein, die Staatds 
geſellſchaft, fondern die verfafjungsmäßige Sicherung des 
Beftandes derfelben; nicht die Schöpfung. einer neuen, vom 
ben Domainen getrennten, Kronausfiattung, fondern bie 
Garantie der bereits in denfelben unmittelbar gegebenen reihs 
lichen Dotafion, Nur im Gegenfage zu „Regalien“ ($. 133) 
feheint der Ausdrud Krongut gewählt zu feyn, wiewohl uns 
ter diefem allerdings auch wieder mehrere, fonft zu den re- 
galia minora gerechnete, Einkuͤnfte auöbrüdlich begriffen 
werden, | 

Indefjen fommt man, mas den vorliegenden Fall bes 
tifft, ganz zu demfelben Refultate, mag man die Domainen 
old Staats-, als Privat=oder ald landesherrlihe Gi 
ter betrachten; denn im erfteren Falle verfteht fich die Amis 
niftration derfelben durch die verantwortlichen Staatöbehörden 
und die Beflimmung ihres Ertragd zu den Staatsausgaben, 
wie folche in Dem Grundgefeße angeordnet werben, von felbft, 
Im zweiten Falle aber müßten diefe Beftimmungen aus dem 
Grunde aufrecht erhalten werden, weil, wie fih fpäterhin 
zeigen wird (S. 259 f,), diefelben zum Beften des Staats und 
des regierenden Haufes getroffen worden, in welchem Falle 
die älteren wie die neueren Rechtölehrer eine Veräußerung der 
Kammergüter jedenfalld auch fir den Nachfolger verbindlich 
erflären. | 

v. Kamp. a. a. O. ©. 335. 

Standen endlich die Domainen, wie oben bewiefen wors 
‚ben, fchon zuvor im landesherrlichen Eigenthume und 
in corpore und nicht vielmehr dad Oberhaupt des Staats als fol« 
ches diefelben beſäße. Vgl. dafelbit $. 289, 
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nicht im Eigenthume des Staatd oder der regierenden Fami⸗ 
lie, fo ift durch das Grundgefeß in der Perfon des Eigenthü= 
mers gar nichts verändert, fondern nur biefe Durch dad Prä> 
dicat „Krongut“ näher bezeichnet und nebenbei die Verwen⸗ 
dung der Domanial = Einkünfte auf eine den biöherigen Rech⸗ 
ten des Landesheren und der landesherrlichen Familie pöllig 
entfprechende Weife feftgefeßt worden. 

Sollte übrigens der Sinn des Prädicats „Krongut” ir: 
gend einem Zweifel unterliegen, fo würde diefer gehoben en 
das demfelben beigefügte Grundprincip : 

dem Könige. und deffen Nachfolgern an der Regierung 

verbleiben unter den nachfolgenden Beftimmungen alle 

diejenigen Rechte, welche dem Landesherrn davon 
bis dahin zugeftanden haben, 
Grundgefeg $. 122. 

Diefe Beftimmungen find im —— — 

1) die Aufkuͤnfte des geſammten Kronguts ſollen ohne 

Ausnahme zum Beſten des Landes verwendet werden. 

Wenn mit „Land“ hier der alte publiciſtiſche Begriff 
verbunden wäre, fo würde diefe Beſtimmung allerdings den 
Rechten der Familie entgegen feyn, welche aus dem Domas 
nium immer ihren Unterhalt zu ziehen hatte. Allein jener 
Ausdrud ift für „Staat gewählt, worunter auch die regies 
rende Familie, inöbefondere dad Staatdoberhaupt, begriffen 
ift, wie aus der Fortfegung des $. 124. hervorgeht, wonach 
die Kroneinfünfte in folgender Pr follten verwendet 
werben : 

a) Binfe aus den auf bem Domanio haftenden Schulden 
und Quoten zu deren allmäliger Ablöfung. 
- b) Unterhalt und Hofhalt des Königs, der Königin fo wie 
der minderjährigen Kinder des Königs, 
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c) Standesmäßiges Auskommen der Königin — und Kron: 
prinzeffin Witwe , die Apanagen und Ausftattungen der 
Prinzen und Prinzeffinnen aus den Nebenlinien und der 
Witwen der Prinzen. Erſt der Überreſt der Krongutss 
Revenüen, fo wie der biöher mit der Domanials 
Verwaltung vereinigt gemwefenen Regalien, 
welcher nach Befriedigung der Anfprüche a — c noch 
bevorbleiben würde, follte endlich 

d) zur Beftreitung anderweiter Staats: — ver⸗ 
wendet werden. 

Man ſieht, die Beſtimmung des Kronguts zu ben Lan⸗ 
deslaſten, welche ſonſt als eine coordinirte neben den Anſpruͤ⸗ 
chen der Koͤniglichen Familie einherging, iſt hier den letzten 
untergeordnet worden. Es kann alſo durchaus nicht behaup⸗ 
tet werben, daß Rechte des Königs hier verletzt ſeyen, viels 
mehr ift zugugeben, daß mit großer Achtung und zarter Schos 
rung für diefe Rechte verfahren worden, indem die Königlis 
chen Bedürfniffe vor allen andern befriedigt werben follen, 
woraus dann zugleich hervorgeht, daß jeder öffentliche Bes 
darf, zu deffen Befriedigung die Einkünfte aus den Domai⸗ 
nen und Negalien nicht hinreihen, durch Steuern aufzubrins 
gen ift, was als eine Verpflichtung bed Landes $. 140 noch 
ausdrüdlich anerkannt wird. 

Zwar fcheint Seine Majeftät der König das Subſi⸗ 
diar-Princip der Befteurung, wonach die Adminiftration auf 
dem Kammergute ruht und nur aushülfsmweife fo weit bie 
Kammer » Einkünfte nicht gehen, ftändifche Steuer :Berwits 
ligung eintritt, nicht anerkennen zu wollen, Inden das Pas 
tent vom 1. November 1837 will, daß aus ben Einfünften 
der Domainen nur Zuſchuͤſſe zu-den — — er⸗ 
| folgen follen. 


1 
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Diefe Erklärung fegt voraus, daß die Landesbedürfniſſe 
zunächft auf dem Lande und nicht auf den eigend dazu bes 
ſtimmten Einfünften haften, während nach der Natur ber 
Kammergüter überhaupt und nach einzelnen pofitiven Gefegen 
früher nicht einmal eine beflimmte fubfidiäre Verpflich⸗ 
tung ber Stände in diefer Beziehung Statt fand. Reiche 
ten nämlich die Kammer » Einkünfte Deutfcher Fürften. nicht 
bin zu Beftreitung ber darauf ruhenden Haus = und Landes 
Bebürfniffe,. fo wurden entweder Schulden (Kammerfchuls 
ben) gemacht, ober die Stände um einen Beitrag (Kammers 
beitrag) gebeten, der jeboch eben fo auf freiem Willen beruhte, 
als eine übernahme Iandesherrlicher Schulden, wozu fie eben 
fo wenig gehalten waren. Nur zu einzelnen Arten von Aus⸗ 
gaben der Kammer, namentlich Reichsſteuern, Kammerzies 
lern, Koften der Befegung und Erhaltung der nöthigen Fe⸗ 
ſtungen, Pläge und Garnifonen, Gefandtfchaftsfoften bei 
Reichs- und Kreistagen, waren die Landftände durch Reichs: 
gefege und zu Ausſtattung fürfllicher Fräulein durch ein als 
gemeines Herfommen zu fleuern verbunden. 

Süngfter Reichsabfchied von 1654. $. 180. 181. 
Kaiferl. Refolut: v. 1670 bei Serftlacher, Handb. der beuts 

fchen Reichögefege Thl. VII. ©. 993. f. 

Eihhorn, deutfche Staats- und Nechtögefchichte Bd. IV. 

$. 547. F 

Dagegen wurde allerdings gutwillig von den Staͤnden 


weit mehr geleiſtet, als wozu fie verpflichtet waren, gewoͤhn ⸗ 


lich aber nur gegen die ausdruͤckliche Verſicherung, daß es 
nicht aus Schuldigkeit geſchehe, und allenfalls gegen wieder⸗ 
holte Anerkennung ihrer ſonſtigen Freiheiten und Abſtellung 
einzelner Landes⸗Beſchwerden. 
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Pütter, Beiträge zum deutfchen Staats- und Fürftenrecht 

Thl. 1. ©, 126: f. | 
So gefchah ed namentlich in ben alten Hannoverfchen Pros 
vinzen, wo bie Stände, theild um bie reichögefeglichen Hüts 
fen aufzubringen, theils um die überfchuldete Kammer in den . 
Stand zu fegen, bie ihr obliegenden Ausgaben zu beftreiten, 
bald eine temporaire Belegung des Vieh's (Viehſchatz), bald 
einen Pflug: oder Scheffel: Saß, bald eine allgemeine ons 
fumtions = Steuer von Bier, Wein, Tabak u. f. w. bewillig- 
ten. Dabei war ed aber Grundfag und wurde wiederholt 
auch von der Regierung. anerfannt, daß die Bewilligung und 
Erhebung des Schages, welche legtere dem von ben Stäns 
ben eingefegten Schag= Collegium oblag, ohne Gonfequenz 
und unabhängig der fländifchen Nechte .gefchehe, und daß 
namentlich eine Erweiterung deöfelben und fogar die Aufbrins 
gung von Reichs = und Fräuleinfteuern von dem freien Con— 
fenfe der Stände abhänge. Eben fo blieb es Grundfag und 
ward namentlich durch den Ülzner Landtags» Abfchied vom 
26. November 1592 (Art. 3) , 

bei Sacobi a. a. O. ©. 334. 
ausdruͤcklich anerkannt, daß die Koften ber Regierung, Hof: 
und Haudhaltung der Herzoge in ber Hauptftabt und bei 
den Ämtern, wie auch der Unterhalt der fürftlichen Brüder 
und Schweftern aus dem ordentlichen Landes » Einfommen, 
db. h. aus den Domainen und Regalien follen beftritten 
werben. 

Aud in den neuen Hannoverfchen Landen trat faft 
‚Überall dasfelbe Verhältniß ein. Wie in Braunfchweig » Lü- 
neburg das Schatz-Collegium entftanden war, fo in Oftfries: 
land das Adminiftratoren-Collegium. Auch bier und eben fo 
in Dönabrüd hatten die erften Steuern zum Zwede, dem 
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Kammer: und Tafel» Gute die Laften der Verwaltung zu ers 
leichtern, fen eö durch Übernahme von Schulden, oder durch 
Beiträge, welche fih zum Theil auch wieder in Schuldübers 
nahmen verwanbelten, "wie in Oftfriesland (wo die Ofterhus 
fifchen Accordgelder auf dieſem Wege berichtigt wurden) oder 
durch Ankauf von Smmobilten zu Vermehrung des Zafels 
gutö, wie in Osnabruͤck. 

Stüve, über die Laften des ER ©. 48. 
Allerdings ift das SubfidiarsPrincip durch Vermeh— 
rung der Steuern und dadurch, daß eine Anzahl von Aus: 
gaben bleibend auf die Landes = Gaffe übernommen wurs 
den, etwas verdunfelt worden, Allein die Subfidiarität 
der Steuer fchließt einen großen Betrag derfelben Feineswegs 
aus, welcher vielmehr durch die relative Größe der Staats: 
‚ausgaben und die daraus hervorgehende Unzulänglichfeit der 
Kammereinkünfte von felbft bedingt if, Daß die Steuer, 
welche urſpruͤnglich nur in Nothfällen verwilligt wurde, nach 
und nach eine ordentliche Abgabe von fehr großem Umfange 
geworden ift, und daß davon auch folche Öffentliche Einrich— 
tungen unterhalten werden, wofür fonft die Beeten und Bogts 
rechte als ordentliche Gegenleiftungen dienten, die doch gleich- 
fall8 meift. noch forterhoben werden, ift nicht zu läugnen. 
Allein fchon in früheren Zeiten betrugen die öffentlichen Ab: 
gaben zuweilen fehr viel, wie denn Spittler 

Geſchichte von Calenberg a. a. D. Thl. VII. Seite 275. 
berechnet, daß unter Churfürft Ernft Auguft zu Ende des 
17. Jahrhunderts allein die unmittelbaren Steuern einen ars 
men Häusling mit Frau und 2 Kindern über 14 Jahren, 
ohne den Befis des geringften Stüds Landes oder Vieh's, 
jährlich mindeftens 9 Thlr. betroffen haben, worunter Schuß: 
geld 1 Thlr., Brodfornlicent 3 Thlr., Kopfgeld 4 Zhlr. 


254 IV. Rechtsgutachten 
Schwer begreiflich ift es freilich, mie die Bevölkerung eines 
Landes, das nicht durchaus zu dem ergiebigften gehört, bei 
dem rühmlichften Fleiße folche und andere öffentliche außers 
ordentliche Abgaben neben den ordentlichen Laſten deö Grund: 
eigenthums, welche in manchen Hannoverſchen Provinzen 
gleichfalls fehr drüdend find 1), lange Kriegsjahre hindurch 
erfchwingen Eonnte. Aber glüdlicherweife find diefe nun vor⸗ 
uͤber und, wenn deſſen ungeachtet immer noch viel von den 
Unterthanen an directen und indirecten Steuern verlangt wird, 
(von 1832. 3,319,886 Zhlr., von 1833 — 3,073,611 Thlr. 
Actenſtuͤcke von 1834 Thl. I. ©. 119. 88), fo ift dies die 
natürliche Folge davon, daß auch an den Staat von Innen 
und Außen jegt größere Anforderungen gemacht werben, 
Übrigens bildete der ordindre LandedsBeitrag ad statum 
militiae bis zur Vereinigung der Königlichen und der Landess 
Caſſe (1,400,000 Thlr. Actenftüde von 1832. ©. 700. 701) 
wie vormals die Hauptausgabe der legtern Caſſe; auch haf⸗ 
tete der Militair = Aufwand nicht ganz auf der Landescaffe, 
mie mit Bezug auf die Reichögefege vormals verlangt wor; 
den, fondern es ward noch immer ein beträchtlicher Zuſchuß 
in die Kriegscafje von dem Könige gegeben (381,111 Thlr. 
13 gG.); auch wurde von Seite der Königlichen General: 
Gaffe bis zulegt eben fo wie früher derfelbe Zuſchuß (von 
220,000 Zhlrn.), welcher theild auf den von Seiner Majeftät 
: dem König Georg III. nad) Beendigung des fiebenjährigen 


1) Carstens, de successione villicali in Ducatu Lüneburg. Goett, 
1763. $. 17— 22. 
Lünzel, die bäuerl. Laften im Fürſtenthum Hildesheim S. 16 f. 
Stüpe, über die Laften des Grundeigentyums ©. 81. 119 f. 
Heine, Nahmeifungen zum Rechte der Gutsheren und Bauern im Könige 
veih Hannover, Züneb, 1831. S. 22. 
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Kriegs, theild auf ein in der Kriegscaffe überlaffenes Meck⸗ 
Ienburgifches Decupations = Capital von 123,000 Thlen. fich 
gründet. | 

Actenftüde von 1834. ©. 209. 

Eingabe an die Bundes-Verſammlung ©. 60. 

Außer dem Militairaufwand liegen auf dem Budget der Lan⸗ 
des = Gaffe feit 1815 allerdings auch andere Ausgaben (für das 
Landdragoner⸗Corps, für dad Oberappellations:Gericht, für 
die Univerfität, InduftriesAnftalten, Waflerbau), welche ih⸗ 
ver Natur nach die Königliche Caſſe oder die Kloftercaffe tref⸗ 
fen würden. ‘Allein auch diesfaUs waren theild Vorgänge, 
theild ausdrüdlihe Verpflihtungen zu berüdfichtigen; wie 
denn fchon von den alten Provinzen im vorigen Sahrhundert 
für die Univerfität Göttingen 6000 (1832 24,000 Thlr.), 
für das Oberappellations= Gericht 10,396 Thlr. (jetzt 58,486 
Thlr. 16 gG.), für dad Hofgeriht 3,760 Thlr. u. f. f. von 
den Steuern bezahlt wurden. 

Spittler a. a. O. Thl. VIL ©. 271. 

Der ganze Aufwand der allgemeinen Landes =Gafje für 
diefe urfprünglich fremdartigen Ausgaben betraf übrigens im 
Sahre 1815 blos 93,841 Thlr. | 

Actenftüde des provif. Landtags TI. ©. 151. 
und von 1832 — 294,222 Zhlr. 20 gG. 

Vergl. Actenftüde von 1834. ©. 344 — 47. | 
während, die Ausgaben der Königlichen General:Eaffe und der 
Generalfalariens Caffe für die verfchiedenen Departements, 
ausfchließlich des Militaird, in dem General:Etat vom Sahre 
1832 zu — 2,817,943 Thlen. 21 gG. veranfchlagt find. 

Dergl. Actenftüde von 183%. ©. 112 f. 

Daß aber die Königliche. Caffe zu dem Militair: Etat 
felbft auch einen Zuſchuß lieferte, kann um fo weniger für 
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* ein Abgehen von dem Subfidiar:Princip erkannt werben, als 
ja eben hiedurch nur ausgefprochen warb, daß bie Stände 
nicht allein das Militair zu unterhalten haben; wie denn 
auch in dem juͤngſten Reichsabfchiede von 1654 ($. 180. 181) 
unter Anerfennung®ben jenes Princips,- blos die Vers 
bindlichfeit der Unterthanen zur nothwendigen Xandess 
vertheidigung einen hülflihen Beitrag zu leiften, aners 
kannt, einem weiter gehenden Reihsgutachten aber im Sahre 
1670 die Kaiferliche Genehmigung verfagt wurde, 
Eichhorn a. a. O. $. 547. 

Eben fo wenig läßt der Umftand, daß die Koͤniglichen 
Domainen ſelbſt einen auf die Summe von 70,000 Thlrn. 
erhöhten Beitrag zu den von ber Landes-Caſſe übernommenen 
Ausgaben lieferten, indem fie gleich andern Gütern ber 
Grundfteuer unterworfen wurden, darauf fließen, daß bie 
urfprüngliche Beftimmung derfelben, zur Verwaltung und zu 
den Bedürfniffen des Landes verwendet zu werden, aufgeges 
ben worden, vielmehr kann hierin nur die Anerkennung ge: 
funden werden, daß die Domainen auch denjenigen befondes 
ren Zweden, wozu die Steuern verwendet worden, nicht 
fremd feyen, wie denn folche Beifteuern der Landesherren zu 
den landfchaftlihen Ausgaben in anderen Ländern früher oͤf— 
terd vorfamen, und felbft von den Neichögefegen befohlen 
wurben. | 

Mofer, von der Reichsftände Landen Seite 210 f. 
Gönner, deutfches Staatörecht $. 450. Note u. 

Nur ergiebt fich auf der anderen Seite von felbit, daß, 
jemehr die Iandesherrliche Gaffe fir Steuerzwede in Anſpruch 
genommen wird, um fo weniger biefelbe die ihr eigenthuͤm⸗ 
lichen Ausgaben zu beftreiten im Stande iſt. Daher werden 
die Hannoverfchen Stände die Bemerkung in dem Schreiben 
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vom 28. December 1819, wodurch iht obenbemerkter Wunfch 
abgelehnt wurde, gewiß fehr einleuchtend gefunden haben: 
daß der ganze Ertrag der Domainen und. übrigen Ein: 
nahmen der General: Cafe im Lande verbleiben 
und zum Beften desfelben verwandt werde; 
und daß diefe Einnahmen nicht in der Maaße, wie fols 
ches gefchehe, zur Verwaltung und zu ben Bes 
dürfniffen des Landes würden verwandt werden 
fönnen, wenn der Hof in Hannover anmwefend wäre, 
oder wenn die Mitglieder der Königlichen Familie aus 
denfelben unterhalten werden müßten, 
gleichwie denn auch der Unterfchied zwifchen den Landes: 
und Domanial:Cafjen in die Augen fpringt: 
daß bei den-erfteren, freilich immer mit nothmwendiger 
Ruͤckſicht auf die Steuerkräfte der Unterthanen, zundchft 
das Bedürfniß, alfo die Ausgabe die Einnahme, d. i. 
ben Betrag der zu fordernden Steuern beflimmen, bei 
den lesteren hingegen die Ausgabe lediglich nach der vors 
bandenen Einnahme fich richten müffe, 
Actenftüde von 1820. ©. 77. 
Eingabe an die B. V. ©. 61 und 62. 
Kann nun nad allem diefem, zumal auch in Hinblid auf die 
eben angeführte offene Erklärung vom Jahre 1819 nicht daran 
gezweifelt werden, daß die Einkünfte aus den Domainen 
und Regalien noch bis zum Staatögrundgefege hin ihrer urs 
fprünglichen Beſtimmung für das Königlibe Haus und 
Land nicht entfremdet und daher um fo mehr in dem Staatd: 
grundgefege ihre Verwendung für diefen gedoppelten Zwed 
in Anfpruch genommen worden, fo fragt es fich 
2) ob nicht etwa durch die weitere Beflimmung bes 
Grundgefeßes, wonach die Königliche und die Landes: Gaffe 
17 
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in einer General⸗Caſſe vereinigt werden ſollen, — 


Rechte verletzt ſeyen? 


Der $. 133 des Grundgeſetzes, welcher dieſes beſtimmt, 
fügt zugleich bei, daß aus dieſer gemeinſchaftlichen Caſſe alle 


“ Ausgaben beftritten werden follen, fofern die ſelben nicht 


auf der Krondotation ruhen. 

Hienach fließt die Vereinigung der beiden Caſſen noch 
eine andere Anordnung in fich, nämlich die Ausmittelung ei= 
ner befonderen Krondotation, worüber ber $. 125 f. deö - 
Grundgeſetzes Auffchluß geben. Es find nämlich zur Dedung 
der fiir den Unterhalt und die Hofhaltung des Königs erfor 
derlichen Ausgaben ausgefegt worden: 

a) die Zinfen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in den 
englifhen Stods belegten, aus vormaligen Kammer: 
Einkünften erwachfenen, Capital von 600,000 Pfund 
Sterling; welches Capital unveräußerlih ‚und unzers 
trennlich mit der Krone vereinigt und vererblich feyn fol. 

b) Die DomanialsGüter, fo wie die zu dem Domanio ges 
hörigen Zehnten und Forften bis zu dem Belaufe eines 
Netto:Ertrags von 500,000 Rthlrn. Conventions: Münze. 
Diefe Summe kann bei vergrößertem Bedarf mit Zuſtim⸗ 
mung der allgemeinen Stände erhöhet werden. Zu Ver: 
wirklichung derfelben fol von dem Könige aus den Bes 
ftandtheilen des Kronguts ein Complex von Grundflüden, 

Zehnten oder Forften auögefchieden und der felbfleigenen 

Adminiftration desfelben vorbehalten werden. 

Außerdem bleiben dem Könige und feinen Nachfolgern 
in der Regierung die Königlihen Schlöffer und Gärten, die 


. zur Hofhaltung' beflimmten Königlichen Gebäude, . Ameubles 


ments, alle zur Hofhaltung gehörigen Inventarien, die Bi: 


bliothek und die Königlichen Jagden im ganzen Umfange des 
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Koͤnigreichs. Auch das Vermögen der jetigen Chatull⸗Caſſe 
bleibt getrennt von den Staats⸗Caſſen und zur auöfchließlichen 
Dispofition des Königs. 

Durch diefe Beftimmungen ift allerdings das Recht des 
Königs zur Benugung ber Domainen befchränft, und es 
fol die unmittelbare Krondotation auf einen Theil derfelben 
angewiefen werden, während früher ber König feinen Bedarf 
beliebig aus diefer oder jener Einnahme Quelle entnehmen 
konnte. Allein eine Verlegung des Nachfolgers kann auch 
hierin nicht gefunden werden, da die Subſtanz der Domainen 
und das Eigenthumsrecht an denfelben durchaus unverändert 
ber Krone erhalten und nur in der Ausübung feines Eigen» 
thumsrechts wie der Königlichen Finanzgewalt überhaupt der 
Monarch fich einzelnen Beſchraͤnkungen unterworfen hat, wel⸗ 
che Beſchraͤnkungen übrigens, felbit wenn die Subftanz des 
DomanialsEigenthums der Krone dadurd) gefährdet feyn foilte, 
jedenfalld nach befannten Rehtsgrundfägen darum aufrecht 
erhalten werben müßten, weil fie zum Beften des Staats uns 
ternommen worben find und die Regierungsfolge Feine ſingu⸗ 
läre Privatz, fondern eine univerfelle Staatsfucs 
ceffion if. | 

Daß in der That des verewigten Königs Majeftät unter 
Hintanfesung perfönlicher Intereffen, lediglich aus Ruͤckſich⸗ 
ten des allgemeinen Wohls in den zuerft von den Ständen 
vorgelegten Plan einer Vereinigung der Königlichen und der 
| Landes⸗Caſſe eingegangen, zeigt fih, wenn e3 nidt ſchon 
von felbft Far wäre, aus den Verhandlungen, welche der 
Aufnahme der betreffenden Beftimmungen in das Grundges 
feg vorhergegangen find. An dem Königlichen Referipte vom 
11. Mai 1832 findet fich diesfalls folgende Sn: 
Stelle: 

17 * 


260 


IV. Rechtögutachten 


„Was die Finanzen des Königreichd anbetrifft, fo ſteht 
befanntlich die Dispofition über die Einnahme von den 
Domainen und Regalien Uns allein, mit Ausſchluß der 
Stände, zu, und es ift davon von jeher, naͤchſt ben für 
den Landesheren und deſſen erforderlichen Verwendungen, 
bei weitem der größte Xheil der Landesver— 
waltungs=Koften nad den alleinigen Beflimmuns 
gen des Landeöherrn beftritten worden. Wenn daher die 
vorige allgemeine Ständeverfammlung darauf angetras 
gen hat, daß Wir Unfere Königlichen Caſſen und die 
Landes-Caſſe zu einer einzigen General : Gaffe vereinis 
gen möchten, aus einer folchen Vereinigung aber unver: 
kennbar eine Befchränfung der landesherrlichen Dispofi: 
tionsrechte hervorgeht; fo Fonnten Wir billig Bedenken 
tragen, ob diefer Antrag zu genehmigen fey, und müfs 
fen Uns jedenfalls bis zu einer Unfern landesväterlichen 
Abfichten entfprechenden Vereinigung alle Unfere deöfalls 


ſigen Rechte vorbehalten. Da indeffen nicht zu verken⸗ 


nen ift, daß durch die beftehende Trennung der Gaffen 
die Einführung zwedmäßiger und für das Land 
wohlthätiger Einrihtungen häufig gar fehr ers 
ſchwert, ja ganz unmöglich gemacht wird, und daß be= 
fonders bei der Verwaltung nicht diejenigen Erfparungen 
gemacht werden koͤnnen, welche zum Beſten' Unſers 
Koͤnigreichs durchaus erforderlich ſind: ſo ertheilen 
Wir zu dieſer Vereinigung der Caſſen, jedoch unter den 
folgenden, aus alleiniger Ruͤckſicht auf das wahre Beſte 
des Landes hervorgehenden Bedingungen, hiedurch Un: 
fere allerhöchfte Zuftimmung.“ 

Und nun folgen ganz diefelben, die Unabhängigkeit der 


Thronfolger und des Königlichen Haufes ficher ftellenden Be: 
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ftimmungen, welche nachher in dad Grundgefeß aufgenommen 
worden find, 

Actenftüde von 1832. ©. 18. 

Die Stände erwieberten, unter banfbarer Verehrung 
der huldreihen und hochherzigen Art, womit Seine Majeftät 
ihren Antrag und deſſen Motive aufgenommen, wie fie mit 
der Regierung fortwährend in diefer Maafregel eine fo we: 
fentlihe und nothmwendige Vorbedingung einer vollfommenen 
Einheit des Finanzſyſtems, einer angemeffenen Vereinfachung, 
durchgreifender Erfparungen und ber Entfernung vielfacher 
Inconvenienzen in den. Öffentlichen Abgaben und damit in 
Verbindung ftehenden Berhältniffen erkennen, daß fie, um 
zu jenem hochwichtigen Zwede zu gelangen, Alles, was nur 
irgend in den Kräften des Landes ftehe, aufzubieten, nicht 
fiheuen zu dürfen glauben, 

Actenſtuͤcke vom Jahre 1832. ©. 1280. 

Aber auch das Königliche Haus hat durch jene Vereini⸗ 
gung feinen materiellen Nachtheil erlitten; denn, abgefehen 
davon, daß in der Öffentlichen Verwaltung der Domainen nur 
eine wünfchenswerthe Sicherftelung für die Betheiligten liegt, 
ift in der That auch die Krone in Vergleich mit ihren frühes 
ren reinen Einfünften und mit den, Dotationen anderer Länz 
der auf eine fehr anftändige Weife ausgeftattet. Schon in 
der Form der Dotation, welche unter Befeitigung ber in ans 
dern Staaten neuerdings eingeführten Givilliften auf einen 
Gompler von Immobilien unmittelbar radicirt werden fol, 
ift auf die Selbftftändigfeit und Würde der Krone befondere 
Rücdfiht genommen. Aber auch in Hinficht auf den Um: 
fang derfelben erfcheint diefe nicht ald verlegt. Nach dem 
General: Etat der Königlichen Generals Caffe und ber König: 
lichen General= Salarien: Gafje, welcher im Jahre 1832, ala 


262 IV. Rechtsgutachten 


fo während der Verabfchiedung des Staatögrundgefeked von 
der Königlichen Regierung vorgelegt wurde, 

Actenſtuͤcke vom Jahre 1832. ©. 108. f. 
betrugen nämlid die Einnahmen aus diefen beiden Caffen 
3,851,500 Thlr. und die Ausgaben 3,868,700 Thlr. Es ers 
gab ſich fomit ein Deficit von 17,200 Zhlen, Und doch war 
der ganze Ertrag der Domainen und Regalien, nebft den 
Bufhüffen aus andern Gaffen, kurz Alles in Rechnung ges 
nommen, was nach dem Grundgefege nun theild zur unmits 
telbaren Kron: Dotation, theild in die Staats »Gafle von Kös 
niglichen Einkünften übergehen folte. Unter den Ausgaben 
aber war bereits jene Krondotation in Übereinftimmung mit 
dem nachherigen Grundgefege zu 618,000 Zhlrn., mworunter 
118,000 Zhlr. an Zinſen aus den englifchen Stocks in Anſchlag 
gebracht. Bon einer Verkürzung des Monarden in feinen 
Einkünften zu Folge der Gaffen: Vereinigung kann alfo nicht 
bie Rede feyn. Noch weniger Fönnen fich die Agnaten nud 
bie übrigen Mitglieder der Königlichen Gefammt:Familie hiers 
auf berufen, denn diefe bezogen zur Zeit der früheren Verwals 
tung nicht aus den Öffentlichen Einkünften in Hannover, 
(f. oben pag. 257.) während jegt für diefelben durch das mit 
den Ständen verabfchiebete Apanagen Reglement, welches 
zugleich einen integrirenden Theil des neuen Hauögefeges (vom 
19. November 1836) bildet, auf eine ihrem hohen Stande 
angemeflene Weife geforgt ift. 

Actenft. v. 1836. ©. 8 f. 64% f. 

im Bergl. mit Actenft. v. 18%. ©. 77. 
In der That haben auch bei diefer Gelegenheit die Stände 
mit einer Umficht und Sorgfalt die Intereffen des Königlis 
chen Haufes erwogen, welche allein fchon hinreichend Zeug 
niß geben von der treuen Ergebenheit, womit diefelben bie 


» 
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ftetö wohlgemeinten und wohl EEE Anträge ihter Re⸗ 
gierung aufnahmen. 

Wie es uͤbrigens gekommen iſt, daß die Königlichen Gaf- 
fen trog dem, daß die Königliche Familie diefelben nicht für 
fich in Anfpruch nehmen wollte, (oben pag. 257.) fortwaͤh⸗ 
rend weniger im Stande waren, bie ihr obliegenden Ber: 
pflichtungen-zu erfüllen, wodurch alddann die Stände gend- 
thigt wurden, mehr und mehr auf die Landes = Gaffe zu Über: 
nehmen, erklärt ſich theils aus den vermehrten Bebürfniffen 
der Landes = Adminiftration, theild aus dem Zuftande der Kö- 
niglihen Domainen, welche die Haupt: Einnahmquelle für 
die Königliche Regierung bildeten, 

- Wahrend der Kriegsunruhen zu Anfang diefes Sahrhuns 
derts und befonders unter der franzöfifch = weftphälifchen, Res 
gierung haben nämlich die Hannoverfchen Domain, welche 
früher fehr. bedeutend gewefen, ’ 

Crome und Jaup, Germanien Bd. IV, ©, 15, 
vielfach gelitten; und ungeachtet des Grundfages der fpäter 
wieder eingefegten rechtmäßigen Regierung, die Handlungen 
des aufgedrungenen Zwifchenherrfcherd als nichtig ‚anzufechs 
ten, waren doch die Folgen der Statt gefundenen Berfchleus 
derungen, namentlich des Art. 2 der'weftphälifchen. Verfaſ⸗ 
fung, worin Napoleon die Hälfte der Allodial = Domainen 
der einverleibten Fuͤrſtenthuͤmer zur Belohnung für Offiziere 
der Sranzöfifchen Armee vorbehalten hatte, nicht ganz zu bes 
feitigen ?), Zwar haben ſich durch die neuen Erwerbungen 


1) S. übrigens Nehberg, zur Geſchichte des Königreihd Hannover 
©. 56. wonach von dem Iandesherrlihen Gute während der feindlihen Re— 
gierung nur ein ganz umbedeutender Theil veräußert worden. Dagegen fagt 
Grome (Germanien IV. ©. 115.) im Jahre 1811, daß Hannover feit 7 
Jahren feine. beften Domainen verloren babe. 
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die Königlichen Einkünfte wieder gehoben, und es Fonnten 
deshalb in dem Rechnungsjahre von 1836 bi8 1837 die reis 
‚ hen Einnahmen aus den Domainen und ee folgen: 
de Weife veranfchlagt werden: 
1) die Renten » Einnahmen zu 1,679,040 Sfr. ge 
2) Überfhüffe von den Berg: 
werken und Salinen . . 130,000 = '— s. 
3) Überfhüffe von den Zoͤllen 377,193 = 16 = 
. 4) Überfüffe von den Poften 140,000 = — = 
zufammen zu 2,326,233 Thlr. 16 gGr. 
Allein im Verhältnifje zu dem größeren Umfange des jegigen 
Königreichs und zu den vermehrten Bedürfniffen der jegigen 
Regierung haben die Domanial: Einkünfte nicht zugenom: 
men, da diefe in den neuen Provinzen nicht im Verhältnig 
zu denen des alten Landes fanden, welche gleichwohl ſchon 
früher eine ftetö gefteigerte ftändifche Beihuͤlfe nicht überflüfs 
fig gemacht hatten. 

Das Anerbieten in dem vorjährigen Berfaffungs » Ents 
wurfe ($. 107), aus den Einkünften der Domainen und Res 
galien für jegt einen jährlichen Beitrag von 2,300,000 Thlen. 
zur Beftreitung der Staats : Ausgaben, einfchließlich der Bes 
dürfniffe- der Nebenlinien der Königlichen Familie, abgeben 
zu wollen, fpricht ohne Zweifel für die Geneigtheit Seiner 
Majeftät, auch. ferner jene Staatö> Ausgaben nicht ganz 
durch Steuern aufbringen Iaffen zu wollen. Auch haben 
Höchftdiefelben die Bereitwilligkeit, Ihre Unterthanen künfs 
tig noch mehr zu erleichtern, dadurch beftätigt, daß ſchon 
in bem Patente vom 1. November 1837 tin Steuer: Nach⸗ 
laß von 100,000 Zhlen. verkuͤndigt wurde, wozu freilich nach 
altem wie nach neuem Staatörechte in Hannover ftändifche 
Einwiligung erforderlich gewefen wäre. Indeſſen, je gnäs 
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diger bie. Gefinnungen Seiner Majeflät gegen Ihre getreuen 
Unterthanen find, deſto mehr werben dieſe erwarten dürfen, 
baß auch Garantien, welche dad Grundgefes von 1833 für 
einen durchaus geordneten und vereinfachten Staats Hauds 
halt und für die fchon früher in Ausſicht geftellten nachhaltiz 
gen Steuers@rleichterungen dargeboten, nicht werben zers 
flört werden. | 

Eine diefer Bürgfchaften war: 

3) die ſtaͤndiſche Mitaufficht über die Verwaltung ber 
bisherigen Königlichen Einkünfte, fofern diefe nun in die vers 
einigte Generals Gaffe fließen follen, über deren Bedürfniffe 
ber allgemeinen Ständeverfammlung jährlich ein, nad den 
Hauptausgabe » Zweigen aufgeftelltes, Budget nebft den noͤ⸗ 
thigen Erläuterungen vorzulegen if. (G. ©. $. 139.) 

Abgefehen davon, daß diefe Einrichtung eine nothwens 
dige Folge der ausgefprochenen Gaffen: Vereinigung war, ift 
‚biefelbe auch nicht durchaus neu. Zwar haben die Stände 
an der Verwaltung der Domainen niemals. dauernden Ans 
theil gehabt, fondern nur vorübergehend wurde einmal (1435) 
von den Göttingifchen Ständen die Adminiftration derfelben 
übernommen. Allein von Einräumung eigentlicher Dispofis 
tiond = oder Verwaltungs» Befugniffe ift auch jegt nicht die 
Rede; vielmehr fchließt dad Grundgefeg jened Eingreifen ber 
Stände in die Verwaltung auf einem anderen Wege, als 
bem der Petition, alfo auch in die Finanz » Verwaltung aus. 
Dagegen ift den Ständen allerdings anzufinnen: 

a) die Prüfung und Bewilligung bed Budgets 
über die Ausgaben, welde die Verwaltung des Landes 
und deſſen fonftige aus der General: Cafje zu beftreitenden 
Bedürfniffe erforderlich machen. (G. ©. 8.139.) Da aber 
den Ständen zugleich die Pflicht auferlegt ift, für die Des 
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ckung der nöthigen Ausgaben in fo weit zu forgen, als 
ſolche aus den Einfünften des Kronguts und 
der Regalien nit beftritten werden fönnen, 
(6. 140); fo ergiebt fich jenes Recht der Prüfung und Bewils 
ligung des ganzen Ausgaben=Budget3 von felbft. Übrigens 
ift diefes ſtaͤndiſche Recht in Hannover auf eine Weife bes 
ſchraͤnkt, welche fich nicht überall findet. Namentlich ift bes 
ſtimmt, daß der Bedarf für den Militair- Etat, fo wie die in 
den übrigen Hauptausgabe » Zweigen begriffenen Gehalte und 
Penſionen durch gemeinfchaftlih mit den Ständen feflges 
ftelltie Normal» Etats regulirt werben follen, an welche alös 
dann bie Stände bis zu deren verfaffungsmäßiger Reviſion 
gebunden find; und daß Ausgaben, welche auf beflimmten 
bundes= oder landesgeſetzlichen oder privatrechtlichen Vers 
pflihtungen beruhen, nicht verweigert werden dürfen ($. 
140); ferner daß die Anfchläge für die einzelnen Hauptdienft s 
Zweige ald ein Ganzes zu betrachten und daher nur in diefer 
Art einzuhalten find ($. 141), daß die Erfparungen an dem 
Militair- Etat dem Kriegsfhage verbleiben ($. 142), und 
daß endlich der König über einen, 155 der gefammten Aus⸗ 
gaben betragenden Referve= Gredit in außerordentlichen Faͤl⸗ 
len durch das Minifterium verfügen kann ($. 143). 

b) Die Bemwiltigung der auszufchreibenden Steu—⸗ 
ern ($. 145). Daß diefed Recht Fein neues, fondern ein als 
tes Recht der Stände ift, geht bereitd aus dem Bisherigen 
hervor, und wird weiter unten noch näher erörtert werben. 
Neu find dagegen, mehrere wichtige Beſchraͤnkungen desfels 
ben, namentlich, daß die Stände jegt verpflichtet find, 
für die Dedung der nöthigen Audgaben zu forgen ($. 140), 
daß die Steuer: Bewilligung an feine — dem Weſen und 
der Berwendung ber Steuern fremdartige Bedingung ge: 
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knuͤpft werben darf ($. 145), daß die für ein Jahr verwil⸗ 
ligten Steuern im Falle einer Auflöfung der Ständevers 
fammlung auc noch weitere ſechs Monate unverändert forts 
erhoben werben dürfen ($. 146). 

c) Die Bewilligung neuer Anlehen ber Generals 
Caſſe ($. 147). Die Stände hatten dieſes Recht ſchon früs 
ber bei der Landes » Gaffe ausgeuͤbt und auch die Belaftung 
der landesherrlihen Kammern mit neuen Schulden ward 
mehrmals 3. B. in dem Briefe vom Jahre 1536 von dem 
ftändifchen Conſenſe abhängig gemacht. 

Sacobi, Lüneburg. Landt. Abfch. I. ©. 164. 

Übrigens ift für außerordentliche Falle, wo ber ftändis 
fche Conſens nicht follte eingeholt werden fönnen, dem Kös 
nige das Recht eingeräumt, bis zu einer Million Thaler ohne 
Bewilligung durch dad Gefammt : Minifterium aufnehmen zu 
laffen ($. 147). 

d) Die Zuffimmung zur Verpfaͤndung be 
Krongut3 und zur Veräußerung ganzer Domanialgüter 
oder bedeutender Forften ($. 123). Auch diefe Zuftimmung 
ward vormals in den Braunfchweigfihen Landen gefordert. 

Jacobi, Lüneb. Landt. Abſch. ©. 61. 221. 

v. Bilderbed a. a. O. Cap, IX. | 
Eben fo ift fie in den neueren Verfaffungen anderer Staaten 
und felbft in den meiften Staats- und Hauögefegen ber ale 
ftändifchen Länder für nothwendig erkannt. 

Klüber, öffentliches Recht $. 333. Note b. 

Maurenbrecher, Stantsrecht $. 202. Note c. 
Rothwendige oder nuͤtzliche Veräußerungen im Kleinen find 
übrigens dem Könige in Hannover auch jetzt noch geftattet; 
nur tft hber Veränderungen des Grundſtocks den Ständen 
jährlih Nachweifung zu geben. ($. 123). 
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e) Die Zuſtimmung zur Ausmittelung ber (uns 
mittelbaren) Kron-Ausſtattung ($. 125 — 127). Nach⸗ 
dem einmal die Nothwendigkeit der Gaffen = Vereinigung und 
bie Verpflichtung der Stände, das fich ergebende Deflcit zu 
beden, anerkannt war, ergab fich von felbft, daß der Um: 
fang der Kron=Dotation nicht blos von der Krone abhans 
gen durfte. Wie vielmehr diefer felbft in dem Staatsgrund⸗ 
gefege mit beiderfeitigem Gonfens feftgeftellt worden, fo 
fonnte wohl auch zur Radicirung beöfelben auf einzelne Dos 
mainen und zu ihrer fünftigen Erhöhung jener Conſens ges 
fordert werden. Es kann auch diefe Beftimmung um fo we: 
niger iıberrafchen, als fchon unter der erbländifchen Verfaf- 
fung mit ftändifcher Mitwirkung zuweilen Kammerplane ges 
macht und die Regenten auf ein gewiffes Beduͤrfniß gefeßt 
worden, 

Jacobi, Lüneb. Landt. Abſch. ©. 142. 220. 254. 357. 
und als dad Hannoverfche Grundgefeg fi) von andern neues 
ren Berfaffungen in jener Hinficht dadurch unterfcheidet, daß 
die Bewilligung der Kron:Dotation nicht etwa blos auf die Les 
benöfrift des Negenten, fondern für immer ertheilt und daher 
ein neuer Conſens nur alddann erfordert wird, wenn eine Er: 
böhung der Kron = Dotation von dem Könige gewünfcht oder 
ber feftgeftellte Güter: Gompler durch Veraͤußerungen vers 
mindert werben follte. Daß fodann die Befchränkungen hin: 
ſichtlich der Veräußerung von Krongutss Beftandtheilen auch 
auf die Kron:Dotation erftredft worden ($. 129), verftand fich 
von felbft, da ja diefe Dotation nur einen Beftandtheil des 
Krongutes ausmacht. Eben fo wird fich endlich nichts dages 
gen einwenden laffen, wenn die Koften der Erwerbung und 
erſten Einrichtung Königlicher Schlöffer oder ganzer Appartes 
ments nur mit Bewilligung der allgemeinen Ständeverfamm: 
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lung aus der GeneralsGaffe dürfen aufgewendet werben 
($. 130), da hierin wohl der einzige Weg lag, um dergleis 
chen von dem Könige gewünfchte Acquifitionen und Veraͤnde⸗ 
rungen ohne die Mittel der Kron: -Dotation zur Ausfuͤh⸗ 
rung zu bringen. 


II. Was würde gelten, wenn die Einwendungen wider 
das Staatögrundgefeg gegründet wären, 


12. 
1) Wenn die formellen — gegründet wären ? Ah 
blif auf die frühere Verfaflung. 

Die bisherige Ausführung hat gezeigt, Daß weder Die 
formellen noch die materiellen Einwendungen Seiner Maje: 
ftät des Königs Ernſt Auguft wider die rechtliche Gültigkeit 
der Verfaffung vom Jahre 1833 gegründet find. Zu den er: 
ſteren rechneten wir namentlich die Berufung auf die mans 
gelnde Einwilligung der Stände in die grundgefeglüchen Be: 
flimmungen, auf den Art. 56 der Wiener Schlußacte, wo: 
nach dad Patent vom Jahre 1819 nur mit diefer Einwilligung 
babe aufgehoben werden können, und auf die neueften Vors 
gänge in Hannover, wonach jedenfalls diefes Patent wieder 
ald in anerkannter Wirkfamkeit beftehend betrachtet werden 
müffe. Nehmen wir nun aber auch eine Weile an: diefe Eins 
wendungen feyen eben fo gegründet, als fie es nicht find: 
was wäre die Folge davon? Doch keineswegs eine völs 
lige Verfaffungslofigteit, oder ein Zuftand, wie ihn die Hands 
lungen Seiner Majeftät vorausfegen, welche zwar in dem 
Patente vom 1. November 1837 die Verfaſſung vom Jahre 
1819 alö die einzig vechtmäßige anerkannt, aber gleichwohl 
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zu ihrer Verbefferung eine allgemeine Ständeverfammlung 
eingerufen haben, welche weder ber alten noch ber neuen Vers 
faffung entfprach. | 
Gefegt alfo auch den Außerften Fall, daß das Staats: 
grundgefeg wegen formeller Fehler nichtig und wirkungslos 
wäre, fo waren es nicht minder die Handlungen Seiner Mas 
jeftät, indem Sie Sich gleichzeitig mit der von Ihnen aufges 
hobenen und ber von Ihnen wieder hergeftellten öffentlichen 
Rechtsgrundlage in Widerfpruch gefegt und die Verabfchie: 
dung einer neuen Verfaffungs = Urkunde eingeleitet haben, bei 
welcher eben fo wenig auf den Gonfens der (competenten) 
Stände ald auf den — ber Agnaten Rüdficht genommen wors 
den, deren Umgehung. doh Höchfidiefelben Faum dem Grunds 
gefege zum Vorwurf gemacht hatten. Auch die Drganifation 
ber Staatö= Verwaltung, wie in das Edict vom 12. Dctos 
ber 1822 
bei Polis a, a. D. ©. %67. 
gefchaffen hatte, ift willführlich verlaffen, das Cabinets-Mi⸗ 
nifterium von dem Staats » Minifterium getrennt, und das 
Wihhtigfte, was von Regierungd : Anordnungen feither aus: 
ging, namentlich das Patent vom 1. November 1837 durch 
das erftere erlaffen worden. Insbeſondere aber ift ed, nach⸗ 
dem einmal Seine Majeftät die frühere Verfaſſung als einzig 
normirend betrachtet haben, fehr widerfprechend, daß weder 
dad alte Geheimerathd: Collegium, ald höchfte Yuffichtä = Bes 
börde, namentlich über Verwaltung der Domainen, noch 
das vormalige Schag - Collegium nebft der befonderen Landes⸗ 
Gaffe von demfelben anerkannt worden find. | 
Alerdingd, wenn man die Einwürfe wider die formelle 
Gültigkeit des Grundgefeges betrachtet, fo laſſen ſich diefe 
eben fo wohl der Verfaſſung vom Sahre 1819 als der vom 
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Jahre 1833 entgegenſetzen; denn auch jene iſt nicht mit vol⸗ 
lem Conſenſe der damaligen Staͤnde, noch unter Mitwirkung 
der Agnaten eingefuͤhrt worden. Alsdann beſteht aber in dem 
Koͤnigreiche Hannover von Rechts wegen zwar keine allge⸗ 
meine ſtaͤndiſche Verfaſſung, wohl aber eine Anzahl von pro⸗ 
vinzialſtaͤndiſchen Einrichtungen, deren fortdauernde rechtliche 
Exiſtenz ſchon vor dem Patente vom Jahre 1819 durch ver- 
ſchiedene Erklärungen der Königlichen Regierung anerkannt 
worden ift, und welche nur darum bisher nicht in eine ums 
faffendere Wirkfamfeit eingetreten find, weil die wichtigften 
altlandfchaftlihen Rechte, namentlich das — der Theilnahme 
ander Gefeggebung und der Steuerbewilligung, faft 
| ausſchließlich fuͤr die allgemeine ie: in Ans 
fpruch genommen wurden. 

Mollte man etwa einwenden, daß die allgemeinen Stände 
diefe Rechte nur precärer Weife ausgeübt haben, fofern naͤm⸗ 
lich das Patent eben fo wie das Grundgefeh als nichtig den- 
felberi Feine eigentlichen Rechte haben einräumen. Eönnen und 
das erflere jedenfallö nur als Privilegium zu betrachten und 
daher dem Widerruf unterworfen fey, fo würde auch hieraus 
nichtö gegen ben rechtlichen Beftand, beziehungsweife das 
Wiederaufleben der alten Provinzialverfaffungen folgen; da 
aber wenn die beiden gemeinfhaftlihen Verfaffungen nichts 
gelten follen, auch die Übertragung einzelner Rechte auf die 
allgemeinen Stände in denfelben wirkungslos wäre. 

Zwar fehlte eö fchon zur Zeit des Deutfchen Reich nicht 
anf. g. „Hofpubliciften" und ſchlechten Räthen der Fürften, 
welche die ftändifchen Rechte zu verkleinern fuchten und, wie 
auch jest wieder von anonymen Schriftftellern gefchieht, 3.8 
in den fchon angeführten 
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Bemerkungen uͤber die ältere ftändifche Verfaffung in er 
fen, ©. 5. 24. 

behaupteten, daß die Landftände die meiften Befugniffe, welche 
ſie beſitzen, den Fuͤrſten entriſſen, oder doch blos der Gnade 
derſelben zu verdanken haben, und daß daher die Vermuthung 
wider die ſtaͤndiſche Mitwirkung bei Regierungsrechten ſey. 
Allein fhon damals fprachen fich die angefehenften Rechtöleh= 
rer gegen diefe Anficht aus, indem fie ausführten, daß die 
ftändifhen Rechte nicht neu, fondern alt und Feine befonderen, 
fondern folche Freiheiten feyen, welche der Regel nach überall 
in Deutfchland vorkommen, 

de Lynker, Consilia seu Responsa Vol. I. Zap: 55. 
Nr. 122. 124. 

de Ludolf, Symphorema Consultatt. forens. tom. J. 

symph. 1. cons. 6. p. 116.. 

de Ludolf, de jure foeminarum illustr. P. I. * 27. 
Note f. p. m. 

J. H. Boehmer, consultatt. et Decis. Vol. Il. cons. 1. 
Nr, 24. 40. 

D. G. Struben, de statuum prov. origine et praec. ju- 
ribus in feinen Obs. Nr. IV. 

Mütter, vom Urfprunge der Landeshoheit und der Lands . 
ftände, in f. Beitr. zum deutfchen Staat3 = und Fürs 
ſtenrecht Thl. I. Nr. VL. 

Häberlin, Handbuch des nn Staatsrechts Bd. II, 
©. 29. 

Und diefe Anficht hat durch die biößer bei einzelnen Geles 
genheiten verfuchte Vergleichung der flaatögrundgefeglichen 
- Einrichtungen mit den früheren, insbefondere durch das, was 
über das altftändifche Necht der Theilnahme an der Gefeßges 
bung gefagt worden, bereitö eine weitere Beflätigung erhalten. 


— 


* 
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Oas Eigenthuͤmliche der fogeriannten landftändifchen 
Berfaffung Liegt zwar nicht in dem Borhandenfeyn‘ von 
Ständen, — dern diefe gab es immerdar und giebt es auch 
in Willkichr⸗Herrſchaften — noch in dem Borhandenfeyn von 
ftändifchen Rechten, denn die Gemeinfchaft gewiſſer Rechte 
und. Pflichten ift ed gerade, was das Merkmal eines Standes 
ausmacht, und Diefe Rechte waren um fo größer, je weiter 
wir in ber Deutichen Gefchichte zuruͤckgehen, indem nur ein 
Theil der alten Volböfreiheit in den fpäteren Landesvereinen 
erhalten wurde; noch endlich in Dem Begriffe von Landftäns 
den (status sive coordines terrae) d. h. einzelner Perſonen 
oder Genoſſenſchaften, welche ein Recht darauf haben, in 
Landesſachen gefragt zu werden, welches Recht ſie auch ein⸗ 
zeln ausüben konnten, ſondern in der Verbindung dieſer 
Stände zu einer landſtaͤndiſchen Corporation. Allein 
auch diefe Verbindung, welche übrigens gewiffe fländifche 
Rechte bereitd vorausfegte, deren Ausübung und Aufrechts 
haltung: fie 'getade zum Zwecke hatte, kam faft uͤberall zu 
Stande, namentlich da, wo. die Stände entweber vielfach 
um ihre Unterftügung angegangen, oder in ihren Rechten und: 
Freiheiten bebrohet wurden; und nur da, wo feine diefer An⸗ 
regungen Statt hatte oder in kurzer Zeit fich öfter wiederholte, 
blieb die ftändifche Verfaſſung unentwidelt, wiewohl die Ele⸗ 
mente —— auch dort ———— Maik wie i ®. in: 
Oldenburg. 
C. 2, — patriotiſche —— Der 1656. 
Ar X. . 

Die —— dieſes — Corpus 
war nun freilich nicht ganz. auf dieſelbe Weife beſchaffen, wie 
die der heutigen Ständeverfammlungen; noch war ber Grund: 
faß der ae Landes⸗Vertretung ſchon urfprünglich dar 

18 
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bei angenommen. Die Landfchaft, welche gewöhnlich ‚mit 
den Prälaten und. der Ritterfchaft jenes Corpus bildete, warb 
in.der Regel nur dargeſtellt durch die Abgeorbneten der Stäbte, 
weil nur dieſe meift die alte Freiheit behauptet hatten, und 
nur audnahmsweife nahmen auch die. Bauern Theil an ber 
Landftandfchaft, z. B. in Oſtfriesland. Wiewohl nun aber 
die Verordneten der Landfchaft nicht als Bevollmaͤchtigte des 
ganzen Landes, fondern nur ber betreffenden Gemeinden ans 
gefehen wurden, und daher blos für diefe und aus ihrem bes _ 
fonderen Auftrage handeln, nicht aber ihre Bewilligungen 
auch auf andere freie Landfaffen fich erftreden Eonnten, 

Poſſe, über dad Staatdeigenthum und dad Staatörepräs 
fentationdredht ©. 173. f. 300 f. 

fo wurde doch, nachdem die Landeögemeinde ſich mehr und 
mehr befeftigt hatte, den fländifhen Befchlüffen nach erhaltes 
ner landeöherrlicher Genehmigung eine allgemeine Wirkſam⸗ 
feit gegeben, und fo gewoͤhnte man fich in der Praxis allmaͤ⸗ 
lig daran, den vereinigten Randftänden einen landesrepräfens 
tativen Character beizulegen, deſſen Wefen gerade darin be= 
ftand, nicht blos für fi) und die befonderd vertretenen, ſon⸗ 
dern auch für die nicht erfchienenen oder nicht befonderd re= 
präfentirten Stände Rechte und Pflichten zu übernehmen, 
namentlich Steuern zu bemwilligen, unabhängig von einer durch 
diefelben ertheilten Inftruction. | 

Mofer, von der Reichöftände Landen ©. 716. 

Sacobi, Auflöfung einiger Zweifel über das Alter und das 
Repräfentationsrecht deutfcher re Hannover, 
1798. ©. 76 f. 

Leift, teutfches Staatsrecht $. 44. 

Eichhorn, deuffhe Staats- und Rechtögefchichte, ZH. 1. 

1 94254547, welcher. zwar nicht obigen "Begriff der 
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Landesrepräfentation, wohl aber dad daraus hergeleitete 

Recht der Stände gefchichtlih annimmt. 
Konnten aber die landftändifchen Körperfchaften für das re= 
präfentirte Land DVerbindlichfeiten eingehen, fo mußten fie 
auch Rechte für dasfelbe zu erwerben im Stande ſeyn. Ge: 
fest nun auch, die wichtigften Tandftändifchen Rechte hätten 
fi nicht aus den alten Rechten der Stände von ſelbſt erges 
ben, fondern wären erſt neu von dem Landesherrn den ftäns 
difchen Vereinen’ verliehen worden, fo ift dies doch im Zwei: 
fel nicht ad bene placitum, fondern unwiderruflich gefchehen ; 
denn auch Privilegien, in welcher Form gewöhnlich die alten 
und’ neuen Rechte anerfannt wurden, dürfen befanntlich nicht 
geradezu zurüdgenommen werden, am wenigften landſtaͤn⸗ 
difche Privilegien, wofür die Reichögerichte früher Schuß er⸗ 
theilten, wie noch jet die Deutfche Bundesverfammlung fie 
zu ſchuͤtzen berufen ift. 

Eichhorn, Betrachtungen über die Verfaffung des deut: 

ſchen Bundes ©. 69 f. . 
In der That wurden diefe Tandftändifchen Vereine jet bei 
wichtigen Angelegenheiten, welche entweder Herrn und and 
gemeinfchaftlich oder nur einen der beiden Theile angingen, 
häufig in’s Mitthun und Mitleiden gezogen; denn nach dem 
Grundfage, daß derjenige, welcher nicht mit zurathen, 
auch nicht mit zu thaten hatte, war jene Goncurrenz 
für den Landesherrn von großer Bedeutung. Insbeſondere 
wurden jene Vereine von ihm benust, um eine gemeinfchafts 
lie Übernahme neuer Hülfen oder-Steuern bei ihnen zu ers 
langeti, wegen welcher er fonft jeden einzelnen Stand für 
fi Hätte angehen müffen, da ein. freier Kandfaffe und daher 
auch eine Corporation von Freien nur freiwillige, d. hi vers 
abfchiedete Abgaben an den Landesherrn zu leiften hatte. 

18 * 
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Saͤchſ. Landrecht Buch II. Art, 91. 8. 3. 

„De (der Richter) en mut ok nen gebot noch herberge 

noch bede deneft noch nen recht — land ſetten, it ne 

willekore dat land.“ | 
Der es traten die Stände, wozu fie.nach dem erſt fpäter- be: 
ſchraͤnkten 1) Afforiationsrechte aller ‚Freien im Mittelalter 
allerdings befugt waren, von felbft zufammen, um fich ge: 
genfeitig zur Handhabung ihrer Rechte und Freiheiten zu vers 
beifen, und fich derfelben namentlich gegenüber von dem 
Landesherrn zu verfichern. 

AN’ diefes gilt nun insbeſondere and wieder von den 
Hannoverfchen Provinzen. Die Stände, welche anderwärtd 
vorfamen, (Stifter und Klöfter, Ritterfhaft, Städte) trifft 
man auch dort, und, wenn fchon fich nicht mit 

Selchow, braunſchweigiſch ⸗ a ae Privatrecht 

©. 157. 
behaupten läßt, baß es niemals leibeigene Bauern i in. den al: 
ten Braunfchweigifch = Lüneburgifchen Landen gegeben habe, 

Eichhorn a. a. D. $. 448. Mote e. 
fo war doch außer den Adligen und Geiftlichen nicht blos ein 
fehr geehrter und einflußreicher Stand von Bürgern (bur- 
genses) in den Städten, fondern auch eine Anzahl freier 
Grundeigenthuͤmer in den Dörfern zu finden, welche fo wenig 
als jene zu gezwungenen Dienften und Abgaben verpflichtet 
gehalten wurden. 

Bergl. Ülzener Abfchied vom 24. Novbr. 1576 bei Ia- 

cobi I. ©, 285 oben. 

„ob durch diefe, der Geiftlichen und Ritterfchaft 4 

der Freien Flecken und Leuten („die ſonſten zu der ges 


1) — dab — der — Leipzig 1834. 
e. 87. — 


+ 
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meinen Gontribution zu des — Noͤthen — 


feyn’');c. 
Es follen auch die Oele, ass und Leuthe act 1: 
Wie wichtig namentlich der Einfluß der Städte in frühes 
rer Zeit gewefen, zeigte ſich im Lüneburgifchen Erbſchafts⸗ 
friege , welcher Hauptfächlich unter ihrer Mitwirkung gefchliche 
tet wurde. Die vier’ Städte des: Fuͤrſtenthums Galenberg: 
Hannover, Hameln, Göttingen und Norbheim und außer 


ihnen noh Münden, waren zugleich a des — 


tiſchen Bundes. 

Spittler, Geſchichte Hannovers. Bd. Vl. S. 50. — 
An die Entwickelung der damaligen Verhaͤltniſſe, welche der 
Ausbildung der Landeshoheit, aber aͤuch der Ausbildung der 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung beſonders guͤnſtig geweſen, ſchloß 
ſich die unter dem Namen Saate oder Satzung bekannte Eis 
nigung der Braunſchweigiſch-Luͤneburgiſchen Landſtaͤnde mit 
den Herzogen Bernhard und Heinrich vom 21. — 1902 

‘hei’ Jacobi a. & DS, 2 a Da Br 
von‘ welcher - 22,38 

Spittler a. a. O. Bd. VI. s. 55. 
uͤbertreibend ſagt, daß ſie tiefer in's Innere der ganzen Ber: 
faffung hineingegarigen als die magna charta der Engländer. 
Der Form nad: war diefe Saate nichts Anderes als ein Ver⸗ 
trag, wie er oft genug zwifchen Landesherrn und Ständen 
im Mittelalter gefchloffen wurde, ohne daß man darum noͤ⸗ 
thig hat in folchem-angeblichen Übergang einer alten Patrimos 
nial- in die neue Reichöftaats = Verfaffung eine neu ange: 
bende Epoche der Staatsgefhichte zu erbliden. Aber wich: 
tig ift der Saate= Brief, abgefehen von den an ihm getroffe: 
nen vorübergehenden Einrichtungen zur. Aufrechthaltung bes 
Landfriedend, hauptfächlich darum, weil hier die 3 Stände: 


— 


Dapheit (Geiftlichfeit), Mannfchaft (Ritterfchaft) und Städte 
(Rathleute und Bürger) fih das erſte Mal fefter vereinigs 
ten, und unter andern Rechten auch das der freien Einigung 
von: dem Landesheren: anerkennen ließen. Ritterfchaft und 
Städte follten namlich: mit ihren Echlöffern und Städten 
zuſammenhalten duͤrfen, (wenn: der Pandeshere dem Vertrag 
keine Folge leiſte und: feinem neuen Landesherrn gehuldigt 
werden ‚ver habe denn die Saate beſchworen. Faſt wichtiger 
noch als die Saate ift ein. unter: demſelben Tage von den bei⸗ 
den Herzogen ausgefertigter Freiheitsbrief, 

Jacobi a a. O. S. 45. 
worin die Herzoge insbeſondere verſprachen, weder Bede 
noch Schatzung auf die Unterſaſſen und Guͤter des Landes zu 
legen, außer auf die eigenen Maier und Leute der Landes⸗ 
herrſchaft. — Er er 
u Sowie © mt i. Mieter, 

Spittler a: 0. DO. ©. 51 f.: 
die Sache darftellt, follte man: meinen, : ald ob erft. im dem 
Erbfchaftöfriege und der unmittelbar darauf gefolgten Hands» 
fefte vom 15. Juli 1338 — — 

Jacobi a. a. O. ©. 16 f. | 
fich die Lüneburgifchen Stände diefe und andere Freiheiten 
erkämpft hätten; allein die Rechte felbfi waren fchon vor ber 
Bereinigung gewiß da; denn ſchon eine Urkunde Herzog Lud⸗ 
wigs vom Jahre 1355 verfichert allen Ständen, namentlich 
ben Prälaten, Freien, Dienflleuten, Rittern und Knechten, 
Rathmannen,. Bürgern und Bauern ihre hergebrachten und 
verbrieften Rechte. Eine Urkunde Herzog Ludwigs von 1856 
bekennt, daß 13 Raͤthe aus den vwerfihiebenen Ständen 
(1 Prälat, 7 Ritter und 5 Rathöleute von ben Städten), 
von Herzog Wilhelm zu Lüneburg gewählt, nad) deſſen Tode 
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die Lüneburgifche: Provinz mit ihm regieren: ſollen. ‚Und eine 
landesherrliche Urkunde vom Jahre 1367 ſagt zu, daß im 
Falle eintretender Erbfolge die Staͤnde bei ihren Rechten, wie 
auch die Raͤthe und Hofbedienten beicipren Stellen gelaſſen 
werden ſollen⸗ und daß im Falle der Erſtgeborne ſich nicht 
zum: Regenten ſchicke, die herzoglichen Raͤthe/ und falls dieſe 
nicht einig würden, die Städte Braunfchweig, „Lüneburg 
und Hannover aus ben rechten Erben einen andern: zur Nach⸗ 
folge wählen. möchten, der zur Herrfchaft taugen wäre... 

Sacobi a. a. O. ©. 1. = 
Daher hat 

Eichhorn, deutfche Staats + und- Bein s 1. 

Anmerf. 2. 
gewiß Recht, wenn er gegen die Anfi dt von 

K. 9. Lang, Prüfung: des vermeintlichen Alters ber but 

Shen Landftände. Göttingen 1796: S. 35 fi u. 
den Anfang der Lineburgifchen .Verfaflung und das Recht 
der dortigen Stände, das ganze Land, de h. die Angehörigen 
und. die Hinterfaffen dieſer Stände zu vertreten,. in bad 
14. Zahrhundert fegt. Denn jedenfalls feit der zweiten 
Hälfte des legtern waren die Stände in vereinigter Thaͤtig⸗ 
keit, und zwar. zum Zweck der Ausübung. und Aufrechthal⸗ 
tung folder wichtigen Rechte, wie ſie den im Grundgefege 
conſtituirten Ständen nicht: burchaus zufommen, ; 

- Außer den Rechten, welche früher: ganz: gewöhnlich * 
ſtaͤndiſchen Vereinen zukamen: dem Rechte des Conſenſes zu 
Geſetzen der an bem. Rechte zu — 
Conventen ze m 

'Struben,,. ob⸗. juris ur. w. 8. 5m YA 

-Pütter, Institt. juris publ. germ. $. 198. ZT Fr 
Eichhorn a. a. O. AM - 427. 546. une) 


\ 


280 ¶V. Rechtsgutachten 
kamen den. Braunſchweig⸗Luͤneburgiſchen Ständen nämlich 
auch noch andere Gerechtſame zu, von welchen heut zu Zage 
nicht mehr die Rede ift, wie namentlich das Recht, auch uns 
abhängig von ber landeöherrlichen Berufung in: öffentlichen 
Comitien fich zu verfammeln, welches durch den eben anges 
führten Saate= Brief. und noch durch fpätere — 
vom Jahre 1527 und 1536 anerkannt ift; 

Jacobi a. a.D. ©: 137. 165. : 
ferner das Steuererhebungs⸗ und Caſſen⸗ Hecht, d. i. bie 
Befugniß, die von ihnen bewilligten Hülfen durch die von 
ihnen angeftellten oder doch präfentirten Schagbedienten: * 
das Land umzulegen, und einziehen zu laſſen, 

Jacobi a, a. O. J. ©. 197 f. 257. 338. 

Bilderbed a. a.D. ©. 238: f. 
ja fogar das Recht, bei Fragen über Krieg und Srieden a mit. 
zureden und landesherellche Fehden und Buͤndniſſe ſowie die 
Erbauung neuer Schloͤſſer oder nn von — Con⸗ 
ſenſe abhängig zu: machen, 
urk.v. 1302. 1518: 1597; bei Jacobi⸗ — 116. 143. 
Auch in Angelegenheiten der fürftlichen Familie. dienten die 
Landſtaͤnde wie ſchon aus Obigem hervorgeht, nicht ſelten 
als Vermittler und Schiedsrichter, und im Falle einer Regent: 
fchaft“ theilten einige aus ihrer Mitte die vormundfchaftliche 
Regierung. Endlich hatten die: Lüneburgifchen Stände auch 
noch das. befondere-Recht, zu dem ——— — u. 
und einen ee präfentiven, su“ mins « nit 

Milderbeck iO. Mb fi ern. va nt 
was für jene Zeit darum nicht auffallen kann, als ja auch das 
frühere Landgericht von dem Landesherrn alsLandrichter nur 
aus der Mitte der freien Stände des Landes befegt werden 
fonnte, und ald die Stände zur Unterhaltung.des vormaligen 
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Hofgerichtd zu Celle einen: — — zu m — 
der bis jetzt geblieben iſt. 

Gleiche oder aͤhnliche Rechte — bie Stände 
auch in anderen nunmehr Hannoverfchen Ländern, namentlich 
im Fuͤrſtenthume Oſtfriesland, wovon 

—— de origine Nobilit. Germ. ‚sect. 2. = — 
ne A EI EN 
— A, Tapn! n 

In Frisia orientali Mirage — ars Ordinibus 

sunt reservata. + ET Er Ze 
Im Stifte. Dsnabtüd ward erft im 15. Jahrhunden eine Ver⸗ 
einigung unter den Staͤnden ausgefuͤhrt; allein auch dieſe 
hatten ſchon im Jahte 1424 von dem Biſchofe Johann von 
Diepholz vor ihrer Huldigung die: Zuſicherung erhalten, daß 
keine Schatzung,/Bede oder Dienſt ſollte gefordert werben, 
außer nah Rathıund Willen des Capitels, der Stiftsmannen 
und der Stadt Osnabruͤck, welche Zufage in der Mitte: des 
16. Sahrhunderts dahin erweitert wurde, daß auch die „Vryen, 
den vpferen Guderen ſitten“ nicht ohne den Willen jener 
Stände follten befteuiert werden dürfen, wodurch alfo.bereits 
ein Repräfentationsrecht der Stände anerfannt ward; ' 
Möfer, patriot. Phantafien Bd. IV. ©. 206. f. 
Stit:der Aufnahme des Römifhen Rechts wurde zwar der 
Einfluß der Stände auf die —— uͤberall zu min⸗ 
dern geſucht, 

Eichhorn a. a. O. $. 546. 547. 
da der firenge Beweis, welchen bie —— im Be 
der Klage verlangten ,-qus den.mehr voraudfegenden als ent⸗ 
widelnden Landſchaftsbriefen nicht leicht geführt werden konn⸗ 
te und das aͤhnliche Verhaͤltniß zwiſchen Kaifer und: — 
ſtaͤnden, ‚worauf ſich Einige.beriefen, >. > 


BL... :PVa Rechtsgutachten =. 

Aud. Hugo, de: statu regionum: Germ. p. 178. 
Mevius, von wucherl. Gontracten I. Cap. 3.4. 

doch auch nichts mehr als eine. Analogie war. 

Auch in den Braunfchweigifchen Landen fehlte es nicht an 
Übergriffen in die landſtaͤndiſchen Befugniſſe, wie z. Bi zu 
Ende: des 16. Iahrhunderts , wo der, Kanzler: Jagemann un⸗ 
ter Berufung auf gemeine gefchriebene Rechte, Regälien und 
fürftliche Obrigkeit behauptete, daß das Land ohne ftändifche 
Einwilligung Steuern jeder: Art zu bezahlen — 

Spittler a. a. O. Bd. VI. ©. 238. 
— de eg — venk; Bra tom. 1. a2: | 
3 Ppı 276. | 
— nur. — Die Stände blieben bei 
ihrem Rechte und: das allgemeine Urtheil der-Schriftfteler vo⸗ 
tigen Jahrhunderts geht dahin, daß biefelben nirgends mehr 
Anerkennung gefundemhaben, ald unter dem Sraunſchweigi⸗ 
ſchen Hauſe. 
Sp ſagt 
" Struben, Nebenftunden Thi. V. — 8. 13. 
„Obwohl es dem Chur = und: Fürftlihen: Haufe Braun: 
fhweig und Lüneburg an Vermögen nicht fehlet, feine 
Stände dergeftalt zu unterdrüden, ‚wie an manchen 
Ortten gefihehen, fo gönnet dasfelbe ihnen‘ jedoch: die 
“ sıhergebrachte Rechte ungefränfet und: erhält von ihnen 
gutwillig, was immer ohne der ie — 
erhoben werden mag.“ : 
In einem andern Werke 
ı de: nobilitate Germ. sect. 2. cap. 1. $.:7. 
giebt derſelbe Schriftfteller, welcher ala — Sanded- 
und Zeitgenofje befonderen Glauben: verdient, Seiner Maje⸗ 
flät dem Könige von Großbritannien: und Ehurfürften von 
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Braunſchweig ⸗Limeburg im Verhaͤltniß zu vo Suurden das 
—— 

Sacram Regiam Majestatem magis esse — EM 

- conservandis illorum juribus, quam  violändis et 

summa veritate niti, quae Auctor Fr. Gallici Anti- 

-Jacobite,: ou faussetes de Pavis aux. proprietaires 

“ Anglois refuides par des reflexions impartiales .dieit: 

Regem in Provinciis Germanicis non despotica po- 

testate regnare, nec sine consensu Ordinum Tributa 

imponere subditis, et eo videre, ut.sine ullo respe- 

ctu distribuatur justitia, quando Camerae vel aa 

ejus cum privatis lites intercedunt. F 
Ferner Treuer, 

— uͤber Soriders abliue Büren s. 
uf erh 
„Das Durchl. Braunſchweig⸗ RER Haus, wel: 
ches den Ruhm ebenfomwohl ald das Erzherzogliche Haus 

: Dflreich gezeuget, hat jeder ‚Zeit: feinen Ständen ihre 
jura ungefränkt gelaffen. — — 
..... Die Lands Zäge und deren Abſchiede — in dieſen 
Landen zur Genüge bekannt, und wie gnaͤdig bie Landes⸗ 
herren alles bei dem alten Herkommen bewenden laſſen.“ 
BL. Moſer, Einleit, in das —— ⸗ — 
Staatsrecht S. 400. | 
beftätigt dieſes Urtheil: Durch die TIER NER m 
dad Durch; Gefammt : Haus: Braunfhweig: Luͤneburg 
bat auch noch jego den Ruhm, daß es Seiner Land- 
Stände Gerechtſame ungekraͤnkt laͤſſet und daß Here und 
Land = Stände, Sich wohl zuſammen verſtehen. 
Und hiemit ſtimmt auch:Spittier (1786) überein, indem ex 
am Schluffe feiner Galenbergifchen Gefchichte 


BA IV.- Rechtsgutachten 
Sammlung feiner Werke von Wächter Bd. VII. ©. 299. 
bie Frage aufwirft: | 

Wo iſt noch das fchöne deutfche Land, das nad) flarfen 
” -Ünftrengungen, die es noch zu Ende des vorigen (bed 
- +47.) Jahrhunderts litt, gerade in dem Zeitalter, da als 

led unter despotifcher Gewalt immer tiefer verfinkt, feine 
mildeſten Regierungen genoß, feine auögebildetfte Frei: 
heit ungefräntt behauptete? 
In einem Lande, two dermaaßen die öffentliche Verfaffung ges 
fichert ift, kann aud) eine: freie Prüfung und Befprechung der 
Öffentlichen Verhaͤltniſſe nicht beunruhigen. 
Daher äußert 

3.5. Mofer, von der Reichöftände Landen ©. 317. 

Se. Königliche Majeftät von Großbritannien gönne Dero 

ae Zeutfchen Landfchaften einen fo ohngekraͤnkten 

Genuß ihrer hergebrachten Rechte und Freiheiten, daß 

manin Dero Landen ſolche nicht verhehlen, 

- fonderndie Gründe, worauf fiegebauet find, 
anzeigen, und diefelbigen befeftigen darf. 
Wir haben von diefer Freiheit ,- im Intereffe unferer Quärens 
ten; auch. auf unferm Standpuncte Gebrauch gemacht, nicht 
fürdytend, dadurch irgend einem loyalen- Gefühle zu nahe ges 
treten zu feyn oder gar'die Frageſteller fetbft durch unfer Eins 
gehen einem gerechten Zabel ausgefegt zu haben. - 

Was wir mit dem zuletzt Ausgeführten darzuthun geſucht 
und dargethan zu haben glauben, iſt blos dies, daß die Rechte, 
welche das Hannoverſche Volk und unſere Quaͤrenten insbe⸗ 
ſondere aus dem Staatsgrundgeſetze in Anſpruch nehmen, 
dem Weſen nach nicht neu, ſondern alt ſeyen, ja durch die— 
jenigen Rechte, welche die Stammlande des Koͤniglichen Hau⸗ 


\ 
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ſes Hannover i in früheren ie genoffen haben, noch übers 
troffen werden. 

Auch bei. auswärtigen — welche in neueren 
Zeiten nach Jahren truͤbſeliger Erfahrungen neuerdings ver⸗ 
liehen worden find, iſt der Beweis ihres Zuſammenhanges 
mit vorangegangenen Zuftänden in neuerer. Zeit erbracht: wors . 
ben, wie namentlich, was das vn. benachbarte Chur⸗ 
beflen betrifft, von 

Pfeiffer (Gefchichte der anbändigen Berfaffung in ur 

heſſen) 
und dafuͤr ſpricht auch der geſchichtliche —— 
ber Deutſchen Staatsverhaͤltniſſe überhaupt, bei deren Reform 
man fich in der Regel niemals ganz von der Vergangenheit 
getrennt hat, oder doch nach gemachtem Sprung wieder zu 
diefer umgelenft hat, obſchon auch die Möglichkeit und die 
Nothwendigkeit des Fortſchritts zu Feiner Zeit ganz verkannt 
worden find; 

Fur die in Frage fiehende Stellung Seiner Mojeflätde bes 
Königs zum Lande liefert die Ausführung das für Letzteres 
erfreuliche Nefultat, daß, felbft wenn das Grundgeſetz vom 
Sahre 1833 und das Patent vom Jahre 1819 ald rechtliche 
Thatfachen bürften negirt werden, gleichwohl fein verfaffungds 
lofer oder gar rechtlofer Zuftand in Hannover angenommen 
werben darf, vielmehr ein Syftem von Provinzial: Derfaflun: 
gen, das freilich noch fehr des Ordnens und Läuternd und 
wabhrfcheinlich wieder aller derjenigen Durchgangspunete bes 
dürfte, welche vom Jahre 1815 bis zum — 
gefunden — find: 


. 
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. 13.- | 
2: Wenn die materiellen — gegründet wären. — 
Welche rechtliche Mittel ftehen Sr. Majeftät zu Gebot, 
unm diefe Einwendungen rechtlich durchzuführen ? 
Wir haben bei Prüfung‘ der Einwendungen Sr. Majes 
ftät des: Königs. von. Hannover wider. dad Grundgefeg bie 
formellen und materiellen Einwürfe unterfihieden. Derfelbe 
Unterfchied tritt :auch:hier wieder hervor. Wie nämlich bei 
jedem Rechtögefchäfte in Betracht fommt die Form und der 
Inhalt, und auch ein in Hinficht auf Die erftere ganz verbind⸗ 
lich eingegangenes-Gefchäft gleichwohl noch wegen bed legtern 
einer ganzen oder. theilweifen Nullität oder Refeiffibilität un« 
terliegen kann, fo läßt es fich denken, daß auch ein Gefeg 
und insbefondere das in Frage ftehende Grüundgefeg, wenn 
ſchon inftaatärechtlicher Form zu Stande gefommen, doch in 
Hinfiht auf feine wefentlihen oder zufälligen Beſtandtheile 
einer Anfechtung durch die Betheiligten ausgeſetzt fey. 
Allerdings ift durch Verbindung der vormaligen Reichs⸗ 
hoheit mit der Landeshoheit in den noch Übrigen Zerritorien 
(Staaten) eine vollfommene'politifhe Gewalt (Staatögemwalt) 
entflanden, "welcher auch die fürftlichen Familien Glieder un: 
terworfen find. Allein darauf folgt nit, daß die Geſetzge⸗ 
bung jener Staaten aller Rüdficht auf die wohl erworbenen 
Rechte der Agnaten überhöben fey: Auch die gejeggebende 
Gewalt, mit Inbegriff der verfafjungsgebenden, hat, wenn 
fie nicht in. Defpotie, und zwar die sallergefährtichfte, weil 
unwiderftehliche, ausarten will, gewiſſe nathtliche Graͤnzen 
anzuerkennen, und, wiewohl man nicht mit Vollgraff, 
die hiftorifch = ftaatörechtlichen Gränzen moderner Gefeßges 
bungen, Marburg 1830. $. 23. 
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gewiffe Rechtsobjecte geradezu für „gefeßunfähig" di Hi 
für untauglich, durch Gefege beftimmt' zu werden, erklären 
darf, fo iſt es doch legislatives Prinzip, erworbene Rechte 
(jura quaesita) gegen den Willen der Berechtigten nur als 
dann aufzuheben, wenn das Gefammtwohl dies wirklich 
beifcht, und auch in dieſem Sale nur unter — Ent⸗ 
ſchaͤdigung. 

Kluͤber a. a. O. 6. 550. 

Maurenbrecher a. a. D. F. 181. 
Zu dieſen Rechten gehoͤrt nun auch das —— zu⸗ 
erſt der maͤnnlichen und dann der weiblichen Mitglieder des 
durch Erbverbruͤderung verbundenen Braunſchweigiſchen Ges 
fammthaufed und eben damit die Ariwartfchaft auf den Genuß 
und das Eigenthum der Königlichen: Domainen. 

Wir haben. bereits umſtaͤndlich ausgeführt, daß Feines 
dieſer Rechte im Grundgeſetze verletzt worden; wenn“ aber 
auch eine Veraͤnderung derſelben wirklich Statt gefunden 
haͤtte, daß doch dieſe, als zum gemeinen Wohle und zum 
Wohle des Koͤniglichen — erfolgt, aufrecht: erhalten wer: 
den müßte. 

Die — Sr. Majeſtaͤt — die Beſtim⸗ 
mungen hinſichtlich der Domainen zu bilden; aber auch in 
dieſer Beziehung find Rechte der Agnaten nicht veraͤndert wor⸗ 
den, da das Eigenthum an den Domainen nach wie vor dem 
Koͤnige verbleibt, und, wollte man auch annehmen, dieſes 
Eigenthum waͤre dem Landesherrn und eventuell alſo den 
Nachfolgern entzogen worden, ſo müßte doch dieſe Veraͤnde⸗ 
rung nach dem oben bemerkten legislativen Prinzip aufrecht 
erhalten. werden, da die beanſtandete Caſſen⸗ Bereinigung: 
ausdruͤcklich um des Gemeinwohls willen Statt gefunden hat 
und die Koͤnigliche Familie durch die von der Krone ſelbſt 
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vorgefchlagene:Dotation und die verwilligten Apanagen und 
Suſtentationen jedenfalls reichlich entſchaͤdigt worden iſt. 

Indeſſen Seine Majeftät der König von Hannover fcheis 
nen anderer Meinung zu feyn und es fragt fich daher: wels 
che rechtliche Mittel ſtehen Denfelben zu Gebot, diefe Mei: 
nung durchzuführen? : 

Ständen wir noch in der Epoche des Deutfchen. Reiche, 
fo würde die Frage fich einfach löfen laffen, da beftrittene 
Rechte zwifiben Regenten und Unterthanen als wahre Juſtiz⸗ 
ſachen vor die Reichögerichte erwachfen. waren und nicht fels 
ten Falle vorgefommen find, wo Acte der landeshoheitlichen 
Gewalt nach gepflogener Berhandlung im Namen Kaiferlicher 
Majeftät aufgehoben oder durch vorkäufige, Mandate in ihrer 
Wirkfamkeit fuspendirt wurden. Die Stellung der Kaifers 
lichen Gewalt und das, Mittel ber Reichsgerichte machte diefe 
Hülfe insbefondere möglich, wenn, was zumeilen: vorkam, 
durch landesherrlihe Verfügungen Rechte der — 
oder der Agnaten gekraͤnkt worden waren. 

Allein dieſe Reichsgerichte nebſt ihrer Quelle, der Kai⸗ 
ſerlichen Gewalt, find nicht mehr; vielleicht iſt die landes— 
herrliche Gewalt eine dem Wefen nach unabhängige .gemors 
den, indem fie die Rechte der Reichögewalt, fo weit fie noch 
auf die Zerritorien wirkte, mit fich vereinigte und namentlich, 
die Rechte der Geſetzgebung und Gerichtöbarkeit als unveräus 
Berlihe Hoheitsrechte ausfchließlih für fih in Anſpruch 
nahm. Bei diefem Standpuncte der öffentlichen Gemwalt-in 
ben; einzelnen Deutfchen Staaten, . inöbefondere, der gefeßge: 
benden, müflen wir es ald durchaus unzulaͤſſig erkennen, daß 
ein,Landesgefeg durch eine andere Inftang, als die geſetzge⸗ 
bende ‚Gewalt. felbfi, aufgehoben. werde, da fonft bie Sou⸗ 
verainetät dieſer Gewalt rein illuſoriſch waͤre. Alſo nur⸗ eine. 
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Reftitution und zwar durch die Factoren der Gefeßgebung, 
d. h. die Regierung in Verbindung mit der grundgefeglich eins 
gerufenen Ständeverfammlung ift das Mittel, wodurd) ein 
mittelft Gefeges an dem Einzelnen veruͤbtes materielles Uns 
recht wieder aufgehoben werden kann, und wodurch auch) 
Seine Majeftät einzig und allein Ihre materiellen Einwen⸗ 
dungen wider das Grundgefeg rechtlich durchzuführen hoffen 
Fönnen ; während, wenn basfelbe in ungültiger Form zu 
Stande gekommen waͤre, Sie dadfelbe allerdings als nichtig 
und dem Begriffe nach nicht vorhanden, wie jeder Andere, 
hätten betrachten fönnen. 

Sn fo fern unterfcheidet fich alfo allerdings das Geſetz 
des Staatd und namentlich ein Vertrag zwifchen dem Regen» 
ten und dem Volke von einem Privatrechtögefchäfte, ald Nies 
mand, der dem Staate angehört, alfo der Geſetzesform uns 
termorfen iſt, fich. der Geſetzeskraft aus inneren Gründen 
entziehen, das Geſetz ald Nichtgefeg betrachten kann, felbft 
wenn das behauptete materielle Unrecht das Wefen feines 
Inhalts und nicht blos einen Neben : Beftandtheil desfelben 
ausmachte. Dies ergiebt fih au, abgefehen von dem Bes 
griffe des Geſetzes, welches hier ald Quelle und Gegenftand 
zugleich in Betracht Fommt, aus der Natur der Staats: Ein: 
richtungen; denn, wer folte, falls irgend ein Unterthan bes 
haupten wollte, er fey durch ein Geſetz verlegt, hierüber ents 
fheiden? ‚Der Richter innerhalb des Staats ift nicht com: 
petent, denn dieſer fteht wie jedes andere Organ der vollzies 
henden Gewalt unter, nicht über dem Gefege, das er in 
Anwendung zu bringen hat, er hat alfo, bevor er fich mit 
Diefer Anwendung befchäftigt, blos zu prüfen, ob die Gefes 
tzesform erfüllt, d. h. ob ein Gefe vorhanden fey, nicht aber, 
ob dad Gefeg felbft aus Ruͤckſichten der Zwedmäßigkeit, der 
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Billigkeit, der Gerechtigkeit feinem Inhalte nach ihm gut 
duͤnke; denn dadurch würde er in das Gefchäft des Geſetzes 
‚eingreifen und, fofern jeber Richter im Staate hinfichtlic 
jener Fragen wieber eine andere Meinung haben kann, den 
Zwed der Gefesgebung, die Rechtdanwendung zu erleichtern 
und die Einheit und Ordnung im Staate aufrecht zu erhal: 
ten, gerabezu unmöglich machen. 

Hiemit flimmt auch überein das Hannoverfhe Grund: 
gefe& $. 37, worin binfichtlih der Verlegung wohlerworbes 
ner Rechte unterfchieden wird, ob folhe von der Verwal⸗ 
tungs: Behörde oder von der Gefeggebung ausgegangen. Im 
erften Falle fteht dem Verletzten der ordentliche Gerichtsgang 
offen. Iſt aber die Verlegung durch einen Staatsvers 
trag ober buch ein verfaffungsmäßig erlaffenes 
Geſetz bewirkt, fo kann diefelbe nicht zum Gegenftande eis 
nes Rechtö = Anfpruches gegen den Staat oder gegen Verwal: 
tungs= Behörden gemacht werden. | 

: Noch weniger kann ein StaatösAngehöriger, ſtehe er 
auch auf.einer noch fo hohen Stufe der Gefellfchaft, das Ge: 
feg diefer Gefellfchaft felbft beugen, ſich an die Stelle ‚de, 
Gefeggebers und Richters zugleich fegen, wenn nicht die Ord⸗ 
nung im Ötaate und der Werth jeder öffentlichen Einrichs 
tung blosgeftellt werden fol. Auch das Verhältniß Seiner 
Majeflät als Regierungd : Nachfolgers begründet hierin kei⸗ 
nen Unterfchied; denn agnatifche Rechte, welche in Ihrer 
Derfon verlegt worden feyn follen, find nicht mehr wohler- 
worbene Rechte ald andere Rechte, und, fo gewiß die ge= 
feggebende Gewalt mit befonderer Rüdficht für jene Rechte 
zu verfahren bat, fo wenig können doc folde von der Ge: 
feggebung überall ausgenommen ſeyn; vielmehr ift es gerade 
das Gefeg (Prinzip der Legitimität), welchem Seine 
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Majeflät das Recht zur Succeffion verdanken, weldes Sie 
daher, indem Sie fuccebiren und zur Theilnahme an der Ges 
feßgebung Sich berufen fühlen, um fo mehr aufrecht halten 
und anerkennen, nicht aber feinem — nach vernichten 
oder in Abrede ſtellen werden. 

Zwar haben Seine Majeſtaͤt Ihren Wibderſpruch gegen 
das Staatsgrundgeſetz nicht ſchon als Agnat, ſondern erſt 
oͤffentlich erhoben, nachdem Sie die Regierung angetreten 
hatten. Allein da Dieſelben aus Ihrer agnatiſchen Eigens 
fchaft das Recht zum Widerfpruche herleiten und Sie in dies 
fer Eigenfchaft dem Gefege Gehorfam fhuldig waren, fo 
folgt aus jenem Umftande fir den Erfolg jenes Widerſpruchs 
lediglich nichts. Wil man aber auch hievon abfehen und 
eben fo davon,. daß der Regierungs = Antritt Sr, Majeftät 
ald nicht in der verfafjungsmäßigen Form (unter Anerkens 
nung des Grundgefeßes) erfolgt, fireng genommen, feine 
rechtliche Wirkung äußern konnte, fo fleht nichts deſto wenis 
ger. auch das monarchiſche Staats = Dberhaupt in der conftis 
tutionellen Monarchie unter dem Geſetze; denn er ift nur 
einer ber Factoren der Gefebgebung und hat ald Inhaber der 
Vollziehungsgewalt jedem Gefege, fo lange es ift, durch die 
verfafjungsmäßigen Behörden, namentlich durch die Gerichte, 
Achtung zu verfchaffen. Dies gilt namentlich in Dannover 
ebenfowohl nach dem Patente vom Jahre 1819, ald nad 
dem Grundgefege vom Jahre 1833. Überdies handelt es ſich 


bier von Abänderungen in der Berfaffung, welche nach dem | 


conftitutionellen Staatsrechte und insbefondere nah dem 
Staatörechte Hannovers noch befonderer Formen bedarf. 
Ein anderes Prinzip, wonach der Regent jeden Augen⸗ 
blick das Gefeg abändern oder fih an die Stelle des Richters 
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ſetzen wuͤrde, waͤre in der That fuͤr das Anſehen und die 
Wirkſamkeit des Monarchen ſelbſt nicht wuͤnſchenswerth. 
Les lois sont les yeux du prince; il voit par elles 
ce qu'il ne poürrait pas voir sans elles. Veut il’ 
‚ faire la fonction de tribunaux, il travaille non pas 
pour lui, mais pour ses seducteurs contre lui. 
Montesquieu de l’esprit des lois liv. VI. ch. 5. 
- Am wenigften aber werden Seine Majeftät König Ernft Aus 
guft ein folches despotifches Princip anzurufen geruhen, da 
Sie ja eben über eine vermeintlihe Willkuͤhr Hoͤchſt Ihres 
Vorgängers in ber Regierung Klage führen, welche durch 
eine neue willführlihe Handlung nicht gut gemacht werden 
koͤnnte. — 
Es bleibt alſo fuͤr Seine Majeſtaͤt nichts Anderes uͤbrig, 
als den verfaſſungsmaͤßigen Weg einzuſchlagen, um die bes 
hauptete Berlegung Ihrer agnatifchen und, Regierungs-Rechte 
geltend zu machen; d. h. eine Ständeverfammlung nach ben 
Beflimmungen ded Grundgefeges einzurufen, welche, wie 
wir nicht zweifeln, den vorgebrachten Befchwerden alle ſchul⸗ 
dige Aufmerkſamkeit zuwenden wird, 

Insbeſondere gilt dies von der Behauptung Seiner Mas 
jeſtaͤt, daß das Grundgeſetz dem Gemeinwohle entgegen ſey, 
daß dasſelbe die Koͤniglichen Regierungsrechte verletze, und 
daß die agnatiſchen Rechte an den Domainen nicht geachtet 
worden. 

Nur Eine Frage bleibt hier noch uͤbrig: ob nämlich Se. 
Majeftät nicht etwa durch Berufung auf den Deutfchen Bund 
die obfchwebende Angelegenheit zu einer rechtlichen Exledis 
gung bringen Fönnten ? 

Nach der Deutfchen Reichöverfaffung ii; wie geſagt, 
die Reichsgerichte in einem ſolchen Falle competent geweſen, 
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und es Fam je zuweilen vor, daß auch die Landesherren felbft, 
nicht blos ihre Stände, bei denfelben Hülfe gefucht haben, 
Auch nach der heutigen Bundesverfaffung können Streitigkeis 
ten zwifchen einer Regierung und ihren Untertanen aus⸗ 
nahmöweife zu einer Entfcheidung durch den Bund ſich quas 
lificiren. Doc hatten die Stifter des Bundes nicht ſowohl 
eine Befchwerde der Landes=-Regierungen gegen ihre resp. 
Unterthanen, als vielmehr den Fall im Auge, daß die Uns 
terthanen eines Landes fih durch Maafregeln ihrer Regies 
rung befchwert halten; und in diefer Beziehung ift nunmehr 
in Gemäßheit der Wiener Schlußacte (Art. 54— 56.) eine 
Beichwerde der Unterthanen (nicht blos der fie repräfentirens 
den Ständeverfammlung) insbefondere alddann für begründet 
zu halten, wenn eine in anerkannter Wirkſamkeit beftehende 
Verfaſſung auf nicht verfaflungsmäßigem Wege abgeändert 
worben feyn ſollte. (S. oben $. 4.) | 

Vergl. Prov. Kompetenz Beftimmung der Bundes » Vers 

ſamml. vom 12. Juni 1817. $. 4 und 5. Nr. 1 und 2. 
2, 5. Eichhorn, Betrachtungen über die Verfaſſung des 
deutfchen Bundes. Berlin 1833. ©. 69— 89, 

Hienach find wir allerdings der Überzeugung, daß für bie 
Unterthanen im Königreiche Hannover Grund zur Befchwerde 
bei dem Deutfchen Bunde vorhanden ift, denn die Thatſache, 
daß das Grundgefeb vom Jahre 1833 bis zum Regierungs⸗ 
Antritte Sr. Majeflät in anerkannter Wirkfamkeit war, und 
zum Theil noch ift, läßt fich nicht beftreiten und wird auch 
durch den Mangel einer agnatifchen Zuftimmung nicht aufges 
hoben. Indeſſen fragt es fich hier zundchft nicht, wie die 
Unterthanen Sr. Majeftät ihr Widerfpruchörecht gegen das 
Patent vom 1. November 1837, fondern wie Se. Majeftät 
Ihre rechtlichen Einwendungen wider das Grundgefeg durch⸗ 
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zuführen haben? Zwar iſt nach der Schlußacte (Art. 57) der 
Deutfche Bund, abgefehen von einer übernommenen befondes 
ren Garantie, auch noch in dem Falle ald betheiligt bei 
Streitigkeiten zwifchen Regierung und Ständen anzunehmen, 
wenn der Souverain eines Landes durch eine landesſtaͤndiſche 
Verfaſſung nicht blos in der Ausübung beftimmter Nechte’ge: 
bunden, fondern wenn ihm die Subftanz des einen ober an: 
bern Regierungsrechts, 3. B. die Geſetzgebung entzogen wor= 
den wäre, eben fo nach Art. 61 in Verbindung mit Art. 26 
und nad den Bundesbefchlüffen vom 28. Juni 1832, wenn 
die Streitigkeiten zwifhen Regierung und Ständen in Wis 
derſetzlichkeit der Unterthanen gegen die Obrigkeit übergehen, 
oder die Stände der Erfüllung bundesverfaffungsmäßiger 
Verbindlichkeiten ihrer Regierung hinderlich ſeyn würden, 
Auch die Gefeggebung der Bundesftaaten darf nach Art. 3 
der eben gedachten Bundesbefchlüffe in diefen Beziehungen 
dem Bundeszwede nicht entgegen feyn. 

Reyſcher, publicififhe Verfuhhe ©. 204. 2 
Allein Feiner diefer Faͤlle liegt in dem Hannoverfchen Grund: 
gefege vor, welches weder das monarchiſche Princip verlegt 
noch den König in irgend einer Beziehung außer Stand ſetzt, 
den obhabenden Bundes- und Regentenpflichten nachzukom⸗ 
men. Eben fo wenig hat dad Betragen der Hannoverfchen 
Unterthanen bis daher eine gefährliche Ruheftörung befuͤrch⸗ 
ten laſſen. Wenn aber auch ein Grund zu diefer Befürch- 
tung vorhanden feyn follte, fo möchte derfelbe jedenfalld nur 
darin gefunden werden, daß ein anerkannter öffentlicher 
. Rechtözuftand einfeitig von Sr, Majeftät geändert worben 5 
was dem hohen Bunde allerdings Veranlaffung geben koͤnnte, 
von Amtöwegen auf Befeitigung diefer Maaßregel, ald einer 
Quelle von Mißbehagen und Unzufriedenheit nicht allein für 


der Suriftenfacultät in Täbingen. 205 


Hannover, ſondern auch für bad übrige Deutfchland, bei 
Höchftdenfelben anzutragen, 

Afo möchte nur etwa in fchiebsrichterlicher Eigenfchaft 
die Bundesverfammlung zur Entfcheidung über die Beſchwer⸗ 
den Sr. Majeftät zuftändig werden fönnen, und möchte es 
in diefer Beziehung feheinen, daß durch das am 30. October 
1834 vom Bunde eingeführte Schiedögericht das paffendfte 
Mittel zur Erledigung ber obwaltenden Streitigkeiten geges 
ben fey, indem nach Art. 1 des in Frage ftehenden Bundes⸗ 
befchlufjes jenes Gericht gerade für den Fall geordnet ift, daß 
in einem Bundesftaate zwifchen der Regierung und den Stäns 
ben über, die Auslegung der Verfaflung oder über die Gren⸗ 
zen der bei Ausübung beflimmter Rechte des Regenten ben 
Ständen eingeräumten Mitwirkung Irrungen entftehen fol: 
ten. Allein der Fall, wovon es fih in Hannover handelt, 
ift doch wefentli ein anderer, als derjenige, welcher hier 
vorausgeſetzt wird. Es ift nämlich nicht blos eine von den 
Ständen der Berfafjung vom Jahre 1833 gegebene Audles 
gung, oder überhaupt eine gewiffe Wirffamkeit derfelben in 
Folge diefer Verfaſſung von Seite Königliher Majeftät bes 
anftandet, fondern die Verfaffung felbft aufgehoben wors 
den, ohne auch nur die Meinung ber verfaffungsmäßigen 
Stände hierüber zu hören. Ferner find die verfaſſungs— 
mäßigen und mit ben Gefegen vereinbarlihen Wege zur 
Befeitigung der Irrungen keineswegs verfucht worden, wie 
gleihwohl der genannte Art. 1 vorausfegt, indem bie von 
Sr. Majeftät. einberufenen Stände weder der Berfaffung 
vom Jahre 1819, noch der vom Jahre 1833 gemäß zufams 
mengefegt waren. Sodann kann das Bundes:Sciebögericht 
. nach Art. 3 des Bundeögefeges und nach der Natur einer 
Compromißbehörde nur eingefegt und wirkfam werden in 
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Folge einer „Vereinbarung beider Theile, d. h. einer 
übereinflimmenden Entſchließung der Regierung und der com: 
petenten Stände. Nun find aber die von Sr. Majeftät bes 
rufenen Stände nicht das verfaflungsmäßig competente Ors 
gan des Landes, alfo auch, wie folche felbft angenommen 
haben, nicht geeigenfchaftet, eine Handlung ald Stände vor⸗ 
zunehmen oder dad angefochtene Grundgefe in ‚irgendeiner. 
Weiſe zu vertreten. Die competenten Stände koͤnnen viels 
mehr nur einberufen werden nach Maaßgabe des Grundges 
ſetzes; alfo müßte dieſes, wenn je eine Vereinbarung. bins 
fichtlich des Gompromiffes zu Stande fommen fol, erft von 
Sr. Majeſtaͤt anerkannt und das Patent vom 1. November 
1837 zurüdgenommen werden. 


I. Was hat eine Obrigkeit im Königreihe Hannover 
zu thun, um fich hinſichtlich ihrer Amtshandlun: 
gen bei der fortdauernden Gültigkeit des Gpund⸗ 
gefeßes vom Jahre 1833 Feiner Verantwortung 
auszujegen ? 


$. 14. 
Vom Rechte des Widerftandes überhaupt. 


Die bisherige Ausführung hat gezeigt, daß das Grund» 
geſetz des Königreich Hannover vom 26. September 1833 
noch je&t formell zu Recht beftehe-und daß die materiellen 
Einwendungen Sr. Majeftät des Königs wider dasfelbe nur 
auf verfaffungsmäßigem Wege, d. h. in Übereintunft mit 
den grundgefeglihen Ständen eine rechtliche Erledigung fin— 
ben koͤnnen. 

Seine Majeftät haben diefen Weg bisher nicht einge 
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fchlagen, fondern, nachdem Sie gleich bei der Übernahme ver 
Regierung die Anerkennung des Grundgefeges verweigert hats 
ten, eine aus mehreren Königlichen Dienern beftehende Im— 
mediat⸗ Gommiffion zur Prüfung desfelben niedergefegt und 
in Folge des von diefer erflatteten Berichts, welcher jes 
doch nicht zur Öffentlichkeit gelangt ift, Sich unmittelbar 
Recht dadurch verfchafft, daß Sie mittelft Patents vom 1. 
November 1837 das Grundgefeg ohne Weiteres aufhoben 
und einen Zuftand einführten, von dem Sie behaupteten, daß 
er der frühere und einzig rechtmäßige fey. 

Wir haben bereits oben bemerft, daß diefe von Seiner 
Majeftät beabfichtigte Selbft» Reftitution Feineswegs im vols 
len Sinne auch nur eine factifche Reftitution zu nennen fey, 
indem wichtige Einrichtungen, welche die vorgrundgefegliche - 
Verfaſſung und Gefesgebung in fi ſchloß, wie 3. B. das 
Schaßs Collegium, nicht wieder hergeftellt worden find; und 
es war deshalb die Bitte des Osnabruͤcker Magiftratd in feis 
ner Eingabe an die Bundesverfammlung vom 19. März 
1838 fubfidiär dahin gerichtet, daß, wenn auch das Grunds 
geſetz felbft nicht wiederum in Wirkfamfeit ſollte gefegt wers 
den Fönnen, alsdann wenigftens die Verfaffung vom Jahre 
1819 in voller Integrität zurückgegeben werde, bevor Ver⸗ 
handlungen über die neue Verfaffung des Königreich zuge— 
legt werden. Allein auch diefe Bitte ift mit dem auf Schuß 
im Befige des Grundgefeges gerichteten Hauptgefuche durch 
Beihluß der Bundesverfammlung vom 6. September 1838 
deshalb abgewiefen worden, weil in dem vorliegenden Falle 
ihre Kegitimation zur Befchwerbeführung in den Beflimmuns 
gen der Deutfchen Bundes= und der Schluß = Acte nicht be= 
gründet fey. 

Eben fo wenig hatte eine von dem Osnabruͤcker Magi⸗ 
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ftrate fchon früher bei Seiner Majeftät geziemend vorgebrachte 
Bitte, dem hohen Bunde die Entfcheidung in der Verfaffungss 
fache zu überlaffen,, bei Denfelben Gehör gefunden, noch has 
ben Seine Majeftät feither in Folge der von den verfchiede- 
nen Seiten zu Gunften des Staatögrundgefeges laut gewors 
denen Wünfche und Bedenken Selbftwillig eine Änderung in 
Shren Maaßregeln getroffen. 

Der gegenwärtige Öffentliche Rechtözuftandb im König- 
reiche Hannover ift fomit, foweit er auf den Maaßregeln Sr. 
Majeftät gegen das Grundgefeg beruht, ein rein willführs 
licher, und es ift nicht mehr die Frage: ob derfelbe auf rechts 
lichen Werth Anfpruch zu machen habe? welche Frage nad 
dem Obigen nur vereint werden kann, fondern: was eine 
dem Könige untergeordnete Obrigkeit im Königreiche Hanno⸗ 
ver zu thun habe, um ihre Pflichten gegen das Land und die 
Unterthanen mit der Verbindlichkeit des Gehorfams gegen die 
vorgefegten Behörden in Einflang zu bringen und fich gegen 
Regreßanfprüche,, welche die Amtöuntergebenen, namentlich 
im Falle einer auf höheres Geheiß bewirkten Erhebung nicht 
verfafjungsmäßig bewilligter Steuern, etwa geltend machen 
möchten, zu fhügen? 

Diefe Frage, welche wieder mehrere fpecielle Fragen in 
fich fchließt, ift um fo wichtiger, als fie in das Gebiet einer 

"Lehre hinhberführt,, welche ebenfowohl theoretifch als pra⸗ 
ctifch ihre ganz befonderen Schwierigfeiten hat. Es ift wahr, 
die heutigen Verfaffungen haben weniger Buͤrgſchaften für ſich, 
als die älteren, welche, geftüßt auf. eigentliche Stände, ins⸗ 
befondere auf eine Anzahl vielfach felbftftändiger Corporatios 
nen, ohne deren freiwillige Beihülfe nichts Erhebliches aus⸗ 
geführt werben Fonnte, den Landesherrn von felbft in einer 
gewiffen Abhängigkeit erhielten, während die heutigen Stände 
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einer eigentlichen ftändifhen Grundlage entbehren und blos 
durch das fogenannte Repräfentativ » Prinzip eine Bedeutung 
erhalten, die fie aber einzig und allein in den vom Landes 
herren einberufenen und entlaßbaren Berfammlungen geltend 
machen fönnen. Die alten Stände hatten ferner einen häus 
fig wirffamen Schuß zu erwarten bei den Reichögerichten, 
während das Befchwerbderecht der heutigen Stände am Bun⸗ 
beötage, auch wo folches anerkannt iſt, vom Landesherrn jes 
derzeit dadurch unwirffam gemacht werben kann, daß er bie 
Ständeverfammlung als das einzige Organ auflöft, durch 
welches, wie es fcheint, die Unterthanen nad) der Anficht des 
Bundes ihre vertragsmäßigen Rechte Elagbar geltend machen 
dürfen. - 

Dennoch Fönnen die Unterthanen eines verfaſſungsmaͤ⸗ 
ßigen Staats gegenüber von dem Inhaber der Regierungs⸗ 
gewalt nicht als völlig fehuglos angefehen werden; vielmehr 
find®e3 die Staatödiener, welche eben fo, wie die alten Mi⸗ 
nifterialen, ihnen in gewiffer Beziehung ſchuͤtzend zur Seite 
zu ftehen haben, indem fie, als felbftbewußt handelnde Mans 
datare der Staatdgewalt und nicht blos blinde Werkzeuge des 
Regenten, dem Lande dafür verantwortlich find, daß bie 
Verfaſſung eingehalten werde. | 

Hannover. Grundgefeß $. 161. 
Namentlich liegt eine ſolche Berantwortlichkeit den oberften 
Beamten bes Staatd, den Miniftern, ob. Grundgefet 8.151. 
Mohl, die Verantwortlichkeit der Minifter. Tuͤb. 1837. 

Zwar kann auch das diefer Dienftpflicht correfpondirende 
Recht der Stände auf Anklage verfaffungswidrig handelnder ' 
Departements: Borftände (G. G. $. 151. 152) nicht ausge: 
übt werden, ohne das Vorhandenſeyn einer Elagenden Staͤn⸗ 
deverfammlung. Allein dadurch, daß eine Klage gegen die 
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Öffentlichen Diener möglicher Weife vereitelt werben kann, 
wird die Pflicht und dad Recht diefer Diener zur Aufrechthals 
tung des Grundgefeges fo wenig aufgehoben, ald durch die 
einfeitige Handlung St. Majeftät des Königs, woburd Dies 
felben das an fich gültige Grundgefeß vernichtet und die Staats⸗ 
Diener ihres Eids auf dasfelbe entbunden haben. Das Grunds 
gefeg vom 26. September 1833 ift vielmehr noch jet, wie 
vor dem Patente, Duelle verfchiedener Nechte und Pflichten, 
wie für Seine Majeftät den König Selbft, fo auch für Der: 
felben und Ihres Landes Diener und Obrigfeiten. 

Aber auch der ftaatsbürgerliche Gehorfam (obse- 
quium civile) ift feine unbedingte, fondern eine durch die 
Verfaffung bedingte Pflicht (verfaffungsmäßiger Gehorfam) 
und, wenn fehon dies das Hannoverfhe Staatögrundgefeg 
nicht wie andere Verfaſſungsurkunden befonderd hervorhebt, 
fo verfteht es fich doch von felbft, da jedes Recht, alfo auch 
das auf Gehorfam nur gedenkbar ift unter der ihm zur Geite 
fiehenden Verbindlichkeit, die Rechte Anderer zu achten, und 
Niemand verpflichtet feyn kann, der nicht auch Rechte hat, na= 
mentlich gegen denjenigen, ber ihn verpflichtet. Wie alfo der 
Staatszwed und die verfaffungsmäßige Befugniß der Obrigkeit 
ihre Grenzen haben, fo auch der Gehorfam der Unterthanen, 
welche in diefer Eigenfchaft nicht aufhören, Menfchen und 
Staatsbürger zu feyn. 

Vgl. Klüber, öffentliches Recht $. 365. 257. 

Sordan, allgem. Staatsreht S. 408. 

. Maurenbrecher, deutfches Staatsrecht $. 56. 
Zwar meint 

Schmalz, das deutfihe Staatörecht $. 318. 310. 
daß, wenn fchon die Regierung des Staats nur Gefehe geben 
und befehlen Eönne in Dingen, die den Zweck des Staats 


Ä 


der Juriſtenfacultaͤt in Tübingen. 301 


angehen, doch auch ein Unrecht, welches der Souverain ei⸗ 
nem Unterthanen zufüge, dieſen von der Pflicht des Gehorſams 
nicht entbinde; allein ſo allgemein ausgedruͤckt wuͤrde dieſer 
Sat wieder zu dem von Hobbes (de cive cap. VI. $. 13)» 
gelehrten Despotismus führen, wonach der Unterthan felbft 
den unbefugten Mord der naͤchſten Angehörigen ftille dulden 
follte, fofern er nur von Oben geboten wird; und doch iſt 
felbft Hobbes genöthigt, in einem Falle den Ungehorfam zu 
geftatten, wenn nämlich von bem Unterthan verlangt werde, 
felbft Hand an ſich oder feinen Vater zu legen. Die Hobbes— 
ſche Theorie hat ſchon längft ihre Widerlegung gefunden, uns 
ter Anderem in | 
: 9,53. Feuerbach, Anti: Hobbes, oder über die Grenzen ber 
höchften Gewalt und dad Zwangsrecht der Bürger gegen 
den Oberheren, Gießen 1797. | Ä 
Vgl. Fr. Murrhard, über Widerftand, Empörung und 
Swangsübung der Staatöbürger gegen die beftehende 
Staatögewalt. Braunfchweig 1832. ©. 1%. f. | 
und wenn Schmalz aus der Pflicht gegen die übrigen Staats⸗ 
bürger, welche doch nothwendig gleichfalls ihre Grenzen hat, 
einen unbegrenzten Gehorfam ableitet, fo hat er damit eben 
fowohl das Rechtögebiet verlaffen, al$ wenn Hobbes mit der. 
Pflicht chriftlicher Duldung (ire per Christum ad martyri- 
um) denfelben berftellen will.. 
Auf der andern Seite gehen diejenigen zu weit, welche, 
wie be | 
R. Mohl, würtembergifches Staatsrecht $. 66. 
Unbotmäßigkeit und Außerften Falls ſelbſt thätigen Widerftand: 
gegen jeden. verfaffungs= oder gefegwidbrigen Be: 
fehl der Obrigkeit, ohneUnterfchied des bedrohten Gut, eins 
räumen und fogar behaupten: die Befolgung eines folchen 


302 IV. Rechtsgutachten 


Befehls fey nicht nur nicht Pflicht, fonderm fogar ein Vers 
brechen gegen den Staat. Ein Verbrechen gegen den 
Staat könnte der Gehorfam nur dann feyn, wenn der Beamte 
einen Bürger zum Mitfchuldigen an einem Angriffe auf den 
Staat oder deffen Rechte machte, nicht aber, wenn materiell 
blos der gehorfame Bürger felbft darunter leidet. Aber auch 
dad Recht zum activen und paffiven Widerftande darf nicht fo 
umfafjend gedacht werden; denn, wenn ohne Unterfchied je= 
de gefegmwidrige Handlung der Obrigkeit zum Widerftande 
berechtigte, fo würde, da gefegwidrige Handlungen der Beam= 
ten auch im beften Staate nicht felten vorfommen, gar häufig 
bie vor Allem nöthige Ruhe und Ordnung, alfo der Zweck, 
wozu Alle vereinigt find, von Rehtöwegen gefährdet wer⸗ 
den. Die meiſten Staatshandlungen ſind nun aber von einer 
ſolchen Beſchaffenheit, daß der gewoͤhnliche Buͤrger deren 
Gründe nicht zu würdigen weiß. Wollte man dieſem geflat= 
ten, fein unzuverläffiges Urtheil dem competenten Urtheile der 
Obrigkeit auf die Gefahr einer Fünftigen Unterfuhung hin 
entgegen zu fiellen, fo würden felbft vollfommen geſetzmaͤßi⸗ 
ge. und gemeinnügige Handlungen der Staatögewalt. Gefahr 
laufen, an dem Wibderftande Einzelner, die fich in ihren Rech⸗ 
ten gekraͤnkt halten, zu ſcheitern. Das Recht des Wibderftans 
des kann alfo fchon aus: diefem Grunde nicht unbedingt zuges 
geben werden. 
Reyfcher, publicift. Verſuche ©. 285. 

Aber nicht blos eine oberflächliche politifche Betrachtung führe 
zu der nothwendigen Befchränfung des Widerftandsrechtö der 
Unterthanen, fondern auch die allgemeinen Grundfäge von 
ber Nothwehr, wie fie in ber Praris gehandhabt werden. 
Hienach wird es allerdings fuͤr erlaubt gehalten, unerlaubte 
Angriffe auf Perſonen und Guͤter, zu deren Abwendung die 
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Aufforderung obrigkeitliher Hülfe unmöglich ober unzureis 
chend ift, durch Privatgewalt abzuwenden; aber die Anwen» 
dung ber leteren in anderen Fällen, namentlich dann, wenn 
fie zur Vertheidigung nicht nothwendig ift, (weil nod ein 
leichteres. Mittel zu Gebote ſteht), wird nicht entſchuldigt, 
ſondern beftraft. Eben fo wird zu Begründung der Außerften: 
Nothwehr von Manchen gefordert, daß die Gewalt angewandt 
werde zur Erhaltung eines erfeglichen oder wenigſtens leicht: 
wieber erbringlicden Guts ; 
Feuerbach, Lehrbuch des gem. peinlichen Rechts, 12. Ausg. 
von Mittermaier, Gießen 1836. $. 38. 
Entwurf eines Hannoverfhen Strafgefegbuhs Art. 92. 
(verbefj. Entw. Art. 90.) Ä Ä 
während allerdings die Meiften feinen Unterfchied machen und; 
annehmen, daß es auf den Inhalt des angegriffenen Rechts, 
nicht anfomme, und insbefondere auch zum Schuß des Eigen: 
thums die Nothwehr zuläffig fey. = 
Wächter, Strafrecht Thl. 1. S. 88, wo auch weitere ei⸗ 
terdtur. 
Die Prarxis des Würterhbergifchen Ober -Zrißunald hat jene 
Limitation der Privat: Nothwehr auch angewandt auf das 
Recht des Staatöbürgerd zum Widerſtande und erkennt ein 
ſolches Recht nur in den beiden Fällen an, wenn der verlangte 
Gehorfam entweder ein unzweifelhaftes Verbrechen involviren 
oder einen großen unerfeßlichen — fuͤr denſelben zur 
Folge haben würde, 
Knapp, würtemberg, Kriminalrecht IL ©: 204. 
Alein felbft mit diefer Befchränkung wird man dad Recht zum 
Widerftande gegen die Obrigkeit mit Rüdficht auf den Staats» 
zwed, welchem ja aud in fonftigen Fällen Privatrechte zu 
opfern find, nicht zugeben koͤnnen. So bedroht z. B. ein 
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auf ungenuͤgenden Verdacht hin ergangener Verhaftsbefehl des 
Richters ein unerſetzliches Gut, die Freiheit, und doch muß 
man annehmen, daß in einem' Falle, wo auf Seite des Buͤr⸗ 
gers fo leicht Taͤuſchung möglich, ein Verzug in Volziehung 
des obrigfeitlichen Befehls aber unzuläfjig, dem Einzelnen 
Widerftand nicht geftattet feyn Fönne, 
Reyſcher a. a. DO. ©. 286. 
daß alfo derfelbe, wofern er fich widerfegt, fhon darum ſtraf⸗ 
bar fey, weil er fich widerfegt, wenn gleich als mildernd das 
obrigkeitliche Verſehen allerdings in Betracht fommen wird, 
liberhaupt ift das Verhältniß der Unterthanen zur Staats⸗ 
gewalt ein anderes, als das der Einzelnen unter fih. In: 
bem der Einzelne der Staatögewalt fich unterwirft, untergiebt 
er fich zugleich den Anordnungen diefer Gewalt, ohne fich eine 
befondere Prüfung oder Genehmigung von feinem Stand» 
puncte aud vorzubehalten. Richtig fagt daher Feuerbach 
(Anti: Hobbes ©. 56. 58.) 
„Solte erft das Urtheil der Unterthanen über die Gül- 
tigkeit oder Ungültigfeit der auf die Wahl. der Mittel 
‚zum Staatszweck gerichteten Willensbeftimmungen bes 
Dberherrn entfcheiden, fo wären die Unterthanen über 
dem Oberheren, und eö wäre fein Wille vorhanden, wel: 
cher die geforderte Einheit in den Willensbeftiimmungen 
der einzelnen Geſellſchaftsglieder bewirken koͤnnte.“ 
„Wollen demungeachtet dieſelben ſich ſeinen Befehlen 
und Verfuͤgungen entziehen, oder gar mit Gewalt der 
Waffen ſich denſelben entgegenſetzen, ſo handeln ſie als 
Beleidiger der hoͤchſten Gewalt, als Rebellen gegen den 
Unterwerfungs-Vertrag und duͤrfen wie Rebellen geſtraft 
und gezuͤchtigt werden.“ 
Hieraus folgt, daß, wofern nur nicht gegen die Berfaff jung 


‚der Suriftenfacultät in Tübingen. ." 305 


. . oder offenbaren Gefeße (contra jus in thesi clarum) wodurch 


die regierende Macht felbft ihre Beftimmung erhält, gehandelt 
worden, der einzelne Unterthan jene Macht nicht in ihrer 
Wirkſamkeit aufhalten oder ihr den Gehorfam weigern darf, 
daß aber der Regent, wenn er den in der Berfaffung und in 
beflimmten Gefegen bed Staats übernommenen Verbindlich 
Feiten entgegenhandelt, in Beziehung auf diejenige Handlung, 
wodurch er.diefe Verlegung begeht, aufhört Regent zu feyn, 
wenn er gleich bei anderen rechtmäßigen Handlungen wieder 
als Oberhaupt des Staats anerkannt und geachtet werben 
muß. 
Vergl. Feuerbah a. a. O. ©. 92. f. 
Voß, Handbuch der allgem. Staatswiffenfhaft, Thl J. 
©. 478. | Ä 
Unter den Begriff einer Geſetzesverletzung fällt zwar auch eine 
Gefeges = Überfchreitung dur die Regierung; denn auch, 
wenn dad Organ der Gefegeövollziehung die ihm vorgezeich— 
nete Grenzlinie nicht einhält, handelt es gegen das Gefeß; 
nur wird man, ba andererfeitö der vollziehenden Gewalt ein 
möglichft freier Spielraum gelaffen werben muß und ihre 
Handlungen nicht von dem fubjectiven Urtheile einzelner Be: 
theiligter abhängig gemacht werden bürfen, zmweifelhafte 
Gefeges=Übertretungen, insbefondere bloße Fehler in dem ihr 
eigenthümlichen Gefhäfte der Subfumtion unter das. Gefeß 
nicht ald Motive des Widerftandes gelten lafjen dürfen. 
Und felbft bei klaren Verfaſſungs- und Gefeges = Berle: 
&ungen ift die Vertheidigung der eben dadurch verlegten Rechte 
des Staats unter Repräfentativ » Einrichtungen zunächft der 
dafür vorhandenen Bolförepräfentation, der Ständeverfamm: 
lung, zu überlaffen, und erft, wenn diefe nichts ausrichtet 
oder in Unthätigkeit verfegt ift, oder wenn Gefahr auf dem 
20 


306 | IV. Rechtsgutachten 


Berzuge haftet, erwacht in dem Einzelnen wieber dad Recht 
zur Selbftvertheidigung, das er aber jederzeit nur in den Grenz - 
zen der Nothwehr (moderamen inculpatae tutelae) ausüben 
darf. Ä | 
Daöfelbe Recht ber Selbfthülfe, welches die Einzelnen 
haben, kommt auch den Körperfchaften zu. 
Voß a. a. O. ©. 508. 513. 

Mit all' dieſem ſtimmt das poſitive Recht uͤberein. Ge⸗ 
meinrechtlich wird zum Begriffe des ſtrafbaren Ungehorſams 
und der Widerſetzung gegen die Obrigkeit weſentlich gefordert, 

daß die obrigkeitliche Anordnung, welcher man ſich widerſetzt, 
für den Widerſetzenden verpflichtend, folglich. wenigſtens for⸗ 
mell rechtmäßig gewefen fey. 
Klein, Grundfäge des peinl. Rechts $. 516. 
- Martin, Lehrbuch des Criminalrechts 2. Ausg. 8.239 a. E. 

Andere befchränfen zwar den Begriff der Widerfegung 
nicht auf diefe Weiſe; allein auch fie geben zu, daß der Un 
gehorfam unter Umfländen rechtlich fey: wenn nämlich der 
obrigkeitliche Befehl ein o ffenbares Unrecht enthalte, 

Zittmann, Handbuch der Strafrechtöwiffenfchaft 8. 254. 

256. 

Gönner, Rechtsfaͤlle, Bd. I. ©. 458. 464. 471. 
Eben fo der jegt verabfchiedete Entwurf eines wuͤrtembergi⸗ 
fchen Strafgeſetzbuchs, welcher zwar in der Ingefeglichfeit der 
vorausgegangenen obrigkeitlihen Verfügung nur einen Mil= 
derungs = feinen Strafaufhebungsgrund findet (der frühere 
Entwurf hatte leßteren bei offenbarer Ungeſetzlichkeit ange 
nommen), gleihwohl aber, wie aus den gedrudten Motiven 
hervorgeht, die Fälle der Nothwehr entfchuldigt, wie naments 
lich, wenn eine obrigkeitlihe Perfon fich fo weit vergeffen 
follte, daß fie einem Untergebenen durch eine ungerechte Ver— 
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fügung einen unerfeglichen moraliſchen oder N 
Schaden zufügen würde. 
Entwurf des würtemberg. Strafgele hbuchs Art. 163. 
Motive der Regierung ©. 151, 

Welcher Schaden unerfeßlich fey , kann freilich im eins 
zelnen Falle zweifelhaft feyn. Indeffen erkennt ſowohl der 
Würtembergifche (Art. 96 und 97) als der Hannoverſche Ent⸗ 
wurf eines Strafgefeßbuchs (verbeff. Entwurf Art. 90) aus⸗ 
druͤcklich an, daß auch Gemwaltthaten, "welche auf Beichädis 
gung, Hinwegnahme oder Vernichtung des liegenden oder be⸗ 
weglichen Eigenthumsrechts gerichtet find, unter Umftänben 
eben fo fehr zur. Rothwehr berechtigen koͤnnen, als andere, 
mit Gefahr für Leben, Gefundheit, Freiheit oder Ehre vers 
bundene Angriffe auf die Perfon felbft. Ä 

Vergl. Bauer, Anmerkungen zu dem ‚Hannov. —* 

I. ©. 528. 

Hienach möchte das Recht des Widerſtands au figene 
Weiſe zu befchränkfen ſeyn: 

1) dasfelbe findet nur Statt im v Falle einer Verletzung 
der Verfaffung oder einer fonftigen offenbaren Gefeges - Übers 
tretung von Seite der Staats: Gewalt oder einer in ihrem 
Auftrage handelnden Behörde; aber * in dieſem * nur 
dann, wenn dadurch 

2) ein unerſetzliches ober doch — unwieder⸗ 
bringliches Recht für den Widerſtehenden bedrohet oder ange: 
griffen wird. Dies ift auch der Fall, wenn dem Untertha; 
nen eine rechtlich oder moralifch ‚unerlaubte Handlung zur 
Pflicht gemacht wird. Endlich ‚wird vorausgefegt 

3) daß ber Bedrohete oder Angegriffene durch ein andes 
red Mittel, 3. B. Beſchwerde bei der höheren Behörde, fi 
in feinem Rechte nicht zu ſchuͤtzen vermag. 

20 * 
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Unter dieſen Vorausſetzungen muß uͤbrigens nach allge⸗ 
meinen Grundſaͤtzen eben ſowohl thaͤtiger Widerſtand, als blo⸗ 
ßer Ungehorſam dem Betheiligten geſtattet ſeyn, falls naͤm⸗ 
lich letzterer allein zum Schutze nicht ausreifben ſollte, wie 
namentlich wenn die geſetzwidrig auferlegte Handlung mit Ge: 
walt von der Obrigkeit erzmungen werben follte, ‚durch Abs 
wehrung diefer Gewalt. Gleichwie aber der Widerftand uͤber⸗ 
haupt nur. in dem dußerften Falle als ein Nothübel geftattet 
ift, fo hat auch der Unterthban, wenn er in diefen ertremen 
Fall verfegt wird, immer das fanftere Mittel vorzuziehen, 
und er überfchreitet die Grenze beöfelben, wenn er der recht= 
mäßigen Staatögewalt da, wo fie ihm ein Unrecht zufügt, 
ftatt bloßen negativen Ungehorfams, ohne Noth pofitive Ge: 
walt entgegenfeßt, oder wenn er wegen eines an fich und uns 
ter den concreten Umftänden leicht wieder erbringlichen Guts, 
das ihm die Obrigkeit nehmen will, alsbald und ehe noch 
von ber Obrigkeit felbft Gewalt hiezu angewandt wird, ans 
greifend zu Werke geht und dadurch unerfegliche Güter Anz 
derer, und jebenfalld den Frieden und bie PRONS der Ge: 
meinde in Gefahr bringt. 


$. 15. 
Anwendung auf die gegenwärtigen Berhäftniffe 
in Dannover. 


Wenn wir die vorftehenden Grundfäge ($. 14) auf die, 
gegenwärtigen Berhältniffe im Königreiche Hannover zur Anz 
wendung bringen, fo kann es leider nicht bezweifelt werden, 
daß hier der casus in terminis vorhanden fey. 

Die Handlung, welche Seine Majeftät der König Ernft 
Auguft unternommen, indem Sie dad beftehende Grundges 
feß des Koͤnigreichs Hannover willführlich aufhoben, würde, 
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wäre fie von einem Unterthanen dieſes Königreich8 ausge⸗ 
führt oder auch nur verfucht worden, nach dem gemeinen 
Strafrehte und inöbefondere nach dem Hannoverfchen Ents 
wurfe eines Strafgefegbuchs (Art. 137) unter den Begriff 
des Hochverraths fallen; denn einem Angriffe auf die perſoͤn⸗ 
liche Sicherheit des Staatsoberhauptd oder auf die Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit des Staats wird hier, wie anderwaͤrts, gleichgeſtellt 
ein Angriff auf die Verfaſſung des Staats, ſey es, daß ſol⸗ 
cher ganz oder in einzelnen Beſtimmungen durch gewaltſame 
Mittel geändert werden wollte. Das Verbrechen des Hoch: 
verraths aber ift nach dem Entwurfe, womit auch das bishe⸗ 
rige Recht übereinftimmt, mit gefchärfter Todesſtrafe zu ahn⸗ 
den. Sa ſchon eine Herabwirdigung der Staatöverfaflung, 


ſey fie mündlich vor einer Volksmenge oder fchriftlich mittelft 


Verbreitung gedrudter Auffäge in böslicher Abficht erfolgt, 
fol nach dem Entwurfe (Art. 156) mit gefchärftem Gefäng- 
niß von 2 bis 3 Monaten, oder, wenn der Thäter ein Staats» 
beamter ift, mit Dienftentlaffung oder AHLERIERIER bes 
firaft werben. 

Bon einer Anwendung diefer oder anderer Strafgrund« 
ſaͤtze kann, wie ſich von felbft verfteht, nur gegenüber von 
Unterthanen die Rede feyn, denn bie geheiligte Perfon des 
Staatsoberhaupts flieht, wenn ſchon im Allgemeinen unter 
den Gefegen, doch nicht unter den Strafgefegen und noch 
weniger unter den Gerichten ded Staats. Vor dieſen ſchuͤtzt 
fie der Begriff des Monarchen und der eben daraus hervor: 


gehende Mangel einer bürgerlichen Verantwortlichkeit. 


Auch einzelne Unterthbanen Seiner Majeftät begehen ohne 
Zweifel keinen Hochverrath, wenn ſie das von Hoͤchſtdenſel⸗ 
ben wieder hergeſtellte Patent vom Jahre 1819 als nicht be: 
ſtehend betrachten; denn darin haben fie nach dem Ausgefuͤhr— 


* 


310 - IV. Rechtsgutachten 


ter volfommen Recht; wohl aber würden fie jenes Verbre: 
chens ſich alddann fehuldig machen, wenn fie eme dem Grund⸗ 
gefeße feindliche-Überzeugung, fey es mit oder ohne den Mo— 
narchen, durchzufegen ſuchen follten. 
| Die eigentliche Frage ift Übrigen diefe: Fönnen die Uns 

terthanen des Königreih3 Hannover den von oben ausgeführs 
ten Maaßregeln zur Ausführung des Patents vom Jahre 1819 
oder eines anderen, nicht grundgefeglichen Zuflandes mit Zug 
fih entziehen? J 

Oder iſt eine Obrigkeit in jenem Koͤnigreiche, insbeſon⸗ 

dere der Magiſtrat der Stadt Osnabruͤck, berechtigt, Maaß: 
regeln jener Art mit ihrem Anſehen, ihrer Huͤlfe, noͤthigen— 
falls fogar mit Gewalt zu unterftüßen? 

Es fcheint allerdings, daß die beiden Theile diefer Frage 
zufammenfallen ; denn, wenn die Unterthanen das Recht ha= 
ben, jenen Maaßnahmen zu widerfprehen, fo kann deren 
Obrigkeit nicht das Necht oder die Pflicht haben, fie denfels 
ben zu unterwerfen; vielmehr würde fie, wenn fie ſolches 
gleichwohl thäte, etwas Unerlaubtes beginnen, alfo in dem⸗ 
felben Maaße pflichtwidrig handeln, in welchem die Untertha= 
nen in ihrem Rechte find. Umgekehrt aber, wenn biefe ein 
Recht des Widerfpruchs nicht haben, darf man wohl anneh— 
men, daß bie fubalterne Obrigkeit zu Osnabruͤck zum minde⸗ 
fien Feine Veranlaffung zur Ausübung desfelben geben dürfe. 

Allein näher betrachtet ift diefes Gorrelat doch nicht volls 
ftändig begründet. Nur der zuleßt angeführte Sag ſteht feſt. 

h Nach den oben ($. 14. a, E.) ausgeführten Grundfägen 
iſt es nämlich allerdings gedenkbar, daß die Befehle Seiner 
Majeftät des Königs oder der von Denfelben aufgeftellten ho— 
hen Staatöbehörden von den Unterthanen refpectirt werden 
muͤſſen, obgleich fie bei genauerer Unterſuchung ſich nicht als 
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in ben Rechten begründet ergeben; und in diefem Falle wäre 
fowohl der Magiftrat zu Osnabruͤck als die dortige Einwoh— 
nerfhaft im Unrecht, falls fie denfelben entgegenhandelten, 
unerachtet die befohlenen Maafnahmen nicht als rechtmä- 
Big könnten bezeichnet werden. 

Ein folcher Fall wäre 3. B. vorhanden, wenn Se. Ma: 
jeftät frühere Privilegien einzelner Stände oder Kandfchaften 
(3. B: Oftfrieslands) hinfichtlich der Befteurung nicht anerken⸗ 
nen wollten, unter Berufung darauf, daß folche feit langer 
Zeit außer Übung gekommen, während die früheren Priviles 
girten behaupten würden, daß diefelben in Folge der Aufhes 
bung des Grundgefeges von felbft wieder aufgelebt feyen. 
Hier würden Seine Majeftät, obgleich die Einrede aus dem 
Grundgefege Ihnen wohl nicht zukaͤme, allerdings befehlen 
koͤnnen, daß auf jene Privilegien zunächft Feine Rüdficht ge: 
nommen werde, weil diefelben durch den Verlauf der Zeit 
und andere Geftaltung der Dinge jedenfalls zweifelhaft ges 
worden find. 

Allein anders verhält es fich in dem Falle, worüber wir 
zu Rathe gezogen find. Hier handelt es fih von einer ofs 
fenbaren Berfaffungs: Verlegung. 

Zundchft Fönnte es fcheinen, als ob ein Recht des Wi⸗ 
berftandes fihon darum begründet fey, weil Seine Majeftät 
der König nicht in der verfaffungsmäßigen Weife die Landes: 
Regierung angetreten habe. In dem Grundgeſetze $. 13 heißt 
es diesfalls: 

„Der Koͤnig wird den Antritt ſeiner Regierung durch ein 

Patent zur oͤffentlichen Kunde bringen, worauf nach den 

von Ihm fuͤr das ganze Land gleichmaͤßig zu lage 

den Borfchriften die Huldigung erfolgt. 
Im Patente, welches in Urfchrift unter des Königs 
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Hand und Siegel demnaͤchſt im -ftändifchen Archive nies 

derzulegen ift, verfihert ber König bei Sei: 

nem Königlihen Worte die unverbrüdlide 

Sefthaltung der Landes-Verfaſſung.“ 

Nun ift bekanntlich ein derartiges Patent von Seiner 
Majeftät nicht ausgeftellt worden; vielmehr haben Höchftdie: 
felben Ihren Regierungs » Antritt damit eröffnet, daß bie 
Ständeverfammlung von Ihnen vertagt und die formelle und 
materielle Unverbindlichfeit des Grundgefeges in dem Paten 
te vom 5. Juli 1837 behauptet wurde. 

Nach der Vertragd: Theorie, welche in Ablegung des 
Negierungs = Eides ald dem fürmlichen Beitritte zum Staats» 
bertrag, eine wefentliche Bedingung des UN ⸗Er⸗ 
werbs findet, 

R. Mohl, Würtemberg. Staatsrecht $. 27. 
F. Murhard, die Churheſſiſche Verfaſſungs-Urkunde 1. 

Abth. S. 158. 
würde Seine Majeſtaͤt allerdings noch gar nicht als zur Re: 
gierung gelangt zu betrachten feyn und ebendaher jede Hands 
lung, welde Diefelben in Regenten = Eigenfchaft vorgenom= 
men haben, und vor Allem das Patent vom 1. November 
1837, woburd das Grundgefeg aufgehoben worden, fo wie 
die Verfügungen vom 29. Juni und 30. October desfelben 
Sahres, wodurch die allgemeinen Stände vertagt, bezies 
bungsweife aufgelöft wurden, ſchon darum nicht als zu Recht 
beftehend angefehen werben koͤnnen, weil fie nicht von dem 
rechtmäßigen Oberhaupte ausgegangen. 

Ein Widerftand, welcher Höchfidenfelben entgegenges 
fest werden wollte, würde fomit als Privat :Nothwehr ges 
gen einen rechtäwidrigen Zwifchenherrfcher erfcheinen und nicht 
nur eine Obrigkeit im Königreiche Hannover den Befehlen 
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Sr. Majeftät in Feiner Weife zu gehorchen die Pflicht haben, 
fondern ed müßte fogar nach den angeführten Schriftftellern 
die Weigerung Seiner Majeftät, die gedachte Erklärung zu 
geben, ald Verzicht auf den Thron und folgeweife als un: 
befugte Regierungs : rn und Hochverrath erklärt 
werden. 

Indeſſen die Vertrags : Theorie ift, Pe in Diefen 
Anwendung, fehr beftritten, indem behauptet wird, baß bie 
erbmonardhifche Regierung ipso jure, alfo unabhängig von 
einem förmlihen Regierungs = Antritte, erworben werde, 

Klüber, öffentliches Necht $. 246. 
Maurenbrecher, deutfches Staatsrecht $, 242. 
Weiß, Syſtem des öffentl. Rechts des Großherzogthums 

Heffen I. ©. 218. 
und, fo wenig ſich auch behaupten jägt, daß das Erbfchafts = 
Recht des Regenten ex pacto et providentia majorum mit 
der Nothwendigkeit einer Erklärung der angeführten Art, ala 
einer conditio sine qua nen, im Widerfpruch ſtehe, da 
fchon die alten Haus= und Landes» Gefebe dergleichen ver: 
langen, fo möchte doch gerade, weil die Frage beftritten ift, 
ein Widerſtands-Recht nicht fowohl aus dem Mangel ber 
Anerkennung ald vielmehr aus der ausgefprochenen Vernichs 
tung des Grundgefeges herzuleiten feyn. 

Selbft wenn wir nämlich von der fogenannten Vertrags = 
Theorie abfehen und einzig und allein auf die Erben Qualis. 
tät das Necht des Nachfolgerd zur Regierung gründen, fo 
folgt daraus noch Feineswegs, daß diefer Nachfolger an bie 
von feinem Vorgänger gegründete Verfaffung des Staats 
nicht gebunden ſey; vielmehr befteht diefe Verpflichtung un: 
abhängig von irgend einer Formalitaͤt des Regierungs + Ans 
tritts von felbft (oben $. 6). Iſt nun aber Seine Majeftät 
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verpflichtet, dad Grundgefeß anzuerkennen, und Sie handeln 
diefer Verpflichtung entgegen, fo entfteht hiedurd) das Recht 
der Stände und Unterthanen, fich im Beſitze der grundges 
festlichen Rechte zu fchligen, und dies um fo mehr, als biefe 
auf dem Fundamental: Gefeße des Staats beruhen. Ieder 
Staat nämlih, fey er nun Patrimonial: Staat, Freiftaat 
oder hierarchifcher Staat, wird gebildet (conftituiret) durch 
feine Verfaſſung d. h. dur die Summe von Rechten und 
Pflichten, welche von Regierung und Volk gegenfeitig uͤber— 
nommen worden, wobei ed übrigens nicht darauf ankommt, 
ob diefe VBerfaffung nur herfömmlich anerkannt oder in einer 
fchriftlichen Urkunde niedergefchrieben ift. 

Wird nun aber diefe Verfaſſung von dem einen oder an= 
bern Theile aufgehoben, fo ift eben damit der Staat felbft 
vernichtet und es kann dem andern Theile nicht zugemuthet 
werben, feinerfeitö allein verpflichtet zu bleiben, oder zu 
erfüllen, während der andere Theil nicht nur in feiner Erfül- 
lung faumig ift, fondern fogar geradezu die Quelle jeder. 
gegenfeitigen Verpflichtung in Abrede zieht. 

Durch Aufhebung des Grundgefeges haben fonach fireng 
genommen Seine Majeftät Ihre Unterthanen aller Pflichten 
gegen Diefelben entbunden, und es befteht für diefe auch die 
Berpflihtung des Gehorfams nicht mehr, Vielmehr ift es, 
wenn auch unter Umftänden traurige, Pflicht der Gegenwart, 

»dieſes Geſetz, ald die Quelle des Gluͤcks, der Ruhe und Zus 
friedenheit eines ganzen Volks und der zur Regierung des⸗ 
felben beftimmten Regenten: Familie der Zufunft zu erhalten 

- und nicht über einmal zufammen ſinken zu laffen. 

Was Mohl (Syftem der Präventiv :Yuftiz oder Rechts = 

Polizei, Tuͤb. 1834. ©. 126. Note) über ähnliche Fälle bes 
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merkt, wird, wie wir hoffen, niemals auf Hannover Anz 
wendung finden. 
„Allerdings" heißt es hier — „giebt ed einzelne Fälle, 
in welchen.ein gewaltfamer Widerftand gegen Staats = 
Maafregeln erlaubt und felbft rechtlich und fittlich gebo= 
ten ift. Wenn die Inhaber der Staatögewalt die von 
ihnen zu ſchuͤtzenden Rechte Einzelner oder Aller beharr: 
lich mit Füßen treten, die zu fürdernden Intereſſen nicht 
nur vernachläffigen, fondern ihnen fogar fchaden; wenn 
fie aus ihrer gefeglihen Stellung ganz herauätreten, 
nur auf Gewalt vertrauend; wenn mit Einem Worte 
der Angriff auf die Staatöverfaffung und die gefeglichen 
Rechte der Bürger von ihnen ausgeht: ‚dann wird Ges 
horfam zum Verbrechen, Widerjtand zur Rechtspflicht, 
Der Bürger in einem Rechtsſtaate ift nur verfaffungss 
mäßigen Gehorfam ſchuldig, und find die ruhigen 
gefeglihen Mittel gegen Unrecht erfhöpft 
oder von ber Gewalt verfchloffen, fo mag er au, als 
lein oder gemeinfchaftlich mit andern, ebenfalls Bedroh⸗ 
- ten, zum offenen Widerftande fchreiten, wenn er einen 
Erfolg für möglich hält oder Verzweiflung ihm nur dies 
fen Ausweg laßt. Es ift ein furchtbarer aber Fein un: 
rechtlicher Zuftand, und die Nothwendigkeit, diefes Recht 
zur Anwendung zu bringen, kann unter allen Formen 
der Regierung vorkommen." 
Wie gefagt, wir hoffen nicht, daß die kuͤnftigen Entwidelun⸗ 
gen der Verfaſſungs-Frage in Hannover jemals ſolche Au: 
ßerſte Schritte rechtfertigen werden; die eben angeführte freis 
muͤthige Xußerung, deren Wahrheit in einem conftitutionellen 
Staate freilich nicht bezweifelt werben follte, ift indeß nicht 
blog Lehrmeinung einzelner Schriftfteller, fondern fie hat 
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auch Beifpiele aus älterer und neuerer Zeit für fih, wo Kai⸗ 
fer und Reich, fouveraine Regierungen und eine hohe Buns 
be3 = Berfammlung die Anwendung derfelben gebilligt haben. 

Klüber a, a. O. $. 255. Note d. 

8, Hoffmann, die ftaatsbürgerlihen Garantien oder Die 
wirkfamften Mittel, Ihrone gegen Empoͤrungen und die 
Bürger in ihren Rechten zu fihern. Leipzig 1830. Bd. 
II. Cap. 1. 

Hiebei darf übrigens nicht vergeffen werden, daß jeder Wis 
derſtand der Bürger gegen den ihnen beftimmten Herrfcher 
ſchon darum ein öffentliches Unglüd ift, weil im Gedränge 
beöfelben gar leicht wirkliches Unrecht verübt wird, oder, mit 
andern Worten, weil Erceffe der Nothwehr bei jenem Wider 
ftande nicht leicht vermeidlich find. Dbfchon daher ein Fuͤrſt 
aufhört, der Nepräfentant des Staats zu feyn, wenn er defs 
fen Berfaffung zerftört oder „mit ganzer Macht den Unter: 
gang desſelben befördert,‘ 

v. Kamptz a. a. D. ©. 217. 

fo darf doch ein Volk fo wenig ald ein Einzelner G. 14) im 
alle bedroheter oder verletzter Rechte ſogleich zur aͤußerſten 
Wehre ſich ſetzen, ſondern ed hat, wenn nur immer ohne 
Vergebung feiner Rechte eine friedliche Ausgleichung möglich 
ift, erft diefe zu verfuchen, um der öffentlichen Ordnung und 
um der fittlihen Beflimmung des Staates willen. Daher 
haben auch auswärtige Regierungen, welche der Vernichtung 
des obrigkeitlichen Anfehens, gebe fie aus fittlicher Verderb⸗ 
niß der Unterthanen oder der Negierung hervor, nirgends 
gleichgültig zufehen Fönnen, den Gebrauch der Gegenwehr 
von Seite eines unterdrüdten Volks meift nur ungern ges 
fehen, und felbft unter den gegenwärtigen Verhältniffen in 
dem Königreiche Hannover, fo fehr die Gerechtigkeit eine Ab: 
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huͤlfe verlangt und fo fehr die Souveraine Deutfhlands felbft 
dabei betheiligt find, daß Gründe, wie fie Seine Majeftät 
der König von Hannover gegen dad Grundgefe& geltend ge: 
macht haben, nicht pofitiv werben, ift eine Unterflügung des 
hohen Deutfchen Bundes für einen thätigen Widerfland ges 
gen die verfafjungswidrigen Maapregeln Seiner Majeftät 
nicht zu erwarten. 

Aber e3 handelt ſich auch in dem jetzigen Augenblicke ſo 
wenig als ſeither von poſitiver Gegenwehr zum Schutze der 
gefaͤhrdeten Verfaſſung, ſondern blos von einem paſſiven 
Widerſtande, von einem Weigerungsrechte, welches 
ſelbſt diejenigen zugeben muͤſſen, die ſonſt ein Recht des Wi⸗ 
derſtandes gegen die Obrigkeit nicht einraͤumen. Die Be⸗ 
ſchraͤnkung, welche | 

Maurenbrecer a. a. O. $. 54. 56. 
beifügt, falls nämlich der Regent wider Vernunft und Staats⸗ 
zwed Handlungen gebieten follte, laßt freilih, je nachdem 
man ben Staatszwed fest und dabei die mehr oder minder 
entfernten Bedingungen besfelben mit hereinzieht, vielfache 
Deutungen zu. Indeſſen wird man mit dem Staatszwecke 
jedenfalls als naͤchſtes Mittel hiezu die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung für nöthig halten müffen, und, fofern alfo im 
Widerfpruche mit der Verfaſſung etwas befohlen wird, auch 
im Sinne der eben bemerkten Anſicht dem Unterthanen ge: 
flatten müffen, den Gehorfam zu verweigern, und, wenn 
fofort zu Erzwingung der nicht fchuldigen Handlung von Seite 
ber Behörde Gewalt angewandt werden follte, unter Abwehs 
rung diefer Gewalt auf feinem Weigerungsrechte zu beharren. 

Hieher gehört nun inöbefondere auch das Steuerver: 
weigerung3=Recht für den Fall, daß eine Regierung die 
verfaffungsmäßige Bahn überhaupt verlaffen oder nicht ges 
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feglich verabfchiebete Abgaben einfordern ſollte. Nach bem 
vormaligen Reichsrechte konnte dasfelbe in diefen Faͤllen nicht 
beftritten werden; benn nicht nur hing die Steuervermwils 
ligung, mit wenigen Ausnahmen, lediglich von dem guten 
Willen der Stände ab, fondern ed wurde auch diefe Verwil— 
ligung ganz gewöhnlich von Erfüllung einzelner ftändifcher 
Wuͤnſche, namentlich Abftellung von Landesbeſchwerden, An: 
erfennung ftändifcher Rechte abhängig gemacht. Daher heißt 
ed in ber reichöhofräthlichen Erläuterung des mwürtembergi- 
fchen Erbvergleihs vom Jahre 1770. A. J. 8.3. 
„Kein Reichsftand kann von feinen Unterthanen einen 
anderen als reichöverfafjungsmäßigen Gehorfan fordern, 
und, wo Compactata vorhanden, ift Erfo gut, als 
die Unterthbanen daran gebunden, er fann ih⸗ 
nen mithin wider ihren Willen gegen bie: 
felbenihtö zumutben oder befehten." 
Paulus, Haupturfunden der würtembergifchen Landes: 
Srundverfaffung, 2. Abth. ©. 37. 108. ' 
Zwar werden in den neueren Berfaffungen die Stände vers 
pflichtet gehalten, die nöthigen Steuern zu bewilligen, und 
es fol diefe Bewilligung an feine Bedingung gefnüpft wer: 
ben, bie nicht dad Weſen oder die Verwendung ber Steuer 
unmittelbar trifft. Insbefondere beftimmt dies das Hanno 
verfche Grundgeſetz $. 140 und 145. Allein daraus folgt 
nicht, daß die Regierung auch für fi, unabhängig von ftän- 
bifhem Zuthun, Steuern auszufchreiben berechtigt ift, oder 
daß fie, ftatt Durch die zuftändige Ständeverfammlung, durch 
eine andere dad Budget prüfen und die Eteuern verwilligen 
laffen darf, Bis jest ift nicht einmal ein Verfuch gemacht 
worden, von den verfaffungsmäßigen Ständen ben 
erforderlichen Gonfens zu erlangen; es fehlt alfo durchaus 
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an dem, was dad Grundgefek bei jeder Steuerfotberung vor⸗ 


ausſetzt: folglich iſt dieſe Forderung unbegründet und verfaſ⸗ 
ſungswidrig. 

Auch das Bundesrecht iſt dieſer Anſicht nicht entgegen; 
denn, wenn nach Art. 57 und 58 der Wiener Schlußacte der 
Souverain durch eine landſtaͤndiſche Verfaſſung nur in der 
Ausuͤbung beſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Staͤnde 
gebunden und insbeſondere nicht in der Erfüllung feiner bun= 
desmäßigen Pflichten gehindert. oder befchränft werben fol, 
und wenn fodann hieraus in dem Bundesbeſchluſſe vom 
28. Sunius 1832 gefolgert wird, daß, wenn fländifche 
Berfammlungen die Bewilligung der zur Führung ber 
Regierung erforderlichen Steuern auf eine mittelbare ober 
unmittelbare Weife durch die Durchfegung anderweiter Wins 
ſche und Anträge bedingen wollten, dies unter die Fälle von 
MWiderfeglichkeit der Unterthanen zu zählen fey, in welden 
die Bundesverfammlung nad) Art. 25 und 26 der Schluß: 
acte unter Umftänden einzufihreiten berufen iſt; fo fegen auch 
biefe Beilimmungen voraus, daß die competente Ständevers 
fammlung zunächft wenigftend um bie erforderlichen Mittel 
angegangen, nicht aber daß diefelbe, bevor ihr noch das Ans 
finnen geftellt, von der Regierung aufgeläft fey. 

Wohl kann auch die Steuerverweigerung durch die 
Unterthbanen zu innern Friedensftörungen führen, welche 
die Schlußacte vorgefehen hat; allein wenn jene Verweige— 
zung eine vechtmäßige, durch bundes- und verfaſſungswidrige 
Willführ der Regierung hervorgerufene ift, fo kann nur diefe 
darum angefehen werden, deren Aufgabe es ift, die öffents 
liche Ruhe zu erhalten, nicht aber fie mittelbar oder unmits 
telbar felbft zu flören. 
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$. 16. 

Iſt eine Obrigkeit im Königreihe Hannover unter den gegen: 
wärtigen Verhältniffen berechtigt und verpflichtet, die in 
den Steuergeſetzen vorgefchriebene Hülfe zur Beitreis 
bung der directen und indirecten Steuern zu leiſten? 
(Stage 1.) 

Mit diefer Beitreibung hat es nach den uns mitgetheilten 

“ Nachrichten (Facti species p. 4—6) folgende Bewandtniß : 
1) Was die directen Steuern und zwar zunädhjft die 

Grunbdfteuer betrifft, fo beftehen die obrigfeitlichen Verrich— 

tungen in der halbjährigen Aufnahme und Befcheinigung der 

Veränderungen und in der Beitreibung der Rüdftände. Die 

perfönlichen directen Steuern aber werden nad) dem Gefege 

vom 21. October 1834 (Gefek : Samml. von 1834. Abth. 1. 

©. 169) verwaltet, welchem zufolge diejenigen Drtsobrigfeis 

ten, welchen die Wahrung der Hoheitörechte obliegt, jährs 
lich im April die Befchreibung für das bevorftehende Rech: 
nungsjahr vom 1. Juli bis zum 30. Juni und im October 
fodann eine Mutationsbefchreibung und endlich im April eine 

Nachtragsbefchreibung vorzunehmen haben. Die von den 

Obrigfeiten alfo aufgenommenen, von.den Steuerbehörben 

feftgeftellten Rollen werden fodann zur Erhebung den Ein: 

nehmern zugeftellt, die Reftanten aber nah Maaßgabe der 

Berordnung vom 4. December 1834 (Gefeg: Samml. von 

1834. ©. 293) zuerft durch den von der Steuerbehörde ab 

hängigen Steuerdiener angemahnt und, wenn diefes frucht— 

los ift, unter Mitwirkung der befchreibenden Obrigfeit aus— 
gepfändet, Eben diefed Beitreibungsverfahren findet auch 
bei den übrigen Arten von Steuern Statt. 

2) Die indirecten Steuern werden durch befondere 
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Steuerbeamten verwaltet und erhoben. Streitigkeiten zwiz 
fchen diefen und den Steuerpflichtigen gehören zur Cognition 
beſonderer Gerichte, deren Urtheile in diefer Beziehung nicht 
vorzugreifen iſt. Die polizeiliche Obrigkeit fowie die Drtsvors 
fteher find jedoch verbunden, mitzuwirken bei Hausfuchungen, 
ferner, wenn ein Gontravenient perfönlich angehalten werden: 
fol, und wenn Rüdftände beizutreiben find, wo wieder das 
oben bezeichnete Verfahren eintritt. 

As nun im Monat April 1838 die gefegliche Zeit der 
Steuerbeſchreibung heranrüdte, die ſtaatsgrundgeſetzliche 
Ständeverfammlung aber durch die Königliche Proclamation 
vom 30. Detober 1837 aufgelöft war, mithin der $. 146 des 
Staatögrundgefeges eintrat, wonach die Steuern noch ſechs 
Monate fort erhoben werden können, fo trug der Magiffrat 
der Stadt Dönabrüd um fo weniger ein Bedenken, die Be: 
fchreibung vorzunehmen, je mehr derfelbe die Hoffnung heg— 
te, durch die bei der hohen Bundesperfammlung eingereichte 
Befchwerde die obfihwebende Streitfache erledigt zu fehen, 
und hat hienach auch forthin die Neftanten beigetrieben, 
gleichwie auch von den Untergebenen weder die Declaration 
noch die Zahlung der Steuer bis zu dem Zeitpunfte der an 
uns geftellten Fragen verweigert worden zu feyn ſcheint. 

Nun aber, da Se. Majeftät bis Daher die grundgefeglich 
organifirte Ständeverfammlung nicht wieder eingerufen und 
die angeblich nach dem Patente vom Jahre 1819 verfammel: 
ten Stände felbft erklärt haben, daß Feine ihrem Handlungen 
rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, ift laut der 
Facti species (©. 7 und 8) zu erwarten, baß nad) dem 
1. Januar 1839 nicht nur die, regelmäßig vorfommenden 
Steuerrefte, fondern auch mande Nichtzahlungen von fols 
chen Perfonen fich ergeben werden, welche fich in Folge obi= 

| | — 
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ger Umftände zu einer Steuerentrichtung nicht Länger verbuns 
den achten, vielmehr geneigt feyn möchten, Die erequirende 

Obrigkeit nach Maafgabe des $. 161 des Staatögrundgefeges 

gerichtlich Mn Anfpruh zu nehmen; was den Magiftrat ber 

Stadt Dönabrüf, um feined Verfahrens ficher zu feyn, bes 

wogen hat, bie folgenden Rechtöfragen aufzuftellen: 

1) Iſt eine Obrigkeit im Königreiche Hannover nach dem 
1. Sanuar 1839, falld eine Ständeverfammlung nach 
bem Grundgefeße vom 26. September 1833 nicht beru: 
fen würde, und die Steuern bewilligte, berechtigt und 
verpflichtet, die in ben ÖSteuergefegen vorgefchriebene 
Hülfe zur Beitreibung fowohl der directen ald indirecten 
Steuern zu leiften? 

2) Segt eine Obrigkeit, welche die gedachte Hülfe, na= 
mentlic zu Beitreibung der Steuern leiftet, fich dadurch 
der Gefahr aus, gerichtlich in Anfpruch genommen zu 
werden ? 

3) Welche Klagen würde die gedachte Obrigfeit zu beforgen 
und weldher Schußmittel gegen u Ban ſolche 
ſich zu verſichern haben? 

4) Welchen rechtlichen Einfluß wuͤrde es — auf 
eine ſolche Klageſache haben, daß die Obrigkeit einer: 
feitö fich auf die früher bezeichnete Weife für die Gül- 
tigkeit des Orundgefeged audgefprochen, anbererfeits 
aber die Beſchreibung bislang nach dem Gefege vom 
21. October 1834 vorgenommen ? 

5) Welchen Einfluß würde es auf diefe Rechtöverhältniffe 
äußern, wenn bie im Fruͤhjahre 1838 berufene, am 
29, Juni vertagte, Ständeverfammlung wieder zufam= 
menberufen würde, oder gar Abänderungen ber Verfafs 
fung genehmigte? 
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6) Sept fich der Ortövorfteher oder deſſen Stellvertreter 
Klag⸗-Anſpruͤchen aus, falls er die ihm anvertraueten 
Functionen: ausführt und welche Bertheidigungsmittel 
ftehen demfelben casu quo zu Gebote? 

Diefe Fragen werben fi nach dem, was wir-theild über bie 
Einwendungen Sr. Majeftät wider dad Grundgefeg, theild 
über das Recht der Unterthanen zum Widerftande in gewiſſen 
Fällen vorausgeſchickt haben, in Kürze beantworten laſſen. 
In erfterer Beziehung hat fich ergeben, daß das Grund⸗ 
gefeß des Koͤnigreichs Hannover, der Einwendungen Str. Mas 
jeftät ungeachtet, forthin zu Necht beftehe. In zweiter Bes 
ziehung aber ift ausgeführt worden, "daß dad Recht des Wis 
berftands gegen verfaffungs= und offenbar gefegwidrige Hand: 
lungen der Staatögewalt in dem Falle begründet fey, wenn 
Fein anderes Schugmittel zur Rettung unerfeglicher oder doch 
wahrfcheinlich unerbringlicher Nechte vorhanden fey. Nun 
kann ed zunächft nicht bezweifelt werden, daß, wenn nad) 
&. 145 des Grundgefeßes die zur Beftreitung der Landesaus⸗ 
gaben außer der Einnahme von dem Krongute und den Rega⸗ 
lien erforderlichen Steuern und Abgaben der jährlichen Bewil: 
ligung der Ständeverfammlung bedürfen, eine ohne diefe Bes 
yoilligung ausgefchriebene Steuer ald verfaffungswidrig nicht 
gefordert, wohl aber verweigert werben darf. Zwar hat bie 
von Sr. Königlichen Majeftät fcheinbar nach dem Patente von 
1819 eingerufene VBerfammlung das Budget von 1837 auf 
Ein Jahr in folle prorogirt, mithin die Steuern bis zum 1. 
Sulius 1839 bewilligt, und es ift hienach unter bem 9. Ju⸗ 
nius 1838 das Steuerauöfchreiben unter Beziehung auf diefe 
Bewilligung erfolgt; 
Facti species p. 7. 
allein da jene Berfammlung eine verfaffungswidrige war, und 
21 * 
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felbft erflärte: „Daß Feine Handlung der jest verfammelten 
Deputirten rechtlich Gültiges zu bewirken im Stande fey, daß 
vielmehr dazu die Zuſtimmung einer aufdie vor dem Regierungs⸗ 
Antritte Seiner Majeftät rechtmäßig beſtandene Berfafjung 
gegründeten und in Gemaͤßheit derfelben berufenen und coms, 
ponirten Ständeverfammlung erforderlich ſey,“ fo Fann jene 
Prorogation nicht ald eine verbindliche angefehen werden, und 
es ift fomit jede Steuer, welche feit Ablauf des Budget: Jah⸗ 
res 183% erhoben worden, als eine nicht verwilligte und nicht 
verfaſſungsmaͤßige anzufehenz; denn auch der $. 146 des 
Grundgefeges kann nicht für eine (ſtillſchweigende oder geſetz— 
liche) Prorogation angeführt werben, weil in dem Steuer— 
Ausfchreiben vom 9. Iuni 1838 nit, wie dad Grundgefeg 
vorschreibt ‚ darauf Bezug genommen worden, und weil, 
wenn Seine Majeftät das ganze Grundgefeg befeitigen wolls 
ten, es auch nicht Ihre Abficht feyn Fonnte, aus jenem ein: 
zigen $. ein Recht geltend zu machen. Noch weniger koͤnnen 
aber die Steuern vom 1. Januar 1839 an, wo jedenfall Die 
Friſt des $. 146 abgelaufen ift, mehr gefordert werden, bes 
vor eine grundgefeßliche —— dieſelben bewil⸗ 
ligt hat. 

Sollte daher auch nicht ſchon ein Widerſtandsrecht des 
geſammten Volks zum Schutze ſeiner Verfaſſung uͤberhaupt 
gegruͤndet ſeyn, ſo muͤßte dasſelbe doch um ſo gewiſſer in der 
Form einesSteuerverweigerungsrechts angenommen 
werden; denn hier handelt es ſich von Nichtanerkennung einer 
Forderung, welche die Unterthanen ſchon aus dem Grunde 
beſtreiten duͤrfen, weil fie nicht den befonderen verfaffungs=- 
mäßigen Vorausfegungen gemäß ift. 

Allerdings darf eine rechtmäßige Steuer von den Unter— 
thanen niemals verweigert werden; allein, wofern die ge= 
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forderte Abgabe nicht verfaffungsmäßig verwilligt, alfo Feine 
Steuer im rechtlichen Sinne ift, erfcheint die Verweigerung 
derjelben nicht allein als Nothwehr zum Schuße des verfafs 
fungsmäßigen Rechts der Steuerbewilligung (welche Noth: 
wehr dem Einzelnen, wie dem Ganzen zufommt, da dieſes 
gewiffe Rechte nur ausübt für die Einzelnen), fondern auch 
als (überall erlaubte) verweigerte Erfüllung einer dem Rechte 
nach derzeit nicht begründeten Verbindlichkeit. Wie nämlich 
ber Verzug der Zahlung (mera solvendi) vorausfegt eine 
wirkliche Verſchuldung in Erfüllung einer bereits vollfommen 
begründeten Verbindlichkeit, fo der Verzug ber Steuerzah: 
lung eine vorangegangene verfafjungtmäßige Steuerbewilli 
gung, welche aber in Hannover einzig und allein darum uns 
terblieben ift, weil die Regierung unterlaffen hat, die ordents 
lichen Stände einzuberufen. Die Schuld ift alfo nicht auf 
Seite der Hannoverfchen Unterthanen, wenn fie nicht zahlen, 
fondern auf Seite der dortigen Regierung, welche daher auch 
alle daraus erwachfenden unangenehmen Folgen nur fich felbft 
wird’ zur Laſt legen können. Zwar werden durch die Steuer: 
forderung nur Vermögensrechte, alfo an fih erſetzbare 
Rechte, in Anfpruch genommen; allein wenn, wie wir gefes 
ben haben, auch ein Angriff auf wahrfcheinlih unerbring: 
liche, wenn fchon an fich erfeßbare, Nechtsobjecte zur Noth= 
wehr und zum MWiderftande berechtigt, fo koͤnnen wir bies 
unter den obwaltenden Umftänden bei den Steuer-Contribuen⸗ 
ten Hannovers: um fo gewiffer annehmen, als die Erfahrung 
feit Aufhebung: des Staatsgrundgefees gezeigt hat, wie 
ſchwer es iſt, mit, dem offenbarften Rechte gegen einen factis 
ſchen Regierungszuſtand aufzukommen, und wie wenig alſo 
Ausfiht vorhanden, eine nicht ſchuldige Abgabe aus den Kös 
niglichen Gaffen zurücdjuerhalten, die jetzt ohne alle öffentliche 


d 
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Controle gelaſſen find. Überdies ift ed, wie gefagt, nicht 
allein. der größere oder Eleinere Steuerbeitrag, den jeder eins 
zelne Staatöbürger etwa verweigern möchte, was hier in die 
Waagſchale tritt, fondern aud das in gewiſſer Hinficht aller 
dings unerfegbare Recht der Steuerverwilligung, welches nur, 
in beftimmten Formen ausgeuͤbt, Werth hat, in diefen For: 
men aber gerade von der gegenwärtigen Regierung nicht ans 
erfannt iſt. 

Sind nun aber die Unterthanen des Königreihs Hannos 
vers unſeres Erachtend nicht verpflichtet, eine ohne die 
verfafiungsmäßigen Requifite von der Regierung verlangte 
Steuer zu leiften, fo kann anbererfeits eine Obrigkeit jenes 
Königreichs nicht für berechtigt gehalten werben, eine ders 
gleichen verfaffungswidrige Leiftung den Unterthanen anzufin= 
nen oder bie in den Steuergefegen für rechtmäßige Steuern 
vorgefchriebene Hülfe zur Beitreibung derfelben zu leiften, 
ohne daß es einen Unterfchied machte, ob diefe Handlung von 
dem Königlichen Minifterium oder von Seiner Majeftät dem 
Könige befohlen worden; denn die Staatöregierung kann auf 
die untergeordneten Beamten und Magiftrate nicht mehr 
Rechte übertragen, als fie felbft hat, und die Befehle Seiner 
Majeftät, welche von einem verantwortlichen Departements 
Chef gegenzuzeichnen find (G. ©. $. 151), machen in jener 
Beziehung feine Ausnahme. | | 

Iſt nun aber eine Obrigkeit in Hannover überhaupt nicht 
berechtigt, ben Unterthanen eine verfaffungswidrige Steuer 
aufzuerlegen, fo kann diefelbe auch durch das Subordina= 
tions-Verhaͤltniß nicht fi hiezu verpflichtet gehalten - 
werben; denn wenn fchon dieſes, wie das Unterthanen = Ber= 
haͤltniß, mit fich bringt, dem höheren Befehle im Zweifel 
Folge zu leiften, fo ift doch auch der Regierungsbeamte nicht 
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zu einem unbedingten, fondern nur zu einem verfaffungs 
mäßigen Gehorfam verbunden und daher befugt, einen der 
Form nach verfaffungswidrigen ober feinem Inhalte nad) of: 
fenbar rechtöwibrigen Befehl nicht zu befolgen. 

Schmid, deutſches Staatsredht $. 58. 

Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. II. ©. 376. 
Und nicht nur nicht firafbar ift der Beamte, welcher einen 
dergeftalt verfaffungs= oder gefegwidrigen Auftrag nicht bes 
folgt, fondern er iſt fogar firafbar, wenn er ihn befolgt, 
ohne fih durch Berufung auf höheren Befehl befreien zu 
Fönnen. 
- Leyser, Meditatt, Spec. 571. med. 20. 

Schmid, a. a. D. $. 79. 90. 
Anderer Anficht ift 

Gönner, vom Staatöbienfte, “ai ben — 

Beamten mit der gloria obsequü zufrieden ſtellen will, 

©. jedoh Pfeiffer a. a. D. 
Zwar wird in dem Grundgefege $. 151 die Verantwortlichkeit 
gegenuͤber von dem Koͤnige und dem Lande zunaͤchſt nur 
den Miniftern und Departements: Vorſtaͤnden zur Laft gelegt, 
gegen welche einzig und allein auch eine förmliche Anklage 
durch die allgemeine Ständeverfammlung möglich iſt; allein, 
fo wenig durch die legtere Beflimmung eine Unterfuchung und 
Beftrafung der Dienftvergehen untergeorbneter Staatödiener 
durch die ordentlichen Gerichte ausgefchloffen ift, fo wenig 
kann auch der von gefammter Staatsdienerfchaft auf das 
Grundgeſetz abgelegte Dienfteid als etwas Illuſoriſches anges 
fehen werden. Nach $. 161 des Grundgefeges find vielmehr 
„ale Civil» Staatödiener, mögen fie vom Könige oder 
deffen Behörden ernannt, oder von einzelnen Bes 
rechtigten und Eorporationen erwählt, präfentirt 
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ober ernannt ſeyn,“ durch ihren auf die getreuliche Beob⸗ 
achtung des Staatsgrundgeſetzes auszudehnenden Dienfteid 
verpflichtet, bei allen von ihnen ausgehenden Verfuͤgungen 
dahin zu ſehen, daß fie keine Verletzung der Verfaſ— 
ſung enthalten. Dieſem iſt beigefuͤgt: 
„Sn gehoͤriger Form erlaſſene Befehle vorgeſetzter 
Behoͤrden befreien fie (die Staatsdiener) von der Ver: 
antwortung und übertragen diefelbe an den Befehlen: 
den." 
Indeſſen drängt ſich die Frage auf, wie fich dieſer Zuſatz zu 
der vorangeftellten Regel verhalte? Daß er nur eine Au 3: 
nahme (und Feine coordinirte Regel) gebe und geben wolle 
und alfo jene Regel beftehen lafje, wonach perfönliche Ver: 
antwortung ber Staatödiener Statt findet, geht nicht blos 
aus der allgemeinen Fafjung des Hauptfaßes unfers $., fon: 
dern auch aus der abminiculirenden Korm des Zufages felbft 
hervor, welcher nicht als felbftftändiger Sag, auch nicht als 
Gegenſatz zu der vorhergehenden Periode, fondern Lediglich 
als einfchränfender Beifag anzufehen iſt. Cine Gegenüber: 
ſtellung koͤnnte nämlich nur allenfalld darin gefunden werben, 
daß in dem $. zuerfi von Verfügungen die Rebe ift, welche 
von den einzelnen Civil- Staatödienern ausgehen, während 
fodann gefprochen wird. von Befehlen der vorgefegten 
Behörden Allein auch Verfügungen, welche von oben 
befohlen find, wie 3. B. Steuer» Erecutiond: Mandate, ges 
hen darum nicht minder von der unteren Stelle, wenn ſchon 
mittelbar zugleich von der vorgefegten, aus. Diefe Verfuͤ⸗ 
gungen find daher, namentlich fofern der Staatsdiener auch 
bei Ausführung höheren Befehls einen Mißgriff begeben kann, 
an fich gleichfalls unter der Regel des $. begriffen; aber fie 
find in fo fern ex post von derfelben ausgenommen, als der 
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braufttagte Staatöbiener erceptiondweife den höheren Befehl 
zu feiner Entfhuldigung anführen und fo die obliegende Ver: 
antwortung, falls nur der Befehl felbit gültig und von ihm 
nicht überfchritten worden, auf den 1 Dorgefeßten zuruͤck uͤber⸗ 
tragen kann. 

Damit ſcheint nur freilich nicht geſagt, daß der Beamte 
den erhaltenen Befehl auch nothwendig vollziehen muͤſſe, 
ſondern nur, daß er, falls er dieſes thue, von der Verant— 
wortung befreiet ſey, daß er alſo ihn vollziehen duͤrfe, 
ohne einer —— a an beshalb ausgeſetzt zu 
feyn. ' 

‚In diefem Falle fönnte der Magiftrat zu Osnabruͤck, 
fans ihm die Beihülfe in Steuerfachen von der competenten 
Behörde förmlich befohlen würde, den Gehorfam allerdings 
verweigern, aber auch leiften, ohne Gefahr deshalb rechtlich 
in Anfpruch genommen zu werben. 

Obwohl diefe Auslegung für unfere Qudrenten vielleicht 
bie nügli@fte wäre, weil fie ihnen geftattete, je nach Umſtaͤn⸗ 
‚ben fo oder anders zu handeln, fo glauben wir doch diefelbe 
nichP aufrecht erhalten zu Fönnenz denn, wenn überall eine 
Handlung entweder nur erlaubt oder unerlaubt feyn kann und 
wenn vor Allem eine obrigkeitliche Stelle nur fo weit ein Recht 
bat zu handeln, als fie dazu verpflichtet ift, fo kann es auch 
für einen untergeordneten Beamten feine indifferenten Hands 
hingen geben; vielmehr ift derfelbe entweder dem höheren Be⸗ 
fehle zu folgen verpflichtet oder er if verpflichtet, ihm nicht 
zu folgen. 

Das Erftere ift nun allerdings nach $. 161 deö Grund: 
gefeges anzunehmen, wenn ber höhere Befehl in gehöriger 
Form erlaffen worden. Allein, fofern nach $. 145 deöfelben 
Gefeges zur Form des jährlichen Steuer = Ausfchreibend ges 
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hoͤrt, daß der ſtaͤndiſchen Bewilligung darin beſonders 
erwaͤhnt worden, ſo fragt es ſich: ob dieſem Erforderniſſe in 
dem Ausſchreiben vom 9. Juni 1838 genuͤgt ſey? 

Auch bier haben wir erſt den $. 161 einer Interpretation 
zu unterwerfen. Es fragt fich nämlich: find „unter gehöris 
ger Form" etwa die gebräuchlichen Gurialien in Überfchrift, 
Eingang und Schluß nebft Sanzlei: Format u. f. w. begrifs 
fen, worin die Regierungs = Erlaffe zu ergehen pflegen, oder 
wollte etwas Wefentlichered, mehr Innerliches bezeichnet wer⸗ 
den? Wir glauben das Lestere annehmen zu müffen, denn 
Formen, welche an und für fih auf den Beftand eines Ges 
ſchaͤfts feinen Einfluß haben, follten ohne Zweifel auch feinen 
bei Staatshandlungen erhalten, und insbefondere wollte zus 
» verläffig die wichtige Frage uͤber Gehorſam des Staatsdieners 
nicht von bloßen Xußerlichfeiten abhängig gemacht werben. 
Zur wefentlichen Form eines Regierungs : Befehls gehört 
nun, baß derfelbe von dem betreffenden verantwortlichen Des 
partement3= Chef contrafignirt ober unterfchrieben fey (©. 
&. $. 151). Sollte daher der Befehlende blos behaupten, 
er. fey Departements s Chef, ohne. ed wirklich zu ſeyn, ober 
ohne wenigftens verfaffungsmäßiger d. h. verantwortlicher 
Vorſtand zu feyn, fo würde der Beamte ihm nicht zu gehors 
chen haben, und wäre auch ausdruͤcklich dabei auf höchften 
Befehl fich berufen. Eben fo gehört zur Form eines Gefeges 
Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung, und ed ift 
diefer Zuftimmung im Eingange des Geſetzes zu erwähnen 
($. 85). Enthält daher ein Geſetz zwar diefe Erwähnung, es 
ift aber befannt, daß Feine Art von Verabfchiedung voraus: 
gegangen, fo Fann der bloße Buchftabe, worin jene grunds 
loſe Beziehung genommen worden, zut verfaffungsmäßigen 
Geſetzesform nicht genligen. Zwar ift dem Könige ausnahms⸗ 
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weife in bringenden Fällen geftattet,, gefegliche Verfügun: 
gen, welche ihrer Natur nach ftändifcher Zuftimmung bedurft 
hätten, ohne biefe Zuftimmung zu erlaflen; doch darf auf 
diefem Wege nicht dad Grundgefes felbft abgeändert werden; 
auch muß eine folhe Verfügung im Gefammt : Minifterio be- 
fchloffen und, daß diefes gefchehen, darin ausgedruͤckt werben 
(8. G. §. 87). Diefe drei Requifite. betreffen die Form ber 
ausgehenden Verfügung und ohne diefelben ift die Form eis 
ner einfeitig vom König ausgehenden „gefeßlihen Verfü 
gung” nicht gewahrt. Der Beamte hat daher nicht blos dar⸗ 
auf zu fehen, wie in andern Fällen, daß ein verfaffungsmäs 
Biger Minifter contrafignirt habe, fondern er muß noch weis 
ter prüfen, ob dad Grundgeſetz nicht verlegt worden, ob fer: 
ner dad Staats = Minifterium gehört worden, und, wenn er 
ſchon legtered im Zweifel daraus zu entnehmen hat, daß der 
Beihlußnahme im. Staats» Minifterium Erwähnung gefches 
ben, fo würde doch der Umftand, daß notorifch blos von dem 
Cabinets⸗Miniſterium aus gehandelt worden, Bebenfen bei 
ihm erregen müffen. Unferer Auslegung. fteht auch nicht ent: 
gegen der $. 89 des Grundgefeßes, wo e8 am Ende heißt: 
„Sollten Zweifel darüber entftehen, ob bei einem gehös 
tig verfündigten Gefege die verfaffungsmäßige Mitwirs 
fung ber Stände hinreichend beobachtet fey, fo fteht 
es nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen.” — 
Hier hat das Grundgefeg nur den fehr leicht möglichen Fall 
im Auge, wo es zweifelhaft ift, ob bie ftändifche Zuftimmung 
binfichtlich de8 ganzen wefentlihen Inhalts eines Ge: 
feßes = Entwurfs, wie der 8. 85 vorfchreibt, Statt gefunden, 
nicht aber den Fall, daß eine Ständeverfammlung gar nicht 
gehört worden, oder, wie bies jegt in Hannover vorkommt, 
daß gar Feine grundgefegliche Ständeverfammlung mehr ein: 
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gerufen wird. Eben ſo verhaͤlt es ſich mit dem jaͤhrlich erfor⸗ 
derlichen Ausſchreiben der Steuern. Auch zu deſſen Form ge: 
hört nothwendig ſtaͤndiſche Verwilligung. Auch iſt dieſem Er: 
forderniß ſcheinbar in dem Steuer-Ausſchreiben vom 9. Juni 
1838 genuͤgt, indem auf ſtaͤndiſche —— darin Be⸗ 
zug genommen worden. 

Facti species p. 7. 
Gleichwohl halten wir dieſelbe im Sinne des Grundgeſetzes 
nicht fuͤr erfuͤllt; denn, abgeſehen von allen andern Zweifeln, 
namentlich der Verantwortlichkeit des ausſchreibenden Chefs, 
welche jetzt von dem Cabinete gelaͤugnet wird, konnte es 

1) ſchon nicht in der Abſicht der Koͤniglichen Regierung 
ſelbſt liegen, durch Beziehung auf eine vorangegangene ſtaͤn⸗ 
diſche Bewilligung dem grundgeſetzlichen Erforderniſſe zu 
entſprechen, zu derſelben Zeit, da ſie die Exiſtenz des Grund» 
geſetzes uͤberhaupt in Abrede ſtellte und die Bewilligung einer 
ſogenannten Staͤndeverſammlung eingeholt hatte, welche von 
ihr ausdrücklich mit Beziehung auf das Patent vom Jahre 
1819 eingerufen worden war. 

2) Gefegt. aber auch, ‚die Regierung hätte durch jene Ber 
ziehung an eine grundgefeßliche Bewilligung erinnern wollen, 
was, wenn es gefchehen wäre (wie wir jedoch nicht anneh= 
men) nur auf einer Selbfttäufchung oder auf einem unerlaub: 
ten Berfuch der Taͤuſchung Anderer beruhen koͤnnte, fo dürfte 
diefer fubjectiven Deutung doch Fein objectiver Werth bei— 
gelegt werben, weil eö zur Zeit des Ausfchreibens allgemein, 
fogar offictell, in. Hannover befannt war, nicht nur, daß 
Seine Majeftät der König das Grundgefeg felbft gänzlich aufs 
gehoben haben, fondern auch, daß die verfündigte Steuer: 
Verlängerung keine fländifche im grundgefeblichen Sinne, fon= 
dern nur durch fogenannte Stände vorgenommen. war, welche 
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aber weder nach der alten, angeblich wiederhergeſtellten, noch 
nach der neuen, thatſaͤchlich vernichteten, Verfaſſung hiefuͤr 
zuſtaͤndig erſcheinen konnten. Es verhielt ſich alſo mit jener 
ausdruͤcklichen Beziehung auf ſtaͤndiſche Einwilligung nicht an⸗ 
ders, als wenn gar feine ſolche Einwilligung eingeholt und 
ftatt der Stände blos ein Collegium von Räthen oder gar Nies 
mand gefragt worben wäre; denn eine Einwilligung unzus 
ftändiger Stände ift nicht beffer als Feine ſtaͤndiſche Ein— 
willigung, ‚und fo wenig man einem Staatödiener, der Doch 
nicht blos mafchinenartige oder Eopflofe Dienfte, fondern vor 
Allem geiftige Arbeit (operae liberales) dem Staate zu lei⸗ 
ſten verfpricht und auch daneben als rechtichaffener Mann (vir 
bonus) zu vermuthen ift, welcher getreulich und. ohne Ges 
faͤhrde (bona fide) diefelben zu vollbringen beabfichtigt, wird 
zumuthen Fönnen, bei hellem Zage nicht zu fehen oder fich 
mit Bewußtfeyn, fey es auch von einem Vorgeſetzten, täu« 
Shen zu laffen, fo wenig fann man von ihm erwarten, ei— 
nem Buchftaben, welcher der offenen That widerfpricht und 
allenfalls audy eine andere Auslegung zuläßt, für jene That 
anzunehmen; ja man wird ihn nicht einmal für berechtigt 
zu einer folchen widerfprechenden Auslegung halten Fönnen, 
da jeder Handlung, wo möglich, eine ſolche Deutung zu ges 
ben ift, wonach fie als erlaubte, nicht auf Taͤuſchung berechz 
nete erfcheint. | ——— | 
Angenommen übrigens au, die „gehörige Form’ wäre 
in dem Ausfchreiben vom 9. Suni 1838 fub = und objectiv voll: 
ftändig erfüllt, fo müßte diefelbe doch hier aus dem Grunde | 
für unzureichend gehalten werden, weil jenes Ausfchreiben 
ein notorifches Unrecht d. h. eine wirkliche Verfaffungswidrigs 
keit enthält, in welchem Falle nach gemeinrechtlicher Anficht 
und wohl auch im Sinne des Grundgefeges die Form des Be⸗ 
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fehls und felbft das Beharren der vorgefegten Stelle auf dem⸗ 
felben den untergeorbneten Diener nicht entfchuldigen Fann, 
wenn er zum Mitfchuldigen feined Vorgefegten wird, 

Schmid und 

Dfeiffer a. a. O 

v. Brewern, bad Verhältniß der Staatöverwaltungs = Bes 

amten im Staate. Leipzig 1835. ©. 222. 223. 

Mohl, die Verantwortlichkeit der Minifter ©. 57. 
Allerdings geht aus der orbnungsmäßigen Form eines Be: 
fehls, wie nun auch das Grundgefeg anerkennt, eine Ber: 
muthung dafür hervor, daß derfelbe dem Inhalte nach recht: 
mäßig fey; allein wenn die Rechtöwidrigfeit des Inhaltes 
offenbar ift, Bann jene Verrhuthung dem untergeordneten Bes 
" amten nicht mehr genügen. Nun war aber dad Ausfchreiben 
der Steuer gegen den Inhalt des Grundgefeged eben ſowohl 
eine offenbare Berfaffungs: Verlegung, al3 die einfeitige 
Aufhebung des Grundgefeges felbft, und wenn fogar der mi— 
litairifche Dienftgehorfam eine Ausnahme erleidet, wenn 
ber Vorgeſetzte ein offenbares Verbrechen anordnet, 

Würtemberg. allgem. Kriegsdienftordnung Bd. I. $. 59. 

Dergl. Schmid a, a. D. Note *.) 
fo wird man noch weniger einen Givil: Diener flr ſchuldig 
oder berechtigt halten koͤnnen, eine Handlung jener Art auf 
den Befehl eines hiezu jedenfalls nicht berechtigten Vorgeſetz⸗ 
ten zu unterftügen, bei welchem die öffentliche Stimme wie 
feine eigene ihm gleichzeitig fagen werden, daß folcher dem 
Grundgefege nicht gemäß, vielmehr dazu beftimmt fey, einen 
aus deſſen Vernichtung hervorgegangenen factifchen Zuftand 
aufrecht zu erhalten, von dem oben nachgewiefen worden, 
daß er ein unrechtlicher fey. 
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$. 17. 

Setzt eine Obrigkeit im Königreiche Hannover, welche die in 
den Steuergefegen vorgefchriebene Hülfe in Befchreibung 
und Beitreibung der (verfalungswidrig ausgefchriebenen) 
Steuern leiftet, fih dadurch der Gefahr auf, gerichtlich 
deshalb in Anfpruch genommen zu werden? (Frage 2.) 


Indem wir zur Beantwortung ber zweiten an uns ges 
ſtellten Frage (f. oben $. 16) übergehen, womit zugleich die 
weiteren vier Fragen unmittelbar zufammenhängen, haben 
wir zu erinnern, baß bier, wie bort, das Staatögrundges 
fe als fortdauernd rechtliche Norm auch uns zur gutachtlis 
hen Entfheidung dienen mußte. Wenn nun dad Grundge- 
feß ($. 35) beflimmt: 
„die Staatöverwaltung hat keinen Anſpruch an das Ei⸗ 
genthum und die Gerechtſame von Einzelnen oder Cor⸗ 
porationen, als aus allgemeinen Geſetzen oder beſan— 
dern Privatrechtstiteln,“ | 
und, wenn ber $. 37. desfelben Gefeges beifügt: 
„Sedem, der fi) von einer Verwaltungs » Behörde durch 
Überfchreitung ihrer Befugniffe in feinem wohlerworbes 
nen Rechte verlegt erachtet, fteht — der ordentliche Ges 
rihtögang offen 5" 
fo fheint allerdings nah Hannoverfhem Rechte angenom: 
men werden zu müffen, daß gegen eine obrigkeitlihe Vers 
fügung, wodurch den Unterthanen verfaffungswidrige Anmus. 
thungen hinfühtlich der directen oder indirecten Steuern (auch 
die legteren find in der jährlich erforderlichen Steuer-Bewil⸗ 
ligung begriffen) gemacht werben, eine gerichtliche Hülfe moͤg⸗ 
lich fey. Nur Verlegungen durch einen Staatsvertrag mit 
Auswärtigen oder durch ein verfaſſungsmaͤßig erlaſſe— 
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ned Geſetz find von jener gerichtlichen Verfolgung ausgenom: 
men. Dagegen begründet nach dem angeführten $. die un: 
richtige oder unbefugte Anwendung von Staatöverträgen 
oder Gefegen einen Rechtsanfpruch, „ſobald in einer Über— 
ſchreitung der Befugniffe der Behörden außerdem die Erfor: 
derniſſe einer Entfhädigungd= Verbindlichkeit nach gemein: 
rechtlichen Grundfägen anzutreffen find,” und der Kläger 
nachgewiefen hat, daß er bei der vorgefegten höheren oder 
hoͤchſten Verwaltungs-Behoͤrde bereits Hülfe gefucht und 
ſolche innerhalb eines angemeffenen Zeitraums ar Bene 
den habe. 

Daß die Gerichte innerhalb der Grenzen hrer Compe⸗ 
tenz unabhaͤngig find und daher, unabhängig von etwaigen 
Einwirkungen der höheren Behörde, nur nach dem Rechte zu 
entfcheiden haben, daß ferner die obrigkeitlichen Stellen und 
namentlich der Bürgermeifter und Rath der Stadt Osna— 
bruͤck ſich den gefegmäßigen Aufforderungen derfelben zu füs 
gen haben, kann nad) $. 156 des Grundgefeges feinem Bes 
denken unterliegen. Entftehen jedoch Zweifel ber die Com— 
petenz der Gerichte, und fönnen ſich die Verwaltungs = Behörz 
ben hierüber nicht mit benfelben vereinigen, fo hat hierüber eine 
Section des Geheimen = Raths = Collegiums zu entfcheiden, 
welche durch Verordnung vom 14. November 1833 (Gefeb > 
Sammlung, Abth. 1. ©. 385) gebilet worden if. Auch 
kann nad dem Grundgefege ($. 37) die Wiederaufpebung 
von Verfügungen der Verwaltungs: Behörden durch richter= 
lihen Spruch nur in dem Falle Statt finden, wenn auf eben 
diefem Wege entfchieden ift, daß eine in Frage befangene An= 
gelegenheit zur Competenz der Verwaltungs = Behörde nicht 
erwachfen gewefen fey. 

Da indeffen auch diefe grundgefeßlichen Einrichtungen 
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fih: Fann, im Falle, eine obrigfeitliche Stelle die gerichtliche 
Gompetenz in einem vorkommenden Falle in Abrede ſtellen 


und die höchfte Verwaltungs = Behörde diefe Anficht beftätis 


gen follte, der ordentliche Gerichtögang aufgehalten werden? 
Wuaͤre diefe Frage zu bejahen, fo flünde es factifch bei 
Seiner Majeftät, die Juſtiz in Sachen der Verwaltung je: 
derzeit unmöglich und dadurd das Grundgefeg aud) in den 
dieöfallfigen zweckmaͤßigen Beflimmungen unwirkfam zu ma= 
chen. Und doch fiheint einer VBerneinung der Frage der 
Umſtand entgegen zu fiehen, daß die Gegenftände der foge: 
nannten Verwaltungs » Juftiz in dem Grundgefeße felbft nur 
bedingter Weife der Civil-Juſtiz überlaffen find. 
Gleihwohl glauben wir und für diefe Verneinung ent: 

foheiden zu müffen, nicht blos beöwegen, weil eine Bedins 
gung, deren Eintritt durch denjenigen, welchem daran liegt, 
daß fie nicht erflillt werde, zu verhindern gefucht wird, nach 
allgemeinen Rechtögrundfägen für erfüllt anzunehmen tft, 

D.L. 17. (de reg. juris) fr. 161. 

Mühlenbruh, Panderten- Recht $. 109. 
fondern auch, weil, gleichfall nad) allgemeinen AS da: 
mit, baß ein Theil von einem Gefege oder Rechte wegge: 
nommen wird, das Übrige nicht von felbft verloren geht, wo: 
fern es nur für fich beftehen kann. 

D.1. c. fr. 21. 113. 147. 148. 

S. Erklärung der Hannoverfchen Gefandtfihaft am Buns 


beötage vom 10. Juli 1823. (Bundes: Protocolle Bd. 


XV. S. 395.) | 
Wenn daher auch ein Theil bet Berfaffungs Beftim: 
mungen und zwar gerade ber für die Civil = Juftiz beſchraͤn⸗ 
fende Zheil dadurch fuͤr den Augenblick unwirkſam gemacht 
22 
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worden ift, daß die Gompetenz=Gonflicte nicht mehr, wie 
früher, von einer erften Section des, Geheimenraths entfchies 
den werben, weil biefer Geheimerath dem Bernehmen nad) 
felbft nicht mehr befteht, fo folgt daraus noch nicht, daß auch 
der übrige Theil, und zwar gerade der die Anerkennung ber 
gerichtlichen Competenz betreffende Zheil aufgehoben fey; 
vielmehr muß jene Gompetenz um fo gewiffer unabhängig 
von einer vorausgehenden geheimeräthlichen Entſcheidung ans 
genommen werben, als fonft auch die Competenz der Ver⸗ 
waltungss Behörden in allen zweifelhaften Fällen ausgeſetzt, 
fomit ein wahres Justitium eingetreten wäre, was in ber 
Abfiht Seiner Majeftät felbft niemalen gelegen feyn kann. 
Geſetzt übrigens auch, man hätte hierin von den grund⸗ 
gefeglichen Beftimmungen ganz abzufehen, weil in der That 
Seine Majeftät das ganze Grundgefe als nicht beftehend ans 
nehmen, fo würde man doch, was die Gompetenz der Ges 
richte in Bermwaltungöftreitigkeiten betrifft, zu feinem andes 
x ren Ergebniffe gelangen. Zwar ift die Frage beftritten, wie 
weit überall ſolche Streitigkeiten vor die Gerichte gebracht 
werden koͤnnen? Während Einzelne, namentlich | 
Mittermaier, im Archiv für civ. Praris Bd. IV. ©, 305. 
f. Bd. XI. ©. 393. f. Bd. XVIIL ©. 138. f. 
Pfeiffer, pract. Ausführungen Bd. II. ©. 181. f. 
Minnigerode, Beitrag zur Beantwortung der Frage, was 
ift Juſtiz-, und was ift Adminiſtrations-Sache? Darm= 
ftadbt 1835. 
die Gerichte über jede Rechtsverlegung, gehe fie auch von den 
Verwaltungs s Behörden aus, entfiheiden laffen, wollen An= 
dere, namentlich 
v. Weiler, über Verwaltung und Juftiz, 2. Ausg. Manns 
heim 1830. | 
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C. v. Pfizer, über die Grenzen zwifchen Verwaltungs» und 
Civil: Fuftiz. Stuttgart 188. 

Funke, die Verwaltung in ihrem Berhältniffe zur Juſtiz. 
Zwickau 1838. (mo auch ©. 2. f. eine Vergleichung der 
übrigen Meinungen) f. befonders ©. 67. | 

die Verwaltung auch in der’ Beziehung unabhängig geſtellt 
wiſſen, daß ſie beſtrittene und verletzte Rechte, ſofern ſolche 
das Subjections-Verhaͤltniß betreffen, oder, mit andern 
Worten, „die aus Handlungen der Staat: und obrigkeitli- 
chen Gewalt abzuleitenden Rechte” nicht unter den Schuß der 
Suftiz fielen. 

Gehen wir indeſſen vom pofitiv rechtlichen Standpunfte 
aus, welcher zumal von der leßteren Parthei von Schriftftels 
lern nicht eingehalten worden, fo konnte es nach dem frühes 
ren Reichörechte nicht zweifelhaft feyn, daß Überfchreitungen 
ber Hoheitsrechte als wahre Suftizfachen von den Unterthas 
nen bei den Reichögerichten klagbar gemacht werden durften. 

Vergl. Wahlcapitulation Art. 19, $. 6 und 7. | 

Und wenn dies auch unter perfönlicher Belangung der Reichs: 
flände nur. dadurch möglich war, weil diefe ald im Untertha— 
nen=Berhältniffe zum Reiche ftehend betrachtet wurden, fo 
folgt aus der feither eingetretenen Veränderung, insbefondere 
aus der Erlangung der Souverainetät durc die Regieruns 
gen, doch nicht, daß Handlungen der letzteren jetzt gar Reis 

ner gerichtlichen Gognition mehr unterliegen. Nur die Per: 
fon des Regenten ift unantaftbar geworden, auch für die Ge: 
richte, nicht aber die Negierungs =» Thätigfeit, namentlich in 
der verantwortlichen Staatsdienerfchaft. Wie daher Dienft- 
vergehen der hohen und niedern Beamten, wodurd fie ihre 
Amtöbefugniffe überfchreiten, insbefondere Verfaffungs = Ver: 
legungen vor das Forum der ordentlichen Strafgerichte, wo 

22* 
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nicht eined befonderen Staatögerichtshofs gehören, fo find 
anbererfeitö dergleichen obrigkeitlihe Handlungen, wofern fie 
in die Privatrechte der Bürger insbefondere deren Vermoͤ⸗ 
gensrechte eingreifen, auf ordnungsmaͤßige Klage dem Forum 
der Givilgerichte untergeorbnet. . Wenigftend liegt in der Na: 
. tur der Hoheitsrechte, woraus Weiler und Andere ſchließen, 
kein Grund, das Gegentheil anzunehmen, und auch die neu= 
ere Gefeggebung und Praxis in den Deutfchen Bundesftaas 
ten, wenn fchon ihr Beftreben zum Theil dahin gegangen iſt, 
die Ausübung der Souverainetätsrechte von gerichtlichem Ein⸗ 
fluffe durchaus unabhängig zu machen und namentlich bie 
Entfcheidung von Gompetenzfragen zwifchen Juſtiz⸗ und Re: 
gierungs » Behörden der höchften Landesbehörde vorzubehal: 
ten, find doch keineswegs durchgehends für die definitive Er— 
Vedigung der fogenannten abminiftrativ =contentiöfen Sachen 
durch die Verwaltungs = Behörden. 

Dergl. Pfeiffer a. a. D. ©. 436. f. 

Sunfe a. a. O. ©. 147. f. 
Auch der Begriff von Juſtizſachen, wie er von Älteren und 
Neueren 3. B. Struben (Unterriht von Regierungd= und 
Suftize Sachen. Hildesheim 1753. 8. 7.) und 

Pfizer a. a. O. ©. 63. Ä 
gegeben wird, daß es ſich nämlich dann von einer Suftizfache 
handle, wenn Rechte der Einzelnen zur Sprache kommen 
und über deren Verlegung Befchwerde geführt werde, ift nicht 
‚gegen jene Gompetenz; nur darf man nicht Üüberfehen, dag 
Rechte der Einzelnen (jura singulorum) und daher auch 
Rechtsverletzungen an Einzelnen nicht blos gegenüber von 
anderen Einzelnen, fondern aud) gegenüber vom Staate vor= 
kommen, fofern nämlich über den Staatözwed und die Staats— 
verfafjung hinaus im Namen ded Staats nichtd geboten oder 
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verboten werben darf, und daher der Unterthan in diefer weis 
tern Beziehung nicht ald Staatsmitglied, fondern als Privat: 
perfon in Betracht kommt. | 

Hienach ift die Zuftändigkeit der Givilgerichte, falle 
durch eine Adminiſtrativ-Behoͤrde Rechte der Unterthanen 
verlegt werden, auch nach gemeinem Rechte nicht ausge: 
ſchloſſen; denn eine folche Verlegung ift nur möglich, indem 
die Verwaltungds Behörde durch Überfchreitung ihrer Befug— 
niffe in die Rechte der Einzelnen eingreift. In biefem Falle 
aber handelt die Behörde nicht mehr kraft hoheitlicher, ſon⸗ 
dern Fraft angemaaßter Befugniß, und fie tritt dem Unter: 
thanen nit mehr als folchem, fondern ald einem Privat- 
mann gegenüber. 

Namentlich gilt dies von Übergriffen der Steuerbehörs 
den. Zwar behauptet Pfizer (a. a. D. $. 67 und 68), daß 
über die Steuerpflicht, insbefondere über die Frage: ob und 
in welchem Umfange fie Statt finde, ihrer Natur nach die 
Berwaltungsftellen zu entfcheiden haben; alein, wenn 
fchon die Steuern ein rein hoheitlicher Gegenftand find, in» 
dem das Ausfchreiben und die Erhebung berfelben bedingt ift 
durch die Staatöbebürfniffe, und daher zunaͤchſt nur die 
Steuerbehörden mit jenen Gefchäften im Großen und Klei: 
nen fich abzugeben haben, fo Fönnen doch auch diefe eben fo 
wie andere Staatöbehörden bei Ausführung ihrer Thätigkeit 
in privatrechtliche Streitigkeiten verwidelt werden, nament: 
lich wenn ein Unterthan die Gefegwidrigkeit einer Steuer oder 
die unrichtig gefchehene Anwendung bes Geſetzes behauptet; 
worüber als eine litigiöfen Sache nicht diefelbe oder eine ans 
dere Verwaltungsftelle als Parthei entfcheiden kann, fondern 
einzig und allein die richterliche Behörde, | 

Pfeiffer a. a. D. ©. 325. 
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Minnigerode a. a. O. S. 182. 
welche in ſo fern unabhaͤngig von der Staatsregierung iſt, als 
ſie nicht, wie eine untergeordnete Verwaltungsſtelle, im Zwei⸗ 
fel nur die hoͤhere Anſicht, ſondern lediglich ihre eigene unab⸗ 
haͤngige Überzeugung von dem Rechtsverhaͤltniſſe der. Par⸗ 
theien auszufprechen hat, 

J. L. Klüber, die Selbfiftändigkeit des Richteramts. 

Frankf. a. M. 183%. 

Meifterlin, die VBerhältniffe der Staatsdiener nach rechts 

lien Grundfägen. Gaffel 1838. ©. 1%. 

Jenes ift denn auch in einem Herzoglich = Meiningenfchen Ge: 
fege vom 16. Juni 1829 anerkannt, wonach (Art. 2) das 
Recht, die angebliche Gefegwidrigfeit einer verlangten Steuer 
auf gerichtlihem Wege auszuführen gegen bie Staatscaffe 
in dem Falle geltend gemacht werden kann, wenn bie Ab» 
gabe zwar von der an fich competenten Behörde auögefchries 
ben worden und in die Staatöcafje geflofjen ift, aber bes 
bauptet wird, daß das Ausfchreiben felbft verfaffungss 
widrig, 3. B. ohne Zuſtimmung der Stände geſche— 
ben fey, wonebft auch noch gegen die einzelnen Beamten und 
Stellen, welche fich eine folche eigenmächtige Ausfchreibung 
zu Schulden bringen follten, die Anklage wegen Erpreffung 
und Goncuffion und, wenn diefe auf höheren Befehl gehan— 
belt haben, eine Anklage der Stände gegen bie fhuldigen 
Vorgeſetzten eingeleitet werben Fann, 

Diefe Beflimmung paßt, was die Competenzfrage im 
Allgemeinen betrifft, ganz auf die gegenwärtigen Steuerver⸗ 
hältnifje im Königreihe Hannover. Sie ift aber auch in die; 
fer Hinficht nicht blos particularrechtlichen Inhalts, fondern 
- hervorgegangen aus der vormaligen veichögefeglichen und 
noch je&t gemeinrechtlichen Anficht von der Nothwendigfeit 
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einer gerichtlichen Entfcheidung bei verlegten und freitigen 
Rechten, beruhen folche auf einer verfchiedenen Auslegung 
bes öffentlichen ober des. Privatrechts, welche beide den Richs 
tern ald Theile einer und derfelben Jurisprubenz gleichmäßig 
befannt feyn folen. Auch das Hannoverfche Grundgefek ift, 
wie wir gefehen haben, von diefer Anficht ausgegangen, wel⸗ 
che ‚übrigens ſchon zuvor in Hannover Praxis war, wie benn 
namentlich 
. Högemann,.(pract, Eroͤrt. Bd. VII. ©. 15.) 
bezeugt, daß den abminiftrativen Behörden eben fo wenig ers 
laubt fey, fich felbft Recht zu ſchaffen und Selbfihülfe zu ges 
brauchen, ald anderen Privatperfonen und Unterthanen, und 
wie denn auch fihon in mehreren Verordnungen vor dem 
Grundgefege in Hannover anerfannt war, baß in allen 
Steuercontraventionsfachen ein gerichtliches Verfahren Statt 
finde, 
Spangenberg, in feiner Ausgabe von Strubens rechtlichen 
Bedenken. 3b. DI. Bed. 670. Anm. +. 
Zwar will v. Weiler (a, a..D. $. 28) die Zuftändigfeit der 
Gerichte indbefondere bei Beſchwerden —— gegen 
Staatsbehoͤrden oder Staatsdiener wegen Beſchaͤ⸗ 
digung durch widerrechtliche Amtsfuͤhrung beſtreiten, wenn 
die Verrichtungen, woraus die Beſchaͤdigung abgeleitet wird, 
Ausfluͤſſe des oͤffentlichen Rechts ſeyen, indem ſie deshalb 
blos von den hoͤheren Verwaltungsbehoͤrden zur Verantwor⸗ 
tung koͤnnen gezogen werden. Allein, wenn der obrigkeit⸗ 
liche Beamte den oͤffentlichen Wirkungskreis uͤberſchreitet, 
handelt er nicht mehr kraft des oͤffentlichen Rechts, ſondern 
in eigener Perſon und ſelbſt der Zweckmaͤßigkeitsgrund, daß 
die hoͤhere Verwaltungsſtelle im Zweifel beſſer den Fehler 
techniſch zu beurtheilen vermoͤge, duͤrfte, wenn er auch im⸗ 
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mer wahr wäre, doch nicht gegen das Prinzip der Nechtös _ 

pflege entfcheiden, daß Niemand, alfo auch nicht der Staat 
oder die fein Geldintereffe wahrnehmende EEE 
fi felbft Recht ſchaffen können. 

Eben fo fann es wohl, abgefehen von den grundgefeßs 
lichen Beflimmungen, nicht in Abrede geftellt werben, daß 
die Gerichte felbft über den Umfang ihrer Competenz zu ent: 
fcheiden und alfo diefe nicht erft von ber außergerichtlichen 
Entſcheidung, zumal einer nicht verfaffungsmäßigen Stelle 
abhängig zu machen haben. 

Pfeiffer a. a. D. S. 362 f. 

Mittermaier im civ. Arch, Bd, XVII. ©. 306 f. 
Noch mehr verfteht es fich aber nach dem Grundgefeße ($. 9) 
von ſelbſt, daß die Richter durch Gabinetseinmifchung fich 
in Handhabung gerichtlicher Ordnung auf Feine Weife hins 
dern und irren laffen dürfen. 

Vergl. Pfeiffer a. a. O. $. 19. 

Minnigerode a. a. D. ©. 167 — 170. 
Indeffen entfteht nun die Frage: in wie fern die Gerichte 
überhaupt befugt find, das Recht des Landedheren zur Er: 
laffung einer Verordnung im Verhältnifje zu dem landſtaͤndi⸗ 
fhen Mitwirfungsrechte ihrer Prüfung und. Entfcheidung zu 
unterwerfen, und alfo eine Regierungsmaaßregel, wie 3. B. 
- das fragliche Steuerausfchreiben, aus dem Grunde für nicht 
verpflichtend zu erklären, weil fie zu ihrer Gültigkeit der vers 
faffungsmäßigen Zuftimmung der Kammern bevurft hätte? 

Berneint wird die Frage aus allgemeinen Gründen von 

Mittermaier, im Archiv für civil. Praris. Bd. IV. ©. 334. 
Linde, daf. Bd. XVI ©, 303 f. und in der Zeitfchrift 

fir Givilceht und Proceß. Bd. VII ©. 49 f. 

bejahet dagegen von 
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Schmid, deutfches Staatsreht $. 75 und 76. 
Jordan, im Archiv für civil. Praris. Bd. VIH. ©, 214. 
(Feuerbach) die Gerichtöverfaffung eines conftitutionellen 

Staats, kann fie durch Verordnungen ie wers 

den? Nürnberg 1830. 

Pfeiffer, prakt. Ausführungen. Bd. II. ©. 279 f. 

Zachariaͤ, im Archiv für civil. Praxis. : Bd. XVI. ©, 165. 
Brinkmann, woiffenfchaftlich = praft. men Bd. J. 

S. 1. 

Wir koͤnnen uns mit Rüdficht auf die oben bemerkte Grange 
zwiſchen Recht und Verwaltung und in Ruͤckſicht auf die Nas 
tur der richterlichen Function, welche überall ein. Gefeg im 
weiteren Sinne, d. h. eine gültige Rechtönorm vorausfegt 
und in Anwendung zu bringen hat, nur der legtern Anficht 
anfchließen. Die Gründe gegen die Gompetenz der Gerichte, 
wie fie. von den Gegnern, namentlih Linde, geltend ges 
macht werden, find hauptfächlich folgende: 

1) Weil noch kein allgemeiner Begriff von Geſetz im 
Gegenſatz von Verordnung aufgeftellt fey. Allein biefer 
Grund beweift zu viel; denn auch die Begriffe von Recht und 
Suftiz find bis jegt blos wifjenfchaftlich feftzuftellen gefucht 
worden, und doch muß auch diefen Begriffen praftifche Folge 
gegeben werben, ‚namentlich bei Ausfcheidung der Zuftändigs 
keit der Gerichte. 

2) Die Rechtöwiffenfchaft habe die Ausdruͤcke: Geſetz 
und Verordnung häufig als gleichbedeutend gebraucht. Dies 
fer Einwand beweift wenigftens nichts für diejenigen Staa⸗ 
ten, wo zwifchen beiden verfaffungsmäßig unterfchieden wird, 
wie 5. B. in dem Hannoverfchen Grundgefeße $. 85 — 89. 

3) Wenn auch nach der Repräfentativ » Berfaffung eines 
Landes Gefege nicht ohne Zuftimmung der Stände erlaffen 
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werben dürfen, fo fey dadurch ben letzteren Feine gefehge- 
bende Gewalt, noch ein Antheil an diefer zugefprochen, fon= 
bern nur eine befchränfende Form der Geſetze feſtgeſetzt wor— 
den. Allein es giebt auch weſentliche Formen, und daß die 
ſtaͤndiſche Verabſchiedung auf den ganzen weſentlichen Inhalt 
eines allgemeinen Geſetzes, insbeſondere aber zur Ausſchrei— 
bung einer Steuer nothwendig ſey, iſt in dem Hannover⸗ 
ſchen Grundgefege $. 85 und 145 mit Haren Worten ausge⸗ 
fprochen. 

4) Das Sefhäft der Richter beftehe nur in Subfumtion 
bes Factums unter das Geſetz. Allein wo Fein Geſetz ift, 
Fann auch von einer Unterordnung unter dasfelbe nicht die 
Rede feyn. Die Borfrage für den Richter bleibt daher ims 
mer die: ift eine gültige Rechtsbeftimmung vorhanden oder 
nicht? Und in fehr vielen Faͤllen von Nechtöftreitigkeiten ift 
die hauptfächliche Prüfung des Richters gerade — gerich⸗ 
tet: was iſt Geſetz? 

5) Der Richter greife in die Souverainetaͤt ein, indem 
er. die Befugniß des Souveraind zur Gefeßgebung in Zweifel 
ziehe, und fich über feine Verordnungen fiele; allein auch 
die Prüfung einer Verordnung aus dem ‚verfafjungsmäßigen 
. Standpunkte iſt eine Subfumtion unter das Geſetz, namlich 
unter dad Berfaflungd = Gefeg, und, wenn der Richter, wie 
er ſchuldig ift, diefe vornimmt und in deffen Folge eine Vers 
fügung, die nicht Gefeg ift, ale Nicht-Geſetz betrachtet, maaßt 
er fich keine Souverainetät an, ſondern er hält im Gegentheile 
diefe in ihrem wichtigften Rechte, dem der Gefeggebung, 

aufrecht; 
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$. 18. 
Welche Klagen wuͤrde eine Obrigteit in Kannover im Falle 
einer geleifteten Beihuͤlfe für Eintreibung der (verfaf: 
- fungswidrigen) Steuern zu beforgen haben, und welcher 
Schußmittel gegen diefelben würde ſolche ſich zu verſi— 
hen Haben? — (Frage 3— 6). 


Setzt nach dem eben ($. 17) Ausgeführten eine Obrigkeit 
im Königreiche Hannover fich durch verfafjungswidrige Thaͤ⸗— 
tigkeit, insbefondere durch Beihülfe für Eintreibung einer vers 
faffungswidrigen Steuer, allerdings einer gerichtlichen Ver⸗ 
folgung aus, ſo fragt es ſich nun: welche Klage wuͤrde ſie in 
dieſem Falle zu beſorgen, und welcher Schutzmittel gegen die: 
felbe würde fie fich zu werfichern haben? 

Wir laffen hier die Verfolgung auf dem ſtrafgerichtlichen 
Wege, welche nach 8. 163 im Falle von Dienſtverletzungen 
oder Dienftwidrigkeiten Remotion oder Dienftentlaffung bes 
fhuldigen Dieners zur Folge haben kann, inöbefondere ben 
Tal einer Anklage durch die competente Ständeverfammlung, 
welche jeboch einzig und allein gegen ben — die Steuer aus⸗ 
fihreibenden Departements sBorftand zuläffig ift ($. 151), bei 
Seite und reden nur von dem civilrechtlichen Wege, welchen 
die durch unbefugte Steuerbefchreibung und Steuererhebung 
unmittelbar in ihren Bermögensrechten beeinträchtigten Staat3- 
Unterthanen wählen können, um im Falle geleifteter Zahlung 
oder durch die. Steuer =» Erecution erlittener fonftiger Beſchaͤdi⸗ 
gung fich zu regreſſiren. 

Daß die Givilrechte die Ausführung obrigfeitliher Ber 
fehle unmittelbar hindern koͤnnen, müffen wir, obgleich eö ge: 
meinrechtlich zweifelhaft ift, nach Hannoverfhem Rechte (G. 
G. 8.37, Abfab 4) beftimmt in Abrede ziehen. Wenn es 


348 | IV. Rechtsgutachten 


nämlich gleich confequent wäre, anzunehmen, daß in Fällen, 
wo auf dem Staatöverbande beruhende Rechte und Pflichten 
der Staatd:Regierling nicht vorhanden find, durchaus nur ein 
privatrechtliches Verhaͤltniß Statt finde, in welchem bie 
Staatögewalt nicht unmittelbar in Wirffamfeit gefest, fons 
dern die Anwendung oder Beihülfe derfelben nur in dem Wege 
verlangt werden kann, welcher in dem Staate für privatrecht: 
liche Berhältniffe überhaupt vorgezeichnet ift, wie namentlich, 
wenn ein Ötaatödiener ben ihm von der Regierung ertheilten 
Auftrag überfchreitet, oder wenn die Regierung felbft dem 
untergeorbneten Diener einen ihr nicht zuftändigen Auftrag 
ertheilt, 
Meifterln a. a.D. ©. 79 und 80. 

oder daß doch wenigſtens unmittelbarer Schuß gegen eine uns 
erlaubte polizeiliche oder finanzielle Verfügung, gleichfam als 
eine reine Privathandlung, bei dem ordentlichen Richter zu 
fuchen ſey; fo ift doch in dem Hannoverfchen Grundgefege be: 
flimmt auögefprochen: „die Gerichte koͤnnen in folchen Fällen 
die einftweilige Ausführung von Verfügungen der Verwal: 
tungsbehörden nicht hemmen.” Nur der Strafrichter Fönnte 
allenfalls einen folchen Erfolg mittelbar dadurch herbeiführen, 
baß er ben öffentlichen Diener wegen eines verfaffungswidris 
gen Beginnens der angeführten Art, als einer Dienftverles 
gung, in Unterfuchung und Strafe zieht; dagegen Fann der 
Eivilrichter, wenn nicht etwa hinfichtlich beftrittener Steuern 
nach Hannoverſchem Particularrecht eine Ausnahme Statt 
finden follte, die Handlungen der ihm coordinirten Admini— 
ftrativ:Behörde nicht aufhalten oder, wie dies von den Reichs= 
gerichten zumeilen geſchah, Inhibitorien dagegen erlaffen. 
Aber es bleibt dem dadurch in feinen Rechten verlegten Staats⸗ 


i i | 


der Juriſtenfacultaͤt in Tuͤbingen. 349 


buͤrger der Recurs an den — Entſchaͤdigung und 
Wiedererſtattung. 

Grundgeſetz $. 37. 

Minnigerode a. a. O. ©. 18%. 

Meifterlin a. a. D. ©. 84. 
Zweifelhaft fcheint es auf den erften Anblid, gegen wen dieſe 
Entſchaͤdigungsklage zu richten ſey, ob gegen die Perſon des 
obrigfeitlichen Dienerd, ob gegen die betreffende Behoͤrde als 
ſolche oder gegen die Staatscaffe? 

Richtig fagt Gönner (vom Staatödienfte $. 90) 

„In Dienftfachen handelt der Staatödiener nicht als 

Privatmann, nicht in feinem Namen, fondern aus ar 

trag der Staatsgewalt.“ 

Woraus folgt, daß der Staat den aufgeftellten Diener in 
Anfehung feiner Amtöhandlungen zu deden, zu vertreten hat. 
Aber auch Gönner, welcher den Beamten nichtd vergiebt, 
fügt bei: 

„in fo weit, ald er feiner Inftruction ober feiner Dienft: 
pflicht nicht nachlebt,, kann er verantwortlich ſeyn.“ 
Und diefe Modification fcheint allerdings nothwendig, ſowohl 
nach allgemeinen Grundfägen, als auch nach dem Hannoverz 
Shen Grundgefege. Bereits oben ift bemerkt worden, daß 
ber Öffentliche Diener, welcher feinen Wirkungskreis über: 
fhreitet und gegen die Berfaffung oder offenbaren Gefege 
handelt, damit aus dem öffentlichen Rechte heraustrete und 

perfönlich verantwortlich werde, 

‘ Dies flimmt auch mit den civilrechtlichen Grundfägen bes 
Mandats überein ‚ wonach jet das Staatödienft = Berhältnig 
im Zweifel beurtheilt wird. Eine unfittliche oder den Rechten 
Dritter entgegenftehende Handlung kann nämlich nicht Ge: 
genftand. der Bevollmächtigung ſeyn; denn hiezu ift der Boll; 


350- IV. Rechtsgutachten 


machtgeber felbft nicht befugt, er Bann alfo auch keinen techts 
ih wirffamen Auftrag dazu ertheilenz; und verrichtet der 
Beauftragte dennoch die Handlung, und wird er daflır in 
Anſpruch genommen, fo hat er feine Mandatd : Klage gegen 
den Beauftragenden, felbft wenn dieſer denſelben für jenen 
Tall ausdruͤcklich zu entfchädigen verfprochen hätte, 

1. III. 17. (de mandato) $.7. : 

D. XV. 1. (Mandati) fr. 6. $. 3. fr. 92. $. 6. 

XLVI. 1. (de u et N fr. 70. 

$- 5. | 
Dem Staate aber, deſſen Gefege durch einen folchen Auftrag 
(mandatum rei turpis) uͤbertragen worden, ſind beide Theile 
zur Strafe und dem Dritten, welcher dadurch verletzt worden, 
zur Entſchaͤdigung in solidum verbunden. Es ſteht daher 
in der Wahl des Dritten, den Auftraggeber oder den Beauf⸗ 
fragten zuerft zu belangen, 

D. XLIII. 24. (quod vi aut clam) fr. 5. $. 14. 

D. XLVII. 10. (de injuriis) fr. 11. $. 3. f. 15. $.8. 

C. IX. 2. (de accusationibus) const. 5. 

Gluͤck, Erläuterung der Pandecten Bd. XV. $. 953. 
Würde hienach im Namen des Staats eine Handlung vorges 
nommen, für welche in den’ Geſetzen desfelben Feine Ermaͤch⸗ 
tigung zu finden iſt, ſo koͤnnte die Verantwortung nicht auf 
die moralifche Perſon des Staats überwälzt werden. Dem— 
nach würden rechtswidrige Sthadenszuftigungen im Amte im= 
mer nur eine Verantwortlichkeit des Staatsdieners in feiner 
Perfon begründen und der Staat bliebe bei nr wegen der⸗ 
felben ganz außer dem Spiele, | 

Dies nehmen auch ald Regel an 

Mittermaier, im civ, Arhiv Bd. IV. S. 321. 
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Heffter, Beiträge zum beutfchen Staats » und Fürftenrecht 
1. Lfrg. ©. 162. | 
Allerdings, wenn man auch den Grundfag annimmt, welcher 
nicht bezweifelt werben follte, (©. jedoch Heffter a. a. O.) 
daß wenn der Beamte in amtlicher Eigenfchaft handelt, der 
Regent beziehungsweife der Staat felbft durch feine des 
Beamten Perfon thätig fey und deshalb jeden von demfelben 
geftifteten Schaden erfegen müffe, fo folgt daraus noch nicht, 
daß, wenn ber Beamte feinen amtlichen Wirkungsfreis über: 
ſchreitet und die ihm anvertrauten Hoheitsrechte mißbraucht, 
der Staat gleichfalld dafür einzuftehen habe. Vielmehr wird 
der Beamte, inbem er diefes thut, firafbar, und auch um 
bie Entfchädigung der Verlegten aus der ihm fremden 
Handlung hat der Staat, falld .man die Mandats » Grunds 
fäße bieher bezieht, fich nicht zu befümmern. Auch wenn 
man die Lehrfäße von den Gemeinheiten (universitates) ans 
wendet, fommt man zu demfelben Refultate, indem durch 
die Gefchäfte der Gemeinheits-Vorſteher, falls fie dem Auf: 
trage der Gemeinheit nicht gemäß find, das Ganze ausnahms⸗ 
weife nur in fo fern verpflichtet wird, als eine Nutzanwen⸗ 
dung zum Beften deöfelben erwiefen werden fan. 
D. IV. 3. (de dolo malo) fr. 15. $. 1. 

XI. 1. (de reb. cred.) fr. 27. 

XLIII. 26. (de viet vi arm.) fr. 4. 
Sndeffen zeigt fich die firenge Anwendung dieſer Grundſaͤtze, 
wonach dem Befchädigten ein Recurd an den Staat in den 
meiften Fällen von Amtöverlegungen abgefchnitten wäre, uns 
billig und unpaffend fhon in der Hinficht, weil der Einzelne 
Der materiellen Gewalt des Staat3, auch wenn fie ihn ver: 
legt, nicht immer fich entziehen kann und darf, und weil, falls 

ber Beamte, wenn auch unter Überfchreitung feines Bereichs, 
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mittelſt feiner, Amtsgewalt (vi officii) Einzelne beſchaͤdigt, 
eben dieſe ihm von dem Regenten Namens des Staats ver— 
liehene Gewalt, wenn auch nicht de jure doch de facto der 
Grund oder dad Medium ift von der Befhädigung. Man 
wird daher, wenn es überall nothwendig ift, Privatrechtliche 
Analogien zu gebrauchen, nicht ſowohl die allgemeinen Grund= 
fäge vom Mandate, als vielmehr die befonderen Grundfäße 
von ber exereitoria und institoria actio, aus welcher auch 
jene theilweife abgezogen find, zur Hülfe nehmen müffen, 
wonach es Dritten geftattet ift, auch im Falle unerlaubter, 
nicht im Auftrag liegender, Handlungen ded Schiffs = oder 
Gefchäftsführers, (magister navis, institor) fich jener Rechtö= 
mittel gegen den Herrn zu bedienen, wofern diefe Handluns 
gen nur bei Ausübung ihres Gefchäfts begangen worden. 
Gluͤck a. a. D. Bd. XIV. ©, 193. 247. 
Hienach würde die Klage gegen den Staat aus factis illici- 


li des Staatsdieners oder eines Staatshoheitsrechte wahr: 


nehmenden Gorporationsdieners in dem Falle geftattet feyn, 
wenn biefer fich berfelben bei Ausübung feines Amts und un: 
ter der Auctorität desfelben ſchuldig gemacht hat; und man 
kaͤme ſomit auf den Grundſatz zurüd: factum ministri fa- 
ctum principis, wonach der Staat für die von feinen Dies 
nern von Amtswegen begangenen Berlegungen dem Verletz— 
ten Erfag zu.leiften hat, ohne daß hiebei der höhere oder ges 
ringere Umfang der ihnen eingeräumten Gewalt oder der Ums 
ftand in Betracht Fäme, ob diefelben vom Regenten unmit= 
telbar oder durch einen andern hiezu ermächtigten Staatsbe= 
amten beftellt oder beftätigt worden. 

Pfeiffer, pract. Ausführungen Bd. II. ©, 368 f. 383. 
Nur wird man, wie einerfeitS der Staat allerdings die 

Pflicht hat, die Handlungen feiner Diener gegenüber von 
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Dritten zu vertreten, bie dadurch unfchuldig in Schaden. ges 
kommen find, hinwieder demfelben das Recht geben muͤſſen⸗ 
ſich an ſeinen Dienern zu regreſſiren, falls nicht etwa ein be⸗ 
ſonderer Verpflichtungsgrund für ihn ‚vorhanden ſeyn ſollte, 
wie namentlich, wenn der Beamte ex jussu gehandelt oder 
in rem versio hinzugefommen ifl. Daß im erfteren Falle 
der Staat durchaus, im legteren aber in ſo weit hafte, als die 
Verwendung geſchehen (in quantum ad rempublicam per- 
venit), wird felbft von benjenigen anerkannt, welche * 
die Verpflichtung des Staats ſehr beſchraͤnken. 

Mittermaier a. a. O. 

— Heffter, a. a. O. ©. 163. 

Die Folgerungen aus dem Biöherigen für bie vrier 
gende Frage find. folgende: | \ 

1) Die Eivilflage, welcher eine Obrigkeit im adnigreiche 
Hannover durch Beihuͤlfe für Erhebung: verfaſſungswidriger 
Steuern gegenuͤber von den zu Folge dieſer Beihuͤlfe leiſten⸗ 
ben Contribuenten ſich ausſetzt, iſt eine von dem Factum ber 
Verletzung hergeleitete perſoͤnliche Klage auf Entſchädigung 
(actio in factum). , 

2) Object biefer Klage ift voller Schadenserſat * das 
ganze Intereſſe des Verletzten (id quod interest), alſo zu⸗ 
naͤchſt der rechtswidrig entzogene Steuerbetrag ſelbſt. Eben 
ſo werden die Steuerpflichtigen, falls ſie durch obrigkeitliche 
Verfuͤgungen ſonſt an ihren Rechten einen ſchaͤtzbaren wider⸗ 
rechtlichen Schaden (damnum injuria datum) erleiden ſoll⸗ 
ten, namentlich in Folge obrigkeitlicher Erecutions » Mandate, 
mit demſelben Rechtsmittel oder nach Umſtaͤnden mit der 

Klage ex lege Aquilia dieſen Nachtheil einfordern koͤnnen. 
3) Die Steuerpflichtigen oder: deren Ceſſionaͤre koͤnnen 
eben ſowohl ſolidariſch gegen den Staat (Staats-Caſſe, 
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fiseus), als gegen bie verletzende Verwaltungs: Behörde ihre 
Klage richten, letzteres jedoch nur in fo lange, als der betref= 
fende Beamte im Amte ift, da für den Nachfolger als ſolchen 
keine. Verbindlichkeit vorliegt, unerlaubte Handlungen feines 
Borfahren zu vertreten. Die Klage wider: bie verlegenbe Ver⸗ 
waltungs » Behörde trifft nämlich effectiv Diejenigen obrigkeit⸗ 
lichen Diener, welche diefelbe bekleiden, alfo, wenn gegen 
den Magiftrat zu Osnabrück geklagt wird, die Mitglieder dies 
ſes Magiftrats, und es unterfcheidet fich fomit diefe. Klage 
nicht wefentlich- von einem gegen die Perfon der Diener felbft 
gerichteten Rechtömittel, wiewohl die Kläger allerdings Gründe 
haben können, diefe Diener in ihrer Amts Eigenfchaft, wor: 
in. fie. gefehlt haben, - zu belangen und nicht in ihrer Privatz 
Eigenfhaft. Daher wird auc in dem Grundgefebe ($. 37) 
blos unterfchieben zwiſchen einem Rechtsanfpruche gegen den 
Staat oder bie Bermaltungsbehörden. 

4) Was die rechtlichen Schugmittel‘ betrifft, — 
eine Obrigkeit in Hannover gegen die vorgebrachten Klagen 
ſich zu verſichern vermoͤgte, ſo koͤnnen wir folgende anführen: 

a) wenn die untergebenen Steuerpflichtigen nicht in Fol⸗ 
ge ber obrigkeitlichen Beihülfe, fondern aus eigenem Antriebe 
(proprio motu) die bisherigen oder neu auögefchriebenen vera 
faflungswibrigen Steuern bezahlen, fo können die Obrigkei⸗ 
ten nicht vegreßweife deshalb in Anfpruch genommen werben, 
weil nicht ihre Handlung, ſondern der eigene freie. Wille der - 
Bahlenden Grund war von dem Nachtheile‘, den fie erlitten 
haben.. Doch würde die Obrigkeit, wenn fie einmal für. die 
betreffende Steuer .thätig gewefen,: jene: Thatſache als ihre 
Erception zu beweifen haben, indem theild nut unter Boraus⸗ 
fegung. jener rechtswidrigen Beihülfe bie Steuer » Erhebung 
möglich gewefen, theild wenigſtens bie Vermuthung dafuͤr iſt, 
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daß im Vertrauen auf die obrigkeitliche Mitwirkung und un⸗ 
ter Rüdficht auf das obrigkeitliche Anfehen die Steuer be⸗ 
zahlt worden. 

b) Wenn die Steuer in die öffentliche Gaffe gefloffen ift, 
fo ſteht es nicht in der Willkür der Zahlenden, die Staatds 
Gaffe ober die Steuer s Behörde oder die mitwirkfende Orts— 
obrigfeit zu belangen; vielmehr Tann die legtere vermittelfl 
der Einrebe der Vorausklage (exc. excussionis) verlangen, 
daß erft die Staats-Caſſe angegangen werde, und nur, fos 
fern bie Klage wider diefe fruchtlo8 oder außer der rechtswi—⸗ 
drig abgeforderten Steuer noch ein anderer Schaden durch die 
Obrigfeit principaliter geftiftet feyn follte, wäre folche ala 
tenent zu betrachten. Dagegen würde die Obrigkeit aus dem 
höheren Befehle zur Vornahme der Steuer: Gefchäfte, ins» 
befondere zur Steuer: Beitreibung , Feine rechtliche. Einrede 
haben, fofern das Steuer : Ausfchreiben nach dem früher Auss 
geführten nicht in verfaffungsmäßiger Form erlaffen worden, 
alfo auch für die untergebenen Beamten nach dem Srundges j 
fege ohne Wirkung if. 

Nicht anders verhält es fich mit — — 
welche die Obrigkeit zu Osnabruͤck bisher gethan hat, um dad 
Staatögrundgefeß aufrecht zu erhalten, worauf die vierte 
an und geftellte Frage (S. 322) bezüglich iſt, welche wir in 
biefer Verbindung zugleich beantworten: wollen. Allerdings 
würden jene Schritte, falls es ſich von einer Strafanklage 
wegen Verfaffungsmwidrigfeit handelte, den: Qudrenten zu 
Statten fommen, indem daraus hervorgeht, daß ſie weder 
dolofer noch. culpofer Weife zur Vernichtung des Grundgefes 
es oder zur Aufrechthaltung des jegigen verfaffungswidrigen 
Zuſtandes mitgewirkt, vielmehr in ihrer Sphäre Alles gethan 
haben, was von einer recht = und friedliebenden: Obrigkeit ers 
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wartet werben konnte. Allein, um gegen eine Givilflage 


‚einzelner Befchädigter gedeckt zu feyn, dazu würden, falls 


fie eine verfaffungswidrige Handlung durch ihre pofitive 
Mitwirkung unterflügten, weder ihre Vorſtellungen bei Koͤ— 
‚niglicher Regierung, noch ihre Eingabe an die hohe Bundess 
verfammlung hinreichen, indem, wenn auch ungerechte Hands 
lungen ber Oberen von den Untergeordneten nicht zu verhins 
bern find, doch diefen wenigftens nicht eine directe Mitwirs 
fung zu denfelben oder deren Bollziehung geftattet ſeyn kann, 
außer in den Schranken des verfaffungsmäßigen Gehorfams, 
wozu es aber in dem Falle in Frage, wie wir eben noch be: 
merkt haben, an den nöthigen VBorausfegungen fehlt. 

Auch daß die Steuer: Beichreibungen noch bis Ende 
vorigen Jahres nad) dem Gefege vom 21. October 1834 vor: 
‚genommen worden, kann hieran nicht3 ändern, da, wenn 
ſchon vom 1. Juli 1838 an Feine verfaffungsmäßige Steuer 
mehr in Hannover bewilligt war, gleihmwohl durch einzelne 
obrigfeitlihe Handlungen der Anfpruch der Unterthanen auf 
das Staatögrundgefeg und das Widerfpruchsrecht derſelben 
gegen eine verfaffungswidrige Steuer nicht verloren gehen 
konnte. | | 

Eben fo ergiebt fih, was die fünfte Frage (oben ©. 
322.) betrifft, aus dem früher Angeführten von felbft, daß, 
wenn auch die im vorigen Jahre betufene und fofort vertagte 
Derfammlung von fogenannten Ständen wieder berufen wuͤr⸗ 
de, oder, wie aus Öffentlichen Nachrichten hervorgeht, auf die 
Mitte nächften Monats bereit gerufen ift, dieſe fortgefeßte | 
Verſammlung fo wenig, wie früher, verfaffungsmäßige Steu⸗ 
ern verwilligen oder an dem forthin gültigen Grundgefeße 
Abänderungen rechtöfräftig genehmigen koͤnnte, da eine un- 
zuftändige Ständeverfammlung Feine fändifchen Rechte hat 
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ober ausüben kann, alfo auch nicht diejenigen Rechte, welche 
das Grundgefeg den gültigen Ständen verleihet, zu beren 
Ausübung vielmehr einzig und alein bie m... 
Stände berufen find. 

Was endlich die ſechſste und legte Frage eöben ©, 
323.) anbelangt, fo ift das Rechtöverhältniß des. Drtövor: 
ſtehers oder feines Stellvertreters gegenüber yon Dritten 
in der Hauptfache fein anderes, als das jedes obrigkeitlichen 
"Beamten; ' Indem er Rechte der Staatögewalt für fich allein 
auszuüben:hat, fteht er Daher: ald Ortövorfteher ein, wenn ex 
fie auf gefeg= oder verfaffungswidrige Weife handhabt. In⸗ 
dem er aber diefelbe in Gemeinfihaft mit dem Ortömagiftrate 
auszuüben hat und ausuͤbt, theilt er die Verantwortung mit 
den Mitgliedern des Magiſtrats, welcher in diefem Falle als 
Ganzes (Collegium) in Betracht kommt, wenn gleich für uns 
erlaubte. Handlungen des Gollegiumsd diejenigen Mitglieder 
zulegt nicht einzuftehen haben ,,. Ben Beine u Be zur 
Laft fallt. | 
Thibaut, Pandectenrecht $, 134. 

Auch die. rechtlichen VBertheidigungsmittel des Ortsvor⸗ 
ſtehers find ganz diefelben, wie die eined anderen öffentlichen 
Dienerd, und, wenn gleich nicht zu verfennen ift, daß bie 
moralifche Berantwortlichkeit doppelt groß auf demjenigen 
haftet, welcher mit dem Volke in unmittelbarer Berührung 
fteht und durch fein Anfehen und feinen Einfluß bei einer gro: 
fen Gemeinde viele Handlungen Einzelner in feiner Gewalt 
bat, die weniger gewohnt find, felbft zu prüfen, als gewifs 
; fen Autoritäten zu folgen, fo können wir doch auch ihm nicht 
anderd rathen, als was Leyser (specim. 570. med. 15) 
von der Pflicht des Staatödieners fagt: 

„quam diu spes alıqua adest, fore, ut monita sua 
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aApud principem pondus hubeant, timor offensionis 
 etimoitis guoque negligendus esti“ 4.4 > e 
Unb: wenn auch feine: Hoffnung vorhanden feyn ſollte, der 
mit wenigen Ausnahmen wohl allgemein in Deutfchland ge⸗ 
hegten Übagengung von der Guͤltigkeit bes Staatsgrundge⸗ 
ſetzes und den daran ſich knuͤpfenden nothwendigen Folgerun⸗ 
gen apudprincipem Eingang zu verſchaffen, ſo kann es 
doch unter Umſtaͤnden Pflicht des Beamten nicht nur gegen 
ſich ſelbſt, ſondern. auch gegen das Gemeinweſen ſeyn, die 
bekleidete Stelle, obgleich Quelle vieler Unluſt und Kraͤn⸗ 
kung, beizubehalten, ſtatt ſie, wie er bei beharrlicher unges 
feßlicher Zumuthung allerdings befugt waͤre, niederzulegen 
und ſich jene Ruhe zu goͤnnen, welche ber wohlverdiente 
Lohn langer Anſtrengungen iſt. ade i 
Daß wir Vorftchendes den Rechten gemäß erachten, bes 
zeugen wir unter Vordrückung des Facultaͤts⸗Sigills. 
Actum in Collegio nostro, in 
Zübingen, den 26. Januar 1839. Dan: 
Decan, Doctoren und Profeſſoren 
——— der Juriſten⸗Facultaͤt an der Kö: - 
(LS) wiguch Wuͤrtembergiſchen Univerſt⸗ 
IT tab allhier. vun. 
D. Reyſcher, d.:3. Decan.. . 
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ſtatt nach I. noch 

— dDuhldoh ° nett.‘ 
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„ Mündigfeits - 


0. u. ſtatt Jal. Se 
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v. u. ſtatt großer nicht zu 1. großer, nicht ein 
v.u. — günffige l. geiftige - 


. flatt Bufammenftellung l. Zuſammenſetzung F 


— Allein wie entſprechen Pro. l. Allein ent⸗ 
ſſprechen die Pro.— 
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— Theile oder I. Theile der — 
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v. u. ſtatt die Folgen l. in Fokge 

ſtatt Verfaſſung I. Bundesverfaſſung 

v. u. ſtatt Kaiſerbundes l. ER 

ftatt jedes 1.:feined BR; .- 
— Todten el. Redner 

v. ur ſtatt Veränderung L Verwendung 

b.u. — Berfammtung 1. Verhandlung | 

ftatt jeglicher. dortfchritte.t. — Soreichriees 
— erhoben I. erhaben ar 

— werden I. worden — 

v. u. ſtatt Laudſchulden l. Landetſchulden 

du... — erwartet [. erwartete 


4. 


8. 
8. 
16. 
3» 


1. 
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u. — GSchuldenwefen l. Schulwefen 
u. — reinen [. neuen 
— Reiche I. Landes 


att Sandesherrn nicht die l. Landesherrn die 
u. ftatt ihren Rechten l. ihrem Rathe 
v.u. — in allen l. in alten 


v 
v. 

v. u. 

) 3. 2. ſtatt Kloch [, Klock 
. 


verſchiedenartigſte Verfahren 
v. u. ftatt Vertretern l. Vertreter 
ſtatt ſich nur dem l. ſich nie dem 
— theils meift I. meiſt 
— vermindert l. vermieden 


. d.u. ſtatt ſchwerere I. ſchwere 


v. ur. — denjenigen l. demjenigen 
v.uü — findet l. finden 


J— 


+ 
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8. v. u. Not.) ftatt Cammer l. Cammern 
14. ſtatt höherer I. hoͤhere 
15. — an dem l. in dem 

13. — und durd I. nur durd 

4: v. u. ſtatt ein er l. einer 
11. ſtatt Fuhrweg l. Fahr, Weg: 

4 — Schatzgelder I. Schutzgeldern 

1. v. u. ſtatt bei diefem l. bei dieſen 
— 10. ſtatt die nicht l. der nicht 
11. — hätten I. hätte 

7. du. — auf die l. auf das 

6. ve. — Hand e l. Haus 
17. ſtatt aber auf l. aber ftiegen jene auf 
1. v. u. fratt dem Könige [, — — 
8. ſtatt da & dem: 


9. —.. wären I. wäre, - 

4. — 1832 I. 1831 

6 — wart, wäre 

15. — ‚went das l. wenn es da: . 
11. — müßte [. mußte = 
10. — Dominal l. Domanial 
12. — anerkannte l. anerfamntee 


7. — Publiciſtes l. Publiciften 
7. v. u. ſtatt Gewährung I, Gewoͤhnung 


— — 


8. ſtatt des verſchiedenartigſten Verfahrens I. das 


11. v. u. ftatt verfaffungsmäße L. verfaffungsmäßige 


2. ftatt hatten l. halten 


Im vorigen Zahre iſt erfchienen: es 
Vertheidigung 
. | des | ze 
Stantögrundgefeges für das König- 
reich Hannover 


herausgegeben von 
DBohbimanm - 
22 Bogen gr. 8. geheftet, Preis 1 Thlr. 

Wenn in den vorſtehenden Rechtögutachten mehr die for- 
melle Seite der. Rechtöbeftändigfeit des Staatögrundgefeges 
behandelt wird, fo befchäftigt ſich diefe Schrift Hauptfächlich 
mit den materiellen Vorzügen deöfelben, indem fie darthut, 
wie dasſelbe ale wefentlichen Bedingungen für eine geregelte 
und wirffame Verwaltung. mit den nothwendigen Garantien 
des Rechts und der Freiheit vereinigt, und zugleich alle wich: 
tigen Fragen über Verfaffung und Verwaltung mit folcher 
Klarheit, Umficht und Gruͤndlichkeit behandelt, wie man fie 
‚nur von einem mit der Gefchichte und den ftändifchen Angeles 
genheiten nicht bloß Hannovers,’ fondern auch der anderen 
deutfchen Staaten vertrauten, fowie von vaterländifcher Ges 
finnung und tiefem Rechtögefühl befeelten Manne erwarten 
kann. 
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Wer die ganze Entwidlung der Hannoverfchen Verhaͤlt⸗ 
niffe genauer Fennen lernen will, dem find noc) folgende zwei 
Schriften zu empfehlen: | 
Stüve, D. C: über die gegenwärtige Lage bes König- 

reichs Hannover. gr. 8. Iena. 1831. geheftet 20 gr. 
Desfelben: “Über die Laften des Grundeigenthums und 
Verminderung derfelben in Rüdficht auf das König: 
reich Hannover. gr. 8. Hannover 1830. geh. 20 gr. 


Suriftifhe und politifhe Schriften 
im Verlage von Fr. Frommann in Jena. | 


Brandis, D. F. H., Abhandlungen aus dem Civilproceß I. 
fiber den Zeitpunkt, mit welchem die Nachtheile des Unges 
horfams eintreten. gr. 8. 1834.266 gr. 

(Eine gelehrte und fharffinnige Entwicklung von dem, was hiſtoriſch 
erweisbare Gültigkeit hat.) 

Emminghaus, D. ®., Corpus Juris Germanici tam publici 
quam privati academicum. 2 Bde gr.8. 1824. 5 Thlr. 8gr. 

(Eine forgfättige und bequeme Zufammenftellung derjenigen Stüde der 
Reichsgeſetzgebung, welche noch gemeinrechtliche Gültigkeit haben.) 

AHudtwaleker, D. M. H.: Ueber die öffentlichen und 
Privat - Schiedsrichter (Diaeteten) in Athen und den 
Procefs vor denselben. gr. 8. 1819. . .1Thlr. 

(Eine fo gründliche als ſcharffinnige Abhandlung aus den griechiſchen 
Rechtsalterthümern, die von den erften Autoritäten der hiſtoriſchen 
Schule als Mufter empfohlen ift.) 

(Meigebauer, 3.5.) Der Preußifche Proceß ohne die ihm 

zum Vorwurf gemachten Mängel und unter Aufnahme der 
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Öffentlichkeit der Rechtspflege. Mit einer Vorrede von 
‚D. A. Mallinfrodt. gr. 8. 1819. } ö . 1 hlr, 
Was bier vorgefhlagen worden, ift zum Theil Fürzlih durd ‚den 
Minijter Mühler in Ausführung gebracht worden.) | 
Schenk, C. W., die Lehre vom Netentionsrecht nach ges 
meinen Rechten. gr. 8.1857... . 1 Th 18 gr. 
(Diefe Monographie ift mit Gründlicfeit und Scharfiinn, geihrieben, 
4. ‚hat eine praktiſche Tendenz und reiche Litteratur.) R 
Schmid, D. €. E.: der Bühernahdrud aus dem 6 ; 
puncte des Rechts, der Moral und Politif. Gegen 
5. Öriefinger. 8. 183. oe. .. 18 gr. 






Henß, U, die Revolutionsfeime der Vergangenheit und der 
Zufunft. gr. 12. 1834 eh. 2.0020. 6gr 
(Derfelbe): Was follen jegt die proteftantifchen Katholiken in 
Deutfchland thun? beantwortet von einem Fatholifchen Laien 
aus dem Handwerföftande. 8. 1828. geh. - . 4.88. 
(Der Berfaffer, Buchbindermeifter in Weimar, bat in feinem Leben 
viel erfahren, wiel gelefen, viel gedacht und gegenwärtig, vergleichs— 
weife, auch ſchon viel geſchrieben. Seine Gefihtspunfte find oft 
neu, feine Gefinnung verftändig und gemäßigt und feine Schreibart 

beffer als die mandes Studierten.) 
Kirchen- und Staatöfreund, der, an alle gute Deutfche Chris 
| ften. Glaubwuͤrdige vorläufige Nachrichten von den Frank⸗ 
furter Berathungen mehrerer Deutſchen Bundesſtaaten uͤber 
die Angelegenheiten der Deutſchen katholiſchen Kirche (von 
D. Paulus in Heidelberg). gr. 8. 1818. geb . 16 gr. 
‚Kern und Schale, oder drei politifche Blicke auf die Koͤlniſche 
Angelegenheit von D. K. Bruno. gr. 8. 1838. geh. 12 gr. 
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Motto: 


Auszug aus dem Protocolle der deutſchen Bundes; 
Berfammlung der 19, Sisung den 17. März 1817.) 


— — — — pird fie (die Bundes-Berfammlung), eingedent der hohen Be- 
fimmung, zu der fie berufen worden, und der Vorſchriften und Zwede ber 
Bundesacte, fih durch feine ungleiche Beurtheilung eines einzelnen Bundes» 
gliedes abhalten Taffen, innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken, die fie nie 
vergeffen bat, noch je vergeffen wird, felbfi bevrängter Unterthanen fih anzu» 
nehmen, und auch ihnen die Ueberzeugung zu verfehaffen, daß Deutfchland nur 
darum mit dem Blute ber Bölfer von fremdem Joche befreict, und Länder 
ipren rechtmäßigen Regenten wieder zurüdgegeben worden, bamit überall ein 
rechtlicher Zuftand an die Stelle der Willführ treten möge, 
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Vorwort. 

Bei ber lehrreichen Wichtigkeit der Hannover'ſchen Verfaſſungs-Ange⸗ 
legenheit für ganz Deutſchland erſchien es förderlich, die Haupturkunden 
dieſes Streites ſchon jetzt, noch während der Dauer deſſelben, zuſammen 
zu ſtellen und dem Publiko zugänglich zu machen, dieſem' zum befferen 
Verſtändniß der Sache, dem einftigen Geſchichtsſchreiber derfelben eine 
willkommene Sammlung ſonſt leicht verwehender und verſplitterter Mate— 
rialien. 

Schon jetzi exiſtirt eine anſehnliche Litteratur dieſer traurigen An— 
gelegenheit, und darunter ausgezeichnete Werke, von denen hier nur die 
vortrefflichſten, die von Dahl mann herausgegebene „Vertheidigung 
bes Staatsgrundgefeges“ und die von demfelben herausgegebenen „Gut: 
achten der Juriften= Facultäten“ genannt werden mögen; — erfteres 
Werk einen unermeßlihen Schag von Kenntniß aller Hannover'ſchen 
Berhältniffe enthaltend und dadurch aud dann, wenn diefer Streit 
längft beendet feyn wird, unentbehrlich für Jeden, ber ſich mit Hanno: 
ver’ihen Berhältniffen vertraut maden will. Auch der Farultäts-Gut: 
achten, vor Allem des Tübinger, ift hier mit höchſtem Lobe zu gedenfen. 

Aber diefe Werfe geben ihrem Zwede nah nur ftaatsrehtliche 
Erörterungen bes Streitgegenftandes — der Frage über die Gültigkeit 
oder Nichtigkeit des Hannover’fhen Staatsgrundgefeges von 1833. Bon 
dem Kampfe felbft fönnen fie fein Bild geben. 

Zwar hat ſich Die Tagespreffe, foviel es in ihrer fo fehr befchränften 
Macht fand, dieſer, bald als eine allgemein deutſche erfannten 


Angelegenheit, thätigft angenommen. Allein eine erfchöpfende Behandlung 
der Sache war der fehnell, vorüberraufhenden - Tagespreffe nicht ver- 
gönnt, da fie ihrer Natur nad) die Frage nur auf der Oberfläche be- 
rühren fonnte, und ftets das neuefte Bülletin des Kampfes zu bringen 
hatte, fo daß das Geftern immer über dem Heute vergeffen werben 
mußte. 


Ein volftändiges Bild diefes Kampfes erfehien jedoch um fo wichtiger, 
als in demfelben fowohl die bedeutendften und wichtigften Principfragen 
des Staatsredhts als auch die anſcheinend geringſten reglementariſchen 
oder anderen Details des conſtitutionellen Mechanismus zur Erörterung 
kommen. Nicht leichter und bequemer mochte aber ein ſolches Bild 
dieſes Kampfes gegeben werden, als durch eine Zuſammenſtellung ber 
Actenſtücke deſſelben, namentlich derjenigen Beſchwerden, durch welche 
die Hülfe der Durchlauchtigſten Bundesverſammlung * die Schlichtung 
dieſes Streites nachgeſucht wurde. 


Bekanntlich haben die Städte Hannover, Osnabrück, Hildesheim, 
Lüneburg, Harburg, Celle, Stade, Münden, Hameln, Buxtehude, 
Eſens, Leer, Schüttorf, Fürſtenau u. a. m. ſich mit dergleichen Vor— 
ſtellungen an den Bundestag gewendet, desgleichen bie bäuerlichen Wahl— 
diſtricte aus dem Herzogthum Bremen, Fürſtenthum Osnabrück, Fürſten— 
thum Lüneburg u. ſ. w. — außerdem aber auch zu wiederholten Malen 
Mitglieder der zweiten Kammer der allgemeinen Ständeverſammlung. 


So intereſſant auch faſt ſämmtliche dieſer Beſchwerden ſind, ſo 
würde eine Zuſammenſtellung aller doch um deßwillen unnütz ſeyn, 
weil ſie ſämmtlich denſelben Zweck und größtentheils auch mit denſelben 
Mitteln verfolgen. Drei dieſer Vorſtellungen möchten jedoch durch die 
Reichhaltigkeit ihres Inhalts und durch ihre Bedeutung für bie Ge: 
ſchichte des Kampfes ſelbſt por allen anderen geeignet ſeyn, obigen 
Zweck zu erfüllen. Dies find die drei hier gegebenen. 
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Da diefe drei Vorftellungen die Hauptepodhen des Kampfes charaf- 
terifiren, jo mag zur Gefchichte diefer Vorftellungen Folgendes erläus 
ternd angedeutet werben. | 

Die dumpfe Niedergeſchlagenheit und Aengſtlichkeit, welche auf die 
Patente vom 5. Juli und 1. November 1837 folgten, das inſolirte und 
unentſchiedene Handeln der Wahlcorporationen nach der Berufung einer 
außerhalb aller Verfaſſung ſtehenden Stände-Verſammlung durch die 
Proelamation vom 8. Januar 1838 fanden ihren Ausdrud in den ſchwan⸗ 
kenden Verhandlungen dieſer Verſammlung, ſoweit dieſelbe das Land 
repräſentirte, d. h. der zweiten Kammer. Die Oſterferien brachten 
Einigung und einen Plan, der zuerſt durch eine vergeblich verſuchte 
factiſche Auflöfung der zweiten Kammer, als dieſe aber nach 10tägigem 
Warten die befchlußfähige Anzahl erreichte, Dadurch fi fund gab, daß 
nun faft ſämmtliche bis dahin die Wahl verweigernden Corporationen 
Deputirte fandten, um die grundgefeglihe Oppofition zu verftärfen. 
Während man fo in der, ob zwar alg unrechtmäßig erfannten Stände: 
Derfammlung den Kampf auszufechten verfuchte, gingen ‚einzelne Cor: 
porationen den beutfhen Bund mit Beſchwerden und Bitten um Er⸗ 
haltung des Rechtszuſtandes an: zuerſt, am Bundestage den Kampf 
eröffnend, der Magiſtrat und die Alterleute der Stadt Osnabrück in 
einer vortrefflichen, den Rechtspunkt durchaus erſchöpfenden Vorſtellung *); 
ſpäter einige andere Corporationen, wie Hildesheim, Eſens u. ſ. w. 
In 2ter Kammer hatte derweil die ſtaatsgrundgeſetzliche Oppoſition 
die Majorität erlangt, den neuen Verfaſſungs-Entwurf (durch welchen 
man übermüthiger und perfider Weife dem Lande den Testen Reſt feiner 
uralten Rechte zu rauben und den ganzen Raub zu fanetioniren ver: 
meint hatte) zurücgewiefen, und am 25. Juni (183S) felbft erflärt: 


*) Nro. I. der mitgetheilten, Weder diefe Vorſtellung, noch aud die wich— 
tigſte iprer Anlagen, die meifterhafte Denkſchrift über die Gültigfeit des Staate- 
grundgefeßes find ihrer Zeit in die öffentlichen Blätter übergegangen. 


dag ein Vergleich über eine neue Berfaffung nur durch Zurüdgehen 
auf das Staatsgrundgefeg von 1833 und die’ in demfelben begründete 
Landes-Repräfentation gültig erreicht werben fönne, Diefer fogenannte 
Sneompetenzbefhluß vom 25. Juni, der die erfte trübe Epoche des 
Kampfes ſchließt, und mit dem eine zweite hellere beginnt, ward von 
dem größten Theile der Deputirten, die für denſelben geſtimmt hatten, 
durch eine im Gedränge und der Haſt des Streites entworfene Vor— 
ftellung *) zur Kenntniß des Bundestages gebracht. Sie ward unter: 
zeichnet an demfelben Tage, wo bie Bertagung der Ständeverfammlung 
‚erfolgte, am 29. Juni 1838. | 

Bei der Wiederberufung der Stände auf den 15. Februar 1839 
verfuchte e8 Die Regierung, fühlend, daß ihr jeder Rechtsboden, auch der 
der angeblich wiederhergeſtellten Verfaſſung nach dem Patente vom 7. 
December 1819 abgehe, den Boden wenigſtens dieſer angeblichen Ver— 
faſſung zu gewinnen. Eine Proclamation (vom 15. Februar) verſuchte 
eine Rechtfertigung des Patents vom 1. Novemb. 1837, nahm ben 
vorigjährigen Berfaffungs-Entwurf zurüd, und verhieß völlige Wieder: 
berftellung der Verfaſſung nad dem Patente von 1819, zu weldem 
Behufe denn auch der Stände: Berfammlung befondere Propofitionen 
vorgelegt wurden. Aber diefe Stände: Berfammlung war, obzwar feit 
bem 8. Januar auf den 15. Februar berufen, noch immer nicht ba, 
und fam auch nad Tänger als 14tägigem Harren nicht, wohl aber 
von Seiten der ausbleibenden Deputirten am 27. Februar ein zunächſt 
die Dedbuctionen ber Prorlamation vom 15. Februar widerlegenber 
Proteft gegen die Verfaſſung von 1819 und die Befchlüffe jeder nicht 
nad dem Staatsgrundgefege berufenen Stände-Berfammlung. — Mit 
diefem Proteft beginnt eine dritte Epoche. — Eine Borftellung **) 


) Nro. II. der mitgetheilten. Dieſe Vorſtellung ward ihrer Zeit von faſt 
allen Zeitungen, ſelbſt von der preußiſchen Staatszeitung aufgenommen. 


**) Nro. III der mitgetheilten. Sowohl dieſe Vorſtellung als auch die An- 
lage, der Proteft vom 27. Februar, find bereits durch die Zeitungen mitgetheilt. 
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brachte denfelben am 22. März zur Kenntniß ber Bundesverfammlung, 
und dba der Stoff durch die in ber Eile weniger Zage (vom 15. bie 
26. Februar). entworfene und von den einzelnen Deputirten in allen 
Provinzen des Landes unterzeichnete Proteftation und Borftellung 
nicht erfchöpft war, fo holte eine neue fehr ausführliche und reichhaltige 
Borftellung (unter der ‚Form eines Nachtrages zu jener Borftellung‘ 
vom 22. März)*) das Verſäumte nad) und berührte auch bereits 
einen Theil der neuen Epoche, des großen Wahlfampfes, den das 
Refeript vom 2. März eröffnet hatte. Dieſes Refeript vertagte bie 
feit dem 15. Februar verfammelte, aber wegen Unvollzählichfeit ber 
2ten Kammer noch immer nicht zur Eriftenz gebiehene Stände Ber: 
fammlung, flog die am 27. Februar proteflivenden Deputirten aus 
und ordnete zur Ergänzung ber durch jene Ausſchließung a 
verftümmelten Kammer neue Wahlen an. ü 

Solchergeſtalt geben diefe drei Borftellungen, bie bier zufenmen 
geftelft erfcheinen, ein treues Bild ber ide Eden d bes Berfaffungs- 
Kampfes. 
Ueber den fernern Gang dieſes Kampfes werbe hier nur ſ viel 
bemerkt, daß die Regierung, einſehend, die Verfaſſung nach dem Patente 
von 1819 werde ſich weder dem Lande, noch (woran ihr mehr lag) 
dem Bundestage gegenüber halten und rechtfertigen laſſen, einſehend, 
welcher Fehler durch die Proclamation vom 15. Februar begangen 
worden, die den Weg der gütlichen Vereinbarung verließ, — es nach 
der Niederlage vom 27. Februar durch künſtliche Mittel verſuchte, auf 
jenen durch die Proclamation vom 15. Februar abgebrochenen Weg 
den Vergleichs-Verhandlungen zurückzugelangen. 

Man wußte zu dieſem Zwecke eine bedeutende Corporation (der 
Grundbeſitzer von der Bremiſchen Geeſt) bei Gelegenheit einer vorzu⸗ 


*) Dies iſt der „fernere Nachtrag“ zu der Vorſtellung vom 22. März. (S. 191.) 
Bislang hat ihn noch Feine Zeitung ie 
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nehmenden Deputirten- Wahl zu einer Erflärung zu veranlaffen, worin 
ausgefprochen warb: „daß man den Winfchen der Regierung nachkommen 
wolle, fobald dieſe durch eine Prockamation zur öffentlichen Kunde bringe, 
daß Berbefferungen der Berfaffung von 1819 nicht ausgefchloffen feyn 
follten;“ um Erlaß einer diefes verheißenden Proclamation ward dabei 
gebeten. (Dies ift die befannte f. g. Bremervörder Erfläring vom 27. 
April 1839.) Die erbetene Proclamation erfolgte denn auch fchon wenige 
Tage darauf am 2. Mai, verheißend, daß Verbeſſerungen der Verfaf: 
fung von 1819 nicht ausgefchloffen feyn follten, fobald nur die auf den 
28. Mai einberufene Ständeverfammlung geziemend darum bitten würde. — 
Diefe unter ben furchtbarſten Wahlquälereien alfer Art zufammengetrie- 
bene Ständeverfammlung, berufen auf den 28. Mai,. befchlußfäbig erft 
am 6. Juni, richtete denn auch jene Bitte um neue BVerfaffungs- Bor: 
fhläge durch die Adreffe vom 15. Juni an Se. Majeftät den König. 
Eine Erfüllung dieſer Bitte ward zugefagt, und fo fand man denn 
nad) weitläufigen Umwegen wieder auf dem durch die Proclamation vom 
15. Februar verlaffenen Boden von Vergleichs-Verhandlungen, auf welchem 
man vor ber unwillfommenen Einmifchung bes Bundestages amt ficher: 
ften zu ſeyn glaubte. 

Daß das Land auf diefe Vergleichs-Verhandlungen nicht eingehen, 
jondern am 25. Juni 1938 feftet halten werde, als die Regierung am 
15. Februar 1839 — läßt ſich jett fehon mit Gewißheit vorberfagen. 
Für den Bundestag möchte freilich vielleicht dieſe neue Komödie 
angeblicher Bergleihs-Berhandlungen einen Grund abgeben fünnen, dem 
vielgequälten Lande feine Hülfe noch einige Zeit zu entziehen. Das wirb 
aber weder die Anhänglichfeit des Hannover’fchen Volks an die Berfaf- 
fung von 1833, noch) aud) feinen Glauben und fein Bertrauen zu der von 
ihm angerufenen Gerechtigkeit beutfcher Fürften wanfend machen fönnen. 


— 


Aus derſelben Abficht, wie hier die drei bebentendften Borftellungen 
an ben Bundestag mitgetheilt worben, follen von Zeit zu Zeit — falls 
ber Verbreitung dieſer Sammlung nicht allzu große Schwierigfeiten ent- 
gegengefegt werden — ähnliche DMittheilungen erfolgen, und mandes 
für die Gefchichte der Epoche wichtige, fonft leicht verwehende Dlatt dem 
fünftigen Gefchichtfchreiber aufbewahren. 

- Sunt 1839. 
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Eingang. 


Der Hohen Deutfchen Bundesverfammlung fehen wir ung gebrungen, 
mit befiimmertem Gemüthe eine Befchwerde wider die Regierung Sr. 
Königlichen Majejtät, unferes Allergnäbdigften Königs, vorzulegen. Die 
Bedeutung dieſes Schrittes ift uns- nur zu Harz die Folgen dunkel. — 
Nur das Gefühl unferer Pflicht, die Ueberzeugung, daß der, welcher bei 
"Zeiten dem Uebel entgegen zu treten verfäumt, wenn Pflicht gebietet und 
die Mittel gegeben find, die Verantwortung trage, wenn fpäter baffelbe 
unbeilbar wird, bat ung zu dieſem Schritte den Muth gegeben. Es 
ift ja dem Deutfihen eigenthümlich, fih dem Rechte gern zu fügen, und 
fein großes Vorrecht, daß Deutſchlands Verfaſſung von jeher da noch 
einen Rechtsſpruch ficherte, wo bei andern Völkern nur die Macht ents 
fheidet. — So dürfen denn aud wir die Bitte wagen, daß uns. und 
bem Lande, dem wir angehören,“ nad den Grundgeſetzen des Durch: 
lauchtigſten Bundes Recht widerfahren möge. 

Die erjhütternden Ereigniffe, die unfer Land betroffen, ber Tod 
eines Königs, der feinen Bölfern nur durch die Wohltbaten einer wahrhaft 
väterlichen Regierung befannt geworben, bie Auflöfung der 123jährigen 
Verbindung diefes Staates mit England, die erften Schritte der Regierung 
- eines Königs, deffen wohlwollende Abfichten wir befto lieber anerkennen, 
je ſchwerer uns der Schritt geworben ift, die Hülfe des Durchlauchtigften 
Bundes anzufleben, um das Recht, die einzige Grundlage des öffent: 
lichen Wohls, zu. erhalten; das Alfes.ift zu befannt, um der Darftellung 
zu bedürfen. Nur das wird hervorzuheben ſeyn, was zu der gegenmwär: 
tigen unterthänigften Beſchwerde in unmittelbarer Beziehung ftebt. 
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dieſe Allerhöchſte Erklärung in einem Lande wirkte, dem jedes gewaltſame 
Einſchreiten der Regierung ſeit mehr als einem Jahrhuudert fo ganz 
außer dem Geſichtskreiſe lag, das iſt ſchwer zu beſchreiben. Wir ſelbſt 
haben in unſerer Anſicht über die Sache nie geſchwankt; aber deſto größere 
Bedenken erregte die Wahl der Schritte, die zu thun ſeyn möchten. 

Schon in unſerer erſten Rathsſitzung nach dem Patente wurden 
unterthänigſte Bitten an Se. Königl. Majeſtät beſchloſſen; allein ſchwer 
war die Form zu finden nach den drohenden Worten am Schluſſe jenes 
Allerhöchſten Patents. — Der Huldigungs-Revers forderte von uns 
hiernächſt eine Erklärung, welche mit Rückſicht auf den $. 13 des Staats: 
grundgefeges als eine Berzichtleiftung auf daffelbe angefehen werben 
fonnte. Demnach bielten wir nöthig, ung auszufprechen, während wir 
unferer Huldigungspflicht nachzukommen uns nicht weigern zu dürfen 
glaubten, und wagen wir, biefe damals yon ung gegebene Ertlͤrung 
unterthänigſt 

in der Anlage 1 u: 
bier anzufügen. Die erfte Erwieberung wurde und durch bag gleich: 
falls als 
j Anlage-2 
— Reſeript Königl. Landdroſtei. Erſt dieſes ſchien uns einen 
ſichern der Vertheidigung zu eröffnen, wie wir ſolchen in unſerm 
sub No, 3 
ie Berichte, in der gleichfalls als 
. Anlage 4 
ängekölofenen BÄCRARSFEEBENIANEN IT an Se. Königl. Majeſtat 
und in der 
Anlage 5 
dngefügten rechtfertigenden Denkſchrift, welche für das Gabinet Sr. 
Königl. Majeſtät beſtimmt war, betreten haben. 

Wir haben uns erkühnt, dieſe Actenſtücke vollſtändig vorzulegen, 
theils weil dieſelben den Gang der Sache genau characteriſiren, theils 
weil ſolche zur Rechtfertigung dieſer unterthänigſten Eingabe ſelbſt gerei— 
chen dürften. Statt einer Allerhöchſten ————— wurde uns unter 
dem 2. Februar. die 

Anlage 6 
beigefligte Eröffnung. Diefe führte am 3. Februar bie in beiverwahrten 
Protocolle 

Anlage 7 
enthaltenen Verhandlungen herbei, und ſahen wir uns vendihiat nun: 
mehr zur Unterzeichnung der Reverſe in der in 
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Anlage 8 
bezeichneien Maaße zu ſchreiten. Wir überſandten jene Reverſe mittelſt 
Anlage 9 
und gaben bie vorbehaltene Erklärung fodann durch Die 
Anlage 10 
ab. Hiernädhft find bei den Verhandlungen über die Wahl eines Depu- 
tirten zu ber einberufenen Ständeverfammlung wir 
aut Anlage 11 
von den, wie bie 
Anlagen 12 und 13 
ergeben, mit Vorbehalt aller Rechte aus dem Staatögrundgefege von 
der Bürgerfchaft erwählten Wahlmännern ausdrüdlich aufgefordert: 
Alles aufzumwenden, was in unfern Kräften ftehe, das Staats 
grundgefeg zu vertheidigen, namentlich auch durch eine geeignete, 
an den Durchlauchtigſten Bund zu bringende Borftellung. 


$. 3. 
: Befhwerden. 


Nach allem diefen haben wir ung nicht entziehen fünnen, ben gegen- 
wärtigen Schritt zu thun. ‘ 
.„ Die Deichwerden aber, um deren Abhülfe ben Durchlauchtigſten 
Bund anzurufen wir uns gedrungen ſehen, ſind: 
J. die Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes durch das Patent vom 
1. November 1837 und 
II, die Berufung einer in jeder Beziehung serfufungeisibeigen 
Berfammlung, um ſowohl über eine neue Verfaſſungs— 
Urkunde, als über fonftige Rechte der Untertbanen an der 
Stelle einer legalen Stände-Berfammlung zu entfcheiden, 
wie ſolches durch die Proclamation vom 7. Jan. 1838 
geſchehen iſt. — | 
und bürfen wir es wagen zu Begründung biefer — Folgendes 
unterthänigſt vorzutragen. 


$. 4, 
Zeitpunkt der Anbringung berfelben. . 


Wenn in formeller Hinficht zuvörderſt mit Necht verlangt werben 
mag, daß ber Untertban, der ſich für befchwert erachtet, zuvörderſt von 
dem eigenen — die — dieſer Beſchwerde erbitte: ſo haben 


—— 


wir, wie Anl. 4 erweiſet, dieſer Forderung Genüge gethan. Eine Ent— 
ſcheidung iſt uns nicht zu Theil geworden. Wie aber ſchon die Anl. 6 
beigefügte Eröffnung an die Hand gibt, daß jene unterthänigſte Bitte 
ſich keiner gnädigen Aufnahme zu erfreuen gehabt: ſo dürfte es die am 
20. Febr. d. J. geſchehene Eröffnung der Ständeverſammlung, die von 
Sr. Königl. Majeſtät gehaltene Thronrede, welche es verkündigt, daß, 
der Vorſtellungen ungeachtet, Allerhöchſtdieſelben mit dieſer Ständever— 
ſammlung über eine neue Verfaſſung ſich zu einigen gedenken, endlich 
der ſpäterhin vorgelegte Entwurf ſelbſt unzweifelhaft machen, daß auf 
eine Gewährung der unterthänigſten Bitten nicht zu zählen ſey. 


Dieſe notoriſchen Ereigniſſe werden die Stelle einer abſchlägigen 


Reſolution vertreten. — 

Möchte man ung FERNER bag wir nicht zur rechten Zeit diefe 
Beſchwerde erhoben: fo dürfen wir unterthänigft andeuten, daß vor dem 
1. November 1837 eine Befchwerbe, die zur Cognition des Durchlauch— 
tigften Bundes hätte gelangen mögen, nicht erwachfen war. Daß wir 
nicht Damals ſchon bittend an Se. Majeftät, unfern Allergnädigften König, 
uns gewandt, haben wir nachmals fchmerzlich bereut, doch haben wir 
die Gründe auch diefes Verfahrens oben anzudeuten gewagt. 


Möchte man ung aber vorwerfen, daß jedenfalls der gegenwärtige 


Schritt hätte gefchehen follen, bevor durch die Allerböchfte Prorlamation 
vom 7. Januar 1838 eine neue Ständeverfammlung einberufen worden, 
indem dadurch Die Herftellung bes vorigen Zuftandes nothwendig erfehwert, 
jedenfalls die Lage ber Regierung in mander Hinfiht unangenehmer 
werben bürfte: fo erfennen wir Diefes letztere mit Bedauern an, indem 
wahrlich nichts unfern Wünfchen ferner Tiegt, als die Handlungen der 
Regierung, wenn auch nur dem Scheine nad), zu compromittiren. 
Allein wir Dürfen zu bemerfen wagen, daß eine foldhe Inconvenienz 
das Recht nicht alteriven Fünne, fo lange feine beftimmte geſetzliche Form 
ein folhes Prajudiz mit der Säumniß verbindet. Das einzige Gefeß, 
das man bieber zu ziehen verfuchen fönnte, indem man nad $. 56 ber 
Wiener Schlußacte behaupten möchte, die Grundfäge des Allerhöchſten 
Patents vom 1. Nov. feyen Durch die Proclamation vom 7. Jan. 1838 in 
anerkannte Wirffamfeit getreten, würde fiher nicht hieher gehören fünnen, 
da, wie wir unten nachzuweiſen haben werben, 
bas Patent vom 1. Nov. eine ganz neue Berfaffung verfpricht, 
bie erft vorgelegt werben foll, mithin ein zufünftiges, Das nicht 
in anerfannter Wirkfamfeit ftehen fann, ehe es ins Leben getreten, 
db. b. nah ſtändiſcher Berathung, wie ſolche im Vatente 
ſelbſt gefordert wird, publicirt worden, und da 
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die Proclamation gleichfalls eine in wejentlihen Punften ganz 
neue Verfaſſung gefchaffen bat, um jene weiter beabjichtigte neue 
Berfaffung zu beratben. 

Es find aber auch die Grundſätze des Allerböchften Patents vom 
1. Nov. von ung wenigftens, wie bie unterthänigften Anlagen 1 bis 10 
zeigen, und von vielen andern Gorporationen und Einzelnen, wenn man 
fonftigen Nachrichten trauen darf, ausdrücklich reprobirt, mithin 
nicht anerfannt. 

Kann hiernach ein rechtlicher Einwand der VBerfpätung gegen unfere 
unterthänigfte Beſchwerde nicht aufgeftellt werden: fo Halten wir ung 
aber auch wegen der Zugerung in jeder andern Beziehung entfhuldigt. 
An ſich verlangt der Schritt in einer Sachlage, wie foldye feit dem Be— 
ftehen des Durchlauchtigften Bundes zum erften Male vorfommt, fehr reife 
Veberfegung, die demfelben vor dem Alferhöchften Patente vom 1. Nov. 
um deswillen nicht hatte zu Theil werden können, weil Niemand diefe 
Entwidelung zu vermuthen wagte. Sodann hielten wir aber auch dafür, 
baß eine devoteſte Bitte an’ Se. Königlihe Majeftät vorhergehen müffe, 
und wo wäre zu dieſer der Zeitpunkt gewefen? — Wir dürfen in 
Wahrheit ung auf den Schluß des Patents beziehen, im zu beweifen, 
daß Borficht nöthig war. — 

Unfere Stellung als Obrigfeit forderte überbieg auch in anderer 
Beziehung manche Rückſichten. Die Art aber, wie die befannte Erflärung 
ber Göttinger Profefforen Allerhöchſten Orts aufgenommen wurde Ceine 
Angelegenheit, deren Erledigung erft um Weihnachten eerolpie) gebot 
noch mehr Zurückhaltung. 

Daß Bitten an Se. Kiniglihe Majeftäit in diefer Sache nicht gern 
gefeben werden, felbft nach denjenigen Allerhöchften Eröffnungen der 
Anlage 2, welche ung zu diefem Schritte in Stand fetten, das beweifen 
Unterfuchhungen gegen mehrere Landleute in den Aemtern Osnabrück, 
Grönenberg, Berſenbrück, die eine Bittfchrift von, Dem Bernehmen 
nad, durchaus unfhuldigem Inhalte gezeichnet hatten, und worüber 
die Acten Zeugniß geben werben. Allerdings glauben wir gern, daß 
biefe Schritte Ausflüffe eines übertriebenen Dienfteifers feyn mögen, Die 
Sr. Majeftät fremd find. Jedenfalls aber zeigen fie, welche Rückſichten 
eine Obrigfeitlihe Behörde in diefen Sachen zu nehmen hatte. * 


$. 5. 


Legitimation der Bittftelfer. 
Wir. zweifeln alfo nicht, daß in diefer Beziehung unfer Verfahren 
vechtlich. ſowohl als — gerechtfertigt erſcheine, und dürfen uns 
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demnach zu einer andern Vorfrage yon noch größerer Bedeutung wenden: 
Ob nämlih wir zu einem Bortrage, wie dev gegenwärtige, bei dem 
Durchlauchtigſten Bunde legitimirt erfcheinen werden ? 

Die Grundgefege des Durdlauchtigften Bundes haben diefe Frage 
nicht ausdrücklich entfchieden. Eben fo wenig ift dies durch die Uebung 
geſchehen, theils weil der Zeitraum von 18 Jahren feit Vollendung der 
- Bundesverfaflung durch die Wiener Schlußacte an ſich zu furz ift, um 
über Fragen diefer Art bereits eine feite Uebung zu bilden, theils weil 
(glücklich für Deutfchland, unglücklich aber für uns) ein Berfahren unter 
gleichen Umftänden noch nicht Statt gefunden bat. Denn bei dem 


Herzoglich Braunfchweig’ichen Falle war im Ausſchuſſe eine ftändifche 


Behörde vorhanden, welde die Beihwerde aufnehmen fonnte. Die 
Zweifel über diefe Frage, der Wunfch, ung nicht zu einer Beſchwerde, 
welche einem andern näber liegen möchte, wenn auch nur fcheinbar hervor— 


zubrängen, haben ganz vorzüglich dazu gedient, jene Zögerung zu bewirfen, 


- son der wir zuvor umnterthänigft geredet. — Nur die Nothwendigfeit 
zwingt ung dazu und in dieſer finden wir unſere Nechtfertigung und 
zugleich unfere Yegitimation. 
Wenn eö wahr it, was ber" anerfannt gewichtigfte der neueren 
Publiciſten jagt: | 
Eichhorn Betrachtungen über die Berfaffung des deutichen 
Bundes, p. 106. , 
Der Bund fchüst jede anerfannt befichende Berfaffung und 
dadurch die verfaffungsmäßigen Rechte der Unter: 
tbanen —, fofern die Beſchwerde die factifhe Aufhebung 
ber beftebenden Berfaffung felbft zum Gegenftande hat —, durch 
das der Bundesverfammlung eingeräumte Recht, jede Regierung 
zur Erfüllung des 13, Artifels der Bundesacte in bem Sinne, 
welden fie nad ber Entwirdelung der Wiener Schluß— 
acte hat, anzuhalten: 
ſo darf den Unterthanen, deren verfaſſungsmäßige Rechte gekränkt worden, 
die Beſchwerde nicht unmöglich gemacht werden. 


$. 6. 

Der Ständeverfammlung war eine Befhwerde unmöglich, 

ohne illegal zu handeln. 

Gewiß wird in einem Lande, das fih einer ftändifhen Verfaſſung 
erfreut, bie Ständeverfammlung diejenige moraliſche Perfon feyn, ber 
am unzweifelbafteften das Recht zuftebt, die factifhe Aufhebung 
der Verfaſſung, felbft im Wege der Beſchwerde, abzuwenden. Allein 
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noch der nenern Form ber Verfaffungen wird fie fat niemals dazu im 
Stande ſeyn. — Die Berfammlung fann nur auf Berufung zufam- 
mentreten. Sie muß ſich bei gefchehener Vertagung trennen. Spricht 
der Herrfcher die Auflöfung aus: fo ift Niemand vorhanden, der ſich 
aud nur verfammeln könnte. Jeder Angriff auf die Berfaffung der 
Berfammlung felbft würde durch Bertagung oder Auflöfung der Cognition 
des Bundes entzogen. Denn die Berfammlung, welche der Berfaffung 
. gemäß und welche dieſe zu vertheidigen berufen wäre, ift in dieſem 
Falle nicht vorhanden; diejenige aber, welche etwa in Gemäßheit jener 
factifhen Aufhebung der Verfaffung zufammentreten möchte, kann füglich 
mir innerhalb der Grenzen ihrer Berufung handeln, d. b. fih an bie 
neu vorgefchriebenen Normen halten. — | 
Dürfen wir nad diefen Grundfägen den vorliegenden Fall prüfen: 
ſo foheint hier die Unmöglichkeit der Befchwerdeführung durch die allge- 
‚meine Ständeverfammlung am Tage zu liegen. Durch das Allerhöchſte 
Nefeript vom 29. Juni 1837 wurde die Ständeverfammlung vertagt, 
ehe irgend etwas gefcheben war, das einen Angriff auf die Berfaffung 
vom 26. Sept. 1833 hätte vorausfegen laſſen. Nach 
$. 119 des Staatsgrundgeſetzes 
fann der König die Stänbeyerfammlung zu jeder Zeit vertagen. 
Nach 
§. 120 daſelbſt 
wird. der Anfang und der Schluß der Sitzungen jedes Jahrs vom 
Könige, oder in deffen Auftrag vom Minifterio verfügt. Nachdem nun 
in Gemäßheit diefer Vorſchriften die Vertagung ausgefprodhen und von 
bem Präfidenten nach $. 17, No. 1 des Reglements vom 26. Septem- 
ber 1833 die Sigung gefchloffen worden, war eine neue Verſammlung 
nicht möglich, fo lange nicht der Erblandmarfhall folhe in Auftrag 
des Minifterit 
nad $. 5 des Reglements 

berief. — Es erſchien nunmehr das Patent vom 5. Juli, welches aller: 
dings Stoff zu einer ftändifchen Verhandlung hätte geben fünnen. Allein 
eine Berfammlung wurde nicht berufen. Endfih durch die Verordnung 
vom 30. Det. 1837 wurde die bisherige Berfammlung aufgelöfet, und 
hierauf erſt erfchien das Patent vom 1. Nov. -v. J., weldes die Ber: 
faffung som 26. Sept. 1833 für erlofchen erklärte, 

Es war mithin Fein Zeitpunft vorhanden, in welchem die verfaffungs: 
mäßige Ständeverfammlung zu einer Befchwerde auf legalem Wege im 
Stande geweien wäre. Allerdings kann man behaupten: 
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Se. Majeftät. feyen wie zur Auflöfung fo zur Vertagung nur 
in Kraft der Berfaffung ermädtigt. Sobald Allerhöchftdiefelben 
jene Berfaffung für erlofchen erflärten, fey auch jene Ermächtigung 
erlofchen. 
Man fann ferner behaupten, und das ift "vielfach gefchehen: 
Se. Majeftät feyen zur Bertagung nicht eher ermächtigt geweſen, 
als nachdem Allerhöchſtdieſelben in Gemäßheit des $. 13 des 
Staatsgrundgefeges die Berfaffung unverbrühlih feftzubalten 
gelobt. Bor ſolchem Gelöbniß fey jede Negierungshandlung — alfo 
auch die VBertagung — unzuläffig gewefen, und hätten Stände 
folher nicht weichen dürfen. 
Allein wir überlaffen uns der unterthänigften Hoffnung, Argumente 
biefer Art werben bei ‚dem Durdlaugtigften Bunde um fo weniger 
Eingang finden, als ſolche nur geeignet find, den Zuſtand des 
Rechts, den die Bundesverfaffung zu fichern beftimmt ift, in den Zuftand 
tober Gewalt zu verwandeln. ine Ständeverfammlung, Die ſich von 
der ſtrengen Form entfernt, die zufammentritt, ohne legal berufen zu 
feyn, die Verhandlungen vornimmt, nachdem ihre Sigungen von ber 
Regierung gefhloffen worden, gibt felbft Die Lofung zur Gewaltthätigfeit. 
Die Regierung ift gezwungen, fih ihrer Macht gegen biefelbe zu 
bedienen, und fie fann fih gegen folhe nur durch Mittel erhalten, 
welche allen Zuftand von Recht und Gerechtigkeit zu Grunde richten. 
Der Durdlaudtigfte Bund wird nicht vorausfegen, daß es in ben 
Pflichten einer Ständeverfammlung liege, auf biefem Wege die Rechte: 
vertheidigung zu verfuchen. 

Eine Weigerung, die Bertagung anzuerkennen, aber würde ebenfalls 
geradezu auf diefen Weg geführt haben. Wir dürfen anführen, wenn 
wir auch nicht darauf ung fügen wollen, daß dem $. 13 des Staates 
grundgejeges derzeit von höchſt gewichtigen Stimmen aus der Regierung 
eine, dem nadten Wortlaute allerdings entfprechende, rein enuntiative, 
Deutung gegeben worden, welde Sr. Majeftät durchaus Feine Pflicht 
ausdrüdlicher Anerkennung der Berfaffung v or dem Regierungsantritte 
auflegte. Jedenfalls war von Sr. Königlichen Majeftät noch fein Schritt 
geichehen, der eine Aufhebung der Berfaffung befürchten ließ. Die Stände, 
die den Gehorſam gemweigert hätten, würden eine rein aggreflive Stellung 
eingenommen, und fo dasjenige felbft zerftört haben, was zu ſchützen ihnen 

oblag, Recht, Ordnung und Rube. — 
| Wir haben niemals Schritte folder Art von den Ständen dieſes 
Landes gefürchtet und hegen die unterthänigſte Zuverſicht, der Durch— 
lauchtigſte Bund werde ſolche denſelben nicht auflegen. — 
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Die in Gemäßbeit des Staatsgrundgefeßes beftebende allgemeine 
Ständeverfammlung batte mithin durchaus feine Möglichkeit, ohne Ver: 
legung des Rechts und des fihuldigen Gehorſams die Vertheidigung 
dev Berfaffung zu unternehmen, und fo müffen, wenn Die Rechtsver: 
theidigung nicht gänzlich abgefchnitten werden, Die Rechte der Inter: 
tbanen aus dem Staatsgrundgefege nicht ohne allen Schuß bleiben follen, 
die -verfchiedenen Körperichaften und Gemeinden zur Bertheidigung um 
fo mehr zugelaffen werden, als ihnen nicht nur durch ihren Antheil an 
der ſtändiſchen Vertretung, ſondern auch direct fo erbeblihe Zuficherungen 
im Staatsgrundgefege zu Theil geworden find. 


| N 2 
Die Befugniffe alter Corporativ:-Stände find auf die feit 1814 
eingeführte NepräfentativBerfaffung nicht anwendbar. 

Möge. e8 uns verftattet feyn, hier einen Blick auf die Rechtsver— 
theidigung zu werfen, wie ſolche vormals, wie fie jegt den Ständen 
möglich ift. Die conftitutionellen Formen, Wahlen, Eröffnungen, Ber: 
tagungen, Auflöfungen find bei uns nicht auf Andringen des Volks oder 
der Stände, fie find von ber Regierung felbft in der proviforischen Ver— 
fammlung von 1814 und in der des Patents vom 7. Decbr. 1819 ein— 
geführt, das Staatsgrundgefeg fand hier alles vollftändig vor, bildete 
die Formen nur nad) der Erfahrung aus, änderte aber wenig. Dadurch 
ift dem Lande eine große Kraft verloren gegangen, die in den alten 
Ständen nad) deutfcher Berfaffung lag. 

Jene Stände waren durchweg zufammengefegt aus perfönlich berech: 
tigten Einzelnen, oder felbftberechtigten Körperfchaften. Bon Wahlen im 
heutigen Sinne, mithin von einer Auflöfung, war nicht die Rede, der 
Landtag beftand nicht aus den einzelnen Deputirten, deren Befähigung 
der Fürft vernichten fann, und deren Mangel nur auf feinen allerböchften 
Befehl zu ergänzen ift, fondern aus den beftimmten Verfonen und Cor: 
porationen, von denen bie letzteren fi) entweder Durch beftimmte Beamte, 
oder durch völlig frei bezeichnete und mit Bollmacht zu verfebende De— 
putirte vertreten laffen mochten. 

Hieraus folgt ein zweiter Grundunterſchied der alten Stände von 
den neuen, nämlich das Recht (und die Möglichkeit), ſich ohne landes— 
herrliche Berufung zu verfammeln, ein Necht, welches allgemein von 
ben Lehrern bes Staatsrechts, ſowie von den vormaligen Reichsgerichten 
den Ständen für den Fall zugegeben wird, wenn es auf VBertbeidigung 
ihrer angegriffenen Gerechtſame anfommt, als in weldem Falle der 
Landesherr eine Verfammlung nie verweigern fonnte, 
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Struben Obs. juris et historiae p. 211. | ‘ 
Derfelbe Nebenftunden IE p. 568. 2 
Scheidt Anmerkungen zu Mofers Braunfhw. Lin. Staatsrecht, 

p- 363. | 

Durch. dieſen Sat war die Recdhtsvertheidigung zu jener Zeit unter 
allen Umftänden gefihert; gegenwärtig ift diefer Satz unanwendbar, 
Die Berfaffung, das Staatsgrundgefeg Fennt folhen nit, und wollte 
man ihn auch zugefteben: jo würde dennoch, nachdem die Ständever- 
ſammlung einmal aufgelöfet worden, niemand vorhanden feyn, der fich 
legal verfammeln, oder über verfagte Verſammlung Beſchwerde führen 
fönnte. Es ift bei der neuern Dedeutung der Landftände nothiwendig 
und wichtig, den Regierungen das Recht der Auflöfung zu fihern. Eben 
deshalb wird aber aud die Rechtsvertheidigung vor dem Durchlauchtigſten 
Bunde nicht auf die allgemeine Ständeverfammlung zu befchränfen ſeyn; 
wie denn aud) in ber That fein Gefeg und, fo viel ung befannt, fogar 
fein Borgang eriftirt, worauf eine ſolche Beichränfung zu fügen wäre. 
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Die Rechtsvertheidigung ſteht alfo nur den Eorporationen und 
Einzelnen offen. 

Unter den Corporationen des Landes möchten zuerft die Provinzial- 
fände berufen gewefen feyn, die Vertheidigung des Staatsgrundgefeges 
zu übernehmen. Wir können bier nur von derjenigen Landfchaft reden, 
der wir angehören, und dürfen bemerken, daß auch diefe feit dem Herbfte 
1836 nicht zufammenberufen worden. Es ift mithin auch dieje von 
der Rechtsvertheidigung ausgefchloffen geweſen. 

Unter diefen Umftänden durften wir unfere eigene Befugniß unter: 
thänigft nicht bezweifeln. Es ift fein Theil des Staatsgrundgefeses, an 
dem wir nicht direct den größten Antheil zu nehmen bätten. Der Ber: 
hältniffe zum Bunde, fowie zu Sr. Majeftät dem Könige und dem 
Alferböchften Herrſcherhauſe, welche zu Anfang, im erften und zweiten 
Capitel, gedacht find, nicht zu erwähnen, wiewohl auf benfelben bie 
Grundlage aller Berhältniffe rubt, haben wir an den verfchiedenen Rechten 
der Einzelnen, bie das dritte Gapitel feftftellt, fiir und und unfere Mit: 
bürger den größten Antheil zu nehmen. Die gleiche Bertheilung der 
Laften, der Rechtsſchutz, die Verhältniffe der Gerichte gehen unfere Stadt 
um fo mehr an, als derfelben auch die Civil: Und Criminalgerichtsbarkeit 
in weitefter Ausdehnung zufteht, und fie Laften nicht in völliger Gleichheit 
lange Zeit getragen batund nod trägt. Daß das vierte Capitel 
für eine Stadtgemeinde, deren Berfaffung nur proviforifh im Jahre 
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1814 geordnet worden, von entichiebener Wichtigkeit fey, Tiegt am Tage. 
Die Feftftellung des BVerhältniffes der Kirche zum Staat .ift für die 
Proteftanten unferer Stadt deſto wichtiger, als diefelben vor Aufhebung 
ber Reihsverfaffung eine Sirchengewalt des Landesherrn nicht anerfannten, 
während bem Fatholifhen Neligionstheile (wenn auch ein Stantsgefet 
in bie Kirchenverfaſſung felbft nicht eingreifen fann) wenigftens das 
hochwichtig ift, zu willen, welche Anfprüce der Staat an bie Kirche made. 

Bei der ftändifhen Bertretung und deren Befugniffen find wir 
boppels betheiligt, da unfere Stadt in der ftäbtifchen Curie der aus drei 
Curien beftehenden Provinziallandfhaft nad deren alter Verfaffung die 
Mehrheit der Stimmen führt, und da wir berechtigt find, zur allgemeinen 
Ständeverfammlung einen Deputirten zu erwählen. Selbft die Beftim- 
mungen bes achten Capitels über Rechte, Pflichten und Competenz der 
Staatsdiener berühren eine Gemeinde vielfach, deren Vorftand diefen 
Beſtimmungen in mander Beziehung unterliegt. 

Ein durchgehendes Intereſſe ift mithin vorhanden, ein ausſchließ— 
liches Recht der Rechtsvertheidigung iſt Niemand zugeſtanden worden. 
Auch ein näheres Recht liegt nicht vor, und ſtände ſolches der Ver— 
ſammlung der allgemeinen Stände des Königreichs zu, ſo würde doch 
die Unmöglichkeit erwieſen ſeyn, von demſelben Gebrauch zu machen. — 

Soll demnach eine Rechtsvertheidigung beſtehen: ſo wird dieſelbe 
uns oder denen, deren Verhältniſſe den unſrigen gleichſtehen, nicht verſagt 
bleiben dürfen. Daß wir aber dieſes uns urſprünglich zuſtehende Recht 
niemals aufgegeben, legen die unterthänigſt beigeſchloſſenen Anlagen zu 
Tage. Von Anfang an haben wir, ſobald irgend eine Erklärung unferer: 
ſeits in dieſer Sache nothwendig wurde, daſſelbe behauptet, wie 


Anlage 1 

zeigt. Se. Majeſtät, unſer Allergnädigſter König und Herr, haben laut 

Anlage 2 
dieſes Recht, ja ſelbſt die Verpflichtung zu ſolcher Rechtsvertheidigung 
anerkannt, und wir haben, wie die ferneren 
| Anlagen 3, 4,5 i 
erweiſen, biefe Pflicht nicht abgelehnt, haben ſolche vielmehr Yaut 

| Anlage 8 _ | 

jelbft in dem Augenblide gewahrt, als wir ung zu unbebingter' Inter: 
zeichnung bes Huldigungs-Reverfes gebrungen fühlten. — Kann alfo 
im Allgemeinen unfere Befugnif zu dem vorliegenden Schritte nicht ver- 


fannt werden, fo wird diefelbe auch als aufgegeben nicht angejeben 
werben dürfen. 


a BE. 

Wir haben Zeugniffe von Schriftftelfern über die Frage, wer zur 
Anrufung des Durchlauchtigſten Bundes in Folge des Art. 56 der 
Wiener Schlußacte legitimirt ſey, nicht aufgeführt. Die Frage ift feit 
dem Erfcheinen jenes Grundgefeges Faum zur Sprache gefommen. Die 
Rechtslehrer, die fih .mit dem Staatsrechte des deutfhen Bundes im 
Ganzen bejchäftigt, wie 

Klüber Staatsrecht des deutſchen Bundes, §. 217 b. 
oder dieſen Theil deſſelben einer getrennten Unterſuchung unterworfen 
haben, wie 


Eichhorn Betrachtungen über die Verfaſſung des deutfchen 
Bundes, p. 69 sqq. 

haben die Frage der Legitimation nicht berührt. Auf die Flugblätter der 
neueften Zeit wollten wir ung nicht berufen. Wenn aber ein geachteter 
Lehrer des Staatsrechts nicht in einer Flugſchrift, fondern in wiffens 
fchaftliher Bearbeitung den Sag, daß allen Untertbanen das Recht der 
Beſchwerde über Verlegung des Art. 56 der Wiener Schlußacte zuftehe, 
als vollig unzweifelhaft aufftellt, wie dies von 


Mohl, in den Leipziger eritifchen Jahrbüchern für 1818, p- 79 
geſchehen ift: fo dürfen wir Darauf wenigftens infofern Gewicht legen, 
als darnach unfere oben ausgeführte Anſicht wenigftens in wiffenfchaft- 
licher Beziehung nicht als leichtſinnig aufgefaßt erfcheinen fann. 


$. 9. 


Begründung der Beſchwerde. Grundfas bes Schutzes bed im 
anerfannter Birffamfeit Stebenden. 

Dürfen wir aber hoffen, daß die Legitimation zu ber Befchwerde, 
welche zu führen wir uns mit fohmerzlihem Gefühle gedrungen ſehen, 
uns nicht ermangele: fo wird diefe Beſchwerde ſelbſt nur weniges zu 
ihrer Begründung bedürfen. Der Art. 56 der Wiener Schlußacte gewährt 
dem Durdlaudtigften Bunde nad der Interpretation des gewichtigſten 
Staatsrechtslebrers unferer Zeit 

Eichhorn Betrachtungen über die Verfaffung des deutſchen 
Bundes, p. 84 

das Recht, 

bei Beſchwerden darüber, daß eine beſtehende Verfaſſung ver— 
faſſungswidrig abgeändert worden, darüber zu urtheilen, ob 
i bie Befchwerde gegründet oder ungegründet jey, und im Fall fie ge 
gründet befunden würde, zu bewirfen, baß fie hergeftellt werde. 
Eine Beſchwerde dieſer Art ftellt fih unter dem Geftchtspunft ber 

| . 2 


das 


Nichterfüllung des Art. 13 dar; fie muß mithin nach dem Grund- 
fage des Art. 53 der. Schlufacte beyandelt werden. 

Detrachten wir nun aber die Verfügungen des Patents vom 1. No: 
vember unter dem Gefichtspunfte des Art. 56, fo wird zuerſt gefragt 
- werben müſſen, 

Stand das Staatsgrundgefeh vom 26. September 

1833 in anerfannter Wirffamfeit? 


Iſt daffelde auf verfaffungswidrige Weife abge: 


ändert? 
Die erfte Frage wird für den Unbefangenen fih einfach erledigen. Am 


26. Sept. 1833 ward das Staatsgrundgefeg verfündigt. In Gemäßbeit 


beffelben ift die Ständeverfammlung fünfmal verfammelt gewefen; ber 
Staatshaushalt ift fünfmal durch diefelbe feftgeftellt, die Steuern werben 
noch im gegenwärtigen Augenblide und bis zum 1. Januar 1839 hin 
in Kraft ihrer Bewilligung erhoben und erhoben werden können. Eine 
Reihe der wichtigften Gefege über alle Theile des Rechts find mit ihrer 
Einwilligung erlaffen und felbft durch das Patent vom 1. November 
1837 als gültig und beftehend anerfannt, und in voller Wirkffamfeit. 
Es wird alfo wohl nicht beftritten werden fünnen, daß das Staatsgrund: 
gefeß und. die in demfelben begründete ſtändiſche Berfaffung in aner: 
fannter Wirkfamfeit beftanden habe und noch beftebe. - 
Daß diefer Zuftand durch das Allerböchfte Patent vom 1. November 
1837 unterbrochen worden, kann diefen rechtlihen Charafter der aner: 
fannten Wirffamfeit nicht aufheben. Denn es ift diefes Patent ja der 
Gegenſtand der Beſchwerde felbft, und follte dieſer, fo wie er allerdings 
den Befisftand ftört, auch den Rechtsgrund der Befchwerde- aufheben, 
follte — wenn wir wagen dürfen, ung eines Beifpiels aus dem bürger— 
lichen Rechte zu bedienen — dies Spolium felbft den Grund der Spolien- 
Fage aufheben, dann würde jener Art. 56 der Schlußacte freilich eine 
Nichtigkeit fepn. Frevelhaft aber wäre es, in jenes Grundgeſetz, das 


als entfcheidender Grundfag des Bundes in Bezug auf die. Rechte ber- 


Unterthanen aus Art. 13 der Bundesarte aufgeftellt ift, eine Interpre— 
tation zu tragen, welche daffelbe zu einer Nichtigfeit herabwürdigte. 


$. 10. 
Mist befhränft auf den Zuſtand von 1820. 


Man hat behaupten wollen, der Art. 56 der Schlußacte ſchütze nur 
die am 15. Mai 1820 in anerkannter Wirkſamkeit geſtandenen, nicht 
die ſpäter geſchaffenen Verfaſſungen. Allein auch dieſe Auslegung enthält 
eine Entwürdigung jenes Grundgeſetzes. 


ar 


. Wäre am 15. Mai 1820 die Anſicht dahin gegangen, eine tran: 
fitorifhe Maafregel zu vorläufiger Beruhigung der Gemüther zu 
erlaſſen, wie dies bei den Carlsbader Befhlüffen act Monate früher 
der Fall geweſen war, dann möchte eine folche Auslegung an ihrer Stelle _ 
gewefen feyn. Allein man wollte feine tranfitvriihe Maafregel. Man 
wollte, wie der Eingang ber Schlußacte felbft fagt: 
den Bundesverein durch ergänzende und erläuternde Grundgefege 
entwideln und vollenden. | 
Wie wäre es denkbar, daß dies auf folche rein tranfitorifche Beftimmungen 
gebauet wäre? 

Wollte man aber jene Auslegung wirflih zum Grundgefege des 
Bundes machen, dann hätten die Hohen Sontrabenten die Befugnif, bie 
wichtige Angelegenheit des Art. 13 der Bundesacte im Innern zu ordnen, 
fo weit ausgedehnt, daß diejenigen Berfaffungen, welde am 15. Mai 
1820 noch nicht beftanden,, oder eine jede derſelben, welche einmal abge: 
Ändert worden wäre, ſpäterhin alles Schußes von Seiten des Durch— 
- Jauchtigften Bundes beraubt feyn würden. Es würden alfo ſolche auf 
jede wilfführlihe Weife abgeändert werben können, ohne daß eine Ein— 
wirfung des Bundes denfbar wäre, fo lange nur ber Charakter, der 
"Art. 25 und 26 der Wiener Schlußarte nicht einträte, db. h. die 
Regierung nicht um Hülfe bäte, oder durch offenen Aufruhr daran ver: 
hindert würbe, und es bliebe in folchem Falle dem Bunde höchſtens 
bevor, eine Leberfchreitung der in den Art. 57, 58 und 59 der Schlußacte. 
geftellten Gränzen zu rügen. Schwerlich möchte eine folhe Beftimmung, 
welche in Ermangelung eines rechtlihen Schuges zu Aufruhr und innerer 
Gewaltthätigfeit führt, dem hohen Zwecke: Erhaltung äußerer und inne: 
ver Sicherheit Deutſchlands emſprechen. Ein Rechtszuſtand wäre dabei 
undenkbar. — | 

Es würde ferner eine ſolche Beftimmung, von anderer Seite anges 
fehen, den Hohen Gontrahenten den Borwurf aufbiirden, daß diefelben 
im Widerfpruche mit der in den Art. 54 und 55 den Bundesſtaaten 
weislich gelaffenen Freiheit, dem Nothwendigen nachzukommen, einen 
unbedingten Schuß nicht des Beftehenden, fondern des zufällig 1820 
Beftandenen fih zum Zwede genommen, Es würde anmaaßlich. feyn, 
bier über die Unzweckmäßigkeit eines Grundfages zu reden, deffen Inhalt: 
barfeit fhon der alleinige Umftand darthut, daß durch das Ausfterben 
der Hoben Sachſen-Gothaiſchen und Anhalt-Köthen'ſchen Häufer feit 1820 
der Beftand jener Länder felbft auseinander geriffen worden. Und welchen 
Anspruch hätte fih denn wohl jenes 1820 Beftandene auf fo bevorzugten 
Schug erworben? Die ältefte der neugeordneten VBerfaffungen, die von 
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Naſſau, war nicht fünf Jahre alt. In den größeren Staaten, die von 
Baiern und Baden, nicht volle zwei Jahre, die von Würtemberg ſieben 
Monate, die von Hannover fünf Monate, die von Braunſchweig 
kaum zwanzig Tage!! Der Werth dieſer Verfaſſungen war wenig 
oder gar nicht erprobt. Das Staatsgrundgeſetz des Königreichs Hannover 
vom 26. September 1833 hat auf fünf Landtagen zum Segen des Landes 
gewirkt; daffelbe hat eben fo viele ſchwere Prüfungen beftanden, als 
die Berfaffung von 1819 Monate alt war, zu ber Zeit, wie berfelben 
jener Charakter der Unverleglichfeit aufgedrüdt feyn foll.- 

Und welcher wäre der Rechtszuftand von Deutfchland jest, wenn 
nur das am 15. Mai 1820 Beftandene unter dem Schuße des Durch— 
lauchtigften Bundes ftände. Nelter als jener Zeitpunkt find die jetzt 
beftehenden Berfaffungen nur in Deftreih, Medienburg, den Reußifchen 
Landen, ferner in Luremburg (jo weit dort überall ein Rechtszuſtand 
befteht), Naſſau, Rudolftadt, Lippe-Schaumburg, Walded, Weimar, 
Baiern und Lichtenftein (denn die Berfaffungen von Hannover und Baden 
find ſchon nad) jener Zeit geändert). Dagegen würde bie Berfaffung 
ohne Schuß feyn in Preußen, Baden, Hannover (denn auch das Patent 
yon 1819 ift ſchon 1832 weſentlich abgeändert), Sachſen, Holftein, beiden 
Heffen, den Sachjen-Meiningen, Coburg und Altenburgifchen Yanden, 
den Anbaltinifchen und allen übrigen Hleineren Bundeslanden, mit Aus: 
nahme son Didenburg, wo noch feine ftändifche Verfaſſung beitebt. 

Wahrlich eine Interpretation, bie zu folchen Folgerungen führt, 
wird ein umfichtiger Ausleger nur im Außerften Notbfalle ergreifen, nicht 
aber da, wo folder Mißverftand den Worten aufgezwungen werben 
müßte, während ihr reiner Inhalt die untadelhaftefte Regel der Stants= 
weisheit zu erfennen gibt. Ä 

Diefe Regel ift der Schuß des friedlich Beftehenden! Es ift überall 
Ihwer, das Recht zu erfennen; nur die Form des Gefeges macht fol- 
ches möglich, und dieſe Form ift unwirffam, wo das Gefeß gegen ben 
unumfchränften Gefeßgeber angewendet werben möchte. Ueberall aber 
ift fo viel gewiß und Teicht erfennbar, daß derjenige, welder ein. friedlich 
Beftehendes auf eigenmächtigem Wege umzuftürzen fucht, von ber 
Dahn des Rechts abweiche. Wo alfo ein Rechtszuftand unter unab- 
bängigen Staaten feyn fol, da muß dafür geforgt werben, daß der 
ruhige Befigftand ungeftört bleibe. Diefen Grundfas, den das Völferrecht 
in neuerer Zeit an die Spige geftellt, indem folhes jede vollendete 
Thatfahe anerkennt, hat die Wiener Schlußacte auch hier zur 
Baſis des Rechtszuſtandes unter den unabhängigen deutfchen Bundes- 
ſtaaten erhoben, Der Schu bloß jenes zufälligen Zuftandes von 1820 


ei 


wäre eine rein willführliche Beftimmung, diefer Schus des anerfannt 
Beſtehenden ift in fich felbft feft gegründet. Bon diefem und nur yon 
ihm konnte der mehrmals erwähnte Staatsrechtslehrer 
Eihhorn a. a. O. p. 106 
fagen: 
der Rechtszuftand der deutſchen Unterthanen ihren Regierungen 
gegenüber ift ſoweit gefichert, als er fich fichern ließ, ohne in 
die innern Angelegenheiten der Staaten durch Geſetzgebung 
des Bundes einzugreifen. Denn der Bund ſchützt jede aner— 
kannt beſtehende al Zi 


& 11. 


Noch auf dasjenige, was von Allen — worden. 


Man kann aber ferner die Behauptung aufſtellen, eine Verfaſſung 
ſtehe nicht in anerkannter Wirkſamkeit, ſo lange Jemand, den ſolche 
betrifft, ihre Rechtmäßigkeit oder Zweckmäßigkeit nicht anerkenne; und 
dieſer Satz würde im gegenwärtigen Falle von deſto größerer Bedeu— 
tung ſeyn, da Se. Majeſtät, unſer Allergnädigſter König, im Patente 
vom 1. November 1837 erklärt haben, daß Ihrerſeits eine Anerkennung 
des Staatsgrundgefeges nicht erfolgt, vielmehr der Widerſpruch wider: 
daſſelbe offen zu erfennen gegeben und die Unterfchrift zu wiederholten 
Malen verweigert fey. 

E8 Scheint aber, als wenn hier verfchiedene Begriffe vermengt 
wirden, indem die Zuftimmung einer Perfon, welche die rehtmäßige 
Entftehung verbürgen möchte, mit der rein tbatfählihen Frage 
der Wirffamfeitzufammengeftellt wird. Daß beides verfchieden fey, 
davon liefert die Gefchichte des Königreihs Hannover den fprechendften 
Beweis. Denn Niemand, der 3. B. bie Iangwierigen und fhwierigen 
Verhandlungen über die Bereinigung der Galenbergifhen und Der Gru: 
benhagenfhen Landichaft fennt, wird bezweifeln fönnen, daß die Ber: 
einigung aller Provinzen zu einer Ständeverfammfung im Jahre 1814 
zu einer vollfommen rechtsgültigen Entftebung der Einftimmung der 
beftehenden Stände beburft hätte. Eben fo wenig aber fann auch be- 
zweifelt werben, daß ber Verfaffung von 1819 biefe Zuftimmung nicht 
zu Theil geworben ſey. Dennoch ift fie durch Art. 56 der Schlufacte 
felbft nah der Annahme des Allerhöchften Patents vom 1. November 
1837 gefhüst. — 

In anerfannte Wirffamfeit war demnach die Verfaffung vom 26. 
September 1833 ohne Zweifel getreten, felbft auch dann, wenn ein folches 


Anerkenntniß feiner jegt vegierenden Majeſtät nicht erfolgt feyn follte, 
indeß dürfen wir ein noch größeres Gewicht darauf legen, daß ein 
Anerkenntniß Sr. Majeftät, wie erwünſcht folhes auch gemwefen feyn 
möchte, dennoch zur Rechtöbeftändigfeit des Staatsgrundgefeses Fein 
unerläßlich notbwendiges Erforderniß ſey. Demjenigen, was Die gebie- 
gene Schrift. 
des Herrn Juſtiz-Miniſters von Kamps Erörterung der Ber: 
bindlichfeit des weltlichen Neichsfürften aus den Handlungen 
feines Borfahren, 
im Allgemeinen barthut und was in Bezug auf bie vorliegende Sache 
wir felbft in der Denkſchrift 
Anlage 5 
auszuführen gewagt, dürfen wir bier nur bie Bemerkung  binzufügen, 
wie eine fo ausgedehnte. Befugnif der Agnaten, nach welcher ein ohne 
deren Zuftimmung, abgejfeben yon ihren befondern Rechten, gefchloffener 
Landbesvertrag unbedingt nichtig feyn würde, nicht nur der gefammten 
Gefhichte des hohen Braunfchweig = Lüneburg’shen Haufes, fondern 
unfers unterthänigen Dafürhaltens, felbft der Verfaſſung des Deutfchen 
Bundes widerfprechen würde. 

Denn die Grundlage diefes Bundes, das monarchiſche Princip, 
ohne welches in den Staaten des heutigen Europa Fein dauerndes 
Wohlſeyn mehr gedacht werden mag, ſcheint Dur fo große Ausdehnung 
ber Agnatifchen Nechte auf höchſt bedenkliche Weife beeinträchtigt zu 
werden. Es können den hohen -Agnaten Nechte zuſtehen, welche ben: 
felben wider ihren Willen nicht entzogen werben bürfen. Es ift Dies 
namentlich der Fall in Anfehung des Succeſſionsrechts und der Sue: 
eefionsordnung. Es muß ferner ihnen das rein Privatrechtliche ge⸗ 
ſichert bleiben. Wenn aber 

die geſammte Staatsgewalt in dem —— des Staats ver⸗ 

einigt bleiben ſoll: 
ſo kann unmöglich das agnatiſche Recht, wie hoch man daſſelbe auch 
ſchätzen mag, reine Staatshandlungen vernichten. Der Souve— 
rain ſteht über dem Volke; er allein vermag abzuwägen, was dem 
Ganzen frommt; er muß die geſammte Staatsgewalt beſitzen, damit er 
in den mannigfaltig bedrängenden Verhältniſſen, in denen der Staat ſich 
befinden kann, ermächtigt ſey, das zu thun, was das gemeine Wohl 
fordert. Der Agnat iſt nicht in dieſer Lage; er iſt auf die Zukunft, 
vielleicht eine ſehr entfernte, gewieſen; er iſt vielleicht dem Lande, ſeinen 
Intereſſen, im Augenblicke der Gefahr fremd, kennt ſolche durchaus 
nicht, za er könnte — ſo wie die perſönlichen Verhältniſſe der höchſten 


— 28 — 
Häuſer geſtaltet ſind — gar wohl eben derjenige Gegner ſeyn, von 
dem die Gefahr droht, und gegen den die äußerſten Kräfte aufgeboten 
werden müßten. Die Gefahren eines ſolchen Rechtsſatzes ſpringen ſelbſt 
dem Privatmanne zu ſehr in die Augen, als daß hier irgend eine 
fernere Andeutung nöthig ſcheinen könnte. 

Wir haben, indem wir des agnatiſchen Conſenſes gedacht, hier 
nur die zweifelhafteſte Seite der Frage: ob ein allgemeines Anerkennt⸗ 
niß der Rechtmäßigkeit erforderlich ſey, um die anerkannte Wirkſamkeit 
einer Verfaſſung im Sinne des Art. 56 der Wiener Schlußacte zu be: 
gründen ? herauszuftellen gewagt. Jedes weitere Verfolgen dieſes Satzes, 
jede Ausdehnung auf andere Perfonen, würde ins Abſurde fallen. 
Mit Sicherheit dürfen wir hoffen, daß beide oben bervorgehobenen Ein: 
wände bes rechtlichen Gewichts gänzlich entbehren, 

daß einer Berfaffung, die fünf Jahre, fünf Landtagsfigungen 
hindurdy ohne irgend laut gewordenen Wiberfpruch geblieben, 
auf welcher die wichtigften Gefege und Einrichtungen des Lan: 
des nod) jetzt beruhen, bie anerkannte — nicht werde 
abzuſprechen ſeyn. — — 


| $. 12. 

Die Gründe des Patents vom 1. November 1837 können dem 

Staatsgrundgeſetze den Schutz des Bundes nicht entziehen. 

Eine jede in anerkannter Wirkſamkeit ſtehende landſtändiſche Ver— 
faſſung kann aber nur auf verfaſſungsmäßigem Wege abgeändert wer- 
den, und hat bis zu ſolcher verfaſſungsmäßigen Abänderung ſich des 
Schutzes des Durchlauchtigſten Bundes zu erfreuen. | 

Das Allerböchfte Patent vom 1. November 1837 bat Gründe an: 
geführt, weshalb dem Staatsgrundgefege vom 26. September 1833 
biefer Schug nicht zu Gute fommen würde. Wir haben gewagt, un: 
fere desfallfige Ueberzeugung freimüthig dem Cabinet Sr. Koniglichen 
Majeftät in der Denkſchrift 
Anlage 5 - 

vorzulegen und bürfen, um nichts Leberflüffiges zu wieberhofen, bier 
darauf untertbänigft Bezug nehmen; die rechtsgültige Entftehung des 
Staatsgrundgefeges wird ſich aus jener Anlage zur Genüge ergeben, 
und wenn wir es gleich uns nicht verbehlen, daß darüber der Art. 56 
ber Wiener Schlußacte eine Cognition dem Durchlauchtigſten Bunde 
nicht beilegt, indem derſelbe nur Das in anerfannter Wirffamfeit Stebende 
fügt: fo dürfen wir dennoch die Hoffnung faflen, e8 werde jene Aus: 
führung inſofern von Gewicht feyn, als folche zur Wiberlegung bes 


Alferböchften Patents vom +. November 1837 binreihen und nament= 
lic) den fchweren Vorwurf befeitigen dürfte: als ob jenes Staatsgrund- 
gejeg die Negierungsgewalt über dasjenige Maaß hinaus beſchränkte, 
welches nach Inhalt der Berfaffung des Durchlauchtigſten Bundes den 
Regierungen deffelben zufteben muß. 

£ $. 13. 

Diefer Schub befaßt ven ganzen Inhalt der Berfaffung. 


Ein partieller Einwurf gegen die Anmwendbarfeit des Art. 56 auf 
das Staatsgrundgefeg (fowie in der That faft alle Tandftändifche Ber: 
faffungen Deutfchlands) möchte aber daher abgeleitet werden: 

daß jener Artifel nur die Tandftändifche Verfaffung, d. h. Die 

Formen der Ständeverfammlung und deren unmittelbare Rechte, 

nicht aber den fonftigen Inhalt des Berfaffungsgefeges im 

Auge habe, | 
Indeß ift diefer Einwand theild an fich unerheblich, theils für Den ge: 
genwärtigen Fall ohne alle Bedeutung. 

An ſich unerheblich darf der Ein ... gehalten werden, weil überall 
noh niemals eine beutfche Berfaffung beftanden hat, welche 
ganz allein ftändifhe Formen und nicht auch Rechte der Unterthanen 
geordnet hätte. Bor allem Andern dürfen wir bier darauf hindeuten, 
daß die Bundesacte felbft in den Art. 12 bis 18 Rechte der Untertha— 
nen orbnet. Unter den verfhiedenen Provinzen des Königreichs Han- 
nover aber war nicht eine, deren Landtagsabfchiede nicht vielfach bis in 
das Einzelnfte hinein bie Rechte der Unterthanen geordnet und gefichert 
hätten. Der Gandersheimifhe Landtagsabfhied von 1601 für Calen— 
berg; die Neceffe von 1673 und 1686 für Lüneburg; der Landtagsab- 
fhied von 1697 für Hoyaz die Privilegien der Königin Chriftine, König 
Garls XL. und der Commiffionsreceg von 1692 für Bremen und Ber: 
den; bie immerwährende Gapitulation von 1650 für Osnabrüd; der 
Ganderspeimifche und Salzdalumer Landtagsabfchied von 1597 für Die 
verfehiedenen Theile von Hildesheim; das privilegium patriae von 
1570 für die Theile des Münfterlandes; und vor allem die große Zahl 
ber Accorde und Receffe für Oftfriesiand, alle ohne Ausnahme befchäf: 
tigen fih mit ber ftändifchen Repräfentation wenig; denn dieſe Formen 
ber Berfaffung betrachtete man in jenen Zeiten als feftftebend, während 
jene Rechte der Einzelnen, der Corporationen, der Kirchen, die Formen 
der Rechtspflege und der Verwaltung des Schuges dringend bedurften. — 

Bon ben Publiciften des Braunſchweig⸗-Lüneburgiſchen hoben Haufeg 
iſt aber jederzeit ber gefammte Inhalt der Randtagsabfihiede als ein 


Theil der- Randesverfaffung betrachtet worden; und felbft bie, welche den 
. Ständen bei der Gefeggebung nur ein Gutachten zugeftehen, ftimmen 
darin überein, daß der Inhalt der Neceffe als Landesvertrag nicht 
ohne Bewilligung der Stände abgeändert werden fünne und bürfe. 
Bergl. Struben Rechtliche Bedenfen IH, 84. - 
Derfelbe Unterricht von Regierungen und Juſtizſachen 
$. VIII, not. b. p. 29. 


In diefem Sinne erklärt denn aud in der mehrgebachten Stelle 
Eichhorn 1. c. p. 106. 

Der Bund fchüßt jede anerfannt beſtehende Verfaſſung und da⸗ 
durch die verfaſſungsmäßigen Rechte Der Unterthanen — ſofern die 
Beichwerde die factifhe Aufhebung der beftebenden Verfaſſung 
felbft zum Gegenftande hat —, durch das der Bundesverfamme 
lung eingeräumte Recht, jede Regierung zur Erfüllung des 13. 
Artifels der Bundesacte in dem Sinne, welchen fie nad) ber 
Entwidelung der Wiener Schlußacte hat, anzubalten. 

Uraltes Landesrecht und Bundesrecht fprechen mithin dafür, baf der - 

ganze Inhalt der Berfaffung den Schuß in Anfpruch zu nehmen babe, 

welchen ber Art. 56. der Wiener Schlußacte gewährt. 

Wäre aber bier wirklich auch nur von ftändifcher Verfaffung im 
engften Sinne, von den Formen und Rechten der Landtagsverfammlung 
felbft die Rede, fo würde diefe Befhränfung dennoch der gegenmärti: 
gen unterthänigften Beſchwerde durchaus feinen Eintrag thun. Denn 
diejenigen Verfügungen des Allerhöchſten Patents vom 1. November 
1837, über welche Befchwerde zu führen ift, betreffen zu allernächft 
eben diefe Formen und vorzliglih die Rechte ber Stände felbft. Es 
wird von uns nicht im Entfernteften in Zweifel gezogen, daß mande 
Beftimmungen bed Staatsgrundgefeßes vom 26. September 1833 über 
die Rechte der Einzelnen im Laufe der Zeit Abänderungen bebürfen 
können. Es ift nur daran gelegen, daß ſolche Abänderungen in einer 
Form bewirft werden, welche bie Sicherheit reifer Erwägung und fcho: 
nender. Beitimmung gewährt. Diefe Form Tiegt allein in der Verfaſ— 
fung der Stände. Iſt dieſe gefichert, dann ift auch die Erhaltung der 
Rechte der Einzelnen und Körperfihaften ficher: geftelft. Iſt fie aber 
einfeitiger Abänderung Preis gegeben, fo werden bie Rechte der Einzelnen 
felbft durch den Buchftaben der BVerfaffungsurfunde nicht geſchützt ſeyn. 

Sit alfo die fländifhe Verfaffung im engften Sinne Grundlage 
ber Übrigen Rechte und folglid der Angriff auf diefe felbft in Bezug 
auf jene Rechte der Grund der Beſchwerde: fo tritt die Begründung 
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ber Beſchwerde noch mehr hervor, da bie drei Punkte, welche das Aller⸗ 
höchſte Patent als der Abänderung bedürftig bezeichnet, nämlich: 
1. das Verhältniß der Domainen zu den Staatsbedürfniſſen, 
2. die Einberufung der Landtage ums dritte Jahr und 
3. das Verhältniß der Allgemeinen Stände zu den Provinzial— 
ſtänden und die Mitwirfung der Stände zur Gefeg- 
gebung 
ganz unmittelbar die ftändifhe Verfaſſung im engften Sinne angeben. 
Und noch deutlicher fpringt dieſe Verlegung der ftändiihen Verfaſſung 
dadurch in die Augen, daß Se. Königliche Majeftät nicht allein Durch 
Dero Patent vom 1. November 1837 die Berufung einer Ständever— 
fammlung zu Beratbung diefer Abänderungen nah dem Patente von 
1819 und nicht nach dem in anerfannter Wirffamfeit ftehenden Staats: 
grundgefege angefündigt; ſon dern biefe Berfammlung auch durch Aller: 
höchſtdero Proclamation vom 7. Januar 1838 ausdrücklich berufen 
und unter dem 20. Februar eröffnet haben. — 
Hier Tiegt nicht etwa die bloße Intention, nicht bloß der erflärte 
Mille eines Eingriffs in bie ftändifche Berfaffung des Staatsgrundge-⸗ 
feges vor; fondern bie Verlegung felbft in völligfter Ausführung. 
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Die gegenwärtig berufene Berfammlung iſt nach feiner begrün« 
deten Berfaffung als Nepräfentation des Landes anzufeben. 

Die Streisfrage, welche zur Entſcheidung des Durchlauchtigſten 
Bundes von und unterthänigft verftellt wird, ift an ſich freilich höchſt 
einfach; dennoch bat die Berufung einer Ständeverfammlung durch Die 
Allerböchfte Prorlamation vom 7. Januar d. 3. diefelbe verbunfelt. 

Die Formen der Berfammlung nad) dem Staatsgrundgefege und ber 
gegenwärtigen find vielfach übereinftimmend, die Wahlen werden auf 
biefelbe Weife eingeleitet, und fo mag ber Unfundige leicht glauben, der 
Kampf um diefelben fey nichts. als Eigenfinn, und ſich mit Ungunſt 
von denen abwenden, bie um unbebeutender Abweichungen willen das 
gebotene Gute einer ſtändiſchen Discuffion ablehnen. 

Hat diefe Anficht, neben dem Motive der Folgfamfeit gegen höhere 
Defeble, mehrere Wahleorporationen zur Wahl vermocht: fo ift dadurch 
felbft für diejenigen, welche es gar wohl erfennen, wie ungeheuer der 
Abſtand zwiſchen einer verfaffungsmäßigen, auf feftem Rechtsboden bes 
ruhenden Ständeverfammlung und einer precaiven Bereinigung von 
Depusisten If, Die ihr ganzes Recht aus der Zufammenberufung ber- 


u 


leiten, venen in ber That gar Fein Beflsftand zur Seite ſteht, ein weie 
terer. Zweifel erregt, indem fie die Frage aufmwerfen; 
Ob nicht zupörberft bie Erledigung der großen Streitfrage durch 
dieſe Verſammlung zu erwarten ſey? 

Der hochberühmte Staatsrechtslehrer, deſſen Anſi Rn wir mehr: 
mals anzuführen ung erlaubt, | 
N Eichhorn 1. c. p. 9. 
ſcheint diefer Anficht fogar das Wort zu reden ; 

indem er Befchwerben einzelner Untertbanen über verfaffungs- 
wibrige Ausübung ber NRegierungsgewalt durchaus nur an bie 
Ständeverfammlung weifet, und falls dieſe biefelben für unbe: 
‚ gründet hält, ſolche Damit erledigt wiffen will, 

Wir bürfen ung freilich zur Ablehnung folder Einwürfe ruhig darauf 
berufen, daß nur einer verfaffungsmäßigen Ständeverfammlung biefe 
- Macht zugeftanden werben könne. Gern würden wir ung beruhigen, . 

wenn biefe ung gewährt, wenn eine Berfammlung nah Maafgabe des 
Staatsgrundgefeges zur Prüfung etwaiger Berfaffungsänderungen be- 
rufen würde, Allein fjelbft Dann, wenn dieſe unfere unterthänigfte 
Veberzeugung fih als irrig erwieſe, wenn nad höchſter Entfheidung 
bes Durchlauchtigſten Bundesdas Staatsgrundgefeg von 1833 als nichtig 
erfcheinen könnte, felbft dann würden wir noch behaupten müffen, 
daß der gegenwärtig berufenen Ständeyerfammlung durchaus Fein Recht 
zugeftanden werben fünne, über diefe Saden, fowie über Rechte der 
Unterthanen und des Landes überhaupt zu entfcheiden, und hierauf 
wagen wir unterthänigft eine zweite eventuelle Beſchwerde in ber 
Maaße zu richten: 
dag durch bie Allerhöchfte Proclamation vom 7. Januar d. 3. 
die Berfaffung der Ständeverfammlung nah dem Patente vom 
7. Derember 1819 einfeitig abgeändert worben. 
Wir haben uns verpflichtet gehalten, auch dieſe unfere unterthä⸗ 
nigſte Ueberzeugung in 
der Anlage 14 
der berufenen Verſammlung ſelbſt darzulegen; zu dem Inhalte derſelben 
erlauben wir uns hier nur folgende Bemerkung. 

Es unterliegt feinem Zweifel und iſt in den verſchiedenen Aller— 
höchſten Erlaſſen, namentlich im Patente vom 1. November v. J. wies 
derholt anerkannt, daß die Verfaſſung nach dem Patente vom 7. De— 
cember 1819 vollkommen verbindliche Kraft beſeſſen habe, daß ſelbige 
durch Art. 56 der Wiener Schlußacte feſtgeſtellt und nur mit ausbrüd: 
Vicher Bewilligung der Ständeverſammlung abzuändern ſey. Nun aber 
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ſtimmt die gegenwärtig berufene Verſammlung mit derjenigen, welche 
durch jenes Patent von 1819 eingeſetzt worden, keineswegs überein, 
indem 

1. die Deputirten des Bauernſtandes nach der Verordnung vom 
22. Februar 1832 berufen worden. Wir haben in unſerer unterthä— 
nigſten Denkſchrift 
Anlage 5 pag. 50 und ferner 
auszuführen uns erlaubt, welche Bewandniß es mit jener Verordnung 
habe, und unſeres devoteſten Dafürhaltens unterliegt es keinem Zweifel, 
daß jene Verordnung für einen weiteren Landtag, als den im Jahre 
1832 berufenen und 1833 aufgelöfeten nicht gültig feyn könne. Eben 
ſo Scheint es am Tage zu liegen, daß die Regierung, nachdem einmal 
dieſe Sade definitiv geordnet war, nicht mehr berechtigt geweſen, auf 
die Erklärungen der Ständeverfammlung von 1831 zum zweiten 
male die Sache nad eigener Entfchliegung zu beftimmen. 

Unleugbar ift es freilich, daß die Berufung der reinen Berfammlung 
nah dem Patent von 1819 mit ben genehmigten Anträgen ber Ne: 
gierung von 1831 im Widerfpruche flehen würbe, und daß, wenn das 
Staatsgrundgefeg von 1833 erlofhen wäre, eine definitive Ordnung 
der Sache fehlen würde. Hieraus aber fcheint unferes unterthänigften 
Dafürhaltens nur zu folgen, daß die Aufhebung bes Staatsgrundgefeßes 
in ein Labyrinth führe, aus welchem Fein Ausgang auf völlig legalem 
Wege zu finden tft, eine Bemerfung, die, wenn es nöthig wäre, noch 
beutliher die Weisheit des Art. 56 der Wiener Schlußarte darthut, 
welcher eine Abänderung bes anerkannt ie nur auf zum 
Wege duldet. 

Könnte aber auch bie verfaffungswidrige Berufung der Bertreter 
bes gejammten britten Standes noch einem Zweifel — ſo iſt 
doch ſo viel unbeſtreitbar, daß 

2. durch die Unterdrückung des Schatz-Collegii des Königreichs 
beide Kammern decomponirt ſind. Die unterthänigſte Denkſchrift 

Anlage 5. pag. 119 
weiſet auch hierüber das Erforderliche nach. Von den Deputirten der 
ſieben Hauptprovinzen zum Schatzcollegio befanden ſich — nad ihren 
perfönlihen Verhältniſſen — fünf in der erften und zwei in der zweiten 
ae ſechs derſelben find noch jest im Leben. Allerdings ift durch. 
das Geſetz vom 30. Juli 1834, $. 1. 
das Schag-Collegium aufgelöfer; allein Dies ift einzig gefcheben, wie der 
Eingang jenes Gefeges ausdrücklich befagt, weil in Gemaͤßheit des Grund- 
gefeges. daffelbe nicht fortbeftehen konnte. Iſt das Staatsgrundgefes 


erlofhen: fo muß auch dieſes Gele als erlofhen betrachtet und bas 
Land eben fowohl, als Se. Majeftät in die bisher befeffenen Rechte 
wieder eingefegt werden, Wird eine Ständeverfammlung nad) dem 
Patente von 1819 berufen, fo dürfen nicht jieben für Verfaſſung und 
Geſchäftsgang ſehr wichtige Mitglieder, Repräfentanten nicht einzelner 
Gemeinden oder Stände, fondern ganzer Provinzen fehlen. Man 
fönnte mögliher Weife die Frage aufwerfen: ob die früheren Mit: 
glieder des Schatz-Collegii berechtigt und verpflichtet feyen, in die Stände: 
verfammlung wieder einzutreten, nachdem ihre Functionen einmal auf: 
gehoben worden. Berneinte nian aber auch diefe Frage: fo mußten 
eben fowohl die Provinzen zu neuer Wahl diefer Deputirten veranlaßt 
werden, als bies im Jahre 1819 bei der erften Berufung des Lands 
tags nad dem Patente von 1819 geſchah. Nur dann war bie De 
fammlung gehörig und vollftändig berufen. — 

Wir brauchen hier nicht auszuführen, daß eine unvollftändig — 
fene Verſammlung unmöglich legale Beſchlüſſe faſſen könne. Es iſt ein 
allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß bei jeder Gemeinde die vollſtändige 
Berufung der Mitglieder Bedingung der Gültigkeit des Gemeinde— 
beſchluſſes ſey. Iſt auch ein einziges Mitglied nicht berufen, ſo iſt der 
Beſchluß nichtig. Wie vielmehr muß dies da zutreffen, wo bie Ver: 
tretung des ganzen Bauernftandes auf eine von der Verfaffung abweichende 
Weife und wo fieben wichtige, perfönlich und Tebenslänglich berechtigte 
Deputirte aller Provinzen gar nicht berufen worden. — Sollte dies 
zuläffig feyn, eine ſolche Verſammlung für verfaffungsmäßig gehalten 
werben Fünnen: fo würde freilich der Art. 56 der Schlußacte völlig 
inan werben; denn was fände dann im Wege, ohne die mindefte ſtän— 
diſche Berathung die ganze Verfaffung fo zu ändern, daß feine Spur 
bes Beftandenen übrig bliebe. 

Die Prorlamation vom 7. Januar 1838 rechtfertigt bie gegen das 
Staatsgrundgefeß abgeänderte Repräfentatioh des Bauernftandes durch 
bie Bemerkung, daß die desfallfige Verordnung vom 9, Detober 1833 
mit dem Staatsgrundgefege in unzertrennlicher Berbindung geftanden 
und deshalb mit diefem aufgehoben fey. — Der unmittelbar folgende 
Sag aber rechtfertigt die Nichtberufung der Mitglieder des Schageol: 
legit dadurch, daß das Schagrollegium (nicht minder in unabweislicher 
Folge des Staatsgrundgefeges) aufgehoben worden. Eine Argumenta- 
tion fcheint die andere aufzuheben, weshalb wir Tediglich auch bier zu 
bemerfen uns geftatten, in welde unauflöslihe Verwirrung das Ver: 
ſchmähen des — Grundſatzes des Bundesrechts führt. 


Nur der Schug ber anerfannt wirffamen Berfaffung von 1833 
kınn den Zuftand der Gefeglichfeit wieder herſtellen. 

Das Patent von 1819, welches als gefeglicher Zuftand gelten ſoll, 
iſt ſelbſt zerſtört, ſogar feine Wirkſamkeit bedarf, um hergeſtellt zu 
werden, zuvörderſt der legalen Ständeverſammlung, und ſo dient unſere 
zweite unterthänigfte Beſchwerde nur dazu, die ———— der erſtern 
in noch helleres Licht zu ſtellen. | 
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PEIDERNEUNG der Befhwerde urn reine frage des Art. 56 
ber Shlußacte, 


Dem Durchlauchtigſten Bunde haben wir es nicht vorzulegen, welche 
Einwände wir gegen den neuen Entwurf, den Se. Königliche Majeftät 
der jest berufenen Ständeverfammlung zur Beurtheilung mitgetbeilt, 
aufftellen möchten, denn fo wie die Wiener Schlußacte diefe Berathungen 
der Einwirfung des Durchlauchtigſten Bundes entzieht, infoweit nicht Die 
Beitimmungen der Art. 57, 58 und 59 verlegt werben: fo befcheiden 
auch wir ung, daß nur einer legalen Ständeverfammlung, nicht aber 
ung, einer einzelnen Gemeinde, ein Recht zuftebe, darüber zu entfcheiden 
—oder Beihwerde zu führen, was als Verfaffung dem Rechte und dem 
Wohle des Vaterlandes entfpreche. Unſere Meinungen würden hierüber 
werthlos ſeyn. Einzig der Anſpruch, daß jene Abänderungen auf ver: 
faffungsmäßigem Wege, mit einer Yegalen Ständeverfammlung beratben 
werden, ift e8, worauf ſich fowohl das Entſcheidungsrecht des Durch 
laugtigften Bundes, als unfere Befugniß zur Befchwerde befchränft. 

Ueberzeugt aber, daß wir verpflichtet feyen, felbft einer ungefeglich 
entjiandenen Verfaffung uns zu fügen, fobald folhe in anerfannte Wirfs 
famfeit getreten wäre; überzeugt aber auch, daß das wahre Heil und 
ber wahre innere Frieden des Landes nur gefördert werden könne, wenn 
eine vollfommen legale Entftehung der Gefege feinen Stachel in den 
Gemüthern zurückläßt, der unfehlbar tief freſſende Wunden erzeugen 
müßte, halten wir es für eine unerläßliche Pflicht, ſowohl gegen die 
Stadt, deren Rechte und Intereſſen zu vertreten wir verpflichtet ſind, 
als gegen das ganze Land, für eine Pflicht, die eben ſowohl unſern 
Perſonen als unſerm Amte obliegt, den rechtlichen Schutz des Durch— 
lauchtigſten Bundes anzuflehen, damit es nicht geſchehe, daß von einer 
auf doppelte Weiſe der Verfaſſung widerſprechenden Verſammlung dem 
Lande eine Verfaſſung aufgedrungen und der Durchlauchtigſte Bund 
entweder zu deren Schutze gezwungen, oder doch nur Modem ſchrecklichen 
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Falle des Art. 61 der Wiener Schlußacte zur Mpülfe befugt geachtet 
werben möge. — 


j - $. 16. 
Recapitulation und devoteſte Bitte. 


Berftatten wir ung, noch einmal kurz den Inhalt unferes unter: 
thänigften Geſuchs zu wiederholen: fo dürfen wir behaupten: 

1. Das Grundgefeg des Königreihg Hannover ift in anerfannte 
Wirkfamfeit getreten, ift (die Berfügungen ber Regierung beweifen es) 
bis zum Allerböchften Patente vom 1. November 1837 in anerfannter 
Wirffamfeit geblieben. Erſt durch diefes Patent ift jene Wirkfamfeit 
geftört. Allein theils dauert in Finanzen, Gefeßgebung, Verwaltung 
noch die Wirffamfeit des Staatsgrundgefeges fort, theils ift auch noch 
feine andere Verfaſſung an deffen Stelle in Wirffamfeit getreten; denn 
das Patent von 1819 ift felbft geftört, Die beabfichtigte neue Verfaffung 
aber foll erft gemacht werden. 


2. Dem Durdlaudtigften Bunde Tiegt e8 ob, jede in anerfannter 
Wirkfamfeit ftehende Berfaffung vor verfaffungswibriger Abänderung oder 
gar Aufhebung nah Art. 56 der Wiener Schlußarte zu ſchützen; und 
diefer Schuß wird dem Staatsgrundgefege von 1833 nicht entzogen, weil 
daſſelbe nah dem 15. Mai 1820 entftanden, oder weil etwa einer ber 
hoben Agnaten demfelben feine Zuftimmung verfagt baben möchte. Diefer 
Schuß gebührt nicht bloß den bier zunächſt angegriffenen Rechten der 
ftändifchen Vertretung, fondern der Gefammtbeit der Verfaffung, und 
kann derfelben durch die in dem Allerböchften Patente vom 1. Nopbr. 
enthaltenen Gründe nicht entzogen werden. 


3. Die gegenwärtig berufene Ständeverfammlung iſt weder in 
Rückſicht auf das Staatsgrumdgefeg, noch felbft einmal nad) dem Patente 
von 1819 für eine verfaffungsmäßig berufene zu halten. Derfelben 
ftebt mithin fein Recht zu, über die Nechte des Landes oder ber Unter: 
thanen zu entfcheiden; fie ift eine bloße Verfammlung zu Berathung 
Sr. Majeftät, oder zu Erflärung über die eigenen Rechte oder die Rechte 
ihrer Gewaltgeber. — Da nun diefe Berfammlung zu legaler Erledigung 
ber Frage in feiner Weife befähigt ift, Dazu aber. 

4. eine verfaffungsmäßige Ständeverfammlung feit dem, bie Be— 
ſchwerde erft begründenden Patente vom 1. November 1837 nicht vor: 
handen ift, fih aud — wenn fie vorhanden wire — nicht verfammeln 
kann, mithin dem Lande das befähigtfte Organ der Beſchwerdeführung 
mangelt: fo wirb bie einzelne Corporation um fo mehr zu hören feyn, 
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als ein ausſchließliches Recht der Beſchwerde in Landesſachen den Stände⸗ 
verſammlungen keinesweges beigelegt ift, als der Repräſentativ-Verfaſſung, 
welche bei ung nicht erft durch das Staatsgrundgefeg, fondern ſchon 1814 
und 1819 eingeführt worden, die Haltbarkeit der Corporativ-Verfaſſungen 
früherer Zeit nothwendig mangeln muß, und als endlich nicht angenommen 
werden darf, daß der Art. 56 der Wiener ei für irgend einen 
Bundesftaat illuſoriſch feyn könne. — 
Wie nun 
5. wir, die devoteſten Beſchwerdeführer, nicht ermangelt haben, 

Sr. Majeſtät, unſerm Allergnädigſten König und Herrn, unſere Bitten 
zuerſt vertrauensvoll vorzulegen, ſobald die Umſtände ſolches irgend ver— 
ſtatteten; wie ferner bis zu dieſem Augenblicke nichts geſchehen iſt, was 
unſere Beſchwerde als erledigt darſtellen könnte: ſo dürfen wir mit 
zuverſichtlichem Vertrauen auf die Weisheit und Gerechtigkeit Des Durch— 
lauchtigften Bundes, fo wie aller der erhabenen Herricher, die benjelben 
bilden, die bevotefte Bitte wagen: 

der Durchlauchtigfte Bund wolle geruben, durch die geeigneten 

Mittel zu veranlaffen, daß das Staatsgrundgefeg des König: 

reih8 Hannover vom 26, September 1833 wiederum in Wirf- 

famfeit gefegt werde; falls aber diefe unterthänigfte Bitte dem 

Rechte des deutfchen Bundes zufolge nicht begründet wäre, daß 

alsdann wenigftend die Berfaffung von 1819 in völliger Inte— 

grität hergeftellt werde, bevor Verhandlungen über die Berfaffung 

des Königreich zugelegt werben. 


§. 17. 


Schluß. 

Mit dieſer Bitte ſchließen wir eine Beſchwerde, deren Aufſtellung 
nur die ſchmerzlichſte Nothwendigkeit uns abgedrungen hat, und in der 
unſere ganze, aber auch unſere letzte Hoffnung ruht. Das Recht iſt 
das heilige Band zwiſchen Fürſten und Völkern, das Recht iſt das 
theuerſte Beſitzthum des Deutſchen. Seit mehr als dreißig Jahren hat 
das Volk unſeres Landes mit tiefem Schmerz die Vernichtung des alten 
Rechtes geſehen und empfunden. Durch das Staatsgrundgeſetz war der 
Boden wieder errungen, und Ruhe kehrte allmählig in die Gemüther 
zurück, Liebe zu dem Fürſten, der alſo der Wohlthäter ſeines Volkes 
geworden war, Liebe zu dem Vaterlande, das vor andern glücklich erſchien, 
belebte ſich neu. Die ſchreckliche Theilnahmloſigkeit, mit der wir eben 
dieſes Vaterland vor dreißig Jahren dem Feinde Preis — ſaben, 
war nicht mehr denkbar. — 
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Dem Durdlaudtigften Bunde ift Alles anbeimgeftellt: Der Schuß 
des Rechtes, die Förderung Deutichen Geiftes und deutſcher Nechtsliebe, 
ein Beifpiel, vor dem jenes Mißtrauen, Durch welches vor wenig Jabren 
die Staaten gefährdet, Unglüdlihe in großer Zahl zu Verbrechen fort: 
geftogen wurden, gänzlich. verftummen müßte; oder das Gegentheil von 
Allem. 

Wir, die unterthänigſten Bittfteller, hegen Hoffnung und Vertrauen, 
und dieſe allein erhalten unfern Muth. Denn höchſt Niederichlagendes 
‘haben wir erlebt und noch trübere Tage fteben uns bevor. Die Steuern, 
deren Bewilligung mit dem 1. Juli diefes Jahres abläuft, Fönnten nur 
in Gemäßbeit des $. 146 des Staatsgrundgefeges no für 6 Monate 
pflichtmäßig erhoben werden. Nach der Berfaffung von 1819 aber gar 
nicht mehr, wenn nicht ein geficherter Nechtszuftand wieder eintritt. 
Welche die Folgen feyn werden, Das wagen wir nicht zu beftimmen; 
unfer fehnlichfter Wunfch aber ift es, daß der Fraftvollen Berwendung 
des Durchlauchtigſten Bundes es gelingen möge, den Uebeln baldiaft 
zu wehren, ebe jolche unbeilbar werden. — 

Dsnabrüd, den 9. März 1838. 


Birgermeifter und Rath und Alterleute der Stadt Osnabrück. 
(964) Pagenstecher , Dr. Seer. . 


(L. S.) In fidem copiae 


Pagenstecher, Dr. Secr. 


Anlage 1. 
An 


Königl, Hannover'ſche Canddroſtei zu Osnabrück. 
Bericht 
des Magiftrats der Stadt Osnabrück 
‚ vom 4. December 1837. 


ad Rescr. de 27. November 1837. betrifft 
No. 9001. 
Einfendung der Huldigungs-Reverfe. 


Königlicher Landdroſtei verfehlen wird nicht, hierneben bie von den -Mit: 
gliedern unfers Eollegii fowie von den GSerretarien vollzugenen Huldigungs— 
Reverſe nebft einer gleichfalls vollzogenen Erflärung, auf welche die Mitglieder 
unferes Colfegii, von denen fie unterzeichnet ift, Bezug nehmen zu müffen ge- 
glaubt haben, ehrerbietigft einzufenden. Die Gründe, weshalb die Alterleute 
bisher feine Reverfe vollzogen, find unter diefer Erklärung von denfelben pflichts 
ſchuldigſt angeführt. — 

Der Herr Senator Dr. Wiemann bat diefelbe nicht mit vollzogen, weil 
er bereits den Huldigungsrevers ald Königlicher Polizeidirector in separato 
ausgeftellt «hatte. Der Secretair Dr. Pagenftehber hat ven Revers bereits 
als Eonfiftorial-Serretair ausgeftellt. 

Wir erkennen ung verpflichtet, falls dies nöthig erachtet werben follte, die 
Gründe dieſes Schritted näher auszuführen, und hoffen, dazu genügend im 
Stande zu feyn. Wenn wir diefe Ausführung nicht fofort beigefügt haben, fo 
ift folhes nur deshalb unterlaffen, weil wir ung verpflichtet hielten, diefe Sade 
nicht aufzuhalten. Nur fo viel möge ung, um ben Standpunkt, auf dem wir 
uns befinden, zu bezeichnen, ehrerbietigft anzuführen vergönnt ſeyn: 

Daß der Dienfteiv, den mehrere von uns ausdrücklich auf das Staats— 
grundgefes gefehworen, in Anfehung deſſen bie übrigen aber ohne Ausnahme 
auf das Staatsgrundgefes gewiefen find, nächſt Sr. Majeftät dem Könige von 
uns ausdrüdlih der Stadt geleiftet worden, deren Obrigfeit wir bilden, kann 
feinem Zweifel unterliegen, und höchſt achtungswerthe Stimmen aus unferer 
Bürgerfchaft äußerten fih fo, daß wir ung biefes Eides von denen, die ein Recht 
darauf haben, nicht entbunden achten durften. Nicht zu geventen, daß die ge— 
ſetzlichen Repräfentanten der Bürgerfchaft jene Erklärung tbeilen. 

Je mehr wir uns nun überzeugten, daß auch das Allerhöcfte Patent 
vom 1. November d. 3. nur die Abficht habe, die Königlihen Diener eines 
Eides zu entlaffen, um fo mehr mußten wir ung auf die eigene Ueberzeugung 
von der Gültigkeit oder Nichtigkeit des Staatsgrundgeſetzes hingewiefen fühlen. 
Wir haben aber bei gewiflenhafter Prüfung, da das Königlihe Patent vie 
fpeciellen Gründe der Nichtigkeit in Berlebung der agnatifhen und fogar der 
Regierungsrechte nur andeutet, und die allgemeinen Gründe der Nichtigkeit auf 


Thatfachen beruhen, von denen aus öffentlich vorliegenden Documenten eine 
andere Anficht gefchöpft werden mag, diefe Heberzeugung ung noch nicht zu ver: 
fhaffen vermocht. : 

In diefer drückenden Fage blieb uns alfo nichts übrig, ale, da wir in 
Folge geleifteter Eventual-Huldigung uns unbedenklich als Unterthanen Sr. Kö: 
niglihen Majeftät und eben fo weit, als der Nevers vorfchreibt, verpflichtet 
befennen, die Huldigung aber feinen andern Zwed hat, als dieſes in’s Licht 
zu ftellen, : 

| Klüber Staatsrecht des deutihen Bundes, $. 207 
den Revers zu unterzeichnen, jedoch gleichzeitig jene Erklärung abzugeben, welche 
der geleiftete Eid ung auferlegte. 

Bürgermeifter und Rath der Stabt Osnabrüd. 


(gez.) Pagenstecher, Dr. Seecr. 


In fidem copiae 


(L. S.) Pagenstecher, Dr. Secr, 


Unter-Anlage zu No. 1. 


Wir unterzeichneten Mitgliever des Magiftrats der Stadt Osnabrück 
haben, da wir uns Sr. Majeftät, unferem Allergnädigften Könige, zu allem 
ſchuldigen Gehorfam verpflichtet befennen, der Aufforderung der Königlichen 
Landdroſtei gemäß, feinen Anftand genommen, bie und eingefandten Huldigungss 
Reverfe zu vollziehen, fühlen uns jedoch bei diefer Veranlaflung in unferem 
Gewiflen gedrungen, freimüthig zu erklären, daß wir ung vorbehalten müffen, 
an folhen Schritten Theil zu nehmen, welche geſetzlich zuläflig find, um bie 
Anerkennung des Staatsgrundgefenes zu bewirken, weil wir und von ber 
Richtigkeit der Gründe, welche für die Ungültigfeit deſſelben angeführt worden, 
nicht überzeugen können, und uns daher des nit nur Sr. Königlichen Majeftät, 
fondern auch dem Lande und der Stadt auf das Gtantsgrundgefeh geleiteten 
Eides nicht enthoben erachten dürfen. 

Osnabrück, den 4. December 1837. 


(#4) Kemper.  C. B. Stüve, Dr. Rodowe. A. Pagen- 
stecher, Dr. Westerkamp, Dr. Abeken. R. Schwartze. 
Kühle. Wagner. 


Wir, die unterzeichneten Alterleute', find zwar ber Anficht, daß die Aller: 
höchſte Berorbnung vom 14. Novbr., als bie „Behörden“ angehend, nicht auf 
uns, die verfaffungsmäßigen Repräfentanten der Bürgerfchaft, bezogen werben 
könne. Da jedoch aus bem hier Statt findenden eigenthümlichen Berhältniffe, 
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welches den Alterleuten Sitz und Stimme im Magiſtrats-Collegio verleihet, 
allerdings ein Moment für Vollziehung eines Huldigungs-Reverſes abgeleitet 
werden kann, und um überhaupt wegen unſerer Geſinnung keinen Zweifel übrig 
zu laſſen, erklären wir uns zwar zu einer ſolchen Vollziehung bereit, jedoch nur 
unter dem nämlichen ausdrücklichen Vorbehalte, wie ihn die obenſtehende Erklärung 
der Mitglieder des Magiſtrats-Collegii enthält, welchem Vorbehalte wir um ſo 
minder unſere Anerkennung und Beitritt verſagen dürfen, als wir darin zunächſt 
die Sicherung derjenigen Rechte erblicken, die durd-das Staatsgrundgeſetz ber 
Stadt verliehen worden, welcher wir durch einen und eben fo heiligen, als 
bindenden Eid verpflichtet find. 


DOsnabrüf, den 4. December 1837. 


(ge3.) Breusing. Hoberg. Lange. Schultze. 


In fidem copiae 
(L. S.) Pagenstecher, Dr. Secr. 


Anlage 2. z 


Pr. den 13. Sanuar 1838. 
Abends 9 pr. 


Nahdem- diejenige Erklärung, welche die Mitglieder des hiefigen Magiſtrats 
mit Ausnahme des Senators und Polizeis&ommiflairg Dr. Wiemann, fo wie 
die vier Alterleute biefelbit binfichtlich der Bollziebung der Huldigungs-Reverſe 
abgegeben haben, Sr. Majeftät vorgelegt worden ift, haben Allerhöchſtdieſelben 
zu entfiheiden geruhet, daß die Mitglieder des Magiftrats und die vier Alterleute 
unbedingt und ohne Binzufügung irgend eines Vorbehaltes oder einer Clauſel 
ihrer Berpflichtung zur Vollziehung der Huldigungs:Reverfe Genüge zu Teiften 
hätten, 

Bei Mittheilung dieſer Allerhöchſten Entſchließuns iſt Uns folgendes er— 
öffnet worden: 

„Die Huldigungspflicht liegt bekanntlich jedem Unterihan ob; bei einge: 
tretenem Regierungs-Wechſel ift daher der nach dem Abgange feines Borfahrs 
von Rechtswegen „ mithin unmittelbar am deſſen Stelle getretene Thronfolger 
von jedem feiner Unterthanen die Huldigung unbedingt zu fordern, berechtigt. 
Die Berpflihtung der Staatsvdiener zur Bollziehbung der Huldigungs-Reverſe 
wird aber theils durch das Dienftverbältniß, theils durch die von den Staats— 
dienern in der Regel früher ſchon geleiftete Eventual-Huldigung annoch verftärkt. 

Hieraus ergibt ſich von felbft, daß feinem Staatsvdiener, welhem viel 
mehr die Verbindlichkeit zum ſchuldigen Gehorſam gegen feinen Landes =: und 
Dienftperen obliegt — das Recht eingeräumt werden kann, feiner Huldigungs— 


pflicpt unter dem Pinzufügen eines Vorbehalts, mithin nur theifweife nachzu— 
Tonımen. 
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In’ der Erklärung vom 4. v. M. haben nun mehrere Mitglieder des 
dortigen Magiftrats es ſich vorbehalten, an ſolchen Schritten Theil zu nehmen, 
welche geſetzlich zuläffig feyen, um die Anerkennung bes Staatsgrundgefeses zu 
bewirken, indem fie ſich nicht von der Nichtigfeit der Gründe, welche für vie 
Ungültigfeit veffelben angeführt worden, überzeugen könnten und fih daher deg, 
nicht nur Seiner Königlichen Majeftät, fondern auch dem Lande und der Stabt 
auf das Staatsgrundgefes geleifteten Eides nicht enthoben erachten dürften. 


Daneben ift von den Alterleuten noch befonders hervorgehoben, daß fie 
in diefer Erffärung der Magiftratsmitglieder zunächft die Sicherung derjenigen 
Rechte erblickten, welche durch das Staatsgrundgefes der Start verliehen wor: - 
ben wären. 


Um dieſe Erffärung richtig zu würdigen, wird befonders das Dienftver: 
hältniß zu berüdfichtigen feyn, in welchem ſich die Mitglieder des Magiftratg 
befinden. 

Zunächſt unterliegt es feinem Zweifel, daß viefelben als wirffihe Staats: 
diener einestheild zu betrachten find und daß ihnen in diefer Eigenfchaft die 
nämlichen allgemeinen Verpflichtungen obliegen, wie allen übrigen Staatsdienern; 
anderntheils ift jedoch auch nicht zu verfennen, daß die Mitglieder eines Magie 
firats in gewiſſen Beziehungen ald Gemeindebeamten erfcheinen, berufen und 
verpflichtet, die Rechte ihrer Corporation zu ſchützen. 

Wenn nun bei der eivlihen Verpflichtung der Mitglieder eines Magiftratg 
nicht bloß Seiner Majeftät dem Könige, fondern auch der Stadt oder Corpo— 
ration der Eid abgeleiftet wird, fo folgt daraus von felbft, daß viefer Eid nur 
auf das verfhiedene Dienftverhältniß, worin fih die Magiftratsmitgliever 
befinden, fih beziehen könne. | 

Es ergibt fih Hieraus ferner, daß ſolche Magiftratsmitglieder zwar Pflichten 
zur Bertheidigung der ihrer Corporation zuſtehenden Nerhte übernehmen fönnen, 
ohne dadurd denjenigen Berbindlichfeiten zu nahe zu treten, welche ihnen in 
ihrer Eigenfohaft ald Staatspiener obliegen. 


Die Berpflihtung, das Staatsgrundgefes zu beobachten insbefondere, 
‘ wurde als eine Dienftanweifung den Staatsdienern von ihrem rechtmäßigen 
angeftammten Landesherrn, von welhem die Feftftellung des Dienſteides 
abhängt, auferlegt, fie ift jest auf eben biefe Weife von dem rechtmäßigen, 
angeftammten Landesherrn durch ein öffentlihes Patent wieder aufgehoben und 
die Staatsdiener werben daher unbefrhadet ihrer Gewiflenspflicht diefer höchſten 
Anweifung um fo mehr Folge Teiften müffen, da der Pandesherr unter feiner 
Bedingung e3 zugeben kann, daß einer feiner Staatsdiener ihm den Gehorfam 
auffage und dem öffentlich verfündeten Willen des Erfteren entgegen handele. 
Hieraus ergibt fih, daß, wenn gleich den Mitgliedern des Magiftrats in Osna— 
brüd überlaffen bleiben muß, diejenigen gefeslihen Schritte zu verfuchen, welche 
ihrer Anfiht nach zum Schutze der etwa durch die Aufhebung des Staatsgrund: 
geſetzes gekränkten Nechte ver Stadt dienen fönnten, dennoch die von jenen 
Magiftratsmitgliedern, ald Stantsvienern, dem Landesherrn zu leitende Huldis 
gung, welche mit deren Dienſteide — felbft wenn verfelbe auf die Beobachtung 
des Staatsgrundgeſetzes ausgedehnt wäre — überall nicht im Widerſpruche 
ftebt, an feinen Borbehalt geknüpft werden darf. 


v 
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Dagegen kann auch nicht die Behauptung der mehrerwähnten Magiftrate: 
mitglieder in Betracht fommen, „fie vermörhten fih von der Nichtigkeit der für 
„die Aufhebung des Staatsgrundgefenes angeführten Gründe nicht zu über: 
„zeugen“, indem dem Staatsdiener niemals die Befugniß eingeräumt werben 
darf, die Gründe für eine Handlung zu beurtheilen, welche der Regent in feiner 
Eigenschaft als Regent unternommen bat, wie benn auch bie Behauptung der 
Magiftratsmitglieder, daß ber von ihnen auf das Staatsgrundgefes 
geleiftete Eid nicht nur Seiner Königlichen Majeftät, fondern auch dem Lande 
und der Stadt geleiftet fey, dadurch widerlegt wird, baß diefe Behauptung zu 
der Annahme führen fünnte, die Souverainität fey zwifchen dem Landesherrn, 
feinem Bolfe und den einzelnen Gorporationen getbeilt, eine Annahme, welche 
gegen bie beflimmteften Vorſchriften des Staatsrechts und namentlich gegen den 
Art. 57 der Wiener Schlußacte augenfällig verftößt.“ 

Wir haben den Befehl erhalten, hievon denjenigen Mitgliedern des Magi- 
firats, welche die Huldigungs:Reyerfe nicht unbedingt vollzogen haben und den 
vier Alterleuten Mittheilung zu machen und fie aufjufodern ihrer Hulpigungs: 
Pflicht ohne zVorbehalt und unbedingt zu genügen. 

Zu diefem Ende laſſen Wir demfelben hieneben eine genügende Anzahl 
von Eremplaren des Huldigungs:Reverfes zugeben und erwarten foldhe fo bald 
als möglich, fpäteftens aber innerhalb der nächſten acht Tage, ohne Vorbehalt 
vollzogen zurüg. i 

Was die Alterleute anlangt, fo verfteht es fih von ſelbſt, daß pie am 
2, d. M. neu Gemwählten und nicht die Abgetretenen den Revers zu vollziehen 
baben, 

Dsnabrüd den 13, Januar 1838, 

Königlih:Hannpyer'fche Landdroſtei. 


(ge3.) Wedel, 
An 


- In fidem copiae 
den Magiſtrat der L. N, 


= 
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Anlage 3. 
An 
König. —— ſche Landdroſtei zu Oonabrück. 
Bericht 
des Magiſtrats der Stadt Os nabrück 
vom is. Januar 1838, 


ad Rescr. de 13. Januar 1838 betrifft 
(absque No.) 


die Ausftellung der Huldigungs-NReverfe, 


Mit dem aufrichtigften Danfgefühle haben die untertbänigft Unterzeich: 
neten aus dem bochverehrlichen Referipte Königliher Landproftei vernommen, 
wie Se. Königliche Majeftät Allergnädigſt gerubet haben, ihnen diejenigen Prin— 
eipien eröffnen zu laffen, nach denen Allerhöchftviefelben die Verpflichtungen ver 
Magiftratsperfonen zu beurtbeilen geruben. Es gereicht nichts fo fehr dem 
Unterthanen zur Beruhigung in Fällen, welche, wie der vorliegende, geeignet 
find, durch die Gollifion der Pflihten die Gemüther zu beängftigen, als bie 
berablaffende Milde, die felbft vemjenigen, welchem befohlen werden fann, bie 
Ueberzeugung zu verfhaffen ſucht, daß ihm mit Recht befohlen werde. Freilich 
ließ fih nichts anders von einem Herrfcher erwarten, der eben dadurch, daß er 
bie eigenen Rechte hoch hält, zu erkennen gibt, wie fehr er auch die Rechte 
feiner Unterthanen arte. Se. Königlihe Majeftät felbft eröffnen auf dieſe 
Weiſe Allergnädigft denjenigen Weg, in welhem der treue und gehorfame Un— 
terthan am liebften feine Zweifel dem Herrfcher gegenüber erledigt fieht, den 
Weg freimüthiger Erörterung und vertrauensvoller Bitte, und gern betreten 
wir diefen Weg, da bei ven Mißveutungen und Unwahrheiten, die über ung 
und unfer Berfahren ausgefprengt worden, uns vor allem die offene Erörterung 
ein Bedürfniß if. — 

Niemand kann mehr, als wir den Grundfab des Art. 57 der Wiener 
Schlußacte anerkennen, 

daß die gefammte Staatsgewalt in dem Dberhaupte des Staates 

vereinigt bleiben müſſe, und einer landſtändiſchen Verſammlung nur 

eine Mitwirkung in der Ausübung beftimmter Rechte zuftehen dürfe; 
und nie hoffen wir ung bei Bertheidigung einzelner Rechte, welde ja bie zum 
einfahen Privateigenthum herab die Ausübung der Staatsgewalt, befchränfen, 
einer Behauptung fhuldig zu machen, welche irgend einer andern Perfon, als 
der unferes Allergnädigften Königs und Herrn die gefammte Stantsgewalt zu: 
fohriebe. — Ja, wir haben auch deshalb das Staatsgrundgefes vom 26. Sept. 
1833 für eine Wohlthat gehalten, weil daffelbe die durch Aufhebung der Reiche: 
und Herflellung der Bundesverfaflung unzufammenhängend gewordenen hiftorifchen 
Anſprüche, die namentlich unfere Stadt machen konnte, auf ein deutliches pofitives 


ie A Ha 


Recht zurückführte, und dadurch uns und unfere Mitbürger vor der großen Gefahr 
ſicherte, irrthümlich Nechte in Anfpruch zu nehmen, die uns nicht mehr zuftanden. 

Niemand kann tiefer, als wir davon durchdrungen feyn, daß der Gehor— 
fam geleiftet werden müſſe, und daß es ung nicht zuftehe, die Nechte, welche wir 
zu genießen glauben, anders zu vertheidigen, als im Wege der unterthänigften 
Bitte, oder des Rechts, infofern ein Oberer vorhanden ift, deſſen Ausfpruch ge: 
fordert werden barf. 


Es ift die Pflicht, die Nechte unferer Corporation zu fhüsen, durch die 
Allerhöchſten Eröffnungen felbft ung ‚zuerfannt, und fo würden wir in den Au— 
gen eines gerechten Herrſchers eben fo tadelnswerth erfcheinen, wenn ‚wir viefe 
Pflicht verfäumten, als wenn wir e8 an dem ſchuldigen Gehorfam fehlen Tießen. 

Es ift aber wahrlich eine nicht Leichte Aufgabe, in dieſem Conflicte fchein- 
bar ftreitender Berpflichtungen vie richtige Grenze zu bewahren, und von ver 
Gerechtigkeit und Milde Seiner Königlichen Majeftät dürfen wir Nachficht Hoffen, - 
wenn wir bei vem-redlichen Streben, nur unfere Pflicht zu thun, irgendwo fehlen 
folften. Wir finden in den ung Altergnädigft gemachten Eröffnungen etne große 
Beruhigung; wenn unferer Schwähe dennoch einige Zweifel übrig bleiben. fo 
wird. offene Darlegung derfelben am beften geeignet ſeyn, auch diefe zu erlepigen. 

Die Huldigung zuvörderſt betrachten wir mit den ältern und neuern 
Nechtslehrern als das Anerfenntniß, daß Seine Königliche Majeftät unfer Aller: 
guädigfter König unfer Landesherr, wir deffen Unterthanen find. 


Klüber öffentliches Necht des deutfhen Bundes, $. 206, 207. 
Pfeffinger Vitriarius illustratus, lib. IH. tit. 19, &. 2. not. c. $. 8. 


Und wie die Rechtslehrer allgemein der Anficht find, daß die Huldigung ſelbſt 
nicht nur den Untertbanen zum Gehorfam, fondern auch den Herrn zur Erhal— 
tung der Nechte und Freiheiten verpflichte, weshalb denn auch vor oder unmit: 
telbar nach der Huldigung die Beftätigung aller Rechte und Privilegien erfolgt: 
fo find auch gegenwärtig viele von denen, welche die Huldigungs: Neverfe unter: 


zeichnet, der Anficht geweien, daß ftillfhweigend alle Rechte ver Untertanen 
darin vorbehalten feyen. 


Wenn wir diefe Anficht nicht geglaubt haben theilen zu können: fo beruht 
dies auf folgenden Gründen. Das. Staatsgrundgefes des Königreichs vom 
26. September 1833 hatte (wie denn daffelbe durchaus auf das Beſtehende ge- 
gründet werben follte) die Nechte und Privilegien des Landes neu begründet, 
theils erweitert, theils auch befchränft. Daffelbe war dag neueſte und, wie wir 
in tieffter Unterthänigfeit dafür halten müffen, bindende Anerfenntniß derfelben, 
während auf die früheren nur noch hiſtoriſch Bezug genommen werden Fonnte. 
Seine Majeftät unfer Allergnädigfter König hatten durch das Allerhöchfte Patent 
vom 1, November erklärt, daß fie daſſelbe als erlofchen betrachten, und hierauf 
war zu huldigen. Uns erfhien darnach jene Anfiht, welche in dem ſtillſchwei— 
genden Vorbehalte der Rechte und Privilegien das ausprüdlich reprobirte Staats: 
grundgeſetz mit begriff, fait als eine reservatio mentalis, deren wir ung nicht 
ſchuldig machen zu dürfen glaubten, am wenigften Seiner Majeftät unferm 
Allergnädigfien Könige gegenüber, dem wir Offenheit vor allem ſchuldig find. 


Kerner dag Staatsgrundgeſetz hatte im Punkte der Huldigung das Staats— 
recht der alten Provinzen, nach welchem die Beſtätigung der Privilegien, wie 
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Churfürft Ernſt Auguſt in dem Reverſe für die Laneburgiſche Landſchaft de 
2. Januar 1693 


Jacobi Lüneb. Landtags-Abſchiede, II. p. 474 


ſelbſt erffärt, unmittelbar nach geleiſteter Huldigung folgt, verlaſſen und das 
Staatsrecht mehrerer neuen Proyinzen, namentlih von Oftfriesland 
vgl. den Revers König Friedrich's IT. bei Wiarba VIIL p. 194 

“angenommen, nad welchem die Beftätigung der Nechte der Huldigung vorher— 
ging. Diefe Beftätigung war in Anfehung des Staatsgrundgeſetzes Allerhöchften 
Orts verweigert; eine Huldigung mit ftillfhweigendem Borbehalt des Staats: 
grundgeſetzes konnte alfo um fo mehr als eine moralifh und rechtlich unzuläffige 
Reſervation erfcheinen. 

Wir dürfen ehrerbietigft bitten, dies nur als eine Darlegung unferes 
- eigenen, vielleicht fehr fehlfamen Ideengangs zu betrachten; eine Beurtheilung 
Anderer maßen wir uns dabei überall nicht an. Wären überhaupt fo hulpreiche 
Eröffnungen, wie die im verehrlihen Referipte vom 13. Januar 1838 enthal- 
tenen damals bereits gemacht worden, wäre ung die Verpflichtung zur Ber: 
tfeidigung der Nechte unferer Corporation, ja felbft die Befugniß, die Berthei- 
digung des Staatsgrundgefenes in rechtlihem Wege zu verfuchen, fo ausbrüdlich 
zugetbeilt, wir würden vielleicht einen Borbehalt minder nothwendig erarhtet 
haben; da wir aber damals nur die ftrengfte. Beurtheilung unferer Sihritte vor- 
ausfehen durften, war es, bei dem feften Willen, durchaus geſetzlich zu handeln, 
- für ung Pflicht, wenigſtens den Verdacht der Eidbrüchigkeit von ung abzuhalten, 

der uns hätte treffen mögen, wenn wir, nachdem eine Huldigung vollzogen 
worden, die als Abſchwörung des Staatsgrundgefeges ausgelegt werden fonnte, 
dennoch gewagt hätten, zu einer Vertheidigung deſſelben zurüdzufehren. 

Die Allergnäpdigften Eröffnungen beruhigen uns in viefem Punfte. Indem 
fie jene unfere Furcht als übertrieben darſtellen, find fie vor allem geeignet, in 
die zweifelnden Gemütber auch derer, die einen ftillfehweigenden Vorbehalt des 
Staatsgrundgefebes für zuläffig gebalten haben, Muth und Vertrauen zu gießen. 
Auch diefen werden Seine Königlihe Majeftät die befcheivene Bertheidigung - 
ihrer Rechte nicht zum Vorwurfe machen, die Allerhöcftviefelben ung ohne jenen 
Vorbehalt geftattet. Wer könnte fo Königliher Gefinnung feinen freudigen 
Dank verfagen ! | 

Wir aber in unferer vorhin ausgefprochenen Anficht glauben, ven Unter 
tbanenverbamd, wie es unfere Abficht war, vollig und ohne Vorbehalt 
anerfannt zu haben. Unſere Abficht ift hier ganz unbedingt auf denfelben Punkt 
gegangen, den die Allerhöchſten Eröffnungen als das Nothwendige bezeichnen, 
Unfer unterthänigfter Vorbehalt -bezieht fih nur auf einzelne gegenfeitige Rechte 
und Pflichten, die der Untertbanen:Berband feineswegs ausfhließt, fondern viel- 
mehr gradezu mit fi bringt. Nechte und Pflichten, deren BVertheidigung und 
Berfretung die Allerhöchften Eröffnungen dem Gemeinbeoffizianten ausdrücklich 
zur Laſt Iegen, 

In Bezug auf diefe unfere Stellung als Gemeindebeamten aber bleiben 
ung einige Dunfelheiten,, deren Löſung für ung von unfhäsbarem Werthe feyn 
würde. Die Anerfennung unferes doppelten Dienftverhältniffes zuvörderſt in 
den Allergnädigfien Eröffnungen ift von ung mit gebührendem Dante empfunden. 
Wir können nicht verabreden, daß wir in mancher Beziehung die Stellung von 
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Staatsdienern einnehmen. Abgeſehen von dem ſeiner Natur nach unabhängigeren 
Richteramte, haben wir Steuern zu beſchreiben, Militair-Aushebung und 
Verpflegung zu beſorgen, polizeiliche Geſetze in Vollzug zu bringen, wie dies 
von andern Staatsdienern geſchieht. Auf der andern Seite iſt die Vermögens— 
Verwaltung allerdings diejenige Function des Gemeindebeamten, in welcher ſich 
ein Verhältniß des Staatsdienſtes am wenigſten entdecken läßt, wie dies auch 
bie Allerhöchſte declaratoriſche Verordnung vom 7. Januar 1838 zu erfennen - 
gibt. Alfein einestheils ift fie nicht der einzige Fall, in welhem der Gemeinde: 
beamte außer dem Verhältniſſe des Staatsdieners ſteht; anderntheils führt fogar 
diefe Function zu Conflieten zwifchen dem Gehorfam des Staatsvieners und der 
Rechtsvertheivigung, deren Auflöfung wir um fo danfbarer verehren würden, 
als die Allerhöchſten Eröffnungen nach unferer fehlfamen Einfiht hier eine 
Dunfelpeit übrig zu laſſen ſcheinen. 


Der Gemeindebeamte hat nach unferer Berfaffung : 
1. die Vermögensrechte zu vertheidigen.‘ Hier iſt auf doppelte Weife 
ein Conflict denkbar. Es iſt 
8) direct folder unvermeidlich, wenn z. B. die Oberbehörde demſelben 
beföhle, Gemeindererhte und Bermögen (z. B. Forften, Bergmerfe, 
Shlinen u. f. w.) der Staatsverwaltung zu überweifen. Noch Teichter 
tritt folder aber . 


b) indirect ein, da ein fehr großer Theil des Gemeindevermögeng in 
öffentlihen Anftalten befteht, die einen polizeilichen Zwer haben. Bei 
diefen fann der polizeiliche Zweck leicht VBeranlaffung werden, die Thä— 
tigfeit des Gemeindebeamten als Staatsdiener in Anfpruh zu nehmen, 
während biefe Thätigfeit in das Eigenthum tief eingreifen würde. 
Hier wird die polizeiliche Function mit der Vermögens: Bertheidigung 
in Streit gerathen. Noch fhwieriger aber ift folder zu vermeiden 


2. vüdfihtlih der politifchen Rechte der Gemeinde. Auch diefe 
bat der Beamte zu vertreten, indem ihm nicht nur 
a) eine fehr wichtige, nah der Berfaffung von 1819 faft ausfchließliche 
- Einwirktung auf die Wahlen zur allgemeinen IERIEREREOEIRIRAG 
zufteht ; fondern auch 
b) nad biefiger Berfaffung ein Theil des Magiftratd nebft den vorfisenden 
Alterleuten von Amtswegen zum Provinziallandtage berufen ift. 


In beiden Fällen vürften Conflicte niemals völlig zu vermeiden feyn. Sollte 
nun der Sab der Allerhöchften Eröffnungen, 


daß der Landesherr unter feiner Bedingung es zugeben könne, daf einer 
feiner Stäaatsdiener ibm den Gehorſam auffage und dem a ver: 
fündeten Willen entgegen handle; 


Togar auf ſolche Functionen ausgedehnt werden müſſen: fo — die Rechte 
ſchlechterdings des Schutzes beraubt ſeyn. Denn nach der Verfaſſung kann nur 
der Magiſtrat und die Alterleute legal die Rechte vertheidigen. Eben dieſen 
liegt nach derſelben Verfaſſung in gewiſſer Ausdehnung der Staatsdienſt ob. 
Würden nun Seine Königliche Majeſtät diejenigen in der verfaſſungsmäßigen 
Function als Staatsdiener nicht dulden dürfen, welche gegen Allerhöchſtdero 
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Willen Rechte der Stadt zu vertheidigen unternehmen: fo würde entweder 
die Berfafiung vernichtet werden müflen, oder den Rechten der Stadt alle Ber: 
theidigung entzogen feyn. — Denn den legalen Bertheidigern würde entweder 
die Qualität des Staatsdieners genommen, mithin die Berfaffung vernichtet 
werden müflen ; oder fie felbi oder wer ihnen folgen möchte, hätten ſich ber 
Bertheidigung der Rechte zu entfchlagen, um bie ESRRSERRINIERDREN zu üben. 
Mithin wären die Rechte bloß geftellt. 

Daß weder das Eine noch das Andere die Abfiht der Alfergnädigften 
Eröffnungen feyn fönne, dafür bürgt uns die Gerechtigkeit unferes erhabengn 
Herrfchers, der vor allem feinen Ruhm in der Erhaltung verfaflungsmäßiger 
Form und Freiheit fucht, dafür bürgt ung namentlich der folgende, nie genug: 
fam anzuerfennende Sat der Allergnädigften Eröffnungen, 

daß den Mitgliedern des Magiftrats es überlaffen bleiben müffe, diejenigen 

gefeslihen Schritte zu verfuhen, welche ihrer Anſicht nach zum 

Schutze der etwa dur die Aufhebung des Staatsgrundgefepes gefränften 

Rechte der Stadt dienen fünnten. — 

Wir würden gern bei fo gnädiger Erlaubniß, der eigenen Anficht (deren gewiſſen— 
baftefte Abwägung hiernacd doppelte Pflicht für ung wird) zu folgen, uns gänzlich 
beruhigen, wenn nicht die unbevingte Ausdehnung des unmittelbar vorher: 
gebenden Sabes, fo wie der für ung höchſt fchmerzliche Ausſpruch, daß unfere 
Anfiht von dem der Stadt und dem Lande (als Mitglieder der Landftände) 
geleifteten Eide an eine Beeinträchtigung desjenigen Rechtes ver gefammten 
Staatsgewalt grenze, welches wir oben felbft als Grundlage unferer Berhältniffe 
anerfannt, uns bevrängte. 


Möge es und vergönnt — unſere unterthänigſte Anſicht über dieſen 
Punkt erläutern zu dürfen. Durch unſern Bürgereid ſchon, noch mehr aber 
durch unfern Dienfteid ift, wie die Allergnädigften Eröffnungen foldes aus: 
fpreden, ung die Pflicht aufgelegt, die Rechte der Stadt zu wahren. Fragen 
mir nun nach der Grundlage diefer Rechte (wie derjenige doch thun muß, ber 
die Nechte vertheidigen, mithin kennen fol): fo blieb ung ein doppelter Ans 
baltspunft; entweder das uralte Herfommen, over das letzte Allergnädigfte 
Anerfenntniß, welches im Staatsgrunngefese vom 26. September 1833 liegt. 


Jenes Herfommen war unleugbar die Grundlage bis zu dieſem letztern 
Abfhnitte, nahdem die erhabenen Herrfcher diefes Landes das Anerfenntniß 
aller Rechte der Unterthanen erſt bei Berufung ber proviforifchen Ständever— 
fammlung im Jahre 1814, fodann durch die mit Recht gepriefene Note vom 
21. Detober 1814, endlich noch bei Berufung der allgemeinen Ständeverfammlung 
vom Jahre 1819 wiederholt erffärt. Nur in Bezug auf die ſtändiſche Berfaffung 
war hierdurch bie in anerkannte Wirffamfeit getretene Berfaffung vom Jahre 
1819 geändert. Alles Mebrige blieb in fo hohem Grade geheiligt, daß felbft die 
mit Ständen erlaffenen Geſetze, 3. B. die Untergerichtsordnung, in denjenigen 
Gemeinden (im Lande Hadeln und Kehdingen) nicht eingeführt wurde, deren 
Berfaffung mit derſelben nicht fimmte, und deren Zuflimmung zu einer Abäns 
derung dieſer Berfaffung nicht zu erhalten war. 

Für und war aber die Verfaffung nicht fo Mar. Durch $. 60 des Reichs— 
Deputatiönd: Schluffes vom 25. Februar 1803, als Bafis unferes Berhältniffes 
zum Allerhöchften Königlichen Haufe, war zwar | 


— 
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die dermalige politiſche Verfaſſung der zu füculariftrenden Lande, in: 
foweit folhe auf gültigen Verträgen zwifchen dem Negenten und dem 
Lande, auh andern reichsgeſetzlichen — ruht, ungeſtört 
zu erhalten. 
Es war jedoch: 
in demjenigen, was zur Civil- und Militair-Adminiſtration und deren 
Verbeſſerung und Vereinfachung gehört, dem neuen Landesherrn freie 
Hand gelaſſen. 


Die mit Gründlichkeit, Einſicht und Hoffnung des Erfolgs begonnenen Verhand— 
lungen über die Perfaffung wurden, durch feindliche Occupation 1803 unters 


* 


brochen, nach 1813 nicht wieder aufgenommen, vielmehr ein Proviſorium, ohne 


die Stadt zu vernehmen, eingeführt. 

Hier war nichts ſicher. Zwar erkannte das proviſoriſche Reglement von 1814 
die Rechte der Stadt an, aber nur indem es mehrere der wichtigſten abänderte. 
Sollten wir jene alten Rechte reclamiren? auf die Concordate über Einquar— 
tierung und Hofhalt, auf die Faiferlichen Privilegien de non evorando, auf den 
durch den $. 29 der Capitulatio perpetua geficherten Befißftand des Jahres 1624 
in politieis zurüdfommen? — Dadurch würden wir in die Gefahr geratben feyn, 
wenn wir Alles hätten vertheidigen wollen, den Rechten der gefammten Staats— 
gewalt zu nahe zu treten, welche durch Art. 57 der Wiener Schlufacte vom 
15. Mai 1820 unferm Alergnädigfien Könige und Herrn allein (und mit Net) 
zugeftanden worden. Wollten wir aber nicht Alles vertheibigen, wie gefährlich 
war es dann für und und für die Stadt, die Grenze felbft zu fuchen. Und war 
jene Befugniß zu Berbefferung und Bereinfahung der Civil- und Militair- 
Adminiftration nah dem Neihs-Deputations-Haupt-Schluffe ein fortdauerndes 
Recht? oder war folhe mit einmaliger Ausübung erlofhen? war ſolche durch 
das Proviforium von 1814 ausgeübt oder nicht? bezog fie ſich auf bloße Admi— 
niftration oder auch auf die Berfaffung? Die Kreispireetorien, denen eine 
Eognition beigelegt worden, waren laͤngſt verſchwunden und der urſprüngliche 
Richter alſo nicht mehr zu finden. 

Die Annahme dieſer Grundſätze des rechtlichen Herkommens würde uns in 
ſo endloſe und verderbliche Streitigkeiten mit unſerer hohen Landes-Regierung 
verwickelt haben, daß darunter der Gehorſam, den der Staatsdiener ſchuldig 
iſt, ſicher hätte leiden müſſen, und das Wohl unſerer Stadt ſchwerlich hätte 
gefördert werden können. — 

Aus dieſem Grunde haben wir das —— auch für unſere Stadt 
als eine Wohlthat anerkannt und haben, wie Königlicher Landdroſtei bekannt, 
in allen Stücken uns beſtrebt, unſer Berfahren nach demſelben einzurichten. 
Wir fanden bier Sicherheit für und und unſere Stadt, mäßige aber deutliche 
Rechte, die Grundlage des Wohlwollens, deffen wir ung zu erfreuen gehabt, 
und nicht des Widerſtreits. 

Und infofern dieſes Staatsgrundgeſetz uns als die einzige dauerhafte 
Grundlage der Rechte erfihien, die wir unferer Stadt, unferer Provinz zu 
erhalten geſchworen; infofern haben wir auf dieſes auch der Stadt und dem— 
Lande den Eid geleiſtet. — 

Um fo fchmerzlicher empfanden wir den angedroheten Verluſt diefes Zuflandes, 
den wir Fein Bedenken tragen, als einen glücklichen zu bezeichnen. Bir haben 


nicht nach Zeitungen und Flugblättern geurtheilt,, fondern, wie es der Ernft 
der Sache und unfer auf den Gehorfam und zugleich auf die Rechte der Stadt 
geleifteter Eid verlangte, mit Selbftftändigfeit und Ruhe geprüft: 
Ob derjenige Zuftand, welchen wir für die — — des Rechte⸗ 
hielten, wirklich ein rechtswidriger, ob unſere Berufung Auf denſelben, 
wo es die Rechte der Stadt gilt, eine erlaubte Rechtsvertheidigung 
oder eine tadelnswerthe Widerfeglichkeit fey ? 

In ver unterthänigft angebogenen Denkſchrift ift dasjenige zufammengeftellt, 
was wir über diefen Gegenftand an entieidenden Thatfachen zufammen zu 
bringen vermocht haben. Wir können hiernach die Verpflichtung, eine Vertretung 
jenes Staatsgrundgefeßes zu verſuchen, nicht ablehnen; -und das unbeſchränkte 
Bertrauen, das wir in bie Gerechtigkeit unferes erhabenen Monarchen feßen, 
läßt ung den Muth faffen, in dem gegenwärtigen Augenblide feiner allerhöchften 
Huld und Weisheit diefe fo wichtige Sache zur Entfheidung zu verftelfen. Und 
wie wir demnach bitten, den gegenwärtigen ehrerbietigften Bericht mit der recht» 
fertigenden Denkſchrift an das Cabinet Sr. Königlichen Mafeftät gelangen zu 
laſſen: fo wagen wir e8 ferner, Königliche Landproftei zu erfuchen, die ferner 
beigebogene allerunterthänigfte Bittſchrift 

(deren beglaubigte Abſchrift wir offen beifügen), in die Hösfteigenen 
Hände Seiner Majeftät des Königs gelangen zu laſſen. 

Und fo fhliefen wir denn, wie wir begonnen, mit dem Ausbrude des 
wärmften Danfgefühle, daß Se. Königliche _ Majeftät, unfer Allergnädigfter König 
und Herr, fih herabgelaffen haben, ung bie Erörterung unferer nnterthanigſen 
Anſichten zu verftatten. 

Wir befennen ung durch den unterzeichneten Hufdigungs-Revers ohne Vor⸗ 
behalt als Unterthanen Sr. Königlichen Majeftät, deſſen gefammte Staatsgewalt 
über ung nie einem Zweifel unterliegen fann. Wir verehren dankbar das gnädige 
Zugeftänpniß, daß wir die Rechte unferer Stadt, und fomit das Staategrunds 
gefeß als die Bafis diefer Rechte auf gefeglihen Wegen nah unferer vielleicht 
fehlfamen Anficht fhügen dürfen. Und wenn ung über die Ausdehnung, in 
welcher ter Gehorfam des Staatsdieners von dem zur. Bertheidigung der 
Gemeinderechte berufenen Gemeindebeamten verlangt wird, noch ein Zweifel 
blieb; wenn wir, um diefen Zweifel mit der Wurzel auszurotten, es gewagt 
haben, an die Höchfteigene Huld und Weisheit Seiner Königlihen Majeftät zu 
appelliren? fo dürfen wir ung der unterthänigften Hoffnung hingeben, daß 
Königlihe Landdroſtei unfer devoteſtes Geſuch unterflüßen möge, daß der 
erneuerten Unterzeichnung der Huldigungs-Reverfe um fo mehr Anftand gegeben 
werden möge, da diefe Handlung fih nad. den Allergnädigften Eröffnungen, 
deren Inhalt ung zu fo vielem Danfe verpflichtet, als cine Form darftellt, deren 
ganzer Inhalt durch bie dieffeitigen Erflärungen zugeftanden iſt, und deren 
unbeveutender Werth mithin vor dem Gewirhte der. entfcheidenden Grundfrage 
gänzlih verfhmwindet. 

Was aber insbefonde® ung, bie am 2. d. M. neuerwählten Alterleute, 
betrifft: fo halten wir ung annoch zu der ferneren Erflärung verpflichtet, daß 
wir und als Unterthanen Seiner Königlihen Majeſtät unbedenklich befennen 
und infofern feinen Zweifel tragen würden, den Huldigungs-Revers ohne andern 
Vorbehalt, als denjenigen, der in der Natur derfelben von ſelbſt liegt, den 
Vorbehalt der Rechte, zu vollziehen. 
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Wie unſere Borgänger, deren Anſicht in dieſer Rückſicht wir in aller Maaße 
theilen, find wir aber des ehrerbietigſten Dafürhaltens, daß ung, als Vertretern 
der Bürgerfchaft, die Verpflihtung zur Aufftellung des Huldigungs - Reverfeg 
durch die Allgrhöchfte Verordnung vom 14. November nicht aufgelegt fey. Diefer 
Zweifel findet in den Allergnädigften Eröffnungen um fo mehr einen Anhaltspuntt, 
als diefelben die Prliht zur Bollziehung der Huldigung aus dem befondern 
Berpältniffe des Staatsdieners herleiten, welches auf den bloßen Repräfentanten 
der Bürgerfchaft nicht anwendbar ift. — Andererfeits aber erfennen wir aud 
mit dem gebührenden Danfe die Allergnädigfte Anfiht, daß nur der Dienfteid 
bes Staatädieners die Verpflihtung zu einem Gehorſam begründe, der jeden 
Borbehalt unzuläffig machen dürfte. 

Wenn demnach den Magiftratsgliedern vor allem der Zweifel übrig blieb: 
ob es ihnen gelingen werbe, die Grenze zwiſchen dem Gehorfam, den der Staats: 
diener Teiften foll, und der Nectsvertheidigung, die dem Gemeindebeamten 
obliegt, den Allerhöchſten Eröffnungen nach richtig zu treffen: fo haben zwar 
wir, die Alterfeute, die wir ung für Staatsdiener nicht ondern nur für Reprä« 
fentanten der Bürgerfhaft halten dürfen, diefen Zweifel nicht zu erörtern 5; wir 
haben vielmehr der Pflicht der Rechtsvertheidigung unbedingt Genüge zu Ieiften. 
Uns bleibt nur die jn der Berorbnung vom 14. Novbr. 1837 zuerft enthaltene, 
dur die Allergnädigften Eröffnungen aber noch näher begründete Dunfelpeit 
über unfere Berpflihtung zur Ausftelung bes Huldigungs -» Reverfes überhaupt 
beftehen. — | | 

Um defto unbevenflicher haben deshalb auch wir ung berienigen unter= 
würfigften Bitte angefchloffen, welche von Seiten der betheiligten Magiftrats- 
Mitglieder an die Allerhöchfte Perfon Sr. Königlihen Majeftät gerichtet worden, 
und wie aub wir unfere Interthanenpflichten nicht im entfernteften bezweifeln : 
ſo dürfen wir ung auch den fämmtlichen vorhin vorgetragenen Anfihten und 
Ditten ausdrücklich und ehrerbietigft anſchließen. — 
Dürgermeifter und Rath der Stadt Osnabrück. 


(ge3.) Pagenstecher, Dr. Secr. 


In fidem copiae 
(L. S.) ‚Pagenstecher, Dr. Seer. 





Anlage 4. 
= An 
den Allerdurchlauchtigfien, Großmächtigften Herrn, Herrn, 
Ernſt Auguſt, König von Hannover ꝛc. ꝛc. unferen 
Alergnädigften König und Herrn. 


Allerdurdhlaudtigfter König, 
Allergnädigfter König und Here! 


Em. Königlihen Majeftät erfühnen fih in tieffter Unterthänigfeit 
bie fubmiffeft Unterzeichneten eine Bitte vorzutragen, deren Grund nicht 
Luft an Neuerung ift, fondern das Gefühl derjenigen Pflichten, die 
ihnen als Borftehern einer bedeutenden Stadt und Mitgliedern ber. 
Provinziallandfhaft des Fürftenthums Osnabrück obliegen. 

Gewohnt, die alleinige Grundlage des gemeinen Wohle, ſowohl 
für unfere Stadt als für unfer Fürftentbum, in einem Nechtszuftande 
zu finden, der auf Berfaffungs-Gefege (die immerwährende Capitulation 
und andere Landesprivilegien), auf die Geſchichte einer langen Vorzeit, 
auf Verträge und den Schuß der Neichsgerichte gegründet, der Negies 
rung wie bem Bolfe die Grenzen genau bezeichnete, haben wir .breißig 
Sabre hindurch nicht ohne mandes bittere Gefühl die Ungemwißheit ers 
tragen, welche durch die Zerftörung dieſes Rechtszuſtandes entftanden war. 

Der Neihsdeputationsfhluß vom 25. Februar 1803 beftimmte zuerft: 

die dermalige politifhe Berfaffung der zu fäcularifirenden Lande, 

in foweit folhe auf gültigen Berträgen zwifchen dem NRegenten 

und dem Lande, auch andern Neichsgefeglihen Normen rubt, 

ſoll ungeftört erhalten; jedoch in demjenigen, was zur Civils 

und Militair: Adminiftration, und deren Berbefferung und Ber: 

einfahung gehört, dem neuen Landesherrn freie Hand gelafien 
werben, | 

und löſete damit den feften Zuſammenhang des alten Rechtes. Zwar 

ließ die gerechte Regierung Sr. Majeftät Georgs III, deffen väterliches 

Gemüth unfer Land und unfere Stadt ſchon zu ber Zeit erprobt, als 

Se. Majeftät die vormundfchaftlihe Regierung für Se. Königliche 

Hoheit den Herzog von York führte, ſowie die Sorgfalt und Gründlich— 

feit, mit der man die Rechte unterfuchte, hoffen, daß das Wanfende 

- bald wieder befeftigt werben bürfte; allein die feindliche Occupation 

des Landes unterbrach dieſe Arbeiten. Nach dem Jahre 1813 aber 
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war die Zeit zu dringend, als daß die Herſtellung ber geſetzlichen Ord— 
nung wieder hätte unternommen werden mögen. — 


Zwar wurde von Seiten Sr. Königichen Hoheit des Prinzen Re— 


genten der Grundfaß, daß bie früheren Rechte ungefränft bleiben follten, 
wiederholt in öffentlichen Handlungen und Schriften huldreichſt aner- 
fannt. Auch trat in den alten Provinzen bis. auf die große, Verände— 
rung, welche die Berfaffung der Landftände und mit Diefer Das Finanz- 
wefen des Landes erfuhr, die frühere Verfaſſung wieder ein. 

In unferer Provinz aber wurden bie grundgefeglihe Verfaſſung 
der Behörden, die Nechte der Einzelnen, der Gemeinden (zumal unferer 
Stadt) und der Kirchen nicht fo, wie Dies 1803 begonnen war, durch 
Unterfuchung der Rechte und Vergleich, fondern von oben her abge: 
ändert, theils nur proviſoriſch, theils fo geordnet, Daß ſelbſt Diefe unvoll- 
ftändigen Anordnungen ein feites Recht der Regierung BESERRDER nicht 
geben- fonnten. 

Die Berfaffung der allgemeinen Ständeverfammlung, ohne Befra: 
gung bes Landes 1814 eingeführt und 1819 gegen die Wünfche der 
proviforifchen Stände abgeändert, hatte durch $. 56 der Wiener Schluß: 


acte vom 15. Mai 1820" bundesgefegliche Feftigfeit erhalten. Allein nur 


die Form der VBerfanmlung war geordnet, ihre Nechte wenig beftimmt; 
über die Finanzen, das wichtigfte Verbältnig, war der Mangel fefter 
Grundſätze ſchon 1820 bei Berathbung des Militair-Etats hervorgetreten; 
über die Gefesgebung war nicht minder Streit, da die verfchiedenen 
Provinzen, deren Rechte ſämmtlich beftätigt worden, verihiedene Rechte 
beſeſſen. — 

Alle übrigen Rechte der Unterthbanen, der Einzelnen, ber Gemeinden, 
ber Kirhen und der Behörden waren zwar im Allgemeinen anerfannt; 
hätte man aber im Einzelnen folhe nad alter Art geltend zu machen 
verſucht, ſo würde ſich gezeigt haben, daß wenig davon durchzuführen 
war. 

Das Fürſtenthum Osnabrii ick * ſeine Behörden-Verfaſſung, ſein 
Gerichtsweſen, die Trennung von Juſtiz und Verwaltung, die katholiſche 
Kirche ihre geſammte Verfaſſung, der evangeliſche Religionstheil die 
Rechte rückſichtlich des Conſiſtorii, welche die immerwährende Capitu— 
lation feſtſtellte, verloren. 

Unſerer Stadt war die gänzliche Unabhängigkeit ihrer Bürger von 
den Gerichten des Landesherrn (außer Appellationen in Civilſachen), die 
unabhängige Wahl ihres Magiſtrats, der völlig unabhängige Haushalt 
entzogen; ſtatt der früheren Freiheit von aller und jeder Steuer oder 
des 1803 angemeſſen erachteten Beitrags von 3500 Rthl. zahlt fie 
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gegenwärtig fährlih an bireeten Steuern ‚und Licent allein über 30,000 
Rthl.; und bringt an indirecten Steuern anderer Art über 100,000 Rthl. 
auf. Statt der vertragsmäßigen Freiheit von aller Einquartierung bat 
fie eine Beſatzung, bie ihr Jahre lang 5 bis 6900 Rthl. gefoftet und 
für die fie jegt noch, nachdem der Service weggefallen, über 1000 Rthl. 
an Nebenlaften trägt. Nicht zu gedenken, daß die Söhne biefer fo 
unabhängigen Stadt der Militairpflichtigfeit unterworfen, daß ihren 
Rechten der mächtige Schuß der Reichsgerichte entzogen worden. 

Zu Ew. Königlihen Majeftät gnädiger Gefinnung begen wir dag 
Vertrauen, ed werde unfer freimüthiges Geftändniß uns nicht miß- 
deutet werden: 

daß nicht .allein — Bürgerſchaft, ſondern wir ſelbſt unter 
ſolchen Widerſprüchen nicht gewußt, welches Recht wir noch in 
Anſpruch nehmen dürfen, ohne Streitigkeiten zu erregen, deren 
Ausgang ſchwer abzuſehen war. 

Das Staatsgrundgeſetz vom 26. September 1833 bat ung die 
alten Rechte und Freiheiten, die Grundlage des frühern Glücks unferer 
Stadt nicht zurüdgegeben. Wir haben dies nicht erwartet, und er: 
warten folhes auch jest nicht, weil es unmöglich. ift, „vierzig ereigniß- 
volle Fahre aus der Gefchichte binmwegzureißen. Aber das Staatsgrund- 
gejeg gab ung wieder eine Grundlage des Rechtes, — Der Einzelne, 
die Gemeinden, bie Behörden und bie Kirche wußten wieder, was Ihnen 
zufam. 

Unferes geringen und allerunterthänigften Ermeffens bat das Staats: 
grundgefeß die Rechte des Königs’ und feiner Regierung erweitert; aber 
auf folde Weife, die dem Ganzen Heil bringen fonnte. Einzelne, 
Gemeinden, ja ganze Provinzen, bie ſich nicht überzeugen fonnten, daß 
dasjenige, was fie vor 40 Jahren befeffen, aufgehört habe zu eriftiren, 
eine große Zahl folher, denen gänzlidher Umfturz lieber gewefen wäre, 
als feftbegründete Ordnung, haben daffelbe angefeindet. Wenige haben 
fo große Rechte und Freiheit befeffen, als die Stadt, welche wir ver- 
treten. - Allein mit dem Kerne unferer Bürgerſchaft theilen wir bie Leber: 
zeugung, daß Anfprüce, melde außer dem Kreiſe des Erreihbaren 
liegen, nur dazu dienen, den Staat wie den Einzelnen unglüdlic zu 
machen; während ruhiger, durd das Recht geheiligter Befig die alleinige 
Grundlage des fittlichen wie bes Teiblihen Wohles iſt. — 

Einen ſolchen gebeiligten Befisftand gewährte das Staatsgrund: 
geſetz. Daffelbe verlieh den wohlwollenden und gerechten Grundfägen 
der Regierung, die aus den alten, urfundliden, erft durch bie Stürme 


diefes Jahrhunderts verbunfelten, Rechten diefer Lande hervorgegangen 
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waren, aufs Neue die ſeit 30 Jahren entbehrte Geſetzeskraft; es ſtrebte 
nach Eintracht und Uebereinftimmung unter den feit langer Zeit uneinigen 
Ständen und Provinzen. Es bat Gutes gebracht und wenn die zögernde 
Ueberlegung (die unferem Lande eigenthümlich ift) in vier Furzen Jahren 
nicht Alles zur Reife geführt bat (Bieles war vorbereitet): fo durften 
wir mit defto größerer Sicherheit Dauerndes erwarten. 

Um ſolche Dauer des Rechts und Glüdes, um dieſe einzige fichere 
Grundlage der Staaten, um die Beendigung des Schwanfens, das feit 
30 Jahren unfer Bolt gequält und dem wir endlich entfloben zu feyn 
hofften, darum bitten Ew. Könige. Majeſtät, unferen Allergnädigften 
Herrn, Allerhöchſtdero getreue Unterthbanen, wenn biefelben Die Aner- 
fennung des Staatsgrundgefeges erfleben. — 

Es ift nicht ſchwer, alle alten Anfprüche wieder aufzuregen; fie 
entftehen von felbft, fobald die Scheidewand binwengefallen, Die das 
Staatsgrundgefeg gezogen hatte. Zu den alten Anfprücen aber fommen 
diejenigen noch hinzu, welche auf dem Staatsgrundgefege beruhen, und 
für mande Gegner diefer Berfaffung werben diefe Anfprücde, wird ber 
Streit über die Form felbft dann eine gefährliche Waffe, wenn Ew. 
Königl. Majeftät durch die Allergnädigft berufene Berfammlung nad 
dem Patente von 1819 (deren Berfaffung doch -mit ihrer eigenen Zu: 
ftimmung abgeändert worden) ein anderes Staategrundgefet zu begründen 
geruhten. 

Der freien Huld und Gnade unſeres Allergnädigften Königs und 
Herrn wünſchen wir die Abwehr der inneren Lebel zu verbanfen, die 
unfer geliebtes Vaterland bedrohen. In Ew. Königl. Majeftät erbabene 
Hand find die Mittel gelegt, auf dem mildeften Wege Alles abzufebren. 

Ueberzeugt, dag Ew. Königlichen Majeftät erhabene Abfihten auf 
nichts gerichtet find, als auf Erhaltung des wahren Rechts, auf Begriün: 
dung bes dauernden Wohls des Volks, das der Herr der Heerfchaaren 
unter Allerhöchſtdero Scepter geftellt, haben wir es gewagt, freimüthig 
auszufprechen, welche Gefühle uns bewegen, und wie. wir Die Nechte 
betrachten, deren Handhabung uns felbft anvertrauet ift.  Mige Ew. 
Königlihen Majeftät demnach aud die freimiüthige und unterwürfigfte 
Bitte nicht zum Mißfallen gereichen: 

bag Allerhöchftdiefelben Allfergnädigft geruhen mögen, das Staats- 
grundgefes vom 26. Sept. 1833 durch Allerhöchſtdero Zuftimmung 
wieberum in völlige Kraft treten zu laſſen. 
Würde es aber (und wir befcheiden uns unferer eigenen Sqhwãche nur 
zu ſehr, um dieſes nicht zu befürchten) uns nicht gelingen, die Ueber— 
zeugung von der — unſerer anene Bitte, welche in 
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ung lebt, auch in dem Gemüthe unſeres erhabenſten Herrſchers hervor; 
zurufen; dann wagen wir an deſſen hohes Gerechtigkeitsgefühl die zweite 
Bitte: 

daß Ew. Königl. Majeſtät Allergnädigſt geruhen mögen, die 

Entſcheidung des Rechtspunktes dem Durchlauchtigſten deutſchen 

Bunde Allerhöchſtſelbſt aufzutragen. 
Wahrlich wir verkennen nicht, daß wir auch bier etwas Großes bitten. 
Aber von dem Könige, der dadurch, daß er geruhet von feinem Aller— 
böchften Rechte zu feinen Untertbanen zu reden, felbit anerkennt, wie 
heilig er das Recht nach allen Seiten halte; von dem Urenfel und Gleich— 
namigen des Churfürften Ernft Auguft, deffen unerfchütterlicher Anhäng- 
lichfeit an das deutſche Reih das erbabene Herrſcherhaus feine Größe 
verdankt; von dem Sprößling ber großen Könige, deren Arm das acht: 
zehnte Jahrhundert hindurch faſt allein die Berfaffung Deutfchlande 
gehalten; von dem erften Könige biefes erbabenen Haufes, der wieder 
ganz und allein ein deutfcher Fürft ift, von dem dürfen wir wohl ein 
Beifpiel hoffen, das unübertroffen in der Geſchichte Deutſchlands daſtehen 
würde. Eine Hingebung an die Berfaffung des gemeinfamen Bater- 
landes, welche die Grundfäule werden könnte, auf welder Kraft und 
Berfaffung des Bundes Jahrhunderte lang beruhten; ein Beifpiel erha— 
benfter Gerechtigkeit, vor dem jede Unzufriedenheit, jede Neuerungsfucht 
verfiummen müßte. 

Die wir in tieffter" Unterwürfigfeit erfterben 
1: | Em. Königlihen Majeftät 
Osnabrück, den 18. Januar 

1838. 


allerunterthänigfte Mitglieder des Magiftrats und 
Alterleute der Stadt Osnabrück. 


(ge3.) Kemper. C. B. Stüve, Dr. Rodowe. A. Pagen- 

stecher, Dr. Westerkamp, Dr. Abeken. R. Schwartze. 

Kühle. Wagner. Böhmer. Hoberg, junior. Hugo. 
C. W. Meyer. 


In fidem copiae 
(L. S.) Pagenstecher,, Dr. Secr. 
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Anlage 5- 
Unterthänigſte Denkſchrift 
über 
die Gültigkeit des Staatsgrundgeſetzes 
für 
das Königreich Hannover 


vom 26. September 1833. 


1. ———— der Regierung rüchkſichtlich der Rechte der Unter 
thanen im Jahre 1814. 


Daß vor den unglüdlichen- Ereigniffen, welde die ehrwürdige 
Reichsverfaſſung vernichteten, die Provinzen, welche jett das Königreich 
Hannover ausmachen, zu denjenigen Reihslanden gehörten, in denen 
eine ftändifche Berfaffung aufrecht erhalten war, ift fo allgemein befannt, 
daß darüber jede Ausführung überflüffig ift. — Keine Stände beftanden 
dermalen in Diepbolz,-wo jedoch Geldſachen, Anleihen und dergl. nur 
unter Zuziehung der Gemeinden, und auf deren Credit geordnet wurden; 
im Harlinger Lande, wr eine ähnliche Berfaffung galt, und in 
Meppen, wo der alte Antheil an ber Berfaffung des Stiftes Miünfter 
durch den Reichs-Deput.-Haupt-Schluß Art. 3. aufgehoben worden. — 
Die Grundlage aller neueren Berfaffung aber Liegt in dem Anerfennt- 
niffe, welches die denfwürdige Note des Hannover'ſchen Minifters Grafen 
Miünfter auf dem Wiener Congreffe vom 21. October 1814 gab: 
Se. Königlihe Hoheit der Prinz Regent von Großbritannien 
und Hannover fünnen den Sat nicht anerfennen, daß felbft 
nah den Veränderungen, die in Deutfchland vorgegangen find, 
den Fürften ganz unbedingte oder rein DEEHEIHNE Rechte über 
+ ihre Unterthanen zuftehen. 

Der Grundfag, daß der Verfall ber deutfchen Reichsver⸗ 
faſſung auch den Umſturz der Territorial-Verfaſſung deutſcher 
Staaten (in ſofern dieſe nicht Punkte betraf, die ausſchließlich 
ihr Verhältniß mit dem Reich bezweckten) im rechtlichen Sinne 
nach ſich ziehen, läßt ſich keinesweges zugeben. — 

Es waren hier nicht bloß die ſtändiſchen, ſondern ausdrücklich alle 


Rechte der Unterthanen anerkannt, wie denn auch die Concluſionen 
jener Note dahin gehen, daß 


in WE. a 


1. die Rechte beftimmt werden mögen, bieden deutſchen Unter: 
tbanen von Altersber zugeftanden haben. 

2. Daß es ausgefproden werden möge, daß die auf Gefegen oder 
Berträgen berubende Zerritorial-Berfaffung unter Vorbehalt der nöthig 
werdenden Modificationen beſtehen ſolle. 

Vergl. Klüber Acten des Wiener Congreſſes I. 69. 

Hätte man nach dieſen Grundſätzen ſtreng verfahren können: ſo 
würde | 

1. in. den alten Provinzen ber Rechtsſtand ganz unverändert 
auf den Zuftand yon 1803 wieder zurücdzuführen gewefen feyn, getrennte 
- Stände: Berfammlungen in Calenberg, Lüneburg, Bremen, 
Hoya, Rauenburg und Hadeln, fo wie in Bentheim, mit freier - 
Steuerbewilligung, theild mit Zuftimmung zu den Gefegen, mit Exem— 
tionen, Communalverfaffungen u. f. w. wie folhe damals gewefen waren. 

2. In Osnabrück wäre nad Art. 60 des Reihe-Dep.-Schluffes 
von 1803 : „die beftebende politiihe VBerfaffung, in fo weit ſolche auf 
gültigen Verträgen zwifchen dem Regenten und dem Lande, aud andern 
reichsgefeglihen Normen ruhte, ungeftört zu erhalten gewefen, jedoch 
in demjenigen, was zur Civil- und Militair-Adminiftration und deren 
Berbefferung und Bereinfahung .gehörte, dem neuen Landesherrn freie 
Hand gelaffen ſeyn,“ d. h. es würden diejenigen Erklärungen, welde 
auf Beranlaffung der Königlihen Drganifations:Commiffion yon 1803 
theils von den Ständen, theils von der Stadt Osnabrüd und ſonſtigen 
Corporationen in Gemäßheit der beftehenden Rechte abgegeben waren, 
wieder aufzunehmen und darauf die höchſten Refolutionen zu ertheilen 
geweſen feyn, wodurd denn auch diefe Provinz ganz in die alten- 
eingetreten wäre. 

3. Ein ähnliches Verfahren hätte in Hildesheim, Goslar und 
fpäter dem Eichsfelde eintreten mögen, mit bem Unterſchiede, daß 
dort bie Berhältniffe von Preußen bereits vollftändig geordnet, bie 
Provinzialftände im Jahre 1802 aufgehoben waren, und die Regierungs- 
acte der weſtphäliſchen Regierung, fo weit ſolche rechtmäßig, zu refpec: 
tiren waren; wie denn aud) 

4. in Meppen die Organifation des Herzogs von Aremberg, 
deſſen rechtsgültig erlaffene Gefege und vielleicht auch die von Frankreich 
erlaſſenen zu beachten geweſen wären. Auch würde ſpäter 3 
| 5. in Oftfriesland daffelbe um fo mehr gegolten haben, als 

die Berfiherung, die den Ständen bdiefer Provinz durch die Wiener 
Eongreßacte $. 27 ertheilt worden, nichts weiter enthält, ald was jene 
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Note allen Provinzen zugeftand, und als rechtmäßige Regierungen bo 
mancherlei geändert hatten. 

6. Endlich ftand Lingen in völlig. gleichen Berhältniffen ; außer 
daß bier bei dem Nichtvorhandenfeyn wirkffamer Stände alle Acte ber 
Geſetzgebung rechtmäßiger Regierungen befto größere Kraft hatten. 

Die Gründe, weshalb auf diefe Weife nicht verfahren werben 
fonrite, gehören nicht hieher. Diefelben deutet 

Rehberg zur Gefhichte des Königreihe Hannover, p. 103. sq. 
an. Schon vor der hochherzigen Erklärung in jener Note hatte nämlich 
der Drang ber Zeit, des Kriegs, die Nothwendigfeit irgend einer Ord— 
nung, nachdem den Feind alles in Zerrüttung zurüdgelaffen, mande 
Verfügung erzwungen, bie nicht ftveng nad) diefen Grundfägen zu recht: 
fertigen war. Es hatten zwar 

1. in den alten Provinzen fi) während des Zuftandes der Inſur— 
rection, welcher dort im Sommer 1813 eingetreten war, bie alten Formen 
der Berfaffung und Verwaltung, die alten Rechte der Commlinen und 
Corporationen ziemlich vollftändig wieder hergeftellt; es war aber 

2. das Steuerfoftem überall ziemlich felbftftändig von ber Regierung 
geordnet, 

3, ein Landwehrſyſtem ebenfo Ir ftändifche Mitwirkung gefchaffen; 
es waren 

4, in Dsnabrüd, Hildesheim, Meppen bie vorgefundenen Berwal: 
tungsformen confervirt, die Nechte der Corporationen damit fuspenbirt, 
die Verhältniffe der Kirche felbftftändig geordnet. Später wurden aud 
die Berfaffungen der bedeutendern Städte, namentlich 

a. in Osnabrück durch ein. Reglement vom 31. Octbr. 1814 
abweichend in Form und Rechten von dem früheren Zuftande 
und den Verhandlungen yon 1803, 

d. in Hildesheim Durch Negulative vom 29, April 1815 feftge- 
ftellt und 

c. bie Rechte der Zünfte durch Verordnungen vom 12. Mai 1817 
und 18. April 1817 ohne Rückſprache mit den Betheiligten 
und ohne ſtändiſche Einwirfung völlig umgeftaltet. 

5. Auch wurde, abgefehen von andern Acten der Gefeßgebung, durch 
tranfitorifhe Verordnungen vom 12. Auguft 1814, 14. April 1815 und 
24. December 1814 der Rechtszuftand der Privaten manchen bedeutenden 
Modificationen ohne ftändifche Concurrenz unterzogen. 


i 
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2. Proviſoriſche Stände-Berſammlung. 


Waren hierdurch die ſtreng ſtaatsrechtlichen Grundlagen für die 
Privatrechte, und die Verfaſſung der Commünen, Corporationen und 
der Kirche, wie ſolche durch jene Note anerkannt, oder durch den R. D. H. S. 
von 1803 normirt worden, vielfach factiſch geſtört: ſo war dies noch 
mehr der Fall 

6. durch diejenige Verordnung vom 12. Auguſt 1814, welche eine 
am 15. December zu eröffnende allgemeine Landesverſammlung berief. — 
Dieſe unter dem 29. Detober erſt publicirte Verordnung erkennt zwar 
die Rechte abermals ausdrücklich an in den Worten unter andern: 

Wir beabſichtigen keineswegs, die Verfaſſung des Landes, ſo weit 

ſie gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten des Landesherrn und 

der Unterthanen in ſich faßt, abzuändern. In dieſer Rückſicht 
wollen Wir die ſtändiſche Verfaſſung in den einzelnen Provinzen 
unter etwa nöthig oder rathſam werdenden Modificationen 

beibehalten. . 

Allein fie änderte diefe Berfaffung auf das Weſentlichſte einſeitig ab, 
indem fie beftimmie: 

Wie aber die Rechte der Provinzialſtände auf ihre Provinz ein: 

gefhränft find, die landesherrliche Autorität fi) aber über das 

Land im Ganzen erſtrecket, und dieſes nach gleichen Grundſätzen 

regiert werden muß, fo balten Wir Uns feft überzeugt, daß 

Unjere getreuen Untertbanen es als eine Wohltbat und als einen 

Beweis von Zutrauen anfeben werden, wenn Wir, wie biemit 

geſchieht, verordnen: 
daß künftig alle allgemeine —— 7 inſofern 
ſie nach der bisher beſtandenen Verfaſſung einer Berathung 
mit den Ständen bedurften, einer Verſammlung von Land— 
ſtänden aus allen Provinzen vorgelegt, und von denſeſten 
zum Schluß gebracht werden ſollen. 

Wir find weit entfernt, die tiefe Wahrheit und Weisheit dieſer 
Sätze zu beftreiten, Allein dem formellen Rechte, den Grundfügen der 
Note vom 21. Detober und des N. D. H. ©. von 1803 angemeffen 
waren biefelben nicht, da bier: 

a. Angelegenheiten yon ber Uebereinſtimmung anderer Provinzen 
abhängig wurden, die bisher Tediglih auf dem Conſens 
der einzelnen Provinz berubt hatten; da 

b. die Form ber Berfaffung diefer neuen Verſammlung unendlich 
weit yon den früheren Formen der Provinzialverfammiungen 
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abwich, in denen theils Curien-Verfaſſung den Städten ein 
ſehr großes Gewicht geſichert, Das bier bei einem Einkammer⸗ 
foftem der Mehrzahl ritterichaftliher Deputirten ei 
mußte; und zumal ba 

ce. das gefammte Finanzweien, der wichtigfte Zweig ftändifcher 
Thätigfeit, fofort für eing allgemeine FRARFRGDUEIEBENPEN 
erklärt wurde. 

Zufammenfünfte der Provinzialftände wurden nicht berufen, big die 
neue Berfaffung fich befeftigt (Rehberg zur Geſchichte Hannovers, p. 140). 
Diefe VBerfammlung aber ging mit raſchen Schritten vorwärts, nahm 
die von der Regierung ihr übertragenen Nechte an, vereinigte (ohne die 
Betheiligten zu fragen) durd den Schluß vom 17. Januar 1815 Schulden 
und Laften des Landes in Eine Maffe, genehmigte bie Aufhebung der 
Hofgerichte zu Hannover und Celle (welche mit Tandfchaftlichen Affefforen 
befegt, eine reine Provinzialangelegenbeit fchienen) und begann ein gleiches 
Steuerfoftem zu ſchaffen. Der Necdtspunft wurde überall wenig in 
Frage gezogen. Jedoch Fam es zu Conteftationen deshalb, als im Jahre 
1816 Ditfriefifhe Deputirte in die Verſammlung eintraten und biefe, 
geftiigt auf das Anerfenntniß der Oftfriefifhen Stände in der Congreßacte, 
in allen Stüden die Rechte der Provinz vorbehalten wollten. Die Ber: 
fammlung unterwarf fih ber Menderung ihrer Conftitution, welche in 
der Hinzufügung von 18 neuen Deputirten durch das Refeript ad man- 
datum vom 28, Septbr, 1816 

Actenftüde des provif. Landtags I, p. 30 
lag, ohne Bemerfung; aud war eine folde Veränderung von Anfang 
vorbehalten. Rückſichtlich jenes — von Oſtfriesland aber erklärte 
ſie der Regierung: 
daß, ſeitdem die — aus der Provinz Oſtfriesland berufen 
und erſchienen ſind, alle von den jetzt allhier verſammelten 
Ständen des Königreichs gefaßten und noch ferner zu faffenden 
Beihlüffe für das ganze Königreih, mithin auch für die Provinz 
Oſtfriesland, verbindend feyen, felbft dann auch, wenn einige 
oder alle Deputirte dieſer Provinz nicht erfcheinen follten, 
Vortrag an Königliches Minifterium vom 21. Octbr. 1816, 
Actenft. I, p. 33. 

Das Minifterium erklärte ſich hiermit völlig einverftanden, und be: 

merkte nur, daß es ſich 
nit um bie noch beftehende, fondern vielmehr nad) der gnä- 
digſten Abfiht der Landesherrfchaft, fo weit, als die veränderte 
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Lage der Dinge geftattet, wie derherzuſtellende Provinzial: 
verfaffung des Fürſtenthums Oftfriesiand handle, 
Schreiben vom 23. Detober 1816. Actenftüde I. p. 
womit denn der Grundfag ausgeiproden war, baß bie — 
ſchaften ſich Modificationen ihrer Verfaſſung von oben her gefallen zu 
laſſen hätten. 

Schien hierin die allgemeine Verſammlung einen feſten Grundſatz 
ihres Rechtes, den alten, durch die Note vom 21. October 1814 aner⸗ 
kannten Rechten gegenüber zu behaupten: fo war dagegen höchſt auffallend, 
wie diefelbe Berfammlung, in derſelben Sigung, bei einem Gegenftande, 
beffen Befig fie längſt ergriffen hatte, bejchließen Fonnte, daß die Er- 
Iedigung des Eremtionspunftes zur Competenz der Provinziallandichaften 
gehöre; indem fie das Minifterium erfuchte, Sr. Königlihen Hoheit, 
bem Prinzen Regenten den Wunſch vorzutragen: | 

daß Höchftderfelbe den. fünftighin von den bisher fleuerfrei gewe— 
fenen Grundbefigungen durch Grundfteuern aufzubringende Bei: 
trag auf verfaffungsmäßigem Wege in jeder Provinz 
zur definitiven Beftimmung zu befördern, und von deren Refultate 

die allgemeine Berfammlung der Stände bemnähft in Kenntnif 
zu ſetzen, huldreichſt geruhen wolle, 

Vortrag vom 6. Januar 1817. Actenſtücke III. p. 209 sq. 

Ein abermaliges Reſcript ad mandatum feste aber die allgemeine 
Berfammlung nad diejer Selbftvernichtung in ihre Rechte wieder ein, 
in der Erklärung: 

Da— — — das von Eud vorgefchlagene und von Uns geneb: 
migte Steuerfpftem nicht eingeführt werden fann, ohne aud den 
eben gedachten Punft (der Steuerbefreiung) zu berichtigen, ber 
von Euch angegebene Weg einer befondern Verhandlung in jeder 
Provinz, aber mit der vollzogenen Bereinigung ber 
felben in eine einzige allgemeine berathende und 
beſchließende Berfammlung nicht zu vereinigen ftände: fd 
haben Wir Uns dadurch bewogen gefunden, — — — einige 
Anordnungen zu treffen, welde fo lange in Kraft bleiben müſſen, 
bis zugleih mit der allgemeinen Grundfteuer eine andere Des 

ftimmung -getroffen wird. 
Refeript ad mandatum vom 29. Juli 1817. Actenit. 1, 

p- 213. 

Diefelbe Unficherheit rüdfihtlih der Verfaſſung, welche ſich bier 
ben Provinzen gegenüber zeigt, und welche das Kefthalten 'irgend eines 
ftaatsrechtlichen Standpunfts ber Regierung gegenüber ganz unmöglich 


ae BR 


madte, mußte eben fo jebr in alten fonftigen Berbältniffen des durch 
friegerifche Willführ tief zerrütteten Yandes herrſchen. Dieſelbe zeigte ſich 
in den Zuftänden. der Gemeinden, der Corporationen, der Kirche (wie 
3. B. in Hildesheim das evangelifche Conſiſtorium ganz aufgehoben, in 
Dsnabrüd deſſen Durch die reichsgefegliche Capitulatio perpetua feftge- 
feste Berfaffung ftillfihweigend abgeändert wurde). Grundſatzloſigkeit 
gab fich fait nod mehr fund, wenn die Stände Rechte behaupten wollten, 
als wo fie folhe aufgaben; 3. B. ald man am 10. Dec. 1818 ven 
Beitrag zum Militair-Etat auf die Obſervanz gründete. | 
Actenftüce des Provifor. Landtags J. p. 225. 

Es ift natürlich, daß daſſelbe Schwanken fi in den Derfaflunge- 

verbandlungen yon 1818 und 1819 wieder zeigte. 


3. Herftellung der Provinzial:-Lanpfhaften. 


Durch Referipte vom 19. Det. 1818 wurden nun zuvörderft Die 
Provinzial⸗Landſchaften wieder hergeftellt, mit denjenigen Mopdificationen, 
welche ber Landesherrſchaft räthlich fchienen; und es enthielten Die des— 
fallfigen Neferipte, außer den nah Maaßgabe der Berbältniffe jeder 
einzelnen Provinz vorgefhlagenen Mopdificationen der Berfaffung, ber: 
einftimmend folgenden Eingang, welden wir, als zus Sache gehörig, 
aus dem an die Lüneburgifche Landfchaft gerichteten Reſeripte bier aus: 
heben: 

Es iſt den getreuen Ständen Unſeres Sürftenthums Lüneburg 
bekannt, welcergeftalt Wir gleich nach der glüdlihen Befreiung 
des Landes von der feindlichen Gewalt darauf Bedacdt genommen, 
die verfaffungsmäßige Theilnahme Unferer getreuen Stände an 
den Beichlüffen über die Hffentlihen Angelegenheiten wieder ber: 
zuftellen, und daß Wir Deputirte aller zu Landtagen berechtigten 
Eingefeffenen gefammter Provinzen Unferer, nunmehr zu einem 
unabhängigen Königreihe erhobenen, deutſchen Staaten: berufen 
haben, um mit bdenfelben die Gegenftände zu berathen, welche 
ber ftändifchen Bewilligung und Gutachtens bedürfen. Nachdem 
mit biefer proviforifch angeordneten, das ganze Königreich ver: 
tretenden, Berfammlung die Gegenftände, welde wegen ihrer 
Beziehung auf das Ganze, zu einer Berathung. der Deputirten 
des ganzen Landes geeignet find, theils vegulirt, theils zu ihrer 
Beſtimmung nöthige Einleitungen gemacht, insbefondere aber die 
nothwendigen Anordnungen in Anfehung des Steuer = und 
Saffenwefens und der Landesfchulden getroffen worden: fo fteher 
nunmehr Fein Hindernig mehr im Wege, aud die Stände ber 
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einzelnen Provinzen nach Unferer gleich anfangs angefündigten 
Abfiht in fo weit in Thätigfeit treten zu laffen, als 
die Berhältniffe derfelben zu der Berfammlung von 
Deputirten aller Stände des Königreichs verftätten, 
welche leöte das ganze Land zu vertreten und über 
daffelbe Befhlüffe zu faffen und Unferer Rrutung 
und Entfhließung vorzulegen Kat. 

Was nun die definitive Einrichtung jener allgemeinen Stände: 
verſammlung betrifft: fo werden Wir ‚der gegenwärtig beftehenden 
Berfammlung der allgemeinen Stände Unſere Abfichten näher 
eröffnen, und deren Meinung darüber vernehmen, 

Es werden aber aud durch die obgebachten, theils durch Die 
Nothwendigfeit herbeigeführten, theils durch Unſere Fürforge für 
das allgemeine Befte Unferer Länder veranlaßten Anordnungen, und 
durch andere eingetretene unvermeidliche Ereigniffe einige Abänderunz- 
gen in der Ausübung der Rechte der Proyinzial-Stände, fo wie aud) 
in ber Einrichtung der vorher mit der Verwaltung ber ftändt: 
fehen Angelegenheiten beauftragten landſchaftlichen Eollegien und 
Ausſchüſſe notbwendig gemacht: und in biefer Hinficht eröffnen 
Wir Unferen getreuen Ständen des Fürftentbums Lüneburg 
Folgendes : 

Nur der Eingang bes Neſcripts an die e Hitdespeimifche Landſchaft lautet 
etwas verfchieden, da biefe feit 15802 aufgehoben gewefen war. Ueber 
die den einzelnen Landfchaften angefonnenen Veränderungen ihrer Ber: 
faffung wurde längere Zeit mit diefen verhandelt, theils die Borfchläge 
angenommen, theils abgelehnt, theils endlich blieben folche unerledigt. 


4. Einführung ver Berfaffung von 1819. 


Der allgemeinen Ständeverfammlung, deren Wirfungsfreis bier 
abermals, ohne die Provinzial-Landfhaften deshalb zu hören, yon porn 
herein feftgeftellt war, wurden mittelft Königlichen Neferipts vom 
5. Jan. 1819 und Minifterial-Schreibens vom 2. April 1819 
| Actenftüde I. p. 49 bis 64 
die neuen Vorſchläge gemacht, welche, zumal in der Trennung ber 
Berfammlung in zwei Kammern, von dem Einkammerſyſtem der * 
viſoriſchen Verſammlung abwichen. 

Das Benehmen ber Stände war in dieſer wichtigen Sache unent— 
ſchieden, wie dieß nad dem oberwiefenen Mangel aller ſtaatsrechtlichen 
Grundlage, oder vielmehr dem zugelaffenen Widerſpruche gegen bie 
anerkannten Grundlagen nicht anders feyn Fonnte.. I 


In dem Schreiben vom 10. Mai 1819 erflärte die Berfammlung: 
ba, wenn fie gleich in dieſem auf die Bafis einer getrennten 
Berfammlung errichteten Repräfentativ= Spftem , die Grundzüge 
der in verfchiebenen der älteren Provinzen Statt gehabten Ber: 
faffungen wiedergefunden, ihnen gleihwohl gegen die organische 
Bildung und Zufammenfegung der in zwei Kammern abgetheil- 
ten Repräjentation mehrere erbeblihe Bedenklichkeiten aufgefallen 
feyen, welche bei der Mehrheit der Berfammlung die Beforgniß 
erregt haben, daß auf die angegebene Weife der Zwed einer 
wohlgeorbneten ftändifchen Repräfentafion und wahren Volksver— 
tretung fehwerlicd zur allgemeinen Zufriedenheit und zum wahren 
Beften des Landes erreicht werden bürfte. 

Dieſe unbeftimmte Ablehnung wurde beftimmt ausgefprochen burd) 
den Schluß des Schreibens, welcher, in dem Bertrauen, dag bie Zweifel 
und Bedenflichfeiten mit gewohnter Huld und Nachſicht aufgenommen 
werben dürften, jagt: 

Geruhen Sie, gnäbdigfter Fürft und Herr, — biefes ift Die devoteſte 
Bitte der annoch verfammelten getreuen Stände des Königreichs — 
gegenwärtiger unterthänigfter Borftellung eine huldvolle Auf: 
merffamfeit zu gönnen, und, vor Publication mehr hochge— 
dachten Plans, vorberübrte Zweifel und Bedenklichkeiten in 
gnädigfte Erwägung zu ziehen. Gern überlaffen fie ſich 
babei der Hoffnung, daß Eure Königliche Hoheit in Höchſtihro 
Weisheit Mittel finden werden, entweder in ber Beftimmung 
ber Repräfentation überhaupt, oder in ber Stellung ber für bie- 
felbe anzuordnenden Abtheilungen, nach fernerweiter ver- 
fafjungsmäßiger Beratbung, folhe Mopdificationen ein— 
treten zu laſſen, mittelft welcher, neben Berüdjichtigung ber 
Berhältniffe einzelner Stände, der Hauptzwed allgemeiner ſtän— 
diſcher Repräfentation und ein möglihft einfacher Gang ber 
Berathung auf die zuverläffigfte Weife erreiht werden fann. 
Actenftüde I. p. 69 und 72. j 
Außerdem hatten die Stände zu dem BerfaffungssEntwurfe wie zu 
dem Reglement 66 abändernde Beichlüffe gefaßt, theils von großer 
Wichtigkeit, welche diefelben unter dem 17. Mai 1819 dem Minifterio 
anzeigten. 
Actenftüde I. p. 73 bis 86. 
Die allerhöchſte Entfchliegung wurde rüdfichtlih der in ber Adreffe 
vom 10. Mai enthaltenen Ablehnung des Zweikammerſyſtems durch ein 
Königl. Refeript an ſämmtliche Provinzialstandfhaften vom 26. Det. 





1819, rüdfichtlih der einzelnen Modalitäten durch einen Erlaß des 
Königl. Minifterii an diefelben vom 11. Nov, 1819 eröffnet. Es waren 
auch bier von den 66 ftändifchen Beichlüffen nicht weniger als 16 ver: 
worfen, und theils ſolche, welche die Berfaffung jelbit unmittelbar betra⸗ 
fen, und in welchen die Stände die Erhaltung des Status quo forderten, 
namentlich wurden gegen den ftändiichen Widerfprudh: 

die Majoratsherren, 

der Präfident des Oberfteuer: und SchagsCollegii, 

die fieben von ben Provinzial⸗Landſchaften zu wählenden Schatz⸗ 

räthe, 

mit erblichen oder perfönlihen Virilſtimmen in die Ständeverſammlung 
eingeführt, da doch ſoviel in allen Provinziale:Berfaffungen feftftand, 
daß ohne Einwilligung ber Stände Niemand zu denſelben zugelaſſen 
werden könne. 

Es würde zu weit führen, wenn wir hier in die Grundſätze jenes 
allerhöchſten Referipts tiefer eingehen wollten. Unangeführt aber können 
wir es nicht laſſen, daß daffelbe die Beftimmungen des allerhöchſten 
Referipts vom 5. Januar 1819 als 

unwiderruflich bejchloffen 

und nur diejenigen des Minifterial-Schreibendg vom 2. April 1819 alg 
folhe bezeichnet, über welche Abänderungen zuläffig gewefen ſeyn möchten, 
und daß ferner der Sag aufgeftellt wird: 

diefe Angelegenheit nochmals zur Deliberation der proviſoriſchen 

Ständeverfammlung zu verftellen, bürfte fein anderes als das 

bisherige Refultat erwarten laffen. Zur Beratbung der Provin: 

jialftände aber gehören bie fih nicht auf ihre Provinz beſchrãn⸗ 

kenden Fragen nicht. 
Es waren alſo im Königreiche Hannover durch die Note vom 21. Oct. 
1814 alle alten Rechte anerkannt. Es waren dur die Berfaffung von 
4814 ben Provinzialftänden alle allgemeine Angelegenheiten, d. h. ber 
wichtigfte ihrer Wirffamfeit ihrer ungefragt, entzogen und einer 
proviforiihen Berfammlung übergeben. Es war biefe in reinen 
Provinzial: Angelegenheiten (den Hofgerichten) competent 
geachtet. Es wurbe nunmehr diefe Berfammlung aufgehoben, eine völlig 
neue, von allen Beftehenden abweichende Verfaffungsform (zwei Kam: 
mern mit Majoraten, Birilftimmen u. f. w.) ohne deren Zuftimmung, 
ja fogar gegen ihre ausdrüdlihen Beſchlüſſe feftgeftellt und diefe durch 
das Patent vom 7. Dec. 1819 publicirt. 

Die durch diefes Patent eonftituirte Berfammlung trat am 28, Der, 
1519 zufammen, und ed wurde feine Beichwerde laut, ausgenommen, 
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daß die Deputirten von Oſtfriesland abermals ihre — 
verwahrten. 
Aetenſtücke des Landtags von 18% P. 40. 

Wie wenig das beobachtete Berfahren der Analogie der provinzial- 
landſchaftlichen Rechte entſprach, ift gefagt worden. Einen Beweis hier- 
über zu führen, würde befto überflüffiger ſeyn, da die Regierung felbft 
allen einzelnen Provinzialelandichaften zugeftanden bat, daß feine neue 
Mitglieder ohne Zuftimmung der Landſchaft in diefelbe aufzunehmen _ 
fepen. Ueberdies fommt es bier nur darauf an, eine Thatfache hiftorifch 
feftzuftelfen, welche vechtlich Feine Bedeutung mehr haben fann, da der 
Art. 56 der Wiener Schlufacte vom 15. Mai 1820 diefer Berfaflung, 
welche ohne Zweifel in anerfannter Wirffamfeit ftand (wenn aud erft 
feit wenigen Monaten) den Stempel der Rechtsgültigkeit aufgebrüdt bat. 


5. Was gebört zur Berfaffung von 1819? 


Die entfcheidende grundgefeglihe Norm: 
daß die in anerkannter Wirkfamfeit ftebenden landſtändiſchen Ber- 
faffungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege. wieder abgeändert 
werben fünnen, 
zwingt aber zu einigen weitern Kragen, ‚namentlich zu derjenigen: 
was zu ber alfo feftgeftellten Berfaffung geböre ?_ und 
welche Form der Abänderung bie verfaffungsmäßige fey ? 
Die Antwort auf die erfte Frage ift einfach. | 
Es kann nichts zu der unwiderruflich feftgeftellten Verfaſſung gezählt 
werden, als ber wirfliche Inhalt des Patents und feiner Anlage, welche 
das Verzeichniß der berufenen Mitglieder enthält; weder das Reglement 
wird als Theil der Berfaffung angefehen werden fünnen (da e8 zu jeber 
Zeit für ein Recht der Stände gebalten ift und gehalten werden mußte, 
ſolches durch Gebrauch, oder durch ausdrückliche Befchlüffe zu ergänzen 
und näher zu beftimmen, was bei der VBerfaffung unmöglich); noch wird 
man irgend eine Folgerung, welche möglicher Weife aus dem Patente 
gezogen werben fünnte, als einen Theil der Berfaffung anfehen. Noch 
weniger aber werden Dinge, die vielleicht neben dem Patente beftanden, 
als ein Theil der Berfaffung, auf welche Art. 56 der Wiener Schlußacte 
anzuwenden wäre, betrachtet werden dürfen; indem fonft alle Rechte 
und Gefete des Landes einen Theil der Berfaffung ausmachen dürften. 
Um fo mehr muß dies angenommen werben, als die Schlußacte, 
fo wie der durch dieſelbe erläuterte Art. 13 der Bundesacte lediglich 
von fändifcher Berfaffung reden, d. h. alfo von demjenigen Theile ber 
nod gar manche andere Stüde begreifenden Landes-Berfaffung, welcher 


die Vertretung des Bolfs durch Stande und die Rechte diefer Stände 
betrifft. Auf diefen Gegenftand beichränft fih denn auch das Patent 
von 7. Dec. 1819 in feinen 8 Paragraphen, deren Goncordanz zum 
Staatsgrundgefege von 1833 ſich alſo ftellt, daß 
1, die Artifel 93, 94, 98 Des Staatögrundgejeges enthält, 
2, dem Artitel 93 und 113 entiprict, 
3, a und b, dem Artifef 102, 
3, e. No, 1, den Artifeln 95 und 96, 
3, c. No. 2 und 3, dem Artikel 100, 
c. No. 4, den Artifeln 100, 106 und 104, 
3, d. den Xrtifeln 105 und 108, 
4, dem Artifel 99, 
5, den Artifeln 99 und 101, | 
6, Eingangs dem Artifel 84; dann, jo weit von den pro- 
pinziallandfchaftlichen Befugniffen die Rede ift, den Art. 78 
bis 81, während der Verfolg die Art. 83 und folgende 
begreift, wo namentlich die Andeutung über die Finanzen 
im Art. 91 und im fiebenten Gapitel, Die Andeutung über 
die Gefeggebung in den Art. 85 bis 89, Die Andeutung 
über das Recht der Anträge und Beichwerden im $. 90 
ihre weitere Ausführung und Begrenzung finden, 
8. 7 entfpricht dem Art. 121 und find die Art. 109, 110, 111, 
112, 113, 116, 117, 118, 119 lediglich dem Neglement 
entitommen. | 
$. 8 endlich dürfte im Schluffe des Staatsgrundgeſetzes, fo wie 
die Beftimmung über das Verhältniß zu dem deutfchen 
* , Bunde in den Art. 2 und 140 ſich völlig gewahrt. finden. 
In diefen Artifeln des Staatsgrundgefepes allein ift mithin dasjenige 
zu finden, was ber Berfaffung von 1819 im Sinne des Art. 56 der 
Wiener Schlußacte entfpredhen dürfte. Alles, was das Staatsgrund- 
gefeg außerdem enthält, gehört nicht zu ber durch Art. 56 garantirten 
Verfaflung. 
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6. In weiger Form konnte pie Berfaffung von 1819 abgeändert 
werden? 


Grundfäbe der Stände und der Negierung. 


Fragen wir aber weiter: welche Form der Abänderung ber 
Berfaffung nad dem Patente von 1819 im Sinne der Wiener Schlußacte 
die verfaffungsmäßige fey? fo tritt ung in jenem Patente zunächſt nur 
die Aeußerung des $. 8 entgegen: 
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Wir behalten Uns vor, nach den zu ſammelnden Erfahrungen in 
der Organiſation der allgemeinen Ständeverſammlung diejenigen 
Modificationen eintreten zu laſſen, deren Nothwendigkeit ſich im 
Verlaufe der Zeit an den Tag legen möchte. 

Ferner darf man auf den Satz ſich beziehen: 

alfo foll auch die allgemeine Ständeverfammlung im. Wefentlichen 
fünftig dieſelben Rechte ausüben, welche früherhin den einzelnen 
Provinzial⸗Landſchaften, fo wie auch der bisherigen EIER 
Ständeverfammlung zugeftanden haben. 

Was diefe Säge bedeuten, konnte jedoch zweifelhaft feyn. Denn 
wenn auch nad dem Obigen den Provinzialsfandihaften unbedingt das 
Recht zugeftanden werden mußte, daß ihre Gompofition ohne ihre 
Zuftimmung nicht geändert, weder ein Glied ihnen hinzugefügt, nod 
von ihnen abgeriffen werben fonnte, fo war doch 

1. Alles, was fonft, zur Berfaffung gezählt werden mochte, dem 
allgemeinen Geſetzgebungsrechte nur in fo weit entzogen, als irgend 
ein Receß dieſerhalb vertragsmäßige Beftimmungen enthalten mochte 
(was auf die neue Berfaffung wenig Anwendung fand, da über dieſelbe 
feine Pacta beftanden); 


2, aber waren nicht bloß die Srovinziatverfoßfungen zur Analogie 
geſtellt, fondern auch die proviforifhe Ständeverfammlung, von welcer 
ipso facto ein Zuftimmungsreht in Anfehung der Berfaffung aud 
nicht im mindeften geübt, ber noch viel weniger ſolches zugeftanden 
war, da das ganze Patent von 1819 nur gegen ihren ausbrüdlichen 
Widerſpruch beftand, — Nicht ohne Schein hätte alſo behauptet werden 
mögen: 

ber verfaffungsmäßige Weg der Abänderung fey freie Ent: 

fchliegung des Königs, etwa nach vernommenem Gutachten der 

Ständeverfammlung gemwefen, fo wie 1819 verfahren war. 

Eine folhe Behauptung foll hier aber nicht aufgeftellt werben, ba 
folche jeder Zeit von den Ständen auf das Entfchiedenfte zurückgewieſen 
feyn würde, und folhe auch von der Regierung abgewiefen if. Es 
ift nämlich: 

1. was die Anficht der Stände angeht, nicht nur von ber — 
Kammer die Zuſtimmung zu allen Geſetzen auf das Entſchiedenſte in 
Anſpruch genommen, 

Protocoll⸗Auszüge vom Jahre 1821 p. 34. sq. (S. unten) 
ſondern es iſt auch, da die zweite Kammer ſich damals gemäßigter 
in ihren Anſprüchen erwies, der gemeinſchaftliche Beſchluß gefaßt: 


Stände hielten nach der im Patente vom 7. December 1819 
enthaltenen, auf frühere Berfaffung fih gründenden, Königlichen 
Erflärung ihre ausdrückliche Zuftimmung und Bewilligung ohne 
Zweifel bei einem Landesgefege erforderlich, Durch welches, wie 
durch das Militairgefes vom 14. Juli 1820, den Unterthanen 
eine Laft auferlegt werde. — Das Königlihe Miniſterium ſelbſt 
babe dieſe Anficht getheilt; indem in dem Schreiben vom 
1. December 1820 eingeräumt fey, daß jenes Gefeg nur — 
wie von Ständen rückſichtlich der verfchiedenen in biefem 
Gefege enthaltenen adbminiftrativen Verfügungen nicht ver⸗ 
kannt werde — „viele Beftimmungen enthalte, weldhe bie Zu: 
ftimmung der Stände nicht erfordert hätten.“ -Stände hätten 
daher erwarten zu dürfen geglaubt, daß ihrer in Beziehung auf 
die weſentlichſten Beftimmungen des Gefeges erforderlich geweſenen 
Einwilligung im Eingange des Geſetzes gedacht wäre und zweifelten 
nicht, Daß in vorfommenden ähnlichen Fällen ihr gerechter Wunſch, 
der erfolgten Zuftimmung ausprüdlide Erwähnung zu thun, 
vom. Königlihen Minifterio werde berlidfichtigt werben. 
Protoeoll-Auszüge daſ. p. 40. 

Auf dieſelbe Weife hätten Stände bei einer Verfaffungsfrage ihre 
Anfiht zu begründen vermodt. Die Analogie und Geſchichte hatten 
fie allemal auf ihrer Seite, wenn fie im Wefentlihen Zuftimmung 
behaupteten; ob die Regierung fo viel für fi gehabt hätte, wenn fie 
in den Nebenwerfen der Berfaffung (wie in andern Saden von admi— 
niftrativer Natur) freie Hand behauptet hätte, mag dahin geftellt bleiben. 
Den Befigftand hatte die Regierung für fih, nicht gerade in den Neben- 
werfen (wo fie den Bejchlüffen der proviforiihen Ständeverfammlung 
nachgegeben), fondern in den Haupt» und Grundfragen. — Allein 

2. bie Regierung batte diefer Willführ entſagt. Als 1831 dag 
Volk eine ähnliche ungebundene Thätigfeit der Negierung verlangte, 
wie folhe 1819 geübt worden, war in der Kraft Sr. König: 
lihen Majeftät alfergnädigften Specialbefehls de dato Brighton den 
24. Januar 1831, erlaffenen Proclamation vom 4, Februar 4831 
ansdrücklich erklärt: 

daß Se Majeftät am alferwenigfien geftatten können, daß 

Veränderungen in der beſtehenden Landesverfaſſung auf tumul— 

tuariſche Weiſe begehrt werden, da Allerhöchſtihren Unterthanen 

nicht unbekannt ſeyn könne, wie es zu ihrer eigenen Sicherheit 

gereiche, daß in den Staaten des deutſchen Bundes Veränderungen 

in den beſtehenden Landesverfaſſungen nur auf verfaſſungsmäßigem 
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Wege, das heißt nach geböriger Berathung unb mit 
Einverfländniß der Landftände verfügt werden fünnen. 
Gefeß-Summlung von 1831, No. 4. p. 12. j 
Es fonnte mithin nur noch darauf anfommen, was man bamals 
zu ber beftebenden Landesverfaffung gezählt haben mochte? — Man 
fonnte dazu (wie denn ber Ausdrud „Berfaffung“ Damals von den 
geringften Kleinigfeiten häufig gebraucht wurde) durchaus alle und jede 
Öffentliche Einrichtungen zählen, woraus denn ein unbedingtes Zuftim: 
mungsrecht zur Gefeßgebung gefolgt feyn würde. — Da dies aber 
von der Regierung Feineswegs weiter, als etwa nach. Inhalt des obge- 
dachten ftändifchen Befchluffes yon 1821 zngeftanden wurde (wie benn 
auch das bedeutende Gefeg über die Ablösbarfeit der Neallaften vom 
10. November 1831 Abänderungen unterzogen ift), jo liegt am Tage, 
daß auch die Regierung in ihrer damaligen Erflärung den Begriff der 
Landesverfaffung nur an das Patent yon 1819 gefnüpft haben Fönne. 


7. Berhandlungen über Verfaffungs- Fragen feit 1820, 


3. Aber ift auch zu bemerfen, daß die Verhandlungen der Sabre 
von 1819 bis 1831 nichts enthalten, was einer folden Annahme wider: 
fprechen könnte, vielmehr läßt fih gar wohl nadweifen, daß von ben 
Ständen felbft der Regierung in Bezug auf die aus dem Patente von 
1819 originivende Verfaffung große Befugniffe eingeräumt worden. — 
Wir wollen hier 

a. der Verhandlungen über die Vollmachten von 1819, fo wie 
b. des Proteftes ber Ofſtſrieſ ſchen Deputirten nur —— ge: 
benfen, als 
beide yufammenhängen, und als lesterer einiges Auffehen erregt bat, 
und in einer auch jest noch nachwirfenden Anficht berubt. Die Boll 
machten waren derzeit ſämmtlich ungemügend, man rügte nur die gröbſten 
Berftöße, wohin namentlich gehört, daß fämmtlichen Deputirten von 
Oſtfriesland die Verpflichtung aufgelegt war: 
unter Vorbehalt der vertragsmäßigen Gerechtfame diefer Provinz 
an ben ftändifchen Berathungen Theil zu nehmen. 

Diefer Borbehalt warb vom Minifterio für ungültig erffärt, 
und Stände traten dem bei, worauf die Oftfriefifchen Deputirten den 
Antrag ftellten: 

daß die Ständeverfammlung eine von ihnen abgefaßte Verwah— 
rungssUrfunde annehme möge, welche den Zweck habe, daß bie 
Provinz Oſtfriesland, falls die daſigen Provinzialftände die ihnen 


zugeficherten und zuftebenden Gerechtfamen wieder erlangen wir: 
der, dur die Abftimmung der jet zum Landtage berufenen 
und erfchienenen Deputirten nicht präjudicirt werbe, 


Die Ständeverſammlung beſchloß, die Annahme der Verwahrungs⸗ 
Urkunde abzulehnen, da dieſe dem Vereinigungs-Principe ſämmtlicher 
Provinzen widerſtreite; und da die Oſtfrieſiſchen Deputirten ſich hierauf 
der Verhandlungen enthielten: ſo machten ſie davon der Regierung An— 
zeige. Dieſe eröffnete den Oſtfrieſiſchen Deputirten, daß ihre Abwefen- 
heit für die Verbindlichfeit der Verhandlungen vlichfichtlich ihrer Provinz 
ohne Einfluß ſey, eröffnete dies den Wahleorporationen, und es wieſen 
darauf die Städte Emden und Norden ihre Deputirte an, an den De: 
ratbungen Theil zu nehmen. | 

Actenftüde von 1820, p. 37 bis 44. 


Zu bemerfen ift nur, daß diefe Verhandlungen vom. 31. December 
“1819 bis 2, Februar 1820 vorfielen, daß alfo ſchon vor ber Wiener 
Schlußacte vom 15. Mai 1820 Regierung und Stände anerkannten, 
daß die Berfaffung von 1819 in Wirffamfeit ftehe, daß Propinzialvechte 
auf die allgemeinen Angelegenheiten feinen Einfluß äußern, und folde 
felbft bei der Unabhängigkeit, mit der die Regierung über bie Verfaſſung 
von 1819 entfchieden, dennoch dieſer Verfaffung unterworfen feyen. 

c. Wichtiger war der Umftand, dag man die Wahlform der De: 
putirten ber freien Grundbefiger, — ja deren Einführung felbft — ganz 
dem Willen der Regierung anheim gab. — Die Verfaffung von 1819 
forderte Deputirte ber freien Grundbefiger 2 


1. von Galenberg  . 

» Lüneburg arm re ie 0% 

» Bremen und Baden .: ...% 

»„ Hoya und Diepbo . . . 

„ Dsnabrüd, Meppen und Ringen 

- Hildesheim 0 

»„ DOftfriesland 

» Rande Haben . . 22... 

„Flecken und Freien der Grafſchaft 
Bentheim tn 


fi Ä alfo im Ganzen . . 23 
Deputirte, über deren Wahlendas Patent nicht das Mindefte beftimmte, 
während: folhes für die Städte doch eine Wahlform enthielt. — Bei 
Berufung des erften Landtags wurden bie Deputirten * Calenberg, 
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Lüneburg, Ein Deputirter von Hoya gar nicht berufen, mit der Be- 
merfung: 
Noch nicht berufen, da die Berhäftniffe ber —— und die Art 
der Wahlen noch nicht hat regulirt werden können. 

Von den Bremiſchen Deputirten waren fünf den Marſchländern, 
Einer der Geeſt zugetheilt und auch dieſer wurde nicht gewählt. Von 
den Deputirten für Osnabrück erhielten Meppen und Lingen Einen, 
das Fürſtenthum Osnabrück zwei. Der Bentheim'ſche Deputirte wurde 
einzig von den Flecken gewählt, die Grundeigenthümer gar nicht. zuge— 
zogen. Ueber alle diefe Anordnungen, bie doch auf die Verfaffung fehr 
wejentlichen Einfluß hatten, erhielten die Stände nicht einmal eine Mit: 
theilung. ine Verhandlung entftand aber deshalb zuerft 1826. — 
Nach $. 4 und 5 des Patents war die Negel, daß jede Corporation 
ex gremio wählen müffe, jedoch war den Stiftern, der Landesuniver— 
fität, den Confiftorien und den Städten die Befugniß zugeftanden : 

auch außerhalb der Corporation folhe Perfonen zu wählen, 
welchen fie ihr Zutrauen ſchenken. 

In jenem Jahre hatten die Hoya’ichen Flecken, fo wie die Fleden 
und Freien der Grafichaft Bentheim Perfonen gewählt, die ber Cor: 
poration nicht angehörten. Die Wahlen wurden angefochten. E8 ergab 
fi) dabei, daß die Freien in Bentheim bisher zur Wahl gar nicht con: 
eurrirt hatten. Stände ließen die Gewäbhlten zw, bemerften aber: 

indem fie jedoch für die Zufunft als unzweifelhaft annehmen 
müffen, daß die freien Gutsbefiger, wenn fie allein wählen oder 
mit Anderen concurriren, nur ex gremio wählen fönnen, glauben 
fie die Frage: Ob Flecken bei der Wahl auf Mitglieder der 
Corporation befhränft feyen? zu weüerer Entſcheidung verftellen 
zu müffen, und erſuchen fie demnach Königliches Minifterium, 
zu dem Ende mit Ständen weiter communieiren zu wollen. 
Actenſtücke von 1826 p. 278. Ä 
Das Mitüfterium erwiederte hierauf vorläufig: 
Es fey richtig, daß die Bentheim’fchen Freien bisher nicht con: 
eurrirt, indem deren Theilnahme bisher nicht regulirt worden. 
Daffelde erfannte an, daß die freien Grundeigenthimer ex gremio 
zu wählen haben, und behielt ſich wegen bes Zweifels rüdfichtlich 
- der Fleden das Weitere vor. 
Actenftüde p. 383. 
Im Jahre 1827 erfcien dann ein Minifterial-Antrag dahin: KRönigliches 
wi hoffe, Stände würden fih damit einverfianden er 
sen: 
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daß es — ſey, ſo wie bisher, die Flecken bei der Wahl 
ihrer Deputirten auf Mitglieder ihrer Corporation auch ferner 
nicht zu beichränfen, und den Freien der Grafſchaft Bentheim, 
gleich den Fleden, die Befugniß zur Erwählung von Extraneis 
zuzugeſtehen. 
Der erſte Antrag war mit der Analogie begründet, ber zweite aus 
der Verbindung der Freien und Flecken hergeleitet. 
Actenftüde von 1827 p. 132. 
Stände erflärten fih einverftanden: 
baf die Flecken in Anfehung der Wohifreiheit den Städten — 
ftelft, fie alfo, fo wie bisher bei der Wahl ihrer Deputirten auf 
Mitglieder ihrer Corporation auch ferner nicht beſchränkt werden; 
und 
daß den Freien der Grafſchaft Beutheim rückſichtlich per Eon: 
currenz mit den bafigen Fleden, als Ausnabme- von der 
. Regel, die Befugnif aut Erwählung von Extraneis zu ge: 
ſtatten fey. 
Artenftüde p. 299. 
Es- war bier die erfte Abänderung, oder, wenn man will, autbentifche 
- Interpretation des Patents im von der Negierung felbft geforderten 
Einverftändniffe von Regierung und Ständen gefchehen. 
1829 trugen Stände weiter darauf an: 
die Wahl der Deputirten zur Ständeverfammlung von ben 
Gutsherrn = freien Höfen aus den vier Provinzen Hoya und 
Diepholz, Calenberg und Grubenhagen, Lüneburg und Hildes: 
beim, fobald als irgend thunlich, zu veranlaffen. 
Zugleich brachten fie in Erinnerung, daß aud in Bentheim die gemein 
famen Wahlen der Freien mit den Fleden zu realifiren jeyen. 
Actenftüde de 1829 p. 479. 
Die Regierung erwiederte: dieſe Angelegenheit fey bisher nicht 
veguliut:  _ 
weil fih bei einigen Provinzial-Landfhaften, in welde 
gleichzeitig Deputirte diefer freien Grundbeſitzer eintreten follten, 
noch Schwierigfeiten in Hinficht auf die Organifation dieſer Land: 
haften und ihrer Ausſchüſſe zeigten, welche aud bei der Lüne— 
burgifchen und der Hoya’fchen Landfchaft, mit der die Diepholz’fchen 
Stände vereinigt werden follten, noch fortdaure. — 
Einftweilen jeyen die Wahlen der Deputirten der freien Grundbefiger 
in dem Fürftenthume Hildesheim, und in den Fürſtenthümern Calenberg— 
Gruben hagen durch Befanntmachungen vom 7, und 31. December 1829 
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regulirt, und Einfeitungen getroffen, damit bie Bentheimifchen Freien 
mit den Flecken an der Wahl Theil nehmen könnten. 
Actenftiide von 1830 p. 93. | 

Die Stände Tiefen diefe Angelegenheit, welche folhergeftalt von 
den Provinzial: Landfchaften aufgehalten, von der Regierung allein 
theilweife georbnet war, ferner in den Händen ber Regierung beruhen, 
bis im Jahre 1831 eine andere Einrihtung Plas griff. 

Wenn in diefen Fällen bei der Abänderung oder Jnterpretation 
des Patents rückfichtlih der Fleden und der Bentheimifchen Freien das 
Einverftändniß verlangt, bei der Ausführung bdeffelben aber 
von ber Regierung einfeitig verfahren wurde: fo liegt | 

c. der Streitfall rüdfichtlih der Deputirten der Osnabrückſchen 
Ritterſchaft, Kammerherrn von Kettler und Grafen von Schmiefing zwi: 
fhen der Interpretation und der bloßen Ausführung in der Mitte, 
und auch dieſer wurde von der Regierung allein georbnet. In beiden 
Fällen Fam es darauf an, ob die auf der Grenze bomicilirten Depu— 
tirten als Einwohner des Königreihs angefehen werben fonnten. Stände 
batten ſich für Die Bejahung, wenigſtens theilweife, ausgefprochen. . 

Actenftüde von 1821 p. 234. | 
Die Regierung hielt fih, nachdem fie einftweilen auch die De 
putirten zugelaffen, 
ba es hierbei auf Die Feftftellung eines Princips anfam, veranlagt, 
das ganze Sachverhältniß zu allerhöchfter Entfchliegung vorzulegen. 
Se. Majeftät gerubten zu entfcheiden: daß eine Zulaffung als De: 
putirter nicht eher Statt finden könne: 
bevor nicht genügend dargethan worden, daß er feinen Wohnfig 
wirklich in das Inland verlegt habe, und (da nad dem Art. 18 
ber deutſchen Bundesacte die Befugniß, fein Domicil aus Einem 
deutſchen Stante in den Andern zu verlegen, davon abhängig 
gemacht ift, ob das Individuum ſeinen Militairverbindlichfeiten 
genügt habe) feiner desfallſigen etwaigen Verpflichtungen gegen 
ben Königlich. Preußifhen Staat entlaffen fey. 

Diefe Entfheidung, nach welcher nicht das Domicil, fondern ber 
ausſchließliche Unterthanen-Verband, als bie im $. 3 d auf: 
geführte Bedingung der Wählbarfeit aufgenommen, war wichtig genug; 
fie ift von der Regierung durchgeführt, und von den Ständen nichts 
Darauf erwiebert. | 

Artenftüde von 1822 p. 36 sq. » 

Die Verhandlungen des Jahres 1831 über die Veränderungen des 

Patents von 1819 ſelbſt hier zu wiederholen, würde für den Zweck der 
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Ergründung des verfaſſungsmäßigen Gebrauchs vor der Proclamation 
vom 4. Februar 1831 überflüſſig ſeyn. Die Regierung beantragte eine 
Aenderung der im Patente von 1819 $. 5 aufgeſtellten Wahlform und 
besormwortete, daß Die ee fih einverftanden zu erflären haben 
würden. 
Actenſtücke von 1831 p. 239. 
Zugleich beantragte die Regierung, 
daß die Vertretung des pflichtigen Bauernſtandes fo zeitig regu⸗ 
lirt werde, daß demfelben die Abjendung einiger mit Grundbefig 
angefeffenen,- qualificirten Deputirten zum nächſten Landtage 
geftattet werden könnte, 
Actenſtücke von 1831 p. 240. 
Stände beantragten dagegen die Erlaffung des Staatsgrundgeſetzes, 
welches nach damaliger Anſicht noch im Laufe deſſelben, mit dem Januar 
1832 erlöſchenden Landtags erlaſſen werden ſollte, 
Actenftüde p. 559. 
und fo ergab fih in den Verhandlungen über jene ſich Freuzenden Pro: 
pofitionen, daß die Verbefferung der Wahlform der Stäbte unbedingt 
befchloffen wurde, während über die Nepräfentation des Bauernſtandes 
die Erflärung dahin ging: 
daß jedenfalls ſchon zum — ndtage einige Reprä— 
fentanten des bisher noch nicht ‘vertretenen Bauernſtandes ein: 
treten, wobei Stände erforderlich halten, daß Diefelben, neben 
ihren fonftigen,, nad) den bisherigen allgemeinen Beftimmungen 
. erforderlihen Dualificationen, mit ländlihen Grundftüden an: 
fäffig feyn müſſen. Die näheren Beftimmungen für die Folge 
bleiben dem neuen Staatsgrundgefege vorbehalten. - 
Bergl. Actenftüfe p. 715. sq. 

Die Regierung erließ hierauf die Verordnung vom 2. Febr. 1832 
rückſichtlich der Wahlen der Städte, melde dies Verhältniß definitiv 
feftitellte. — 

| Gefesfammlung von 1832, p. 13. 

Dagegen rüdfichtli der Deputirten bes Bauernſtandes die Verordnung 
vom 22. Febr., welche $. 3. ſagt: 
bie Zahl der von dieſen Grundbefigern zu erwählenden Depu— 
tirten wird für ben gegenwärtigen Landtag und 
unter Borbehalt fünftiger Berichtigung folgendermaßen 
feftgefest u. f. w. 
Geſetzſammlung, p. 23. 
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Die Verſammlung von 1832, welche nach dem Patente von 
1819 berufen worden, erkannte dieſe Verfügungen ſtillſchweigend an, 
und ſomit war für jenen Landtag die Zahl der Deputirten des 
Bauernſtandes um ſechs verſtärkt. Für einen folgenden Landtag war 
der Regierung eine ſolche Ermächtigung nicht gegeben, da die weitern 
Beſtimmungen ausdrücklich dem Staatsgrundgeſetze vorbehalten waren. 
Dieſes Verhältniß darf in anderer Rückſicht nicht aus den Augen ver⸗-, 


loren werben. Hier aber iſt fo viel zu bemerken, daß damals, ebenſo 


wie früherhin, die ganze Ausführung in ausgedehnteſter Maaße ber 
Regierung überlaffen blieb. 
Somit fann, fo weit bies bei einer furzen Praris, bei wenigen 
Fällen und geringer Klarheit möglich .ift, fo viel feftgeftellt werden, daß 
1. Abänderungen des Wortlauts der Berfaffung von 1819, 
Vrermehrung oder Verminderung der Deputirten, die Zu: 
fimmung der Stände forderten, daß 
2. bei ber interpretation zweifelhaft war, ob foldhe allein der 
Regierung oder ber, ſtändiſchen Concurrenz zuftehe, daß 
aber | 
3. bie Anwendung und Ausführung überall, wo Feine pofttive 
Deftimmungen in der Mitte lagen, von der Regierung allein 
in Anſpruch genommen wurde; 
4. daß dagegen alles, was feinen Theil des. Patents von 1819 
ausmachte, ben Beftimmungen über die Gefeggebung an- 
heim fiel, bei welcher ein Recht der Zuftimntung von Stän- 
den in ausgedehnterer Maafe angefprocdhen, als von ber 
Regierung zugeftanden wurde (wie wir unten "weiter nach 
weifen werben). diefe aber jedenfalls den Befigftand in Ab- 
änderung felbft wefentliher Punkte für fich hatte. 


8. Erlaffung des Staats-Grundgeſehes. 


Hiernach war es unbedenklich in Mebereinftimmung mit der Ver: 
faffung, wenn Se. Majeftät König Wilhelm IV. in dem Patente vom 
26. September 1833 einen Unterfchied zwifchen ſolchen Punften, welche 
der Zuftimmung ber Stände bedurften, und dem übrigen Inhalte des 
Stantsgrundgefeges aufftellte; und darnach erflärte: - 

Nachdem Uns nunmehr die Nefultate der danach Statt gehabten 
ausführlihen Berathung Unferer getreuen Stände über das 
Grundgeſetz vorgelegt ſind; und Wir dann deren Anträge 
in allen der Zuſtimmung derſelben bedürfenden 
Punkten zu beſtätigen Uns bewogen gefunden haben, 
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ſolche * übrigens zum größten Theile den von Uns ertheilten 
Vorſchriften entſprechen; und nur in einigen wenigen Punkten 
zur Sicherſtellung Unſerer landesherrlichen Rechte 
und zum Beſten Unſerer getreuen Unterthanen von Uns einer 
Abänderung bedürftig gefunden ſind: ſo ſehen Wir Uns vers 
anlaßt — Folgendes zu erklären, — 

und es wird eine ſolche Allerhöchfte Erklärung den oben aus den Vor— 

gängen felbft hergeleiteten Unterfchied um fo mehr begründen. 

Da wir hoffen dürfen, biemit genügend die obgedachten Fragen: 
Was zu der durch den Art. 56 ber Wiener Schlußacte garantirten 
Berfaffung gehöre ? und welcher Weg. der Abänderung der verfaſſungs⸗ 
mäßige gewefen feyn würde? erläutert zu haben: jo dürfen wir ung 
nunmehr zu der Errichtung des Staatsgrundgefeges felbft wenden. 

Die Gründe, die dazu führten, Tiegen auf ber Hand, es find folde: 

1. der Gonfliet zwifchen anerfannten alten RENNER und dem 
Beftebenden; 

2. die daraus entftehende Ungewißbeit bes Rechtszuſtandes ſelbſt. 
Es würde zu weit führen, hier vollſtändig jene Streitpunkte 
nachzuweiſen. Die hauptſächlichſten aber dürfen wir nicht 
unberührt laſſen, und ſie ſind folgende: | 

. a. bie Entſtehung ber allgemeinen Ständeverfammlung in 

ihrer Form von 1819 gegen den Widerſpruch der Stände; 

b. die Anfprüche der Provinzialsfandichaften, deren Rechte 
verfchiedentlich anerfannt, aber in den wichtigften Punkten 
vernichtet waren, 

Die Ungewißbeit ber ſtädtiſchen —— über ihre eben⸗ 
falls im Allgemeinen anerkannten, theils exorbitanten, in ein⸗ 

zelnen Hauptſtücken aber vielfach durch Regierungsverfügungen 
bis zur Unbedeutenheit modifieirten Rechte. 

4. Der durch die Umſtände der Erlaſſung des Patents von 1819 
ſcharf hervorgehobene Mangel aller und jeder rechtlichen Ber: 
theidigungsmittel gegen einen Angriff auf die Rechte ber 
Untertbanen, der von ber. Regierung ausgehen möchte; ein 
Mangel, der theils in. der Unficherheit des Rechtszuftandes- 
ſelbſt, theils in ber durch die Auflöfung der Reichsverfaffung 
berbeigeführten Lüde in den Formen gefunden wurbe, 

. Das unbeftimmte Verhältniß der Regierung gegen die Kirche, 
ſowohl die evangelifche als bie Fatholifche; indem jene in meh- 
veren Randestheilen (Dsnabrüd, Hildesheim, Lingen, Bentheim) 
in ben alten Berbältniffen wefentlich, theils zum Gewinn, 
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theils zum Nachtheil, einſeitig geändert worden, dieſe aber in 
bedeutenden Dingen von Behörden geleitet wurde (den lan— 
besherrlichen Conſiſtorien) deren Exiſtenz nur de facto be— 

gründet fchien. 


6. Die Ungewißheit über die Rechte der Unterthanen, bei denen 
a. die Grundfäge der Rechtsverfolgung, 
b. das Petitionsrecht, 
ec. die Stellung der Polizeigewalt gegemüber in Streit ge: 
zogen "waren. 

7. Die Ungewißheit über Rechte und Pflichten der Gemeinden, 
welche gleichfalls gegen den alten durch Landtagsreceffe u. 
dgl. gefiherten Zuftand vielfach Cinsbefondere auch in Folge 
der Gemeinheits- Theilungen) der bloßen Regierungsgewalt 
unterzogen worben. 


8. Die Ungewißheit der ftändifchen echte felbft, welche Durch 
das Patent vom Jahre 1819 $. 6 begründet war, da 
a. bie Rechte der Provinzialstandiehaften als Baſis derfelben 
durch das Patent ſelbſt mißfannt zu ſeyn fchienen, 
b. dieſe Rechte, in ſich höchſt verfchiedenartig ausgebildet, 
von einem Maximo bis zum Minimo fhwanften, aud) 
c. biefelben größtentheils in ihren Quellen unzugänglich 
und wiffenfchaftlich unbearbeitet, endlich 
d. durch die fpätern Ereigniffe und Beſchlüſſe vielfach unanz 
wendbar geworden waren. 
Namentlih war auch | 
9. das Recht der Stände auf Zuratheziehung bei der Geſetz⸗ 
gebung ein nothwendiger Streitpunkt, da 
a. mehrere Landſchaften, namentlich die Lüneburgiſche, das 
Zuſtimmungsrecht bis auf die neueſte Zeit beſeſſen, 
b. andere ſolches von Alters geübt und ſpäter behauptet, 
auch den Schutz der Reichsgerichte für ſich hatten, während 
c. noch andere nur ein Gutachten in Anſpruch zu nehmen 
wagten; nicht minder war 
10. das Steuerbewilligungsrecht einer Erneuerung bedürftig, da 
die alten Grundſätze durch Zuſätze und Beſchlüſſe mancher 
Art durchaus verwirrt waren. 
Der allgemein gültige von den Publiciſten des Landes und des 
Koniglichen Hauſes 
Struben Rechtl. Bedenken II. No. 1. et passim. 
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und in ben Berhanbirigen mit den Ständen aller Provinzen aner⸗ 
kannte Grunbfag; 
daf die Staatslaft auf dem Domanio ruhe, und — Steuern 
Zuſchüſſe gegeben werden, | 
war durch die Befteuerung bes Domanit verbunfelt und dadurch der 
Berpflichtung defielben (der Grundlage ber Regierungsmagit ) ein pris 
vatrechtlicher Charakter aufgebrüdt; da es widerſinnig war, das Defteit, 
welches den Steuern zur Laft fällt, durch Befteurung zu mehren, und 
hierdurch das Kammergut zum Prisatgut herabgefest war. 
Es folgte aus diefer Verdunfelung der Grundfäge 
A. für die Einnahme der Domainen, weldhe zum großen Theile 
auf Steuern oder ‚fleuerartigen Gefällen beruht, eine Reihe von An: 
griffen und Streitigfeiten, da bie richtige Bertheilung der Staatslaften 
ohne Berüdfichtigung der Gefälle unmöglich, deren Vergütung an bag 
Domanium aber bei dem Widerwillen der Stände gegen ein unbefannteg, 
feiner öffentlichen Beftimmung ſcheinbar entzogenes, Vermögen ſchwer 
zu erreichen war: Für das Domanium find dadurch verloren 
. gegangen J 
a. bie Branntweinsaccife und der Blafenzing,. 
b. ein Theil der fuspendirten Gefälle in Oftfriesland, 
c. der Guldenfhas im Lande Wurften. 
Zum Nachteil der Contribuenten aufrecht erhalten und Urſache großer 
‚ Unzufriedenheit. (welche theilweife in Folge bes Staatsgrundgefeges 
gehoben worden) waren 
d. die Traficantengelder im Osnabrück'ſchen, 
e. das Mortuarium im Bentheim'ſchen, 
f. die Häuslings-Schußgelder in den übrigen Provinzen, 
g. bie fteuerartigen Raften bes Grundeigenthums, deren unvor- 
ſichtige Behandlung, bei dem ungemeinen Betrage der in 
Streit gezogenen Objerte die höchſte Gefahr herbeiführen, 
fonnte, Nicht zu vergeffen 
h. die Zölle, deren Umgeftaltung der Caſſe einen Gewinn 
gebracht hat, ohne welchen biefelbe feit 1925 nicht hätte 
befteben fönnen, einen Gewinn aber, der vermöge einer 
ausdrücklich von Ständen an die Genehmigung der Umge- 
ftaltung gefnüpften Vorausſetzung, 
Actenftüde von 1825 p. 623. 
der Caſſe niht zu Theil werben follte. 


B. Rückſi ichtlich der Ausgaben folgte aber eine noch größere Ver⸗ 
wirrung, da 


— Wi 


a. das Grundprineip bloß fubfidiärer Verpflichtung zur Steuer: 
bewilligung durch alle publiciſtiſche Betrachtung zu. feft 
gegründet war, um von Ständen vergeffen zu werben, 
während nur bie gärzliche Unfunbe über die Lage der Dinge 
deffen Anwendung vereitelte; hieraus entftanden 

b, privatrechtliche Anfichten, welche allerdings in bem durch Die 
Domanialbefteurung geftörten Zufammenhange ihren Grund 
fanden; in der That aber die Stellung des Domanii durch⸗ 
aus zerrütteten. Hierher gehört | 

1. das Prineip, daß das Domanium bei Laften, Die 
theilweife aus Königlichen, theilweife aus ftändifchen 
Gaffen getragen worden, an ber etwa” eintretenden 
Vermehrung nah Verhältniß der früheren Beiträge 
Theil zu nehmen habe, welches bei Gelegenheit bes 
Militär-Etats hartnädig vertheidigt worden, 
Artenftüde von 1920 p. 116, 
und am Ende eine grundfaglofe Befhtänfung Des 
Militair-Etats zum Nachtheil der Armee zur Folge 
gehabt hat; 

2. das Princip, daß das Domanium alle Laften zu tragen 
babe, welche mit irgend einer Einnahme irgend im 
Zufammenhange ftehen möchten, namentlich die ganze 

— Laſt der Polizei, weil dag Polizeiregal mit feinen 
Einnahmen zum Domanio gehöre; 

3. das Princip, daß bei allen neuen Ausgaben verfaffungs- 
mäßig dag Domanium die Hälfte zu tragen babe; 
ein Grundfag, ber namentlich bei mehreren Bewil— 
Yigungen, 3.-B. "zum Chauffeebau u. f. w. feit 
1826 zur Belaftung des Domanii durchgeführt ift. 

Der Erfolg folder Grundfaglofigfeit und Wilfführ war fein anderer, 
als ber, daß dem Domanio ftets neue Laften angefonnen wurden, mithin 

C, daß bei verminderten Einnahmen und vermehrten Ausgaben ' 
bie Infufficienz eintreten mußte, welde in ben Jahren 1825 big 
1831 fortwährend am Domanio gezehrt hat, obgleich die Ausgaben des 
Hofhalts gering waren, welche baffelbe nah ſchwerer getroffen baben 
würde, wenn die Zölle, wie fie nach den ſtändiſchen Schlüffen von 1825 
es follten, auf ben früheren Ertrag befehränft wären, und fpäter um 
jo ftärfer gewirkt haben würde, da der Credit des Domanii zerftört 
war (denn die Domanialſchuld, die früher geringern Zinsfuß hielt, als 
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die Landesſchuld, fam 1831 auf 5 %,, während dieſe bei 4% blieb) 
und die Einnabmen feitdbem um etwa 100,000 Rrptr. gefunfen find. 
Kam e8 aber dahin, fo mußte 
D. eine fteigende Verſchuldung der Domainen um fo größere Auf: 
merffamfeit erregen, als bei mißlihem Stande derſelben bie ausgedehnten 
Beräußerungen, welche das Ablöfungswefen, fo wie die Gemeinbeitg: 
tbeilungen und nicht minder eine verbefferte Bewirtbichaftung herbeiführt, 
eine große Gefahr der Zerfplitterung zeigten. Stände mußten in diefem 
Falle ſich ihres Nechts erinnern, einer Verſchuldung des Domanii zu 
widerſprechen, 
Lüneburgiſcher Landtagsabſchied von 1616. Er 
(Jacobi Sammlung der Lüneb. 2. Abſch. Il. p. 81.) 
Calenbergiſcher Abjhied von 1526. 
(Spittler Gefchichte von Calenberg. I. Anl. p. 24.) 
oder eine folhe Einrichtung des Hof: und Haushalts zu fordern, Daß 
ed zur Erleidhterung der Kammer und zu guter Aufnahme gerveiche, 
Calenbergifcher Landtagsabſchied yon 1614. Ä 
Pfeffinger Geſchichte II. p. 279.) 
wodurch denn die Herftellung der richtigen Grundfäge, aber freilich zu 
fpät, und zum Schaden bes Landes, des Königlihen Kammerguts und 
des Königlichen Haufes herbeigeführt feyn würde. 
Zu diefen Gründen, welde eine Erneuerung ber Staatsverhaltniſſe 
dringend nothwendig machten, Fam aber hinzu 
F 11. die unvollſtändige Erledigung. des Gremtionsftreits im Jahre 
1822, welder 
a, bei der Verpflegung der Cavallerie und 
b. bei den fteigenden und durch RegierungssVBerfügungen ing: 
befondere vermehrten Gemeinbelaften die Befreiung der 
vormals Eremten aufrecht hielt; ein Uebeljtand, der eben- 
falls nur zu erledigen war, wenn mehrere andere Punfte 
ber Gemeindeverhältniffe und Rechte mit in die Erörterung 
gezogen wurden. , 
Diefe unverfennbaren Uebelſtände waren es, — in ber Stände— 
verſammlung des Jahres 1831 den Antrag hervorriefen: | 
daß ein Grundgefeg zu Stande gebracht werde, welches auf 
dem beftebenden Rechte beruhend, folhes ergänze, 
den Bedürfniffen gemäß verbeffere und dur klare Gefeges- 
worte die Verfaffung vor Zweifel und —— 
ſchütze. 
Vortrag vom 30. April 1831. Artenftüde p. 520. 
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Eben ſo entfernt von Neuerungsluſt, wie dieſer Antrag gehalten 
worden, iſt derſelbe auch durchgeführt. Sowohl in ber gemeinfchaft: 
lichen Commiffion, welche im Winter 1831 auf 1832 den erften Ent: 
wurf des Königlihen Minifterii bearbeitete, als in der Berfammlung 
des Jahres 1832 ift Durchweg dieſer Gang befolgt. Die größte Ber: 
änderung ber Berfaffung, eine völlige Umgeftaltung der beiden Kammern, 
welche ‘von der Regierung vorgefchlagen war, ift zweimal von Ständen 
auf den Grund des Beftehenden zurüdgeführt, un endlih von der 
Regierung aufgegeben. | 


9. Abänderungen bes Staatsgrundgeſetzes gegen die ſtändiſchen 
Beſchlüſſe. 


Der Entwurf, den die Stände yon 1832 als das Reſultat ihrer 
Berathungen unter dem 18. März 1833 der Negierung vorlegten, ift 
allerdings nicht ohne Abänderung publicirt, vielmehr find 17 Paragrapbe 
mehr oder minder bedeutenden Abänderungen unterzogen, wie folde bie 
Anlage zufammenftellt. 

Prüfen wir aber diefe Abänderungen genauer, fo tft 

1. die Weglaffung des $. 7 im I. Cap. des Entwurfd nur ein 
Act Königlicher Muniftcenz, zu welchem Sr. Majeftät König Wilhelm IV. 
bie Befugniß nicht beftritten wird, da das Königliche Hausgeſetz vom 
19. November 1836 beftätigt worden. 

2. Die Veränderung bes Worts „erreicht“ in „vollendet“ im 
6. 12 (16) beffelben Capitels ift nur eine beffere Reddetion, fo wie 

3. die Zufügung bes 25. Lebensjahres im $. 17 (21) aus dem 
$. 16 entnommen. 

4. die Beftimmung im $. 18 (22),- daß der Regent ben Eid im 
Minifterio und nicht in der Ständeverfammlung Teiften folle, ift Ableh— 
nung eines ftändifchen Antrags, deffen Annahme zu fordern, durchaus 
fein Recht vorhanden war; während 

5. der Zufag im $. 19 (23), baß ber Regent auch im Grund—— 
fofteme der Ständeverfammlung feine Aenderung vornehmen bürfe, eine 
Garantie der Verfaffung ift, welche Binzuzufügen, dem Könige das 
Recht nicht zu beftreiten war. 

6. Die veränderte Faffung im $. 3, Cap. III. ($. 29) rüdfihtlich 
der Lehnsallodification ift durch das Gefeg vom 13. April 1836 erledigt. 

7. Dagegen enthält $. 5 (31) einen Gegenftand, der gänzlich der 
Geſetzgebung anheimfällt. Der Zufag ber höheren Königlichen Behörden, 
ber ausbrüdlihe Vorbehalt der beftehenden Gefege bis zur Abänderung 
bürften bloße Rebactionen, ber Zufag wegen ber Glieder des Königlichen 
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Haufes aber um fo weniger zu beftreiten feyn, als Stände auf Zu: 
fimmung zum Hausgefege feinen Anſpruch gemacht hatten. 

8. Eine ähnliche Gefepgebungsfrage berührt $. 8 (34), in welchem 
ein Recht der Regierung, das. Stände nur tranfitorifch zulaffen wollten, 
dem bisherigen Gebrauhe gemäß definitiv feftgeftellt worden. Dieſe 
Beränderung ift nebft ber 

9, mit $. 11 (37) vorgenommenen faft die wichtigfte, aber beide 
beruben in dem bis dahin ausgeübten Rechte der Regierung, Gefege 
gegen die ftändifchen Beichlüffe abgeändert zu publieiren ; und eben dies gilt 

. 10. von dem im $. 14 (40) gemachten Zufage, welcher die beftebenden 
Genfurordnungen aufrecht erhält. , | 

Es fallen auf das zweite Capitel fünf und eben fo viele Abän— 
derungen auf bag dritte Capitel. Dagegen ift 

11. im 4. Capitel aus dem $. 12 (53) ein unbedeutender Zufag, 
über die Befugnig der Regierung, befondere Armenbehörden in den 
Städten einzurichten, angehängt, welder den bis dahin beftandenen 
Gefepgebungs: und Regierungsbefugniffen entſpricht. — Das fünfte 
Capitel hat feine Abänderung erfahren. 

Im fehsten Capitel ift | ui 

12. der Zufag der Stände zum $. 13 (83), ben das Staatd- 

‚ grundgefeg wegläßt, im Patente zugeftanden ; 

13. jedoch im $. 43 (114) Ständen das erbetene Recht, Regierungs- 
eommiffarien zur- Erläuterung von Propofitionen- zu verlangen, nicht 
zugeftanden. Diefer bloße Reglementspunft ift die einzige Differenz in 
der DOrganifation der Ständeverfammlung. Die Regierung ift lediglich 
bei der Berfaffung von 1819 ftehen geblieben, nach welder einem 
Regierungscommiffario eben fo wenig der Eintritt verfagt feyn würde, 
als diefes dem Grafen Münfter im Jahre 1815 widerfuhr, welche 
aber auch den Kammern Fein Recht zugeftand, Commiffarien zu fordern. 

14. Im fiebenten Capitel $..7 (124) ift die Erwähnung des Wit: 
tbums ber verwittweten SKronprinzeffin, wenn anders dieſe bloße Redae— 
tion (da die Wittme des Kronprinzen ohne Zweifel unter den Wittwen 
der Prinzen des Königlihen Haufes mitbegriffen war und $. 135 ihrer 
Ihon gedenft) zweifelhaft ſeyn könnte, durch das beftätigte DRREIFER 
vom 19. Novbr. 1836 $. 35 völlig erledigt. 

15. Eben daffelbe ift rüdfichtlih der im $. 28 (129) gefääehenen 
Dmiffion der Erhaltung einer fortlaufenden Ueberficht über den Staats: 
baushalt der Fall, rüdfichtlich deven das Patent das Wefentliche zugeftebt 
und bie bort vorbehaltene Einrichtung durch $. 10 des Gefekes vom 
30. Juli 1834 getroffen worden. 
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16. Die Omiffion im $. 8 des VII. Gay. (157), fo wie 

17. der Zufag zu dem faft wörtlih einen Paragraph aus dem 
Entwurfe des Criminaleoder enthaltenden $. 14 (163) find reine Aus: 
flüffe des Königlichen Gefeggebungsrechtes, wie foldhes bis dahin beftand, 
und- um fo unbedenklicher, da die erfte in ben Kammern felbft gemünfcht 
worden, und der legte wohl nur allgemeine Billigung finden fann. 

Auf den Inhalt des Patents von 1819 beziehen fih unter dieſen 
Beihluffen Sr. Majeftät Königs Wilhelm IV. nur die Nr. 12, 13, 
14, 15. Bon biefen find 12 und 15 im Patente vom 26. September 
1833 zugeftanden, mithin dadurch eine Abänderung des Patents von 
1819 wieder den Willen der Stände nicht bewirkt. No. 13 dagegen 
hat grade den Inhalt des Patents gegen eine Abänderung aufrecht 
-erhalten, und No, 14 ift bloße Redaction. 

Zugleich wird dieſe Entwidelung der einzelnen Punkte beweifen, 
‚mit wie großem Rechte die zuvor erwähnte Stelle im Eingange bes 
Patents vom 26. Septbr. 1533 den Sas aufftellt: daß in allen den 
Punkten, welche der ftändifchen Zuftimmung bedurft, eine Abänderung 
nicht vorgenommen fey. 

Wie nun überhaupt jede Negierung die VBermuthung für fich hat, 
daß ihre Handlungen der Berfaffung gemäß feyen: fo ift biefe Ver— 
faffungsmäßigfeit auch von den im Herbft 1833 convorirten Ständen 
anerfannt, welche in ber am 17. Dechr. 1833 erlaffenen Adreffe Die 
ausdrückliche Erflärung gegeben haben: 

Sind auch nicht alle von den DBertretern bes Landes ausge- 
ſprochenen Wünfche erfüllt; das Land und die getreuen Stände 
fhäsgen darum diejenigen Wohlthaten nicht minder, welde fie 
allein der ruhmwürdigen Feftigfeit verdbanfen, mit der Ew. 
Königlihe Majeftät das gegebene Wort gelöfet. 

Unerfhütterfich bauend auf Ew. Königlichen Majeftät Ent: 
ſchluß, die ertheilten Zufagen offen und redlich zu erfüllen, nehmen 
auch die getreuen Stände diefes Staatsgrundgefeg, wie ſolches 
von Ew. Königlihen Majeftät pubiicirt worden, an, als Grund— 
lage des Staats, und werden nichts verfäumen, was bemfelben 
-feften Beftand fihern kann. 

Actenftüde von 1833 p. 329. 

Es ift demnach das Staatsgrundgefeg : 

1. in allen denjenigen Punkten, welche nah Maaßgabe der Ber: 
faffung von 1819 der Zuftimmung der Stände bebusften, mit folder 
Zuftimmung erlaffen. 


—— 


2. Es iſt namentlich der ganze Inhalt des Patents vom 7. De— 
eember 1819 nicht anders als mit Zuſtimmung der Stände abs 
geändert worden; alſo war 

3. insbefondere die Berfammlung, welche 1833 zufammentrat, eine auf 

verfaffungsmäßiges’Einverftändniß des Königs und des Landes begründete. 
| 4. Die Beichlüffe diefer Berfammfung haben demnach eben ſowohl 
verbindende Kraft, als PREMIER der nach dem Patente von 1819 be: 
rufenen. Wie nun 

5. das Staatsgrundgefek in Anifehung alfer derjenigen Punkte, in 
denen Se. Majeftät und bie Stände im Einverftändniß gehandelt haben, 
die Natur eines unauflöslihen Vertrages von Anfang an befeffen, 

6. in denjenigen aber, in weldhen Se. Majeftät König Wilhelm IV. 
von den ftändifchen Befchlüffen abgewichen,, obne Zweifel auf der Grund: 
lage eines nach damalder Verfaſſung gültig erlaffenen Geſetzes 
berubt hat: fo ift ferner 

7. nicht zu läugnen, daß auch dieſer Theil der Berfaffung zum 
Bertrage erhoben worden, nachdem eine gültig und verfaffungsmäßig 
berufene Ständeverfammlung das Ganze ohne Ausnahme und Ein— 
fhränfung acceptirt bat. 

Nach diefen Grundfägen würde das auf folden Grundlagen berubende 
Staatsgrundgefeg felbft dann auf eine andere, als bie verfaffungsmäßige 
(d. h. die im Schlußartifel deffelben feftgeftellte) Weife weder abgeändert 
noch aufgehoben ‘werden fünnen, wenn auch daſſelbe nicht des Schuges 
des Art. 56 der Wiener Schlußacte fich zu erfreuen hätte, 

Nachdem aber daffelbe während fünf verfchiedenen Landtagsfigungen, 

nämlich im Winter 1833 auf 1834, im Sommer 1834, im Frühjahr 
1835, im Sommer 1836 und im Frühjahr 1837 gegolten, nachdem 
daffelbe einer ungemeinen Anzahl der alferwichtigften Gefege das Daſeyn 
gegeben, nachdem felbft im gegenwärtigen Augenblide und 
big zum 1. Januar 1839 hin die gefammten Steuern nur 
in Kraft des Staatögrunbgefeges erhoben werben und 
erhoben werben können: fann es aud nicht dem enifernteften 
Zweifel unterliegen, daß das Staatsgrundgefeg vom 26. Sept. 1833 
fhon aus dem Grunde, weil ſolches in anerfannter Wirkfamfeit befteht, 
auf andere als die durch den Schlußfas feftgeftelfte Weife nicht abge— 
ändert ober aufgehoben werden bürfe. 

Man bat zwar die Behauptung aufgeftellt, daß ein Staatsgrund: 
gefet nicht in anerfannter Wirkſamkeit ftehe, wenn irgend ein Betheiligter 
ſolches als rechtlich beftehend nicht anerkannt babe; namentlih wenn 


ſolches von einem Agnaten nicht gefcheben ſeyn follte. Allein dieſe Theorie 
6 
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widerſpricht nicht nur dem ganzen Zwecke des $. 56 der Wiener Schlußacte, 
welcher nicht zweierlei, Anerfenntniß und Wirkfamfeit, ſondern nur Eines, 
den unbeftreitbaren Beftsftand verlangt; fondern fie ift auch ausdrücklich 
reprobirt Durch die Entſcheidung über die Braunſchweig'ſche Landſchafts— 
Ordnung von 1820, welche gleichfalls nicht vom Fürften anerfannt war. 


10. Gründe des Patents vom ı. Nov. 1837. Behauptung, es fey 
1831 ein vertragsmäßiges Staatsgrundgefek verfproden. 


Inmittelft haben Se. Majeftät König Ernft Auguft, unfer Aller: 
gnädigfter König und Herr, durch Allerböhfttero Patent vom 1: No: 
vember v. J. das Staatögrundgefeg fir erlofhen zu erklären gerubt, 
und wie diefe Verfügung als eine Beſchwerde angefehen werben müffen, 
‚jo fann man fi nicht entziehen, die derfelben untergelegten Gründe ge: 
wiffenhaft, wenn auch mit fchuldiger Submiſſioß, zu prüfen. 

Senes Allerhböchfte Patent ftügt die Unverbindlichfeit des Staats: 
grundgefetes: 
| 1. darauf, daß foldhes im Allgemeinen auf eine völlig ungültige 

Weife errichtet worden; | 

2. darauf, daß folches einzelne für Se. Majeftät ungültige Beftim- 
mungen enthalte Jene allgemeine Ungültigfeit 'ftüßt fih auf - einen 
gedoppelten Gefichtspunft, indem | 

a, das Staatsgrundgefeg nicht vertragsmäßig zu Stande 
gebracht, fondern die ftändifhen Beſchlüſſe theils nicht ge: 
nehmigt, theils mit Abänderungen zur Publication gebradjt 
worden; auch 

b. bie Verfaſſung von 1819, welde bis. dahin in anerfannter 
Wirffamfeit geftanden, mit Verlegung bes Att. 56 der 
Wiener Schlußacte aufgehoben worden. 

Die Nothwendigfeit jener vertragsmäßigen Form ber Errichtung 
wird aber darin begründet, daß in dem ftändifchen Antrage vom 30. April 
1831 ein einhelliges Zufammenwirfen der Regierung und Stände 
gefordert, und dieſer Antrag von der Regierung angenommen worden. 

Was diefe wichtige Thatſache angeht: fo ift es nicht zu beftreiten, 
ba in dem Schreiben vom 30. April: 1831, mittelft deffen die Stände 
damals auf Bearbeitung des Staatsgrundgefeges antrugen, Stände in 
den Motiven fagten: | 

wenn fie ferner der Anficht find, daß ein ſolches hochwichtiges 

Werk neben der größten Vorſicht und unter ruhiger Erwägung 

aller Verhältniſſe nur durch einhelliges Zuſammenwirken Sr. 

Majeſtät des Königs und der getreuen Stände gelingen könne. 


8. 


Allein zum Antrage gehörte diefe Aeußerung feineswegs, BER 
ging biefer einzig dDabin: 

Se. Königliche Majeftät zu erfuchen, Allerhöchſtdieſelben wollen 
allergnädigſt geruhen, Königliche Commiſſarien zu ernennen, um 
ohne Verzug, gemeinſchaftlich mit ſtändiſchen Commiſſarien, ein 
Staatsgrundgeſetz nach einem Seitens Sr. Majeſtät des Königs 
der Commiſſion mitzutheilenden, den obigen Erforderniſſen ent: 
fprechenden, Entwurfe auszuarbeiten und das folchergeftalt- vor: 
bereitete Grundgeſetz noch dem gegenwärtigen Landtage vorlegen 
zu laſſen. 

Actenftüde. von 1831, p. 520. 

Die Stände batten mithin die Abficht, über die Form der Zus 
fimmung zum Staatsgrundgefege eine Negel zu begründen, feineswege 
ausgejprochen ; fondern nur beiläufig. eine Anficht geäußert, Die viel eber 
eine bloße politiſche Betrachtung zu ſeyn ſchien, als ein ftaatsrechtliches 
Prineip, welches von vorn herein, in Streit zu fegen, ohnehin höchſt 
thöricht gewefen wäre, da man ja die Hoffnung begte, fid über bie 
Sache felbft zu einigen. 

Unter diefen Umftänden würde es wenigfteng jehr beftimmter Aus: 
brüde der Regierung bedürfen, um folgen zu fünnen, biefe babe 
jenes politifche Prineip der Nothwendigkeit einbelligen Wirkens als ſtaats⸗ 
rechtlihen Grundfag aufgefaßt und zugeftanden. 

Eine folhe Beftimmtheit war zuvörderſt in dem Schreiben vom 

. Mai 

Actenftüde, p. 338. 

in welchem angezeigt wurde, daß die Anträge Sr. Majeſtät — 

worden und huldreiche Aufnahme zu hoffen ſey, nicht anzutreffen. Eben 

ſo wenig iſt dies der Fall in dem Schreiben vom 16. Junius, welches 

die Entſchließung Sr. Majeſtät fund thut. Denn dieſes gibt ebenfalls 

noch durchaus feine definitive Erklärung, fondern verfpridht nur einen 

Verſuch der Ausarbeitung des Staatsgrundgefeges. Die Worte find: 
Se. Majeftät der König, jederzeit beveit, zu Maafregeln bie 
Hände zu bieten, welche die Wohlfahrt und das Glück Aller: 
höchſtihrer getreuen Unterthanen befördern und bauerhaft begründen 
fönnen, haben im Allgemeinen zu Ausarbeitung eines Staats: 
grundgefeges Allerhöchſtihre Zuftimmung zu — kein Bedenken 
gefunden. 

Allerhöchſtdieſelben haben jedoch zuvor die Vorlegung der 
desfallſigen Grundzüge zu weiterer Entſchließung uns 
RR damit * ſodann wegen der fernern Bearbeitung eines 
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folhen Staatsgrundgefeges durch von uns zu bejtellende landes— 
herrliche Commiffarien und unter Zuziehung der von den Töhlichen 
Ständen aus beiden Kammern erwählten —— das Weitere 
verfügen können. 

Gleichwie Se. Königliche Majeſtät ab bis dahin, Daß Dies 
folhergeftalt yon den Commiffarien gebörig vorbereitete. Grund» 
geſetz, bei weldem Se. Königlihe Majeftät Allerhöchſtdero In— 
tereffe und Gerechtfame gebührend wahrgenommen und gefichert 
feben wollen, zu Allerhöchſtihrer Einſicht, und Approbation ein: 
gefandt feyn wird, die endlide Entfhliegung und Die 
desfallfige völlige Zuftimmung ausdrücklich ſich vorbe 
halten haben, alfo u. ſ. w. 

Actenftüde, p. 616.. 

Es war mithin bier eine Zuftimmung zu dem ſtändiſchen Antrage 
noch auf keine Weiſe erklärt, vielmehr dieſelbe noch von zwei That— 
umſtänden, zuvörderſt der Vorlegung der Grundzüge und demnächſt der 
Vorlegung des von den Commiſſarien bearbeiteten Entwurfs, abhängig 
gemacht. Wäre eines oder das andere den Allerhöchſten Anſichten nicht 
gemäß ausgefallen: ſo würde die ganze Sache gefallen ſeyn. Von ſtän— 
diſcher Zuſtimmung war mit keiner Sylbe die Rede. 

Als aber nach Vollendung der eommiſſariſchen Arbeiten Se. Majeſtät 
der Ständeverſammlung vom Jahre 4832 Allerhöchſtihre Entſchließungen 
durch das Schreiben vom 11. Mai zu eröffnen geruhten, war von einer 
Approbation eines etwaigen fländifchen Antrags auf vertragsmäßige 
Begründung des Staatsgrundgefetes jo wenig die Rede, daß nn 
Se. Mafeftät am Schluffe noch ausdrücklich erflärten : 

Es wird Unſern getrenen Ständen nicht entgehen, Daß mehrere 
ber von Uns entweder beftimmt vorgeſchriebenen oder doch 
für zwedmäßig erachteten Anordnungen, weldhe der Ent: 
wurf des Grundgefeges enthält, in genauer Verbindung mit 
einander ſtehen und ſich gegenfeitig bedingen. Sofern ein oder 
ber andere Punkt der letztern Art, auf welchen Wir aus Yandes- 

. väterlicher Sorge für das Glück Unferer Unterthanen ein befonderss 

Gewicht legen, feinen Eingang finden folfte, müffen Wir daber 
Unfere endlide Entfhliegung über den Entwurf im 
Allgemeinen, fo wie über einzelne Theile defjelben 
Uns damit ausdrücklich vorbebalten. 

Actenftüde von 1832, p. 26. 

Das Schreiben des Königlihen Minifteri vom 30. Mai 1832 
aber, a im Eingange faft wörtlich die Ausdrücke des — 
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Schreibens vom 30. April 1331 wiederholt, gedenkt nicht allein der 
ftändifchen Zuftimmung mit feiner Sylbe; fondern läßt fogar eben 
diejenige Stelle des fändifhen Schreibens, aus welder 
biefe Forderung entnommen, und welde oben ausgeboben 
ift, gänzlich hinweg! fo daß es deutlih am Tage liegt, man habe 
eben auf diefen Punkt fih nicht erflären wollen, babe vielmehr, 
wie es die Vorſicht gebot, folhen gänzlich auf fich felbft und auf der 
beftebenden Berfaffung beruben laſſen, und habe diefes um 
fo mehr gefonnt und gemußt, als auch die Stände eine INS Erflärung 
bis dahin gar nicht beantragt — 


11. Angegebene Verlehung des $. 56 der Wiener Schlußacte. 


Wenn nun ferner das allerhöchfte Patent die allgemeine Nichtigfeit 
des Staatsgrundgejeges darauf bauet, daß ſolches in Berlegung der 
Wiener Schlußacte errichtet worden: fo Darf Dagegen nur die obige 
Ausführung angezogen werden, Die Wiener Schlußacte fordert: 

daß eine in anerfannter Wirkfamfeit ftebende ſtändiſche Ber: 

faffung nur auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert, werde. 

Als diefe Berfaffung kann man im Königreihe Hannover allerdinge 

das allein durch die Schlußacte rechtsgültig gewordene Patent von 1819, 

aber auch nur Diefes anerfennen. Von dem Inhalte diefes Patents ift 

aber nichts abgeändert, obne daß die Zuftimmung der Stände 
erfolgt wäre. 

Berfaffungsmäßig war num biefe Zuftimmung erforderlih zu einer 
wirklichen Abänderung dev Verfaffung, während die weitern ausführenden 
Beftimmungen gänzlich der Negierung zugewiefen waren. 

Es dürfte alfo die ‚allgemeine Nichtigfeit des Staatsgrundgefegeg 
weder auf dem einen noch dem andern Wege ermwiefen. jepn. 


12. Besondere Gründe der Nichtigkeit, 


Der Vorwurf, daß einzelne Beftimmungen für Se. Majeftät un: 
verbindfich feden, indem ſolche die agnatiſchen Rechte tief Fränfen, 
und- fogar die Regierungsrechte wefentlich verlegen, iſt fchwerer 
zu prüfen, da foldhes fpeciell nicht begründet worden, und es mithin 
jehr Schwer halten muß, aus der großen Zahl der Beftimmungen bes 
Staatsgrundgefegeg jene betreffenden wichtig herauszufinden. Indeß darf 
man hoffen, nicht weit febl zu greifen, ‚wenn man annimmt, daß in 
denjenigen Punkten, in denen eine Abänderung verfündigt worden, auch 
dieſe Ungültigfeit ihren Sig babe. 


* 
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Es kann bier wahrlich“ nicht die Abſicht ſeyn, über Zweck— 
mäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit dieſer oder jener Beſtimmung des 
Staatsgrundgeſetzes zu ſtreiten, da ſehr vieles ſo oder anders dem ge— 
meinen Wohle zuträglich ſeyn kann. Es handelt ſich um etwas weit 
Höhere, um Recht, um Heiligfeit des Eides, ohne welche weder bei 
diefer noch bei irgend einer andern Verfaffung weder das Wohl des 
Königs noch des Landes beftehen fann. Niemand wird daran zweifeln, 
daß Se. Mafeftät den reinen Willen hegen, das Glück des Landes 
zu befördern; wohl aber wird man unterfudhen dürfen, ob die von 
Allerhöchſtdero Dienern angerathenen Maafregeln dem Rechte ent: 


ſprechen. 


Das Allerhöchſte Patent vom 1. November 1837 verkündigt fol— 
gende Veränderungen: — 

1. Aus den Einkünften der Domainen ſollen Zuſchüſſe zu den 
Staatsbedürfniſſen erfolgen, welche dem Volke die. Leber: 
zeugung gewähren follen, daß Se. Majeftät nicht gemeint 

ſeyen, die Laften der Unterthanen zu vermehren. 

2. Die allgemeinen Stände follen nur alle drei Jahre be 
rufen werben und bie Sigungen der Regel nad 
nicht Über drei Monate dauern. | 

3. Der Wirfungsfreis der Provinzial-Stände foll ausgedehnt 
werben, fo daß | | 
a. Steuern und Abgaben der allgemeinen Stände: Ber: 
| fammlung verbleiben; jedoch 
b. rüdfichtlich der übrigen Gegenftände es der jedbesmaligen 

Allerhöchſten Beftimmung vorbehalten bleibe, ob ſolche 
den Provinzial= oder allgemeinen Ständen vorgelegt 
werden follen, u 
13. Rechtsverhältniß ver Domainen. Subſidiar-Prineip. 
| Zunächſt wird bier das beabfichtigte Verhältniß der Finanzen in 
‘ Erwägung gezogen werden biirfen, bei welchem das Princip zu Grunde 
gelegt zu werben fcheint: | 

daß die Landesbebürfniffe auf der Steuercaffe ruhen, und daß 

bie Domainen nur verpflichtet find, Zufchüffe zu geben. ü 

Nah dem Staatsrechte des Römiſchen Reichs rubten indeg alle 
Landeslaſten zunächft auf den Domainen, und, waren die Unter: 
thanen nur verpflichtet, die Reichsfteuern, Kammergerichtszieler, Er: 
haltung der Feſtungen, Legationsfoften zu Reichs- und Kreistagen, 
und was fonft rechtmäßig hergebracht worden, zu beftreiten. . 


# 
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| Diefes Rechtsverhältnig war im jüngften NR. A. von 1654, und 
dur das befannte Kaiferliche Deeret von 1670 neuerdings feftgeftellt. 
Er wird dies von ben Lehrern bes deutfchen Staatsrechts, von denen 
bier nur 

Eichhorn Staats: und Rechtsgeſchichte, $. 547. 
angeführt werden mag, und namentlich von ben Publiciften des Braun: 
ſchweig⸗Lüneburgiſchen Haufes | j 

Struben Obs. juris et historiae IV. $. 

— Rechtliche Bedenfen II. Bd. 1. 
Pütter hiſt. Entwidelung ber Reichsverfaffung II. 278 
squ. et passim, 
einftimmig ausgeführt und nachgewieſen. — 
Daffelbe beftand in ſämmtlichen Provinzen, aus denen das Königreich 
zufammengefegt ift, wenn auch auf verfchiedene Weife. Wenn nämlich 
in den neuen Provinzen, Dsnabrüd und Hildesheim, das Prineip rein 
erhalten worden, in Dftfriesland aber ein für allemal ein Subfivium _ 
von 40,000 Rthlr. Gold, alfo ebenfalls ein bloßer Zufhuß aceordirt 
war; fo hatte in ben alten Provinzen die Landesherrfchaft Die Principien 
bes Reihsfchluffes von 1670, dem der Kaifer feine Zuftimmung verfagt, 
durch Verhandlung mit den Ständen dahin durchgeſetzt, Daß die Aus: 
gaben ad statum militine gänzlih auf die Lanbes= Waffen gelegt 
waren, bis nach Beendigung des fiebenjährigen Kriegs S. Majeftät 
König Georg der Dritte wieder einen Zufchuß von anfänglich 160,000, 
dann 180,000, endlich 220,000 Rthlrn. auf Die Kammercaſſe übernahmen, 
um bas Heer, weldhes im Kriege fo große Dienfte geleifter, nicht ent: 
laffen zu dürfen; ein Zufchuß, der durd die Zinfen des der Kriegscaffe 
zuftändigen Medlenburgifchen Deceupations-Capitals von 123,000 auf 
343,000 Rthlr. Caffengeld gebradt, bis auf die neuefte Zeit fortge: 
dauert hat. Hierdurch war, ba folchergeftalt bie bedeutendfte Staatsaus— 
gabe früherer Zeit den Domainen abgenommen und dem Lande aufer: 
legt worden, der frühere Zuftand der Infufficienz der Domainen gehoben. 
Im Uebrigen aber war der Grundfag, dag bie Abminiftration auf 

bem Domanio ruhe, in fo hobem Grabe praftifh geblieben, daß im 
Sabre 1315, als zum erften Male der Berfuh gemacht wurde, aus 
den ſämmllichen Iandfchaftlihen Nechnungen ein Budget der bis dahin 
verwilligten Verwaltungsausgaben aufzuftellen, dieſe für Juſtiz, Unter 
. vichtswefen, Landesöeonomie, Wegbau, Wafferbau, „ Strafanftalten, 
milde Stiftungen, . Medieinalwefen, Manufacturen, ſich beliefen auf 
93,841 Rthlr. Caſſengeld. 

Actenſtücke des prwviſ Landtags II. p. 151. 
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Seit jener Zeit aber iſt allerdings die Ausgabe der Landescaffe für 
die Berwaltung, außer dem Mifitär, dem Yandesfchulden- und Steuer: 
wefen und den ſtändiſchen ofen, fo jehr geftiegen, Daß folche im Budget 
Für 18%; angefchlagen war auf mehr als 33,570 Rthlr. Court. 

Actenftüde von 1834 p. 696 u. f. 
Immer eine bedeutende Summe, welde aber dennoch, felbft nachdem 
zwanzig Jahre hindurch fortwährend Verwaltungsausgaben auf die Lanz 
descaffe übertragen waren, fid als höchſt gering darftellt, in Bergleihung 
von 1,870,942 Rthlrn., welde die Königl. Caffen gleichzeitig zu den 
Koften der Landesadminiftration beifteuerten. 

Es ift diefes Princip, von dem ſchon oben die Rede gewefen, bas 
Subfidiar-Princip, allerdings durch die Befteuerung der Domainen auf 
eine nachtheilige Weife verdunkelt. Dennoch aber bat foldes Die Regie: 
rung im Jahre 1820 bei Gelegenheit der Verhandlung über den Militär: 
Etat felbft anerfannt, indem diefelbe die Ablehnung. des in. Antrag 
gebrachten höheren Beitrags der Domainen zu den Koften des Mifitaire 
einzig aus dem, mit einem vorgelegten Etat beftärkten, Umftande ber: 
leitete, 

bag die Landesherrliche Caffe zu einem folchen Beitrage außer 
Stande fey! 

Diefe Berhandlung ift für die ganze Rechtöfrage ‚von zu großem 
Gewichte, um nicht die betreffende Stelle dee Schreibens vom 28. Dee: 
1819 hier vollig einzurüden: 

Wenn wir nun zuverfichtlich hoffen dürfen, daß die Notbwen: 
digkeit der Ausgabe jelbft von den löblichen Ständen nicht werde 
verfannt werben; fo bleibt uns: gegenwärtig noch übrig, eines 
Antrags zu erwähnen, welcher bei den früheren Verhandlungen 
mit der proviforifchen allgemeinen Ständeverfammlung bereits zur 
Sprache gefommen und dahin gerichtet gewefen ift, daß aud 
aus den Königl. Caffen eine größere Summe als bie bisherige 
zugeſchoſſen werben möge, 
Obwohl nun allerdings erwartet werden fann, daß die löblichen 
— Stände bei der offieiellen Berfiherung, daß die Königl. Caffen 
fhon mit zu vielen Ausgaben bejchwert find, um zum Militair: 
Etat einen größeren Beitrag geben zu fünnen, nah Lage ber 
Sache fih beruhigen werden: fo wünſchen Se. Königl. Hobeit 
der Prinz Negent jedoch, die löblihen Stände in den Stand zu 
fegen, von dieſer Unmöglichfeit eine eigene Ueberzeugung fich zu 
verſchaffen; und haben zu dem Ende ung autorifirt, der löblihen 
allgemeinen Ständeverfammlung den anliegenden aus dem Budget 
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des Jahres 18'%,, entnommenen fummarifhen Etat ſämmtlicher 
Einnahmen und Ausgaben der Königl. General- und Kammer: 
Saffe zu communiciven, Es wird biebei faum erft der Bemerkung, 
bevürfen, daß den Löblihen Ständen des Königreichs, welchen 
verfaffungsmäßig überall Feine Theilnabme an der Verwaltung 
der König. Caffen zuftebt, ſolche auch durch die Mittheilung 
biefes Etats auf feine Weife bat eingeräumt werden wollen. 
Dagegen werben biefelben aus ſolchem erfeben, daß die Ausgaben, 
welche ſchon jegt auf den Königl. Caffen ruben, die Total 
Summe der Einnahmen bereits Üüberfhreiten, und 
daß ohne die Ausficht auf die allmählig fi mindernde Beträcht: 
lichfeit der jest aus diefen Caſſen erfolgenden domcapitularifchen 
Penfionen, nicht einmal das, was jegt gefchiehet, aus denfelben 
für das Land würde geleiftet werden fünnen, daß aber bie Leber: 
nahme irgend einer neuen Ausgabe ganz und gar unthunlich fey. 
Die Löblihen Stände werden ferner aus dem vorliegenden 
Erat entnehmen und gewiß banfbarlichft verehren, daß der ganze 
Ertrag der Domainen und übrigen Einnahme der General:Caffe 
im Lande verbleibt und zum Beften beffelben verwandt wird; fie 
werden zugleich nicht verfennen, daß diefe Einnahmen nit in 
ber Maaße, wie folhes gefhiehet, zur Verwal 
tung und zu. den Dedürfniffen des Landes würden 
verwandt werden fönnen, wenn der Hof bier 
anmwefend wäre, oder wenn bie” Mitglieder der Königl. 
‚Familie aus benfelben unterhalten werben müßten. Endlich auch 
wird es ben löblichen Ständen einleuchten, daß die Königl. 
Domainen gegenwärtig wirklich ſchon einen erhöbeten und zwar 
auf die Summe von 70,000 Rthlr. binangehenden Beitrag zu 
den Laften des Landes geben, indem biejelben gleich anderen 
Gütern den Grundfteuern unterworfen find. Wie nun hiernach 
die Unmöglichkeit eines fernerweiten Zuſchuſſes aus den Königl. 
Caſſen am Tage liegt: fo wird die Leiftung beffelben auch nicht 
aus dem Grunde in Antrag gebracht werden fönnen, weil der 
Beitrag, welcher von dem Lande ad statum militiae gegen- 
wärtig gefordert wird, das früherhin gegebene Quantum über: 
fteigt, da es — abgefehen von den in ber Lage des Königreichs 
eingetretenen Veränderungen — der eigenen Einficht der löblichen 
Stände nicht entgehen fann, daß zwifchen den Landes- und 
Domanial:Caffen der wefentlihe Unterfchied Statt findet, 
daß bei den erftern, freilich immer mit nothwendiger Rückſicht 
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auf die Steuerfräfte der Unterthanen, zunächſt das Bedürfniß, 
alfo die Ausgabe, die Einnahme d. i. ben Betrag ber zu. 
fordernden Steuern beftimmen, bei ben letzteren- hingegen- bie 

. Ausgabe lediglih nach der vorhandenen Einnahme ſich richten 

muß. 
: Actenftüde von 1820, p. 77. 

Ungeachtet diefer Erklärung der Regierung, die, unläugbar auf 
richtige Grundfäge gebaut, mande Betrachtungen enthält und Ereigniffe 
vorher verfündigt, Die fpäter nur zu fehr eingetroffen find, bebarrten 
Stände freilih auf dem faljchen, durch die Beitenerung der Domainen 
nur befeftigten Dustifationsprineipe, welches oben gerügt worden, indem 
fi ie beantragten: 

dag Se. Königl. Majeſtät allergnädigft geruben möge, zu ben 

Koften des Militair:Etats demnächſt auch aus den Domainen, 

fobald die Kräfte Derjelben es vermögen werden, zur Erleichterung 

des Landes einen erböbeten Beitrag und zwar indem Ber: 

bältniß zu bewiligen, als zu biefen Koften früberbin aus 

den Iandesberrlichen und Landes-Caſſen concurrirt worden ift 
Actenftüde p. 116. 

Allein es Liegt am Tage, daß dieſe in den Lehren des Staate- 
rechts nicht begründete, und von ber Negierung nicht zugeftandene Anficht 
unmöglich das verfaffungsmäßige Rechtsverhältnig der Domainen begrün- 
ben könne. 

Diefes war vielmehr im Sinne des Patents vom 7. Dec. 1819 
fein anderes, als daß zunächſt die Kammer-Caffe und in subsidium 
die Landes-Caſſe für die Bebürfniffe baftee — Wenn nun aber das 
allerhöchfte Patent vom 1. Nov. 1937 eine Abänderung dieſer Verfaſſung 
in dem Sinne zufagt: 
| daß die Domainen Zufhüffe zu den Landesbebürfniffen (welche 

alfo auf einer andern Caſſe zunächſt ruhen müffen) geben: 
fo kann bier fchwerlich eine derjenigen Verlegungen ber agnatiſchen und 
Regierungsrechte angedeutet feyn, um beventwillen das Staatsgrundgefe 
für nichtig angefehen werden fol. — 
| Das Staatsgrundgefeg erfennt vielmehr an: 
$. 122. Sämmtlihe zu dem Königl, Domanio gehörende Gegen— 
fände, namentlich Schlöffer, Gärten, Güter, Ge: 
fälle, Forſten, Bergwerfe, Salinen und Activ- 
capitalien machen das feinem Gefammtbeftande nad) 
ſtets zu erhaltende Krongut aus, Dem Könige und beffen 
Nachfolgern an der Regierung verbleiben unter ben 
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nachfolgenden Beſtimmungen alle diejenigen Rechte, 
weldhe dem Tandesherrn daran bie dahin zuge 
ftanden haben. 
$. 124. Die Einkünfte des gefammten Kronguts follen ohne Aus: 
nahme zum Beſten des Landes verwandt werden, und 
zwar: | 
zu nächſt zur Bezahlung der Zinfen der auf dem Domanio 
baftenden Schulden und zum allmähligen Abtrage ber 
Paffivcapitalien; 
ferner zum Unterhalte und der Hofbaltung des Königs, 
der Königin, fo wie ber minderjährigen Prinzen und 
Prinzeffinnen, Söhne und Töchter bes Könige; 
fodann zu dem ftandesmäßigen Ausfommen ber ver: 
wittweten Königin und ber verwittweten Kronprinzeffin, 
zu den Apanagen und Ausftattungsfoften für die Prinzen 
und Prinzeffinnen des Königl. Haufes, fo wie auch zu 
dem ftandesmäßigen Ausfommen der Wittwen ber Prinzen 
des Königl. Haufes ($. 134. 135); 
endlich aber der Ueberreſt, fo wie bie bisher mit ber 
Domanialverwaltung vereinigt gewefenen Revenüen ber 
Negalien zur Beftreitung anderweiter Staatsausgaben. 
$. 140. Die allgemeine Ständeverfammlung bat die Verpflichtung, 
für die Deckung der für den öffentlichen Dienjt notbwendigen 
Ausgaben in fo weit zu forgen, als fie aus den Einfünften 
des Kronguts und der Regalien nicht beftritten werben 
| fönnen. | 
Es enthält alfo durchaus nur den deutlichen Ausdrud jenes bis dahin 
rechtlich beftandenen Subſidiar-Princips unter ausdrüdlicher Anerfennung 
aller bisherigen Rechte des Königs und feiner Nachfolger. Das Patent 
verlangt in dieſer Beziehung Aufftellung eines vollig neuen Grundfages, 
- Hier. fann alfo im Grundgeſetze eine Verlegung beftebender Rechte und 
NRechtsprincipien, im Patente die Wiederberftellung derfelben nicht Liegen, 
und diefe Alferhöchft beabfichtigte Abänderung der Berfaffung dürfte 
mithin bie Nichtigfeits= BR des Staatsgrundgefeges keineswegs 
rechtfertigen. 


14. Auffiht ver Stände auf die Domanial:Bermwaltung. 

Inmittelſt bat jene Allerhöchſte Abfiht noch eine andere Seite, 
welche vielleicht der Sache näher treten dürfte, indem es ſcheint, als 
ob die Domanial-:Berwaltung der ftändifchen Controle wieder entzogen 
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werden möchte. Es ift aus dem obgebachten Schreiben v. 28. Dec. 1819 
der frühere Grundfag der Negierung zu entnehmen: 
daß den Ständen verfaffungsmäßig feine Theinabme an der 
Verwaltung der Königlichen Caſſen zuftebe. 

Eine Theilnahme an der Verwaltung ift num den Ständen durch das 

Staatsgrundgefeg in der That nicht zugeftanden; vielmehr fchließt $. 90 

jedes Eingreifen in die Verwaltung ausdrüdiih aus. Aud hat die 

Ständeverfammlung rüdfihtlih der Domanial-Einnabmen fein Verwilli— 

gungsrecht, fondern nur wegen der Ausgaben und Steuern ($. 140. 

145.) und zwar auch bier nur in gewiffen Schranfen. Allein dennoch 

find ihr gemiffe Rechte eingeräumt, die von — früher nicht geübt 

wurden, namentlich 
1. die Zuſtimmung zu Verpfändungen und ES ganzer 
Domanial-Güter und Forſten, ſo wie Vorlegung einer 
Nachweiſe über ſonſtige Veräußerungen -($. 123.) 
. Zuftimmung zur Erhöhung der Krondotation ($. 125.) 
Zuftimmung zur Ausfcheidung der für die Krondstation be: 
ftimmten Güter ($. 126.) 

. Bewilligung der Koften der Erbauung oder Acquifition und 
eriten Einrichtung Königlicher Schlöſſer oder ganzer Abthei— 
lungen derſelben ($. 131.) 

.Bewilligung der Apanagen, Einrichtungs- und Ausſtattungs— 
Koſten, und Witthümer ($. 134 und 135.) 

. Borlegung, Prüfung und Bewilligung des Budgets über 
die Ausgaben, welde die Verwaltung des Landes und 
deſſen fonftige aus der General-Caſſe zu beftreitende Be: 
dürfniffe notbwendig machen ($. 139, 140), wobei jebod 


a. Ausgaben für den Militair-Etat, fo wie Gehalte, Pen: 
fionen und Wartegelder, welche nad den bisherigen 
Grundfägen oder demnächſt aufzuftellenden Regulativen 
vom Könige bewilligt worden, nicht verweigert werben 
dürfen ($. 140), aud beftimmt ift, 

b. daß die Bewilligung für einen und denſelben Hauptdienft: 

zweig ein Ganzes ausmacht (8. 141.) 

ce. daß die Erfparungen am Militair-Etat dem Kriegsichate 
verbleiben ($. 142.) 

d. daß ber - König dur das Minifterium in gewiffen Noth— 
fällen auch ohne Bewilligung über Yao der bewilligten 
Geſammtausgabe disponiren darf ($. 143.) 
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7. daß die Rechnung der General-Caffe und ihrer Neben⸗-Caſſen 
zur Prüfung vorzulegen find. Dagegen ift 
8. das früherhin ganz unbefchränfte Steuerbewilligungs: 
vecht in der Maaße befhränft, daß 
a. nad aufgelöfeter Ständeverfammlung die Steuern ſechs 
Monate länger, als die Bewilligung dauert, “erhoben 
werden können ($. 145), | 
b. daß der Bewilligung Feine Bedingungen angehängt werben 
dürfen, die nicht das Wefen oder die Verwendung ber 
Steuern unmittelbar betreffen ($. 145), 
ce. daß der König durh das Minifterium in gewiſſen Noth⸗ 
fällen eine Anleihe bis zu Einer Million Thaler ohne 
Bewilligung machen kann ($. 147). 
Unter diefen verfchiedenen Rechten dürften nur N®, 1 bie 5 bie 
Königlihen und agnatifchen Privat-, die NV, 6 bis 8 aber die Regie: 
rungssRechte berühren können. Denn daß die sub 8 berübrte Anfeibe, 
abgefeben von der Befugniß zu Anleihen in wahrer Notb, den Agnateır 
nicht zu nahe treten Fünnen, liegt am Tage, da biefelbe, bei der In— 
fufficienz des Domanii für die Landeslaft, nur dem Lande zur Laft. fallen 
fann, zumal ein Abtrag, felbft der Domanialfchuld,. aus dem Domanial: 
vermögen unterfagt iſt — $. 124. 


15. ern, der agnatifhen Rechte zu der ſtändiſchen 
Mitwirkung. 
Sir ber agnatifchen Nechte ift aber ſchwer zu fagen, ob An 
Eingriff darin gefunden werde, daß eine Veräußerung ꝛxx. 2c. zu ſchwer, 
oder daß ſie zu leicht iſt. Inzwiſchen können 
1. agnatiſche Rechte auf feinen Fall dadurch verletzt ſeyn, daß Die: 
poſitionen über die Subſtanz erſchwert werden. Denn das Recht des 
Agnaten iſt nur ein Widerſpruchsrecht gegen Handlungen, die ihn des 
dermaleinſtigen Genuſſes (welcher jedoch durch gleiche agnatiſche Rechte 
ebenmäßig beſchränkt iſt) berauben könnten. Derſelbe kann auf dieſes 
Recht zwar verzichten und dadurch Dispoſitionen erleichtern, allein er 
bat fein Recht auf ſolche Dispofition. 
Es mag vergönnt feyn, das Gebiet ber agnatiſchen Rechte mit den 
claſſiſchen Worten 
des Herrn Miniſters von Kamptz: Srörterung der Verbind⸗ 
lichkeit des weltlichen Reichsfürften aus Sandlungen ſeines Dor- 
fahren $. 81 
zu bezeichnen: Die FlBemH Yen Beräuferungen der Regalien oder 
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Kammergüter ſind hingegen nicht anders gültig und für den Nachfolger 
bindend, als wenn ſie entweder mit ſeiner Einwilligung, oder aus 
dringender Noth und zum Beſten des Staats und zum Wohl deſſelben 
geſchehen ſind; obgleich die ausdrückliche Einwilligung des Nachfolgers 
bei geringfügigen Veräußerungen nicht nöthig iſt, ſondern nur bei der 
Veräußerung wichtigerer Theile erfordert wird. 

Wie hienach $.. 123 ſich rechtfertigt: fo iſt dies noch mehr 

2. der Fall, wenn man die alten Rechte betrachtet. Seit dem 18. 
Jahrhundert hat das Domanium ſich niemals in dem Zuſtande der 
Inſufficienz befunden, welcher durch das obgedachte Schreiben vom 28. 
Decbr. 1820 (um der Erklärung von 1832 nicht zu gedenken) fo un— 
umwunden für den Fall, daß ein Hofhalt im Lande zu beſtreiten wäre, 
eingeräumt worden. Es ſind deshalb in dieſem Zeitraume die alten 
Rechte wenig in Anſpruch genommen. Bis zu Anfang des 17. Jahr— 
bunderts, wo das Domanium ebenfalls überlaftet war, haben ſich Diefe 
aber allerdings ausgebildet. Herzog Chriftian von Lüneburg hatte ver: 
ſprochen: | 

Und wollen ©. F. ©. alles vermittelt gnädiger gütlicher 
. Bergleihung ferner dermaßen. forgfältig und Iandesväterlich 
anftellen, daß fie mit den Intraben zufommen und feine Urſach 
baben mögen, neue Schuld zu machen. Sollte aber ja über 
Berhoffen etwas fürfallen, Deswegen dem Lande zu guten unum— 
gänglih, Gelder aufzunehmen; Sp wollen ©. % ©. folches 
mit Rath und Borwiffen der gemeinen getreuen fand: 
® Schaft oder je der Schasverorbneten Dar 
Receß vom 20. Juni 1616. 
- Sacobi Lüneb. Landtags-Adfchiede IT. p. 81. 
Minder beftimmt äußerte fich freilich Herzog Friedrich Ulrich bei Meber: 
nahme feiner Schuld dahin, daß alle weitere Beftenerung vermieden 
und der Hof und Haushalt darnach eingerichtet werben folle. 
Elzer 2. A. von 1614, 
Pfeffinger Hiftorie des Br. L. Haufes IH. p. 276, 279. 
Sn den Stiftern (mithin in Bremen, Berden, Osnabrüd und Hildesheim) 
war eine VBerfchuldung nur wegen wahrer Landesnoth und unter Conſens 
bes Capitels möglich. 
| Mofer von der Reihsftände Landen p. 217. 

Wenn nun gegenwärtig die Inſufficienz wieder eingetreten und 
eingeftanden war, wenn ber Credit des Domanii bergeftalt gefunfen 
war, daß baffelbe 1831, als die Landes:Caffe zu 4 pro Cent anleihen 
konnte, Ein volles Procent mehr geben mußte, wenn unter dieſen 
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Umftänden das Land die Garantie für die gefammte Laft übernahm, 
fo war ficher eine Erneuerung jener älteren Rechte wohl angemeffen. 

Eigentliche Beräußerungen waren früber auf ähnliche Weife unterfagt. 

Liineburgifcher Revers von 1457. Jacobi I. p. 61. 
Landtags-Abfchied von 1559 daſ. p. 221. 

Unter den obigen Umftänden ift die Beichränfung des ftändifchen 
Gonfenfes auf Güter und bedeutende Forften und bloße Nachmeife bei 
allem übrigen ſicher fehr mäßig, und für die Agnaten niemals ſchädlich. 
Wollte man aber 

3. bie Zuftimmung zur Erhöhung der Krondotation, fo wie zur 
Ausfonderung der dazu zu Tegenden Güter als einen Eingriff in bie 
agnatiſchen Rechte anfehen: fo würde Diefem noch vielmehr das Argument 
entgegen fteben, daß die Garantie, fo wie die Deckung des Ganzen aus 
dem Domanio nicht erfolgenden Berwaltungsbedarfs unmöglich von 
Ständen übernommen werben können, wenn biefe wichtigfte und erfte 
Ausgabe ohne Weiteres ausgedehnt werben könnte. — 

Die Jufufficienz räumt das Schreiben vom 28. Der. 1819 ein; 
mit biefer Infuffisienz ift aber auch jederzeit eine Controle über den Hof: 
halt verbunden gewefen. Der obgedachte Elzer Landtagsabfchied von 
1614 fagt ausdrüdlih: der Fürft ſey erbötig: 

Imgleihen Dero Hofftatt und Haushalt alfo und dermaßen ans 
ftellen, einftellen und einziehen, daß es ©. F. ©. zu feiner 
Beihwer, fondern zu Erleichterung S. F. ©. Sammer und zu 
guter Aufnahme gereichen folle! 
In der Liineburgifhen Landfhaft find BVerfiherungen diefer Art noch 
- häufiger. In den Jahren 1495, 1527, 1535, 1548, 1559, 1570, 
1591 find diefe Berfprechungen wiederholt. Mehrmals, und insbefon- 
dere in ber oben angeführten Stelle des Neceffes von 1616, ift aus- 
brüdlich bedungen, daß der Hofhalt mit Ständen gütlich verglichen werbe. 
Im Jahre 1610 ift die Hofordnung auf das fpeciellfte mit bem lands 
ſchaftlichen Ausfhuffe verglichen. 
©. Jacobi a. a. O. J. p. 93, 142, 152, 172, 219, 275, 318, 
139,81 _ 

Wie unzweckmäßig nun auch ein folhes Einmiſchen der Stände in 
bas Einzelne des Hofhalts feyn mag, immer liegt der Grundfag zu 
Tage, daß Stände, von denen Zufchüffe zu den ordentlichen Ausgaben 
begehrt werben, verfaffungsmäßig das Recht haben, dieſe ordentlichen 
Ausgaben zu prüfen. Indem das Patent von 1819 den Ständen bie 
alten Rechte ber Provinzial-Landfchaften zugeftand, mußte daſſelbe noth: 
wendig au für den im Schreiben vom 28. Der. 1819 eingeräumten 
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Fall der Infufficienz für die Einrichtung eines Hofhalts jene früheren 
Befugniſſe zugeben. Es iſt mithin feine Verringerung, ſondern eine 
Verbeſſerung der königlichen und agnatiſchen Rechte, wenn die Verfaſſung 
eines für alles eine gewiß zureichende Summe feſtſtellt und nur bei deren 
Erhöhung und ihrer als Recht zu fordernden Radicirung in Grund— 
ſtücken eine ſtändiſche Mitwirkung zuläßt. 

4. Die Bewilligung extraordinairer Baukoſten kann um ſo weniger 
hieher gerechnet werden, da ſolche bei der ſchon 1819 eingeſtandenen 
Inſufficienz nur eine neue, bisher ungekannte, Verpflichtung des Landes 
zu Bewilligungen, mithin eine Verbeſſerung der agnatifgen Rechte 
enthält. 
5. Die Bewilligung der Apanagen beruht ganz in benjelben Ver: 
bältniffen, wie diejenige der Krondotation. . Im Balle ber Inſuffieienz 
haben Stände ſolche mehrfach beſtimmen helfen. 

Lüneb. L. A. von 1591 und 1610, J. eit. 

Ueberdies iſt dieſe bis dahin ſo ſehr dunkele, durch das Primoge— 
niturgeſetz auf eine gewiß für die Verhältniſſe des Königlichen Hauſes 
bedenkliche Weiſe unbeſtimmt gelaſſene Angelegenheit durch das Allerhöchſt 
beſtätigte Hausgeſetz vom 19. Nov. 1836 zur Zufriedenheit geordnet, 
mithin kein Grund mehr zur Beſchwerde. 


+ 


16. Berlekung der Regierungs-Rechte. 


Was diejenigen Punfte angeht, in denen die Beftimmungen des’ 
Staatsgrundgeſetzes den Regierings Rechten zu nahe treten möchten: 
fo darf 
1. bemerft werden, wie bie Sicherung einer den Bundespflichten 
und ber Landesverfaffung entfprechenden Regierung. bereits nach den 
Bundestagsbeſchlüſſen vom 23. Juni 1832, No. II. 
eine Angelegenheit iſt, deren Erledigung dem Durdlandtigften Bunde 
zuſteht, daß nicht allein die Durchlauchtigfte Bundesverfammlung nad 
No. IV, ber, gedachten Beichlüffe die Verhandlungen der Hannover’fchen 
Stände vom’ Jahre 1832 in diefer Beziehung überwacht hat; fondern 
daß auch namentlih das Schiedsgericht, welches durch den 
Bundestags-Beſchluß vom 30. Det. 1834 
in's Leben getreten, beſtimmt ift, Differenzen zwijchen Regierung und 
Ständen über dergleichen Fälle zu erledigen. 

Unfehlbar würde, wenn die Beftimmung einer Budgetsprüfung und 
Bewilligung an fih als ein Eingriff in die Negierungsrechte anzufeben 
wäre, in Gemäßheit obiger Beſchlüſſe von 1832 irgend ein Widerfpruch 
nicht nur gegen bie Hannover’fche Verfaffung, fondern noch vielmehr 
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gegen bie von Baiern, Baden, Würtemberg, Heſſen-Darmſtadt, Heffen- 
Caſſel und Sachſen eingetreten feyn. In allen dieſen Berfaffungen ift 
Prüfung und Bewilligung des Budgets als Folge des Subfidiar-Principg 
völlig unbefchränft aufgeftellt. Das. Staatsgrundgefeg des Königreichs 
Hannover fügt demfelben die höchſt wichtigen Beſchränkungen hinzu, daß 
die beftebenden oder feitzufegenden Ordnungen über Gehalte, Penfionen 
und Wartegelder (alfo die Drganifation des Staatsdienftes) nicht ein- 
feitig geändert werden können, daß der Militair-Etat in einem reichlichen 
Betrage feftftebt, fo lange bis ein Kriegsfchag von etwa 700,000 Rthlrn. 
niedergelegt worden; daß innerhalb des Dienftzweiges ber Regierung 
freie Dispofition bleibt, und daß fi ſi er Nothfälle einen Reſerve-Credit 
beſitzt. 

Enthält das reine Subſidiar-Princip keine nach den Principien des 
Bundes unzuläſſige Beſchränkung der Regierungsgewalt: ſo wird dieſer 
Verfaſſung ein ſolcher Vorwurf gewiß nicht gemacht werden dürfen. 

Es würde ſich nur fragen: Ob eine Beſchränkung der beſonderen 
Rechte Sr. Majeſtät des Königs von Hannover von ber Art bier ent- 
balten fey, daß folhe die Verfaffung vernichten müßte? Bis hieher 
haben wir ung darauf beſchränkt, möglichft aus dem factifchen Stande 
ber Rechte unfere Argumente zu entnehmen, nadzumeifen, daß bie Nechte 
bes Herrichers gegen beren früheren Beſtand nicht verringert worden. 
Wir wollen auch hier noch bei diefem Verfahren beharren, und werden 
erſt am Schluß auf die Frage zurüdkommen dürfen: Unter. welchen 
Umftänden einzelfte Mängel in Rüdfiht der Regierungsrechte im Stande 
ſeyn möchten, das Staatsgrundgefeg zu vernichten? 

Bleiben wir aber bier dem Gange treu, dem wir bisher gefolgt 
find, nehmen wir an, daß das Subſidiar-Princip als das urfprängliche 
jeder Deutfchen und namentlih der Hannover’fhen Ständeverfaffung 
erwiefen, daß baffelbe im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts nur 
verbunfelt fey, weil die definitive Uebertragung der Militairlaft (nad 
Maapgabe des Reihsfchluffes von 1670) auf die Stände, die Infufficienz 
aufgehoben hatte, daß aber jest nach den Eingeftändniffen von 1819 
und 1832, fo wie nad den feit 1834 offen vorliegenden Verhandlungen 
dieſe Infufficienz wieder eingetreten fey: fo wird es feines weitern Be— 
weiſes bebürfen, daß die Beftimmungen des Staatsgrundgefekes wohl 
- Ausdehnungen, nicht aber Beichränfungen der ——— über ihr 
urſprüngliches Prineip enthalten. 

Denn, wenn jemals der Fall eintrat, der nach dem Schreiben vom 
28. Dec. 1819 fo lange und fo richtig vorhergefehen wurde, wenn als— 
dann die Stände ihre rechtlihe Stellung benugen wollten: fo fonnte 
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nichts Anderes folgen, als die Durchführung des reinen Subfidiar- 
Principe, d. h. die Prüfung aller Einnahmen und Ausgaben des Do- 
mani, aller Ausgaben und Laften der Berwaltung, um nur feftftellen 
zu fünnen, welder Bedarf und welcher Ausfall in den Mitteln vor: 
banden fey? und es wiirden bei der unbeftrittenften Freiheit des Steuer: 
bewilligungsredhts die Stände bierin Feine andere Grenze rechtlich zu 
beachten gehabt haben, als diejenige, welche bie Bundestagsbeſchlüſſe 
von 1832 und 1834 ſtellen. 


Sollte es auch hier des ſpeciellen Beweiſes bedürfen, daß Stände 
in der früheren Zeit, wo das Subſidiar-Princip ebenfalls in Wirkſam— 
keit ſtand, ſich allerdings auf das Einzelne der Verwaltung eingelaſſen: 
ſo darf nur der | 

Lüneb. L. A. von 1548 _ 
 (Saeobi I, p. 172) 

angeführt werben, wo ausdrüdlich eine Unterfuchung der Amtshausbal: 
- tung und beffen 
| was die Ambte über erhaltung der Negierung und Haushaltung 

ertragen mögen, " 
vorgefhrieben ift, oder 

Lüneb. 2. A. von 1593 (id, p. 318) 
wo ber Fürft verfpricht: J 

daran zu ſeyn, daß der Regierung und andere Ausgaben — 

mögen von dem ordinari Einkommen des Fürſtenthums verrichtet 

werden. — 


Allerdings ſind dieſe Fragen in neuerer Zeit nicht praktiſch gewor— 
ben, da durch die Uebernahme der Militairlaſt die Domanialcaffen in 
fo glänzenden Stand verfegt worden. Wenn aber, nachdem von Stän: 
den faft zwei Jahrhunderte lang auf diefe Weife verfahren und fo 
großer Zufhuß geleiftet worden, dennoch die alten Erjcheinungen ber 
Neberlaftung ſich nunmehr aufs neue von der Seite der Civilverwaltung 
her kund gaben: ſo wird gewiß die Berufung auf die alten Rechte an 
ihrem Orte und ein bloßes Bewilligen ohne Prüfung kaum den ſtändi⸗ 
ſchen Pflichten gemäß ſeyn. 

Wir dürfen demnach für nachgewieſen halten, daß die Bewilligung 
und Prüfung des Budgets die ſtändiſchen Befugniſſe weder in Beziehung 
auf den Bund, noch in Beziehung auf frühere Gerechtſame überſchreite, 
daß vielmehr die Beſchränkung dieſer Bewilligung, welche im Staats— 
grundgeſetze liegt, noch weit dieſſeits der äußerſten Grenze bleibe, welche 
ſowohl durch die eine als durch die andere Rückſicht gezogen werden würde. 
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Die Rechnungsablage, als ein nothwendiges Anner ber Bewilligung, 
bedarf hier feiner befonderen Erörterung. 

Wohl aber verdient es bemerft zu werden, daß bie Yeftimmungen 
über das Steuerbewilligungsredht ſämmtlich dazu dienen, ſolches in engere 
als die bisherigen Grenzen zu bringen. Vormals Tief unbedingt mit 
dem Fahre die Bewilligung ab, wo jest noch fehs Monate übrig bleiben, 
um bie Sache zu ordnen. Es war (außer dem, was die Bundestags: 
befchlüffe vom 28. Juni 1832 beftimmen) feine Bedingung unterfagt. — 
Es war der Regierung nicht geftattet, Anleihen auf den Credit bes 
Landes zu machen; folde in Fällen dringender Noth auf den Eredit der 
Königl. Caſſen zu machen, fand ihr zwar frei; allein auch bier würde 
bei erfannter Infuffteienz und dem obgedachten Einſpruchsrechte der Stände 
gar wohl ein Hinderniß zu bewirken geweſen ſeyn. 

Das wichtigſte aber bleibt die Aufgebung des Schatz-Collegii. 

Ein in großer Mehrzahl ſtändiſches Collegium, verpflichtet, die 
ſtändiſchen Bewilligungen aufs ſtrengſte aufrecht zu erhalten, hätte mit 
einem ſich über ſo mancherlei verbreitenden Bewilligungsrecht nicht beſte— 
hen können. Dieſes Collegium, welches in der Verfaſſung von 1819 
feſt begründet war, ohne welches dieſe Verfaſſung nicht beſtehen kann, 
ift aufgegeben worden und dadurch den Regierungsrechten wahrlich eine 
genügende Compenfation für das etwa Eingeräumte gegeben. Wir wollen 
e8 hier nicht verfolgen, was dies Collegium werden fonnte, ja werden 
mußte, fobald die Domanialfinanzen offener wurden, felbft wenn bie 
Berfaffung von 4519 fortbeftand. Die eine Hälfte der Finanzen lag 
ganz in feinen Händen. Schwerlich hätte die andere Hälfte ſich frei 
bewegen fünnen, wenn bier die Kraft gebraucht wäre. 

Sind demnad die Vorfhläge des Allerböchften Patents vom 1. Nov. 
v. 3. an ſich ſchon eine Abweihung von ber beftebenden Berfaffung ; 
ift es nicht erweistih, daß dur die Beftimmungen des Staatsgrund- 
gefeges agnatifche oder Negierungsrechte verlegt worden: fo darf man 
die Ueberzeugung faffen, daß auch hier einer der ſpeciellen Nichtigfeits: 
gründe, von denen das Patent vebet, nicht anzutreffen fey. 


17. Dreijährige Sibungen. 


Die zweite Abänderung, welche das Allerhöchſte Patent verheißt, 
Einführung yon Sitzungen ums dritte Jahr von nur dreimonatlicher 
Dauer, ift etwas völlig Neues, weder dem Patente von 1819, noch 
irgend einer der Provinzial:Berfaffungen Conformes. ine Verlegung 
ber Allerhöchſten Rechte fann in der Beſtimmung jährlicher Sigungen 
durch das Staatsgrundgefeg nicht gefunden” werben; * politiſchen 
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Rückſichten für eine oder die andere Einrichtung gehören nicht hieher, 
wo es ſich um Gültigkeit und nicht um Rathſamkeit handelt; es wird 
alſo von dieſem Punkte nicht zu reden nöthig ſeyn. 


18. Mitwirkung zur Geſetgebung. 


Wichtiger aber find die Veränderungen, welche binfihtlih der Ge— 
feggebung verbeißen worden. Das Allerhöchſte Patent fagt: 
den Provinzialftänden follen nad Unferer jedesmaligen Beſtim— 
mung die geeigneten Gegenftände in größerem Maaße, als bies 
bisher der Fall war, vorgelegt werben, 

Indeß gehören Gefene, welche Steuern und Abgaben bes 
Königreichs oder ſolche Gegenftände betreffen, die in Gemäßheit 
Unferer Entfheidung allgemeiner gefegliher Beitimmungen 
bedürfen und der provinziellen Gefeßgebung nicht überlaffen werben 
fönnen, zum Wirfungsfreife der allgemeinen Ständeverfammlung. 

Bon dem rechtlichen Character, welcher. den ſtändiſchen Befchlüffen 
bier beigelegt werden möchte, der Zuftimmung oder bloßem Rath, ift 
nicht die Rede; fondern nur von dem Berhältnig der Provinzial-Land- 
fchaften zur allgemeinen Ständeverfammlung. Nah Inhalt des Pa: 
tents vom 7. Der. 1519 $. 6 hat die allgemeine Ständeverfammlung 
ein Recht auf Zuratheziehung bei neu zu erlaffenden all 
gemeinen Yandesgefegen. Den Provinzialftinden wird Dagegen 
eingeräumt: 

alle diejenigen Angelegenheiten, welche nur Die eine oder andere 
Provinz angehen und zu einer ftändifchen Berathung geeignet 
find, follen aud ferner an die betreffenden Provinzial-Land: 
Ihaften gebracht werben. 

Diefelben Grundfäge enthält das Staatsgrundgefeg v. 26. Sept. 1833 
im $. 79. Die Provinzialstandfchaften erhalten ein Recht auf Zuftim: 
mung zu 

dem wejentlichen Inhalte aller lediglich die fperiellen Verhältniſſe 
ber Provinz betreffenden Provinziafgefege, 
jedoch wird | 

über alle das ‚ganze Königreich oder den Bezirk mehrerer Pro— 
vinzial⸗Landſchaften gemeinfhaftlih und nicht Tediglich fpecielle 
Berhältniffe der Provinzen betreffende zur ftändifchen Berathung 
gehörende Gegenftände nur mit der allgemeinen Ständeperfamm: 
lung des Königreihs verhandelt. | 

Beide Berfaffungsgefege ftimmen darin überein, daß fie die allge: 
‚meinen Gefege unbedingt der allgemeinen Ständeverfammlung, die 
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jpeciellen unbedingt den Provinzialftänden. zuweiſen. Dagegen weichen 
fie darin ab, daß das letztere diejenigen Gefege, welche mehrere aber 
nicht alle Provinzen betreffen, beftimmt der allgemeinen Ständeverfamm: 
fung zuweifet, während jenes biefes einigermaßen zweifelhaft läßt, 
jedoch mehr dahin gedeutet werden fann, daß Geſetze, die wenige Land— 
fchaften (eine oder die andere) betreffen, den Provinzen, ſolche, die 
mehrere angeben, der allgemeinen Ständeverfammlung zufallen. So 
ift e8 denn auch gebalten 3. B. mit der Untergerichtsordnung und andern 
Gefegen, bei-benen die Provinzen ausgenommen find, in denen Preußi— 
ſches Recht gilt; der Verordnung über das Separationsreht v. 21. No— 
vember 1830, in dem DOsnabrüd ausgenommen ift u. ſ. w. 

In andern Fällen find freilich ziemlich allgemeine Gefege provinziell 
behandelt, 3. B. die Theilungsordnungen, wo die von Calenberg, Hil: 
desheim, Bremen und Hoya in den meiften Punkten wörtlich übereinz, 
fiimmen, und die. Abweichungen freilich fpäter Die meiften Angriffe 
erfahren haben, da folhe am mwenigften den Intereffen des Volks in den. 
Provinzen angemeffen waren (3. B. bie Befeſtigung der IE 
in Galenberg, der Rottzins in Bremen). 

Ein Recht, beliebig den Weg der allgemeinen oder der provinziellen 
Berathung zu wählen, fonnte bie Regierung durchaus nicht in Anz 
fpruch nehmen, als infofern dieſe Süd der Berfaffung die —— 
dazu gab. 

Dennoch nimmt das Allerhöchſte Patent anſcheinend ein ſolches 
Recht in Anſpruch; es liegt mithin am Tage, daß auch bier nur von, 
einer Aenderung nad Gründen der Politif, feineswegs aber von einer 
derjenigen Rechtöverlegungen die Rede feyn kann, welche dem Staats: 
grundgefege zur Laſt gelegt worden. Denn ſchwerlich wird man, Doc 
in der Entfcheidung eines wenig bedeutenden Zweifel in der von der - 
Regierung felbft vorgefchlagenen Weife (da ſchon der erſte der Commiſſion 
am 15. Novbr. 1831 vorgelegte Entwurf jene Beſtimmung enthält) eine 
ſolche Verletzung finden. 


19. Zuſtimmungsrecht ver Stände zu den Geſetzen. 


Es kann überflüffig foheinen, da vom dem Rechte der Zuftimmung 

in dem Höchſten Patente mit feinem Worte die Rede ift, vorgreifend 
bier eine Rechtfertigung dev besfalffigen Beftimmungen des Staat: 
grundgefeges zu verfuchen. Allein fo viele Stimmen find in dieſer Be: 
ziehung Yaut geworden, daß einige Bemerfungen auch vier nicht um⸗ 
gangen werden mögen. 
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Eine Verlegung derjenigen Regierungsrechte, bie der Durchlaugtigfte 
Bund als wefentlihes Stück der Staatsgewalt fhüst, kann bier nicht 
vorliegen, da das Necht der Zuftimmung zu den Gefegen, ebenfo wie 
dasjenige der Budgetprüfung den Ständen yon Baiern, Baden, Wir: 
temberg, Darmftadt, Caſſel und Sacfen faft unbefchränft zugeftanden 
ift, ohne daß eine Beftimmung biefer Art je den Tadel des Durchlauch— 
tigften Bundes erfahren hätte. = 

Das Staatögrundgefeg von Hannover enthält auch bier Beſchrän— 
fungen, wie fie den Staatsgrundgefegen der. übrigen Staaten nicht be: 
fannt find, | 

Es ift nämlich, außer demjenigen, was das Staatsgrundgefeg von 
Hannover einftimmig mit ben übrigen über die Erlaffung von Vollzugs— 
verprdnungen und eiligen Gefegen ($. 87) beftimmt, ben Ständen 

1. die Theilnahme an ben das Heer betreffenden Gefegen entzogen, - 
foweit folde nicht Laſten der übrigen Unterthanen betreffen; und bei den 
Milttair-Strafgefegen nur ein Beirath gegeben ($. 86); es iſt 

2. denſelben rüdfichtlih der Beftimmungen des Hausgefeges über 
Bererbung der Apanagen ebenfalls nur ein Beirath zugeftanden ($. 134). 

3. Iſt auch — was ungleich wichtiger — allen Behörden und Ge: 
richten bie Befolgung der in gehöriger Form verfündigten Gefege und 
Verordnungen aufgegeben, und nur den Ständen die Beſchwerde vor: 
behalten ($. S9), aud) * 

4. erſtreckt ſich das Zuſtimmungs-Recht nur auf den weſentlichen 
Inhalt, und bleibt der Regierung überlaſſen, ſolchen nach den beſchloſſenen 
Grundſätzen näher zu bearbeiten und zu erlaſſen ($. 85), nicht gu ges 
benfen, daß 

5. Verfügungen über Gemeindeverfaffungen , Eorporationswefen 
u. ſ. w. in weit größerer Ausdehnung, als in andern Staaten, ber 
Regierung überwiefen find. — | 

Hiermit ift in Wahrheit viel der Negierung in die Hände gelegt, 
namentlih im $. 85 das vollfommen zureichende Mittel, der Klage über 
zu große Weitläuftigfeit und Kleinlichkeit dev ftändifchen Verhandlungen 
(melde ſich Übrigens eben dadurch erledigt, daß die Regierung weder 
bie angeblich entftelften Gefegentwürfe zurückgenommen, noch folhe in 
bedeutenden Stüden anders redigirt bat) abzubelfen. Das wichtigfte 
aber möchte feyn, daß die Regierung gefihert ift, daß. ihre Bollzugss 
verorbnungen nicht durch die Gerichte gehemmt werben können. 

Es Füme demnach hier ebenfalls, nachdem. fich ergeben, baß eine 
Berlegung der durch den Durchlauchtigſten Bund garantixten Regierungs: 
rechte nicht vorhanden fepn Fönne, nur darauf an, zu prüfen: Ob 
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fpecielle Regierungsrechte im Königreihe Hannover in der Maaße ver: 
lest feyen „ daß eine Nichtigkeit des Staatsgrundgefeges daraus herzu: 
leiten wäre? — 

Auch bier dürfen wir uns, wie oben, am das Factifche halten, 
und die Rechtsfrage: welche Verlegung der Regierungsrechte die Nic): 
tigfeit zur Folge haben könne? weiter binausfegen. Was aber jenen 
faetifchen Zuftand angeht: fo war die Frage in der That in der neuern 
Berfaffung des Königreichs nicht entfhieden. Das Patent vom 7. De: 
cember 1819 geftebt nur das Recht auf Zuratbeziehung bei allgemeinen 
Gefegen unbedingt zu; allein eben daffelbe beftätigt in demſelben Satze 
die Rechte der Provinzial-fandfchaften, Die eine ungleich größere Aus: 
bebnung haben. Ueberdies ift fchwer zu fagen, welden rechtlichen 
Gehalt diefe Zuratheziehung habe? wie weit von dem Rathe abgewichen 
werden bürfe? Aus diefen Zweifeln entwidelte Ks jener Beſchluß über 
das Gefergebungsrecht der Stände, 

Protoeoll-Auszüge von 1821, p. 40. 

der fih auf die Abänderungen des Militairgefeges bezog. Der Beihluß . 

gibt nur zu erfennen, daß man pofitiv das Zuftimmungsreht in Ans 

ſpruch nehme, bei allen Geſetzen, welche den Unterthanen eine Laft auf 

legen; es fagt aber nicht, in welchem Umfange man überhaupt bie 

Gefeggebungsrechte fordere. Was man hier in Anfpruch genommen, 

ergibt der Beſchluß der erften Kammer, der fpäter auf jene Weife 
gemildert wurde. 

Stände fehen mit Bedauern, daß Königliches Minifterium beab- 

fihtige, duch Omiffion der Worte: „unter deren Zuftimmung“ 

ihr verfaffungsmäßig begründetes Recht, daß nämlih zu 

neuen allgemeinen Landes-Geſetzen ihre Zuftim:- 

mung erforderlich fey, zu beftreiten. Diefer Grundfas fey 

das Hauptfundament des ftändifchen Anfehens und der ftändifchen 

Wirffamfeit. Er fey nit nur in der früheren Provinzialver: 

faffung der meiften Provinzen begründet, fondern könne auch 

. namentlich in Hinficht der Lüneburgifchen Landſchaft dur Fälle, 

—wo derſelbe in contradieterio behauptet worden, nachgewieſen 

werden. Das Patent vom 7. Der. 1819, weldes nur bie durch 

die Bereinigung aller Provinzen in Ein Königreich erforderliche 

neue Berathungsform zum Gegenftande habe, habe in Anfehung 

‚der ftändifchen Gerechtfame felbft nichts geändert, ſolche vielmehr 

ausdrücklich beftätigt, und diefelbe nicht abändern zu wollen, feier— 

lich erklärt. Sey auch in dem Nachſatze des $. 6 dieſes Patentes 

ftatt des Wortes „Zuflimmung“, das Wort „Zuratheziehung“ 
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gebraudt: fo könne daraus feine Folge zum Nachtheil wirklich 
begründeter ſtändiſcher Gerechtſame gefolgert werben, und müffe 
biefer Ausdruck vielmehr, als auf einem Mißverftänpniffe 
berubend, angeſehen werben, da bderfelbe fonft mit dem. allge- 
mein erklärten Königlihen Willen im Widerſpruch ftehen würde. 
In dein vorliegenden Falle ſey endlich die Behauptung des Kö— 
niglihen Minifterii den Ständen um fo unerwarteter gewe— 
jen, da hier von einem Gefege die Rebe, welches eine ganz neue 
und allgemein perfönfihe Verpflichtung der Unterthanen ausfpreche 
und daher, da daffelbe nicht bloß das Geld, fondern felbft die Per: 
jonen der Unterthanen in Anfpruch nehme, in weit höherem Maaße 
als irgend ein Steuergefes ber ftändifchen Sanction bebürfe. 
Stände fehen fih daher Pflichtenhalber gedrungen, Königlihes 

inifterium um die Zurüdnahme einer. folchen, ihre verfaffungs- 
mäßigen Rechte fchmälernden, Behauptung dringend zu bitten 
und müffen, mit Zuverficht auf die gerechten und väterlichen 
Gefinnungen Sr. Königlichen Majeftät, biemit die Erwartung 
äußern, wie in Zufunft ein neues allgemeines Landesgefeg ohne 

ihre ausdrückliche Zuftimmung nicht werde erlaffen werben. 
Protveoll-Auszüge von 1821, p. 34, 35. 

Diefe Verhandlung blieb zwar, fo wie der oberwähnte wegen ander— 

weiter Differenzen ber Regierung nicht mitgetheilte Befchluß beider Kammern 
ohne weitere Folge; indeß zeigt fie, welche Rechte man in Anfpruch 
nahm. Die Regierung, welche im Militairgefege vom 14. Zuli 1820 
mehrere Abänderungen vorgenommen, und dadurd) diefe Berhandkung her= 
vorgerufen hatte, hielt es nöthig, in andern Fällen die ftändifchen Beſchlüſſe 
zu befolgen. Zwar find in einigen Fällen ftändifche Beſchlüſſe entweder 
gar nicht, oder nur in veränderter Maafe angenommen, und die Gefeße 
dennoch publieirt; auch ift nur bei dem Militair-Gefege vom 14. Juli 
‚1820 und dem Grundfteuer-Gefege vom 9. Auguft 1822, wo ebenfalls 
ein ſtändiſcher Beſchluß weggelaffen war, von der Regierung dieſe Abän- 
derung in einem nachträglichen Schreiben gerechtfertigt und erläutert 
(obgleich bei dem Grundfteuer-Gefege die Zuſtimmung unbeftritten erfor- 
berlih), dagegen bei mehreren Abänderungen der Untergerihte-Drdnung 
Dies nicht gefcheben, fo daß jener ſchwankende Zuftand fich bildete, von 
welchem oben bei Gelegenheit des Berfaffungsrehts die Nede gewefen. 
Die Regierung hatte den Befis für ſich, fie hatte das Eingeftändniß 
von 1821 für fih, dag blog adminiftvative Beftimmungen feiner Zuftim- 
mung bedürfen; allein die Frage felbft war nad jenen Beſchlüſſen und 
dem Patente vom 7. Dec. 1819 offen. ? 
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Nur das Recht der Provinzial-Landſchaften fonnte die Entfcheidung 
— Hier war aber 
1. in der Lüneburgiſchen Landſchaft das Zuſtimmungsrecht wirtlich 
entſchieden, da der Herzog Ernſt ausdrücklich verſprochen, 
ohne derſelben (Rathe und Landſchaft) Wiſſen und Vollworth 
ſonſten keine neue Conſtitution oder Ordnung machen oder publi— 
ciren laſſen zu wollen, 
| 2, A. von 1592. Jacobi I. p. 341 
und es war diefe Anficht in neuefter Zeit noch dem — gemäß. 
2. In der Calenberg'ſchen Landſchaft reden zwar die Landtags— 
Abſchiede von „Unterthänigen getreuen Gutachten“; allein eben daſelbſt 
wird im einzelnen Falle „auf Anhalten und Bewilligung“ der Landſchaft 
das Juſtizweſen geordnet, alſo daß es am Tage liegt, daß der Ausdruck 
Gutachten Feineswegs das Recht des Fürften, von den Befhlüffen will 
führli abzugeben, bedeute. 
Bl. L. 4. von 1628 bei Pfeffinger IH. p. 292 und 293. 
— —  pon 1639 daſelbſt p. 330 und 332. 


3. Den Ständen des Herzogtbums Bremen war durch die Privi: 
legien von 1663 zugefagt: — „Wenn neue Drdnungen gemacht oder 
alte erneuert werden folfen: fo follen Stände vor der Publication mit ihren 
Monitis gehört werben“; und es fagt der ber Berfaffung wohl Fundige 
vormalige Virepräfident des Tribunals zu Wismar, David Mevius, 
in dem Commentar zu der DBremifchen Conftiiution ‚von wucherlichen 
Contracten, einem Bude, welches die Stände des Herzogtums Bremen 
als einen Theil ihrer Privilegien dem Königlichen Ober⸗Apellations⸗Gerichte 
zu Celle einſt einſandten, 

(Pufendorf Obs. J. u. III. 59) 
ausdrücklich: 
So ein Theil der Teuiſchen Freiheit, dero man ſich rühmet, 
nicht ohnbillig geſchützet und ex antiqua consuetudine alſo 
radicirt zu ſeyn erachtet wird, daß, wie die Kaiſerlichen Conſti— 
tutionen ohne der Stände Nath und Mitbelieben angerichtet 
im Reich feiner Würden und Kraft ſeyn, alfo noch in den Land: 
fchaften die Leges ohne der Landftände Rath und Willen 
publicirt diefelbe nicht verbinden noch vim legis erreichen. 
Mevius von wucherlihen Contracten T. Cap. 4. $. 4. 

4, Zn Osnabrück ftellten 1803, als die VBerfaffung nad eingetre: 
tener Säculariſation neu gegründet werden follte, Die Stände in ; Gemäßheit 
des früheren Gebrauchs das desiderium 
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‘No, 12. Keine Landesgeſetze oder allgemeine Verordnungen, 

welche auf den Vermögenszuſtand der Landeseinwohner Einfluß 

haben könnten, und ſich mithin auf die Wohlfahrt des Ganzen 

beziehen, oder durch welche die Landesverfaſſung, Rechte und 

Freiheiten Aller oder Einzelner beſchränkt werden, ohne SM 

mung der Landftände zu erlaffen, 
was hier ftatt fonftiger Deweisftüde genügen mag. 

5. Den Oftfriefifichen Ständen aber war gar das erorbitante Zuge: 
ſtändniß gemacht: 

Alles was auf dem Sanbinge in allgemeinen Landesſachen nad) 
Landtags-Recht per majora abgehandelt und bejchloffen ift, fol 
zur Ererution gebracht werden, wenn aud) ſchon einer oder ander 
fich trennen und biffentiren wollte. 

Ihro Königlihe Majeftät verfpreden auch, daß Sie alles 
dasjenige, was bejchloffen worden, ohne die geringfte Aenderung 
confirmiren wollen, wenn nichts wider Die Accorden und darinnen 
fundirte Tandesfürftlihe Hoheit enthalten ift. 

Sonvention von 1744 bei Frefe Oftfries: und Harlingerfand 

I. p. 83. 

Es werden diefe Notizen iiber fünf mit vollen Rechten in die gegen: 
wärtige Verfaffung getretene Provinzen (da über Hoya die Documente 
nit in gleiher Maaße zugänglich find, in Hildesheim aber die bei 

Struben Unterricht von Regierungs- und Juſtizſachen $. 8. 

“not, b. 
mitgetheilten Verhandlungen mehr die Frage über bie Verhandlung 
felbft, als über die Zuftimmung betreffen) genügen, zu beweifen, daß 
jene Behauptungen der erften Kammer im Jahre 1821 nicht ohne Grund 
waren. Bor allen zu erwägen ift. aber 

6. daß die NReihsverfaffung in allen Reichslanden, felbft in den: 
jenigen, welche mit einem privilegio de non appellando illimitato 
verfehen waren, den Untertbanen den Weg Rechtens offen lich, 

vergl. Struben Unterricht von Regierungs- und Juftizfachen $. 13, 
daß mithin jederzeit felbft gegen eine fürftliche Landesverordnung Recht 
zu erhalten war. So find namentlih vom Reichs-Kammer-Gerichte auf 
alleinige Klage der Dsnabrüdifchen RSOEHWOTE Proceffe erfannt gegen 
eine Verordnung von 1748 

(Cod,. Const. Osnab, 1. 1144) e 

tiber Eintragung der Fideicommiffe, welche mir Zuftimmung des 
Domcapitels und der Städte erlaffen war. War nun bier dem 
Einzelnen das Mittel gegeben, gegen ein verfaffungemäßiges Landesgefeg 
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Schug zu finden: jo ergibt fih, daß zwiſchen Zuftimmung und bloßem 
Rathe der vormaligen Landſtände der Unterfchied allerdings nicht ſo 
bedeutend gewejen, als dies heut zu Tage fcheinen möchte; es ergibt 
fi) aber auch ferner die Nothwendigfeit, nad Auflöfung der Reiches 
verfaffung, wo den Untertbanen fein Schug übrig geblieben it, als 
der. der Landftände, die Rechte in dieſer Beziehung beftimmter au faffen, 
als dies vormals nöthig fchien. 

Bergleiht man nun diefe nicht unbilligen Anſprüche der Unterthanen 
mit dem, was das Staatsgrundgefeg gewährt: fo bürfte fich zeigen, 
daß daffelbe nur Zweifel auf gemäßigte Weife Iöfe, unbeftrittene oder 
nothwendige Regierungsrechte aber feineswegs verlege. 


20. Rechtliche Unverbinplidfeit der Regierungshandlungen 
des Vorfahren für den Nachfolger. 


Es iſt in Beziehung auf die durch das Allerhöchſte Patent ange— 
kündigten Abänderungen der ſtaatsgrundgeſetzlichen Verfaſſung des König— 
reichs nachgewieſen, daß dieſelben ohne Ausnahme nicht Herſtellung der 
im Patente von 1819 enthaltenen Verfaſſung, ſondern vielmehr neue 
Abänderungen enthalten. 

Es ift in diefem Beweiſe weiter gegangen, als vielleicht die Politik 
des Rechtsftreits gebieten möchte, indem zugleih nachgewieſen worden, 
daß andere Abänderungen, die in jenem Patente von folden gefunden 
werden möchten, welche vielleicht geneigt fepyn Fönnten, VBermutbungen 
an die Stelle von wirklichen Thatfachen zu ſetzen, ebenfalls den Grund: 
prineipien der früheren Berfaffung nicht entſprechen, und noch viel we— 
niger ſolche Berlegungen von Regierungsrechten darthun möchten, welche 
nah den Prineipien des Durdlaudtigften Bundes mit dem monarchi— 
ſchen Principe unverträglich wären. 

Wir hatten geglaubt, in jenen Veränderungsvorſchlägen eine Be— 
gründung der ſpeciellen Anklage der Nichtigkeit des Staatsgrundgeſetzes 
wegen Verletzung von agnatiſchen und ſogar von Regierungsrechten zu 
entdecken. — Allein wir müſſen gegenwärtig geſtehen, daß wir uns 
geirrt zu haben glauben. Es bleibt uns demnach zu Widerlegung dieſer 
Anklage nichts übrig, als mit wenigen Worten bie Frage zu prüfen: 

Unter welchen Bedingungen würden bie Beftimmungen bes 
Staatögrundgefekes dem Vorwurfe der Nichtigfeit unterliegen? — 
Es führt diefe Frage unmittelbar in eine eben fo ſchwierige als wichtige 
Materie des Staatsrehts, in die Lehre von der Berbindfichfeit des 
Nachfolgers aus den Handlungen des Vorfahren. Es würde unferer 
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Stellung nicht angemeſſen ſeyn, dieſe Materie hier erſchöpfend erörtern 
zu wollen. Ein ſolcher Verſuch würde aber auch höchſt überflüſſig ſeyn, 
da wir ſo glücklich ſind, in des 

Hrn. Miniſters von Kamptz Erörterung der Verbindlichkeit des 

weltlichen Reichsfürſten aus den Handlungen ſeines Vorfahren 
ein Werk zu beſitzen, das durch innern Werth, wie durch den Namen 
ſeines Verfaſſers Autorität iſt. Aus ihm entnehmen wir die folgenden 
Sätze: 

Der Nachfolger iſt von der Verbindlichkeit zu Erfüllung der Re— 
gierungshandlungen ſeines Vorfahren nur befreit, wenn dabei die Gren— 
zen der Macht und Befugniſſe des Vorfahren überſchritten find, und 
zwar 

1. wenn der Vorfahr die durch Staats- und Hausgeſetze beſtimm— 
ten Grenzen feiner Macht und Befugniſſe überſchritten hat ($. 76). 

Es ift aber feine Leberfchreitung eines Geſetzes angeführt, die bei 
bem Staatsgrundgefege eingetreten wäre, außer (in formeller Hinficht) 
der angeblihen Verlegung des Art. 56 der Wiener Schlußacte, und 
von Diefer ift nachgewiefen, Daß der Borwurf weder in den Verband: 
lungen. des Jahres 1831 noch in den Landesrechten felbft begründet fey; 
in materieller Hinficht der allgemeinen yon und nicht zu ergründen ge: 
wefenen Behauptung, daß einzelne agnatiſche und Regierungsrechte ver: 
lest ſeyen. 

. 2. Wenn bie Handlungen bes Borfahren gegen die Staatswohl- 
fahrt laufen. Diefer Sag gehört nad dem Urtheil des hochgeftelften 
Rechtslehrers zu denjenigen, welche mit der größten VBorficht angewandt 
werden müffen, und ift folgenden Beftimmungen unterworfen: 
a. ein jeder Fürft hat die Vermutung für fi, daß er feinen 
Pflichten gemäß zum Wohl feines Landes gehandelt habe. 
Die Gemeinfhädlichfeit derjenigen Handlung, welde ber 
Nachfolger aus diefem Grunde nicht anerfennen will, muß 
. baber wie jede andere Pflichtwibrigfeit oder. (bei der Beu- 
gung eines andern wohlerworbenen Rechts) jede andere 
utilitas publica erwiefen, folglih gerihtlih unterfudt 
und bewährt gefunden feyn. ! 
. Nicht jeder Nachtheil, nicht jede Unbequemlichfeit, die der 
Staat erleidet, ift hinveihend, die Wiederaufrufung ber 
Handlung zu begründen; fondern derjenige Grab der Ge: 
‚meinfhädlichfeit muß vorhanden feyn, welcher überhaupt 
erforderlich ift, um wegen des Öffentlihen Wohle 
die Rechte der Individuen zu beugen. 


= 


ce. Derjenige, der obne eigene Schuld oder ohne innere zur 
Aufrufung berechtigende ($. 76) Fehler der Handlung durch 
deren Aufruf erworbene Anrechte verliert, muß von dem 
aufrufenden Nachfolger entihädigt werden (Bal. $. 77). 

Es ift aber eine Gemeinjchädlichfeit des Staatsgrundgefekes zwar 
angegeben, aber keineswegs mit Thatfachen ausgeführt; noch weniger 
ift von einer richterlihen Unterfuhung (welche nad der Berfaffung des 
Durchlauchtigſten Bundes doch möglih ift) oder einem Beweiſe bie 
Rede gewefen. Das, was allerdings gemeinverberblich feyn würde, 
eine Verminderung der Regierungsrechte unter das von ber. Bundes; 
verfaffung anerfannte Maaß, ift nicht vorhanden. Man darf im 
Uebrigen behaupten, daß fih das Land unter der Herrichaft des Staats: 
grundgefeges wohl befunden habe und noch glüdficher geweſen feyn 
würde, wenn bafjelbe erft in allen Theilen zur Ausführung gefommen 
wäre. 

Die ferneren Gründe der Unverbindlichfeit einer Regierungsbande 
fung als perſönlicher Character der Handlung ($. 78) und Wider: 
ruflichfeit ($. 79) gehören nicht hieher. Wohl aber verdient es bemerkt 
zu werden, daß zu den - Handlungen, welde aufgezählt werden, als - 
folche, die der Nachfolger unter den obigen Bedingungen anzuerfennen 
bat, namentlich oben an fteben: 

1. die mit den Landftänden gefchloffenen Verträge und Ber: 
gleiche; 
4. bie von. ihm ertheilten Privilegien; 
10. die von dem Borfahrer als Negenten ertheilten Con: 
fenfe, Bewilligungen, Begünftigungen u. dal. ($. 80). 

Es ift mithin Mar, daß das Staatsgrundgefeg, welches jedenfalls 
unter dieſe Categorien füllt, und welchem feiner ber oben erwähnten 
Miüngel nachgewieſen worden, zu den Handlungen gehöre, die rechtlich) 
anzuerkennen find. Uebrigens kommt es aber auch nicht darauf an: 
Ob der Nachfolger an der Regierung zugleih Privaterbe feines Vor: 
fahren geworben fey oder nicht ($. 85), ob der Staatsnahfolger Sohn 
oder Seitenverwandter feines Vorfahren ift ($. 86, 87). — Db ber 
Nachfolger die Handlung betätigt, oder darin gemwilligt bat, denn bie 
für den Nachfolger ohnehin verbindlichen Handlungen bedürfen der Be: 
ftätigung - beffelben nicht; . die wegen innerer oder Außerer Fehler felbft 
einem Privatnachfolger unfhänlihen Handlungen fchaden dem Staate- 
nachfolger noch weniger; die verbindende Kraft der für den Staatsfolger 
unverbindlichen Handlungen, wird durch die Beftätigung des Nachfolgers 
nicht gemehrt; fie ift alfo von feinem Gewichte; es wäre benn, daß 
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der Staat daraus keinen Nachtheil erlitte, ſondern ſie (die Handlung) 
bloß wegen der eigenen Rechte des Nachfolgers für ihn unverbindlich 
wäre ($. 90). 

"Nur die eigentlichen Beräuferungen ber NRegalien und Kammer: 
güter find nicht anders gültig, und für den Nachfolger verbindlich, als 
wenn fie entweder mit feiner Einwilligung, oder aus dringender Noth 
und zum Beften des Staats und zum Wohl deffelben und des regie- 
renden Haufes gefchehen find ($. 87). 

Bon folhen Veräußerungen enthält das Staatsgrundgefeg Feine 
Spur; es verbietet und erfhwert ſolche; es gewährt alle Rechte des 
Königs und feines Haufes, ja es gibt allein die Sicherheit, daß das 
Domanium burd feine Ueberlaftung nicht zu Grunde gerichtet werde. 


21. Shluß. 


Es find im Obigen die Grundfäße dargelegt, welche die Regierung 
feit 1814 ausgefprocdhen; es ift die Entftebung der allgemeinen Stände 
verfammlung nadgewiefen,-bie rechtliche Begründung der Berfaffung 
- von 1819 lediglich auf den anerkannten Befisftand vom 15. Mai 1820 
gezeigt. — 

Es ift nachgewieſen, was ber Inhalt ber alfo befeftigten Berfaffung, 
und welche Form der Abänderung damals begründet gewefen fey. Die 
Entftehung des Staatsgrundgefeges von 1833 ift gezeigt, das Recht 
König Wilhelms IV, alfo zu verfahren, wie geſchehen, die Befugniß 
der Stände von 1833, durd) en on das Gefeg zum ie zu 
erheben, bargethan. 

Es ift hierauf vorgelegt, wie das Allerhöchfte Patent vom 1. Novbr. 
v. J. den Sat, daß ein vertragsmäßiges Grundgefeß pactirt fey, auf 
nicht ganz zutreffende Thatfachen ftüge, wie deffen Anficht, als ob dem 
Art. 56 der Wiener Schlußacte zu nahe getreten fey, auf zweifelhafter 
Nechtsanficht berufe. 

Wir haben vergeblich gefucht, die Verlegungen der agnatifchen 
und fogar der Negierungszechte zu finden, auf welche ferner die Nichtigkeit 
gebauet worden. In den Allerböchften Borfchlägen haben wir feine 
Herftellung alter Nechte, fondern nur neue Einrichtungen zu erfennen 
vermogt. Dagegen aber zeigte fih, daß das Staatsgrundgefeg Die 
Rechte der Allerhöchften Perfon des Königs, fo wie die der Agnaten, 
bedeutend beffer ftelle, als jene zu anderer Zeit, wo aud) für die Her- 
ftellung unzureichender Mittel zu forgen war, geftellt gewefen,; daß 
baffelbe die Negierungsrechte in den Finanzen wie in der Gefesgebung 
günftiger ftelle, als in irgend einem der conftitutionellen Bundesſtaaten 
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geſchehen; und daß die etwaigen Zugeftändniffe gegen den letzten Gebrauch) 
faum den Erfag für die Befugniffe der Provinzialftäinde und die Siche: 
rung des Reihsftaatsrechts enthalten. — Endlich find die Grundfäge 
angedeutet, nach denen fonftige unbefannte Borwürfe zu beurtheilen 
ſeyn werden, | 

Das Nefultat der Unterfuhung ift fein anderes, als daß Sr. 
Königlihen Majeſtät diejenigen Thatfadhen, welhe dem Allerhöchſten 
Patente vom 1. Novbr. offen zum Grunde gelegt find, nicht vollftändig 
- vorgelegen — daß bei den Gründen, welche nur angedeutet und nicht 
ausgeführt worden, baffelbe dringend zu vermutben, daß die Aller: 
gnädigſt verheißenen Abänderungen feine Herftellung alten Rechts, fondern 
nur neue Einrichtungen enthalten, und daß endlih Allerhöchſtdero vor: 
gängige agnatiſche Zuftimmung, wie wünfchenswertb ſolche auch gewefen 
ſeyn möchte, zum Nechtsbeftande Feineswegs unumgänglich nothwendig 
ſey. Und fo fchliegen wir mit der Hoffnung, daß dasjenige geſchehen 
werde, was die Wahrheit und das Recht mit fi) bringen. 


In fidem copiae 
(L. N.) Pagenstecher, Dr. Secr. 


« 


Bufammengeftellte Abweichungen 
des 


Ständbifhen Entwurf’s Bom Staats-Grundgeſetze 
vom 18. März 1833. vom 26. Septbr. -1833. 


(Fallen hier aus, da diefelben weiter unten als Anlage 4. des „Ferneren 
Nactrages“ zu der Borftellung vom 22. März (sub III) mit Bemerkungen ver: 
feden, fih finden, die bei Borftellung der Stadt Osnabrüd fehlen.) 
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Anlage 6. 
Pr. den 2. Februar 1838. 
Abends 7 Ur. 


Durch ein Refeript aus dem Gabinet Seiner Majeftät des Könige vom 
31. Januar, weldhes heute Nachmittags ypräfentirt ift, ift Uns eröffnet: daß, 
nachdem Se. Majeftät der König von dem Inhalte des Berichts dee biefigen 


— 112 — 


Magiſtrats an Uns vom 18. v. M., fo wie von dem mit dieſem Berichte ein— 
gefandten verfihloffenen Schreiben‘ des Magiftrats an Se. Majeftät den König 
Kenntniß genommen, Allerhöchftdiefelben gerubet haben zu beftimmen, vaß vie 
Mitglieder des Magiftrats fammt den neu erwählten vier Alterleuten unbedingt 
und ohne Hinzufügung irgend eines Borbehalts oder einer Elaufel ihrer Ber: 
pflihtung zur Bollziehung der Neverfe dergeftalt Genüge leiften zu haben, daß 
die vollzogenen Reverfe am nächſten Sonntage den 4. Februar bereits in 
Hannover eintreffen. Es wird Uns dabei zugleich mitgetheilt, daß dieſes die 
legte gütliche AUIDIDENNEG fey, welhe an die Mitglieder des Magiftrats werde 
erlaffen werden. ‘ 

Da nun die Frage: ob die Oufbigungs: Neverfe zu vollziehen find oder 
nicht? Tediglih eine Sache jedes einzelnen Mitglienes des Magiftrats und ver 
einzelnen Alterleute ift, ein Befchluß darüber im verfammelten Magiftrats: 
Eollegio, aus dem Grunde, weil vie Vollziefung der NReverfe nicht von dem 
Magiftrate als Collegium, fondern von jedem einzelnen Individuo gefordert 
wird, unnöthig und unangemeffen erfcheint, fo fordern Wir den Herrn Bürger: 
meifter Dr, Kemper biemit auf, den beifommenden Huldigungs-Revers fofort 
zu vollziehen und fpäteftens bis Morgen Mittag an Uns einzureichen oder 
beftimmt zu erflären, daß derfelbe die unbedingte Vollziehung verweigere. 

Der am 4. December v. %. bedingt vollzogene Revers erfolgt bie: 
neben zurüd. 

Osnabrüd den 2. Februar 1838. 

Königlich Hannover'ſche Landdroſtei 


Wedel. 
An 
den Herrn Bürgermeifter Dr. Kemper 
bierfelbjt. 
Anlage 7. 
Actum 
‚, : Denabrüd den 3. Februar 1838. i 


Nachdem die Mitglieder des Magiftrats, mit Ausnahme des Herrn Senator 
Wiemann, auch die Alterleute, mit Ausnahme des verreifeten Herrn Altermann 
Hoberg, in der Wohnung des Herrn Senator Schwartze heute fich einge: 
funden hatten, um bie von Königliher Landdroſtei mittel geftern Abends an 
die einzelnen Mitglieder eingegangener Erlaffe, in Gemäßpeit eines Referipts 
aus dem Gabinet Sr. Majeftät des Königs vom 31. v. M., geforderte unbe: 
dingte Vollziehung der Huldigungs-Reverſe in freundfchaftlihe Beſprechung zu 
nehmen, wurde angezeigt, daß auf dem Rathhaufe eine große Anzahl von 
Bürgern fih verfammelt habe, um, in ver Meinung, daß dort der Magiftrat 
verfammelt fey, mündlich demfelben Wünſche vorzutragen. 

Auf die Erflärung, daß man bereit fey, biefelben in der Wohnung des 
Herrn Senator art zu empfangen, fand fi daſelbſt alsbald eine große 
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Anzahl hieſiger Bürger ein, welche vortrugen, daß fie in einer auf dem Friedens— 
faale des Rathhaufes eben gehaltenen Berfammlung zu folgenden Befchlüffen 
fi vereinigt hätten: 
1. dem Magiftrate zu bezeugen, daß er das vollfländige Bertrauen 
der Bürgerfchaft befibe, 
. daß man baber 
2. wünfgen müſſe, daß die Bermwaltung der fläptifchen ie 
heiten ganz in benfelben Händen bleibe, 
ſonach 
3. den Magiſtrat erſucht haben wolle, die Huldigung in dem Falle, 
wenn ſich ſolches mit ſeiner gewiſſenhaften Ueberzeugung vertragen 
möchte, pure zu vollziehen. 
Herr Bürgermeiſter Kemper dankte den verſammelten Bürgern für die ausge— 
ſprochenen Geſinnungen und bemerkte ſodann Herr Bürgermeiſter Stüve, daß 
dem geſtellten Erſuchen, die Huldigung pure zu vollziehen, eine zwiefache Deutung 
gegeben werde könne, entweder, daß der Magiſtrat die Vertheidigung des 
Staatsgrundgeſetzes aufgeben ſolle, over, daß derſelbe, ungeachtet dieſer Huldi— 
gung, die zur Vertheidigung des Staatsgrundgeſetzes zuläſſigen Mittel anzu— 
wenden fortfahren möge. 

Die verſammelten Bürger enigegneten auf dieſe Bemerkung ſofort ein— 
hellig, wie ihre Meinung ſey, daß der Magiſtrat das Staatsgrundgeſetz auf 
jede geſetzlich zuläſſige Weiſe zu vertheidigen, ungeachtet der Huldigung, fort: 
fahren möge. 

Herr Bürgermeifter Stüve nahm hiervon Beranlaffung, den Bürgern 
zu erflären, daß der Magiftrat, fo weit es mit dem Gewiſſen und ber lieber: 
zeugung verträglich fey, anf die vorgetragenen Wünſche jede Rüdfiht nehmen 
werde, ermahnte aber diefelben zugleich nachdrücklich, nach Kräften dahin mitzu: 
wirfen, daß die Ruhe auf feine Weife geſtört werde. Man verſprach, dem 
nachzukommen. 

Die verſammelten Bürger gingen hierauf aus einander. 


In fidem 
(gez) Westerkamp, Dr. 
Stadi-⸗Richter. 
(L. S.) In fidem copiae 
Pagenstecher, Dr, Secr. 


Anlage 8. Fe 5* 
Geſchehen zu Osnabrüd am dritten Februar 
Tauſend Achthundert Achtunddreißig. 


Es — vor mir, dem Königlich Hannover'ſchen Notar, Earl Louis 
Brüggemann und ben beiben hierzu erbeisnen au Ende benannten Zeugen, 
in Perfon 
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1. der Herr Bürgermeiſter Dr. Arnold Heinrich Kemper, 
2. der Herr Bürgermeifter Dr. Johann Carl Bertram Stüpe, 
3. der Herr Syndieus Frtedrih Wilhelm Rodowe, 
4, der Herr Stabtrichter Dr. Johann Erich Albredt Pagen- 
ſtecher, 
5. der Herr Stadtrichter Dr. Heinrich Wilhelm Weſterkamp, 
6. der Herr Lohnherr Chriſtian Wilhelm Abeken, 
7. der Herr Senator Rudolph Erich Schwartze, 
8. der Herr Senator Friedrich Auguſt Kühle, 
9. der Herr Senator Gerhard Friedrid Wagner, 
10. der Herr Altermann Gerhard Wilhelm Böhmer, 
11. der Herr Altermann Conrad Wilhelm Meyer, und 
12. der Herr Altermann Hermann Heinrih Hugo, 


welche fämmtlich hiefeibft wohnhaft und mir und den Zeugen perfönlich befannt, 
mich erfuchten, ihre nachfolgende Erflärung zu borumentiren und fodann vor: 


trugen, 


wie folgt: : 
Nachdem durch ein an. die einzelnen Mitglieder des Magiftrats-Collegii, 
welche die Erflärung vom 4. December vorigen Jahres unterzeichnet 
haben, fo wie an bie Alterleute in wörtlicher Uebereinſtimmung 
gelangtes Reſcript Fönigliher Landdroſtei vom 2ten dieſes Monats 
des Inhalts: 
Praes. den 2. Februar 1838 Abends 7 Uhr. 
Durch ein Refeript aus dem Eabinet Sr. Majeftät des Königs 
vom 31. Januar, welches heute Nachmittag prafentirt ift, iſtzUns 
eröffnet: daß, nachdem Se. Mojeftät der König.von dem Inhalte des 
Berichts des hiefigen Magiftrats an Uns vom 18. v. M., fo wie von 
dem mit biefem Berichte eingefandten verfshloffenen Schreiben des 
Magiftrats an Se. Majeftät den König Keuntniß genommen, Aller: 
höchſtdieſelben gerupet haben zu beftimmen, daß die Mitglieder des 
Magiftrats fammt den neu erwählten vier Alterleuten unbedingt und 
ohne Hinzufügung irgend eines Vorbehalts oder einer Claufel ihrer 
Berpflihtung zur Vollziehung der Reverfe vergeftalt Genüge zu Ieiften 
haben, daß die volljogenen Reverfe am nächſten Sonntag den 4. Feb. 
bereits in Hannover eintreffen. Es wird Und dabei zugleich mitge: 
theilt, daß diefes die Teste gütlihe Aufforderung fey, welde an die 
Mitglieder des Magiftrats werde erlaffen werden. Da nun die Frage: 
ob die Huldigungs-Neverfe zu vollziehen find oder nicht? lediglich eine 
Sache jedes einzelnen Mitglieves des Magiftrats und der Alterleute 
if, ein Befchluß darüber im verfammelten Magiſtrats-Collegio, aus 
dem Grunde, weil die Vollziefung der Reverfe nicht von dem Magi— 
firate als Collegium, fondern von jedem einzelnen Individuo gefordert 
wird, unnöthig und überflüffig erfcheint: fo fordern Wir den Herrn 
(in den verſchiedenen Augfertigungen des Referipts ftehen die Namen 
der einzelneu Addreſſaten) hiemit auf, ven beifommenden Huldigungs⸗ 
Revers ſofort zu vollziehen und ſpäteſtens bis Morgen Mittag an 
Uns einzureichen, oder beſtimmt zu erklären, daß derſelbe die unbe: 
dingte Vollziehung verweigere. 
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Der am a. December v. J. bedingt vollzogene Revers erfolgt 
® bierneben zurüd. 
- Osnabrück den 2. Februar 1838. 
Königlih Hannover’fhe Landdroſtei 


Wedel. 


die unbedingte Unterzeichnung des Huldigungs:Reverfes verlangt worden, und 
biefelben fih mit Ausnahme des Altermanns Hoberg, welder verreifet war, 
zu einer freundfohaftlihen Befprehung diefer wichtigen Angelegenheit in ber 
Wohnung des Herrn Senator Schwartze zufammengefunden- hatten, auch bier 
diefelben durdh eine große Anzahl auf dem Rathhauſe zufammengetretener 
Bürger aufgefuht und gebeten worden, alle diejenigen Schritte zu thun, welche 
mit ihrem Gewiffen vereinbar feyn möchten, um ihre Entfernung von den 
Magiſtrats-Aemtern zu vermeiden, vorbebältlich jedoch der auf geſetzlichem Wege 
zu bewirkfenden Bertheidigung des Staatsgrundgefenes, von welcher nad ihrer 
Anficht ver Magiftrat nicht abgehen dürfe: fo haben biefelben für angemeffen 
erachtet, in Erwägung, baß j 
1. die Unterzeichnung des Huldigungs-Reverſes nach denjenigen Erflä- 
rungen, welche von den Magiftrats-Perfonen unter dem 4. Der. 
vorigen Jahrs und abermals von dieſen fowohl ald von ben 
Alterleuten im Berichte vom 18. vorigen Monats über das Aner— 
fenntniß der IUnterthanenpflicht abgegeben worden, für die Erfüllung 
einer auf die Sache nicht einwirfenden Form um fo mehr zu 
halten, ale 
s 2. ber im der Erklärung vom 4. December vorigen Jahre gemachte 
Borbehalt, das Staatsgrundgefes auf gefenlichem Wege vertheibigen 
zu dürfen, durch das Nefeript Königlicher Landdroſtei vom 13. Jan. 
1838 ausdrüdlich zugeftanden worden, was aud 
3. durch die in jenem Neferipte enthaltenen Grundfäse über bie 
Berpflihtung der Magiftrats:Perfonen als Staatsviener nicht wie: 
der aufgehoben werden fönne, da eine jede Hulvigung. den Bor- 
behalt der Rechte ſchon ftillfehweigend in fi enthalte, und bie 
Beftimmung desjenigen, was zu den ber Bertheidigung fähigen 
Rechten zu zählen, vorbehältlih ver gefesmäßigen Entſcheidung 
nur von demjenigen ausgeben könne, welcher zur Bertheidigung 
verpflichtet fey, indem, widrigenfalls, die Bertheidigung felbft 
aufgehoben werben würde, nicht minder 
4. eine lediglich von den einzelnen Perfonen geforderte Unterzeihnung 
des Huldigungs-Reverfes auf die Rechte und Pflichten des Collegii 
- einen Einfluß zu üben nicht im Stande fep, endlich | 
5. die Vollziehung des Reverfes gegenwärtig unter folhen Umſtänden 
gefordert werde, daß die Verweigerung derfelben befürdten Iaffe, 
es möge die gefammte Berwaltung der Stadt dadurch gefört, 
auch das Collegium in eine ſolche Tage verſetzt werden, daß eine 
Ergänzung deffelben auf verfaffungsmäßigem Wege nicht möglich 
feyn würde, wodurch der Stadt unter den gegenwärtigen critifhen 
Umftänden ein legales Organ ermangeln und fomit in jeder Bes 
ziehung ein unerfeslicher Schaden bewirkt werben re 
g: 
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zwar die Huldigungs:Reverfe in geforderter Art anszuftellen, jedoch über bie 
Gründe, welche zu dieſem Verfahren alleinige Beranlaffung gegeben, do wie 
darüber, daß fie, die Comparenten, hierdurch von ben früher unter dem 4. Der. 
1837 und 18, Januar 1838 abgegebenen verfchienenen Erklärungen abzugeben 
feinesweges gemeint feyen, und insbefondere darüber, daß fie fih unbeſchadet 
diefer Unterzeichnung der Huldigungs-Reverfe zu gefeslicher Vertheidigung des 
Staatsgrundgeſetzes vor wie nach eben fo berechtigt als verpflichtet erachten, die 
gegenwärtige Erflärung von fih zu geben. 

‚ Sämmtlihe Eomparenten vollzogen fodann in meiner und der Zeugen 

. Gegenwart die beregten Huldigungs-Reverſe. 

Zu deſſen Urfund iſt gegenmwärtiges Document darüber von mir, bem 
requirirten Notar, aufgenommen, den Comparenten in Gegenwart der beiden 
erbeienen Zeugen, als des Glafermeifters Hermann Mathias Wenthaug 
und des Borftehers des Schuhmacher: Amts Johann Caspar Delert, welche 
beide hieſelbſt wohnhaft, vorgelefen, von denfelben genehmigt und unterfhrieben 
und fodann von den Zeugen und mir, dem Notar, unterfehrieben und resp. mit 
meinem Notariat:Siegel bedrucket. Gefchehen wie oben. 


(ge3.) Arnold Heinrich Kemper. Johann Carl Bertram 
Stüve. Friedr. Wilh. Rodowe. Albrecht Erich Johann 
Pagenstecher, Dr. Heinrich Wilhelm Westerkamp, Dr. 
Christian Wilhelm Abeken. Rud. Erich Schwartze. Friedr. 
Aug. Kühle. Gerhard Friedrich Wagner. Gerhard 
Wilhelm Böhmer. Hermann Heinrich Hugo. Conrad 
Wilhelm Meyer. Hermann Mathias Wenkhaus, als Zeuge. 
Johann Caspar Oelert, als Zeuge. Carl Louis Brüggemann, 
Dr., Königlich Hannover'ſcher Notar. 


(u. 8.) 
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Geſchehen zu Osnabrück am vierten Februar 
Tauſend Achthundert Achtunddreißig. 


Es erſchien vor mir, dem Königlich Hannover'ſchen Notar Carl Louis 
Brüggemann und ben beiden hierzu erbetenen zu Ende benannten Docu— 
ments: Zeugen, der Herr Altermann Anton Nicolaus Hoberg von hier, mir 
und ben Zeugen perfönlich befannt, welcher, nachdem ihm auf feinen Wunſch 
das vorſtehende Doeument vom geſtrigen Tage vorgeleſen worden, mich erfuchte, 
feine nachfolgende Erklärung zu documentiren und fodann vortrug, wie folgt: 

Nachdem auch von ihm mittelft Neferipts Königlicher Landdroſtei vom 
zten biefes Monats, wie folhes wörtlich in dem vorftehenden Protocolle enthalten 
ſey, die unbedingie Unterzeichnung des Huldigungs⸗Reverſes verlangt worden, 
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und er aus dem vorftehenden Protocolle die Motive entnehme,. welde die ein: 
zelnen Mitglieder des Magiftrats, fo wie auch bie Alterleute veranfaßt haben, 
die Huldigungs:Reverfe in verlangter Art auszuftellen: fo erfläre er biemit, 
daß er vem Inhalte des mehrerwähnten Protvcolls vom geftrigen Tage in allen 
Theilen beitrete, er mithin über bie darin enthaltenen Gründe, welche dieſes 
Verfahren veranlaßt haben, fo wie barüber, daß er von den früher inter dem 
4. December 1837 und 18. Januar 1838 abgegebenen verfahiedenen Erklärungen 
abzugeben feineswegs gemeint fey, und insbefondere auch darüber, daß er fich 
unbefchavdet der Unterzeichnung dieſes Huldigungs:Reverfes zu gefesliher Ver: 
theidigung des Staatsgrundgeſetzes vor wie nach eben fo beretigt als ver: 
pflichtet erachte, fih hiemit ausgeſprochen haben wolle, 

Der Comparent unterzeichnete fodann eigenhändig den Huldigungs-Revers. 

Zu deſſen Urfund ift gegenwärtiges Document von mir, dem requirirten 
Notar, darüber aufgenommen, dem Comparenten in Gegenwart ber beiven 
hierzu erbetenen Zeugen Ferdinand Alops Wefterhbaus und Johann 
Friedrich Braul, welche beide hieſelbſt wohnhaft, vorgelefen, von demſelben 
genehmigt und eigenhändig unterfrhrieben, und fodann von den Zeugen und 
mir, dem Notar, unterfoprieben um resp. mit einem Notariat-Giegel bedrucket. 
Geſchehen wie oben. e 


(gez.) Anton Nicolaus Hoberg. Ferdinand Aloı ys Wester- 
haus, als Zeuge. Johann Friedrich Braul, als Zeuge, Carl. 
Louis Brüggemann, Dr. ,!Königliger Hannover'ſcher Notar. 


LS) 


"Anlage 9. N 2 
| An 
Königl. Hannoverfche Landdroftei zu Osnabrüc 
| 'Gehorfamfte ueberreichung 
von Seiten 
der unterzeichneten Magiſtratsmitglieder und Alterleute der Stadt 


O snabrück. 


In Gemäßheit des Allerhöchſten Befehls, welcher uns mittelſt hochver— 
ehrlichen Reſcripts Königlicher Landdroſtei vom 2. Februar d. J. mitgetheilt 
worden, verfehlen wir nicht, die von uns vollzogenen Reverſe nunmehr einzu— 
ſenden, indem wir uns, da die Kürze der Zeit eine ausführlichere Aeußerung 
nicht erlaubt, vorbehalten, über die Anſichten und Motive, von denen wir dabei 
ausgegangen, das Weitere vorzulegen, — und bemerken wir nur, daß der 
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Altermann Sites verreifet ift und deßhalb die ————— durch den— 
ſelben nicht hat bewirkt werden können. 
Osnabrück den 3. Februar 1838, 


(gez) Kemper. C. B. Stüve, Dr. Rodowe. A. Pagen- 
stecher, Dr. Westerkamp, Dr. Abeken. R. Schwartze. 
Kühle. Wagner. Böhmer. Hugo. €. W. Meyer. 


L S In fidem copiae 
( : .) Pagenstecher, Dr, Secr. 


Anlage 10, 


An 
Königl, Hannover ſche Fanddroftei zu Osnabrück. 


Unterthänige vorbehnltene Vorlegung 


- von Seiten 


ber unterzeichneten Magiftrats-Mitglieder und Alterleute ber Stadt 
Osnabrück, | 


betrifft 
die J der Huldigungs-Reverſe. 


In unſerer ehrerbietigſten ueberreichung vom 3. d. M. behielten wir uns 
vor, über die Gründe und Anſichten, welche uns bewogen haben, den Befehlen 
Sr. Königlichen Majeſtät nachkommend, bie Huldigungs-Reverſe ohne ausdrücklich 
in denſelben benannten Vorbehalt zu unterzeichnen, uns annoch zu erklären. Die 
Kürze der ung damals geftellten Frift erlaubte eine weitere Neußerung in jenem 
Augenblide nicht. Nur wenige Stunden waren ung zur Erwägung bed beden- 
tenden Schritts (auf deffen Mißdeutung wir nad vielfach gemadter Erfahrung 
gefaßt ſeyn mußten) geblieben; und dieſe waren durch die Verhandlung mit 
einer großen Zabl zufammengetretener Bürger noch befchränft. Gegenwärtig 
dürfen wir nicht Länger anftehen, unfere Anfichten, wie wir ie bei der Unter— 
zeihnung felbft audgefprochen, darzulegen. 

Zuvörderſt vürfen wir ber hochgeneigten Erinnerung — daß ſowohl 
in ber Erklärung, vom 4. Deebr. v. J., ale in dem von uns unterzeichneten 
Magiftratsberichte vom 18. v. M. ber ganze rechtliche Inhalt: des Huldigungs— 
Reverfes, das Unterthanen-Berhältniß und die Pflicht zu geſetzmäßigem Gehorſam, 
zugeſtanden und nur die Vertheidigung des Staatsgrundgeſetzes vorbehalten 
war. — In berfelben Anficht Hatten wir auch bereits in dem gedachten Berichte 
dom 18. v. M. die Unterzeichnung bes Reverfes lediglich ale eine Horn von 
untergeoroneter Bedeutung zu bezeichnen gewagt, nachdem ung 
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die Verpflichtung zur Vertheidigung des Staatsgrundgefeges als Gemeinde- 
beamten in den Allerhöchſten Eröffnungen vom 13. v. M. huldreichſt 
zugeftanden worden. ü 
Diefe Verpflibtung zur Vertheidigung des Staatsgrundgefeges war die Grund- 
lage unferer urfprünglichen Erflärung; fie enthält alles in ſich, was wir zu 
unferer Sicherung und Beruhigung zu bedürfen glauben. 
Was ung am 18. v. Monats noch zurüdhielt, den Revers in geforberter 
Maaße zu unterzeichnen, war der Zweifel, welder uns rüdfihtlich desjenigen 
Gehorfams blieb, ver von ung in unfern Functionen für ben Staatsvienft 
gefordert wird. Diefer Zweifel traf die Alterleute, wie dieſelben fih zu bemerken 
erlaubten, ſchon damals nicht, da diefelben fih für Staatsdiener nicht halten 
dürfen. — Wir hegten aber die unterthänigfte Hoffnung, dieſen Zweifel höchſten 
Orts gelöfet zu ſehen. Nachdem wir nun nicht fo glüdlich gewefen find, dieſe 
- Hoffnung erfüllt zu fehen, haben wir die Löſung des Zweifels nah eigener 
Einfiht verfuhen müffen; und wir befennen ebrerbietigft, daß wir nicht im 
Stande gewefen find, eine andere zu finden, als diejenige, welche wir im Berichte 
vom 18. v. M. anzudeuten unterthänigft gewagt haben. 
Es Tiegt nämlich zuvörderſt am Tage, daß Magiftrat und Bürgervorfteher 
die legalen Vertreter der Stadt und die alleinigen verfaffungsmäßigen Verthei— 
diger der Rechte derfelben find. Sollen nun aber überhaupt Rechte vertheidigt 
werden, fo wird über die Grenze dieſer Rechte, fo wie über die Grenze der 
Bertheidigung niemals ein Anderer als derjenige zu entfcheiden haben, vor dem 
als Richter der Streit geführt wird; es mag bdiefer ein Gerichtshof oder eine 
andere zu verfaffungsmäßiger Einwirkung berufene Behörde feyn. 
Wollte man von diefem Grundſatze abgehen, und irgend fonft Jemand bie 
Beftimmung derjenigen Rente überlaffen, welche zu vertheidigen wären, fo würde 
diefer, und nicht die fonftige einwirfende Behörde in der That entfiheiden. Ja 
ed würde in einem Falle, wo ber zur Bertheidigung verbundene fih in der ſchon 
an fih böchft prüdenden und fchwierigen Lage befindet, die Bertheidigung gegen 
feinen rechtmäßigen Obern führen zu müflen, diefer felbft in die unhaltbare 
Stellung gebracht werden, Parthei und Richter in einer Perfon zu feyn. 
Bon diefen Gründen ausgehend und unter forgfältigfter und gewiffenhaftefter 
Prüfung der Legalität aller von ung zu unternebmenden Schritte können wir 
denn nicht umhin, freimüthig zu erklären, daß wir der unterthänigſten Anſicht 
ſeyen: 
es ſey durch die unbedingte Unterzeichnung des Huldigungs-Reverſes 
in unſerer Verpflichtung zur Vertheidigung des Staatsgrundgeſetzes 
nichts geändert. 

Um fo mehr halten wir und hievon überzeugt, als dieſe Unterzeichnung, durch 

die hochverehrlichen an ung übereinftimmend gerichteten Neferipte vom 2. vd, M. 
lediglich für eine Sache‘ jedes einzelnen Mitgliedes des Magiftrats und 
ber einzelnen Alterleute erklärt worden, indem bie Bollziehung der 
Reverſe nicht vom Magiftrat als Collegium, fondern von jedem einzelnen 
Individuo, gefordert werde, 

eine Unterfcheidung, welche nur dazu dienen fann, nod deutlicher zu zeigen, 

daß Se. Majeftät Iediglich gewillet geweien, das Anerkenntniß des Unterthanen- 

Berhältniffes des Einzelnen zu verlangen, und daß diefes Anerfenntniß der 

Einzelnen, welches feiner rechtlihen Natur nach die Rechte der Privatperfonen 
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nicht alterirt, noch viel weniger im Stande ſey, den Redten und Pflichten des 


Collegii bei allen von demſelben verfaſſungsmäßig su treffenden Befchlüffen auch 
nur im Mindeften Eintrag zu tbun. 


Denabrüd den 6. Februar 1838. \ 
(ge) Hemper.. C. B. Stüve, Dr. Rodowe. A. Pagen- 
stecher, Dr. Westerkamp, Dr. Abeken. R. Schwartze. 
kühle. Wagner. Böhmer, Hoberg jun. Hugo. C. W 
Meyer. 


’ In fidem copiae 
CL. N.) Pagenstecher, Dr. Secr. 





Anlage 11. 


2.023 Actum 
Dsnabrüd den 7. Februar 1838. 


Nachdem das Wahl-Eollegium, laut des besfallfigen Separat « Protocofles, 
einmüthig den Beichluß gefaßt hatte, die Wahl eines Deputirten zu der durch 
die Königliche Proslamation vom 7. Januar berufenen Berfammlung abzulehnen, 
wurben von einem der aus der Bürgerfchaft. ernannten Bahlmänner an vie. 
Mitglieder des Magiftrats folgende "beiden Fragen geftellt: 

1. Ob fie entichloffen feyen, das Staategrundgefeh zu vertheidigen, 
2. 0b das Wahl⸗Collegium in der Lage fich befinde, Schritte zur Berthei- 
bigung des Staatsgrundgefeßes thun zu können, ſey es durch 
" geeignete, an den Magiftrat zu richtende, eine Einwirkung auf deffen 
Thätigkeit bezwedende Anträge, oder durd eine an den Durdhlauds 
tigften Deutfhen Bund zu BENBeRDe Borftellung. 

Magiftratsieitig 

wurbe auf dieſe Anfragen erwiebert 
“Ad 1. 


Durch die von-ben Mitgliedern des Magiftrate ats Einzelnen gefchebene 
Unterzeichnung der Huldigungs =» NReverfe, ohne Bezugnahme auf einen 
Borbehalt, ſeyen hin und wieder Zweifel darüber entftanden, ob ver 
Magiftrat der Meinung ſey, von der Vertheidigung des Staatsgrund- 
geſetzes abzulaffen. 

Der Borbehalt nun, welcher von der Mehrzahl der Mitglieder des 
Magiftrats bei der frühern Unterzeichnung der Huldigungs » Reverfe 
gemacht worden, habe nur das Recht bezielt, das Staatsgrundgefeg 
vertheidigen zu dürfen. Diefes Recht fey dur ein aus dem Cabinet 
Str. Majeftät des Könige eingegangenes Referipf inmittelfi zugeftanden. 
Man habe nah erfolgter Mittheilung dieſes Referipte® nur deshalb 
nicht fofort ohne Bezugnahme auf jenen Vorbehalt die Huldigungs⸗ 
Reverſe unterzeichnet, weil man über die Ausdehnung, welche in dem 
Reſcripte dem von den Magiſtrats-Mitgliedern in ihren Functionen für 
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den Staatsdienft zu Teiftenden Gehorfam gegeben fey, anno einige 

Erläuterungen zu erhalten gewüniht habe. Diefe gebetenen Erläute« 

rungen feyen inzwifchen nit, fondern ber Befehl, die Huldigungs-Reverfe 

zu unterzeichnen, erfolgt. Unter diefen Umftänden fey den Mitgliedern 
des Magiftrats nichts übrig geblieben, als zu verfuchen, die Zweifel 
über den Umfang des. fhuldigen Gehorfams felbft zu Löfen, und da 
habe man denn dafür halten zu müffen geglaubt, daß diefem bie Verthei- 
bigung des Staatsgrundgeſetzes nicht entgegen ftehe. 

Man werde daher den eingefihlagenen Weg, das Staatsgrundgeſetz 
auf jedwede geſetzlich zuläffige Art zu vertheidigen, weiter verfolgen. 

Als Schritte, die in diefer Hinfiht zu thun 9m, feyen ſchon in Frage 
gelommen: 

1. eine Borftellung an die von Sr. Majeftät dem Könige durch bie 
Proclamation vom 7. Januar berufene Verſammlung, hauptfählic 
um derfelben von den Anfihten des Magiftrats und der al 
vollftändige Kenntniß zu geben, 

2. eine Borftellung an den Durchlauchtigſten Deutſchen Bund. 

Ad 2. 

Das Wahl-⸗Collegium ſcheine nicht autorifirt, ſelbſtſtaͤndig Schritte zur 
Vertheidigung des Staatsgrundgeſetzes zu unternehmen. 

Eine Erklärung der aus der Bürgerſchaft erwählten Wahlmänner über 
ihre perſönliche Ueberzeugung werde jedoch, wenn auch keinen rechtlichen, doch 
immer einen moraliſchen Werth haben, um fo mehr, als die geſchehene Ernen- 
nung berfelben zu — EISEN, daß fie.das Vertrauen der Bürgerfihaft 
befißen. 

Die 
16 aus der Bürgerſchaft erwaͤhlten Wahlmänner erklärten hierauf einſtimmig 
den Wunſch zu Protocoll: 

daß der Magiftrat Alles aufwenden möge, was in feinen Kräften 
fiehe, das Staatsgrundgefch zu vertheidigen, namentlih auch durch 

“eine geeignete an den Durchlauchtigſten Deutſchen Bund zu bringende 

Borftellung. 

Vorgeleſen und genehmigt. 


in- fidein 


(geʒ.) Westerkamp, Dr. 
Stadbt:Richter. 
(L. 8) Pagenstecher, Dr. Secr. 
In fidem copiae 
Pagenstecher, Dr. Secr. 
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Anlage 12. 
Actum 
Denabrüd, den 6. Februar 1838. 


| Gegenwärtig: 
fämmtlihe Mitglieder des Magiftrats mit Ausnahme des durch Krankheit 
- verhinderten Herrn Senator Schwartze. 


Nachdem die zur Wahlhandlung berechtigten Bürger im erften Stadt-Biertel 
(der Neuſtadt) zur Vollziehung der Wahl auf diefen Morgen 9 Uhr fowohl im 
Allgemeinen dur die biefigen Öffentlichen Anzeigen, ald auch einzeln durch die 
Ratheriener ans Rathhaus waren verabladet worden, folhe auch zahlreich fich 
eingefunden hatten, wurden bie Erfchienenen zuvörderſt Dur den Herrn Bürger- 
meifter Kemper auf den Zwed des heutigen Wahl-Termins durd Bezugnahme 
auf die Allerhöchfte, die Zufammenberufung der allgemeinen Stände betreffende 
Proclamation vom 7. Jan. d. 3. und das aus dem Königlihen Cabinet an 
den Magiftrat erlaffene Refeript vom 8. deff. M. im Allgemeinen aufmerffam 
gemacht. 
Sodann wurde verleſen: 
1. die Verfügung aus dem Cabinet Seiner -Majeiat des Königs vom 
16. Januar d. 9. 
2. die Königliche Verordnung, die Wahl der Deputirten der Städte zur 
allgemeinen Stände-Berfammlung betreffend, vom 2. Februar 1832, 
in ihren hauptſächlichſten Beftinnmungen. 
Dem | | 
vorgängig wurbe den verfammelten Bürgern eröffnet, daß aus jedem der vier 
Stadt-Viertel vier Wahlmänner zu ernennen feyen, fie mithin zur Wahl folcher 
vier Wahlmänner nunmehr ihrer Seits würden fohreiten müffen, fodann aud 
zur Wahl eines, im Falle der Behinderung eines derſelben eintretenden, Erfaß- 
mannes. 
Ehe 
hiernächſt die Wahlhandlung ſelbſt begonnen wurde, erklärte Herr Altermann 
Hoberg: 
Er könne an der Wahl nur in ſo weit Theil nehmen, als durch dieſelbe 
wehlerworbenen Rechten nichts vergeben werde. Er werde wählen, 
damit die Wahlmänner mit dem Magiſtrats- Collegio beſchließen, was 
gut und recht fep. 

Eine große Anzahl ver verfammelten Bürger trat diefem Borbehalte bei. 

Dagegen 
machte der Herr Krämer Haffel bemerflih, daß er unbedingt, ohne irgend 
einen Borbehalt, wählen werde. 

Da auch diefer Erflärung mehrere der Anmwefenden namentlih der Herr 
Regierungsrat Buch beitraten, fo wurden die verfammelten Bürger von dem 
Herrn Bürgermeifter Stüve aufgefordert, je nach der Verſchiedenheit ihrer 
Anfihten, diejenigen, welde mit dem von dem Herrn Altermann Hoberg 
gemachten Borbehalte zu wählen gefonnen feyen, auf die Linfe, diejenigen, 
welche unbedingt und ohne irgend einen Borbehalt wählen wollten, auf die 
rechte Seite zw treten. f 


! 
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Es erklärten fih auf diefe Weife für unbedingte Vollziehung der Wahl 

1. der Herr Regierungsratb Buch, diefer unter der Bemerkung , daß 

feiner Meberzeugung nach durch die vorzunehmente Wahl den 
“ wohlerworbenen Rechten der Stadt nichts werde vergeben werben 

lönnen. 

2. der Herr Krämer Haſſel 

3. Robgerber Witthaus 

4. nm v Gaftwirth Gößmann 

5.» » Mbhrmader Grahlmann | 

6. „Weißgerber Aug. Eberhard Witthaus 

7. vo u Sandtühler 

8. u» Greve (Sattler) 

9%. » m Lobgerber Holthaus 

10. » » Schmied Stapelberg 


11. »  » Kupferfhmied Rullmann r 
12. » » Tubmader Cammus. 
Herr 


Bürgermeifter Stüve forderte hiernächſt nochmals diejenigen der Anwefenden, 
welhe etwa der Erflärung des Herrn Haffel, unbedingt und ohne irgend 
einen Borbehalt wählen zu wollen, annoch beitreten möchten, auf, dieſes durch 
Vebertreten nach der rechten Seite oder durch Angabe ihrer Namen zu erfennen 
zu geben, jedoch ohne Erfolg. 
Alfe übrigen Anweſenden waren auf die linke Seite getreten und erflärten 
fih fonacd für den vom Herrn Altermann Hoberg ausgefprocdenen Vorbehalt. 
Hierauf 
wurde zur Abgabe der Stimmzettel geſchritten und ergab ſich nach deren Eroͤff— 
nung, daß als Wahlmänner die Mehrheit der Stimmen in fi vereinigten: 
1. der Herr Borfteher der Neuftädter Gemeinheit, Lohgerber Büder, 
welcher mit 8o Stimmen, 
2. der Herr Buchhalter der Neuftädter Gemeinpeit, Erdbrink, welder 
mit 79 Stimmen, 
3. der Herr Borfteher der Neuſtädter Gemeinheit, Weißgerber Witt: 
baus, welder mit 77 Stimmen, 
4. der Herr Kaufmann Hoberg sen., welder mit 48 Stimmen 
gewählt worben. 
Schließlich | 
wurde die Wahl des Erfaßmannes vorgenommen und ergab bie Eröffnung der 
desfallfigen Stimmzettel, daß der Herr Borfteher der Neuftädter Gemeinpeit, - 
Bäder Chriſtian Droop, die Mehrheit ver Stimmen, nämlich die Zahl 
von 57, in ſich vereinigte. 
Es 
iſt hiernächft das Protocoll verlefen und find fodann nad erfolgter bh 
deffelben die Bürger entlaffen. 
in fidem 


(ge3.) Westerkamp, Dr. 
Stadt-Richter. | 
Patenstecher, Dr. -Secr. 


‚ Continuatum 
Osnabrück eodem Bormittags 11 Upr. 


Gegenwärtig: 7 
ſaͤmmtliche Mitglieder des Magiftrats mit Ausnahme des dur Krankheit 
‚verhinderten Herrn Senator Shwarße. 


Die im zweiten Stadt-Biertel (der Johannis Laiſchaft) eingefeffenen, zur 
Wahlhandlung berechtigten Bürger waren auf gleihe Weife, durd die öffentlichen 
Anzeigen und die Rathsdiener, auf heute, Vormittags 11 Uhr, an’d Rathhaus 
verabladet worden und hatten ebenfalls zahlreich fi eingefunden. 

‘ Den Erfchienenen wurden biefelben Eröffnungen gemadt, welche an bie 
wahlberechtigten Bürger der Neuftadt, dem Protocolle zufolge, gefchehen find. 

Es 
gab ſodann Herr Kaufmann Breuſing nachfolgende Erklärung zu Protocoll: 

Er wähle mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, daß dieſe feine Wahl— 
handlung nicht fo angefehen werben folle, als habe er damit die erfolgte 
einfeitige Aufpebung des Staatsgrundgefeges als rechtlich mwohlbe- 
gründet "anerfannt. Er wähle mithin nur vorbehältlich aller Rechte 
der Stadt, wobei er zugleich die weitere Wahrung berfelben dem 
Wahl» Eollegio der Dreißig, insbefondere auh dem Magiftrate und 
den vier Alterleuten, vertrauensvoll anheim ſtelle. 

Die Motive feines Berfahreng finde er insbeſondere in dem 
Bürgereide und außerdem beziehe er ſich auf die in Gefolge ausdrück— 
lichen Befehles Sr. Höchſtſeligen Majeftät des Königs d.d, Brighton 
den 24. Jan. 1831, unterm 4. Febr. 1831 erlaffene Proclamation, in 
der es wörtlich heiße: 

daß in den Staaten des deutfhen Bundes Veränderungen in ven 
befiependen Randes-Berfaffungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege, 
das heißt, nach geböriger Berathung und mit Einverftändniß ber 
Landftände verfügt werden Tönnen. 

Mit diefem Borbehalte erflärte ſich eine große Anzahl der — 
Bürger einverſtanden. 

Da 
es jedoch ſchien, daß Einige der Erſchienenen nicht der Meinung ſeyen, nur 
unter dieſem Vorbehalte wählen zu wollen, ſo forderte Herr Bürgermeiſter 
Sſtüve die Anweſenden auf, nach der Verſchiedenheit ihrer Anfihten auseinander 
zu treten, Diejenigen, welche mit dem vom Herrn Kaufmann Breufing gemachten 
Vorbehalte nicht einverftanden, fondern die Wahl unbedingt zu vollziehen gefonnen 
feyen, fih auf die Linke, diejenigen, welde nur unter diefem Vorbehalte wählen 
wollen, fih auf die rechte Seite zu begeben. 

Es traten in Folge diefer Aufforderung auf die Linke Cal: 

1. Herr Uhrmacher Hepl. 

2. » Bäder Lüpke. 

3. » Weinhändler Jacob Frieder. Meyer. 
4. „Kaufmann Kielmann. 

5. „Ticſchler Peckſen. 

6. / Rrämer Lenz. 


7.» Raufmann Earl Heinrich ———— 
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8. Herr Lieferant Rud. Wefterlamp. 
9%. „Gaſtwirth Mönfter. 
Herr : 
Bürgermeifter Stüve richtete an die Anweſenden wiederholt die Aufforderung, 
daß diejenigen von ihnen, welde etwa noch für eine unbedingte Wahl, ohne 
den vom Herrn Breufing gemadten Borbepalt, fid entfcheiden follten, auf 
die linke Seite hinindergeben oder doch ihre Namen angeben mödhten. Cs 
geſchah jedoch weder das Eine noch das Andere, 

Als 
bierauf Herr Gaftwirtd Mönſter den vom Herrn Breufing gemadten Bor- 
bepalt nicht völlig verftanden zu haben erklärte, wuide bdiefer vom Herrn 
Breuſing nohmals mit dentliher Stimme verleien. 

Dem vorgängig erllärte Herr Mönfter, daß er mit diefem nun erft 
völlig von ihm verfiandenen Vorbehalte durchaus übereinftimme, mithin auch 
nur unter demfelben zu wählen gemeint fey. Cine gleihe Erklärung gaben 
nunmehr aucd die übrigen Herren, welche zuvor gegen den Borbehalt fi 
ausgeſprochen hatten, nach einander fämmtlih ab, fo daß jeßt alle verfammelten 
Bürger nur unter diefem Borbehalte die Waplhandlung vornehmen zu wollen 
einmüthig erflärten. 

Herr 
Bürgermeifter Stüve wiederholte auch jetzt noch die zuvorige — 
daß diejenigen der Anweſenden, welche unbedingt, ohne den vom Herrn Breu— 
fing zum Protocoll gegebenen Vorbehalt, zu wählen ſich entſchließen ſollten, 
auf die linke Seite treten oder ihre Namen angeben möchten. Es erklärte ſich 
jedoch Niemand weder durch ein Hintreten an vie linke Seite noch dur bie 
Angabe des Namens für eine ſolche unbedingte Wahl. 

Dem zufolge Schritten fämmtliche Anwefende nur unter dem mehrgedachten 
Borbepalte zur Wahlhandlung und zwar zunähft zur Ernennung der vier 
Wahlmänner. 

Nachdem die Stimmzettel von Allen abgegeben worden, wurden folde 
eröffnet und ergab fih fodann als Refultat diefer Wapl, daß zu Wahlmännern 
durch Stimmenmehrheit gewählt waren: 

1. Herr Kaufmann Earl Breufing mit 70 Stimmen, 
2: Structuar Shröder mit 64 Stimmen, 
3. » Kaufmann 3. W. Kemper mit 62 Stimmen, - 
4 „Buchbinder Ernfi Meyer mit 45 Stimmen. 
‚Nah alfo vollzogener Wahl der Wahlmänner wurde zur Wahl des im 
Falle der Behinderung Eines derfelben eintretretenden Erfabmannes gefchritten, 

Die Eröffnung der desfalls abgegebenen Stimmzettel ergab, daß Herr 
Schuhmader Uplhorn durd Stimmenmehrheit, nämlich mit 35 Stimmen, zum 
Erfagmann gewählt worden. 


Die Bürger find hierauf nad vorgelefenem und genehmigtem Protocolle 
entlaſſen. 


in fidem 


(an) Westerkamp, Dr. 
Stadt-Richter. 
Pagenstecher, Dr. Secr. 
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Denabrüd eodem Nachmittags 2 Uhr. 
Gegenwärtig: 


Ffammiliche Mitglieder des Magiſtrats mit Ausnahme des durch Krankheit 
verhinderten Herrn Senator Schwartze. 


Es waren auf dieſen Nachmittag 2 Uhr ebenfalls durd die hieſigen 
öffentlichen Anzeigen und durch die Ratbedicener an's Rathhaus verabladet die 
im dritten Stadt-Viertel (Butenburg) eingeſeſſenen, zur Wahlhandlung berech— 
tigten Bürger und hatten auch dieſe zahlreich ſich eingefunden. 
Nachdem 
den Comparenten vom Herrn Bürgermeiſter Kemper rückſichtlich des Zweckes 
der heutigen Verſammlung und ſonſt dieſelben Eröffnungen gemacht worden waren, 
welche laut des desfallſigen Protocolles, den zur Wahlhandlung erſchienenen 
Bürgern der Neuſtadt dieſen Morgen Ba find, 
erflärte 

der Herr Altermann Conr. Wilh. Meyer: 
er wähle nur unter dem ausprüdlihen Vorbehalte der, der Stadt 
aus dem Staatsgrundgefeße vom 26. Sept. 1833 zuftchenden Rechte, 
deren Wahrung er dem zu -bildenden Waplcollegio, fo wie tem 
Magiftrate überlaffe. 

Man erklärte von allen Seiten und einmüthig, daß man nur unter diefem 
ausdrüdlichen VBorbepalte die Wahl vorzunehmen gefonnen fey. 

Obgleich 
Herr Bürgermeiſter Stüve die verſammelten Bürger zu drei wiederholten. 
Malen aufforderte, daß diejenigen unter ihnen, welche ohne diefen Vorbehalt zu 
wählen gemeint feyen, durh Nennung ihrer Namen ſolches zu erfennen geben 
möchten, fo meldete ſich doh Niemand und wurde daher von fämmtlicen 
Anwefenden nur unter dem obigen, von dem Herrn Altermann Meper zum 
Protocol erklärten, Borbepalte zur er zunächſt der vier Wahlmänner 
geſchritten. 

Nachdem 
die Stimmzettel abgegeben und demnächſt eröffnet worden, ſtellte ſich als Reſultat 
der Wahlhandlung heraus, daß zu Wahlmännern durch Stimmenmehrheit 
ernannt waren: 

1. Herr Gildemeiſter Delert mit 61 Stimmen, 

2. » Buchhalter Arn. Wilh. Flohr mit 61 Stimmen, 
3%. „Tuchhändler Möllmann mit 61 Stimmen, 

4. » Bildemeifter Tiemann mit-53 Stimmen. 

Sodann i 
wurde die Wahl des Erfabmannes vorgenommen. Die Eröffnung der besfallfigen 
- Stimmzettel ergab, daß durch Stimmenmehrheit, und zwar mit 24 Stimmen, 
der Herr Buchhalter Sell zum Erfaßmann gewählt worden. 

Es ift ſchließlich das — vorgeleſen, nach deſſen ———— die 
Bürger entlaſſen find. 

in fidem 
(ge) MWesterkamp, Dr. 
Stadt-Richter. 
Paogenstecher, Dr. Secr. 
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Continuatum | 
Osnabrück eodem Nahmittags 4 Uhr. 


Gegenwärtig: 
ſämmkliche Mitglieder des Magiſtrats mit Ausnahme des durch Krankheit 
verhinderten Herrn Senator Schwartze. 


Auf dieſen Nachmittag A Uhr waren durch die hiefigen öffentlichen 
Anzeigen und durch die Rathsdiener an’s Rathhaus verabladet die im vierten 
. Stadt » Viertel (Markt = und Haſe-Laiſchaft) eingefeffenen, zur Wahlhandlung 
berechtigten Bürger, welde ebenfalls zahlreich fih eingefunden hatten, 
Den 
Comparenten wurden zuvöderſt von bem Herrn Bürgermeifter Kemper. dieſelben 
Eröffnungen gemacht, welche, laut Protocolles, den zur Wahlhandlung dieſen 
Morgen erſchienenen Bewohnern des erſten Stadt-Viertels geſchehen ſind. 
Es 
erklaͤrte hierauf Herr Kirchrath Weinhändler Lange: 
Er wähle nur unter dem Vorbehalte, daß durch diefe Wahl den 
Gerechtfamen der Stadt und der Bürgerfhaft aus dem Staategrund« 
gefeße nichts vergeben werde. 
Biele der Anweſenden erflärten, daß au fie nur unter dieſem Vorbehalte die 
Wahl zu vollziehen gefonnen feyen. 
Dagegen 
erflärte Herr Dr. Graff: 
Er wähle ohne alfen Vorbehalt, ohne fih — auszuſprechen, ob 
das Allerhöchſte Patent vom 1. Nov. v. J., oder das Staatsgrund⸗ 
geſetz gelte; er überlaſſe dem zu wählenden Deputirten, nach ſeiner 
gewiſſenhaften Ueberzeugung die Gültigkeit des Staatsgrundgeſetzes 
oder diejenige des Patentes vom 1. Nov. v. J. zu vertheidigen. 
Nachdem 
hierauf der Herr Bürgermeiſter Stüve diejenigen der verſammelten Bürger, 
welche nur unter dem vom Herrn Weinhändler Lange zum Protocolle erklärten 
Vorbehalte zu wählen gemeint ſeyen, an die linke, diejenigen, welche, nach der 
Erklärung des Herrn Dr. Graff (für welche ſich ebenfalls Mehrere der Compa— 
renten erklärt hatten), ohne Vorbehalt wählen wollen, an die rechte Seite zu 
treten, aufgefordert hatte, traten an die rechte Seite: 
1. Herr Dr. Graff 9. Herr Gelbgießer Biermann 
2. » Blafer Thörner 10. » Bäder Hüdepopl 
„Färber Negengerd 11. „ Krämer Wiemann 
„ Bäder Holthaus 12. » Lohgerber Effen 
Sanzlei-Regiftrator tyra 13. » Lohgerber Hildebrand 
„ Bäder Gerhard Wefterfamp 14. „ Krämer Raſch 
„Schuhmacher Feper 15. „ Gaſtwirth Wepmann 
8. Bäcker Lammers 16. » Wolf (Maurer-Geſell) 
und erflärten bem zufolge, ohne Borbehalt die Wahlhandlung vollziehen zu wollen, 
während bie übrigen Eomparenten fämmtlich auf die linke Sette getreten waren, 
mithin die Wahl nur unter dem von dem Herrn Lange gemachten Borbehalte 
vornehmen zu wollen erklärten. 
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Bon denjenigen anwefenden Bürgern, welche für eine unbebingte Wahl, 
ohne Borbepalt, geftimmt hatten, erklärten biernähft 13, nämlich fämmtlice, 
mit Ausnahme des Herrn Dr. Graff, Herrn Canzlei-Regiftrator Ipra und 
Herrn Bäder Wefterlamp, ferner, daß fie bei der Wahl der vier Wahlmänner 
von der Borausfegung ausgingen und biefes ausdrücklich zum Protocolle au 
bemerken antrügen: 

daß die zu ernennenden vier Wahlınänner unbedingt verpflichtet 
werden , einen Deputirten zu der allgemeinen Stänteberfammlung zu‘ 
wählen, mithin auch 
in dem. Balle 
wenn die übrigen Wahlmänner dafür haften möchten, daß ein 
Deputirter nicht zu wählen fey. 

Nachdem, die genannten dreizehn Bürger fih zufammen an vie rechte 
Seite des Saals geftellt hatten, forderte Herr Bürgermeifter Stüve diejenigen 
der übrigen Comparenten, welche von ihnen getrennt an vie linke Seite des 
Saales fib geftellt hatten, in fo weit, als fie ibre Wahl ebenfalls an die von 
jenen 13 Bürgern zum Protecoll erflärte Vorausſetzung knüpfen zu wollen 
gemeint feyn mödten, auf, entweder zu denfelben auf die rechte Seite zu 
treten, oder aber ipre-Namen abzugeben. Es erklärte fih jedod Niemand weiter 
für diefe Borausfegung. 

Dem 
vorgängig wurde zur Wahl felbft, zuvörderſt der vier Wahlmänner, gefhritten. 
Als fämmtlihe Stimmzettel abgegeben und ſodann eröffnet worden, ergab fid 
als Refultat der Wahl, daß durh Stimmenmehrpeit zu Wahlmännern ernannt 
waren: 

1. Herr Beinhändler Lange mit 32 Stimmen, 

2. „Tuchhaͤndler Schule mit 31 Stimmen, 

3. „ Kaufmann Georg Friedrid Meyer mit 30 Stimmen, 

4 » Bäder Thörner mit 18 Stimmen, 
Dann wurde anno die Wahl des, im Falle der Behinderung eines diefer vier 
Baplmänner eintretenden Erfaß » Mannes vorgenommen. Es vereinigte bie 
Stimmenmehrheit in fih der Herr Kirchrath Wefterfamp, welcher mit 18 
Stimmen zum Erfaß-Manne erwählt worden. 


Nah vorgelefenem und genehmigten Protocolfe find die Comparenten 
entlaffen. 


in fidem 
(ge.) Westerkamp, Dr. 
Stadt:Richter. 
Pagenstecher, Dr. Secr. 


+ 





Actum 
Osnabrüd den 7. Februar 1838, N 
Es erihienen die Herren Lohgerber JZopann Jacob Effen und Carl 


Hildebrand, wahlberechtigte in dem vierten Stadt⸗-Viertel SHARSIERERE 
Bürger, welche anzeigten: 
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Nah näherer Ueberlegung wären fie zu der Heberzeugung gelangt, 
daf fie als Bürger der Stadt die geflern von ihnen vollzogene Wahl» 
handlung nicht unbedingt, fondern nur unter dem Vorbehalte der der 
Stadt aus dem Staatsgrundgeſetze zuftchenden Rechte hätten vorneh— 
men follen. Sie hielten fih daher in ihren Gewiffen verbunden, zu 
erflären, daß ihre geftrige Wahlhandlung ale nur unter dem, von dem 
Herrn Weinhändler Lange gemadten Vorbehalte, zu dem fie fid 
j hiermit ausdrüdlih befannten, vollzogen angefehen werden folle. 
Nah vorgelefenem und genehmigten Protocolle find die Comparenten 


entlaffen. 
in fidem 


(gez.) MWesterkamp, Dr. 
Stadt-Richter. 


Actum 
Osnabrück den 10. Februar 1838, 


Es erfchien der Herr Gaftwirtd Heinrih Weymann, welder anzeigte: 
Er habe als ftimmberedtigter im vierten Stadt : Viertel eingefeffener 
Bürger bei der Wahl ver Wahlmänner am 6. d. M. für eine Wahl ohne Bor: 
behalt, fo wie für die Anfiht, daß ein Deputirter jedenfalls zu wählen fey, 
ad protocollum fih erflärt. Da er fih inmittelft überzeugt habe, daß ver Bor: 
bebalt, an welchen die Mehrheit ver Wähler in jenem Stadt » Viertel die Wahl 
der Wahlmänner gefnüpft habe, für die Erhaltung der der Stadt aus dem 
Staatsgrunngefege zuftehenden Rechte von Bedeutung fey, fo ſey er von jener 
ad protocollum vom 6. d. M. von ihm erklärten Meinung zurüdgetreten. Er 
wünfhe, daß ſolches demnächſt aus den Acten conftire und wolle daher darum 
gebeten haben, das Protocolf über feine gegenwärtige Anzeige jenen Verhand⸗ 
lungen beizufügen. \ 
Borgelefen und genehmigt. 


(ge3.) Westerkamp, Dr. 
Stadt-Richter. 
(L. S.) In fidem copiae 


" Pagenstecher, Dr. Secr. 





Anlage 13. 
Actum 


DOsnabrüd den 7. Februar 1838, 


Gegenwärtig : 
Herr Juftiz- Bürgermeifter und Land: Rath Dr. Kemper, Hr. ——— 
Bürgermeiſter Land- und Schatz-Rath Dr. Stüve, Hr. Stadt-Spndicus 
Rodowe, Hr. Stadt-Richter Dr. Pagenſtecher, Hr. Stadt-Richter Dr, 
Weſterkamp, Hr. Lohnherr Abeken, Hr. Senator Schwartze, Hr. Sen. 
Kühle, Hr. Sen. Dr. Wiemann, Hr. Sen. Wagner, Hr. Altermann. 


Böhmer, Hr. Aterm. Hoberg, Hr. Alterm. Hugo, Hr. Aterm. € W. 
9 
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Meyer, Dr. — Bücker, Vorſteher der Neuſtädter Gemeinheit, 
Hr. Kaufmann Erd brink, Buchhalter der Neuſtädter Gemeinheit, Hr. Weiß— 
gerbermeiſter Witthaus, Vorſteher ver Neuſtädter Gemeinheit und des Weiß— 
gerber-Amts, Hr. Kaufmann Anton Hoberg sen., Hr. Kaufm. Breuſing, 
Hr. Kaufm. - Schröder, Buchhalter ver Martinianer Laifhaft und Structuarius 
ver St. Eatharinen=Kirche, Hr. Kaufm. 3. W. Kemper, Hr. Buchbindermeifter 
E Meyer, Hr. Gildemeiftler des Schuhmaher- Amts Delert, Hr. Kaufm. 
Flohr, Buchhalter der Heger Laifehaft und Structuarius an St. Marien-Kirche, 
Hr. Tuchhändler Möllmann, Hr. Gildgmeifter des Schneider-Amts Tiemann, 
Hr. Weinhändler Lange, Borfieher des Kramer: Amts, Hr. Tuchhändler 
Schulze, Buchhalter ver Hafe Laifchaft, Hr. Kaufm. G. 5. Meyer, Hr. 

Badkamtsmeifter Thörner, Stadt: Seeretair Dr. Pagenſtecher. 

‚ Nachdem in Gemäßheit der Verordnung, die Wahl der Deputirten ber 
Städte zur allgemeinen Stänvdeverfammlung betreffend, vom 2. Februar 1832, 
diejenigen fiimmberechtigten Bürger, welche auf desfallfige Zufammenberufung 
erfihienen waren, die erforderliche Anzahl von fechszehn Wahlmännern, laut ver 
darüber alfgenommenen Verhandlungen, unter Leitung des Magiftrates geftern 
gewählt hatten, war das folder Geftalt gebildete Wahl: Eollegium zur Boll: 
ziedung der Wahl auf heute vom Magiftrate berufen und hatten dem zufolge 
füh eingefunden: 


1) die 10 Mitglieder des Magiftrates, 
2) die 4 Alterleute, 
3) die 16 Wahlmänner. 


Nach eröffneter Situng wurden zusörberfi von den, die Verhandlungen 
leitenden Herren Bürgermeiftern die $$. 8. und 9. der angezogenen Verordnung 
vom 2. Februar 1832 verlefen und, fo weit nöthig, erläutert. 

Herr Kaufmann Breufing nahm hierauf auf den Borbehalt Bezug, 
unter welchem von den im zweiten Stadt: Viertel eingefeffenen und erſchienenen 
fimmberechtigten Bürgern die Wahl der Wahlmänner geftern vollzogen worden, 
mit dem Antrage, daß, da dem Bernehmen nach auch in den übrigen Stabt- 
Bierteln die Wahlen an ähnliche Vorbehalte gefnüpft worben, die fämmtlichen 
Borbehalte verlefen und fo zur offiziellen Kenntniß ver Wahlmänner gebracht 
werden möchten. | 

Nachdem, dem Antrage gemäß, die Berlefung Statt gefunden, bob daſſelbe 
Mitglied hervor, wie von den Bürgern die Wahrung der, der Stadt aus dem 
Staatsgrundgefege zuftehenden Rechte durch diefe ————— auf die Wahl: 
männer übertragen fey. 

Es fam dabei in Anregung, daß auch bie — mit Ausnahme 
allein des bei der geſtrigen Wahlhandlung nicht gegenwärtig geweſenen Herrn 
Kaufmann Hoberg sen., nur unter dieſen Vorbehalten an der Wahlhandlung 
Theil genommen hätten. 

In Betracht diefer Lage der Sache wurde die Anficht geltend gemacht, 
daß die Wahl eines Deputirten heute jedenfalls nur werde gefchehen Fönnen 
unbefchadet des Staatsgrundgeſetzes und unbeſchadet der, den Mitgliedern des 
Magiftrats von Seiner Majeftät dem Könige in einem Referipte aus Allerhöchſt⸗ 


deſſen Cabinet zugeftandenen Berpflichtung, vie Rechte der Stadt aus dem 
Staatsgrundgefege zu vertheidigen. 
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Da die Berpflichtung, das Staatsgrundgefes zu verthetdigen, von allen 
Sciten anerfaunt wurde, fo führte dieſes folgende Erörterungen von verſchiedenen 
Seiten berbei. 

Beftebe das Staatsgrundgefen fort, fo könne ed nur abgeändert werben, 
mit einer Ständeverfammlung,, die in Gemäßpeit deffelben zufammengefept fey. 

Hier fam zum Bortrage, daß nah dem Staatsgrundgefese die Stände: 
verfammlung anders ald nah dem Patente vom Jahre 1819 componirt fey. 

Als eine Berfchievdenheit in der Zufammenfesung der erfien Kammer 
wurde angeführt, daß diefe, dem Staatsgrundgefebe zufolge, unter anderen 
beiteben folle au aus vier Mitgliedern, die der König ernenne, ferner, daß 
nad demfelben der Fatholifhe Bifhof des Landes im Kalle der Behinderung 
auch durch einen Bevollmächtigten fih vertreien laſſen fünne, während er nad 
dem Patente vom Jahre 1819 nur in Perfon zu erfcheinen befugt fey. 

Als eine Berfohiedenheit in der Zufammenfesung der zweiten Kammer 
wurde bezeichnet: 

1) daß, nad dem Staatsgrundgefese, in derfelben ſich nicht eine folche 
Bertretung der Stifter finde, als welde das Patent enthalte. Denn während 
na dieſem ſechs Stifter jeves einen Deputirten erwählen, ernennen, nad dem 
Staatsgrundgefese, diife ſechs Stifter, und nicht eins für fich allein, zufammen 
nur drei Deputirte und zwar fo, daß mwenigftens zwei orbinirte proteftantifche 
Geiftlihe unter denfelben fich befinden. Eben fo 

2) daß nah dem Staatsgrundgefese der König wegen des allgemeinen 
Klofterfonds drei Mitglieder ernenne. Auch 

3) daß nah bem Staetegrundgeſebe das Dom-Capitel zu Hildesheim 
einen Deputirten ernenne. 

Für noch wichtiger als dieſe Verſchiedenheit in der Zuſammenſetzung der 
Ständeverſammlung wurde erkannt die durch das Staatsgrundgeſetz ſelbſt gegebene 
Garantie gegen übereilte Abänderung der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen. 
Es wurde in dieſer Hinſicht darauf aufmerkſam gemacht, daß nach dem Staats: 
grundgeſetze Abänderungen deſſelben nur in Folge eines auf zwei nach einander 
folgenden Diäten gefaßten gleichmäßigen Beſchluſſes angeordnet werden können, 
ferner, daß zu ſolchen Veränderungen, nach dem Staatsgrundgeſetze, überher 
erfordert werde, daß in jeder Kammer der Ständeverſammlung wenigſtens die 
Anzahl von drei Viertel der zum regelmäßigen Erſcheinen verpflichteten Mit: - 
glieder anmwefend fey, und daß wenigfteng zwei Drittel der Anweſenden für die 
Veränderung flimmen, während nah dem Patente vom Jahre 1819 und dem 
damit in Berbindung ſtehenden Reglement für die allgemeine Ständeverfammlung 
überalf die einfahe Majorität entfcheide. 

Dann ſchien es dem Wahl-Collegio, daß die durch die Königliche Proela— 
mation vom 7. Januar berufene Berfammlung auch nur mit dem Patente vom 
Jahre 1819 nicht übereinflimme. Denn nad diefem Patente haben 

1) die Mitglieder des Schatz-Collegii, in fo fern fie Mitglieder ver 
Ritterfchaft feyen, in der erften, die übrigen in der zweiten Kammer 
Sis und Stimme. 

x Man glaubte in einer Ständeverfammlung nach dem Patente 
vom Sabre 1819 diefen Beftandtbeil verfelben für ſehr wichtia 
balten zu müſſen. 
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Die Mitglieder des Schab » Collegii feyen nämlih, vermöge 
ihrer amtlichen Stellung, mit dem ftändifhen Haushalte auf das 


alfergenauefte befannt, und dadurch jederzeit im Stande gewefen, - 


in diefer Hinfiht ven Ständen die genauefte Ausfunft zu ertheilen. 

Die erfolgte Aufhebung des Schab-Collegii, war man der 
Anficht, könne die Mitglieder veffelben von einer Ständeverfammlung 
nach dem Patente vom Jahre 1819 nicht ausfchließen,, va die Aufe 
hebung nur in Folge des Staatsgrundgefebes geſchehen fey. 

Ferner feyen ü 
durch das Patent. vom Jahre 1819 dem Bauernflande nur wenige, 
. nicht die jest berufene Anzahl von Deputirten zugeftanven. 

Als nachher, im Jahre 1831, den Ständen von Seiten der 
Regierung Borfhläge wegen der Vermehrung der Zahl diefer De- 
putirten gemacht worden, feyen diefe, in Erwartung des Staats— 
grundgefebes, auf folhe Borfchläge nicht eingegangen. Sey auch 
die Regierung ermächtigt worden, ſchon für den damals bevor- 
ſtehenden Landtag eine vermehrte Anzahl von Deputirten zu berufen, 
fo fey doch diefe Ermächtigung, in Folge deren für den Landtag 
von 1832 die Deputirten des Bauernftandes berufen worden, mit 
dem Staatsgrundgefese erlofhen, fo daß alfo die jest convocirte 
Anzahl von Deputirten des Bauernftandes als in Folge einer 
bereits erlofhenen Ermächtigung berufen ſcheine. 
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Wie 
man nun, bei ſolcher Lage der Sache, dafür halten zu müſſen glaubte, daß die 
gegenwärtig berufene Verſammlung weder eine Stände-Verſammlung nach dem 
Staatsgrundgeſetze, noch nach dem Patente vom Jahre 1819 ſey, ſo war man 
zwar weit entfernt, irgend zu verkennen, daß Sr. Majeftät dem Könige das 
vollfommene Recht zuftebe, eine folhe auf Allerhöchftveffen freiem Willen be- 
rubende Berfammlung zur Beratbung zu berufen, vermeinte jedoch, daß eine 
derartige Berfammlung über Gegenftände, die durch die Berfaffung an bie 
Verhandlung mit Ständen gebunden feyen, rechtsgültige Verhandlungen nicht 
werde vornehmen fünnen. 


Da aber derfelben, der Proclamation vom 7. Jan. zufolge, der Entwurf 
einer neuen Verfaſſungs-Urkunde für das Königreich zur Beratung und Anz 
nahme und verſchiedene andere Gefep-Entwürfe (als bei welden andern Geſetzen 
demnach die Zuftimmung der Stände nicht für erforderlich gehalten werde) zur 
Berathung vorgelegt werden follen: fo ergebe fih, daß fie als eine Stände: 
Berfammlung, deren Befchlüffe bindend feyen, folle behandelt werden. Auch 
lege fih hieraus Har zu Tage, daß die VBerfammlung über Rechte der Landes 
Einwohner disponiren folle. Und das ſcheine bedenklich. 


Auf der einen Seite wurde zwar zur Sprache gebracht, daß es rathſam 
erfcheinen könne, einen Deputirten zu wählen, damit viefer in der Stände: 
Berfammlung die Rechte vertheinige. Man glaubte, daß, wenn in biefem 
Sinne zur Wahl zu fehreiten fey, dieſe zweckmäßiger auf feinen andern fallen 
könne, als auf den Herrn Bürgermeifter Stübe, welcher bereits auf mebrern 
tandtagen mit dem beften Erfolge die Stadt vertreten habe. Doch verfannte 
man auch nicht, daß bier alles darauf berube, in wie fern ber zu erwäblenve 
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Deputirte die Maforität werde erlangen Fönnen, da auch die beften in ber 
Berfammlung ausgefprocenen Anfichten, wenn die Majorität fich zu denfelben 
nicht befenne, ohne Bedeutung blieben. Der Hoffnung, daß in ber zweiten 
Kammer Anträge, die die Bertheidigung der Nerhte des Landes aus dem Staats— 
grundgefege bezielten, zur Majorität gelangen würden, glaubte man aber um 
fo weniger fih hingeben zu dürfen, bei der nicht fern liegenden Beforgniß, daß 
in der jetzigen Lage der Dinge vielleicht manche Corporation von der Befugniß, 
"zu wählen, Gebrauch nicht machen würde, als vielleicht auch mander Einzelne 
nicht fih werde wählen laffen, in Betraht der großen Berantwortlichfeit, die 
ber, welcher erfcheine, welcher mithin dasjenige, was bie Majorität beſchließe, 
anerkennen müſſe, über ſich nehme. 

Noch größere Bedenken hegte man in dieſer Hinficht in Beziehung auf 
die erfte Kammer. Zwar überfab man nicht, daß, auch obne übereinftimmenden 
Befhluß der erſten Kammer, Propofitionen der Regierung von der zweiten 
Kammer werden verworfen werden können. Es wurde jedoch auch der. dawider 
bervorgehobene Erfahrungsfas nicht unberüdfichtigt gelaffen, daß nichts fchwerer 
fey, als ven reinen Widerfpruc der einen Kammer gegen die reine Zuftimmung 
der andern Kammer aufrecht zu erhalten. 


Auf der andern Seite verhehlte man ſich aber nicht, daß eine Corporation, 
die einen Deputirten binfchide, wenigftens den Schein ‚auf fih lade, als vb fie 
anerfenne, daß die Befchlüffe diefer VBerfammlung bindende Kraft haben. 

Es 
wurde noch von einer Seite geäußert, daß von einigen Bürgern die Anſicht 
gehegt werde, daß ein Deputirter in die von Sr. Majeſtät dem Könige berufene 
Berfammlung von Seiten der Stadt gefchicdt werden, daß namentlich auf den 
Herrn Bürgermeifter Stüve die Wahl fallen möge. Die Anſicht beruhe theils 
auf der Hoffnung, daß biefer dort zum Bortheile der. Stadt werde wirken 
fönnen, theils auf der Beforgniß, die Stadt möge, wenn -fie nicht wähle, bie 
Ungnade Sr. Majeftät des Königs auf fi laden. 

Man glaubte übrigens aus den bereits entwidelten Gründen jener Hoff: 
nung nicht Raum geben zu dürfen, hielt aber auch eben fo wenig die Beforgniß 
für begründet, in der Anfiht, daß die Stadt nur das Recht, nicht die Pflicht 
babe, einen Deputirten hinzufhiden, es mithin die Ungnade Sr. Majeftät des 
Könige unmöglich gegen die Stadt herbeiführen könne, wenn dieſe bloß von 
einem ihr zuftehenden Rechte Gebrauch nicht mache. . 


Bon einem Mitgliede ward bie Frage aufgeworfen,, ob nicht mit Borbe- 
balt des Staatsgrundgefebes ein Deputirter gewählt werben könne. 


Auf diefe Frage, wurde von einem andern Mitgliede erwiedert, Yaffe ſich 
nicht wohl eine reine und beftimmte Antwort ertbeilen. Es könne jedoch ein 
Deifpiel angeführt werden. Die Oftfriefifche Landſchaft habe auch noch nad 
dem Patente vom Jahre 1819 dafür gehalten, daß ihre frühere Berfaffung un: 
verlegt fortbeftehe. Davon ausgehend habe fie, als fie im Jahre 1819 Depur 
tirte zu der allgemeinen Stände-Berfammlung gewählt habe, den für diefelben . 
ausgeftellten Bollmachten ven Vorbehalt aller Rechte und Privilegien beigefügt. 
Die Regierung habe jedoch, unter Nichtigfeits-Erflärung diefes Vorbehalte, den 
Ständen die Bollmanten mitgetheilt. In Folge davon habe dann die Oft: 
frieſiſche Landſchaft eine Zeitlang Deputirte zur allgemeinen Stände-Berfammlung 
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überall nicht gewählt, habe aber nicht weniger ald das ganze Äbrige Land fich 
ver Berfaffung unterwerfen müſſen. 


Den Borbehalt bloß zum Wahlprotocolfe zu machen, reiche nicht aus, da 
diefes nur der Regierung, nicht den Ständen mitgetheilt werde. 


Für die Vollmachten, als welche- allein an vie Stände gelangten, fey 
aber ein beftimmtes Formular vorgefchrieben und ftebe zu beforgen, daß Voll— 
machten mit derartigen Vorbehalten nicht werden angenommen werben. 

Nach 
alfo Statt gehabter Erörterung gaben die fämmtlihen Mitglieder des Wahl. 
Collegii, bis auf zwei, nämlich die Herren Buchhalter Erdbrink und BVorfteher 
Büder, frei und offen der Anficht den Borzug: 

daß es befler fey, wenn die Stadt von ihrem Necte, einen Depu: 
tirten zu wählen, für das Mal einen Gebraud nicht made. 

Es 
wurde dann noch die Bedeutung des Staatsgrundgefetes für die Stadt Osna— 
brüd in einigen befonderen Beziehungen hervorgehoben. In diefer Hinfiht kam 

1. zum Bortrage, daß bereits der, wie man bafür halten zu dürfen 
glaubte, den Bedürfniffen mehr, als bie jent beftehende Organi— 
ſations-Urkunde entipredhende Entwurf einer neuen Stadt: Ver- 
faffungs-Urfunde, welche auf das Staatsgrundgeſetz wefentlih bafirt 
worden, völlig ausgearbeitet vorliege. 

Es wurde 

2. von allen Seiten der im $. 53 bes Stantsgrundgefepes enthaltene 
Sat, daß, wenn die Regierung eine eigene Polizei:Behörde ans 
orbne, dem Magiftrate die Beforgung alles desjenigen verbleibe, 
was die Gemwerbsverhältniffe, die Einrichtung, Berwaltung und 
Beauffihtigung der ftäptifhen Güter, fo wie der für gemeinfame 
ſtädtiſche Zwede beftimmten Privatanftalten zum Gegenftande habe, 
für fehr wichtig für die ſtädtiſchen Intereffen erfannt. 

Gewicht wurde infonderheit auch gelegt 

3. auf die Beflimmung im $. 28 des Staatsgrundgefened, daß zu 

der Tragung ber allgemeinen Landes-Laſten, zu denen namentlich 
die Interhaltung des Heeres gehöre, alle Landes:Einwohner gleich» 
mäßig verpflichtet feyven, als nach welcher Beftimmung der Stadt 
auch die gegenwärtig derfelben noch obliegenden, einen Aufwand 
von etwa 1000 Rthlrn. jährlich erfordernden f. g. Nebenlaften annoch 
abzunehmeu feyn werben. 

Auf * 
diejenigen beiden Mitglieder des Wahl-Collegii, welche vorher zu der Anſicht, 
daß ein Deputirter zu wählen fey, fih befannt hatten, erklärten nunmehr, wie 
fie lediglich der Meinung der übrigen Mitglieder, nach welder vie Wahl abzu- 
lehnen fey, beizutreten fich gedrungen fühlten. Sie beharrten dabei, ungeachtet 
der, von dem Herrn Bürgermeifter Stüve beflimmt und wiederholt an fie ge— 
richteten, Bitte, lieber bei der zuvor von ihnen ausgefprochenen Anficht zu ver— 
bleiben, wenn fie nicht die Gründe für die, diefer Erklärung zufolge nunmehr 


au von ihnen adopfirte, Anficht für überwiegend halten und fonad von der 
Nichtigkeit der letzteren völlig überzeugt feyn möchten. 


= Aa, 


Dem 
- Allen vorgängig ging der ausdrädiihe und einhellige Befchluß des Wapl-Eollegii 


ai von dem der Stadt zugeftandenen Rechte, zu ber durch bie Königliche 
Proclamation vom 7.9. M. berufenen Berfammlung einen Deputirten 
- zu fenden, Gebraud nicht zu maden. 
Borgelefen, genehmigt und unterfehrieben. 
(925) Kemper. Stüre. Rodowe. Pagenstecher. Abeken. 
Schwartze. Kühle. Wiemann, Dr. Wagner. Böhmer. _ 
Hoberg jun. Hugo. C. W. Meyer. C. R. Erdbrink. 
A. Hoberg. H. C. Witthaus. .J. C. Bücker. Breusing. - 
JE. Schröder. J. W. Kemper. Ernst Meyer. A. W. 
Flohr. Joh. Casp. Oelert. J. F. Möllmann. Joh. Aut, 
Tiemann. Gerh. Heinr. Lange. Fr. Schultze._ Georg 
Friedr. Meyer. H. A. Thörner. 
in fidem 
| Westerkamp, Dr. . 
Stadti⸗Richter. 
(L. S.) een Scer. 
In fidem copiae 
Payenstecher, Dr. Scer. 


King 


Anlage ik. 
An | 


die Hochverehrliche, Durch die Procamation vom 7. Januar 
1838 berufene Berfammlung der allgemeinen Stände. 
Ehrerbietigfte Vorſtellung und Bitte 
FJ von Seiten 
des Magiſtrats und ber Alterleute der Stadt Dsnabrüd,; 


Mit Anlage. betrifft 
die Aufhebung des Staatsgrundgefehes von 1833. 


Der Hochverehrlichen, durch die Allerhöchſte Proclamation vom 7. v. M. 
zufammenberufenen Berfammlung ber allgemeinen Stände nah dem Patent 
von 1819 glauben die ehrerbietigften Bittſteller die Mittheilung derjenigen 
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Gründe ſchuldig zu ſeyn, nach denen fie ſich, in Uebereinſtimmung mit den von 
den wahlberechtigten Bürgern in Gemäßheit ver Verordnung vom 2. Febr. 1832 
jedoch mit ausprüdiihem Vorbehalte der Rechte aus dem Staatsgrundgeſetze 
ernannten 16 Wahlmännern, verpflichtet gehalten, von dem der Stadt Osnabrüd 
zugefiandenen Rechte der Wahl feinen Gebrauch zu machen. 

Sowenig den ehrerbietigften Bittftellern, als irgend einem andern getreuen 
Untertanen Sr. Königlihen Majeftät, unfers Allergnädigften Könige und Herrn, 
kann es zweifelhaft feyn, daß Allerhöchſtdemſelben die Befugniß zuftehe, eine 
Verfammlung aus feinen Unterthanen oder aus Deputirten derfelben in jeder 
beliebigen Weiſe zufammenzufesen, in fofern es bloß darauf ankommt, ſey es 
mit den Erſchienenen ſelbſt perſönlich Rath zu pflegen, oder über deren eigene 
Rechte, oder über die Rechte ihrer ausdrücklichen Machtgeber zu verhandeln. 
Soll dagegen eine folhe Berfammlung den Character der ſtändiſchen 

haben, fol! viefelbe das ganze Land und deſſen Rechte und nicht bIoß vie pers 
fönlihen Befugniffe der Erfchienenen oder derer, von benen fie bevollmächtigt 
‚worden, vertreten: fo muß fie, nach unferm ehrerbietigften Dafürbalten, ‚genau 
in den Formen der Berfaffung berufen feyn. 

Dies ift das alte Recht aller Provinzen, welche niemals ein neues Mit: 
glied in ihren Landtagsverfammlungen zuließen, ohne ihre eigene befondere 
Zuftimmung, und welche eben fo wenig geftatteten, daß einem Mitglieve die 
Standfhaft entzogen wurde, ohne eigene Einwilligung oder fonftige rechtliche 
Gründe, deren Prüfung ihnen zuftand, Dies Recht ift in die dur die Wiener 
Schlußacte Art, 56 feftgeftelfte Berfaflung von 1819 hinüber gegangen, und 
durch die Proclamation vom 4. Februar 1831, 
| Gefepfammlung vom Jahre 1831. Abth. IT. No, A. 

fowie durch bie fpätern Verhandlungen ausdrüdlich anerkannt. 

Die ehrerbietigften Bittfteller find nun zuvörderſt der Anfiht, daß das 
Staatsgrundgefes vom 26. September 1833 in volltommen rechtsgültiger Weife 
erlaffen und bisher auf gleihe Weile nicht aufgehoben worden; und erlauben 
fie fih zur Begründung dieſer Behauptung diejenige Denffchrift ehrerbietigft zu 
überreihen, welche unter dem 18. v. M. an das Gabinet Sr. Majeftät des 
Königs neben der an Se. Majeftät Allerhöchſt felbft gerichteten ſun ſenen 
gleichfalls im Anſchluſſe enthaltenen Bitte gelangt iſt, 

daß Se. Königliche Majeftät geruhen mögen, das Staatsgrundgeſetz 
vom 26. Sept. 1833 durch Allerhöchſte Zuftimmung wiederum in völlige 
Kraft treten zu laffen, over wenigfteng 


daß Se. Königliche Majeftät Allergnädigft geruhen mögen, die Ent⸗ 

ſcheidung des Rechtspunktes dem Durchlauchtigſten deutſchen Bunde 

Allerhöchſtſelbſt aufzutragen. 
Dieſe Denkſchrift enthält, was ihnen an unzweifelhaft bekundeten Thatſachen zu 
Beurtheilung jener wichtigen Frage zu Gebote geſtanden. Einer Allergnädigſten 
Erwiederung auf dieſelbe oder auf ihre an Se. Königliche Majeftät gerichteten 
Bitten haben fie ſich bis fest nicht zu erfreuen gehabt. — Wäre die in berfelben 
vorgetragene NRechtsanficht wohl begründet, fo dürfte daraus folgen, daß eine 
Berfammlung mit ftändifchem Nepräfentationsrechte nur in Gemäßheit des 
Staategrundgefeses zufammenberufen werden könne, und daß jede andere Ber: 
fammjung nur für bie eigenen Perfonen oder für bie fpeciellen Gewaltgeber 
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und in Gemäßbeit der ertbeilten Vollmachten der Erfihienenen zu handeln befugt 
fey, des repräfentativen Characterd aber ermangeln. 

Sollte hingegen dieſe ehrerbietigite Vorausſetzung ber fortwährenden 
Gültigkeit des Staatsgrundgeſetzes irrig fepn; dann ſcheint Feinem Zweifel zu 
unterliegen, daß die dur das Allerhöchfte Patent vom 7. December 1819 eins 
geführte Verfaſſung noch in Kraft ſtehe. Es möchte fih aber alsdann aud eben 
fo gewiß ergeben, daß die gegenwärtig durch die Proclamation vom 7. Januar 
d, 3. berufene bocverehrlihe Berfammlung diefem Patente nicht entfprede. 

Es find die Deputirten des Bauernftandes. berufen nah der Berorbnung 
vom 22. Februar 1832. Nun aber ift in der ehrerbietigft überreichten Denkſchrift 
Seite 41 ausgeführt, daß diefe Verordnung in Folge temporairer Ermädtigung 
der Ständeverfammiung des Jahres 1831 erlaffen worden, daß diefe Ermädhti« 
gung erlofhen und entweder Tediglich in Gemäßheit des Patente von 1819, 
oder nach richtigerer Annahme in Gemäßheit der Befimmungen des Staatsgrunds 
gefebes, welches jene Angelegenbeit, fo wie die. gefammte Berfaflung ber Kams 
mern, in vollem Einverftänpniß von Regierung und Ständen 
ordnete, zu verfahren gewefen feyn würde. Beides ift um beflo wichtiger, 
namentlich für die Provinz, der die ehrerbietigften Bittſteller angehören, ale 
durch die Verordnung von 1832 der, frühere Wahlmodus gänzlich abgeändert 
werden. 

Nicht minder find die ehrerbietigften Bittfteller der Meinung, daß das 
Schatz-Collegium ein wefentliher Theil der Verfafung von 1819 überhaupt und 
der beiden Kammern insbefondvere fey; fie find der Meinung, daß ein foldes 
Collegium zwar bei vereinigten Caſſen nicht haltbar, bei getrennten Caſſen aber 
eine unerläßlihe Bedingung der Berfaffung ausmade. 

Eine Berfammlung, bei welher die Bertretung des gefammten Standes 
der Grundeigenthümer in zweiter Kammer nicht auf der Grundlage der Ber: 
faſſung rubt, und beiden Kammern das wichtige Element des Schab-Collegii 
fehlt, fcheint die Rechte einer Stände-Berfammlung nah dem Patente vom 
7. Deebr. 1819 nicht anfprechen zu fünnen. 

Hätten Se. Königlihe Majeftät die Abfendung von Deputirten zu ges 
trennter Berbandlung über die Rechte der Vollmachtgeber zu befehlen geruht: 
fo würden die ehrerbietigften Bittfteller fih viefem Befehle eben fo gehorfam 
gefügt haben, als viefelben ſich beeifert haben würden, von dem Rechte der 
Wahl zu einer verfaffungsmäßigen Ständeverfammlung Gebrauch zu maden. 
Dagegen glaubten diefelben fih der Theilnahme an einer Berfammlung enthal- 
ten zu müflen, welche -von Anfang an in einen verberblichen Principienftreit 
verwidelt werben bürfte. 

Auch ſchien es ihnen theils, daß in einer Berfammlung, wie fie durch die 
Allerhöchfte Proclamation vom 7. Jan. d. 3. berufen worden, der Befchluß der 


* 


Mehrheit die Minderheit nicht binden könne, da jeder nur für ſich oder ſeine 


Gewaltgeber handeln würde, theils, daß von einer derartigen Verſammlung, 
eben weil fie als eine verfaſſungsmäßige Ständeverſammlung nicht zufammene 
gefent, mithin auch eine folhe nicht feyn würde, das Schiepegericht des Durch: 
laudtigften deutfhen Bundes nicht angerufen werben könne. 

Wie nun die ehrerbietigften Bittfteller aus diefen, der obigen gehorſam— 
ften Bemerkung zufolge, in völligem Einverſtändniß mit den aus der Bürger: 
fhaft ernannten Wahlmännern gehegten Gründen dafür halten zu müffen ge: 
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glaubt haben, daß die Stadt Denabrüd von dem ihr zugeflandenen Rechte, zu 
ber dur die Königliche Proclamation vom 7. v. M. berufenen Berfammlung 
einen Deputirten zu wählen, ‚beffer feinen Gebraug made: fo erlauben fie fich 
zugleich, zudem noch ausdrücklich aufgefordert von den genannten Bahlmännern, 
Alles aufzuwenden, was in ihren Kräften flehe, das Staatsgrundgefeg zu ver: 
theibigen, an bie hochverehrliche Berfammlung die ehrerbietigfte Bitte zu richten : 

Hochdieſelbe wolle befchließen, Se. Königliche Majeftät um bie baldigſte 

Berufung einer Verſammlung der allgemeinen Stände in Gemäßheit 

des Staatsgrundgeſetzes vom 26. Sept. 1833 in möglichſt kurzer Friſt 

unterthänigft zu bitten. 

Osnabrück ven 17. Februar 1858. 
Bürgermeifter und Rath der Stadt Osnabrück. 


(963) Pagenstecher,, Dr. Secr. 


In fidem copiae 
vr N. ) Pagens techer, Dr. Secr. 


An 


die Hohe Deutſche Bundes- Verfammlung. 





Submiffefte nachträgliche Ueberreichung 
| v. S. | 
des Magiftvats und der Ulterleute der Stadt Dsnabrüd, 
Mit Anlage 15. betrifft 
| die Aufhebung. des in anerkannter Birkfomteit ge⸗ 


ſtandenen Staatsgrundgeſetzes für das Königreich 
Hannover vom 26. September 1833. 
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Als der Hohen Deutfchen Bundes: Berfammlung unter dem 19. 
März die fubmiffefte Vorftellung und Bitte in Betreff der Aufhebung 
des in anerfannter Wirffamfeit geftandenen Staatsgrundgefeges für 
das Königreih Hannover wir zu überreichen wagten, begten wir ben 
Wunſch: die ganze wichtige Angelegenheit unferer Seits fofort ſpruch— 
reif vorzulegen, theils um ber möglichft rafchen Erledigung, die und 
fo wünſchenswerth ‚fchien, den Weg zu bahnen, theils, um nicht durch 
Nachträge den Schein der Jmportunität oder mangelhafter Erwägung 
ung aufzuladen. 
Wenn dennoh der Gang ber Ereigniffe und zu einem folden 
Nachtrage nöthigt, fo dürfen wir hoffen, denfelben mit der Wichtigfeit 
der Grundfäge, welche in ber als Anlage 15 unterthänigft überreichten 
Verfügung aufgeftellt find, zu entfchuldigen. 
Wir dürfen aber aud bier nur in der Kürze dasjenige ſubmiſſeſt 
vortragen, was uns bei dieſem wichtigen Actenſtücke am weſentlichſten 
nothwendig ſcheint. Thatſachen, die uns nicht unmittelbar betreffen, den 
Umſtand, daß Se. Königliche Majeſtät bereitwillig Petitionen Aller 
höchſt ihrer getreuen Unterthanen entgegen genommen haben würden, 
während untergeordnete Behörden folche confiscirten und durch Unter: 
fuhungen Davon zurüdfchredten; die Fragen: ob Mittheilung oder Bes 
fprehung folder Gegenftände an fih unzuläffig oder in unzuläffiger 
Form von andern vorgenommen fey, was uns nicht befannt ift; ob 
ferner der einzelne Untertban zu PBertheidigung feiner eignen Rechte 
befugt, ob eine folhe Verteidigung anmaaßliche Vertretung des Landes 
fey? Diefes alles laſſen wir unberührt. Nothwendig hatten wir nur 
gegen den Satz: 
daß die Rechtsgültigkeit der durch das Patent vom 7. Decbr. 
1819 eingeführten landſtändiſchen Verfaſſung thatfächlih vom 
Lande durh Ermählung und Abfendung der in geböriger 
Anzahl erfchienenen Deputirten zur allgemeinen Stänbever: 
fammlung anerfannt worden fey, 

ung unterthänigft zu verwahren. 


* 


Im $. 14 unſerer ſubmiſſeſten Vorftellung und Bitte haben wir 
gewagt, diejenigen Grundfäge näher auszuführen, die unferes bevoteften 
Dafürhaltens bier entfcheiden dürften. Es ift feit der Abfaffung jenes $ 
nichts gefchehen, was unfere Ueberzeugung in dieſer Beziehung wanfend 
machen fünnte. Wohl haben wir Die Unentſchiedenheit und Unſicherheit 
zu beklagen, welche die berufene Berfammlung entwiselt hat; allein 
feibft die ewidenteften Beweife diefer Unficherheit geber noch immer den 


"Beweis, daß fogar dieſe Berfammlung nicht gewagt hat, den Grundſatz 


anjzuerkennen, der hier aus deren Exiſtenz hergeleitet wird. 


Die gegenwärtige Heimlihfeit der Verhandlungen macht es ung 
unmöglich, Beichlüffe in beweifender Form beizubringen. Nicht einmal 
die auf unfere Eingabe gefaßten Entſchließungen find ung mitgetheilt 


worden. Es wird auch folder Borlegung unferer Seits nicht bedürfen, 


da der Durchlauchtigſte Bund durch die nach den- Beichlüffen vom 
28. Juni 1832 niedergefegte Commiffion von dieſen Berbandlungen 


Kenntniß zu nehmen geruhet. Sp viel aber liegt am Tage, daß jene 
- Berfammlung alle diejenigen Fragen, deren Löfung durch diefelbe bewirkt 


feyn fol, in abſichtvoller Unentfchiedenbeit felbft da noch gelaffen bat, 


u als von Seiten Sr. Excellenz des Herrn Sabinets-Minifters von S chele 


in Perfon gegen biefes (von ung nicht näher zu beurtheilende) Ber: 


fahren der beftigfte Widerfpruch erhoben wurde, 


Allein abgefehen auch von diefen eigenen Befchlüffen und Erflärungen 
jener Berfammlung Tiegt wahrlid in dem Zufammentveten derfelben 
nicht diejenige thatfählihe Erflärung des Landes, welche bier 


‚gefordert worden. Wir dürfen ganz davon abfehen: ob es mit irgend 
‚einer landftändifhen VBerfaffung, ob es mit dem monardifchen Principe 
an füh vereinbar fey, Entfcheidungen über die Berfaffung nicht von 


dem verfaffungsmäßigen Organe, den Ständen, fondern von Urver: 
fammlungen einzuholen? Nur foviel liegt vor, daß von der Mebhrbeit 
der Wahlcorporationen bie vorausgefegte Erflärung nit abgegeben 


‚worden, daß biefelbe nicht abgegeben feyn wiirde, wenn man foldhe 


vor der Wahl gefordert hätte, daß folche noch viel weniger abgegeben 
werben würde, wenn man folde jest forderte. Wir bitten um bobe 


Nachſicht, wenn wir ed wagen, bier in die Principien bineinzugeben, 


deren Gefahr wir nicht verfennen, die aber einmal von der Anlage 15 
aufgeftellt find. 

Als die Wahlen vorgenommen wurden, war jede ruhige Beſprechung 
und Erwägung der Sache im Lande noch unmöglich. Die erfchütternde 
Cataſtrophe der Univerfität, die der Stolz des Landes gewefen war, 
das Mißtrauen, welches aus den üffentlih gewordenen Berhandlungen 
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in. biefer Sache feimte, die Maafregeln gegen Petitionen, welde oben 
‚angebeutet worden, alles fand im Wege. Alſo entſchloß ſich, wie der 
Erfolg gezeigt bat, ein großer Theil der Wahlcorpprationen. zu: einer 
fastifhen Proteftation gegen die Verſammlung, indem ſie gar nicht 
wählten. Andre wählten zwar, allein mit ausdrüdlicjene: Vorbehalt 
‚des Staatögrundgefeges, und ihre Deputirten wurden zuürütkgewieſen. 
Noch andere wählten endlich ohne Vorbehalt, aber ihre Wahl bewies, 
bag fie vom Staatsgrundgefege nicht weichen wollten. Als redende 
Beiſpiele Dürfen wir bier die Stadt Göttingen und den Cellefhen Bauern: 
fand anführen, über deren zweimalige Wahlen die Verhandlungen 
befannt geworden, ° Ä | 

ESs ſſoll nicht geläugnet werben, daß von einem, freilich nur geringen, 
‚Theile der Wohlcorporationen in der, von dem hochverehrlichen Neferipte, 
Anlage 15 vorausgefegten Abficht, gewählt feyn mag; eben fo wenig 
ift zu verfennen, daß eine Anzahl von Gorporationen unentfchieden 
gehandelt habe. Allein die NRefultate der Verhandlungen der berufenen 
Berfammlung felbft ergeben, daß diefe Berfammlung, in welde nur 
bie entfchiedenen Anhänger der Aufhebung des Staatsgrundgefeges, die 
Unentſchiedenen und Diejenigen, welche vermieden hatten, fich auszu— 
fprechen, zugelaffen, von ber aber alle ausgeſprochene Ueberzeugung von 
der Rechtsbeftändigfeit des Staatsgrundgefeges entfernt gehalten wurde, 


nicht einmal im Stande war, eine reine Mehrheit zu Gunften der 


Aufhebung des Staatsgrundgefeges zu Stande zu bringen. ntfchieden 
Tiegt alfo am Tage, daß eine vollzählige Verfammlung eine große 
Mehrheit zu Gunſten des Staatsgrundgefeges ergeben haben würde, 

Es iſt ſchwer, fid) hier eines Rückblicks auf den Schluß des Staats- 
grnndgefeges vom 26. September 1833 zu enthalten, wonach 34 ber. 
Mitglieder jeder Kammer gegenwärtig feyn und % von biefen für Die 
Abänderung ftimmen follen. Es ift ſchwer, fih eines Rückblickz auf 
das Jahr 1833 zu enthalten, wo am 13. März in ber erften Kammer 
von, 33 gegenwärtigen 29 für und nur 4 Stimmen gegen das Grund: 
gefeg ſich erflärten, und in zahlreicher Verſammlung der zweiten Kammer 
wur zwei Stimmen ſich gegen daffelbe erhoben. Wer fann 
fh des Schmerzes erwehren, wenn nun ſchon Das Zufammentreten 
der Hälfte der Mitglieder einer Verſammlung, deren Mehrheit bie 
Zweifel an ihrem vechtlichen Beftande nicht zu unterdrüden vermag, ja, 
ſich gedrungen fühlt, ſolche laut auszufprehen, genügen folk, das alfo 
Begründete zu vernichten. | 

Was aber noch fehmerzlicher und verwirrender unfer Gemüth trifft, 
das ift die Art, in ber jener Grundfag ansgefprochen wird. Iſt es 
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wirklich wahr, daß die Verfaſſung von 1819 in voller Wirkſamkeit 
ſteht (den Ausdruck: „in anerkannter Wirkſamkeit,“ gebraucht die An— 
lage 15 nicht), glaubt wenigſtens das Cabinet Sr. Königl. Majeſtät 
dieſen Sat durchführen zu müſſen, dann begeht derjenige, welcher das 
Staatsgrundgeſetz zu vertheidigen unternimmt, im erſtern Falle in 
Wirklichkeit, im zweiten wenigſtens nach der Anſicht der Regierung ein 
ſchweres Verbrechen, um deswillen er dem Richter verfallen ſeyn würde. 

Wäre es hier nicht der Milde, ſo wie der Gerechtigkeit angemeſſen, 
dieſe Lage der Dinge allen kund zu thun? Dann kann jeder ermeſſen, 
was er thue? wie viel er wagen, ob er das Mißfallen ſeiner Regierung 
auf ſich nehmen und vom Richter den Schutz erwarten will. Niemand 
wird Hagen fünnen, er ſey in gutem Glauben ungewarnt in eine Schlinge 
gerathen. Statt diefer Offenheit wird den Dbrigfeiten der Befehl, heim: 
lich mit der größten Vorficht, damit nicht durd die von der Obrigfeit 
zu entwidelnde Thätigfeit Die Aufmerffamfeit der Unterthanen erregt 
werde, die Abficht der Unterthanen, welde auf Bitten jener Art gerichtet 
feyn möchte, zu vereiteln. | 

Obrigfeiten, welche, fo wie wir es für unfere Pflicht halten müſſen, 
die Anficht hegen, daß das Staatsgrundgefeg yon 1533 weder vechtlid 
noch factiſch gültig aufgehoben fey, follen gezwungen ſeyn, gegen ihre 
Untergebenen zu handeln, ohne daß ein Gefeg, ohne daß nur eine 
öffentlich mitzutheilende Allerhöchſte Willensmeinung ihnen zur Seite ftände, 
ohne daß zu erwarten wäre, ber Richter, wenn man ſich an dieſen wendet, 
werde einem folden Berfahren den Stempel bes Rechts aufprüden! — 

Der Zweck der gegenwärtigen unterthänigften Zeilen war nur ber, 
einer Folgerung ausdrüdlih zu widerfpredhen, welche bier zum erjten- 
male in einem öffentlichen Actenftüce erfcheint. Aber es war unmöglid, 
dieſes zu thun, ohne zugleich der drüdenden Collifion der Pflichten zu 
gebenfen, in welcher ſich redliche Obrigfeiten und Unterthanen dieſes Landes 
befinden. Zweifel diefer Art bringt nun jeder Tag. Die vorgefchriebene 
Borfiht — wie ratbfam folhe auch feheinen mag — wird die Verbrei— 
tung nicht hindern. , Wer aber, ber die Gemüther, der Menfchen, bie 
Schwierigfeiten der obrigfeitlichen Stellung, wie folhe fi feit Jabren 
entwidelt haben, nicht verfennt, wird es läugnen, daß diefer Zweifel 
alle Bande zu löſen vermöge, auf denen das Glück und der Stolz 
Deutſchlands, feine fittlihe Höhe, die deutfche Treue ruht. Nicht die 
‚Klugheit ift es, die Die Menge leitet, nicht Reife und Tiefe des Urtheils, 
fondern das Vertrauen, das Vertrauen, welches fich überall, aber auch 
nur da findet, wo ein fefter Gang mit gerechter und wohlwollender 
Gefinnung ſich vereinigt. | 
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Solch entſchiedenes und wohlwollendes Handeln hat unfer Pand aus 
ben Gefahren des Jahre 1831 gerettet. Möge es der Weisheit des 
Durchlauchtigſten Bundes gelingen, durd baldige weife Verfügung dem: 
felben Eintracht und mit dieſer Die alten Schäge ber Treue und Picbe 
zu ſichern, mit denen die Regierung Alles, ohne welche fie nichts vermag. 

Osnabrück, den 18. Mat 1838. 

Biirgermeifter und Rath und Alterfeute der Stadt Osnabrück. 


(L. 8.) Payenstecher, Dr. Seecr. 


®. 
Anlage 15. i 
x Pr. 3. Mai 1838. 


Bertraulic. 


Auf Beranlaffung der ftattgefundenen Umtriebe mit dem Sammeln 
von Unterfchriften und dem Umherſchicken von Petitionen politiihen Inhalts - 
it Uns auf Allerböchften Befehl folgendes eröffnet worden: 

Sp bereitwillig Se. Königl. Majeftät die Petitionen Allerhöchſi 
Dero getreuen Unterthanen annähmen, fo mißfällig hätten Allerhöchſt— 
dieſelben ſeit einiger Zeit wahrnehmen müſſen, daß dergleichen Petitionen 
politiſchen Inhalts in einigen Gegenden des Königreichs zum Zweck des 
Sammelns der Unterſchriften umhergeſchickt oder an öffentlichen Orten 
verleſen würden. 

Dieſe Petitionen, welche die Wiederherſtellung des unterm 1. Nov. 
v. J. aufgehobenen Staatsgrundgeſetzes vom 26. September 1833 zum 
alleinigen Zweck hätten, erſchienen, abgeſehen davon, daß den einzelnen 
Unterthanen niemals das Recht eingeräumt werden könne, ſich zu Ver— 
tretern des ganzen Landes aufzuwerfen, ſchon deshalb als völlig unpaſſend 
und unzuläſſig, weil von Sr. Königl. Majeſtät die Aufhebung des vor— 
maligen Staatsgrundgefeges erft nach langer und forsfältiger Prüfung 
aller Verhältniſſe befchloffen, die durch Das Patent vom 7. Dec. 1519 
eingeführte Tandftändifhe Verfaſſung für die rechtsgültige erflärt und 
dies thatfähli vom Lande durh Erwählung und Abfendung der in 
gehöriger Anzahl erfchienenen Deputirten zur gegenwärtigen allgemeinen 
Ständeverfammlung anerfannt worden fey. Es unterliege mithin feinem 
Zweifel, daß, nachdem die allgemeine Ständeverfammlung fi ordnungs: 
mäßig conſtituirt und vollgültige Beſchlüſſe gefaßt habe, die durch das 

10 
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Patent vom 7. Dee. 1819 eingeführte landſtändiſche Berfaffung in voller 
Wirffamfeit ſey und Daß den gegen folhe Berfaffung gerichteten Petitionen 
niemals Folge gegeben werden fünne, 

Unter diefen Umftänden haben nun Seine Majeftät befohlen, 
daß auf. Mittel Bedacht genommen werben folle, wodurch der Verbrei- 
tung folcher Petitionen genügend entgegengewirkt werden könne. Wir 
ertbeifen daher auf Allerböchften Befehl dem Magiftrat hiemit die Anwei- 
fung im Allgemeinen auf den fraglichen Gegenftand ein wachſames Auge 
zu richten, das Verlefen der beregten Petitionen oder dergleichen Schriften 
an öffentlichen Orten, das Umherſchicken berjelben zum Zwede des Sam: 
meins von Unterfchriften zu verhindern, die Schriften felbft wegzunehmen 
und an Uns einzufchielen, überhaupt fofort, allenfalls durch expreſſe 
Boten an Uns zu berichten, fobald fih eine Spur folcher Umtriebe zeigen 
follte, damit Wit in die Lage verfegt werden, ungeſäumt mit ben geeig— 
neten Maafregeln einzufchreiten. | 

| ” die Vöa Viail El 
Arten son Umtrieben u cii 7 
* Anfmeaſamten 58 — 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß dabei mit der größten 
Vorſicht zu verfahren iſt, damit nicht in denjenigen Gegenden, wo bisher 
die Abfaſſung und Verbreitung derartiger Petitionen weder Anklang gefun— 
den hat, noch auch der Wahrſcheinlichkeit nach finden wird, erſt durch die 
‚von der Obrigkeit zu entwickelnde Thätigkeit die Aufmerkſamkeit der Unter: 
thanen auf den beregten Gegenftand gelenft werde. 

‚Dsnabrüd, den 2. Mai 1838. 

N, 3651. - Königlihe Hannoversche Landdroftei 
An Ä unters. Wedel. 
den Magiftvat der Stadt Osnabrück. 


Die Treue der Abſchrift wird hierdurch atteftivet, mit dem Bemerfen, 
daß die durchſtrichenen Worte ebenfalls in dem Originale durchgeftri- 
chen find. 


(L. 8.) Pagenstecher, Dr. Secr. 
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Ebrerbietige Vorſtellung 


der unterzeichneten Mitglieder der zweiten Kammer der durch 
die Proclamation vom 7. Januar 1838 berufenen Stände: 
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(unterzeichnet am 29. Juni 1838.) 
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An F 
die Durchlauchtigſte Deutſche Vundes-Verſammlung. 
Ehrerbietige Vorſtellung 


der unterzeichneten Mitglieder der zweiten Kammer der zu Hannover 
verſammelten Stände 


Oannover, ben 29. Juni 1838. 


Hat Anlage betreffend 
sub I. und a . die Hannover'ſche Berfaffungefrage. 


Wenn die ehrerbietigft unterzeichneten Mitglieder der zweiten Kammer 
der von Seiner Mujeftät dem Könige von Hannover mittelft Aller 
höchſter Proclamation vom 7. Januar 1838 berufenen allgemeinen 
Stände:Berfammlung zu dem ungewöhnfichen und für fie wahrhaft 
fehhmerzlihen Sähritte einer Anrufung der Durchlauchtigften Deutfchen 
Bundesverfammlung in ihrem Gewiffen fich gedrungen fühlen, fo 
geichieht folches in der feſt begründeten Ueberzeugung, daß dieſer Schritt 
mit der fchuldigen Devotion -gegen ihren angeftammten Landesberrn und 
mit der firengfien Anhänglichfet an Recht und Ordnung in eben dem 
Grade vereinbar ift, als er von der Pflicht gegen das Vaterland, 
deſſen Vertreter fie find, ihnen geboten, wird. 

Durch das Allerhöchfte Patent vom 1. November 4837 hat Seine 
Majeftät unfer allergnädigfter König das, vier Jahr lang in anerfannter 
Wirkſamkeit beftandene Grundgefeb bed Königreichs vom 26. Sept. 
1833 für erlofhen zu erklären beliebt. Zwei Tage vorher geftel es 
Seiner Majeftät, die bei Allerhöchftihrer Ankunft zu Hannover verfam: 
melten, unterm 29. Juni v. J. vertagten, allgemeinen Stände aufzulöfen, 
und dadurch das Organ zur vernichten, welches nad) $. 83. des Staats⸗ 
Grundgeſetzes die grundgefeglichen Rechte. ded Landes zu vertreten 
berufen war. 

Die durch die Allerhöchfte Proclamation vom 7. Jan. d. J. von 
Seiner Majeſtät berufene Verſammlung iſt weder nach der Vorſchrift 
des Staatsgrundgeſetzes vom 26. September 1833, noch nach der des 
Königlichen Patents vom 7. Dec. 1819 componirt, und kann ſchon aus 
dieſem Grunde weder ald verfaffungsmäßige StänderBerfammlung, noch 
als gehörig Iegitimirted Organ zur Vertretung der grundgefeglichen 
Rechte des Landes betrachtet werden. - 
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Müffen daher die einzelnen Mitglieder diefer Verſammlung ſich 
um fo mehr befcheiden, einen Charakter nicht in Anfpruch nehmen zu 
fünnen, deſſen die Gefammtheit, welcher fie angehören, entbehrt, fo. 
haben die ehrerbietigft Unterzeichneten dennoch geglaubt, daß die eigen- 
thümliche Stellung, worin fie fich befinden, ihrem offenen Zeugniffe 
über- die Lage des Landes einiged Gewicht verleihen, und daß folches 
vielleicht zu einer klareren Anficht über die beflagendwerthen Verwirrungen, 
in welche die öffentlichen Zuſtaͤnde des Königreichs gerathen ſind, in 
dem Augenblicke mit beitragen könne, in welchem dieſe Durchlauchtige 
Verſammlung auf deren Löſung Bedacht zu nehmen geruhen mögte. 

Die Stadt Osnabrück hat in einer der Durchlauchtigen Bundes: 
Berfammlung im März d. 3. überreichten Befchwerde - Schrift, Die 
MWiederherftellung des Staatsgrundgefeßes vom 26. September 1833, 
‘ eventualiter die Wiederherftellung der Verfaffung von 1819 in völliger 
Integrität beantragt. Es ift ihr nach unſerm unmaßgeblichen Ermeffen 
gelungen, fowohl den Legitimationd- Punkt, als auch den Grund der 
Beſchwerde felbft, auf eine völlig erfchöpfende Weife Har und bündig 
zu deduciren. | | ee 
Die von der Stadt Osnabrück ihrer Beſchwerdeſchrift ald Anlage 5. 
beigefügte Nechtödeduction wurde mittelft einer Petition vom: 47. Febr: 
d. 5. der am 20. deffelben Monats eröffneten hiefigen Stände-Berfamm; 
lung mit der Bitte überreicht. ee | 

„Seine Königliche Majeftät um die baldigfte Berufung der 
allgemeinen Stände - Berfammlung in Gemäßheit des Staats—⸗ 
grundgefeßed vom 26. Sept. 1833 in möglichſt kurzer Frift 
unterthänigft zu. bitten.“ | 

Bei den Wahlen zu diefer Verſammlung, zu deren zweiter Kammer 
bie einzigen Iebenslänglichen Mitglieder, die Schag- Räthe, gar nicht 
berufen worden, hatten fehr verfchiedene Gefichtöpunfte vorgeherrfcht. 
Während die in zweiter Kammer. vertretenen 6 Stifter, welche nach 
der Verordnung des Höchftfeligen Könige Wilhelm IV. vom 
9, Okt. 1833 nur drei der Geiftlichfeit, oder dem höhern Schulwefen 
angehörende Deputirte zu ftellen befugt waren, jeßt 6 Königliche Diener 
zu wählen fich beeift hatten, und auch von ben beiden Gonfiftorien 2 im 
höhern Staatsdtenft ftehende Männer abgeorbnet waren, hatten die von 
der Regierung unabhängigeren Corporationen größtentheils ihre Anhängs 
lichkeit an das Staatögrundgefeß dadurch zu erfennen gegeben, daß fie 
entweder mit ausdrücklicher, in. den Wahl: Protocalien niedergelegter . 
Verwahrung der ftaatögrundgefehlichen Rechte gewählt, — diefe Wahlen 
wurden vom Königlichen Cabinet gegen die Anficht der zweiten Kammer 
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caſſirt, — oder daß fie, dergleichen Vorbehalte für unnöthig haltend, 
Deputirte, von deren perfönlicher Gefinnung fie einen Kampf zur 
Aufrechthaltung des Staatsgrundgefeged erwarteten, gefchieft_oder aber, 

daß fie der Beſchickung eines nicht verfaffungsmäßigen Landtages fich 
gaͤnzlich enthalten hatten. 

Solcjergejtalt waren, als die Osnabrücker Petition. zur Berathung 
fan, 19 Wahl-Eorporationen, unter ihnen die Staͤdte Hannover, Lüne— 
burg, Osnabrück, Hildesherm, Emden, Münden, Burtehude, Fürftenau, 
Leer und Norden unvertreten, und die zweite Kammer enthielt daher 
ftatt der berufenen 73 nur 54 Mitglieder, unter denen 24 eigentliche 
Königliche Diener, im Sinne der Verordnung vom 7. Jan. 1838 aber - 
ſogar 34 Königliche Diener, gezählt wurden. 

Wie unmöglid,) es einer fo componirten Kammer feyn mußte, gleich 
damals über die Incompetenz der Verſammlung fich rein augzufprechen, 
liegt am Tage. Dad Aeußerſte, was zu erreichen fiand, war Die 
Anerkennung von Zweifeln über die Competenz. Indem daher beide 
Kammern von. dem Inhalte der Osnabrücker Petition Gelegenheit 
nahmen, fich gegen das Gabinet Seiner Majeftät über die höchſt bekla— 
genswerthe Lage auszufprechen, in welche fie fich verfegt fühen, erflärten 
ſ e namentlich in dem 

sub Nro. 1. 
abfihriftlich angefchloffenen Schreiben vom 16. März. d. J., 
daß ihre gegenwärtige Compofttion mir den Vorfchriften der 
Berfaffung von 4819 nicht völlig übereinſtimmen. 

Wenn fie gleichwohl von den obwaltenden Berhältniffen unmider: 
ftehlichh gezwungen zu dem Berfüche einer gütlichen Vereinbarung fich 
bereit erffärte, fo gefchah dies unter der ausdrüdlichen Bemerkung, daß 
folche ohne eine Theilnahme der bisher nicht vertreteuten Corporationen 
das erforderliche Vertrauen nicht werde gewinnen fünnen. Die Stände: 
Berfammlung erfuchte daher das Königliche Gabinet: Diefer ihrer Erflär 
rung Deffentlichkeit zu geben und dieſelbe den betreffenden Wahl-Eor- 
porationen mitzutheilen. 

Auf dieſe Bitte ertheilte das Cabinet Seiner Majeftät Feine 
Erwiederung. Es- erfolgte weder die beantragte Veröffentlichung jenes 
Schreibens, noch deffen Mittheilung, noch eine fonftige Aufforderung 
an die bis dahin unvertretenen Wahl-Corporationen, ja fogar die Auf: 
nahme ded Schreibens in die gedruckten Actenſtücke der Stände - Ber: 
fammlung wurde cabinetöfeitig inhibirt. 

Inmittelſt hatten die verfammelten Stände die ihnen vorgelegten 
Gefeges : Entwürfe — bie meiften derfelben waren bereits von ber 
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vorigen ſtaatsgrundgeſetzlichen allgemeinen Staände-Verſammlung regle— 
mentsmäßig erledigt, — in Berathung gezogen, eine commiſſariſche 


Prüfung des von Seiner Majeſtät mitgetheilten Verfaſſungs-Entwurfes 


beſchloſſen, auch ſtatt eines ihnen vorgelegten Budgets das von der 
vorigen allgemeinen Stände-Verſammlung bewilligte Budget für das 
Rechnungsjahr vom 4: Juli 18°; in folle prolongirt und fo tie 
ſtaatsgrundgeſetzliche Gaffenvereinigung in Wirfamfeit erhalten. . Sie 
glaubten - Died Verfahren dem Gehorfam gegen Die Befehle Seiner 
Maijeftät ebenfowohl, als der pflichtmäpigen Rückſicht auf den fonft 
gefährdeten finanziellen Zuftand des Landes und der Eorge für den 
ungehinderten Fortgang der Verwaltung ſchuldig zu feyn. 

Als nach dent Ablauf der 14 tägigen Ojterferien die allgem- ine 
Erwartung von dem Erfolge der ftändifcherfeits beim Königl. Cabinet 
beantragten in dem oben angefügten Schreiben bezeichneten Maßregeln 
ſich getäufcht fand, und die Folgen davon in der 10 Tage lan 
dauernden Unvollzähligfeit der zwei Kammern. fich. zeigten, verharıte 
das Cabinet Seiner Majeſtät nicht beftoweniger in ber Richter fülkung 
der ſtändiſchen Bitte. 

Erft am 11. Tage nadı ihrem Mirderzufammentrittr.. am 3. Mat 
d. 3. war es den Bemühungen ihres Präftdenten gelungen, Die zur 
Faſſung von Befchlüffen erforderliche Zahl von 37 Mitgliedern zweiter 
Kammer zu verfammeln. 

Die Wahrnehmung, daß diefer nur nothdürftig bis auf die Hälfte 
ihrer Mitglieder completirten Kammer derſelbe Nepräfentativ-Character, 


welcher ſelbſt Die vollzaͤhlige rechtlich nicht würde anſprechen können, 


vom Gabinet Seiner Majeftät beigelegf werde, hat feitbem der zweiten 
Kammer eine größere Zahl von Deputirten, ald fie vor den Ferien 
enthielt, zugeführt, von denen jedoch die meiften theild verwahrende 
Erfärungen ihrer Sommittenten wegen Aufrechtbaltung des Staategrunds» 


geſetzes von 1833 einbrachten, — folcher Petitionen find im Ganzen 
bis jegt 15 an die Kammer gelangt, — theild im eigenen Namen 


dergleichen zu Protocol gaben. Gleichwohl find die Städte Osnabrüd, 
Hildesheim, Fürftenau und Norden und die Graffchaft Hohenftein noch 
heute in zweiter Kammer nicht repräfentirt, und die Mehrzahl auch der 
gegenwärtigen Deputirten betrachtet ihre Theilnahme an den Berbhand: 


lungen lediglich als einen vom ſchuldigen Gehorſam gegen ben Aller— 
höchſten Befehl und von der Gewalt der Umſtände gebotenen Nothbehelf, 


ohne zugleich den verfammelten Ständen denjenigen Repräſentativ⸗Cha— 
racter zuzuerfennen, deffen fie Doch, um Rechtsgůltiges zu ſchaffen, 
nothwendig bedürfen. 
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In diefer ebenſo eigenthümlichen als fehwierigen Rage, ungewiß ob 
nicht ſchon die nächte Zukunft eine Auflöfung - diefer VBerfammlung 
herbeiführen und die Namen der ehrerbietigft Unterzeichneten- den bis 
dahin unbefcholteren Mitgliedern anderer dentfcher Stände - Berfamms 
Lungen beigefellen werde, welche nach einer in Nro. 168 der Beilage 
zur Augsburger allgemeinen Zeitung vom 17. Juni d. J. entbaltenen, 
von dem Landtags-Commiſſair auf wiederholte Anfrage, für unächt nicht 
erklärten Mittheilung, eine von der Königl. Hannoverfchen Bundestages: 
Geſandtſchaft an die Durchlauchtige Bundes: Berfammlung unterm 25. 
Mai: d. J. überreichte Erffärung „als im Dunkeln fehleichende Feinde 
bes Rechts umd der Ordnung⸗ öffentlich bezeichnet, — haben fie geglaubt, 
diefer Durchlauchtigen VBerfammlung Aufklärung über ihr Berhalten 
geben zu müſſen. 

Durch Verhältniſſe, die wir nicht zu ER vermochten, da ber 
öffentliche Nechtszuftand ohne und geſtört worden, zum Fortfchreiten 
auf dem factifchen Gebiete genöthigt, haben wir, um Ordnung im Lande ‘ 
zu erhaften, eine Thätigkeit geäußert, wie fie einer verfaffungsmäßigen 
Stinde-Berfammlung zuerfannt, und wir glauben, unfern pflidytmäßigen 
Gehorfam gegen den Willen unfers allergnätigften Landesherrn dadurd) 
bethätigt zu haben. Wir find auch foweit ed nur auf die Erreichung 
jenes Zwedes, auf Erhaltung der Ordnung im Lande anfommt, und 
fo fange und nicht zugemuthet wird, weiter zu gehen, als die Nothwen— 
digkeit unerläßlich erheifcht, innerhalb der und geſteckten Grenzen e 
gewiſſenhafte Thätigkeit fortzuſetzen bereit. 

Aber wir verwahren feierlich uns ſelbſt, wie das Königreich, ald 
deffen Repräſentanten wir eidlich verpflichtet find, gegen die aus unferm 
Verhalten gezogene Folgerung : | 


als fey dadurch die Verfaffung von 1819 in anerfannte 
Wirkſamkeit getreten. 


Denn, wie ber unterm 16. März d. J die verfammelten Stände 
in dem abfchriftlich beigefügten Schreiben ausgeſprochen haben, daß 
ihre gegenwärtige Gompofition mit den VBorfchriften der Verfaſſung 
von 1819 nicht völlig übereintimme, und wie in dem 

sub Nro. 1. 
unterthänigft ans zeſchloſſenen Beſchluſſe vom 25 uni d. J. eine große 
Majorität zweiter Kammer — 34 gegen 24 Stimmen — im Wefent: 
lichen dieſes Deutlich erflärt hat, fo it es inöbefondere auch unfere 
gründfid, erwogene Ucherzeugung, und wir achten es für eine heilige 
Pflicht, vor diefer Durchlaudytigen Verſammlung auszufprechen: 


ee, FRE 


daß feine Handlung der jest verfammelten Deputüten 
rechtlich Gültiges zu bewirfen im Stande fey, daß vielmehr 
dazu die Zuftimmung einer, auf die vor dem Regierungs— 
Antritte Seiner Königlichen Majeftät rechtmäßig b-ftandenen 
- Berfaffung gegründeten und in Gemäßheit derfelben berufenen 
componirten Staͤnde⸗ Verſammlung unumgaͤnglich erforder⸗ 
lich ſey. 
Dieſe chrerbietigſte Erklärung, zu der wir uns nur mit ſchwerem 
Herzen entſchließen konnten, it und Durch den Inhalt des in Bezug 
genommenen Artifeld der Augsburger allgemeinen Zeitung, nachdem ber 
Königliche Commiffair auf wiederholte in zweiter Kammer an ihn 
geftellte Anfrage jede Erläuterung und jedes beruhigende Wort verweigert 
hat, zur Rechtfertigung unferer fchwer verlegten Ehre abgedrungen: 

Welche VBerfaffung die vor dem Negierungs-Antritte Seiner Königl. 
Majeftät rechtmäßig beftanden fey? — Diefe inhaltfchwere Frage Tiegt 
der Durcjlauchtigen Bunded-Berfammlung zur Entfcheidung vor. 

. Zwar müſſen wir und befcheiden, daß wir eben fo wenig wie bie 
zufammenberufene Berfammlung überhaupt, eine verfaffungsmäßig begrün- 
Dete repräfentative Corporation bilden, gleichwohl geben wir der Hoffnung 
Raum, daß die Durdjlauchtige Bundes-Verſammlung bei der Erwägung 
und Entfcheidung ded Schickſals eines ganzen Landes der freimüthiger, 
in ‚Ermangelung jeded andern Ausfunftsmitteld vom Drrvge des 
Gewiffend gebotenen Erflärung von Männern, welche von Wahlberedi- 
tigten aus allen Theilen des Landed unter den fchwierigiten Umſtänden 
. für würdig erachtet worden, das Wohl des Vaterlandes zu berathen 
und zu vertreten, nicht ohne alles Gewicht feyn werde. 

Auf die Entfcheidung Ddiefer Durchlauchtigen Verſammlung harren 
in gefpanntefter Erwartung die Bewohner unfers Königreichs, welche in 
bewährter Treue gegen ihre angeftammten Negenten und im Gehorſam 
gegen die Geſetze gewiß Feined Landes Unterthanen nachftehen, welche 
äber auch ohne eine fefte Grundlage des Rechtseine Sicherheit und 
kein Heil, weder für die Throne, noch für dDieVölfer, dauernd gedenkbar 
halten, 

Auf das unzertrennbare Wohl ihres Könige — ihres Vaterlandes 
ſind auch der ehrerbietigſt Unterzeichneten — und Handlungen 
einzig und allein gerichtet. 

Feierlichſt betheuern wir vor Gott und vor dieſer —— 
Verſammlung, daß wir die Treue, zu welcher wir unſerm angeitamm: 
ten Landesherrn ung eidlich verpflichtet, weder, verlest haben, noch 
wiffentlidy je verlegen werden, daß wir, gleich dem Rande, deſſen Bertreter 


wir find, von ber treueften Hingebung an die geheiligte Perfon unfers 
Allergnädigften Königs erfüllt, jede Verlegung Allerhöchftdeffen Nechte 
aufrichtig verabfchenen würden, daß wir aber auch durd, die Stellung, 
zu welcher das Vertrauen unferer Mitbürger uns berufen bat, und 
durch unfern in folcher Stellung geſchworenen Eid uns gleich heilig 
verpflichtet achten, bie Rechte und die Wohlfahrt unſers VBaterlandes 
nad) unfern Kräften’ zu vertheidigen. 

(Folgt dann noch die Vollmacht, auf den Conſiſtorialrath Dr. 
Heffenberg zu Frankfurt Tautend.) 
Dr, Fr. Lang, Dep. der Bremifchen Geeft ꝛc. ꝛc., Vice-Präſident. 
Dr. Ehriftiani, Dep. der Stadt Harburg, Vice-General— Syndieus. 
Stadtrichter Dr. Meyer, Dep. der Reſidenzſtadt Hannover. | 
Juſtizrath Conradi, Dep. der Stadt Göttingen. 
Advocat Detmold, Dep. der Stadt Münden. 
Dr. Th. Meyer, Dep. der Stabt Lüneburg. 
Ahtmann Kaufmann, Dep. der Stadt Uelzen. 
Kaufmann Schulz, Dep. der Stadt Celle. 
Bürgermeifter Willers, Dep. der Stadt Burgdorf. 
Senator Haverfampf, Dep. der Stadt Stade. 
Syndicus Dr. Lang, Dep. der Stadt Burtebube. 
Stadtgerichts-Serretair Dr. Siemens, Dep. ber Stadt Leer. 
Baumeiſter Coß, Dep. der Grundbeſitzer. 
Vollhöfner Möller, 
Cantor Riechelmann, 
Oeconom Schmidt, 
— — —— Grundbefiger in. den Bremifchen 
Hausmann Schadt, 
Hofbefiger Schriefer, Dep. der Bremiſchen Bet und der Grund: 

befiger im Herzogthum Verden. 

Gutsbefiger Wehner, d Dep. der Grumdbefiger in den Grafſchaften 
Bollmaier Stubbe, | Hoya und Diepholz. 
Advocat Buddenberg, 
Butsbefiger König, 
Colon Möllmann, ; 
————— — „Dep. des Landes Hadeln. 
RIO, Dr. Nordbed, Dep. ber Bentheimſchen orundhelten 


no — * 


Dep. ber Püneburgifchen Grundbefigen, 








Dep. der Osnabrück'ſchen Grundbefiger. 





Anlage — 
An 


das Cabinet Seiner Majenät des Rönigs. 


Vortrag | 
der allgemeinen Stände-Berfammlung. 


Indem Stände in den Anlagen dem Königl. Cabinet eine Petition 
des Magiftrats und ber Bürger-Nepräfentanten der Stadt Osnabrüd, 
betreffend die Aufhebung des Staatsgrundgefegesg und eine Petition 
- des Schatz-Raths und Bürgermeifters. Stüve bafelbft überreichen, ent: 
nehmen fie von dem Inhalte diefer Petitionen Gelegenheit, fich über 
bie höchſt beffagenswerthe Rage auszufprechen, in welche fie durch Die 
Berfchiedenheit der, über ihre Zuftändigfeit in zweiter Kammer obwal- 
tenden Anfichten, Durch die von Seiten mehrerer Corporationen unter: 
bliebene Sendung von Deputirten und durch den verhinderten Eintritt 
der unter Vorbehalt gewählten Deputirten verfegt worden find. 

Es konnte nit fehlen, daß die durch das Patent vom 1. Novbr. 
v. J. geſchehene Befeitigung des, Staatsgrundgefeßes verfchiedenartigen 
Beurtheilungen unterlag, wie ſich dies denn auch nicht bloß im Bolfe 
überhaupt, fondern vorzugsweife unter den gebildeten Claſſen desſelben 
vielfältig ausgefprochen hat. 

Eben daher mußte ſich aber der Zweifel, ob das Staatsgrund- 
gefeß auf gültige IBeife aufgehoben fey, — aud unter den Ständen, 
welche aus der Wahl des Bolfs berporgingen, wiederfinden, zumal da 
berfelbe eine Stübße durch einige im Streben für deſſen Wiederber: 
ftellung begriffene Wahl-Corpprationen und durch die Schwierigkeiten 
erhielt, in welche man fih, nad der von Gr. Majeftät. Allerböchft 
beliebten Wiederherftellung der Berfaffung von 1819, nothwendig ganz 
in dem Maafe verwidelt fühlt, wie Dies bei der Nüdfehr zu einem 
frühern Zuftande unvermeidlich ift. 

Namentlich können Stände. nicht verfennen, daß ihre gegenwärtige 
Compoſition mit den Vorſchriften der Verfaſſung von 1819 nicht völlig 
übereinſtimmt, da derſelben im Schatz-Collegio und deſſen Mitgliedern, 
— welche freilich nach Lage der Verhältniſſe zu den Berathungen nicht 
berufen werden konnten — ein Organ fehlt, — ein Umſtand, auf welchen 
Stände nicht ohne Beforgniß bliden können, in fofern fih Daraus 
Zweifel über ihre vepräfentativen Befugniffe jemals berleiten ließen. 

Wie dringend daher auch Stände darauf bingewiefen werben, ihre 
tehtlihe Zuftändigfeit in ihrer gegenwärtigen Compofition einer nähern 


er 


Prüfung zu unterwerfen, fo haben fie doc, von den obmwaltenden Ber: 
bältniffen unwiderftehlich gezwungen, geglaudt, im öffentlichen Intereffe 
diefe Frage ihrer Seits auf fi beruhen laffen, und ihre Hand zu einer 
Vereinbarung bieten zu müffen, ‘welche dazu geeignet ift, Die Zweifel 
eines großen Theils der Unterthanen zu zerfiveuen, indem fie es ver: 
fuchen, durch ihre Verhandlungen Nefultate zu erzielen, die den Aller: 
höchſten Erwartungen Sr. Königlihen Majeftät und zugleich ben 
Unterthanen genügen. | 

Es muß aber der lebhafte Wunfch der Stände feyn, daß eine ſolche 
durch die Umftände gebotene Vereinbarung ungetheiltes Vertrauen ge: 
winne, ohne welches felbige nicht gedeihen fann, wozu Stände winen 
wefentlichen Schritt in der Theilnahme ber bisher nicht vertretenen Cor: 
. porationen finden ‚würden. 

Stände geben fih der Hoffnung bin, dur ihre dringende. Em: 
ladung dazu beitragen zu können, daß die Eorporationen, welche bisher 
ihre Theilnahme verfagten, oder welche das Königlihe Cabinet durch 
- Nefervationen -veranlaßten, den Eintritt der gewählten Deputirten zu 
verweigern, zur Wahl von Bertretern und zur Zurücknahme der Vor: 
behalte fchreiten werden, da es nicht die Meinung dieſer Wahl-Corpo-: 
rationen feyn Fann, durch fernere Zurückhaltung ihrer Theilnahme das 
Vertrauen zu ben Ergebniffen einer Vereinbarung im Boraus zu ſchwächen. 

Indem daher Stände das Königliche Cabinet- erfuchen, diefer Er: 
Härung Deffentlichfeit zu geben und foldhe den betreffenden Wahl-Cor- 
porationen mitzutbeilen, verſichern fie ihre hechachtungevollſten — N: 
nungen. 

Hannover, den 16. März 1838. 
Die Verfammlung der allgemeinen Stände des Königreichs. 


Extractus Protocolli zweiter Kammer 
vom 25. Juni 1838, 


Anlage 2. 


* $: 2 
Zweite Kammer hat vor dem Schluffe der erften Berathung bes 
mittelft Königlihen Schreibens vom 18. Februar d. J. vorgelefenen 
neuen Berfaffungs-Entwurfs, den Borbefchluß gefaßt : 
Stände wollen die Berfaffung, welche ihnen von Sr. Majeftät 
vorgelegt ift, beratben, fie müſſen indeffen ber Anficht feyn, daß 
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dadurch diejenige Verfaſſung, melde vor dem Antritte Sr. Ma: 
jeftät vechtmäßig beftanden, nicht anders befriedigend auf: 
gehoben oder abgeändert werden könne, als wenn die nad 
dem Staatsgrundgefege begründete (mit den An- 
trägen der Stände zu dem neuen Berfaffungs:- Ent: 
wurfe übereinftimmende) NRepräfentation, fowie Die Pro: 
vyinzial- Stände dazu ihre Zuftimmung ertheilen. 


IH. 
An die 


Durchlaucht. Deutfche Bundes-Perfammlung. 





Ehrerbietigſte Vorftellung und Bitte 


der unterzeichneten Mitglieder zweiter Kammer der von Seiner 
Königl. Majeftät dem Könige von Hannover mittelft Allerhöchfter 
Proclamation vom 7. Januar 1838 berufenen allgemeinen 

|  Stände-Berfammlung. | 


(Bei dev Bundesverfammfung eingereicht am 22, März 1839.) 


Syat Anlage A. * 
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‚Bereits unterm 29. Juni vorigen Jahre ſah eine große Anzahl 
ber Deputirten zweiter Kammer fid gedrungen, der Hoben Deutſchen 
Bundes: Berfammlung Anzeige von denjenigen Verhandlungen zu machen, - 
welche bis dabin in der durch die Proclamation Seiner Königlichen 
Majeftät, des Königs von Hannover, ihres Allergnädigften Königs und 
Herrn, vom 7. Januar 1838 berufenen Verſammlung rüdfichtlih der 
Aufhebung des Staate-Grund-Gefeges vum 26. September 1833 ftatt: 
gefunden hatten. Hoffend, daß die unheilbringenden Streitigfeiten irgend 
einer friedlichen und rechtlichen Löfung näher zu bringen möglich ey, 
batten fie bis dahin an jenen Verhandlungen Theil genommen und mit 
MWiderftreben waren fie der Nothwendigfeit, biefelben der Weisheit Der 
Hohen Deutfhen Bundes-Berfammlung anheim zu ftellen, erft ba ge: 
wichen, als fie nicht mehr erwarten durften, Durch eigene Kraft jenes 
Ziel zu erreichen. 

Dennod gaben fie Damals den Gedanfen nicht auf, Daß es höherer 
Vermittelung gelingen werde, die Berufung einer grundgefeglichen 
Stände-Berfammfung, als einziges Mittel zu gütlichem Austrage herbeis 
zuführen, und fo bielten fie es nicht für angemeffen, ihrem unterthä— 
nigften Vortrage vom 29. Juni v. J. eine beftimmte Bitte hinzuzufügen. 

Zwar bat die Hoffnung, welche fie bei Diefem Schritte auf die 
erbabenen Fürften Deutſchlands festen, nicht getäufcht. Mit danfbarer 
Berehrung find die untertbänigften Bittfteller der eben fo gerechten ° 
als fchonenden Leitung der Hohen Deutihen Bundes: Berfammlung 
gefolgt und mehr als eimmal glaubten fie der Erreichung des Zieles 
gewiß zu feyn. | 

Allein auch diefen frohen Erwartungen haben leider die Ereigniffe 
nicht entfprochen. Nah einer Ruhe mehrerer Monate haben die Zer: 
wiürfniffe des Königreihs einen Charakter angenommen, der nur Unheil 
verfündigen kann. Bekanntlich ift fchon feit dem Mai v. J. ſtreng 
unterfagt, Se. Königlihe Majeftät mit Bitten um Wiederberftellung 
des Staats-Grund= Gefeges zu befhweren. Gegenwärtig wurden in 
mehreren Städten Bittfchriften in entgegengefegtem - Sinne von bohen 

| 11 
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Staatsteamten tbeils veranlagt, theils begünftigt, und wenn diefe bei 
dem Kern der Bürgerfchaften feinen Eingang fanden, fo folgten ihnen 
doch Gunftbezeugungen, die nur das wahre Verdienſt belohnen follen, 
oder Aeußerungen des Tadels gegen Obrigfeiten, die fein Borwurf zu 
treffen feheint, als der, von dem ihnen anvertrauten Rechte ihrer Ge- 
meinde nicht abzumweichen. 

In mehreren Städten des Landes ift auf diefe Weife der Saamen 
der Zwietradht geftreut und eine Aufregung bervorgerufen, der wenig 
zum Meuperften feblt. 

Durh die Auslegung ferner, welche den Wahlen vom vorigen 
Jahre und dem Zufammentritte der gewählten Berfammlung gegeben 
worden, als ob das Vatent vom 7. December 1819 in anerfannter 
Wirkſamkeit ftehe, ift bei vielen Unterthanen die Furcht hervorgerufen: 

eine Zahlung der von jener Verfammlung bewilligten Steuern 
werde abermals als Anerfenntnig des Landes betrachtet werden. 

Viele haben nur unter Nedts- Verwahrung, Andere gar nicht 
gezahlt. — Gerichtlihe Verhandlungen über die Pflicht zur Steuer: 
zablung find anhängig, fo Daß auch bier die Grenze des Aeußerſten 
erreicht ijt. 

Würden aber aud) die unterthanen der Unabhängigkeit ihrer Ge— 
richte vertrauen, fo iſt nunmehr durch die Einrichtung eines Staats— 
Raths, welher auf eine ganz in die Hand der. Regierung gegebene 
Weiſe über den Conflict und über das Schickſal der Richter feibft zu 
entfcheiden bat, dieſe Unabhängigkeit ebenfalls vernichtet, mit ihr aber 
bie legte Ausfiht auf Hülfe dahin. Eine Einrichtung diefer Art hätte 
felbft nad dem Patente von 1819 die Berathbung und Zuftimmung der 
Stände um fo mehr verlangt, als fie die Unterthanen felbft in ihren 
durch Art. 12 der Bundesacte und Art. 29 der Wiener Schlußacte 
geficherten Nechten gefährdet. Es ift den Ständen nichts mitgetheilt 
worden, und fomit felbft diejenige Verfaſſung verletzt, welche doch nach 
der Anſicht des Cabinets Sr. Sing Majeſtät in anerkannter Wirk— 
ſamkeit ſich befindet. 

Wird auf dieſe Weiſe jeder rechtliche Schutz der Unterthanen un⸗ 
ſicher gemacht, wird durch Angriff und Drohung Aufregung geſchaffen, 
dann vermag im Lande ſelbſt menſchliche Weisheit nicht mehr dasjenige 
abzukehren, was Alle für das größte Unglück halten müſſen. Nur die 
Hohe Deutſche Bundesverſammlung hat die Mittel in Händen. | 

ALS Bertreter des befannten Incompetenz = Befchluffes vom 25. Juni 
v. %. der auf die Ueberzeugung einer überwiegenden Majorität Der 
Repräfentanten und der Wahl-Corporationen OR Baterlandes gegründet 


’ 
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ward, haben daher Die unterthänigften Bittftellev geglaubt, von einer 
Berfammlung fid gegenwärtig fern halten zu müffen, die fie als geſetz— 
mäßig nicht anerkennen Fünnen, und deren Berhandlungen nichts Gutes 
verheißen, wohl aber die eben angedeuteten Gefahren vermehren. “Die 
"Gründe diefes Schrittes, fo wie die ausdrüdliche Nechtsverwahrung, 
welche fie an denfelben fnüpfen zu müfjen glaubten, find in der unter: 
thänigſt angebogenen Anlage enthalten, fo wie folhe der Verſammlung 
felbft eingereicht worden. Mit unerjchüitterlichem Vertrauen auf bie 
Weisheit und Gerechtigkeit Deutfcher Herrfcher wenden die unterthänigften 
Bittfteller fih nunmehr an diefe Hohe VBerfammlung. Mag ihnen der 
Sharafter fehlen, welcher Se. Königliche Majeftät, ihren Allergnädigften 
König und Herrn, zu einer Verhandlung mit ihnen: verpflichten würde, 
fie maaßen ſich nicht an, einen foldhen zu verlangen. Es ift Das eigene, 
felbfiftändige Recht des Durchlauchtigften Bundes, daß feinen Gefepen, 
Daß namentlich dem Art. 56 der Wiener Schluß-Acte von allen Seiten 
Folge gegeben werde. Auf diefes Recht ftügt fih alle Hoffnung Hans 
novers, und fo wagen denn auch Die unterthänigften Bittfteller ibr des 
voteftes Geſuch dahin zu richten: 
dag der Durdlaudtigfte Bund geruben wolle, von dem dem— 
feiben zuftebenden Rechte, die Erfüllung des Art. 56 der Wiener 
Schluß-Acte zu fordern, denjenigen fraftoollen Gebraud zu 
niachen, welcher allein im Stande ift, die Gefahren abzuwenden 
welche das Königreih Hannover täglich näher bedroben. 
Zugleich ermächtigen fie den Conſiſtorial-Kath Dr. Heffenberg 
zu Rranffurt a. M. zur unterebäuigfren Weberreihung der gegemwärtigen 
ehrerbietigften Borftellung, jo wie zur Empfangnabme einer jegliden 
Reſolution, fofern der Hohe Deutfche Bund geruben follte, die unter: 
thänigiten Bittfteller damit zu verſehen und zur Vornahme alles deſſen. 
was er in dieſer Angelegenheit zweckmäßig erachten möchte. 


Die ſämmtlich beglaubigten Unterſchriften ſind folgende: 

Karl Fr. Lang, Dr. (für die. Bremiſche Geeſt und bie un 
figer im Herzogthum Berden). 

H. Böſe, erwählter Deputirter der allgemeinen Stände⸗ Verſamm— 
lung des Königreichs Hannover (für die Grundbeſitzer in 
den Bremiſchen Marſchen). 

Friedrich Lang, Dr., Deputirter der Stadt Buxtehude. 

Friedrich Haverkampf, Deputirter der Stadt Stade. 

Harm Schriefer (für die Bremiſche Geeſt und bie — ger im 
Herzogthum Verden). | 
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Diederid Gerhard Wittfopf, Deputivter des Landes Kehdingen. 
J. A. Wehner, Deputirter der ritterfchaftlihen Grundbefiger Der 
' Grafihaft HoyasDiepholz. | 

Dr. Siemens, Deputirter der Stadt Leer in Oftfrießland. 

Advokat Detmold, Deputirter der Stadt Münden. 

Karl Rudolf Ferdinand Chriſtiani, Dr., Deputirter der Stabt Harburg. 

Advofat F. A. Buddenberg, Deputirter des Osnabrüch'ſchen Bauern 
ftandes. | 

Hermann Diederich Jakob Möllnann, Deputirter des Osnabrück'ſchen 
Bauernjtandes. 

W. Bening, Amtmann zu Bentheim, Deputirter ber Stadt Schüttorf. 

W. E. Nordbeck, Deputirter der Grundbeſitzer in der Grafſchaft 
Bentheim. 

Heinrih Chriftian Stubbe, Deputirter des Bauernftandes aus der 

j Grafihaft Hoya und Diepholz. 

Wilhelm Sar, Deputirter der Stadt Emden. 

Friedrich Wilhelm Heinrich Koller, Dr., Bürgermeifter und Depu: 
tirter der Stadt Hameln, 

Georg Wilhelm Schmeelfe, Deputirter des Landes Hadeln bei der 
2. Kammer, 

Johann Heinrih Hinde, Deputirter des Landes Hadeln bei ber 
2. Kammer der Stände-VBerfammlung. 

Karl Friedrich König, Deputirter des Osnabrück'ſchen Bauernftandes. 

Georg Theodor Meyer, Dr., Senator und Deputirter der Stadt 
Liineburg. 

Johann Heinrich Kaufmann, Achtmann und Deputirter ber Stadt Uelzen. 

Johann Karl Möller, Vollhöfner zu Golſte und Deputirter ber 

| Lüneburg'ſchen Grundbefiger. 

Karl Georg Schule, Deputirter der Stadt Celle. 

Friedrich Schmidt aus Fallingboftel, ald Deputirter der Lines 
burg’schen Grundbefi iger. 

Johann Heinrih Konrad Riechelmann, Deputirter der zweiten 
Kammer der allgemeinen Stände-Berfammlung des König: 
reihs Hannover für den erften bauerlihen Wahlpiftrift 
des Fürſtenthums Lüneburg. 

Dr. Karl Guſtav Donner, Deputirter aus den Bremifchen Marfchen. 

Karl ge Julius Conradi, Juſtiz-Rath, als Deputirter der 

tabt Göttingen. 

Georg Heinrih Coß, Grundbefiter, als Deputirter der Grundbe⸗ 

figer des Fürftentbums Göttingen. 


Anlage A. . 
An 


die mittelft Allerhöchften Patents vom 7. Januar v. J. 


berufene allgemeine Stände-Perfammlung. 
(Eingereicht den 27. Februar 1839.) 


Nachdem am 25. Juni v. J. von der zweiten Kammer der durch 
die Allerhöchfte Proclamation vom 7. Januar v. 9. berufenen Ber: 
fammlung der Beichluß gefaßt worden: 

Stände wollen die Berfaffung, welche ihnen von Sr. Majeftät _ 
vorgelegt ift, beratben, fie miffen indeß der Anficht ſeyn, daß 
dadurch diejenige Berfaffung, weldhe vor dem Antritt dev 
Regierung Sr. Majeftät rechtsmäßig beftanden, nicht anders be— 
friedigend aufgehoben oder abgeändert werden könne, als wenn 
die nad) dem Staats: Grund=Gefege begründete (mit den Ans 
trägen der Stände zum. neuen Berfaffungs-Entwurfe übereinftim: 
mende) Repräfentation, fowie die Provinzialftände dazu ihre 
Zuftimmung ertheilen; 
nachdem ferner in Folge diefes Befchluffes, durch eine plöglihe Ber: 
tagung Allerhöchſten Orts zu erfennen gegeben, daß eine Verhandlung 
in ber befchloffenen Maaße nicht für zuläffig gehalten werde, nachdem 
endlich durch acht und zwanzig Mitglieder der Berfammlung, der Hohen 
Deutfhen Bundes-Berfammlung ausdrüdlic erflärt worden: 
daß feine Handlung der verfammelten Deputirten rechtlich Gül— 
tiges zu bewirfen im Stande fey, daß vielmehr dazu Die Zu: 
ftimmung einer auf die vor dem Negierungsantritte Sr. Königl. 
Majeftät rechtmäßig beftandene Berfaffung gegründeten, und in 
Gemäßheit derfelben berufenen und componirten Stände-Berfamm: 
fung unumgänglich erforderlich ſey; 
haben die LUnterzeichneten die Abgabe der nachſtehenden Erklärung für 
Pflicht gehalten. 

Im vorigen Jahre haben biefelben fich zu jener Verſammlung ein⸗ 
gefunden, lediglich um Sr. Majeſtät, ihrem Allergnädigſten König und 
Herrn, die Geſinnungen ihrer Committenten treulich vorzutragen und 
nach beſtem Gewiſſen ihren unvorgreiflichen Rath zu ertheilen, keines— 
wegs aber in der Abſicht, auf irgend eine Weiſe die rechtliche Wirk— 
ſamkeit ber Verfaſſung nach dem Patente vom 7. December 1819 anzu— 
erkennen. 
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Nichts defto weniger hat das Labinet Sr. Kiniglihen Majeftät 
eine Theorie vielfach geltend gemacht, nad welcher nicht nur dieſe ihre 
Berhandlungen als ein Anerfenntnif jener Wirffamfeit angefehen worden, 
fondern fogar der Sab aufgeftellt ift: 

dag allein die WahlsCorporationen die wahren Organe des Lanz 
des feyen, diefe aber dur Vollziehung der Wahl nah der Pro: 
elamation vom 7. Januar v. J. Die rechtliche Wirkſamkeit des 
Patents vom 7. December 1819 anerkannt haben. 

Es fol bier nicht wiederholt werden, auf welde Weife die Wahlen 
zu der Berfammlung von 1835 zu Stande, gebradt worten. Eben fo 
wenig fell auggeführt werden, wie die Berfaffung nad der Procla— 
mation vom 7. Januar 1838 ein ganz neues, von Tem Vatente vom 
7. December 1819 weſentlich abweichendes Gebilde. ſey. Noch weniger 
will man darlegen, weld drobendes Prineip der Revolution in einer 
folchen, alles Recht befeitigenden, Abfiimmung durch die Wahl-Corpora— 
tionen liegen würde, — oder unterfuchen: in welchem Staats = oder 
Landes-Vertrage, welhem Satze des bürgerlichen. oder des Staatsrechts 
die Beftimmung zu finden fey, Daß die Mehrheit der wählenden Corpo— 
rationen den übrigen ihre Rechte entziebe, was denn doch nothwendig 
wäre, ba fo viele GCorporationen gar nit, fo viele andere nur mit 
‚ ausdrüdlihem Protefte, vom Staats Grund: Gefege nicht abgeben zu 

wollen, gewählt haben. Nicht zu gedenken, daß fegar der Sas aufge: 
ftellt worden, Ä 
ber fih der Wahl Entziebende verfalle in die Strafe des Auf— 
ruhrs und wenn aud nur ein einziges Mitglied der Corporation zur 
Wahl bereit fey, fo ſey dieſes zur Wahl — alfo zum Anerfennt: 
niß einer ganz neuen Berfaffung — gegen den Willen der übrigen 
berechtigt. \ 

Jedenfalls aber halten die Unterzeichneten fich durch ihr Gewifen 
verpflichtet, gegenwärtig von Verhandlungen fich zurüczuzieben, weiche 
nur dabin wirfen können, jenen gleich irrigen und gefährlichen Grund 
ſätzen einen trügerifhen Schimmer formellen Anerfenntniffes zu leihen. 

Gewiß wird mit Billigfeit verlangt, daß da, wo Unteribanen fich 
in die fchmerzliche Nothwendigfeit verfest glauken, dem Willen ihres 
Herrſchers wiberftreben, oder über deffen Höchſte Negentenhandlungen 
Beſchwerde führen zu müffen, Dies nicht anders gefchebe, als nach 
jorgfältiger Erwägung der eigenen und gewilfenbaftefter Prüfung der 
entgegenftebenden Gründe, Es wird mit Recht verlangt, daß durch 
offene Darlegung der Beweis geliefert werde, daß in diefer Hinficht Die 
Pflicht nicht verſäumt worden. So halten denn auch. die Unterzeichneten 
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zu ſolcher Darlegung ſich verpflichtet, und nichts- haben fie mehr zu 
beflagen, als daß, nachdem im vorigen Jahre ihrerfeits alles, was ihre 
damalige und gegenwärtige gewiffenbafte Ueberzeugung begründet, vor: 
getragen worden, erſt im gegenwärtigen Äußerften Augenblide die Aller: 
böchfte Proclamation vom 15. Februar d. J. die Mittel bietet, einiger: 
maßen bie. Gegengründe zu überſehen. 

Auch diefe Gegengründe find redlid von ihnen geprüft, denn gern 
bätten fie einen ungleichen, für jeden treuen Unterthanen fchmerzlichen ' 
Widerfpruch gegen den Allerbögpften Willen Sr. Königlihen Majeftät 
aufgegeben, wenn es möglich gewefen wäre, zu ber Lleberzeugung zu 
gelangen, daß dieſer Widerſpruch nicht auf dem Rechte, fondern auf 
Irrthum beruhe. Allein auch jest bat diefe Ueberzeugung ihnen nicht 
werden fünnen und fie find es fich ſelbſt ſchuldig, ihre Gründe, wenn 
auch nur in äußerſter Kürze, darzulegen. | 

Die Gründe find, wie Dies bereits aus dem unveränderten Willen 
Sr. Königlihen Majeftät hervorgeht, mefentlich biefelbigen, welche ſchon 
im Patente vom 1. Nov. 1837 der Welt vorgelegt worden; nur ift es 
mit Danf zu erfennen, daß durch fpecielle Thatſachen näher erörtert 
wird, was damals, in größerer Allgemeinheit erflärt, die Forſchung 
erfänwerte. Sp ift denn bier zunächſt die formelle Nichtigfeit Des Staats: 
Grund:Gefeges darauf gebaut, 

daß die Regierung nad der ftändifchen Erflärung vom 18. März 
1833 den verfaffungsmäßigen Weg verlaffen und die Berfaffungs: 
Urfunde 12 in dem Patente berührte, mehr oder minder bedeu— 
tende Anordnungen bejaßt habe, über welde eine Vereinbarung 
mit den Ständen nicht Statt gefunden hatte, 

Schwerlih dürften die Vorwürfe dem genauen Wortlaute nach ver- 
ftanden werden. Das Patent macht 14 Abweichungen namhaft, und 
nod 3 oder 4 finden fih außerdem, fo daß ein Zweifel bleibt, welche 
Diejenigen 12 feyen, von denen bier zunächft die Rede ift. Bor allem 
aber möchte ſchwerlich nachzuweiſen feyn, daß in Anfehung diefer 12 
Puncte der verfaffungsmäßige Weg verlaffen worden. 

Wenn nämlid 

1) die Nothwendigfeit eines Ständen —— weiteren Gehörs 
darin gegründet zu werden ſcheint, daß rückſichtlich der Verfaſung von 
1819 auf ſolches Gehör durch einen Beſchluß vom 30. April 1819 ver— 
zichtet worden, fo Darf die Bemerfung nicht unterbrüdt werden, daß 
die im Drud ‚vorliegenden authentiſchen Protocoll-Auszüge von einem 
ſolchen Beihluffe gar nichts, vielmehr die Ablehnung eines Darauf gerich- 
teten Antrages ae 


— 18 — 


Kurze Meberfiht der Verhandlungen bes erſten allgemeinen Land: 
tags, fünfter Abſchnitt. Hannover 1819. p. 528, sq. 

„Nachdem nun alle vorftehenden Projecte in einer —— bera⸗ 

„thenden Comittée des ganzen Hauſes umſtändlich erwogen und bie: 

„eutivt waren, fo wurden num in fürmlicher Sigung, folgende Tragen 

„zu namentliher Abſtimmung geſtellt: 

„Soll das ‚vom Regenten in dem Neferipte vom 5. Januar d. 
„3. aufgeftelfte Syftem der Landes-Repräfentation pure ange: 
„nommen werben ? 

„Diefe Frage warb mit 41 gegen 49 Vota verneint.“ 

Sowie denn das Protocoll vom folgenden Tage, den 1. Mai 
1819, erft den, mit der Erwiederung an Se. Königl. Hoheit den Prinz 
Negenten vom 17. Mai 1819, welche die Berwerfung des der Zeit 
proponirten und durch das Patent vom 7. December 1819 dennoch ein: 
geführten Zweifammerfpftems anzeigt, übereinftimmenden Beſchluß enthält: 

gern überlaffen fie fih dabei der Hoffnung, daß Euere König: 
liche Hoheit in Höchſtdero Weisheit ein Mittel finden werden, 
entweder in der Beftimmung der Repräfentation überhaupt, oder 
in ber Stellung der für dieſelben anzuordnenden Abtheilungen 
nach fernerweiter verfaffungsmäßiger Berathung 
ſolche Modificationen eintreten zu laſſen. 
— der proviſoriſchen Stände— Verſammlung J. Band 
72 9— 
womit aaa im Vortrage an Königl. Cabinets-Minifterium, vom 
17. Mai 1819, denfelben Gegenftand betreifend, gefagt wird, Daß Stände 
ihre Zweifel und Bedenfen Sr. Königl. Hoheit zur gnädigften 
landesväterlichen Erwägung und Beherzigung, aud bemnäd: 
ftigen anderweitigen verfaffungsmäßigen Beratbung 
unterfbänigit empfehlen zu müffen BORDER, 
(Ebendafelbft pag. 73.) 

Wie nun daher der fraglichen, in der Allerhöchften Proclamation 
som 15. Febr. d. 3. enthaltenen Behauptung unverkennbar nur ein. 
Irrthum zum Grunde liegen kann, fo ift aud) 
| 2) ein Mißverſtändniß durchaus nicht zu verfennen, wern aus 
dem Schluß-Sage bes ftändifhen Schreibens vom. 18. März; 1833 

Sollten die hiernach von ihnen befchloffenen Abänderungen in dem 
Entwurfe beffelben die Allerhöchfte Genehmigung Sr. König: 
hen Majeftät erhalten, fo erfuchen fie — — — daß der Pu: 
blieation — — — ein weiterer Anjtand nicht gegeben werde. 
(Aetenſt. von 1832 u. 1833 p. 1290) , 
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gefolgert wird, daß die Stände nur unter Vorausjegung ber Annahme 
ihrer Anträge die Publication genehmigen wollen. Wenigftens. wäre 
es ein unverzeihlicher Fehler der Faffung geweſen, auf ſolche Weife das— 
jenige, was man bezweden wollte, nur durch einen logiſch fehlerhaften 
Schluß a contrario zu verftehen zu geben. Eben fo wenig ift 

3) zu behaupten, daß bei der Vorbereitung des Staatsgrundgefeges 
irgend eine ausbrüdliche Erklärung vertragsmäßiger Verabſchiedung vor— 
bergegangen fey. — Man hat fih durchaus an den verfaſſungs— 
mäßigen Weg gehalten und wenn diefer nad) Inhalt der 

Prorlamation vom 4. Februar 1831 


das Einverftändnig in Anfehung aller Abänderungen der Landes: 

Berfaffung vorausfegte, fo liegt es auch am Tage, 
daß von alfen denjenigen Beftimmungen, bei welchen nad) Inhalt 
des Patents vom 25, September 1833 die Königliche Zuftimmung 
verfagt worden, feine eine Abänderung des Patents vom 7. Der. 
1819 enthalte. 


Vielmehr find alle Abänderungen diefes Patents durch völliges Ein: 
verftändnig von Landesherrn und Ständen feitgeftellt worden. 
Allerdings fcheint jene Allerhöchfte Proclamation vom 15. Februar 
d. J. auch diefe Anficht nicht zu theilen, indem biefelbe fortfährt: 
Einer diefer Puncte (Nro. 12 des Patents, $. 149 des Staate- 
gfundgefeges) enthält eine den Anträgen der Stände nicht ent— 
Iprechende Beftimmung über bie verfaffungsmäßige Mitwirkung 
der Landftände bei der Finanz-Verwaltung, indem nach unzweifel- 
haftem alten VBerfaffungsrechte Unferer Staaten das Beftehende 
in biefer Hinfiht auf güftige Weife nur durch beiberfeitige voll 
ftändige Zuftimmung angeordnet werden Fonnte, 
Allein auch bier dürfte ein Mißverſtändniß kaum zu verfennen feyn, 
Die Aufhebung des Beſtehenden war von Ständen durchaus anerkannt 
und genehmigt. 
(Hetenft. von 1832 u. 1833 pag. 1285.) 


Stände haben nicht verfennen können, daß eine fortlaufend auch 
im Detail thätige Controle, wie fie gegenwärtig befteht, mit ber 
fiinftigen, ganz veränderten Finanz-Einrihtung ganz unvereinbar 
feyn werde. 


Diefelben hatten nur gervänfet, Daß etwa zu ernennende lebens— 
fänglihe Comiffarien, deren Exiſtenz feineswegs als eine verfaſſungs— 
mäßige Nothwendigfeit, fondern als eine bloße Facrultät der Stände 
bebandelt war, worüber die Erfahrung erft entſcheiden follte: 
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auch auf Gewinnung einer fortlaufenden Weberfiht über ben 
Gang des Staatshaushalts mit angewiefen werben mögen. 
Diefer Antrag der Stände ift allerdings nit in dem $. 149 des 
- Staats-Grundgefeges aufgenommen. Derfelbe ift aber durch Nro, 12 
des Patents ausdrädlich in feiner ganzen Wefenheit zugefianden, und 
es ift in der That bier eine Verbindung mit den dem Schatz-Collegio 
zugeftandenen Verwaltungsrechten (welche ſchon nah $. 90 und 141 
des Stantsgrundgefeges wegfallen mußten) um jo weniger abzufeben, 
als die ſtändiſchen Protocolle es nachmweifen müſſen, Daß dieſe ſpäter 
durch das Gefes vom 30. Juli 1834 dieferbalb auf den Grund ber 
Nro. 12 des Patents gemachten Zugeftändniffe alles dasjenige enthalten, 
was von der Berfammlung ven 1832 und 1833 irgend begehrt worden. 
Sp wäre denn der Vorwurf der Allerhböchften Proclamation: „Daß 
eine bundesgefegmäßige Abänderung der Iandftändifhen Verfaffung des 
Königreichs im Jahre 1833 nicht erfolgt ſey,“ nicht nachgewieſen. Die 
Ständeverfammlung von, 1833 ſtand auf gejeglihem Boden, umfomebr, 
als fie zuerjt die Nepräfentation des Bauernftandes, welde 1832 nur 
in Folge vorübergehender Ermächtigung auf die Dauer eines Landtages 
geordnet war, feitftellte, in der Maafe, daß gegenwärtig in dieſer über: 
wiegend wichtigen Beziehung eine geſetzliche Verfammlung außer dem 
Staats-Grundgefege fogar gänzlich unmöglich ift, nachdem das Princip 
des Patents von 1819 verfaffungsmäßig aufgehoben, der proviſoriſche 
Zuftand von 1832 aber längſt erloſchen iſt. 
Die Erklärung 
Unerſchütterlich bauend auf Ew. Königlichen Majeſtät Entſchluß, 
die ertheilten Zuſagen offen und redlich zu erfüllen, nehmen auch 
die getreuen Stände dieſes Staats-Grundgeſetz, wie ſolches von 
Ew. Königl. Majeſtät publicirt worden, an als Grundlage 
des Staats, und werden nichts verſäumen, was demſelben 
feſten Beſtand ſichern kann. 
welche eine in ſolcher Maaße geſetzlich mit allſeitigem Einverſtändniſſe 
geordnete Verſammlung in der auch von Sr. Excellenz dem Herrn 
Cabinets-Miniſter, Freiherrn v. Schele, ſowie von den Herren Cabinets— 
Räthen v. Falcke und v. Lütcken eigenhändig unterzeichneten Dank— 
Adreſſe vom 17. December 1833 abgab, beruht demnach allerdings in 
hohem Werthe. Jedenfalls aber iſt dieſelbe ein vollgültiger Beweis, 
daß das Staats-Grund-Geſetz wahrhaft in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtand. Denn wenn es wahr ſeyn ſollte, was wir freilich niemals zu— 
geben können, daß von der bloßen Wahl durch die Wahlcorporationen 
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und dem Zuſammentreten der Stände-Verſammlung ein ſolches Aner— 
kenntniß hergeleitet werden könne, ſo war die einmüthig ohne einigen 
Widerſpruch gewählte und einmüthig acceptirende Verſammlung von 1833 
wahrlich geeigneter eine ſolche Schlußfolge zu begründen, als die viel— 
fach widerſprochene, ſich ſelbſt für incompetent haltende Verſammlung 
von 1838. 

So gewiß eine im Prineipe ihrer Entſtehung nichtige Verſammlung 
(wofür die gegenwärtige jedenfalls zu halten) keine Rechts-Sicherheit 
gewähren fann, fo gewiß dürfte nur in der Rückkehr zu dem Staats— 
Grund: Geſetze von 1833 die Möglichkeit eines formellen ———— 
zu finden ſeyn. 

Denn wie ſehr auch deutſche Unterthanen den Grundſatz ehren 
mögen, daß Seine Majeſtät der König in ſich die geſammte Staats— 
gewalt vereinige, eben ſo gewiß iſt es die Pflicht der von dem Ver— 
trauen der Wahlcorporationen ernannten Repröfentanten darnach zu 
ſehen, 

daß die Theilnahme an der Ausübung dieſer Staatsgewalt, welche 
den Ständen gegeben iſt, nicht verloren werde; 
denn nur beide Grundſätze zuſammen bilden das Fundament der Rechts— 
ſicherheit, und niemals iſt es in den hieſigen Landen Rechtens geweſen, 
daß ein mit Einverſtändniß von Landesherrn und Ständen aufgehobenes 
oder abgeändertes Geſetz irgend einer Art einſeitig wiederhergeſtellt wer— 
den möge. | 

Wenn formelle Mängel einer Berfaffung an und für fi allerdings 
im Stande find, folhe ganz und gar nichtig zu machen: fo Fann ein 
Gleiches von den materiellen Mängeln fchwerlich behauptet werden. Es liegt 
in der nur durch die Bundes Pflichten und durch das Thronfolgerecht 
ver Agnaten bedingten Spuverainität deutſcher Fürſten die Notb: 
wendigfeit, daß alle von einer wahren rechtmäßigen Staatsgewalt begrün: 
deten gejeglihen Borfopriften Kraft haben bis dahin, Daß fie wieder 
durch Geſetze aufgelöst werden. Die wohlerworbenen Rechte des Ein: 
zelnen müffen dem Geſetze und wäre es in fi) noch fo ungerecht, wei- 
chen. Der Richter, welchen die Neichsverfaffung gewährte, ift nicht 
mehr vorhanden. — 

Sowie aber zu einem von ber Staatsgewalt zu erlaſſenden Geſetze 
die ſtändiſche Mitwirkung nothwendig iſt: ſo auch zur Wiederaufhebung 
eines ſolchen die Rechte verletzenden Geſetzes, ſobald ſolches nicht dem 
Rechte des Durchlauchtigſten Bundes oder dem Thronfolgerechte a 
Eintrag thut. — 

Db aber dem Thronfolgerechte ſelbſt die Rechte der Agnaten am 
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Kammergute gleich geſtellt werden können, das iſt eine Frage, die hier 
um ſo weniger erörtert zu werden braucht, je mehr die Entſcheidung 
auf allgemeinen Grundſätzen des Staatsrechts beruht und je mehr die 
Beſtimmungen des Staats-Grund-Geſetzes ſich durch die poſitive Ver— 
faſſung des Landes rechtfertigen. — Die Allerhöchſte Proclamation findet 
eine ſolche Verlegung begründet darin: — | 
daß das Kammergut in die Kategorie von Staatsgut geftellt, 
einer ftändifchen Controle unterworfen und dadurch das agnatiſche 
Eigentum dem Hohen Königl. Haufe in der That entzogen und 
auf den Staat übertragen worden; 
daß die Berwendung der Auffünfte des Kammerguts zu 
Staatszweden dem Berwilligungsrechte. der Stände überwiefen 
worden; — 
daß dem Landesberrn ftatt der Dispofitiond-Befugniß über 
den Inbegriff der Kammer-Nevenüen lediglich eine folche über 
einen beftimmten Theil, eine Art Civil-Liſte verblieben fey. 

Auch bier darf die Befürdtung nicht unterbrüdt werden, daß 
abermals nur Mifverftändniffe den Einwürfen gegen das Staats-Grund— 
Geſetz zu Grunde liegen können. 

Zwar iſt kein Privatmann im Königreiche Hannover im Stande, 
das Teſtament Churfürſt Ernſt Auguſt's, welches grundſätzlich verheim— 
licht werden mußte, weiter zu kennen, als in ſofern: 

v. Liebhaber, Beiträge zur Erörterung der Staats-Verfaſſung 

der Braunſchweig-Lüneburg'ſchen Churlande p. 109 sq. 
aus demſelben ein Berbot der Domanial-Beräußerungen anführt. Allein 
fowie der richtige Sinn dieſes Verbots duch die eignen treueften und 
fenntnißreichften Diener des Königl. Haufes erläutert worden: fo darf 
man nicht zweifeln, daß dem Kammergute diefes Landes eben fo wohl, 
wie dem anderer deutſchen Staaten urfprünglich diejenige gemifchte 
Eigenschaft anflebe, nach welder baffelbe weder ein Privatgut Des 
Fürſten, nod ein Staatsgut im firengen Sinne, fondern ein Theil der 
gefammten landesberrlihen Rechte, als folder der Vererbung unter: 
worfen, als folder aber auch von allen fonftigen Bedingungen ver 
Landesherrfchaft abhängig if. — So hat denn aud das Land und 
bie Stände fowohl der Erblande als der fpäter ‚erworbenen Provinzen 
zum großen Theile das Domanium wo nicht erworben, doch ficher durch 
Schuldsllebernahmen und Steuerbewilligung zu Staats:Ausgaben, welche 
nicht mehr ohne den Ruin deſſelben aus dem urfprünglich verpflichteten 
Domanio zu erhalten gewefen wären, dem Königl. Haufe gefüchert. 
Und es find in allen Provinzen. von Aters her nicht unerhebliche Rechte 
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der Stände in Bezug auf Confervation und haushälterifhe Benugung 
des Domanii anerfannt und ausgeübt; Nechte, welche das Autonomies 
Recht des Königlihen Haufes den Ständen ſicher eben fo wenig entziehen 
fonnte, als ſolches auch nur in den ftets landesväterlichen Intentionen, 
diefes Hohen Haufes gelegen haben kann, Intentionen, denen die Abfichten 
Seiner Königlihen Majeftät gewiß vollftändig entfprechen. 

Die Beweiſe für ſolche ftändifche Rechte hier anzuführen, würde 
überflüffie ig ſeyn, da folhe in ben biftorifchen und kanteregtlipen 
Schriften älterer und neuerer Zeit offen vorliegen. 

Diefes Verhältniß ift aber Tediglih durch das Staats-Grund-Geſetz 
bergeftellt und näber begrenzt worden. 

Wenn freilich das Domdnium zum Staatsgute im engern 

Sinne gemacht wäre: fo möchte hieraus eine Beränderung des Subjefts 
des Eigenthums-Rechts zu folgern ſeyn. Allein dies ift nicht der Fall. 
Die Beftimmung von Staatsgut ift (Ausweis der ftändifchen Protocolle) 
nad) längeren Debatten verworfen und das Domanium tft als Krongut 
bezeichnet. Daſſelbe ift mithin ein annexum ber Krone, der Landes: 
berefchaft, nad wie vor, und wie den Hohen Agnaten ihr Recht an 
jener unverleßt iſt, fo auch dasjenige an dieſem. Sagt doch $. 122. 
zum Ueberfluß noch: 

dem Könige und deſſen Nachfolgern in der Regierung verbleiben 
unter den nachfolgenden Beſtimmungen alle diejenigen Rechte, 
welche dem Landesheren daran bis dahin zugeftanden haben. 

Darin, daß einige Controle-Rechte der Stände erneuert und 
näher feftgeftellt worden, kann gegen fo ausprüdlichen Wortlaut eine 
Beränderung bes Subjefts des Eigenthums nimmermehr gefunden 
werben. Oder feit wann ift die Regierung Eigenthümerin der Gemeinde= 
güter, der Ober-Vormund Eigenthimer des Pupillenguts, über welches 
beiden ungleich ausgebehntere Eontrole zuftebt? In der That fann nur 
dad. Land, die Stände, dem Königlihen Haufe das Eigenthum der 
Domainen garantiren, Die Gefchichte lehrt dies, die Finanzen beweifen 
es, da ohne die vielfachen Schuldübernahmen, ohne Die 1834 eingetretene 
Kaffenvereinigung ein ſich immer vermehrendes Defteit diefelben verzehrt 
haben würde. In allen Zeiten aber ift demjenigen, welder folder: 
geftalt ‚helfen mußte, auch zugeftanden, daß er einige Aufficht führe. 

Als Mißverſtändniß darf es ferner angefehen werben, wenn gefagt 
worben, die Berwendung der Auffünfte des Kammerguts zu Staates 
zwecken fey dem Verwilligungsrechte ber Stände überwiefen. Allerdings 
ift eine Budgets: Prüfung und Bewilligung den Ständen freigeftellt ; 
und wenn jemals denfbar wäre, daß die Tandesausgaben ohne Zufhuß 


ans der Steuer-Kaſſe entrichtet werden fünnten, fo möchte bierin ein 
neues Recht liegen. Da aber dies Überall nicht möglich ift, da die 
Bewilligung der Steuern den Ständen völlig unbefhränft und unbe: 
firitten zuftebt, da felbft der Bundestags-Befchluß vom 28. Junir1832 
den Ständen frei läßt, an die Bewilligung der Steuern Bedingungen 
zu fnüpfen, welche fih nur auf dieſe Steuern und deren Verwendung 
ſelbſt beziehen, fo liegt e8 am Tage (wie denn auch die Verfaffung 
ter Mehrzahl der Bundesſtaaten, welde eine Bewilligung des Budgets 
gar nicht, fondern'nur Der Steuern erwähnen, ergibt‘) daß felbft den 
Ständen nah dem Patente von 18:9 unzweifelbaft freigeftanden haben 
dürfte, an die Bewilligung und Verwendung eines Steuerbetrags von 
etwa 4 Millionen, Bedingungen zu knüpfen, durch welche die Domanial— 
Ausgaben in deito umfaffenderer Weiſe  modifieirt worden ſeyn Dürften, 
als es damals gänzlich an allen denjenigen Garantien für diefe Ausgaben 
gebrach, welde der $. 140, des Staats-Grund-Geſetzes durch Beſtä— 
tigung der bisherigen Grundfäge, fowie durd Einführung der Regulative 
der Regierung in- ſehr reihem Maaße gegeben bat. 

Endlih dürfte eg auch wohl nur auf einer zu fehr beichränfenden 
Auffaffung beruhen, wenn angenommen wird, 

dem Landesherrn jey ſtatt der Dispofitionsbefugniß über den 
Inbegriff der Kammer-Revenüen lediglich eine ſolche über einen 
beftimmten Theil, eine Art Civil-Liſte, geblieben  _ 

Dem Landesherrn überläßt das Staats-Grund-Geſetz die Dig: 
pofitton über die gefammten Auffünfte des Kammerguts nicht allein, 
fondern auch über die Steuern. nad $. 141., wie denn auch das 
Gegentheil dem Weſen der Staatsgewalt widerfprechen dürfte. Sa jelbi 
über dieſe Einfünfte- hinaus gewährt $ 143. und 147. Dispofitione 
rechte, welde in wenigen Staaten, wo den Ständen das Steuer: 
- bewilligungsredht erbalten ift, vorfommen möchten. 

Allerdings iſt dagegen der Unterhalt und die Hofbaltung des 
Königs und Seiner Allerhöchſten Familie durch $. 125 auf beſtimmte 
Einfünfte rabieirt, eine Einrichtung, ohne welche an und für fich fein 
Staat befteben fann, eine Einrichtung, welche dem unbegrenzten Steuer: 
Bewilligungs-Rechte der Stände, der Infuffieienz der Domainen und 
den Bedingungen, welche ſicher in jedem Zeitpuncte der Verlegenheit 
gejtellt jeyn würden, gegenüber, „gewiß die Unabhängigfeit der Krone 
in hohem Grade vermehrt hat. Es gesiemt dem Einzelnen nicht, zu 
urtheilen, ob das Maaß des Königlichen Bedürfniffes- eingehalten ſey. 
Nach demjenigen. Budget, welches. Seine Könige. Majeſtät im Jahre 
1835 der berufenen Berfammlung vorzulegen gerubten, dürfte Dies 
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allerdings der Fall feyn, da aus bemfelben ſchwerlich ein ſo großer 
Dispoſitions-Fond reſultiren möchte, jedenfalls war aber eine mögliche 
Vergrößerung der Summe durch $. 125 des Staats-Grund-Geſetzes 
vorgeſehen, und nie würden ſicher die treugehorſamſten Stände des 
Königreichs Hannover den Vorwurf auf ſich geladen haben, daß ſie 
gemeint ſeyen, die Bedürfniſſe ihres erhabenen Herrſchers unter das 
durch die Kraft der öffentlichen Mittel gegebene Königliche Maaß herab— 
zudrücken. 

So dürfte denn von einer Veräußerung agnatiſcher Rechte auch 
nicht entfernt die Rede ſeyn, und es iſt alſo überflüſſig, noch den unbe— 
ſtrittenen Satz der Staatslehre hier näher zu begründen, 

daß eine Veräußerung zum Beſten des Landes durch die Agnaten 
nicht angefochten werden könne; 
denn die Verbefferung des Landes enthält zugleich eine. Berbefferung 
der gefammten Landesherrfhaft, von der das Kammergut nur einen 
Theil ausmadıt. 

Unverfennbar ift die Berfaffung des Landes durch) die Beftimmungen 
des Staatsgrundgefeges über Die Domainen gebeffert, unverkennbar find 
auch die Königl. Rechte dadurch vermehrt, die Staatsgewalt unabhängiger 
geftellt worden. Um fo mehr bedarf es der Aufmerffamfeit, wenn eine 
Verlegung des Art. 57 der Wiener Schlußacte, nad) welcher bie ge: 
fammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben 
foll, dem Staatsgrundgefege zum Vorwurf gemacht wird. 

Bollfommen muß es zugegeben werden, daß folde Veräußerung 
wefentliher Rechte der Staatsgewalt an ſich nichtig ſeyn würde, da fie 
das Wefen. des monarchiſchen Staats felbft angreifen und um deſto 
danfbarer muß es erfannt werden, daß Se. Könige. Majeftät Aller— 
gnädigft gerubt haben, aud hierüber Ihren getreuen Unterthanen ges 
nauere Ausfunft zu ertheilen, als dies burd das Patent vom A. No— 
vember 1837 gefchehen. Se wichtiger aber diefet Borwurf ift, um fo 
weniger darf hier eine Prüfung. der einzelnen Puncte umgangen werden, 
auf denen er beruht. 

Der erfte derſelben umfaßt bie Beftimmung des $. 13: 

der König wird den Antritt Seiner Regierung durch ein Patent 
zur öffentlichen Kunde bringen, worauf nach den von ihm für ' 
das ganze Land gleihmäßig zu ertbeilenden Vorſchriften Die 

- Huldigung erfolge. Im Patente, welches in Urichrift unter 

des Königs Hand und Siegel demnächſt im ftändifchen Archive 
niederzufegen ift, verfichert der König bei Seinem Königl. Worte 
bie unverbrüchliche Fefthaltung der Landes-Verfaſſung. 


der die Deutung zulaffe, daß das auf Geburt und Erbfolge berubende 
Regierungsrecht des Landesherrn an eine fremde Bedingung gefnüpf: 
fepn folle. — | 

Es würde überflüffig ſeyn, bier nacdhzumeifen, wie biefe Bedingung 
in anderen Staaten des beutfchen Bundes ohne irgend einen Wider: 
fprucd oder Gefährde beftebe und wie folhe für einzelne Provinzen, ja 
für einzelne Corporationen des Landes in ungleich ausgedehnterer Maaße 
beftand. Hier mag nur angeführt werben: 

- baß eine Nichtigfeit des Staats-Grundgefeges auf feine Meile 
durh eine mögliche Auslegung herbeigeführt werben könne, 
eine Auslegung, welche bis jegt nicht gemadt, welche vielmehr 
dadurch, daß Stände am 29. Juni 4837 in Folge einer Ber: 
tagung auseinander gingen, Die von Sr. Majeftät vor Erlaffung 
bes betreffenden Patents befohlen worden, gerade bier zurüd: 
gewiefen ift. , | 

Es fallt alfo nicht allein die Borausfegung hinweg, fondern es ift 
auch die Schlußfolge, daß hierin eine unterfagte Theilung der Staats— 
gewalt Tiege, thatfächlich widerlegt. | 

. Wenn die im $. 85 und 92 den Ständen zugeftandene befchränfte 

Zuftimmung zu Landesgefegen als eine Verletzung des oberften Grund: 
fages ber Bereinigung der Staatsgewalt in der Perfon des Monarchen 
angejeben wird: fo wird e8 genügen zu bemerfen: 
daß bie Derfaffungen der Königreiche Baiern und Wiirtemberg, 
des Großherzogthums Baden, des Großherzogthums Weimar 
dieſelben und theild ausgedehntere Befugniffe den Ständen er: 
theilen, daß diefe Berfaffungen, als in anerfannter Wirffamteit 
ſtehend, durch Art. 56° der Wiener Schlußacte beftätigt find, 
und daß alfo unmöglich jenem oberften Grundfase des Art. 57 
durch dieſes Zuſtimmungsrecht widerfprochen ſeyn kann. 

Wenn ferner dem 2. Abſatze des $. 140. des Staats-Grundgeferes 
ber Borwurf gemacht worden, daß derfelbe Ständen das Mittel dar: 
geboten habe, auf die Drganifation und auf das Perſonal der Königl. 
Dienerſchaft, mithin auf Hoheits- und, Verwaltungsrechte, einen verderb: 
lichen Einfluß zu gewinnen, fo dürfen zuvörderſt bie Unterzeichneten ihre 
Unmiffenheit befennen, indem ihnen nicht bewußt ift, daß von den Ständen 
ein folder Einfluß irgend wie geübt oder gefuht, noch weniger aber 
von ber Regierung zugeftanden worden, namentlich konnte es den 
Ständen niemals beigehen, auf das Perfonal (deffen Ernennung, nt: 
laffung und gefammte bisciplinarifche Behandlung ihnen durchaus fremd 
bleiben muß) einen Einfluß zu erſtreben. Mas bie Organifation angeht, 
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fo ift nicht zu verfennen, daß ſolche überall, wo fie nicht bloß ve Dienft, 
fondern die Unterthanen, deren Rechte und Pflichten berührt, gefegliche 
Beftimmung vorausfeke; das ift von der Regierung felbit vielfach an: 
erfannt und eine Befchwerde darüber fann nur mit den Beftimmungen 
rückſichtlich der Geſetzgebung zufammenfallen, Sollte aber etwa darunter 
das Streben nad Erjparniffen verflanden werben, welches verfchiedentlich 
mit oder ohne Erfolg ſich gezeigt hat, jo dürfte bier durch den $. 140. 
den Ständen eher genommen als gegeben jeyn. 

Dffenbar ift diefer $. nichts als eine von fehr vielen Mitgliedern 
der Berfammlung von 1832 höchſt ungern anerfannte Beihränfung 
des Steuer-Bewilligungs: Rechts, und es wurde zu jener Zeit von Re: 
gierung und Ständen gleihmäßig gefühlt, daß ohne eine folde Be— 
grenzung allerdings den Ständen möglid jeyn werde: 

durch jährliche Bedingungen der Steuer-Bewilligung einen Einfluß 
auf das Einfommen und das Perfonal der Staatsdiener zu ges 
winnen, welcher zu Mißbräuchen führen fünnte, 

Deshalb wurden durch den 3. Abjag jenes $. 140., ber von jenem 
zweiten unmöglich getrennt werden darf, 

alle Gehalte, Penſionen und Wartegelder, welche der König be: 

reits bewilligt bat oder einftweilen nach ben bisherigen Grund: 

fügen, demnächſt aber nad den mit den Ständen zu vereinba- 

renden Regulativen bewilligen wird, 
der ftändifhen Dispofition gänzlich entzogen, und dadurch dem Könige 
die Möglichfeit gegeben, den beftebenden Zuftand fo Yange völlig uns 
verlegt zu erhalten, bis ein befferer vereinbart werben möchte. Entzogen 
ift demnach der Königl. Autorität bier fiherlih nihts. Wohl aber ift . 
berfelben eine nicht unerheblihe Ausdehnung felbft dann gegeben, wenn 
man auch nur diejenigen Ausgabe:Poften berüdfichtigt, weldye vor dem 
Sabre 1834 hauptſächlich von den Ständen abhingen. Welchen Einfluß 
biefe auf den Militair-Etat gewinnen fonnten, das haben die 
Jahre 1818, 1819, 1822, 1832 fattfam gelehrt, wo durch willführliche 
Berminderung der Anfchlags-Summen die Regierung gezwungen wurde, 
die DOrganifation des Militairs mehr oder weniger durchgreifend zu 
ändern. — Ebenſo war das ganze Verwaltungs-Perfonal der Steuern 
von den Ständen abhängig. Zu ben Landesgerichten erfolgten von 
denſelben Zufhüffe, welche ausdrücklich als proviforifch bewilligt, im 
Budget bemerft waren. Der Wafferbau:Etat, die wichtigen Landes— 
. Defonomie-Dfficianten, berubten auf ftändifhen Budgets = Pofitionen. 
Der Chauffee-Bau war nicht minder von jährlichen Bewilligungen ab: 
bängig. Kurz die Mittel zu einem ungeordneten, einer Theilung der 
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Staatsgewalt Ähnlich fehenden Einfluffe waren ohne Vergleich größer, 
als folhe nach $. 140. des Staats-Örundgefeges jemals feyn fünnen. 


Wenn fodann im $. 151 des Staats-Grundgeſetzes eine, mit bem 
monarchiſchen Princip nicht vereinbare Spaltung ber höchſten Staats» 
gewalt zwifchen dem Landesherrn und feinen Miniftern gefunden wird, 
ſo wird die in allen Rechten begründete Verantwortlichkeit der-Minifter 
gewiß feinen Grund zu fo nachtheiligen Borausfegungen geben fünnen, 
ba bereits auf dem Wiener Congreſſe von 4814 bie Gefandten fat 
aller hoben Kontrahenten des Deutfhen Bundes, namentlich ber Ge: 
fandte Sr. Königlihen Hoheit des Prinzen-Regenten für das König: 
reih Hannover darin einverftanden waren: 


daß das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allge, 
meinen Landesgefegen, fowie ein Recht der Befchwerde-Führung 
insbefondere in Fällen der Malverfation der Staatsbiener und 
bei ſich ergebenden DIEDRIRpER aller Art 

den Ständen zuftehen müſſe. 


Bergl. Klüber Acten des Wiener Congreffes I. p. 72 sq. 
und vorzüglih die einftimmende Hannover'ſche Erflärung 
Heft IV, p. 47. 

Sollte aber. die Nothwendigfeit der Contraſi ignatur hier gemeint 
ſeyn, fo dürfen die Unterzeichneten nicht umgehen, eine Staatsſchrift 
anzuführen, welche über eine faft ganz gleiche Beſchwerde im Namen 
Sr. Majeftät des Höchſtſeligen Königs Georg IV. folgendes fagt: 

„Konnte man weniger zur Beruhigung ber Unterthanen thun, 

bie ehemals das wichtige Recht befaßen, gegen die Mißbräuche 

der fürftlihen Gewalt bei den deutfchen Reiche» Gerihten Klage 

zu führen und fih nun durch die Bundesacte einem unabhan 
gigen Herzoge unterworfen fahen? Die Contrafignatur fchägt 

den Fürften wie ben Untertbanen gegen Berfälfhungen, und 
it in allen wohlgeordneten Staaten im Gebraud, und obmeh 
fie in England und Franfreich gefeglich befteht, fo halten ſich 
doch die Könige diefer Reihe für nicht weniger unabhängig, 
als e8 ber Herzog von Braunfchweig if, Daß dadurch ben 
Unterthanen auf feinen Fall zu viel eingeräumt worden, habs 
Se. Durdlaudt am beften felbft bewiefen, da wir ſehen müſſen 
wie wenig es Sie foftet, Näthe zu finden, die ihren Namei 
zu folden Verordnungen und Klagen hergeben, wie bie, wowi 
wir und bier befchäftigen. Männer, deren Leben bis dahin vei 
und achtungswerth gewefen, haben die harte Wapl gehab 
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entweder ihr Brod zu verlieren oder ihren Namen unter Vers 
ordnungen zu fegen, bie fie nicht anders als mißbilligen konnten.“ 

(Wiederlegung der ehrenrührigen Beihuldigung, welche Sich 
Se. Durchlaucht, der regierende Herr Herzog von Braunfchweig ꝛc. 
erlaubt haben. Hannover 1827 p. 76.) 

Endlich bleibt noch die, durch $. 163. geficherte Unabhängigfeit des 
Nichterftandes zu erwähnen, wobei es wahrlih genügt, daran zu 
erinnern, daß Disciplinar-Strafen der bärteften Art, Suspenfionen big 
zu ber längften Zeit, der Adminiftrativ-Behörde gegen Beamte offen 
gelaffen find, daß ferner, nad) dem Entwurfe des Criminal-Geſetzbuchs, 
wiederholte Disciplinar-Vergehen jedenfalls ein Grund zur gerichtlichen 
Berfolgung find, um zu beweifen, daß bier unmöglich von einer Theis 
fung der Staatsgewalt zwifchen der geheiligten Perfon Sr. Königlichen 
Majeftät und Allerhöchſtdero Richter-Beamten die Rede ſeyn könne. 

Gewig mit großem Rechte erflärt die Allerhöchſte Proclamation 
vom 15. Februar, daß Verlegungen der Allerhöchſten Rechte am Kammer: 
gute, ſowie Zerfplitterungen ber monardifchen Gewalt Feine Gegenftände 
der Unterhandlung ausmahen können. Wenn es fi) aber im Uebrigen 
genügend zeigt, daß gleih wie die formellen Einwürfe gegen das 
Staats-Grundgeſetz, fo auch die materiellen Ausftellungen an demfelben 
mehr im Mißverftändniffe, als in Thatfachen beruhen, fo dürfte ficher 
die Hoffnung nicht aufzugeben feyn, daß Se. Königl. Majeftät in Aller: 
höchſtdero Gerechtigfeitstiebe und Weisheit, auf begründete Gegenvor: 
ftellungen bineingehend, dennoch fich zu einer SEP nang herbeizu⸗ 
laſſen geruhen werden. — 

Je beunruhigender es aber iſt, fürchten zu müſſen, daß ähnlichen 
thatſächlichen Mißverſtändniſſen noch weiterer Spielraum gegeben ſey, 
je klarer vorliegt, daß außer einer Ständeverſammlung alle Gelegenheit, 
ſich hievon zu unterrichten und mit Sicherheit wirkſam entgegenzutreten, 
mangele, um deſto ſchwerer wird es ben Unterzeichneten, auf Theil: 
nahme an einer Verſammlung zu verzichten, welche wenigſtens von 
dem Cabinete Sr. Königlichen Majeſtät gegenwärtig als Stände-Ver— 
ſammlung anerkannt wird. Allein fo lange das Land vom Durchlauch— 
tigſten Deutſchen Bunde nicht feines Rechts auf das Staats-Grundgeſetz 
verluftig erffärt ift, oder die Verſammlung nicht ohne ihren Beitritt 
zur beihlußfähigen Perfonen-Anzahl hinanwächst, fo lange halten fie 
fih dennoch verpflichtet, dieſes Opfer zu bringen, eingedenk der ſchweren, 
ja der nicht zu ermeffenden Verantwortlichfeit gegen König und Vater: 
land, womit fie durch erneuerte Theilnahme an den Verhandlungen 
einer folhen Verſammlung fich belaften würden. 
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Shen oben haben jie fich beehrt zu bemerfen, daß fie an ben 
Berhandfungen Theil genommen haben, fo lange es bloß darauf anfam, 
Sr. Königl. Majeftät mit ihrem unmaapgeblihen Rathe an die Hand 
zu geben. Dieſes, dur den Beſchluß vom 25. Juni genau bezeichnete 
Verhältniß mußte ſchon bedeutend alterirt erfcheinen, durch bie jenem 
Beichluffe eiligft folgende VBertagung, ohne damit verbundene in jener 
Zeit doppelt nothwendige beruhigende Erflärung. Noch mehr warb 
dieſes Verhältniß aber erfhüttert durch die Schlüffe, welde aus einem 
Öffentlich befannt gemachten Referipte vom 15. Januar d. J. an ben 
Magiftrat der Stadt Dsnabrüd gezogen werden mußten, — Sclüffe, 
die leider einen um fo fefteren- Halt gewannen, als ein Staatsrath 
ereirt wurde, beffen Einrichtung die Rechte des Landes, namentlich die 
heiligen Grenzen des Richteramts auf das Tieffte berührte, und daher 
im Widerfprud mit dem Staats-Grundgefege, fowie ohne die, felbft 
nah dem Patente von 1819 dazu nöthige vorherige Communication 
mit den Ständen in’s Leben trat. Gänzlich vernichtet mußten fie aber 
jenes Berhältniß betrachten nad dem Erlaffe des Allerhöchſten Schreibeng 
an bie mittelft Patents vom 7. Januar 1838 berufene Berfammiung, 
und die Allerhöchſte Proclamation vom 15. Februar d. J., welde nur 
zu deutlich zeigt, daß Se. Königl. Majeftät leider zum tiefften Schmerz 
der Unterzeichneten ohne VBermittelung des Bundes nicht geneigt feyen, 
über die etwa erforderlihen Abanderungen des Staats-Grundgeſetzes 
mit einer, in Gemäßheit des Lesteren berufenen Ständeverfammiung 
zu verhandeln. 

Je gewiffer aber die Unterzeichneten find, da Se. Königl. Majeftät 
nicht gemeint feyn fünnen, den Rechten des Laudes zu nahe zu treten, 
wenn eine gefegliche Ständeverfammlung -folche freimüthig und geziemend 
erörterte, um befto weniger dürfen fie dazu mitwirfen, daß eine Ber: 
fammlung, welche den das Recht verfennenden Anfihten des Königl. 
Cabinets Schwach entgegen träte, oder denfelben wohl gar das Wort 
redete, jene gerechten und wohlwollenden Abfichten Sr. Königl. Majeftät 
von ihrem wahren Zwede ablenfte. 

Anders als unfiher fann aber eine Verſammlung nicht handeln, 
welche in ſolchen Dilemmen fich befindet, wie bie durch die Allerhöchſte 
Proclamation vom 7. Januar d. J. wieberberufene. — Diefelbe if, 
wie bereits bemerft, berufen und gewählt ohne irgend eine verfaffungs 
mäßige Baſis unter Zweifeln und Zunöthigungen der verfchiedenften 
Art. Wo eine Corporation wählte mit ausdrüdlihem Vorbehalt des 
Staats-Grundgefeges, da wurde die Wahl vernichtet; wollte eine andere 
bie Wahl ganz verweigern, fo wurde ber Grundfag aufgeftellt, daß 
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ſelbſt ein einzelnes Mitglied der Corporation, welches fih zur Wahl 
entfchliegeu möchte, genüge, um gültig zu wäblen. Daß es aber an 
folhen nicht fehlen konnte, dafür wurde durch Einſchüchterung, Drohung 
mit Strafen der Auflehnung ac, geforgt. Die alfo gewählte Verſamm— 
lung aber ift ferner in ihren Anfichten und Beſchlüſſen verwirrt und 
- gebunden durch die Auslegung ihres einmal gefchebenen Zufammentrittg 
als Anerfenntnig der Berfaffung nah dem Patente von 1819, Jetzt 
wird diefelbe aufs Neue Fräftiger und einfichtsvoller Mitglieder durch 
Urlaubsverweigerungen und andere Mittel beraubt, -Dffene Darlegung 
der MWünfche des Landes kann in einer folhen Berfammlung nicht mehr- 
erreicht werben, fie wird nothwendig ein ſchwaches Werkzeug, um dem: 
jenigen, was zu Rechte nicht befteht, den Stempel fcheinbaren Aner: 
fenntniffes aufzudrüden. Dazu haben die Unterzeichneten niemals mit: 
wirfen fönnen und fo dürfen und wollen -fie ed auch jest nicht. 

Eine auf Berfaffung berubende, im Rechte begründete Berfammlung 
kaun Befchlüffe faffen, weldhe Beftand und Dauer fihern. In einer 
Berfammlung, deren Legalität beftritten ift, kann nichts Feſtes beftehen. 
Wie die Mehrheiten zufällig fhwanfen, jo wird heute dieſes und morgen 
jenes behauptet und befchloffen. Wer fteht dafür ein, daß nicht der 
folgende Tag die Ergebniffe des geftrigen, das folgende Jahr die 
Ergebniffe des vergangenen willführlich vernichte. Da geht in Schwan: 
fung und Mißtrauen ber Boden bes Rechts und ber Ordnung verloren, 
und das fteuerlofe Schiff treibt näher und näher an die Brandung, bie 
Allen den Untergang bereitet. 

Wer unbefangen die Zuftände unferes Landes ſeit Jahresfriſt beobachtet, 
der wird die Gefahr nicht verkennen. Während von der einen Seite 
Alles aufgeboten iſt, um mit den Waffen des Geiſtes und des Rechts 
die Erhaltung des Staats-Grundgeſetzes zu erringen, von der andern 
nichts als die nackte Macht iſolirter Thatſachen in Anſpruch genommen 
zu werden ſcheint, gliedern ſich unverkennbar die Gewalten des Staats 
mehr und mehr in dieſem von der Regierung aufrecht erhaltenen Sinne. 
Die Anſicht der Unterthanen dagegen wendet ſich täglich mehr dem 
Strome der Meinung zu, welche durch ganz Deutſchland von Fürſten 
und Völkern getheilt zu werden ſcheint. Wohin dieſe Spaltung führen 
könne, wenn nicht bald Hülfe geſchafft wird, das würde jedem, der alle 
Vorfälle neueſter Zeit überblicken könnte, nur zu deutlich ſeyn. — 

So wie jetzt einmal die Sachen ſtehen, iſt allein von der Vermitte- 
lung des Durchlauchtigſten Deutſchen Bundes Rettung zu hoffen. Im 
Vertrauen auf deſſen hohe Weisheit und Unpartheilichkeit, erklären da— 
her die Unterzeichneten nunmehr feierlichſt: | 
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daß fie die gegenwärtig in Gemäßheit ber Proclamation vom 
7. Januar zufammengetretene Berfammlung von Deputirten als 
. eine rechtsgültige Stände-Berfammlung nicht anerkennen, 
daß fie mithin eine rechtliche Wirkfamfeit ber Berfaffung 
nad dem Patente vom 7. Dec. 1819 eben fo wenig anerfennen, 
daß fie demzufolge gegen jede verbindlihe Kraft der Durch 
biefe Berfammlung zu faffenden Beſchlüſſe proteftiren,, und 
daß fie aus diefem Grunde fih aller Theilnahme an deren 
Verhandlungen gänzlih enthalten müſſen. — 
Nur wenn der Durhlaudtigfte Deutfhe Bund das Land feiner 
Rechte auf das Staats: Grundgefeg verluftig erflärt, oder dieſe Ber: 
ſammlung aud ohne Beitritt der Unterzeichneten in beſchlußfähiger An— 
zahl da ſeyn wird, dürfen fie von biefer Erflärung infofern zurüdtreten, 
als fie dann, aber auch erft dann, im Haufe der Stände wieder erfcheinen 
werden, um im’ erften Falle dem Lande die wahre und vollftändige 
Berfaffung vom Jahre 1819 zu rerlamiren, im legten Falle aber, um 
noch einmal alle Mittel des Rechts und ber Drdnung, alle Kräfte und 
Fähigfeiten, die ihnen Gott verlieben, daran zu fegen, Damit dem Lande 
gewahrt werde fein höchftes und heiligfteg zeitliches Gut — das Mecht. 
| Wie fie diefe ihre gehorfamfte Verwahrung der Berfammlung eins 
zureichen nicht verfehlen, fo halten fie es ferner für ihre Schuldigfeit, 
bie Hohe Deutihe Bundes-Verſammlung von berfelben unverzüglich in 
Kenntniß zu fegen. — 


. An 
die Durchlauchtigſte Bundes-Verſammlung. 


(Erfter) Nachtrag 


zu ber ehrerbietigften Vorftellung und Bitte einer Anzahl 
Deputirten zweiter Kammer ber durch das Patent vom 
7. Januar v. 53. berufenen KARL DEREN bes Königs 
reichs Hannover. 


Dat Anlage 1 u. 2, 


In Beziehung auf bie in ber hieneben überreichten ehrerbietigften 
Borftellung und Bitte an Durchlauchtigſte Bundes-Berfammlung enthals 
tene DBemerfung, daß bie 29 Unterzeichner der nebengehenden Borftels 
lung ꝛc. die Majorität zweiter Kammer ber durch das Allerhöchfte Patent 
. vom 7. Januar v. %. berufenen allgemeinen Ständeverfammlung bilden, 
namentlih in Beziehung auf die Aeußerung : 

— Als Bertreter bes befannten Incompetenz-Beſchluſſes vom 
25. Juni v. J. der auf die Ueberzeugung einer übermwies 
genden Majorität der Repräfentanten und Wahl 
eorporationen gegründet wurbe ıc. 
erlauben fich die ehrerbietigft Unterzeichneten als Mitunterzeichner der 
nebengehenden Vorſtellung der Durchlauchtigſten Bundes-Verſammlung 
annoch einige erläuternde Bemerkungen über die numeriſchen Verhält 
niſſe der erwähnten zweiten Kammer zu geneigter Kenutnißnahme in 
Folgendem allerunterthänigſt vorzulegen: 
Sn dieſer zweiten Kammer der zum 15. Februar d. J. wieder ein⸗ 
berufenen Stände-Berfammlung find von ben laut 
Anlage 1 
berufenen 73 Mitgliedern nach beinahe vierzehntägigem — 
Warten zufolge des sub | 
Anlage 2% 
angebogenen Protocoll-Extraets vom 26. Februar nur 28 — 
erſchienen, unter dieſer Zahl Drei, welche mit der Majorität am 25. 
Juni v. J. für den befannten Incompetenz-Beſchluß gegen die 24 bie 
Regierung unterftügenden Deputirten ftimmten, auch die ehrerbietigfte 
Borftellung vom 29. Zuni v. 3. an die Durdlauchtigfte Bundes: Bers 
fammlung unterzeichneten; zwei Deputirte, welche, wiewohl fonft für 


. 
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die Negterung flimmend, am 25. Juni v. I. der Abftiimmung fich ent- 
ziehen zu müffen glaubten, und ein Deputirter (ber Stadt Hameln), 
welher — am 25. Juni v. 3. Mitglied der Minorität — die neben: 
gebende ehrerbietigfte. Vorftellung mitunterzeichnet bat. Diefe. ſechs 
-Deputirte, obgleih am 26. Februar in 2. Kammer anwejend, fönnen 
nah obigen Antecedentien und Berhältniffen confequenter Weife an 
Beichlüffen der Kammer, welche ‚fie für incompetent halten, feinen Theil 
nehmen, felbft wenn fie volgäblig wäre. 

Die nad Abzug diefer fehs Stimmen im Protocol vom 26. Februar 
noch aufgezählten für die Regierung flimmenden 22 und mit Einfchluß 
bes Präfidenten 23 Deputirten repräfentiren 6 Stimmen für Stifter, 
2 Stimmen für Eonfiftorien, 11 Stimmen für Fleine Städte und Fledfen, Die zu- 
fammen faum 45,000 Einwohner zählen und nur 4 Stimmen an Grund 
befigern. Bon diefen dreiundzwanzig find zweiundzwanzig 
Königliche Diener. | 

Hieraus wird evident, wel einen Fleinen Theil des Landes biefe 
für die Regierung flimmenden 23 Deputirte zweiter Kammer repräfen- 
tiren, und die in nebengehender Borftellung enthaltene, Eingangs dieſes 
angezogene Aeußerung dürfte als vollfommen gerechtfertigt erfcheinen. 

Außer den 29 Unterzeichnern der nebengehenden Borftellung find 
fieben &orporationen, namentlih die Reſidenz, die Univerfität, bie 
Städte Hildesheim, Osnabrüd, Fürftenau, Norden und die Grafſchaft 
Hohnftein, nicht vertreten, weil fie der von Königl. Regierung aus 
der Theilnabme an den Beratbungen der gegenwärtigen Stände = Ber: 
fammlung gezogenen Folgerung der Anerfennung der Aufbebung des 
Staats-Grundgefeges von 1833 ſich nicht unterziehen wollten und zwei 
Deputirte des Dftfriefifhen dritten Standes haben vor einigen Tagen 
mit Proteftation gegen die dem Lande angefonnene Verfaffung von 1819 
fih von der Theilnahme an den Berathungen zurüdgezogen. 

2 Gez.) Friedrich Wilhelm Heinrich Koller, Dr., Bürgermeiſter und 
Deputirter der Stadt Hameln. 

Karl Fr. Lang, Dr., Deputirter des Bremiſchen Bauernſtandes. 

H. Böſe, Deputirter der Grundbefiger in den Bremiſchen Marſchen. 

Chriſtiani, Dr., Deputirter der Stadt Harburg. 

Advokat Detmold, Deputirter der Stadt Münden. 

J. A. Wehner, Deputirter der ritterſchaftlichen Gutsbeſitzer in der 

Grafſchaft Hopa-Diepholz. 
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Verzeichniß 


der wirklich berufenen Mitglieder der allgemeinen Stände⸗ 
Verſammlung. 


1859. 


A. Erite Sammer. 


No, Ä 

ı Seine Durchlaucht, der Herr Herzog von Arenberg- Meppen. 

2 Seine Durchlaucht, der Herr Herzog von Looz⸗ Eorsmwaaren, — hat 
nicht berufen werden koͤnnen. 

3 Seine Durdlaudt, der Herr Fürft von Bentheim. 

4 Seine Excellenz, der Herr Erblandmarfhall des Königsreichs, Staats. und 
Cabinets-Minifter Graf von Münfter. 

5 Seine Erlaudt, der Herr’Graf zu Stolberg- Wernigerode. 

6 Seine Erlaubt, der Herr Graf zu Stolberg- Stolberg. 

7 Seine Erlaubt, der Herr Geheime- Rath, GeneralsErbpofmeifter, Graf 
von Platen-Hallermund. 

8 Seine Hohmwürben, der Herr Abt zu Loccum, Eonfiftorialrat Dr. Rupftein. 

9 Seine Ercellenz, der Herr Abt zu St. Michaelis zu ———— Landſchafts⸗ 
Director von der Wenſe. 

10 Herr Präſident der Bremenſchen Ritterſchaft, Schatz-⸗Rath von der Decken, 
als Director des Kloſters Neuenwalde. 

11 Seine Biſchöfliche Hochwürden, der Herr Biſchof von Ditmenpelm. 

12 Herr Eonfiftorial» Rath Dr, Brandis. 

13 Herr Kammerherr, Graf von Schwicheldt, ald Majoratsherr. 

14 Herr Geheime-Rath und Schatz ⸗Rath Graf von un» und Inyphaufen- 
!ütetsburg, als Majoratsherr. | 

15 Seine Ercellenz, der Herr GeneralsFeldzeugmeifter Graf von ber Deden, 
als Majoratsherr. 

16 Herr Kammerherr, Dberſt⸗ Llenienant Graf von Wedel auf Evenburg, als 


Majoraisherr. 
Deputirte. 


Acht Deputirte ber Calenberg⸗-Grubenhagenſchen Ritterſchaft: 


17 Herr Land-Rath von Adelebſen. 
18 „ General» Major von Hattorf. 
19°» ZuftizeRath von Wangenpeim. 
20‘. „ DberrSorfimeifter von Hake. 


N®, 


21 Herr Amts» Affefor yon Alten. 
„Rittmeiſter von Münchhauſen. 


22 
23 


„RKammerjunker von K 
„Major von Holle. 


4 


u = 


” 
8. 


” 


nigge, 


Sieben Deputirte ber Lüneburgſchen Ritterſchaft: 


Herr Land⸗Rath, Droſt von Hodenberg. 


‚ Major von Spörken. 
Graf von Bernfiorf. 
Amts» Affeffor von Lüneburg. 


Oberſt von Eftorf. 


Schatz-Rath von Schrader. 
Legations-Rath von Dannenberg. 


Sechs Deputirte der Bremen: und Verdenſchen Ritterfchaft : 


Herr Oberſt von Marſchalk. 
„Cabinets-Rath von Lütcken. 
„Land-Rath von der Deden, 

Land» Rath von Möller, 


N 
# 
® 


Herr Kriegs- Rath Graf von Bremer, Ä 
» Kammer » Director und Land» Rath von Voß. 
„ Sand» Ratp von Trampe., 


Fünf Deputirte der Dsnabrädihen Nitterfhaft inel. Meppen und 


Lingen : 


ar Herr Land» Ratp, Freiherr von Schele. 
Generals Lieutenant von Fin fe, 
Sanzlei- Affeffor von Müller. 


43 
43 
44 
45 


47 
48 


51 


-H 
” 
* 


» SKammerberr, Land» und S 


„Drei Deputirte der Hoyafchen und Diepholzihen Ritterſchaft: 


Bier Deputirte der Hilbesheimfchen Ritterſchaft: 
46 Herr Geheime-Rath Graf von Stolberg. 


"„ Land» Ratp von Cramm. 
40 » Zufliz- Rath von König, 


Zwei Deputicte der Oftfriefifchen Ritterſchaft: 
50 Herr Oberſt⸗Lieutenant und Diſtricts⸗Commiſſair, 


» Regierungs » Aſſeſſor, 


renbehr. 


Graf von Inn u 


chatz⸗ Rath von Reden. 


Graf von WedelMeffe. 
nd Knypbauſen⸗Her— 
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Zweite Sammer. 
No. J 
1 Ein Deputirter des Stifts St. Bonifacii zu Hameln, Herr Hofrath Hüpeden. 
2 Des Stifte St. Cosmae et Damiani zu Wunftorf, Herr Amt-Affeffor Dr. ph» 
Blumenhagen 
3 Des Stifts St. Alexandri zu Einbed, Herr Kammer- Rath Bar. 
4 Des Stifts Beatae Mariae Virginis zu Einbed, Herr Negierungs-Rath Hei» 
niden. 
5 Des Stifts Bardewid, Herr Yints-Affeffor Hagemann. 
6 Des Stifts Ramelslohe, Herr Canzlei- Rath Dürr. 
7 Der Univerfität Göttingen, Herr 
8 Bom Eonfiftorio zu Hannover, Herr Schaß- und Confiftoriat-Ratp Eichhorn 
9 Bom Eonfiftorio zu Stade, Herr Ober-Juftiz-Ratp Jacobi. 
10 Ein Deputirter der Refidenzfladt Hannover, Herr 
11 Der Stadt Göttingen, Herr Juſtiz-Rath Conrad, 
12 Der Stadt Northeim, Herr Amts «Affeffor Grimfept. 
13 Der Stadt Hameln, Herr Bürgermeifter Dr. Koller. 
14 Der Städte Einbed und Oſterode. Für das Mal Ofterode, Herr Bürgerr 
meifter Kreis» Einnehmer Dr. Jeniſch. 
15 Der Stadt Dupderfladt, abwechfelnd mit den Heinen Göttingenfhen Städten. 
Für das Mal Harvegfen, Herr Amts» Affeffor von Seebad. 
16 Der Stadt: Münden, Herr Advofat Detmold. 
17 Der Heinen Calenbergſchen Städte abwechfelnd, - Für das Mal Springe, 
Herr Amtmann Wiefen. 
18 Der Städte Clausthal und Zellerfeld, — Major und Forftmeifter von 
Marenholz. 
19 Der Grafſchaft Hohnſtein, Herr 
20 der Stadt Lüneburg, Herr Dr. jur. Theodor Meper. 
21 Der Stadt Uelzen, Herr Achtmann Kaufmann. 
22 Der Stadt Celle, Herr Kaufmann Schultz. 
23 Der Stadt Harburg, Herr Dr. jur. Chriſtiani. 
24 Der Städte Lüchow, Dannenberg und Hifader. Für das Mal Dannenberg, 
Herr. Bürgermeifter Ludowieg. 
25 Der Städte Soltau, Walsrode, Burgdorf und Gifhorn. Für das Mal 
Burgdorf, Herr Bürgermeifter Willers. 
26 Der Stadt Stade, Herr Senator Haverkampf. 
27 Der Stadt Burtehude, Herr Stadt⸗Syndicus Dr, Lang. 
28 Der Stadt Berben, Herr Kaufmann Schöttler. 
29 Der Stadt Nienburg, Herr Hofratb Dr. Klenze. 
30 Der Hoyaifchen Fleden, Herr Bürgermeifter Shwarße. 
31 Der Diepholzifheu Fleden, Herr Rittmeiſter Meyer. 
32 Der Stadt Osnabrüd, Herr 
33 Der Städte Quakenbrück, Fürftenau und Melle. Für das Mal Fürftenau, 
Herr 
34 Der Städte Meppen, Lingen und Hafelünne. Für das Mal Hafelänne, 
Herr Advokat Bödiker. 
35 Der Stadt Goslar, Herr Ober⸗Bergfactor € ramer von Clausbruq. 


No, 
36 Der Stadt Hildesheim, Herr 
37 Der Städte Alfeld, Peine und Bodenem. Für das Mal Peine, Herr Amts» 


Afefor von Trampe. 
38 Der Städte Elje, Gronau, Sarſtedt und Daffel. Für das Mal Daffel, 


Herr Bürgermeifter Merkel. 
39 Ein Deputirter der Stadt Emden, Herr Senator Sar. 
40 Der Städte Aurich und Efens. Für dad Mal Aurih, Herr 


41 Der Stadt Norden, Herr 
42 Der Stadt Leer, Herr Stabtgerichte-Sectetair Dr. Siemens, 
43 Der Bentheimfhen Städte, abwerhfelnd. Für das Mal Schüttorf, Herr 


Amtmann Bening. 


Drei Deputirte der Grundbeflger in ben Fürſtenthümern Calenberg, 
Göttingen und Grubenhagen: 

44 Herr Oeconom Schaaf. - Dr 

45 „ Bürgermeifter Weſterhauſen. 

46 „ DBauermeifter Eo$. 


Drei Deputirte der Lüneburgſchen Grunbbefiger : 


47 Herr Bolhöfner Möller. 
4 „ Bollpöfner und Cantor Riehelmann. 
49 u Deconom Schmidt. 


Fünf Deputirte der Grundbefiger in ben Bremifchen Marſchen: 


50 Herr Dr. jur, Donner. 

5 9» Hausmann Wittkopf. 
52 Hausmann Schacht. 
53 „ Hauptmann Böfe, 

54 „ Landes» Borfteher Lübs. 


Zwei Deputirte ber Bremiſchen Geeſt und der Grundbeſitzer im 
Herzogthume Verden: 
85 Herr Dr. jur, Lang. | Ä 
56 Hofbeſitzer Schriefer. 
Zwei Deputirte der Freien in den Grafſchaften Hopa und Diepholz: 
57 Herr Moor- Commiffair Wehner, 
58 „ Bürgermeifter Storfmann. 
Ein Deputirter der übrigen Grundbefiger in ben Graffchaften Hoya und 
| Diepholz: 
59 Herr Bollmeier Stubbe. 
Drei Deputirte dev Grundbefiger im Sürftenthume Osnabrüd : 


60 Herr Advokat Buddenberg. 
64 = Grunpbefißer König. 
2 » Eolon Mollmann. 
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Ein Deputister ber Grunbbefiger in Arenberg: Meppen, Lingen und 
| Emsbühren. 
63 Herr Hoheits- Commiffair Dr. Sermes, 
Zwei Deputirte der Hildesheimfchen Grundbef iger: 
64 Herr Dom » Spndicus Werner. 
65 „» Berg: Rath von Unger. | 
Fünf Deputirte des dritten Ofifriefifchen Standes: 
66 Herr Landes - Apminiftrator Beſecke. 
67 .„ Landes» Apminifirator Hillingp. 
683 „Canzlei-Aſſeſſor Neupert. 
69 „ Gutsbefißer Janßen. —— 
0 u - 
Zwei Deputirte des Landes Habeln: 
71 Herr Schultheiß Hinke. | 
72 vv Schultheiß Shmeelfe. 
Ein Deputirter der Grundbefiger in der Graffchaft Bentheim: 
73 Herr Bürgermeifter Dr, Nordbeck. 


Anlage 2. 


6. Landtag 2. Diät. 
10. Sitzung 2r. Kammer 
u Actum 

Hannover in der 2. Kammer der allgemeinen Ständeverfammlung 
den 26. Febr. 1839, 

Nach verlefenem Protocolle ergab ſich dieſelbe Unvollftändigfeit der 
Berfammlung, wie am gejtrigen Tage, indem nur 28 Mitglieder gegen: 
wärtig waren. Der Deputirte der Stabt Burtehude, Herr Stadt: 
Syndikus Dr. Lang, war indeß heute binzugefommen. Diefer nahm 
aber das Wort, indem er an die Erklärung erinnerte, womit er 
(cfr. Brot. vom 19. März 1838) im vorigen Jahr in diefe Verſamm— 
lung eingetreten fey, und bie dahin gegangen: wie feiner feiten Leber: 
jeugung nach das Staats-Grundgeſetz noch rechtsgültig beftehe, wie er 
aus allen Kräften auch bier für deſſen Aufrechthaltung zu wirfen ent= 
fchloffen fey, wie er aber abtreten werde, fobald die zu jenem Zwecke 
führenden gefeslihen Mittel an biefer Stelle erfchöpft feyen. 

Diefer Zeitpunft — bemerkte der Redner weiter — fey feiner 
Anfiht nach jest erfchienen. Bielleiht habe er felbft fchon früher den 
Schritt thun follen. Wenn aber im Laufe der vorigjährigen Verband: 
lungen bie, welche die Anfichten des Cabinets vertreten, bald nur auf 
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den unerfchlitterlichen Willen des Königs, bald wieder auf deffen Ab: 
neigung gegen jede Wilfführ und deſſen Wunſch nach einer verfaffungs: 
mäßigen Bereinigung fi) berufen und fo wechſelweiſe Beſorgniß und 
Hoffnung genährt hätten, ſo habe daraus nothwendig ein Zuſtand des 
Schwankens entſtehen müſſen, vor Allem bei ihm, der einer der Aelteſten, 
wo nicht der Aelteſte in der Verſammlung ſey, und da ihm, bei dem 
vielleicht ſehr nahen Lebensziele, Beſonnenheit im Handeln und die 
Sorge um eine ruhige Sterbeſtunde am nächſten liegen müſſe. Nicht 
blos begangene Sünden aber würden die letzte Stunde ſchwer machen, 
ſondern gewiß auch Uebereilungen um Irrthümer in fo folgenfchwerer 
Sade. 

Diefem Schwanfen babe nun aber bie Königliche Trocken 
vom 15. d. M. von jfelbft ein Ende gemacht; damit ſey die Brüde 
abgebroden, auf ber bier in gefegmäßigem Wege wieder zu einem 
gefeglihen Zuftande zu gelangen gewefen, 

Er verfhmähe eg, durch Verfteden und unnübes Temporifiren noch 
weiter leere Hoffnungen von diefer Seite zu nähren, und könne eben 
ſo wenig noch ferner in einer Verſammlung mitwirken, ber feiner 
Ueberzeugung nach jeder Charafter der Legalität abgehe. 

Schwere Stürme würden wäahrfheinlid dem unglüdlichen Lande 
aus bdiefer neuen Wendung der Dinge hervorgehen; er werde jene ald 
guter Untertban zu tragen wiffen, aber nicht felbft mithelfen, Wind zu 
fien, um Sturm zu ärndten. Namens feiner und feiner Wahlcorpo— 
rationen gegen die Rechtögüftigfeit jedes Befchluffes, der bier gefaft 
werde, feierlichft zu Protofoll proteftirend, vefignirte der Herr Votani 
feine Deputirten-Stelle und ſchied fofort aus der Berfamming, unter 
Danfbezeugung gegen das Präſidium, wie gegen die Berfammlung für 
das Vertrauen und bie Nachſicht, welche ihm fo vielfach bewiefen worden. 

Damit und mit der Aufforderung, morgen zu, derfelben Zeit ih 
wieder einzufinden, ſchloß ſich die heutige Verſammlung. 


in fidem 
Jacobi Merkel. 
Prafident. General Secretair. 
In fidem copiae 
Merkel. 


(L. S.) General:Secretair ber zweiten Kammer ber 
| allgemeinen Stände-Verfammlung. 
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An 
die Hohe Deutfche Dundes-Verfammlung. 


Fernerer Nachtrag. 


zu ber ehrerbietigften Borftellung und Bitte einer Anzahl 
Deputirten zweiter Kammer ber dur das Patent vom 
7. Jan. 1838 berufenen allgemeinen Ständeverfammlung. 


Hat Anlagen 1, 2, 3,4, 5, 6 u. 7. 
Anlage 5 hat Unter:Anlagen a. b. c. 


1. 3wedder Eingabe. 


Als im Februar d. J. diejenigen unterthänigften Darftellungen 
eutwworfen wurden, welche unter dem 27. Februar den nunmehr vers 
tagten Ständen und fpäter am 22. März dem Durchlauchtigſten Deutichen 
Bunde ehrfurchtsvoll überreicht find, machte die Nothwendigfeit, das 
peinlihe Schaufpiel einer täglich vergebens zufammentretenden Ber: 
ſammlung zu beendigen, diejenige Gründlichfeit unmöglich, welche bie 
Wichtigkeit der Sache fordert, 

Die Allerhöchſte Proclamation vom 15. — war kaum zu 
prüfen. Das Schreiben vom gleichen Tage wurde erſt einige Tage 
ſpäter ig den Abdrud ber devoteft angebogenen Poftferipte 1 und 
Anl. 4. 2. 2 verſtändlich. So mögen denn die ehrfurchtsvoll Unter: 
zeichneten Nachſicht hoffen, wenn fie noch einmal wagen, — factiſche 
Verhältniſſe aufzuklären. 

Die Allerhöchſte Proclamation enthält zwei Hauptgründe, weshalb 
von dem Staatsgrundgeſetze nicht ferner die Rede ſeyn ſoll, urſprüngliche 
Nichtigkeit des Staatsgrundgeſetzes vom 26. September 1833 und ſpä— 
terhin anerfannte Wirkfamfeit der Berfaffung von 1819. Jene ur: 
fprüngliche Nichtigfeit wird aber wiederum theils begründet auf materielle 
Berlegungen der Königlihen Rechte am Domanio, fo wie an ber 
Regierung, die baffelbe enthalten foll, theils auf den formellen Mangel, 
daß 12 verfchiedene nit benannte Punfte, namentlih aber die Auf: 
bebung des Rechts der Mitverwaltung der Steuern ohne Zuftimmung 
der Stände in das Staatsgrundgefeg aufgenommen. worden. 

Jene materiellen Mängel find verfhiedentlih zum Gegenftande 
von Debuctionen gemacht worden. Hier foll davon nicht ferner bie 
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Rede feyn, da diefe fih zu unmittelbarer Entfcheidung bes Durdlaud- 
tigften Bundes felbft in dem Falle minder eignen möchten, wenn 
eine von mehr als Einem bochbetrauten Diener Sr. Majeftät König 
Wilhelms IV. für wahr gehaltene zuftimmende Aeußerung er 
weislich wäre. 

Sener formelle Borwurf gegen die Bünbdigfeit des Staatsgrund- 
feges fünnte zwar durch das zweifellofe Anerfenntniß deſſelben mittelft 
unmwiderfprochener Wahlen, vierjähriger ftändifcher Berbandlungen und 
ausdrüdlicher Acceptation in ber Adreffe vom 17. December 1833 
genügend widerlegt ſcheinen; zumal feitbem das Anerfenntniß der Ber: 
faffung von 1819 nad fo leichten Grundſätzen beurtbeilt wird. Oder 
ſollte die heimliche Unzufriedeuheit einiger Wenigen, von der die Rede 
gewefen, mehr gelten, als die öffentlichen Proteftationen und Beſchwerden 
der erften Corporationen des Landes? — Allein es mag dennoch nicht 
unzwedmäßig feyn, die Frage felbft zu erörtern. 


2. Einfeitige Abänderung der Berfaffung burch das 
Staats⸗Grundgeſetz. 


Daß die Regierung König Wilhelms 1V. niemals, weder im Jahre 
1831 noch 1832 ein volles Einverſtändniß zur Errichtung des Staats— 
grundgefeges nöthig erklärt, dag bie Ständeverfammlungen yon 1831 
und 1832 niemals ihre Zuftimmung zu allen einzelnen Beftimmungen 
des zu errichtenden Staatögrundgefepes zur Bedingung der Gültigfeit 
gemacht hatten, das ift an andern Orten nachgewieſen. War auch ein 
foldhes nöthig in allen Stüden, wo es fihb um Abänderung der 
beftebenden VBerfaffung handelte: fo fiand doc eben fo feft, daß 
bei Allem, was gewöhnlidher Legislation anbeimfiel, eine 
Zuftimmung nicht gefordert wurde. Dieſes Necht hatte die Regierung 
nirgend aufgegeben. Daß aber ein unbedingtes Zuftimmungsrecht ber 
Stände nah der BVerfaffung von 1819 in Uebung gewefen fey, das 
wird wohl Niemand weniger behaupten, als das Cabinet Sr. König— 
lichen Majeftät, nachdem in dem sub Nr. 3 anliegenden Schreiben 
Ans vom 18. Februar 1833 einfeitige Abänderung ber Ber: 
faffung von 1819 und in den Worten: 


Auf diefen unverhofften Fall (daf eine vertragsmäßige Leber: 
einfunft nicht Statt fände) müffen Wir aber ausdrüdlihd bevor: 
worten, dag Wir von dem im $. 8 des Königlichen Patents 
vom 7. December 1819 enthaltenen Vorbehalte Gebraud) machen, 
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fomit in der Organifation der allgemeinen Stände: 
verfammlung Diejenigen Modificationen eintreten laffen werden, | 
welche Wir für nothwendig oder nützlich erachten könnten. 


ſogar das Recht einfeitiger Abinderung der Organifation der Stände 
felbft in Anfpruch genommen ift. Schwer zu erflären ift es, wie aus 
demjelben Gabinete die Proclamation vom 15. Februar bervorgehen 
fonnte, welche ausdrüdiih Die Umgeftaltung nur im ordnungs— 
mäßigen Wege des Vertrages möglich hält. 


Die Proclamation führt an, es feyen zwölf in dem Patente berübrte 
Anordnungen im Staatögrundgefege, über die eine Vereinbarung mit 
den Stinden nicht Statt gefunden hätte, Allein nur einer Diefer 
Punfte, die verfaffungsmäßige Mitwirfung der Landſtände bei dev 
Finanzverwaltung ift nambaft gemacht. In der unterthänigft Au r 
angebogenen 


Zuſammenſtellung der Abweichungen des Staatsgrundgeſetzes 
vom 26. September 1833 von den ſtändiſchen Beſchlüſſen vom 
18. März 1833 nebſt Bemerkungen 


ſind ſämmtliche Abweichungen aufgeführt und die Gründe angedeutet, 
nah denen Se. Majeſtät König Wilhelm IV., ohne den verfaſſungs— 
mäßigen Rechten der Stände zu nahe zu treten, ſich befugt erachten 
Tonnten, alle diefe Veränderungen vorzunehmen. Diejelben find 


theils nur der deutlichere Ausdruck eines ohnehin gebegten 
Gedankens, deffen Aufnahme in ein Gefes, felbft das Staats: 
grundgejeß, gefchweige die Berfaffung von 1819 unbedingt 
zuläßt Cbieber gehören Nr. 2, 3, 4, 7, 10, 11, 16, 17); tbeilg 
ein Ausflug des Alterhöchften Rechts, das Familienftaatsrecht 
des Königlihen Haufes felbftftändig zu ordnen (z. B. 2, 3,4, 
5, 7, 14); theils Verwerfung ftändifcher Anträge, deren Nicht: 
annahme fo wenig eine Veränderung ber beftehenden Berfaffung 
enthält, als folhe nah den bis dahin fortwährend von ber 
Regierung geübten Rechten die Publication des Gefeges auf: 
balten fonnte (4. B. Nro. 6, 8, 9, 13); 


theils bloße Auslaffung des anderweit genügend Geficherten 
(4. DB. Nie. 1,1%, 15). - 


Namentlich aber zeigt es fih, daß die frühere Mitwirfung zur 
Binanzverwaltung von Anfang an und ohne allen Vorbehalt aufge: 
geben war. 

13 
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3. Wirkſamkeit der Berfaffung von 1819. 
Kann hiernach von jener urfprünglichen Nichtigfeit des Staats— 
grundgeſetzes fehiwerlich noch die Nede feyn: fo wird es noch größeres 
Intereſſe gewähren, die behauptete anerfannte Wirkffamfeit der Ber: 
faffung von 1819 zu beleuchten. 
$ Es iſt nicht Teicht zu fagen, worin. die VBerfaffung von 1819 im 
Gegenſatze derjenigen von 1833 beftebe. Stellt man, wie die Unfunde 
es wohl thut, das Patent vom 7. December 1819 dem Staatsgrunt: 
geſetze vom 26. September 1833 gegenüber, nennt man folches wohl 
gar das Staatsgrundgefeg von 1819, fo irrt man. Senes war nur 
ein in leichten Zügen angebeuteter Umriß der ftändifchen Verhältniſe. 
Alles was die Kapitel 1 bis 5.und 8 des GStaatsgrundgefeges ent: 
halten, war (wenn auch theilweife zur Berfaffung zu zählen) jenem 
Patente gänzlich fremd. Nur der Inhalt der Kapitel 6 und 7 läßt 
ſich mit jenem Patente neben einander ſtellen. Auch möchte fih auf 
biefen eigentlich nächften Inbegriff der ftändifchen Verfaffung der Art. 56 
ber Wiener Schlußacte zu allererft beziehen, während die übrigen 
Kapitel zweifelsfrei als Gefege zu betrachten find, die, gültig erlaſſen, 
nicht ohne ffändifhe Berathung, felbft nah dem Patente 
von 1819 aufgehoben werden können. | 
Aber felbft bei dem Inhalte jeuer Kapitel, dem Stände: und 
Finanzweſen, ift e8 nicht fo Leicht, die Unterfcheidungspunfte richtig am: 
augeben. Bleiben wir bei dem 6. Kapitel ſtehen, fo ift 
a) die Drganifation der Provinziallandfchaften im Staatsgrunt 
geſetze vorgefhrieben, aber nicht ausgeführt. Der Unter: 
Ihied zwiſchen Wirkfamfeit der einen und andern Verfaſſung 
befteht alfo lediglich darin: 
Ob die Regierung ſich das Recht zufchreibt, wider den 
Willen ber Provinziallandfchaften jene Drganifation 
durchzuführen? 
Dies iſt kein äußeres Factum, deſſen Wirkſamkeit ſich aner— 
kennen ließe; | 
h).bei den ftändifhen echten zumal in Anfebung der Geſetz— 
gebung hat allerdings Die Regierung die Abficht zu erfennen 
‚gegeben, fih auf bie Verfaffung von 1819 zu flüßen, indem 
fie flatt ber verfaffungsmäßigen Zuftimmung ke 
den Gefegen über: Polizeiliche Werfhäufer — Beftrafung 
der Trunfenbolde — und Verpflegung 'erfranfter Armen nur 
der erfolgten Communication mit Ständen erwähnt. 
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Die Unbeftimmtheit diefes Ausdruds läßt Zweifel übrig. 
Von einem Anerfenntniffe kann nicht eber die Rede ſeyn, 
als bis entweder die Stände (nad) deren Bertagung jene’ 
Geſetze erſt publicirt worden) ſich dabei beruhigt, oder die 
Gerichte in contradicetorio die Gültigkeit angenommen haben. 
Eben diejes gilt in Anfehung der Staatsverträge und der 
ohne Communication mit Ständen erlaſſenen Gefege 5. 2. 
über den Staatsrath. 


4. In Anfedung der Ständeverfammlung. 


co) Was die Formen der Ständeverfanmlung betrifft: fo find 
ſolche (in Gemäßheit der Gefege von 1832) bereits, dem 
Staatsgrundgefege ähnlicher, als dem Patente von 1819, in 
den meiften Stüden aber find beide gleichfürmig. Selbft 
bei dem Hauptunterfcheidungsmale, der Deffentlichfeit der 
Verhandlungen, legt das Neglement vom 26. September 
1833 $. 53. der Regierung das Recht bei, folhe für alle 
von ihr zweckmäßig erachteten Fälle zu entziehen. Was die 
Compofttion der Kammern angeht: fo find zwar durch die 
Prorlamation vom 7. Januar 1838 

1) zur erfien Kammer der zweite angefchene raten 
tifhe Geiftliche, fowie bie vier vom Könige er 
nannten Mitglieder nicht erfchtenen (dies lag jedoch 
Iediglih in der Facultät der Regierung); es find aber 
auch eben fo wenig der Präfident des Oberfteuer: 
und Schageollegii und die adeligen Schagrätbe, 
deren 1832 noch fünf in diefer Kammer faßen, berufen. 
Die erſte Kammer ift alfo um fo weniger dem Patente 
von 1819 .conform, als dieſe fechs Perfonen kraft 
gigenen Rechts zu erfheinen befugt waren. — Mithin 

iſt die Verfaffung ven 1819 hier nicht in Wirffamfeit. 
2%) In der zweiten Kammer find. Die Berjchiedenheiten größer, 
Gegen die VBerfaffung von 1833 gehalten finden wir bier 
A) Sechs Deputirte der Stifter, während nur deren drei 
und zwar aus der Geiftlichfeit des Landes gewählt feyn 
follten. Dagegen fehlen drei Deputirte für den Klofter: 
fond, welche die Regierung ernennt. Es iſt dies deſto 
auffalfender, da ſchon am 30. Mai 1832 Seine König: 
liche Majeftät Wilhelm IV. fid zu derartiger Reform 
ber Stifter bereit erflärt hatte, ſolche Aacceptirt war 

13 y8 
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und das desfallfige Schreiben in eine in der Königlichen 
Hofbuchdruderei zu Hannover 1837 gedrudten Darftellung. 
der landſtändiſchen Verfaffung des Königreichs Han- 
nover in Gemäßheit des Patentes vom 1. Nov. 
aufgenommen ift. 

Auch fehlt ein. Deputirter des Hildesbeimifchen Dom: 
capitels. 
Schs Deputirte von Städten find anders gewählt. Nämlich 
von der Reſidenz ift nur einer gewählt, ftatt zweier, 
und für die fleinen Göttingiſchen Städte (Moringen, 
Uslar, Dransfeld, Hardegfen und Hedemünden), die 
fleinen Calenbergiſchen Städte (Münder, Pattenſen, 
Neuftadt, Springe, Neuftadt Hannover, Wunftorf, Eldag: 
fen, Bodenwerber, Rehburg), die Heinen Tüneburgi: 

ſchen Städte (Soltau, Walsrode, Gifhorn und Burgdorf), 
die Fleinen Hildesheimifhen Städte (Sarftedt, Else, 
Gronau und Daffel), die Bentheimiſchen Städte 
(Schüttorf, Nordhorn, Neuenhaus und Bentbeim) haben 
nit gemeinfchaftlih, ſondern per turnum gewählt. 
Eimbeck, Duderftadt und die kleinen Harzſtädte nebſt 
Herzberg, Elbingerode und Lauterberg ſind dagegen ganz 
unvertreten. 
EC) Im Bauerſtande ſind berufen: 

von Calenberg ein Deputirter flatt drei; 

yon Lüneburg drei Deputirte ftatt fünf; 

von der Bremiſchen Geeft zwei ftatt Drei, 

von Hoya und Diepholz zwar drei, aber’ nach einer 

verfchiedenen Wahlform; 

von Meppen und Lingen einer flatt zwei; 

yon Hildesheim zwei ftatt Drei; 

In biefen Punkten weicht Die Berfammlung von der Berfaffung 
von 1833 ab. Gegen die Berfaffung von 1819 find dagegen 

D) nicht berufen die nicht adeligen Schagräthe, deren 1833 
zwei noch jeßt lebende waren, 

Es waren alſo in erſter Kammer alle, in zweiter die Mehr— 
zahl der Deputirten auf eine ſowohl dem Staatsgrundgeſetze, als dem 
Patente von 1819 (nach den Modificationen von 1832) entſprechende 
Weiſe berufen. Dagegen waren andere Stücke der Verſammlung ent— 
weder der einen, oder der andern Verfaſſung widerſprechend. Alſo 
war die Verfaſſung von 1819 nicht in Wirkſamkeit. 


B 


— 
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5. In Anfehbung des Finanzweſeno. 

d) Die wichtigſte Abweihung der Berfaffung von 1819 von 
derjenigen von 1833 bezeichnet das 7. Kapitel des Staate: 
grundgefeges. Das Patent von 1819 bedingt Mitverwal: 
tung der Steuern und fihmweigt über die Domanial: 
verwaltung gänzlih. Jene Mitverwaltung aber wird geübt 
duch das Oberſteuer- und Schapeollegium nad. 
Maafgabe der mit Ständen berathenen Inſtruction vom 
1. März 1320. Das Staatsgrundgefeg Iegt die Doma- 
nialfinanzen (was dem Patente nicht widerfpridt) 
offen; gibt den Ständen feinen Antheil irgend einer Art 
an ber Verwaltung ; läßt ihnen aber die Controle des Schul: 
denwefens und Prüfung der Rechnungen. 

Nah allen diefen Punften wäre die Wirffanifeit * 
Verfaſſung von 1819 zu prüfen; es iſt jedoch von Seiten des Cabinets 
Seiner Majeſtät ausſchließlich von dem Einen Punkte, von den Wahlen 
und der Ständeverſammlung die Rede geweſen. Möge es geſtattet 
ſeyn, tiefer auf die Sache einzugehen, und den Punkt der Finanzen zu 
beleuchten. 

Daß es im Jahre 1838 bie Abſicht nicht war, die Finanzverfaffung 
nad dem Patente vom 7. Dee. 1819 berzuftellen, fagte Die Procla— 
mation vom 7. Jan. 1838 deutlich genug. Der Berfaffungsentwurf 
vom 18. Febr. 1835 gab eine ganz andere von der Mitverwaltung bed 
Patents von 1819 eben fo weit, als von dem völlig unbefchränften 
Berwilligungsrechte jener Berfaffung entfernte Bafis. Proviforifch wurde 
Die Erneuerung der ftaatsgrundgefeglichen Controfe über das Schulden: 
weſen von der Regierung beantragt. Die Ständeverfammlung fügte 
einige binmweggelaffene ftahtsgrundgefeslihe Garantien wieder binzu, 
und fo ift das Gefeg vom 20. April 1833 publicirt. 

Die Proclamation, fowie das Königliche Schreiben vom 15. Febr, 
d. J. verfpriht Herftellung des Schatzeollegii. Sie beweifen eben 
dadurch, wenn es noch nöthig wäre, aufs Neue, Daß diefer zweite Haupt: 
theil der Berfaffung bis auf dieſe Stunde überall nicht wieder in Wirk: 
ſamkeit gefest fey. Denn jene Schreiben haben feinen Erfolg gehabt 
und fonnten einen ſolchen nicht haben, Geht man aber auf jene Pro— 
pofitionen vorläufig hinein: fo zeigt fid) auch bier, daß feineswegs von 
einer reinen Herftellung der Sachen die Nede iſt, fondern daß man: 
bie Herftellung der Berfaffung von 1819 fogar 
von Bedingungen, namentlih von Geldbewilligungen der 
ausgedebnteften Art, abhängig macht, 
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ſo daß auf der einen Seite die Verletzung des ſtändiſchen Rechts der 
Mitverwaltung der Steuern als Hauptgrund der Nichtigkeit Des Staats— 
grundgefeges in der Proclamation vom 15. Febr. fehr body in Nechnung 
geitellt, und darauf in dem Schreiben von demſelben Tage die Her: 
ftellung diefes angeblich in anerfannter Wirffamfeit ftehenden Rechts den 
Ständen gleichſam zu Kauf geboten wird. Welche Art Iogiicher Con: 
fequenz dem zum Grunde Tiege, ift leicht zu ermeffen. 


6. Nähere Bezeihnung der in dem König. Schreiben vom 
15. Febr. d. 3. und den Poffcripten Lund II. angebo- 
genen Herflellung der Berfaffung von .1819. 


Die reine Herftellung des früheren Zuftandes war, wenn man 
einmal wahrhaft darauf eingeben wollte, ein reines Liquidationsgejchäft 
von nicht übermäßiger Schwierigfeit. Das legte Budget der ſtändiſchen 
Kaffe gab den Grund. Was in biefem fih fand, mußte Den Ständen 
wieder zugewiefen werben; das Uebrige blieb den Königlichen Kaffen. 
Hierbei fonnten nur folgende Punfte Schwierigfeit erregen : 

1) In der Einnahme die Landzölle. Diefe gehörten den König: 
hen Kaffen an, Geit 1835 find fie von den Eingangsfteuern nicht 
mehr zu trennen. Es kam darauf an, diejenige Vergütung zu ermitteln, 
welche die Steuerfaffe zu zahlen hatte, was ohne einen ftändifchen 
Beſchluß unmöglich war. 

2) Die neu bewilligten Ausgaben. Bei der Lage der König: 
lichen Kaffen dürfte es nicht unbillig gewefen ſeyn, ſolche gänzlich auf 
die ftändifche Kaffe zu Tegen, infofern fie nicht bloß in einem Steigen 
beftehender, den ftändifchen Kaffen fremder Ausgabepoften beftanten 
haben möchten, wie dies 3. B. bei den Gehalten in Folge von Ver— 
einfachungen der Verwaltung vorgekommen iſt. 

3) Die Schulden und | | 

4). Die Kaffenbeftinde. Die Theilung beider ift reine Ned: 
nungsfache. Hatte man nad obigen Prineipien die Rechnung beider 
Kaffen von 1834 an aufgeftellt: fo ergab fih einfach, wen die Beftänte 
oder die Schuld zuzulegen war. Hätte 53. B. bei Einer Kaffe Einnabme 
und Ausgabe fih gededt: fo mußte ihr derjenige Beftand und diejenige 
Schuldfumme zurücdgegeben werden, mit denen fie eingetreten war, und 
‚Gewinn oder Verluſt traf die andere. Hätte Eine mit Deficit gewirth— 
"haftet, fo mußte deffen Betrag ihr beim Beftande oder der Schul 
zur Laft gelegt werden. Hätten beide Ueberſchuß oder beide Deficit ge: 
babt, fo würde folhes gleichfalls nah Verhältnig der Rechnung zu 
theilen gewefen feyn. 
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Diefer einfahe Gang, wie ihn das Recht vorzeichnen würde, iſt 
aber nicht derjenige der Actenftüde vom 15. Februar. Diefe Actens 
ftüde, namentlich die Poftferipte 1 und 2 ergeben eine Rechnung, nad) 
welder 

1) die Einnahme der Königlichen Kaffe gegen das Jahr 1834 auf 

Koften der ftändifhen Kaffe vermehrt ift um jährlich 
J 30,729 R. 19 9. 3 pf. 
2) An Ausgaben dagegen von der 

Königlichen Kaffe 

auf bie ſtändiſche 

gelegt wird, jahr: 

id 2. 4652970. 17 gr. 5 pf. 

von der ftändis 

chen aber auf die 

Königliche nur 35,296, I, 1, 


‘430,001, 16, 4, 


fo daß bie Königliche er auf Koften 

jener gewinnt . . a 460,731 R. 119. 7 yf. 
Es wird ferner der frändiſchen Kaffe außerdem direct eine Zahlung 
von 20,000 Rthl. zu Deckung eines Defieits ber Königlichen 
Kaffe und damit die Berpflichtung aufgelegt, für die Zufunft 
die bisher ihr gänzlich fremden Koften des Hofhalts, fowie ber 
Apanagen u. f. w. des Königlichen Haufes, nebft allen Folgen, 
bie eine forglofe oder verfchwenderifche Verwaltung mit fih führen 
möchte, zu übertragen. — 

Die devoteft angefchloffenen Antage 5. 
Nachweiſe der. Abweichungen des Finanzpland vom 15. Februar 
von der vor 1834 beftandenen Kaffentrennung 

wird das Einzelne diefes Üüberrafchenden Refultats ergeben. 

Dieſes Nefultat ift es, von welchem die Herftellung der Berfaffung 
von 1819 abhängig gemacht wird, indem das Königliche Schreiben 
vom 15. Februar d. J. bie Berfaffungs-Angelegenbeit des Rönigreiche 
betreffend fagt: 

Mit der Feftftellung des Finanzhaushalts, mit der Kaffeniven- - 
nung und mit ber Vereinigung über bie Verwaltung der Schul: 
den wird demnach ber erneuerten ne bes Schatzcollegii 
kein Hinderniß im Wege ſtehen. 
Dieſes Reſultat liegt verborgen unter Glückwünſchen über die befriedi— 
gende Lage beider Kaſſen, wo freilich die hohe Steuerlaſt dem Ausfall 
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der Königfichen Kaſſen nachbifft, unter dem Sabke , das es erforderlich 
ſey, bei der Trennung jeder Kaffe eine ihrem Beftande entfprechende 
Ausgabe zu überweiſen. Zu dieſem Ende ftellt das Poftfeript 1. den 
für alle Regierungsbandlungen völlig zerftörenden Grundſatz auf: 
daß aud der Zuftand der Ausgaben, welder vor 1834 einge: 
treten war, als verpflichtend nicht betrachtet werben Fünne ; 
ein Zuftand, der doch größtentbeils noch aus der Lebenszeit Sr. Höchſt— 
feligen Majeftät König Georgs III. herrührte. 

Die Berfaffung von 1819 beruht auf dem reinften Bewilligunge- 
prineipe, ſowie folches aus uralter deutfcher Berfaffung entfprungen und 
vererbt war. Was von Negierungsansgaben die Stände nicht bewilligt, 
das blieb unbedingt auf den Königlichen Kaffen haften. Wenn dem: 
nach das Schreiben vom 15. Februar d. J. zweifelt: 

Ob die Domanialfchulden aus dem Jahre 1830 und 1831 da: 

bin oder auf die General: Steuerfaffe zu legen gewefen wären: 
fo fteht zwar fo viel feft: Daß jene Schulden durch Anleihen der General: 
Stenerfaffe zu vermeiden geweſen; aber eben fo gewiß ift, daß folche 
Anleihen nur durch ausdrüdiihe Bewilligung ber Stände 
verfammlung möglich geweſen feyn würden. : 

Wenn, und diefes unterliegt wohl feinem Zweifel mehr, die König— 
lichen Kaſſen ihren Laften nicht gewachfen find: fo wird ein offener An 
trag Sr. Königliden Mafeftät bei Allerhöchſtdero getreuen Unterthanen, 
nad) der Gradheit und Dffenheit des deutfchen Charafters ftets gebüb: 
vende Beachtung finden. Wenn aber das Gabinet Sr. Königlihen 
Majeftät fih feiner Sorge für die ftändifchen Nechte des Landes rübmt, 
und bie Herftellung diefer Rechte von fo außerordentliden, verftedten, 
unmittelbaren uud mittelbaren Bewilligungen abhängig macht, daß bie 
Stechte felbft ihren Werth verlieren, Dann werden treue Untertbanen 
nur mit Schmerz die Saat des Mißtrauens auffeimen fehen, die aus 
folhem Berfabren bervorgeben muß. 

Gewiß aber fteht eine Verfaffung, die auf ſolche Weiſe gebsten 
wird, nicht in Wirkfamfeit. Dagegen ift nicht zu überfeben, daß gerade 
in dieſer wichtigften Beziehung 

das Staatsgrundgeſetz noch bis auf dieſe Stunde in Wirfiam: 
feit erbalten ift, 
indem Stände unter dem 7. April 1838 ein nach neuer Form vorge: 
legted Budget nur in faatsgrundgefegliher Form auf ein Yabr 


prorogivten, und Die Schuldentilgungs— Commiſſi ion in früherer Maaße 
in Wirkſamkeit erhielten. 


ö— —— — —— ——— 
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7. Bebaupteted: Anerfenntniß der Berfaffung von 
1819 durch die Wahlen. 


Mit Grunde ift wohl von dem Gabinet Sr. Königliden Majeftät 
“auf diefe Finanzverfaffung wenig Rüdfiht genommen, wenn man bie 
anerfannte Wirkffamfeit der Berfaffung von 1819 zu erweifen fuchte. 
Man hat fi) allein auf die Ständeverfammlung berufen und ws faft 
täglich wiederholt das Drgan bes Cabinets den Sag: 
durh die Wahlen im Jahre 1833, dur das Zufammentreten 
der. Ständeverfammlung in befchlußfähiger Zahl fey die Ber: 
faffung von 1819 in anerfannte Wirffamfeit getreten. jene 
Handlung fey das allein Entfeheidende; jede nachträgliche Erklä— 
rung ber Corporationen wie ber Gewählten Bien und uns 
zuläflig. 

Es liegt etwas bitter Kränfendes in dieſen Neußerungen, zumal 
für die, welde dur wohlgemeinte Wahl, oder Annabme einer folchen, 
Ruhe und Recht des Landes zu fihern fuchten, und nun die Hälfte 
ihrer Handlungen gegen fich aufgeführt fehen, während man bie andere 
Hälfte ableugnet. Mit Gewalt: muß das Gefühl niedergefämpft werden. 
Wie anders waren die Grundfäge der Hanndverfchen Regierung, als 
im Jahre 41823 deren Gefandter an Hoher Deutfcher Bundesverfamm: 
fung die Erflärung abgab: 

Entfagung fann hier (bei Berfaffungsrechten) weniger noch als 
im privatrechtlihen Verhältniſſe vermuthet werben. Diefelbe 
erfordert bier den ftrengften Beweis. 

Nachgiebigfeit in einzelnen Fällen, Ausdrüde der Unterwür: 

figfeit, wie. fie Untertbanen gegen ibre Regenten anfteben, 

fünnen ‚nur in diefem Sinne genommen, nicht als jeden 

Anſpruch auf Verfaſſungsrechte ausſchließende Entſagungen 

beurtheilt werden. Solche Geſtalt können ſie nicht annehmen, 

wenn nicht klar die Abſicht der Entſagung vorliegt. 

Die leiſeſte Verwahrung gegen den Regenten für das 
Staatsgeſetz reicht zur Erhaltung des Rechts zu. 

Das privatrechtlih gegen den Gleichen Geltende findet die 
vollfte Anwendung in Hinfiht auf das Verhältniß gegen ben 
Regenten. 

Staatsmänner dürften Gründe finden, dieſen Rechtsregeln 
für das Staatsrecdht Die weit ausgedehntefte Wirkung zuzugefteben, 
und aus der Nachgiebigfeit der Unterthanen nicht fo leicht eine 
Das Recht ausſchließende Kolge zu zieben. 

Protseoll des Bundestages 1823 p. 395. . 


— 
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Solcher Nechtsgrundfäge war das Königreih Hannover gewohnt; nad 
diefen bat das Land bei den Wahlen und die zweite Kammer gehandelt. 
Möge es gnädigft verftattet feyn, den Hergang jener Wahlen und ber 
Ständeverfammlung furz zu berichten. 

Bor dem Allerhöchſten Patente vom 1. November 1837 * noch 
lange nach demſelben fehlte es ſowohl den Vertheidigern des Staats— 
grundgeſetzes als den Organen des Cabinets an feſter Anſicht nicht nur 
über die Rechtsverhältniſſe der Stände und der Wahlen, ſondern auch 
über die Mittel zur Rechtsvertheidigung. 

Wie ſich über jene Rechtsverhältniſſe die Organe des Cabinets 
ſelbſt noch in der Ständeverſammlung am 24. Februar 1838 wider— 
ſprachen, davon mag der devoteſt angebogene Protocollauszug Auskunft 
geben. Dieſen Anſichten entſprechend hatten ſchon por jenem anl.« 
Patente Einige jede Wahl zu einer anders als nach dem Staatsgrund— 
gefege zu berufenden Verſammlung verworfen Andere wollten in 
jeder Berfammlung das Drgan ſehen, welches die ftantsgrundgefeglichen 
Rechte des Landes bei Sr. Königlichen Majeftät fo wie bei dem Durd: 
lauchtigften Bunde zu vertreten hätte. 

Gene erfte Anficht vertrat zuerft Öffentlich die befannte Erffärung 
der fieben Göttinger Profefforen vom 18. November 1837. 

Für die zweite wurde angeführt: 

1) Da Se. Majeftät der König das Staatsgrundgefeg für nichtig 
erklärt, weil die Berfammlung von 1832 nicht in alle Punfte gewilligt, 
fo werde Alferböchftderfelbe folches anerfennen, fobald eine in gleicher 
Form berufene Berfammlung biefen mangelnden Conſens ſupplire. 

In dem Wahlcollegio der Bremifhen Geeſt zu Bremervörde ift 
dieſe Anficht in Anregung gekommen. 

2) Die Proclamation vom 7. Januar 1838 bezeichne Ant. 
deutlich als Zwed der Berufung nicht das Anerfenntniß der VBerfaffung 
von 1819, fondern die Vorlegung eines neuen Entwurfs. Vereinige 
man ſich über. diefen in der Sade felbft, fo werde natürlich die Frage: 
In welder Form demfelben Rechtsgültigfeit zu verfchaffen fey? zur Er: 
mwägung fommen, und dann fi ber Streit auf einfahen Wege er: 
ledigen. 

Dieſe Anſicht rief ſpäterhin in zweiter Renner zuerft die Reſer— 
vation der ganzen Competenzfrage, dann den mit der unterthänigften 
Borftellung vom 29. Juni v. J. — Beſchluß vom 25. Juni 
hervor. 

3) Es ſtehe den Wahlcollegien nicht die Befugniß zu, die Wahl 
zu verweigern. Dieſelben haben keine Function außer der Wabl. 
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Schon 1832 ſey jede Berathung und Erklärung dem erwählten Depu⸗ 
tirten gegenüber unterſagt; vielweniger dürfen ſie ſich jetzt eine Beſchluß⸗ 
nahme anmaßen. Wenn demnach ihre Wahl-an ſich ber Verfaſſung 
unpräjudizirlich ſeyn müſſe, ſo ſey auch eine Weigerung der Wahl uns 
möglich. Denn die Wahlmänner feyen nur nur zum Wählen bevoll- 
mächtigt, nicht zum VBerweigern der Wahl, Der Einzelne könne wohl 
feine Function als Wahlmann niederlegen, aber feine Gemeinde babe 
dann aufs Neue zu wählen. Cine Gemeinde, welde nicht wählen 
wolle, fönne der andern, welche wähle, das Recht nicht entziehen. 
Ebenfowenig können diejenigen Gemeindeglieder, welche nicht wählen 
wollen, den Wählenden ihre Nechte entziehen. Alfo jo Tange noch ein 
Einzelner Wählender in einer Einzelnen Gemeinde übrig bfeibe, der 
fich ſelbſt zum Wahlınann ernenne, fo fange fey Nichtwahl unmöglich. — 
Ja das Zurückziehen von der Wahl werde nur dahin führen, denjenigen, 
welche den Muth oder Willen zur Vertheidigung des Staatsgrundge— 
ſetzes nicht haben möchten, die Vertretung deſſelben allein in die Hände 
zu liefern. EB | 

Diefe Anficht insbefondere wurde zu fehr verſchiedenen Zweden 
aufgeftellt; auf ihr berubte z. B. die Bevollmächtigung der Wahlmänner 
in der Stadt Osnabrück zur Wahrung der Rechte. Eben bdiefelbe ift 
aber auch von der Seite des Cabinets benutzt worden, um bie Nicht: 
wahl des Osnabrücker Bauernftandes zu verhindern. | | 

Diefe zweite Anficht in ihren verfchiedenen Abtheilungen gewann 
an Kraft, als das Cabinet Sr. Königlihen Majeſtät durch die Ent: 
feßung der Göttinger Profefforen die erftere, daß nicht zu wählen fey, 
für verbrecherifch zu erflären ſchien. Auf jenem Wege trat man wenig: 
ftens in Vertheidigung des Staatsgrundgefeges in minder fchroffe Oppo— 
fition gegen das Cabinet, deffen Organe, (wie obige Anlage zeigt und 
die der Befchwerde der Osnabrücker Pandgemeinden beigelegt gewefenen 
Actenftiide beweifen) ganz ähnliche Grundfäge aufitellten. 

Die Berwirrung der Begriffe vermehrte fih noch dadurch, daß von 
den 73 zur Wahl aufgeforderten Wahlcollegien zweiter Kammer 48, 
fo wie die Ritterfchaften insgefammt ganz in derfelben Form zu wählen 
hatten, wie nad dem Staatsgrundgefege, und um fo mehr den Vorbe— 
halt des Nechts aus demfelben fir fid) von ſelbſt verftebend halten fonnten, 
vie denn die Stadt Lüneburg bei ihrer erften Wahl beftimmt ausfpradh: 
„Man wähle, weil die Stadt ein Recht habe, bei allen und jeden ſtän— 
diſchen Verhandlungen vertreten zu feyn.“ Bon den 23 in anderer 
Form wählenden Corporationen konnten ſechs Stifter und bie Fleinen 
Städte, an denen eben der Turnus ftand, ſich durch eben dieſe Wahl 


bevorzugt erachten, und deshalb um fo eher wählen. Doch haben zwei 
von den fünf Deputirten diefer Städte fich entfchieden für das Grund: 
geſetz ausgefprochen. 

8. Durch die Verhandlungen der fammer. 

Auf diefem Wege gelangte bie Mehrzahl der Corporationen zur Wahl. 

Als die Ständeverfammlung am 20. Februar eröffnet wurde, hatten 
12 Corporationen nicht gewählt, nämlich die Univer: 
ſität, bie Städte Harbegfen, Münden, Burtehude, 
Osnabrück, Fürftenau, Emden, Leer und Nordein, die 

Grafſchaft Hobenftein und das Land Hadeln. 

Die meiften von dieſen haben fpäter gewählt, aber nur ber 
Deputirte der Fleinen Stadt Harbegfen bat für Das Cabinet 
geftimmt. 

4 batten mit Vorbehalt des Staatsgrundgeſetzes 
newahlt, nämlich die Refidenz, die Städte Lüneburg, 
Hildesheim und ber zweite Wahldiftrift des Lüneburgifchen 
Bauernftandes, 
57 hatten ohne einen in das Wahlprotoecoll nieder- 
gelegten Vorbehalt gewählt. Cs war aber von mebreren 
die Borausfegung ausgefprochen, daß Die Deputirten Das Staats: 
grundgefeg vertbeidigen würden. Bei andern G. B. den De: 
putirten bes für das Staatsgrundgefeg fo entfchiedenen Osna— 
brüder Bauernftandes) war Dies nur unterblieben, weil ſich die 
Meinungen für Wahl und Nichtwahl fpalteten.. Bei Diefer und 
andern 3. B. ber. Marfh Amts Neubaus und Often wurde 
diefe Erflärung nachgeholt. Andere freilich haben ſich auch in 
der günftigen Meinung von ihren Deputirten getäufcht und dieſe 
fegteren Dputirten nebſt den abhängigen Stiftern und Conftitorien 
bildeten die Cabinetsparthei, Die niemals mehr als 23 oder 24 
fihere Stimmen gezählt bat. 

Da die Wahlen mit Vorbehalt caffirt, die des Dsnabrüd’ichen 
Bauernftandes beanftandet wurben, fo blieben nur 54 bei Eröffnung 
der Kammern übrig. Bon biefen haben 22 fpäter die untertbänigiten 
Eingaben an Hohe Bundesverfammlung felbft oder durch ibre gleich: 
gefinnten Stellvertreter unterzeichnet. 21 haben fih>ftets dem Cabinet 
willfährig bewiefen. Die übrigen 11 waren minder entſchiedener An: 
fiht, doch baben bei entfcheidenden Beichlüffen, namentli bei dem: 
jenigen vom 25. Juni nur drei berfelben für das Cabinet, die übrigen 
entweder gegen baffelbe geftimmt, oder ſich ber Abftimmung entbatien. 
Dezeichnend jedoch für die urfprüngliche Ungewißheit mag es ſeyn, daß 





bei der Präfidentenwahl, wo man die Gefinnungen noch nicht genau 
fannte, ein nachher bewährter Anhänger des Kabinets 3 Stimmen mehr 
erhielt, als ein Anhänger des Staatsgrundgefeges. Dagegen erhielten 
bei der Wahl des VBirepräfidenten die Anhänger des Staatsgrundgeſetzes 
die Mebrbeit. Wären jene fieben gewählten entfchiedenen Anhänger des 
Staatsgrundgefeges zugelaffen: fo würde eine Mehrheit gegen das 
Cabinet fih fofort bei der Eröffnung berausgeftelft haben. | 

Das Schwanfen, das aus diefem Zuftande hervorging, verhinderte 
zu Anfang jede entichiedene Aeußerung, da jede reinausgefprodhene 
Gefinnung fürchtete, in der Minorität zu bleiben. Die Antwortsadreffe 
auf die Thronrede blieb unentfchieden, um fo mehr, als Stände zum 
eritenmale ihrem Könige gegenüber ftanden, und eine Bereinigung mit 
der von verfchiedenen Anfichten ausgehenden erften Kammer nöthig war. 


Dieſe Adreffe iſt Scharf getabelt; aber fie enthält nur „Ausdrüde ber 
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Unterwürfigkeit, wie ſie Unterthanen gegen ihre Regenten anſtehen.“ 
C£. p. 201 spr. Sie hebt hervor, daß nur auf Geſetzlichkeit gebauet 
werden möge, und äußert das Vertrauen, Seine Königliche — 
werde in dieſem Sinne handeln. | 
Ueberdies faßte zweite Kammer gleichzeitig. den Beſchluß: 

bag jede Thätigfeit ihrerjeits nur unter der Bedingung vorge: 

nommen werde, daß man bie Zuftändigfeit der Stände dem: 

nächſt ausſpreche. 
Die Verhandlungen über dieſe Eompetensfräge wurden nun unter 
beiden KRammernefortgefegt. In diefe Berbandlungen gehört jene merk 
würdige Rede, die. ber GCabinetsminifter Freiherr v. Schele am 9. 
März 1833 in erfter Kammer hielt. Schon damals wurde von ihm 
als Königlihem Commiffarius die Nechtsfrage für eine todte Frage 
erffärt. „Den Wahleorporationen,“ hieß e8 jegt zum erften Male, 
„habe es freigeftanden, den legalen Weg an die Bundesver 
fammlung einzufhlagen. Statt beffen hätten fie gewählt, ihre 
Deputirten hätten fih nach dem Patente non 1819 eingefunden und nun 
erklärten fie fich für ineompetent. Wolle die 2. Kammer von ihrem ſtändi— 


ſchen Rechte nicht Gebraud machen: fo werde der König gezwungen, ohne 


Stände oder doch ohne 2. Kammer fortzuregieren. Bon ber Berfaffung 
von 1819 loszukommen, fey feine Möglichfeit mehr für die Stände.“ — 
In zweiter Kammer hatten die Organe bes Labinets am 24. 
Februar erklärt: 
die Unzuläffigfeit eines jeden Vorbehalts gehe daraus hervor, 
daß die Wahlcorporationen nach dem Gefete nur zum Acte Des 
Wählens nicht aber zum Urtheilen befugt feyen. 
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In erfter Kammer erflärte ber — — am 9. März bad 

Staatsgrundgefeg für tobt: 

weil bie Wahleorporationen nicht den Weg an den Bundestag 
eingeſchlagen, alſo nicht geurtheilt, ſondern blos gewählt hatten. 
Es wird genügen, dieſe Thatfachen anzuführen! In erſter Kammer 
fanden jene Anſichten aber keinen Beifall, und Verhandlungen führten 
zu dem Schreiben vom 16. März, welches bereits mit der unterthänig— 
ſten Vorſtellung vom 29. Juni 1838 der Hohen Bundesverſammlung 
in tiefer Ehrfurcht überreicht wurde. Daffelbe iſt — wenn auch in 
dunfeln und faft widerfpredhenden Ausdrüden — nichts als: eine Ber 
tagung ber Competenzfrage 

big zum Eintritt von Deputirten derjenigen Corporationen, welche 

bisher ihre Tpeilnahme'verfagten, oder welche das Cabinet durch 

Reſervationen veranlaßten, den Eintritt der gewählten Depu— 

tirten zu verweigern. — 
Hätte man durch dieſes Schreiben die Competenz anerkennen wollen, 
ſo wären jene dunkeln Ausdrücke höchſt überflüſſig geweſen. Jene Klage 
über die Zweifel, welche ſich in zweiter Kammer an ber Competenz 
erhoben, über bie beflagenswertbe Lage, in die Stände ſich dadurd 
verfegt fühlten, über die obwaltenden Verhältniſſe, welche unmwiderfteb: 
lich zwängen, die Competenzfrage auf ſich beruhen zu laſſen, ſie waren 
nichts als jene: 

leiſe Verwahrung gegen den Regenten für das Staatsgeſetz, 
welche nah obgedachter Hannover'ſcher Erklärung zu Erhaltung des 
Rechts ausreicht. 

Den beſten Beweis, daß man höchſten Orts nichts Günſtiges in 
dem Schreiben fand, lieferte das Cabinet Seiner. Königlichen Majeſtät 
dadurch, daß daſſelbe jede Antwort weigerte und die beantragte Ver— 
öffentlichung des Schreibens ſelbſt durch den gewöhnlichen 
Druck der Aetenſtücke inhibirte. Erſt nachdem der Zuſammenhang 
vergeſſen ſeyn konnte, ſcheint man darin Günſtiges entdeckt zu haben. 

Daß zweite Kammer die Competenz jener Stände und die ange— 
ſonnene ſ. g. Verfaſſung von 1819 durch dieſes Schreiben nicht aner— 
kennen wollte, ſetzt auch der Umſtand außer Zweifel, daß mehrere der 
entſchiedenſten Anhänger des Staatsgrundgeſetzes, welche ſpäter an der 
unterthänigſten Vorſtellung an die Hohe Bundesverſammlung vom 29. 
Januar v. J. und dem dieſer angelegten die Incompetenz der Kammer 
feſtſtellenden Beſchluſſe vom 25. Januar v. J. Theil genommen haben, 
für dieſes mit 32 gegen 22 Stimmen angenommene Schreiben ſich 
erklärten, 3. DB. die Deputirten Schriefer und Dr. Lang. Letzterer, ein 
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firenger einfichtiger Vertheidiger des Staatsgrundgefeges, hatte felbft 
das Schreiben in den Conferenzen mit erfter Kammer entworfen. Ihm 
wird Niemand die Tendenz des Anerfenntniffes mit Grund vorwerfen 
fünnen. Hätten jene fieben zurüdgewiefenen Deputirten, von den 12 feh- 
Ienden Wahlen nicht zu reden, zugegen ſeyn fünnen, fo würde man 
wohl ſchon damals beftimmter geredet haben. — Diefed wünfcte man 
in vollzähligerer Kammer zu thun, einer eminenten Majorität alsdann 
gewiß, und zu ber gewünſchten Bervollftändigung der Kammer follte 
diefes Schreiben den Weg bahnen. 

Indeſſen waren aud viele der Anhänger der Gefeglichfeit mit dieſer 
zögernden Politif nicht einverftanden — und ftimmten deshalb jene 22 
gegen das Schreiben, im Voraus überzeugt, daß das Cabinet den Zwed 
diefes Schreibens in feiner Hinficht fürdern werde. Sie hatten Recht, 
das Cabinet unterdrüdte dag Schreiben. Die Debatten darüber hatten 
die Folge, daß vier der entjchiedenften Anhänger der Gefeslichfeit aus 
der Berfammlung austraten und andere im’ Gefühle der Verantwort— 
lichfeit, welche auf der Theilnahme an den wichtigften Verhandlungen 
in fo unvollzähliger Berfammlung rubte, fi entfernten. Man fürdhtete 
cabinetsfeitig jeden Tag, daß am folgenden nicht die beſchlußfähige 
Zahl fih verfammeln werde. | 

In diefer Lage der Dinge erſchien am I. April ein Budget, das 
nah den Grundſätzen des neuen Berfaffungsentwurfs eingerichtet war. 
Obgleich zu gleicher Zeit eine Commifjion zu Prüfung jenes Entwurfs 
niedergefegt wurde, fo gelang es doch, das Hineingeben auf diefes 
Budget abzuwenden. Man prorogirte lediglich das vorigiährige Budget, 
und erbielt dadburh die ftaatsgrundgefeglihe Finanzverfaſ— 
fung in anerfannter Wirffamfeit. 

Diefe Bewilligung follte wahrlich als ein Anerfenntniß der Verfaſ— 
fung von 1819 nicht angeführt werben. Eben fo wenig als die Geſetze, 
welche mit der Verfammlung des Jahrs 1838 verabfchiedet feyn follen. 
Allerdings Tegte das Cabinet Sr. Königlihen Majeſtät zwölf Geſetz— 
entwürfe- por: allein nur vier derfelben , 

ein Gefeg über den Wilddiebſtahl, 

ein gleiches über den Fifchdiebitahl, 

ein drittes Über dag Criminalverfabren | 

und ein viertes über bie Erpropriation zum Zwed von Eifenbahnen, 
waren neu. Diefe vier neuen Gefege hat die Berfammlung mit gutem 
Bedacht auf-fich felbft beruhen laſſen. Bon den übrigen waren 

das Gefeg über die Gefangenhaltung in polizeilichen Arbeits: 

bäufern; - | 
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über Aufhebung der Häuslingsihußgelder; 

über Die Staatsdiener-Wittwenfaffe; | 
über die Verpflegung fremder erfranfter Armen 
bereits 1837 von der ftaatsgrundgefeglichen Ständeverfanmlung beratben 
und mit deren Erflärung an die Regierung abgegangen. Die Stände 
von 1838 beichränften fih dayauf bie Beihlüffe der Berfammlung von 
1837 wieder herzuftellen, und etwa folde Verbefferungen anzubeuten, 
welche. der Regierung auch ohne ftändifche Concurrenz ftaatsgrundge: 
feglich zugeftanden haben würden. 
Ein fünftes Gefeg über bie von Privatperfonen errichteten Credit: 
anſtalten, das ebenfalls 1837 ſchon erledigt war, ift ohne ftändiiche 
Erklärung geblieben. Zwei andere wichtigere, 

das Gefeg über dag polizeiliche Strafverfahren und das Criminal: 

geſetzbuch, 

waren gleichfalls von ber ſtaatsgrundgeſetzlichen Verſammlung berathen; 
dieſes lag bis auf die Entwerfung der Erklärungsſchrift fertig; bei 
jenem war noch eine Differenz beider Kammern zu erledigen, als die 
Vertagung vom 19. Juni 4837 erfolgte. — Beide find auch jest vicht 
erledigt. Doch find im erftern von zweiter Kammer alle auf dem 
Staatsgrundgefege berubende Beftimmungen ausdrücklich bergeftellt. 

In allen diefen Fällen verfuhr man auf folhe Weife, um jenen 
Gefegen die Bafis der ſtaatsgrundgeſetzlichen Zuftimmung nicht zu ent 
ziehen, auf welcher die Gültigfeit vor den Gerichts- und Berwaltungd: 
Behörden beruht. Wenn dagegen das achte Gefeg über 

die ftändifchen Commiffarien zur Schuldentilgung 
angenommen wurde: fo geſchah dies lediglich in ber bereit8 erwähnten 
Abſicht: 

um die ſtaatsgrundgeſetzliche Finanzverfaſſung in anerkannter 
Wirkſamkeit zu erhalten. 

Zu dieſem Ende wurden auch hier die von der Regierung gemachten 
Veränderungen des Geſetzes vom 29. Juli 1834 durchaus abgelehnut, 
namentlich die auf der (in ber Proclamation vom 45. Februar 1839 
fo hart angefochtenen) Nro. 12% des Publicationd= Patents berubenten 
vierteljährigen Kaffenüberfihten aufs Neue gefordert; denn in dem 
Negierungsentwurfe felbft war ſogar biefer, von der Proclamation vom 
45. Februar fo ganz ungenügend geachtete Erfag für das frühere Mu: 
verwaltungsreht hinweggelaffen. 

Sp lag die Sache, als nah dem Ofterfefte die bis dahin nich 
vertretenen Corporationen meift ſich entfchloffen, zu wählen. Alle Depu: 
tirten derfelben, bis auf den von Hardegſen, fchloffen fih den Stimmen 
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für das Staatsgrundgeieg an. Es war fein Anerfenntniß der Vers 
faffung von 1819 durch die Wahlen gegeben; es war fein Anerfenntniß 
durch die Berfammlung ausgefproden; es war die Kinanzverfaffung des 
Staatsgrundgefeses in anerfannter Wirffamfeit erhalten; es waren in 
der Gefeßgebung nur die Handlungen der ftaatsgrundgefeglihen Ver— 
fammlungen wiederholt. Schon vor dem Dfterfefte war der Deputirte 
der Stadt Burtebude mit der ausdrüdlihen Erklärung eingetreten, daß 
er nur für das Staatsgrundgefeg wirfen werde. Mit gleicher Erflärung 
traten nah dem Dfterfefte die Deputirten der Reſidenz, der Städte 
Göttingen, Lüneburg, Münden, Leer und des Denabrüd’fchen Bauerns 
ftandes ein. Die Deputirten von Fürftenau, Emden, der Bremiſchen 
Wefermarfh wurden fern gebalten. Der Berfaffungsentwurf kam zur 
Beratbung. Jetzt wurde es Pflicht, die Grundfüge rein berzuftellen, 
auf welche allein ein Rechtsbeftand zu gewinnen war. Nach einiger, 
noch durch Unvollzähligfeit der Berfammlung veranlaßten Zögerung 
wurde am 25. Juni 1833 der Beichluß gefaßt: 

bag diejenige Berfaffung, melde vor dem KRegierungsantritte 

Sr. Majeftät rechtmäßig beftanden, nicht anders befriedigend 

“ aufgehoben oder wögeändert werben fünne, als wenn die nad 
dem Staatsgrundgefege begründete Repräfentation, fowie bie 
Provinzialftände dazu ihre Zuftimmung ertheilen! 
Hierauf erfolgte die Vertagung am 29. Juni und die Eingabe an 

die Hohe Bundesverfammlung von demfelben Tage. | 


9. Neue Erzäblungswahlen. 

Die Ereigniffe, welche feit jener Vertagung erfolgt find, werben 
fhmwerlich dazu dienen fünnen, ein Anerfenntniß zu erweifen: Seit dem 
Januar Nichtzahlung der Steuern an verfchiedenen Orten. Am 15. Februar 
Eröffnung einer Ständeverfammlung, deren zweite Kammer bis zum 
2. März nicht beſchlußfähig wurde, nachdem durch die Proclamation 
vom 15. Febr. nun zum erften Mal auch öffentlich ausgefproden 
war, bag in der Wahl und dem GErfcheinen der Ständeverfammlung 
ein Anerfenntniß des Patents von 1819 Liege. In diefer unvollzähligen 
Berfammlung felbft Proteftationen der Städte Hameln, Emden, Leer, 
zweier Deputirten des dritten Standes yon Oftfriesland und anderer. 
Dann polizeiliche Maaßregeln, um die fih in Hannover aufhaltenden, 
dem Staatögrundgefege anhängenden Deputirten zum Befuh ber Ber: 
fammlung zu nöthigen; endlich erfolglofe öffentliche Ladung von 27 Depus 
tirten, bis die dem Durchlauchtigſten Bunde unter dem 22. März devoteſt 


überreichten Eingaben diefer peinlichen Agonie ein Ende machten. 
— 14 
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Es waren nun, nachdem man alle Unterzeichner jener Cingaben 
und Nichterfchienenen ausgefehloffen und mehrere Andere überbies mit 
Proteftationen refignivt hatten, von 73 nurnod dreißig Gewählte 
und zwei nod Unbeeidigte übrig, folglih Die Kammer factiſch 
“aufgelöfet, weil von dieſem Nefte der Kammer überhaupt fein Beſchluß, 
alfo auch nicht Beſchluß über Zulaffung neuer Deputirten nad) vorgän: 
giger Prüfung der Vollmachten verfaffungsmäßig gefaßt werben konnte. 
Allein das Cabinet hielt’ es dennod für zwedmaßig, nur Ergänzung: 
wählen auszufdreiben, um nicht in die Gefahr zu geratben, Durch eine 
Auflöfung noch von jenen 30 Deputirten mande einzubüßen, währen? 
man jeßt doch hoffen durfte, einige Wahlen zu gewinnen, was um ie 
nothwendiger, da von jenen dreißig noch mehrere Deputirte an allen 
Beſchlüſſen zu Gunften des Staatsgrundgefehes Theil genommen, oder 
durch ihre Entfernung am 25. Juni zu erfennen gegeben batten, bai 
fie des Cabinets Anſicht entfchieden beizutreten nicht gefonnen fepen. 

Daß bisher nad einmal conftituirten Kammern nie eine neue 
Beeidigung zuläffig gehalten war, ehe beide Kammern die Bollmadıt 
duch Beſchluß in fürmlicher, die Gegenwart von mindeftens 37 reci— 
pirten, beeidigten Mitgliedern in 2. Kammer erfordernder Sitzung 
angenommen, daß aus diefem Grunde man im April 1338 act Taxe 
lang unvollzählig geblieben war, weil man nicht zu beeidigen waagtt, 
daß felbft im Februar 1839 der von der Stadt Aurich neu ermäblt 
Deputirte 14 Tage lang in Hannover unthätig warten mußte, weil 
man folche Beeidigungen vorzunehmen nicht für möglih gehalten, Las 
ift plötzlich vergeffen. 

Jene Wahlen defto ficherer zu leiten, wurden zunächft alle Unter: » 
zeichner der fubmiffeften Eingabe vom 27. Februar für unfähig 'erflär, 
gewählt zu werden, weil fie die Geltung ber ‚Berfaffung von 1819 
nicht anerfannten. Dann wurde. den Wahleommiffarien - Die Theorie 
eingefhärft, daß ſelbſt ein einzelner Wahlmann- zur Wahl befugt fen, 
‚wenn bie übrigen fich deſſen weigern follten. Jenes widerfpridht Dem 
$. 3. des Patents vom 7. und $. 5. des Neglements vom 14. December 
1819 felbft, welche nirgend ein Anerfenntniß diefer Verfaſſung ali 
Bedingung der Wahl vorfchreiben. Diefes widerfpricht dem $. 9 ber 
Berorbnung vom 2. Februar 1832 über die Wahlen der Städte, ie 
wie dem $. 9. ber Verordnung vom 22. Februar 1832 über die Wablen 
bes Bauernſtandes, der die abſolute Mehrheit unter finmtlihen Wabl: 
männern fordert, — Ueberdies find alle Kräfte aufgeboten, die Wahl: 
eommifjarien verändert, bie Wahlen an die günftigften Orte verlegt. — 
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Was ift aber der Erfolg bis jeßt gewefen? Die Univerfität Göt—⸗ 
tingen hatte fchon vor dem 15. Februar die Wahl abgelehnt. Ebenſo 
Hildesheim und die Nefidenz, in derman die Einzelnen durch Dro- 
hungen zu zwingen ſucht und manden Seufzer ohne Erfolg ſich aufgeladen 
bat. In Hameln find von über 600 berufenen Bürgern nur 351 
erfchienen und von dieſen haben nur 14 fi für die Wahl erklärt. In 
Göttingen und Lüneburg ift die Wahl mit großer Majorität 
abgelehnt. In Münden, Celle, Harburg, Stade, Emben, 
Leer, Schüttorf haben die Wahlcollegien einftimmig die Wahl vers 
worfen und das Benehmen der Deputirten ausdrüdlic gebilligt. Bon 
Burtebude und Uelzen ift daffelbe zu erwarten. Osnabrück, 
Fürftenau, Norden find zur Wahl, fo viel man weiß, nicht wieder 
aufgefordert. Ferner haben einftimmig proteftirt. die Wahleollegien der 
ländlichen Bezirke der Graffhaft Hohnftein, des dritten Lüne 
burger Wahlbezirks, des Landes Kebdingen, der Aemter 
Neubaus und Dften, und der Marfchen von Lehe, Stotel, Vie— 
land und Dfterftade, Der Oftfriefifhe dritte Stand hat den 
Proteft und die Nefignation zweier feiner Deputirten ausdrücklich belobt 
und nicht wieder gewählt. Die Wahlmänner der Grafihaft Bent: 
heim haben ftatt der fuspendirten Wahlhandlung dem Wahlcommiffair 
einen Proteft infinuirt. — Nur im Alten Lande, wo bereits Ein 
Wahltermin fruchtlos aufgehoben werben müffen, und im Lande Hadeln, 
wo zwei Stimmen fih gegen die Verfaffung von 1819 ausgeſprochen 
und bie dritte geringere nur noch ſchwankte, iſt noch unentſchiedener 
Streit. - 

Faſt noch entfheidender als biefe rein abgelehnten Wahlen find 
aber die, welche man nad Aufwendung fo großer Kräfte zu Stande 
gebracht zu haben meint. Nur bei dem Göttingifhen Bauern: 
ftande ift es Bewerbungen und Bemühungen aller Art gelungen, bei 
der dritten Abftimmung 10 Stimmen von 19 für eine paffende Wahl 
zu vereinigen. 

Im Wahleollegio der Freien ber Grafſchaft Diepholz 
(einer Corporation von wenigen Befigern unbebeutender Burgmanns— 
gütchen, deren Umfchaffung zu den Wohlthaten des Staatsgrundgefeged 
gehörte) hat der Herr Kammerbdirector v. Voß, Mitglied der Corpora- 
tion und vorzügliches Organ des Tabinets, nur die Wahl als Erfag: 
mann auf feine Perfon lenken fünnen, und aud die Gültigfeit dieſer 
Wahl ift beftritten, — Aber das Cabinet wird, wie es fiheint, auch 
bie Fälle für fih benugen, wo eine Minorität gewählt bat, und fo 
fteben ihm folgende zu Gebote, 
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Sm Wahlcollegio der Bremer Geeft hat der Wahleommiffair 
dadurch, daß er von 22 Wahlmännern jedem einzeln in feinem Gabi: 
nete zuredete und dann bort ftimmen ließ, es erlangt, Daß fünf wählten, 
einer refignirte, drei nicht wagten ſich zu erflären. Dreizehn dagegen, 
die abfolute Majorität in jedem Falle, weiche $. 9. der Verordnung 
vom 2°, Februar 1832 zu jeder Wahl fordert, haben fih der Wahl 
und dem Anerfenntnig der Verfaſſung von 1819 widerſetzt. Die Wahl 
jener fünf wird wahrſcheinlich gültig ſeyn follen. 

Sm Wahleollegio des Osnabrücker Bauernftandes haben 
von den zwölf Wahlmännern- eilf einen Proteft überreicht und nicht 
gersählt, der zwölfte, ein Mann, über deſſen Haupte ein Criminal: 
prozeß ſchwebt, der fich nicht fcheute, öffentlich auszufpreden, er babe 
am 25. April vorigen Jahrs fih für das Staate-Grundgefeg erklärt, 
ohne zu wiflen, was er thue, hat feine Stimme auf drei jener protefti: 
renden Wahlmänner abgegeben, und dev Wahlcommiffair hat die Boll: 
macht aufgenommen und von Diefem einzigen Manne unterzeichnen laffen. 

Im Wahleollegio des Hoya- und Diephbolzifhen Bauern: 
ftandes war der Deputirte Stubbe früber mit 8 von 14. Stimmen 
erwäblt. Jetzt haben zwölf unter ausdrücklicher Billigung feines Beneh: 
mens die Wahl geweigert. Zwei baben ihm abermald die Stimme 
gegeben, und als Erſatzmann der eine dem unterthänigft mitunterzeic: 
neten Gutsbefiger Wehner und einer dem Gandidaten des Jabinets. 
Die Wahlen von Stubbe und Wehner werden, weil fie die Eingabe 
vom 27. Februar unterzeichnet, ungüftig ſeyn follen, und dann wird 
wohl Diefer von Einem gewählte Erfagmann eintreten. 

Von 13 Wählern des iſten Lüneburgiſchen bäuerlichen 
Wahldiſtricts übergaben 10 die Erflärung, daß fie im vorigen Jabre 
nur mit Borbehalt des Staats-Grundgefekes gewählt und fi jest: 

- bei der tiefen Ueberzeugung, daß das Staats-Grundgefeg, fo 
lange es nicht auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert ift, 
fortwährend Gültigfeit hat, in ihrem Gewiffen verpflichtet halten, 
bie Wahl eines neuen Deputirten abzulehnen. 

Drei wählten, und da zwei Stimmen fih auf Einen Candidaten ver 
einigten: fo würde dieſer trotz des Proteftes der Nichtwählenden 10 
auf den Grund der abfoluten Majorität von zwei aus dreizehn in bie 
Kammer eintreten. 

So viel ift bis jest”) befannt. Ob das Cabinet Sr. Königlichen 


*) Diefer Nadtrag ward um die Mitte April 1839 entworfen. Die fpätere 
Geſchichte jener Ergänzunge-Waplen Liefert noh feltfamere Details, " 
: Anm. d. Herausg. 
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Majeſtät jelbft mit Hülfe diefer Minoritätswahlen 37 Mitglieder für 
eine zweite Kammer finden, ob bie erfte Kammer und das Fragment 
ber zweiten Kammer zur Billigung jo offenbar nichtiger Vollmachten 
und zur Zulaffung von Ergänzungswahlen ohne eine in befhlußfihiger 
Anzahl conftituirte zweite Kammer gegen alle bisherige verfaſſungs— 
mäßige Obfervanz fich bereit finden werde, das fteht dahin. Man hört 
jegt, daß alle neueren ablehnenden Wahlen der. Landgemeinden caffirt, 
die Wahlmänner, welde ablehnten, für unfähig erflärt, nur die willigen 
beibehalten werden follen in dem im Sinne des Cabinets zu ergänzenden 
Wahleollegio und — falle das Ergebniß des neuen Wahlverſuchs 
wieder nicht nach Wunſch aus, fo folle das Ausfcheiden der Wahl: 
männer wiederholt werden. — Es ift faum zu bezweifeln, daß dieſes 
einer ganz neuen Interpretation der Verordnung vom 22. Februar 1832 
über die Wahlen des Bauernftandes vielleicht zuzufchreibende Verfahren, 
follte e8 wirklich eingehalten werden, mit Hülfe Königlicher Diener noch 
‘einige Deputirte für das Cabinet aus dem mit Wahlanfinnen gequälten 
Lande liefern möge. Allein das ift gewiß, daß die Handlungen einer 
auf folhe Weife zufammengebradhten Kammer nie das Land verbinden 
fönnen, daß fie rechtliebende Gemüther auf das tieffte verlegen müſſen. 
Was bleibt in einem folden Zuftande, wo der Macht Alles erlaubt 
ift, übrig, wenn der Schuß des erhabenften Richters, an den die unters 
thänigft Unterzeichneten fich gewendet, fehlen oder zögern folte! 


40. Schluß. 


. Die bevoteft Interzeichneten fchließen dieſen ſchon „gegen ihren 
Wunſch verlängerten Nachtrag. Sie hoffen unterthänigft gezeigt zu haben, 
daß die Abänderungen, welche das am 26. September 1833 publis 
eirte Staatsgrundgefeß gegen die ftändifhe Erflärung vom 18. 
März 1833 erlitten, Feine verfaffungswidrige Abänderung ber 
Landesverfaffung enthalten; 
daß die Verfaffung von 1819 in ihrem wichtigſten Punkte, der 
Finanz: Berfaffung, feineswegs, daß vielmehr das Staatsgrunds 
pefeg bier annoch in Wirffamfeit ftehe, ja daß felbft die Her 
fiellung der Verfaffung von 1819 noch an Bedingungen ber 
bärteften Art gefnüpft werden wollen; 
bag die Form der Stände nad dem Patent von 1819 fo wenig 
als nad dem Staatsgrundgefege, fondern ein willführlih Ge: 
bildetes in Wirffamfeit ſtehe; | 
baß aber ein Anerfenntniß biefer Form weder vom Lande durch 
die Waplen im Jahre 1838 hat gegeben werben follen, noch 
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durch die gewählte Verſammlung gegeben worden ift; Daß biefe 

vielmehr in Gefeßgebung und Finanzen Sorge getragen hat, 

das Staatsgrundgefes in Wirkfamfeit und, binfihtlih der Fi: 

nanzen, felbft in anerfannter Wirffamfeit zu erhalten; und daß 

die zweite Kammer über das vorbebaltene Princip fich unter 

dem 25. Juni 1838 ausdrüdlih zu Gunften der Geltung bes 

Staatsgrundgefeges ausgefproden ; 

daß endlich die Greigniffe feit dem 29. Juni v. 3. namentlich 

die Ergänzungs-Wahlen im März und April von der entſchie— 

denen Meinung des Landes unverwerfliches Zeugniß geben, 
und fomit wagen fie, zugleich gegen alle und jede Schlüffe einer burd 
die obgedachten Wahlen etwa zu Stande fommenden Kammer fich und 
das Land gemeffenft verwahrend, in tiefiter Devotion auf ihre unter: 
thänigfte unter dem 22. März überreichte Bitte zurüdzufommen, indem 
fie gleihmäßig den Herrn Gonfiftorialratb Dr. Heffenberg zu Frant: 
furt bevollmächtigen, dieſen ihren fubmiffen Nachtrag nebft feinen An: 
lagen und Unteranlagen der Hohen Deutihen Bundesverfammlung ehr: 
erbietigft zu überreichen, -Hochderen etwaige Refolutionen in Empfang 
zu nehmen und alles Dasjenige vorzunehmen, was berfelbe in dieſer 
Sache nothwendig und zwedmäßig erachten möchte. 

Carl Ernft Julius Conradi, Juſtiz-Rath, als Deputirter 

der Stadt Göttingen. 

J. A. Wehner, als- Deputirter der ritterfchaftlihen Gutsbe: 

figer der Grafichaft Hoya. 

Adoofat Detmold, als Deputirter der Stabt Münden. 

Sriedrid Wilhelm Heinrih Koller, Dr., Bürgermeifter 

und Deputirter der Stadt Hameln. 

Guſtav Siemens, Dr., Stadtgerichts-⸗Secretair zu Hannover, 

Deputirter der Stadt Leer in Oſtfriesland. 

Advofat Friedrich Auguft Buddenberg, Deputirter des 

Osnabrück'ſchen Bauernſtandes. 

Herrmann Dietrich Jakob Möllmann, Deputirter des 

Osnabrück'ſchen Bauernſtandes. 

Carl Friedrich König. 
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| Anſchlag 
| für Das Rechnungsjahr 18°%/,, E 
Einnahme. Evecittte _ | „Senereite = 
Summen. s 
Cvurant. 5 


Rente. Jar.|pi.| Rente. Jar. pf. 





Il. Bon Den Bergwerfen und 
Salinen: 


1. Bon der Berghandlung — 30000 -— 
—A— „NHarz-— Forſt⸗ Kaäſe— 12000 I—|— 
3. 5». Eommunion=ZjehntsKafte in 
Goslar. . 2000 I—-1— 
u 5 Eiſenhütte zw. | 
Gittelde . .» 1000 I] 1; 
—i—i , 45000 I—1— 
5, Bon den Steinfohlen: Bergwerfen . — — 11000 -—- 
6. nn Salinen..— — — —⸗ 70000 - 4 
Sια | ER — 
Summa. . — —1—-I 126000 —— 


III. Bon den Warferzöflen, 


Ginnabmen der Waſſerzoll-Recepturen. — —1—|j 449000 |} 
Davon gehen'ab: 
1. Befoldungen . —F 26752 111110 
2. Remiſſionen und Reftitutionen Fu 4500 I—|— 
3. Allgemeine Berwaltungg: Ausgaben 
und Baufoflen 2 00. 17747 I121 2 
— — —— 49000 1 — — 
Een | an | nun 
Berglichen ergibt fih ein Ueberſchuß von — —— 400000 I—1-- 


mr | sun | 
IV, Bon dem Poiten: 
Einnahmen ver General-Poſt-Kaſſe . . — 1-]|-| 225000 I—|— 


Davon geben ab: 
1. Befoldungen, Büreau: und Commif: 





‚fionstoften des Öeneraf-Poft-Directorü 12548 1101 8 ‚ 

2. Venfionen und Gnadenbewilligungen 13671 [16] 6 
SV Rentftenn ae 1541 16 - 
4. Verwaltungs- und Betriebsfoften . 46500 P—|— 
5. Außerordentlibe Ausgaben . . . 5637 |20] 6 
6. Averſum an'vie Wegbau-Kaſſe .. 5100 | s] a 

—— — — 86000 11 —- 

nz | | — 

Berglichen bieibt Ueberſchuß. . — —AIA 140000 -— 





A* 


ıV 





Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 187%, ,. 


ö Specielle neuere 
Einnabme in ’ 
5 : Summem 


Eovurant. 
Rthlr. lar.| »r.|! Rthir lar.| Pf. 


Bemerkungen. 





V. Bon den Landzöbllen: 


Die Meberfhüffe der Landzölle werden 
nah Maatgabe des Ertrages der frü— 


VI. Unmittelbare Einnahme der 
Königlihen General-Kaſſe. 


1, Hoheits-Einnahmen: 
a) Strafgelder, die bei den Oberbe— 
hörden erfannt werden . 
b) Recognitionsgelver für Benusung 
des Salz-Regals in Oftfriestand | 


| 
| 
heren Nerhnungsjahre berechnet zu . — —|—-| 230000 I—|— 








— 6200 —— 
2, Bon den Lotterien: 


a) vonden Hannoverſchen 16,000 Rthlr. 
DI u Osnabrüsffchen 12,006 3 
28,000 Rthlr. 
und da diefelben viermal in drei | 
Jahren gezogen werben, für je: | - 
des Jahr 5 — u Kom 37333 | 8I— 
3, Vom Intelligenz« Comptoirzu Hannover > u - 3000 —— 
4. Sporteln und Gebühren der Ober: 
„ bepörden — —— — ——c—758000 
. Zinfen von Aetiv: Kapitalien: | 
auf Gapitalien ver Königlichen \ 
General-Kaſſe . , | 14060 20110 
b) auf Dominal: AbTöfungs: Capitaͤlien 
(800,000 Rthlr, a 31% 0) 28000 





—l—l.oo 42060 20 10 
.Außerordentliche Einnahme , , — —i— 2500. 1—1— 


— Zuſchuß der Haupt-Kloſter-Kaſſe zu 
den Befoldungen der Hilvesheimifchen 
Soriibediente . ı 2 2 2. ; — —- 1265 Jeff — 


‘ 





Summa. .. — — — 168360 } ılıo 


eV — — — ——— —— 





Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 18*280 8 
a ———— 8 
& i n n a b m e, Specielle | Generelle = 
Summen “ 
Courant. 8 

Rthlr. ler. | vr] Rthir. [ar.|vr 
VII. Zahlungen aus anderen Kaffen. 

% 


1. Beiträge aus der General-Steuer— 
Kaffe zu den —— der 


Ober-Gerichte ꝛ2ꝛ2. » » 496951! - 7 8 
2. Zahlung aus den Kreis⸗ gaſſen von 

ausländiſchen Heringen . » -» 4001--1— 
3. Grundſteuer-Exemtions— Bergätung - 20200) —|—; 


4. Baukoften wegen bes Ganzlei » Ge: 
baͤudes zu Osnabrüd und der Wefer: 


brüden zu Hoya und Nienbug . » 8001 —1— 
— —— 7109511 8 
5. Bom Häuslingsfhusgelde . „ti. — — —|— 17000 |—]— 
EN dr | ve | m 
Summa. .. — — — 88095 —8 
- x 


Wiederholung ſämmtlicher Ein: 


nahmen. 

I. Ueberfchüffe von den Nenteien. . — — 11131111 2] 8 

II. * „ „Bergwerken u, 
Salinen .. — -. 1-1 126000 |—I— 
II. » » » Bafferzöllen — —-2400000 -- 
IV. * Poſten — il 140000 | 17 
V. Bon den Landzslien . » . — — —-2340000 I1-I—- 

VI. Unmittelbare Einnahme der Rang: 

fihen Generalstafle . . . — —|—|| 168360 | 1j10 
VII. Zahlungen aus anderen gaſſen — —i— 88095 |—I 8 
ö u | 
Summa aller Einnabmen . . — — 2265566 | 5] 2 


vn WEN 


vi 


Anſchlag 
für das Rechnungsjabr is io. 


Specielle 1. Geuerelte 
| Summen. 


Courant. 
Rthir. ar pfh Rtihir. lar.! »f. 





Ausgabe. 





J. Königliches Cabinet und De: 
partements-Miniſterien. 

Beſoldungen .. „| asasıa fa] 6 

Büreau- und Eommiſſionskoſten des 

Königlichen Cabinets und der D 


524 


Oe⸗ 
partements-Miniſterien, des Staats— 
raths, wie auch des Archips, und be— 


huf der Geſetzſammlung plus- minus 51000 |— 
— — — — 183813 }13} 6 


— — —— 
Summa. .. — —1-|| 183813. Jı8}: 6 
EZ en 
' 
II. Landdroſteien. 
1. Beſoldungen. 3 87787 | 1] 1 
2. Bureaukoſten und bebuf der Viſii— 
tattonsreifen der Landdroſten plus- 
MIDEN a. 0 wre re 24000 |] 
—l—-i 111787 | ıF U 
{ — | 
Summa. .. — —24111787 11498 
RI; | | mr 


IL, Meter. 


1. Beſoldungen: 
a) fur Beamte 


b) „ Amts: Unterbediente . gr 108822 [21 — 
— 497485 1151 7 


52000 1 — 
—— (nn 
551485 J15] 7 
P mp 


2, Büreanfoften plus-minus 


Summa. 








IV. Minifterium der auswärtigen 
Angelegenbeiten, 

1. Koſten bebuf Grenzberichtigungen, 
auswärtige Commiſſionen und ſonſtige 
Ausgaben in auswärtigen Angelegen— 
beiten plus-minus . 


| 
) 
“ ” * - . | 8300 En 5 — 
. Sefandtichaften :: ne 


nn — 


| 826854 j20| 7 
5100 T— [-— 
— — || 88084 20) 7 


a) Beſold dungen und Emolumente 
b) Expenſen plus-minus. . 








Suımma. — —I— 96384 fol. > 





Bemerkungen. 





Anſchlag 


für das Rechnungsiahr 183550 





Ausgabe. 


Rthlr. 


V. Kriegs-Miniſterium. 





1. Ordentlicher Beitrag zum Militair-Etat 365870 
2, Unterſtützungen und zur Hoſpital-Kaſſe 3500 
Summa. .. — 
VI. Juſtiz-Miniſterium. 
1. Beſoldungen: 
a) der Mittelgerichte . —* 129311 
b) Lehnsbediente ar re Wera ia 1587 
2, Büreau- und Commiffionsfoften plus- 
minus a Aa I re — 
Summa. . — — 
VII. Miniſterium der geiſtlichen und 
Unterrichts-Angelegenheiten. 
1. Behuf der geiſtlichen Oberbehörden: 
a) Beſoldungen . 33349 
b) Büreau- und Gommifionstoften 
plus-minuss. 2 0000» — 3000 
2. Beihülfen zu Kirchen- und Schulbauten — 
Summa. . . - 


VIII. 


Commiſſionskoſten und fonftige all: 
— Verwendungen im Geſchäfts— 
kreiſe des Miniſterii des Innern mit 


Minifterium des Innern. 


Specielle | 
Sumne m 


jar- | pr. l 


ET — 


Generelle 


EGpourant. 5 
Rthlr. 


ar. vi. 









4 — 
151— 
—|— 369370 119 — 
Ert — 1200 
—i1- 369370 191 — 
— — 
214141 
918 





— 130899 619 


16000 — — 


36349 11831 4 
5150 |—1— 
rue re um 


41499 .|13] 4 








Bemerkungen. 





Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 18°%/,o. 


Ausgabe. Emicte |, Grete 
Summem 
Epvurant. 









Rthlr. lor. |». | Rthlr. lor.| »r. 
— — ——— EEE — — 
Einſchluß der Zuſchüſſe behuf der Poli— 
zei der Refivenzftadt . . . — —|—| 14500 - 
2. Befoldungen der Polizei: Commiſſarien — —i— 1513 |21 
3. Für milde una und ua 
Anftalten.. . —F — _—i— 6114 Jı7) s 
4. Eriminalfoften plus- minus ur — — — 80000 — 
5. Behuf der Medieinal— ———— plus- 
minus. . a — — — 13676 — 
6. Für das Waͤſſerbauweſen: 
a) Befoldungen . 31339 | 3] 4 


b) Wafferbaufoften und fonftige behuf 
des Waſſerbauweſens erforderliche 
Ausgaben und Vorſchüſſe plus-minus|| 127153 J21] A 


— — 158493 — 8/ 


2 


Für den Chauſſee- und Wegbau: 
Beſoldungen . . — —i— 2283 122] 8 
Für das Yandgeftüt und behuf der” 
Pferdesudt. . — — — 32447 |— 
. Bebuf der Gemeinheitstheilungen, 

Ablöfungen und Pandes:Euftur: 
a) Befoldungen destechnifhen Perfonals 16225 I—|— 
b) Behuf der Moor:Eulturen und zur 

Beförderung des ——— Plus: 


— 


= 


minus . . . . . 8625 I—I— 
—Ii__ 24850 I — 
———— — 
Summa. . — —-aa3878 I15) 2) 


IX. Finanz-Miniſterium. 


1. Büreau- und Commiſſionskoſten RR 

minus . . "er Tr — 
2. Für die Haupt: Kaſſen: 

a) Befoldungen nr — 10700 

b) Büreaufoften plus - minus . . : 4400 
3. Behuf der Münze . . — 
4. J——— der Domainen und 

Domanialforften: 

a) Befoldungen . 102272 

b) Büreau⸗ und fonfige verwaitungẽ— 

fofen. . . ä 28841 


— — 131114 
— — 


Summa. . _ 153441 








Anſchlag 
auf das Rechnungsjahr 1899%,0. 


Aus ga be. Specielle | Generelle 
Summen 


Gourant 
Rthlr. lar.| »r.| Rthlr. lor.| vr. 


X, Pallıv » Etat. 


RER ee ae — —— 12642 2010 


XI. Penſions-Etat. 


1. Penſionen vormaliger Staatspiener . — —— 56318 11210 
2. „ an Wittwen und Kinder vor: 
maliger Staatsdiener und an fonftige 
Hülfsbepürftige -. . 2 2 2 e. — —— 47487 |11| 8 
3. Kortlaufende und temporäre Inter: 
ſüzunge a ae — — — 35500 |—|—- 
4. Önaden-Duartale plus- minus . . _ | 3000 I—|— 
—— | | Bm 


Summa. . — Zu 141306 |—| 6 
au. | Ten — 


XII. Künftig wegfallende Ausgaben. 


il; ZEIDJADE TUISIONAIDLUBRIUSGE a | 





fionen . . _ —|—| 40746 J10| 3 

2. Penſionen, Die wegen der neu erwor— 
benen Yandestbeile übernommen find — — - 6819 110 - 
3. Sonſtige außerordentliche Penſionen. — —— 8722 | 5110 
en || — 
Summa. . — — — 56318 | 2] 1 
rm | SW Gen 


AH. Zahlungen an andere Kaffen. 


Grund und Be von den en 
mainen .. — — — — 84854 | 8| 4 


Bemerkungen. 






Wiederholung fämmtlicher 
Ausgaben. 





J. Königliches Cabinet und 2er 
tements-Minifterien . 


II, Yandorofteien . 
II, YAemter . 


IV, Minifterium der auswärtigen Ans 


gelegenbeiten . 
V. Sriegs:Minifterium . 
v1. Juſtiz-⸗Miniſterium 


Vu, Minifterium der geiftihen ı und 


Unterrichts: -Angelegenpeitgn 
VII, Minifterium des Innern . 
IX. Finanz: Minifterium . 
X. Palfın - Etat 
XI. Penftong : Etat 


XII. Künftig wegfallende Husgaben . 


XIII. Zahlungen an andere Kaffen. 


Summa aller Ausgaben. 


Abſchluß. 
Die Einnahme beträgt. 
Dagegen die Ausgabe 


Verglichen ergibt fih ein Deficit von. 


Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 1839)... 





Sı mitten 
Eourant 


gr. pf. N Rthlr. * vf. 











Generelle 






183813 | 
111787 | 1 
551485 | 


96384 
369370 19 — 
146899 | 6! 9 


333878 
153441 
12642 


41499 [131-4 
141306 


56318 | 2] 1 
84854 .| 8] 4 
2265566 


2283682 | 6| 7 








Bemerkungen. 





Ne4) 


Anſchlag 
der 
Einnahmen und Ausgaben 
| der 


General-Steuer- Kaffe. 





B* 


1x 





Specielle | Generclle 
Sinnabme. | 
€ b Summe m 


Courant. 
Rente. Jar-[prf- Rente Jar.]or 


i 


Demerkingen. 


Anſchlag 
für das Rechnungsiahr 183%,,. 


1. Bon den direrten Steuern. 


1. Grundfleuer » » 2 2 2.2.2.1 1202500 |—1— 
2. Häuferfteuer be a 1 te 114000 |—|— 
3. Perfonenfteuer . . 774,000 Rthlr. 
davon ab die zu erlaffenven 
102,000  „ 
——— 672000 |—l— 
4. Beſoldungs-, Gewerbe und Einfom: 
menfteuer . Be ei 226500 |--|— 
5. Stempelfteuer . 22 a ne 2 2. 172000 |—|— 
6. Insgemein. 1 2 
2387600 — 
Davon geht ab: an 
a) Steuer-Verwaltungskoſten 
163,500 Rthlr. 
b) Remiſſionen und Reſtitutionen 
45,800 Rthlr. 
— — 209300 — 


zu — m 
Oummea per se, 


1. Bon den indirecten Abgaben. 


A, Mit Olvenburg, Braunfhweig 
sc. gemeiafhaftlihe Abgaben: 
1. Ein, Aug: und Durchgangs:Abgaben: | 
a) Eingangse-Abgaben 1.025,000 Rthlr. 
b) Durdgangsabgaben 122,000 
e) Ausgangs:Abgaben 18,000 * 


— — — ſ 1165000 


| 


Derglichen bleibt Ueberſchuß — = 2178300: |—|— 
— 4— 


Davon ab wegen der aufgehobenen 


Landzolle . , 230000 |—'— 


Een. III —— 
Bleiben. . . 935000 I—|— 


xıu 





Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 182. 


E i una b te Sperielle | Generelle 
Summem 


Evurant. 
Rthlr. ar.| pi. Rthlr. Jar dei. 


Bemerlungen. 


BERN: Te" 935000 


2. Brennfteuer. » . er 530000 |—|— 
3. Bierfteuer . . DEE ———— 40000 |—|— 
4. Defraudirte Gefälle . u SE re 3000 |—|— 


— — 
= 1508000 — — 


B. Einſeitige indirecte Abgaben. 


1. Mahl: und Schlacht-Licent 
113,800. —. 
2. Salzſteuer » x .90,000. - .—. 

3. Watlerzoll: und Schiffahrts— 
Gefälle. . » 2... 11400. —. 

4. Zettel, Blei: und Siegel— 


Gebühren . 20.400. 
5. Firirte indirecte Abgaben 1,719.19. 4. 
i Defraudirte Gefälle 500.—.—, 


a = 


. Indgemein. » » . 49,028. 7. 7. 
—— 270448 211 


ZW TUR rm 


— | 1778448 | 21 
Davon gebt ab: 
1. An Steuer:-Berwaltungg:Koften behuf 
der mit Oldenburg zc. gemeinfchaft: 
lien Abgaben: 
a, für gemeinfchaftliche Nech- 


— 295,846. 18. 4. 
b. für alleinige diesſeitige 
36,967. 7. 4. 


= 332,814. 1. 8. 
2, Desgleigen behuf der einſeiti— 
gen indirecten Abgaben 42,764. 6. 1. 
3. Remiſſionen, Reſtitutionen und 
Bonificationen: 
u) wegen der gemeinſchaftlichen 
Abgaben 14,500. 
b) wegen der einſeitigen 
Abgaben 6,000. 
20,600.-—.—., 
396178 | 7) 9 
[ = 7, Bere De sezer 


Abgezogen bleibt Neberfhuß . | "1382269 |19| 2] 1382269 |ı9l 2 


xıv 





Anſchlag 
für das Rechnungsfahr 182 


1 nna b me Specielle | Generelle 
Summen 


Courant. 
Rthir. ar. ſyf.) Rthir. Jar] pr. 


Bemerkungen. 





Transport..1411382269 1912 1382269 /19| 2 








HI. Bon dem Kalfberge zu — — — 
Lüneburg a ME aa 
IV, Zinfen von Activ-Capitalien ꝛc. — | u 





a) Zinfen für Capitalien des Deich: 
hülfs-Fonds und der Manufaktur: 
Kaſſe 


3538 | 7 9 
b) Außerordentliche Einnahme 500 - 
— 4038 74 
V. Zahlungen aus anderen Kaſſen. — — 
Grund⸗ und — von den Do— 
mainen .. — — — — 84834 8.4 
ů.. * 
Wiederholung aller Einnahmen. 
I. Ueberſchüſſe von den directen Steuern — — — 2178300 I) —— 
1. Desgleichen von den — 
gaben . . — —i—! 1382269 19 2 
II. Bon dem Raffberge zu ——— — — — 1000 |—i— 
IV. Zinſen von Activ-Capitalien und 
außerordentlihe Einnabmen . . — — — 4038 TI 9 
Y. Zahlungen aus anderen Kaffen . . — 1—1— 84854 | 8 4 
| nn | nn we TITMNTu — — 
Summa aller Einnahmen — — — 3659462 3 





Anfhlag 
für das Rechnungs ahr 1899/,0. 


A u 8 g a b e, Specielle | Generelle 
Summen. 


Couramt. 
Rthlr. ar yxf. Athir. lar. pf. 





- Bemerkungen. 






I. Stände. 


‚Allgemeine Stände: SONDER 

= Befoldungen 

b) Büreaufoften plus-minus . 

e) Diäten und NReifefoften ber Mit: 
glieder der allgemeinen Stände: 
Berfammlung plus-minus 


41134/17174 


Provinzial-Landſchaften: 

a) Befoldung .. 

b) Berfammlungstoften und für Ber: 
fammlungs:tofale plus-minus . 


15 





TI m 
Summa... ER —I—| 67697 17] 


II, Minifterium der auswärtigen 


Angelegenheiten. 
Ausgaben zu Zwecken des deutſchen 
Bundes plus-minus . x»... — — Su 10900 |—|— 
Summa. .. — —|—j 10900 -|- 


III. Kriegs: Minifterium. 


. Ordentliher Beitrag zum Militair: 

Etat — — —4209668 21- 
2. Ertraordinaire Verpflegungskoſten der 

Truppen während der Erercierzeit . — — — 16000 — — 


Latus... — —|--|| 1225668 21 — 


xvi 





Anthlag 
für das Rehnungsjahr 18%%/;0. 


MU us sa be. Specielle | Senerelfe 
Sumnienm. 


Evurant. 
Rthir. Jar.|pf] Rthie. -Jar.] pr. 





Bemerkungen. 





| 
Transport . .. — — —|| 1225668 21— 
3. Infanterie-Servie.. — 7— 76306 — — 
4. Für Cavallerie-Verpflegung ꝛc., Ser: 

vice und Kriegerfuhren plus-minus, — — — 245000 — — 

5. Für die Militair- —— MD | 
fionen plus-minus ; — 1 ar 11300 | —— 

6. Zufhuß zur Etappen : Berpflegung | 
fremder Truppen plus- minus ; - Es 6000 — — 
7. Unterflüßungen . 2 2 er 0. — — 2055.13] 4 
| | — —— 


Summa. . — I 1566330 1 4 


IV. Juſtiz-Miniſterium. 


Beſoldungen des Ober: — 
Gerichts . .. — — — 60205 | 7— 


Summa. . — — rn 60205 |} 7— | 








V. Minifterium der geiftlihen und 
Unterrichts = Angelegenheiten. 


1. Bebuf der Landes:Univerfität. . . — 


Latus .. — 


XV 












Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 1899/50. 











Specielle | Generelle 
Summen. 


Courant. 
Rthlr. lor.| vr.| Rthlr. gr.)pf. 
no N 


Ausgabe. 





Bemerfungen. 






n—— — —__ —_ 


r 
Zranspori. . -- nn 38007 I 7| 4 
2. Für Shan. - - “2 8 2 200% — —— 18579 40— 
Summa. . — — | 56586 |17] 4 
2 SA AMERBZEET UT BEER, ana - zu | ww 
ı ’ u! * 2 
VI. Miniſterium des Innern. 
i. Kür milde Stiftungen, das Taub— 
ftummen= Jnftitut und Armen: Anftalten _ —— 7530 12°] 8 
! 
2. Behuf des Landgendarmerie-Corps. — — — 86807 7] 


3. Behuf der Straf- und Arbeits-Anſtal— 
ten u. des Staats— —— plus- 
minus * . . * “ . “ £ s — 
4. Für dag Medieinalweſen: 
a) Befoldungen der Aerzte und Chi: 
ERRGER: 2:4, 0: en % 15603 


b) Behuf der Heil: und Pflege-Anftalt 
für Gemüthsfranfe plus- minus . 14900 — — 


= i— 109600 


30503 141 8 


5. Zuſchüſſe bebuf Canal» und anderer 
größerer Wafferbauten. „0. — 


6. Für den Chauſſee- und Wegbau: 


a) Wegbau- und ſonſtige behuf des 
Chauſſeebau⸗Weſens erforderliche 
Ausgaben plus-minus . x. » 85138 


b) Landftraßen: ach und Communal— 
wege ” * . “ » “ * Eu * 


25000 — — 


211 4 


25000 — — 
—1140138 21 4 


Latus.... — —i—|| 369580 lııl 8 





xım 


Ausgabe, 


Transport, 


7. Bebuf der Gemeinheitd: Theilungen, 


u 


Ablöfungen und Yandes:Eultur: 


a) Behufder Semeinheits-Theilungen, 
Ablöfungen und der Yandwırtb: 
ſchafts-Geſellſchaft ee 


b) Behuf der Flora hanoverana . 


# 


Summa. 


VII. Minifterium des Handels. 


.Behuf der Finnenleggen: 


a) Befoldungen. \ 
b) Leggekoſten plus-minus 


* 


. Auf Manufacturen, Fabrifen, Handel 


und Gewerbe: 
a) Befoldungen .. 


b) Erpenfen der Confulate, Prämien 
für die Heringsfifcherei, Unter: 
ſtützungen zur Beförderung der Ge: 
werbe, behuf der See- und Fluß— 
ſchifffahrt, behuf per Lehr-Anftalten 
für Gewerbetreibende und fonftige 
ungewiſſe Ausgaben plus-minus . 


Summa. 





Anſchlag 


für das Rechnungsjahr 1836. 





Specielle 


Summen. 


Courant. 
Rthlr. 


1629 


25342 


| 


17 
18 





‚ar. Pf. 





Generelle 


Bemerkungen. 


Rthir. Jar. | pf. 


369580 


XIX 


a — —— 


Anſchlag 


tz 


22 


Ausgabe. 


VIII. Finanz-Miniſterium. 


. Eommiffions: und Büreaukoſten plus- 


minus 


‚ Kür die Haupt: Kaflen: 


a) Befvldungen. 
bh) Büreaufoften plus-minus . . .» 


Summa. .. 


IX. Paſſiv-Etat. 


. Zinfen auf Paſſiv-Kapitalien. 
‚Nenten . . . FE a a er 
Zahlungen an bie — BR der 
älteren Yandesichulten . » » P 
Summa. ..» 
Penfiond : Etat. 


. Benfionen vormaliger Staatsdiener. 
. Benfionen an Wittwen und Kinder 


vormaliger Staatsbiener undan ea 
ftige Hülfsbedürftige 


. Zufhuß zur Wittwen «Kalle er die 


Civil-Dienerſchaft . » 


. Gnadenquartale plus-minus 


Summa. 


Specielle | Generelle 
Summen 
Courant. 
Rthlr. lar.| vr. Rthir. _ lar. 
l 
| 
— 1 ÿ 8000 I — 
— — — 11049 112 
— — 19600 I — 

WERE rg | 
— —— 38649 112 
— —⸗ — 
— -1— 808322 
— —— 5578 | 9 
— —-231005 112 
—⸗ 
— — —1044906 —1 
— — —— 


für das Rechnungsjahr 188. 








Bemerkungen. 


| pi. 


XX 


Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 18%%o. 










Specielle | Generelle 
Summem. 


Evurant. 
ar. |vr. |] Rthlr. 


Ausgabe. 


Bemerkungen. 


Rthtr. ſar. pf. 


XI. Künftig wegfallende Ausgaben. 


1. Penſionen, bie wegen der neuerwor— 
benen Landestheile übernommen find — 


2. Temporaire Zahlungen * Br — 
tair.. — 


ur ZTemporaire Zahlungen fr —— Son 
darmerie- Corp . — ä — 


4. Perſönliche Beſoldungs— — we⸗ 
gen früherer Dienſtverhältniſſe .. — 


5. Wartgelder ... — 


6. Zoll⸗Abfindungs⸗ und obeuer Ent 
ſchädigungs-Gelder .. — 


Suımma. .. — 127263 


XII. Zahlungen an andere Kaſſen. 


1. Zuſchüſſe an die Königliche Generals 
- Kaffe behuf der —— 
der Obergerichte ꝛc. .. — 


2. Zahlungen aus den — Raffen m 
ausländifhe Heringe » » =. — 


3. Grundſteuer-Exemtions— Bergütung . — 


4. Baukoſten wegen des Canzlei⸗ Gebäu⸗ 
— u Osnabrüd u. der Seierbräden 
oya und Nienburg . . « — 


5. — des Häuslings-Schutzgeldes. — 


Summa. . * — 


— — — — — — — — 
| Anſchlag | 
für das Rechnungsiahr 1839/yo. 


Aus ga be. Specielle \ Generelle 
Summen 


Evurant. 
Kthir. ar. ſyf. Rthir. Jar. pf. 





Bemerkungen. 








XIII. Extraordinaire Ausgaben. 


Behuf des Schloßbaues. — —|— 8000 I—|— 


Summa per se. 


xxu 









Anſchlag 
für das Rechnungsjahr 18*9/.0. 
Specielle | Generelle 
Summen. 


Courant. 
lor-| »r.| Rthlr. lar. vf. 


Ausgabe. 


Bemerkungen. 


Rthlr. 


Wiederholung aller Ausgaben. 
1. Stände. 2 2 2. — — — 67697 i17| 8 


II, Minifterium der auswärtigen An - 
gelegenbeiten. . 2 2 2 02. — — 10900 — — 


III. Kriegs-Miniſterium. 2 2. Br 


| 

| 
IV, Zufiz:Minifterium . . 2 2. — Be 60205 | 7I— 

V. Minifterium ver geiftlichen und | 
Unterrichts: Angelegenheiten . . — — — 56586 Jırla 
IV. Minifterium des Innern — — ze 387645 -.- 
VI. DMiniftertum des Handels. . . _ 28 36142 16 — 
VIII. Finanz-⸗-Miniſterium FRE DR — 38649 a 
1X. Palıv: Etat . . . 2 2 2% — — — 1044906 18 
X, Venfionds: Etat 2 2 2 2. — in 24785 7 5 
XI. Künftig wegfallende Ausgaben . — —|| 127263 5 6 
xu. Zahlungen an andere Kaſſen. . {oil 88095 |—i 8 
XIII. Ertraordinaire Ausgaben. . . Zu —i—| 80000 R Fr 





> - 2 22 en mo — m 


Summa aller Ausgaben. — — 


3589207 ie, ji 


— — 





Xxxiii 
ñ ———l — — — 
Anſchlag 

J für das Rechnungsjahr 18329. z 

. Abfhluf. Speicte |, ame | 5 
Summem = 

& 

Courantt. 8 


Rthlr. lar.|vr.J} Rthlr. lsr.| pf. 





Die Einnahme beträgt . .. . . .» — nd Du 3659402 

Die Ausgabe beträgt . . 2... — i-1-|| 3589207 [16 

Berglichen ergibt fich ein Heberfchuß von . — i—|I—| 70254 
Davon 


als Beitrag zu ben Regierungs-Aus vs 
ben, welche auf der König — 
neral⸗Kaffe ruben , . . — —— 20000 


Mithin vermindert ſich der Ueberſchuß auf — 1-i—| 50254 |ı8] 6 


I 


Anlagen I—7. 


Anlage 5 bat weitere Unter-Anlagen a, b. c. 


Unlageı 


(N®, 2.) Königliches Postseriptum I. vom 15ten Februar 1839, die 
völlige Wiedertrennung der Königlihen und der Landes: 
Kaffen und die Wiederberftellung des Schatz-Collegii be: 
treffend. 


Ernit Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hannover, 
u. f. w. 


— 


Unſern geneigten und gnädigſten Willen zuvor, u. ſ. w. 


Wir haben in der Haupt-Mittheilung vom heutigen Tage Unſere getreue 
allgemeine Stände-Verſammlung bereits davon in Kenntniß geſetzt, daß es 
Unfere Abficht ift; vie big zum Jahre 1834 beftandene Trennung Unferer Generals 
Kaffe und der General- Steuerfaffe wieder herzuftellen und es bleibt Uns nun» 
mehr noch übrig, wegen der Art und Weife diefer Trennung fowie wegen des 
daraus folgenden Kaſſenhaushalts die nötbige Eröffnung zu machen. 

Zu diefem Ende laffen wir Unfern getreuen Ständen zunächft No, 3, 
einen Anſchlag der Einnahmen und Ausgaben fowohl Unferer No. 4. 
General= Kafle als der General» Steuerkaffe hieneben zugehen, und geben ben- 
felben dabei Folgendes zu erkennen: 

Im Allgemeinen haben Wir diefen Anfchlägen zwar den Zuftand des lau— 
fenden Redhnungs-Fahres zum Grunde legen laſſen, weil dies für jeßt der ein« 
zige fichere Anhaltspunkt und daneben den Ständen befannt if, und es find 
gegen bie im Budget für diefes Jahr enthaltenen Anfäge nur einzelne Verände— 
rungen gemacht, wie fie feitven bei einigen Gegenftänden vorgefommen find, 
Allein nichts defto weniger muß hier ftets der Gefichtspunft feftgehalten werben, 
daß es nicht auf die Bewilligung eines einjährigen Budgets ankommt, fondern 
auf die Bildung eines dauernden Zuftandes unter Trennung Unferer König» 
lichen Kaffe und ver Landes- Kaffe, und daß daher die in den Anichlag für 
Unfere General = Kaffe aufgenommenen Zahlen wefentlih den Zwed haben-, ben 
Ständen einen allgemeinen Ueberblick über die Lage Unferer Kaffe zu geben 
und darauf Unfern Antrag auf die Uebernahme einer beftimmten Beitrags- 
Summe zu den Koften ver Landes-Berwaltung zu begründen. ‚ 

Aus diefem Gefichtspuntte ift daher auch für einige Gegenftände, die Wir 
fogleich befonders erwähnen werben, ein Anfchlag nothwendig geworben, ber 
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von dem Zuflanpe des einzelnen Jahres abweicht; und wie überhaupt ſowohl 
die Einnahmen als die Ausgaben fortwährend mannigfadhen Veränderungen und 
daneben manden Schwankungen in den einzelnen Jahren unterworfen find, fo 
hat bei dem gegenwärtigen Anfchlage dahin gefehen werben müflen, daß durch 
den wirklichen Eintritt folder Ereigniffe nicht fofort Verlegenheiten für unſere 
Kaffe herbeigeführt oder Wir veranlaßt würden, bei Unfern getreuen Ständen 
auf eine Beränderung der Beitrags- Summe fhon in den nächſten Jahren an« 
jutragen. | 

In der erwähnten Beziehung heben Wir folgende einzelne Anfäte hervor: 


Zuvörderſt find die Koften der Domanial-Bauverwaltung höher angefchlagen, 
als ſolches bisher in der Negel der Fall war. Der Domanial-Bau-Etat beſchränkte 
ſich nämlich, foweit er Neubaue und Hauptreparaturen betraf, weſentlich auf 
eigentlide Domanial- Gebäude und ſolche Gebäude für den öffentlihen Dienft, 

‚bie mit ber Berwaltung Unferer Aemter in unmittelbarer und naher Berbin- 
dung ſtehen. Allein wie fchon in dem Budget für 18°°/,, eine befondere Ausgabe 
für die Gebäude verſchiedener Oberbehörden enthalten war, fo wird auch für 
die Zufunft auf die Befriedigung folcher Bedürfniffe NRüdfiht genommen wer- 
den müflen, zumal da Wir Uns genötbigt gefehen haben, die hin und wieder 
bisher Statt gefundene Benußung Unferer Schlöffer zu folhen Zweden nit 
weiter zu geftatten. Auch ift bei dem Uebergange der Gerichtsbarkeit der Stätte 
und anderer Patrimonialgerichte an Unfere Aemter die Vermehrung der Bau- 
Ausgaben felten zu vermeiden, 

Sodann ift als Ertrag Unferer Land» Zölle die Summe von 230,000 Rthru. 
angeſetzt worden. Dies iſt nämlich in runder Summe der Durchſchnitts-Ertrag 
dieſes Einnahme-Zweiges vor der jetzigen Verbindung der Land-Zölle mit den 
Eingangs-Steuern geweſen; und da Wir aus Rückſicht auf das Beſte Unſerer 
geliebten Unterthanen und zugleich auf die Lage der General-Landeskaſſe für 
augemeffen halten müſſen, die jetzige Einrichtung der Zölle und indirekten Ab⸗ 
gaben unverändert fortbeſtehen zu laſſen, und da Wir nicht zweifeln, vaß Unfere 
getreuen Stände hiemit gleichfalls einverftanden find, fo wird diefe Summe für 
die Benußung Unfers landesherrlichen Zoll-Regals, an welchem Wir Uns übri- 
gens Unſere verfaffungsmäßigen Rechte vörbehalten, in Unfere Kaffe zu zahlen fepn. 

As Ertrag der Lotterien, der- fih nicht sleihmäßig auf die einzelnen 
Nechnungs-Japre vertheilt, if eine DurchſchnittsSumme angeſetzt, welche zwar 
in manchen Jahren nicht erreicht, in anderen aber übertroffen werden wird. 

Zuletzt unter den Einnahmen Unſerer Königlichen Kaffe haben auch die— 
jenigen anfgeführt werden müffen, welche durch die Kaflen- Bereinigung erlofchen 
waren, und zwar theils um die wirkliche Lage Unſerer GeneralsKaffe darzu⸗ 
ftellen, und theilg daran vie Beſtimmung zu knüpfen, daß Wir einerfeits die 
auf Unfere Landesherrliche Kaffe einmal übernommene Verpflichtung der Bezah⸗ 
lung der geſetzlichen Grund- und Häuferfteuer von Unfern Domainen fortwäh- 
rend anerkennen, anderer Seite aber auch die gefeßliche Vergütung für die 
weggefallene Steuerfreipeit und bie Entfhädigung für die Aufhebung des Un« 
ferer Kaffe gebührenden Häuslings - Schußgeldes in Anfprucp nehmen. Da es 
indeß nieht bie Abfiht feyn kann, die wirklichen Zahlungen aus einer Kaffe in 
die andern leiſten zu Taffen, fondern nur bie Rechte Berhältniffe Har zu erhalten, 
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fo erfcheint es auch übderflüffig, die angeführten Zahlen für. Grundfteuer-Exem- 
tionssBergütung und Häuglings - Schußgeld einer Seits und für Grund» und 
Häuferftieuer anderer Seits im einzelnen zu berichtigen, vielmehr wird es zu 
dem vorliegenden Zwede genügen, daß die auf Heberfihlägen beruhenden Anſätze 
beibehalten werden, und der Ueberſchuß, welcher danach Unferer Kaffe zukommt, 
aus der Landeskaſſe in-diefelbe gezahlt, dabei aber in den Rechnungen das 
Sachverhältniß regelmäßig angeführt wird. 

In Hinfiht auf die Ausgaben haben Wir bereits in Unferer Hauptmit- 
theilung vom heutigen Tage zu erfennen gegeben, daß Wir den Zufland, 
welder vor dem Jahre 1834 eingetreten war, als verpflichtend für Uns nit 
betrachten können. Dieſer Zufland war aus den fehr ungleichartigen Verhält— 
niffen der einzelnen Provinzen Unfers Königreichs und fpätern Verhandlungen 
mit der allgemeinen Stände- Berfammlung über die feit der Herftellung der 
rechtmäßigen Regierung entftandenen neuen Bebürfniffe hervorgegangen, und es 
bat eine richtige Vertheilung der nothwendigen Ausgaben auf die Königliche 
und die Landesfaffe nicht Statt gefunden. Bei der von Uns beabfichtigten Ver— 
theilung der Ausgaben ift auf den früheren Zuftand zwar einige Rüdficht genom— 
men worden, allein es hat weſentlich als leitender Grundfaß dienen müffen, daß 

. abgefehen von den Ausgaben für Uns und Iinfer Königlihes Haus zunächſt dies 
jenigen Verwendungen, die mit Unferm Domanio und deſſen Berwaltung in 
Berbindung flehen, und dann die Koften der Landesregierung fo weit als thuns 
Tih auf Unfere Kaffe gelegt und diejenigen Ausgaben, welde zufammen gehören, 
nit wie vormals zerriffen werden, fofern nit etwa privatrechtliche ober ähn« 
liche Rüdfichten ſolches angemeffen erſcheinen Laffen. 

Wir müffen dabei wiederholen, daß es nicht Unfere Abfiht iſt, die 
Beträge der auf die eine oder die andere Kaffe zu Iegenden Ausgaben hier im 
einzelnen feftzuftellen,, indem dies in Beziehung auf die General-Steuerfafle der 
befondern Verhandlung über das Budget vorbehalten bietben muß. Bielmehr 
fommt es hier lediglich. darauf an, zu beftimmen, welche Arten von Ausgaben 
jeder von beiden Kaffen zuzutheilen find, und durch die angeführten Zahlen 
nachzuweiſen, wie bei einer ſolchen Bertheilung jede Kaffe zu ftehen fommen 
wird. 

Wenn gleich hiernach die einzelnen, in den einen oder andern Anſchlag 
aufgenommenen Ausgabe-Anfäße für jebt einer nähern Erläuterung nicht bevür- 

fen, fo finden Wir Uns doch veranlaßt, in Beziehung auf einige derfelben fol 
gende Eröffnungen zu machen: | 

Zuvörderſt haben Wir in den Anſchlag der General» Steuerfaffe die 
Summe von 80,000 Rthlrn. behuf des Baues von Schlöffern aufnehmen laſſen, 
da diefe Berwendung noch eine Reihe von Jahren erforderlich ſeyn wird. Indeß 

ift diefelbe gerade deshalb der General-Steuerfaffe zur Laſt gefhrieben, damit 
fie nicht als eine immer dauernde erſcheine, ſondern nach Befriedigung des 
Bedürfniſſes wegfalle. 

Sodann haben Wir hier zu erwaͤhnen, daß mit der Herſtellung des frü⸗ 
beren rechtlichen Zuſtandes beider Kaſſen auch die Verpflichtung der Landeskaſſe 
wieder in Kraft tritt, bei Vermählung von Prinzeſſinnen Unſeres Königlichen 
Haufes die f. g. Pringeffinnen-Steuer zu entrichten. Da dies aber immer eine 
außerorbentlige Ausgabe der Landeskaſſe feyn wird, fo hat es nicht angemeffen 


a 


erfcheinen Fönnen, dieſerhalb etwas in den gegenwärtigen Anfchlag für diefelbe 
aufzunehmen. 

In Hinſicht ferner auf das Schuldenwefen haben Wir aus überwiegenden 
Gründeh vorziehen müffen, eine Trennung der jeßt vorhandenen Ausgaben für 
Berzinfung und Tilgung nicht wieder eintreten zu laffen, vielmehr den ganzen 
Betrag derfelben auf, die Generale Steuerfaffe zu legen. Wir beziehen Une 
dieferhalb auf eine befondere. Mittheilung vom heutigen Tage, und. bemerten 
bier nur, daß Wir eben wegen diefer Bereinigung des gefammten Schulter: 
weſens in eine einzige Maffe für angemeffen erachtet haben, auf die Herſtellurg 
derjenigen SKapitalien nit anzutragen, welde Unfere Generalfaffe vor bir 
Kaffen-Bereinigung mit 502,000 Rihlrn. bei der Landeskaſſe ſtehen hatte, unt 
von benen fie jährlich 19,500 Rthlr. an Zinfen bezog. Die Zinfen- Einnahme 
von dennoch übrigen Kapitalien der Manufakturfaffe laſſen Wir aber mit ven 
Ausgaben für Handel und Gewerbe auf die General-Steuerfaffe übergeken. 


Der befriedigende Zuftand der Finanzen Unferes Königreichs macht, tut 


die durch die Herflellung der bis 1833 beftandenen Landes» Berfaffung gebeten 


Trennung der Generalfaffe und General Steuerfaffe auf eine din Rechts— 
Grundfäßen angemeffene, zwedmäßige Weife erfolgen fann, ohne daß dadurd 
eine Erfhwerung für eine derfelben eintritt, daß ferner ber im Ianfenten 
Rechnungs-Jahre bewilligte Steuererlaß au für das bevorſtehende Rechnungs: 
. Sahr beantragt werben fann, daß fernerhin für eine zweckmäßige und beichlen- 
nigte Tilgung von Schulden aus den laufenden Mitteln zu forgen thunlich i 
und daß endlih mit dem allmähligen Wegfallen der gegenwärtig noch zu aa 
enden vorübergehenden Ausgaben auch: abgefehen von ven jeßt noch erforter 
lichen Schloßbaufoften, eine weitere bedeutende Erfparung eintritt. 


Daneben legen Wir ein fehr großes Gewicht darauf, daß die Verwaltung 
der Landeskaſſe und, des Schuldenweſens wiederum in die Hände des Schf— 
Eollegii zurüdfehrt. Denn wenn au die feit dem Jahr 1834 Statt gefuntem 
Verwaltung der vereinigten Generalfaffe manche Vereinfachung und Erlcidie 
rung des Dienftes möglich gemacht hat, wenn ed auch ferner gerade mährm 
dDiefer Zeit unter Benußung der günftigen Berhältniffe der Regierung gelunget 
ift, die Schulden- und Zinfenlaft des Landes fehr anfehnlich zu vermindern. 
und wenn auch endlich Unfern getreuen Ständen nicht nur jährlich vollftändise 
und genaue Ueberfichten des Finanzzuftandes des Landes gegeben find, fontern 
ſolche auch durch Mittheilung der Rechnungen noch vervollffändigt werten: 'e 
hat dennoch bei der Bereinigung der Kaffen den Ständen nie die Einmirkuns 
auf die Verwaltung der Landesmittel eingeräumt werden lönnen, melde ihnen 
auf die General-Landestaffe zuftand, und welche von ihnen mit Net als ar 
fepr mwefentlicher Theil der angeftammten Berfaffung ftets betrachtet worten it. 

Jemehr Wir Uns daher überzeugt halten, dur die in Folge ver Kafın- 
trennung möglich gemachte Herftellung des Schaß-Eollegii den gerechten Wär— 
ſchen Unferer getreuen Stände entgegen zu fommen, defto fefter vertrauen Ri: 
zu denfelben, fie werben fih mit den Anträgen, welde Wir in Beziehung a1 
die von Uns befchloffene Wiedereinführung des früheın Rechtszuſtandes Fi: 
angemeffen erachten, einverftanden erklären. Es find dies die Bewilligung des 
nach den oben entwidelten Grundfäßen der Kaffentrennung erforderliden Wei- 
trags an unfere Generalfaffe, die Einrihtung des Schuldenweiens nad Mafgabr 
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der darüber zu machenden defondern Mittheilung und endlich die Beftimmung, 
daß nach wie vor eine Kaffe der andern mit ihren Geldvorräthen zu Hülfe zu 
fommen verpflichtet bleibt. 

Es ift nämlich unvermeidlich, daß fih in fo bedeutenden Kaſſen, wie auch 
nach der Trennung Unfere Generalfaffe und die General» Steuerkaffe bleiben 
werden, dann und wann bedeutende Gelbvorräthe fammeln, die nicht fogleich 
verivandt werben fönnen, während zu andern Zeiten ‘die Einnahmen und Vor— 
räthe von den Ausgaben überftiegen werden. Zur Vermeidung der aus folchen 
Schwankungen entftehenden Berlegenheiten ift ein fehr beveutendes Betriebe« 
Eapital nothwendig, deffen Borhandenfepyn einen nicht unerheblichen Zinfen« 
Berluft mit fih bringt. Diefer läßt ſich ſehr dadurch vermindern, daß eine 
Kaffe -der andern in vorfommenden Fällen aushilft, und wie Wir felbfi Uns 
biezu bereit erklären, zumal da vermöge der Ablöfungen von Domanialgefällen 
oft anfehnlihe Summen in Unferer Kaffe vorräthig find, fo erwarten Wir ein 
Gleiches von Unfern getreuen Ständen, und tragen bei denſelben darauf an, 
fid damit einverftanden zu erklären: 

daß auf Anordnung Unfers Sinanz-Minifters das Schatz⸗ Collegium ver⸗ 

pflichtet ſeyn ſoll, aus den Vorräthen der General-Steuerkaſſe, Unferer 

General⸗Kaſſe, wern fie deſſen bedarf, Vorſchüſſe zu leiſten, bie aber 

jedenfalls im Laufe deſſelben Rechnungs-Jahrs erſtattet werden müſſen. 

Indem Wir nochmals das Vertrauen zu Unſern getreuen Ständen aus— 

ſprechen, daß ſie mit Uns Alles aufbieten werden, um einen feſten Zuſtand des 
Binanz » Hauspalts Unſerer wie der Landes-Kaſſe PERRBORIHEENT tragen Wir 
fhlieglih darauf an: 

. als Beitrag zu ben Ausgaben Unferer —* — Kaſſe eine Summe von 
jährlid — Zwanzig Tauſend Thaler Courant aus der General⸗Steuer⸗ 
faffe zu bemilligen. 

Wir verbleiben Euch mit geneigt- und gnäbigftem Willen ftets beigethan. 

Hannover, den 45. Februar 1839. 


&rnit Auguſt. 
Schulte. —G. Frh. v. Sqhele. 


— 


An | 
Unfere getreue allgemeine Stände: 
Berfammlung des Königreiche. 
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Anlage ® 


(N®, 5.) Königliches Postseriptum UI. vom 15. Febr. 1839, die Re— 
gulirung des Schuldenwefens betreffend. 


Ernit Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hannover, 
Ä u. ſ. w. 


Unſern geneigten und gnädigſten Willen zuvor, u. ſ. w. 


Unter Bezugnahme auf dasjenige, was Wir Unſern getreuen Ständen über 
die Trennung Unferer Generalfaffe und der. General» Steuerfaffe zu erlennen 
gegeben haben, machen Wir denfelben in Pinfiht auf das Schuldenweſen beider 
Kaffen piemit folgende Eröffnung. 

Es bleibt einer befondern Mittheifung vorbehälten, darzulegen, wie die zur 
Herabfegung des Zinsfußes der Landesfhulvden feit einigen Jahren unternem- 
menen Maafregeln weiter fortgefegt find und fih nunmehr ihrer Beendigung 
nahen, wie auch welden Erfolg diefelben gehabt haben. Indeß nehmen wir 
feinen Anſtand, Unfern getreuen Ständen ſchon jetzt zu eröffnen, wie fih nad 
der völligen Beendigung jenes Verfahrens und mit Zuhülfenahme derjenigen 
Mittel, welche der Haushalt der vereinigten Kaffe aus den beiden Rechnungs— 
Jahren 1897/54 und 1898/,, darbietet, mwahrfiheinlich das gefammte Schulvens 
wefen geftalten wird. j 

Wenn nämlich die der Schulven-Tilgungsfaffe zu Gebote ſtehenden Mittel 
bis zum 1. Julius d. 3. vollftändig verwandt werden, fo wird fih alsdann an 
Schulden, die allmählich durch fie einzulöfen find, nach Abzug aller bereits ab» 
geiragenen, eine Summe ergeben von . — 15,708,954 Rtpl. 10. Gr. 7 Pig. 

Dazu fommt ferner | 
4) das Kapital der Calenbergſchen 
Wittwenkaſſe, weldes durch die 
Bezahlung der nurnoch fehr ge- 
ringen Wittwen » Penfionen ver» 
zinfet wird, und mit deren Aus— 


fierben erlifht mit . 2 2 2 2 2 2. 257,409 u. 8. 2. 
2) der noch unabgetragene Theil 

der im Jahre 1831 gemachten Ans» 

leihe von 4,100,000 Rtbl. Gold mit . . 1,019,166 „ 16» — » 
3) ein kündbares Anleiben 2 2 2 2 2 20 ir Im 


| zufammen 19,266,003 , 12 „ 2, 

Bon diefer bleibenden Schuldenmaſſe tft feit 4834 der bei weiten größte 

Theil neu verbrieft und in den ausgeftellten Schuld» Verfehreibungen find die 
gefammten Cinfünfte der vereinigten Generalfaffe zum Unterpfande geſetzt, 
folglich haften für diefen größern Theil aller Schulden auch die Einfünfte Unſerer 
wieder auszufheidenden Königlichen Kaffe. Daneben gehört aber von den nicht 
ei verbrieften Schulden wieder bei weiten bie größere Hälfte mit vem Gefanmt- 
etrage von — 2,734,000 Rtpfen. zu denen, welche vor ber Kaffenvereinigung 


von Unferer Generalfaffe allein gemacht waren, und es ift daher durch die in 
Hinfiht auf das Schulbenweſen feit 1834 gemachten Veränderungen gerade 
Unfere Kaffe mit einer zweifachen Berpfändung belaftet, nämlich einmal wegen 
diefer letztgedachten Schuldenmafle, die ipr urſprünglich allein zufam, und das 
neben zweitens wegen aller andern feit 1834 neu verbrieften Landesſchulden. 

Obgleich dies für Unſere Generalkaſſe keine geringe Beſchwerung iſt, und 
Wir Uns bei der Trennung der Kaſſen für vollkommen berechtigt halten, die 
Befreiung Unſerer Einkünfte von der Verpfändung für denjenigen Theil der 
Geſammtſchuld in Anſpruch zu nehmen, der Unſerer Generalfaffe nicht zur Laſt 
fätt, fo haben Wir doch, wie in Unferm Referipte vom heutigen Tage bereits 
mitgetheilt ift, beichloffen, auf die Befreiung von jenem Pfandrechte unter ber 
Bedingung und Vorausſetzung nicht zu dringen, daß die im Folgenden vorzu- 
fchlagende Bereinbarung mit Unfern getreuen Ständen über das Schuldenweſen 
zu Stande kömmt. | 

Während nämlich durch die fortgefegte Wirffamfeit der Schulden » Tilgungs- 
Kaffe diejenigen Schulden, für welche alle Einkünfte der jegigen vereinigten 
Kaffe verpfändet find, allmäplih, wenn gleich erft in einer längern Reihe von 
Jahren abgetragen werden, befteht gerade für denjenigen Theil der Schulden, 
welche nach dem Obigen unferer Kaffe allein zur Laft fallen, kein anderes Mittel 
zur Tilgung als nene Anleihen, wenn nit etwa eine befonders günftige Lage 
der Kaffe im einzelnen Jahre einen Heberfhuß zur Berfügung fiellt. Wenn 
Wir daher bei einer Theilung der Schulden die Ichtgedanhte Capital» Summe 
wieder auf Unfere Kaffe übernehmen, fo würde in Anfehung ihrer die alleınige 
Berpfändung Unferer Einkünfte unverändert fortdauern, während das Pfand- 
Verhältniß Unferer Einkünfte für den der (Seneral:Steuerkaffe bleibenden Theil 
der Landesſchulden nur fehr langfam aufhörte. 

Um diefem Uebelſtande zu entgehen, zugleich aber ein gleihmäßiges Ber» 
fahren in Anfehung aller Schulven der jeßigen vereinigten Kaſſe und einen eine 
fachen Gefihäfisgang in Beziehung auf das Schulvdenweien zu fihern, halten 
Wir es für das Angemeffenfte, daß die Berzinfung aller jegt vorhandenen 
Schulden allein auf vie General» Steuer» Kaffe gelegt, daß derjenige Theil 
derfelben, für welchen bisher Feine feften Tilgungsmittel vorhanden find, glei 
den übrigen Schulven auf die Tilgungs - Kaffe verwieſen wird und biefe des— 
halb eine entſprechende Vermehrung ihrer Zufhüffe erhält, und daß endlich von 
dem mehrerwähnten Theile der Schulden, ver auf Unferer General-Kaſſe haftet, 
alfe diejenigen Summen, die nicht in naher Zeit abgetragen werben können, 
neu 'verbrieft und dadurch als Schulden ver Landeskaſſe bezeichnet werden. 

Bei einer wirklichen Theilung der gefammten Schulvenmaffe nah den bei- 
den Kaffen würde immer die Frage, wieviel auf jede verwiefen werben follte, 
die Hauptfchwierigfeit ausmachen. Aber auch abgefehen davon find dur die 
mannigfachen Veränderungen, welche feit dem Jahre 1834 im Schuldenwefen 
Etatt gefunden haben, die Echulden der frühern Königlichen General Kaffe 
und die Schulden der General- Steuer» Kaffe in eine fo genaue Berbin» 
dung mit einander gebradt, daß namentlih in Anfehung berienigen, bie 
gegenwärtig auf ber Schulden » Tilgungs » Kaffe ruhn, eine Trennung ohne 
Einwilligung -der Gläubiger nicht würde gefhehen fönnen. Dazu Tommt, daß 
behufs einer ſolchen Trennung die mit der gegenwärtig zum Abſchluß fommen« 
"ven Kündigungs» Manßregel verbunden gewefenen fehr bedeutenden Kofen zum 


» 
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größten Theile noch einmal würden aufgewandt werben müffen, daß durch eine 
wirtlihe Trennung ein gemeinſchaftliches Berfahren, wie ed wenigfiens in Hin- 
fiht auf diejenigen Schulden, die jegt zu einer und derſelben Gattung gehören, 
faft nothwendig ift, fehr erſchwert werben würde, und endlich ganz beſonders, 
daß wir durch Hebernahme von Zinfen und Tilgungsbeiträgen auf Unfere General» 
u nur genöthigt werden würben, einen fo. viel höhern Beitrag von der 
General-Gteuerkaffe in Anfpruch zu nehmen, Während Wir daher auf eine Her- 
ftellung derjenigen Capitalfummen, welche Unfere Generaltafle vormals an vie 
General-Steuerkaffe zu fordern hatte, verzichten, und eben fo wenig einen Er» 
fat wegen der übrigen während der Kaffenvereinigung eingezogenen Activ-Eas 
pitalien Unferer Generalfafle in Antrag bringen wollen, müffen Wir es in 
allermaße für das Zwedmäßigfte halten, die Berzinfung und Abtragung der 
ganzen Schuldenmaffe ungetrennt der General-Stenerkaffe zu überweifen, woraus 
denn auch folgt, daß bei vorfommenden neuen Berbriefungen von dazu gebören- 
den Gapitalien, nur die Einkünfte der General» Steuerlaffe wieder verpfäntet 
werben bürfen. 


Bon diefer ganzen Maffe ift nad dem Obigen die Eumme von mehr 
ale — 15,700,000 Rthlrn. noch durch die Tilgungskaſſe einzulöfen, der zweite 
vorhin angeführte Schulppoften erlifht nach einigen Jahren von felbft, und es 
fommen daher nur noch die beiden übrigen obenerwähnten Summen zu dem 
Gefammtbetrage von nicht völlig — 3,270,000 Rthlr. in Betradt. Wegen ter 
erfigenannten Schulbfumme wird gegenwärtig ein fefter Zufhuß von 150.000 
Rthlrn. Courant jährlih an die Tilgungskaſſe bezahlt, und daneben if feit 
einigen Jahren ein außerordentliher Zufhuß von jährlihd — 41,000 Ntpire. 
bewilligt. Wird gegenwärtig die Tilgung der Schuldfumme von 3,270,000 
Rthlrn. ebenfalls auf die Tilgungskaſſe verwiefen, fo erfcheint es angemeften, 
den Zufhuß zu derfelben um etwa 40,000 Rthlr. jährlich zu erhöhen, woneben 
ihr dann die Zinfen bon den eingeiöfeten Gapitalien wie bei ven übrigen 
Schulden zufommen müfen. Diefe Erhöhung des Zuſchuſſes, welcher, auf 
abgefchen von den ferner etwa zu gleihem Zwede zu beftimmenten Ueberfchüffen 
der General» Steuerkaffe in den einzelnen Jahren die fchnellere Abtragung ter 
Schulden fihert, kann nah Herabfeßung des Zingfußes der meiften Schulden 
unbevenflihd durch die vorhandenen Mittel gedeckt werden und ift in dem 
Anihlag über die Ausgaben der General- Steuertaffe, welche Unferer heutigem 
Mittpeilung über die Art der Trennung der Kaffen beiliegt, berüdfihtigt werten. 
Da ein großer Theil der hier in Frage fommenden Schulden bekanntlich mit 
fünf vom Hundert verzinfet wird, fo erhält die Tilgungsfaffe durch deren Ein- 
löfung abermals eine verhältnifmäßig bebeutende Einnahme, und die bike 
noch Statt gefundene verſchiedene Behandlung der verfchiedenn Schulden— 
Gattungen wird enblih ganz befeitigt. Zugleich erhält bei einer ſolchen Eins 
rihtung ein bedeutender Theil der Einnahmen der Tilgungsfaffe, deren Ber- 
wendung bei dem gegenwärtigen Mangel an Gelegenheit zu Capital Anlagen 
nicht ohne Schwierigkeit if, dadurch eine angemeffene Befimmung, daß von 

der fünf Procent Zinfen tragenden Schuld die Summe von 100,000 Rthlrn. 
Gold jährlich abgetragen werden muß; es würde aber auch allenfalls für den 
für jetzt ganz unerwarteten Fall, daß andere Capitalien in fo bedeutender 
Menge zur Einlöfung angeboten würden, daß die Abtragung jener 100,00 
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Nihlr. Gold nicht daneben aus den laufenden Mitteln der Tilgungskaſſe 
geihehen Fönnte, vorbehalten bleiben können, daß zu dieſem Zwecke fo viel von 
neuem angeliehen werden dürfte, als nicht durd die in Folge des gegenwärtigen 
Antrages hinzufommenden neuen Mittel der Tilgungstaffe gedeckt wird. 

Um endlih den bisher kündbaren Theil der Schulden denjenigen Capitals 
fummen völlig gleich zu feßen, die von Seiten der Gläubiger unauffündbar 
find, wird eine Veränderung der Berbriefungen und zwar im Einverftänpniffe 
mit den Gfäubigern Statt finden müflen, denen für den Fall der Nichtannahme 
diefer Umſchreibung ihr Kapital zurüdzuzahlen if. Da indeß bei weitem der 
größte Theil fämmtliher dabei noch in Frage kommenden Summen Ilnferer 
Schatullfaffe und Unterm Silbercapitale gehört, fo erklären Wir Uns für den 
Fall der Annahme Unfers ganzen Borfchlages im Boraus damit einverftanden, 
daß dieſe Capitalien den unfündbaren Landesſchulen gleichgefegt werden. 

Wir fehen über dies alles der Erklärung Unferer getreuen Stände ent⸗ 
gegen und verbleiben Euch mit geneigte und anäbigkem Willen ſtets beigetpan. 

Hannover, ben 15ten Februar 1839, 


Ernſt Huguft. 


Schulte G. Frhr. v. Schele. 
Unſere getreue allgemeine Stände— 


Verſammlung des Königreichs. 
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Anlage —. 


Königlides Schreiben 


womit "die 
Berfaffungs-Urfunde für das Königreich 
; und das 


Reglement für die allgemeine Stände-Berfammlung 
an diefelbe gebracht wird. 


Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König von Hanne: 
ver, Königlicher Prinz von Großbrittanien und Irland, 
Herzog von Gumberland, En. von Braunfchweis 
und Lüneburg 2c. ꝛc. 


— 
— — — — — —— ——— — — — — — 


Die Ihnen, getreue Stände, übergebene Verfaſſungs-Urkunde ſtebt mit den 
Beſchlüſſen der Deutſchen Bundesverſammlung in der vollkommenſten Ueberein- 
ſtimmung, wovon nicht nur die Wohlfahrt Unſeres Königreichs, ſondern auch 
die des geſammten deutſchen Vaterlandes abhängt, denn der Deutſche Bund iſt 
die kraͤftige Aegide für alle zu demſelben gehörenden Staaten. 


Wir übergeben Unſerer getreuen allgemeinen Stände-Verſammlung die Ver— 
faſſungsurkunde zur völlig freien Berathung und hoffen, fin Voraus verſichert 
ſeyn zu können, daß in allen wefentlihen Punkten eine Berfchiedenbeit ver 
Meinungen nicht Statt finden werde. 


Sollte indeß, wider Unfer Erwarten, eine vertragemäßige Uebereinkunſt 
zwifhen Uns und Unfern getreuen Ständen über die Verfaſſungs-Urkunde nicht 
zu -Stande fommen, fo würden Wir ung genöthigt fehen, die von der Gött- 
lichen Borfehung Uns anvertrauten Untertanen nach der im Jahre 1819 beſtan— 
denen Berfaffung zu regieren, wobei indeß Unfere geliebten Untertbanen zum 
Voraus fih überzeugt halten können, daß Wir fiets bemüht ſeyn werden, bie 
ihnen. vortheilhaften Grundfäge ber Berfaffungd » Urkunde zur Anwendung zu 


bringen, wenn gleich diefelben von ber allgemeinen Stände-Berfammlung nicht 
angenommen worden find. 
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Auf dieſen unverhofften Fall müſſen Wir aber ausdrücklich hiemit bevor⸗ 
worten, daß Wir von dem, im $. 8. des Königlichen Patents vom 7. December 
1819 enthaltenen, Borbehalte Gebrauch machen, fomit in der Organifation der 
allgemeinen Stände-Berfammlung diejenigen Modifikationen eintreten laſſen wer— 
den, welche Wir für nothiwendig oder nüßlich erachten könnten ꝛc. ꝛc. 


Hannover, den 18. debruar 1838. 
sig: Ernft Auguſt. 
sig: G. v. Schele. 


Anlage 4 


Bufammenfielung - 
der 


Abweichungen des Staatögrundgefes vom 26. Septbr. 1833 
von den Ständifchen Befchlüffen vom 18. März 1833, nebft 
Bemerkungen über deren rechtliche Bedeutung. 


Ständifher Entwurf. Staatsgrundgefeb. 


Gap. II. $. 7. 1. 
Beim Uebergange des Landes auf Fallt aus. 
die Herzoglich = Braunfchmweig - Wolfen- 
büttelfche Linie haben die Erben ac. der 
jegigen Königlihen Linie nah Maaß— 
gabe des Hausvertrags vom 10 Der. 
1836 ein Recht gegen den Thronfolger 
auf Bergütung der auf die Erwerbune 
einzelner Landestheile verwanbten Sum⸗ 
men. 
Nachdem Seine Majeftät König Wilhelm IV. durch Nr. I. des 
Publications =» Patents vom 26. September 1833 diefe Bergütung auf 
Ders Epatoullgut allergnädigſt gelegt haben: fo kann in dem Weg- 
fallen diefes $. eine Verlegung der Rechte des Landes nit Liegen. 


$. 10. 
— — welcher Ießtere wenigſtens 
das 25. Jahr vollendet haben muß 
15 


6. 12. 2%. 
in fine — Belder wenigftens das 
25. Jahr erreicht haben muß, 


_ 16 — 


Ständifher Entwurf. | Staatsgrundgeſetz. 

Der Ausdruck vollendet für erreicht bezielt nur eine beſſere Red— 
action für dasjenige, was von allen Theilen beabſichtigt worden; und 
fann eine Berleßung ftändifsher Rechte darin nicht gefunden werden. 
Nicht zu gedenken, daß nach bisheriger Berfaffung des Familienſtaats— 

2 recht des Königlichen Haufes von ſtändiſcher Zuftimmung nidt abhängig 
und daß $. 26. dieſes Verhältniß au ferner aufrecht erhält. 








$. 17. 3. §. 21. 
Derſelbe muß feinen Aufenthalt in Derſelbe muß wenigſtens das 25. 
Koͤnigreiche haben. | Jahr vollendet haben und feinen Auf- 
enthalt im Königreiche nehmen. 

Auh Hier if der Zufaß nur deutliche Beftimmung degsjenigen, 
was fohon aus Art. 16 von felbft folgen würde. Eine Beſchränkung, 
die der König fih felbft aufzulegen für gut hält, wirb gewiß bei ter 
Wahl eined Regenten dur die Stände doppelt nothiwendig. 


- 


5. 18. 4. 6. 22. 
Der Regent leiſtet bei Uebernahme Der Regent leiſtet bei Uebernahme 
der Regentſchaft in der allgemeinen der Regentſchaft im verſammelten Mini— 


Stände-Verſammlung oder, wenn ſie ſterio — — einen Eid — — 
nicht beiſammen iſt, im verſammelten 
Minifterio — — — einen Eid — — 

$. 19. 5. $. 23. 


Der Negent darf jedoch eine Schmäle- Der Regent darf jedoch eine Schmäle- 

rung ber _verfaffungsmäßigen Rechte rung der verfaffungsmäßigen Rechte dre 

des Königs, fo wie eine Aenderung in Könige, fo wie eine Aenderung in tem 

den verfaffungsmäßigen Rechten der all» Grundfpfteme und in den verfaſſungs— 

gemeinen Stände-Berfammlung überall mäßigen Rechten der allgemeinen Stände— 
nicht vornehmen — — — Berfammlung nicht vornehmen — — 

So wie die Beftimmungen über Regentfchaften überhaupt in newerer 

Zeit ohne alle Mitwirkung ver Stände vor fi gegangen waren (ma 

mentlih unter der Regierung König George IIL.) fo läßt fih überall 

nicht behaupten, daß ‚hier eine folde Veränderung der Landesverfaſ— 

fung vorliege, zu. welcher eine fländifche Zuftimmung nöthig gewefen 

wäre.  Bielmehr muß dem Könige das Recht zugeftanden werten, 

gleich wie z. B. Herzog Georg durch fein Teftament (Pfeffinger Hifterie 

des Braunſchweig-Lüneburg'ſchen Hauſes III. p. 346 u. f.) diefe Ver— 

bältniffe für feine Söhne ordnete, alfo au. hier den Befugniffen des 

Regenten mehr oder weniger Raum zu geben. Ueberdies ift eine 

nähere Begränzung biefer Befugniffe durch das Hausgeſetz, dem dieſer 

‚Begenftand durchaus angehört, keineswegs ausgefchloffen. Diefes bedarf 


F 


Der Lehnsnexus foll nah Maafgabe 


Ständiſcher Entwurf. Staatsgrundgeſetz. 
feiner ſtaändiſchen Goncurrenz nad $. 26. des Staatsgrundgefeßes, und 
fomit wäre au von diefer Seite die Beftimmung vollfommten in den 
Refugniffen Seiner Majeftät begründet, — 

® 


Gap. Ul. 8. 3. 6. 4. 29. 


Ücher die Lehnsverhältniſſe und bie 


eines deshalb zu erlaffenden Geſetzes auf zu geftattende Ablösbarkeit derfelben 
den Antrag des Bafallen ablösbar feyn. Toll ein befonvderes Gefeg erlaffen wer⸗ 


den. 

Nachdem das Gefecht vom 13. April 1836 erlaffen ift, wird dieſe 
veränderte Redaction gar feiner Berüdfihbtigung weiter bepürfen. Es 
liegt in derfelben die Möglichkeit einer Befhränfung des Princips der 
Ablösbarkeit der Lehen, allein nah demjenigen, was in Anfehung ver 
fändifchen Concurrenz zur Gefeßgebung bis zur Erlaffung des Staates 
grundgefeges in Hebung war, Fonnte cine folde Veränderung einer - 
lediglich legislativen Beftimmung hier eben fo wopleintreten, als dies z. B. 
in Anfebung deſſelben Gegenftandes in noch ausgedehnterem Maafe durch 
das Ablöfungsgefeg vom 10. Nov. 1831 $. 3. No. 7. ohne Widerſpruch 
geſchehen war. 


6. 5. 7. §. 31. 


— — — vHinſichtlich des perſönlich 
befreiten Gerichtsſtandes auf die Be— 
ſitzer landtagsfähiger Rittergüter, den 
landſäſſigen Adel, die höhern Staats— 
diener, die höhere Geiſtlichkeit, ſo wie die 
canzleiſaſſigen Magiſtrate und Städte 
und die Offiziere — — — — — — 
— — — beſchränkt und alle übrigen 
Ausnahmen aufgehoben werden. 


— — — Hinſichtlich des perfön- 
lich befreiten Gerichtsſtandes auf die 
höhern Königlichen Behörden, die Be— 
ſitzer landtagsfähiger Rittergüter, den 
landſäſſigen Adel, die höhere Geiftlih- 
feit, fo wie die jetzt canzleifäfligen 
Magiftrate und Städte und die Offi« 
ziere be» 
fhränft und alle übrigen Ausnahmen 
aufgehoben werben. 

Bis zu erfolgter Publica 
tion des Geſetzes befieht jedoch— 


‚ die jegige Competenz der Ge— 


Auch die Aufhebung der verbleibenden 
Ausnahmen foll bei künftiger derfelben 
entfprehenden Berändernng der Ge— 
richts⸗Verfaſſung erfolgen. 


ribte unverändert. 
Auch die Aufhebung der verbleibenden 
Ausnahmen foll bei fünftiger derſelben 
entfprechenden Beränderung der Ge 
rihts- Berfaffung erfolgen. 

Bis zu andermeiter Beftimmung 
bleiben die für gewiffe Saden oder 


Klaſſen von Untertanen angeordneten 


Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſam— 
feit und die Gerichte überhaupt in ihrer 
bisherigen Berfaflung. 

15 * 
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Staatsgrundgefeg. 

Wegen der Gerichtsbarkeit über Die 
nicht regierenden Mitglieder des König- 
lihen Haufes werden durch ein König- 
liches Familienſtatut die erforderlichen 
Beftimmungen getroffen. 

Der Zufaß, nah welchem die Beichränfung des privifegirten 
Gerichtsftandes erſt durch ein Geſetz bedingt wird, ift nur confequente 
Folge des vorhergehenden Satzes, in welchem mehrere Begriffe 3. ®. 
der landſäſſige Adel, die höhern Staatsdiener ꝛc. nähere Erläuterung 
bedürfen, noch weniger wird die Hinzufügung der höhern Behörden, 
welche aus dem Gerihtsftande der. diefelben confituirenden böbern 
Staatsdiener von felbft folgt, als bloße Redaction einem Zweifel un« 
terliegen. - _ 

Der zweite Zufab, welder die Gerichte einftweilen in ihrer Bers 
faffung erhält, ift ebenfalls nichts als ein wiederholter Ausdruck des— 
jenigen, was im vorbergehenden Sage gefagt war. 

Der legte, ven Gerichtsſtand der Glieder des Königlichen Haufes 
betreffende Saß, lag aber nach $. 26. bereits in der allgemeinen Be» 
fugniß des Königs und ift hier lediglich eine Ergänzung, da obnehin 
Niemand einfallen konnte, die vormals reihsunmittelbaren Glieder 
des Königlichen Haufes den Unterthanen gleichftellen zu wollen. Weber: 
haupt befaßt der ganze Inhalt der $$. Tediglih Gegenflände ver 
!rgislation, und die Abänderung der. fändifchen Beſchlüſſe dient nur 
dazu, das Beſtehende zu confirmiren, kann alfo feine Abänderung ber 


Berfaffung fepn: 


Ständifcher Entwurf. 


$. 8. 8. 


Kein Unterhan darf ſeinem ordentlichen 
Richter entzogen werden, außer in den 
von den Geſetzen in Voraus beſtimmten 
Fällen. Bis zu Erlaſſung dieſer Ges 
ſetze kann der König aus befonderen 
Gründen auf den Bericht des Gefammt- 
Minifterii die Competenz auf eine an« 
dere ordentliche Gerichtsbehörde über- 
’ tragen —— 


$. 34. 
Kein Unterhan darf feinem ordentlichen 
Richter entzogen werben, außer in den 
von den Geſetzen in Boraus befiimmten 
Fällen, oder wenn der König aus 
befonderen Gründen, auf den Beridt 
des Gefammt-Minifterii die Competenz 
auf eine andere ordentliche Gerichts— 
behörbe zu übertragen für nöthig findet. 


Das Recht, welches das Stantsgrundgefeß dem Könige dauernd 


zufpricht, während der Entwurf ſolches nur tranfitoriih zugeftebt, 
war bisher geübt worden (namentlih in den Unterfuhungen wider 
die Dfteroder und Göttinger Staatsverbreder) und wurde in dieſer 
Sache der Regierung von den Gerichten zugefprocdhen. Der Antrag 
diefes Recht aufzugeben, welcher in dem Entwurfe enthalten war, br» 
zielt alfo eine Aenderung des Beftehenden, zu deren Zurüdweifung 
bie Regierung um fo mehr befugt war, als diefelbe, wie ſchon oben 
ad 6 angedeutet worden, fih an bie ffändifhen Beſchlüſſe rüdfihtlih 


Stän diſcher Entwurf. 
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Staatsgrundgefep. 


der von ihr vorgelegten Gefegentwürfe keineswegs gebunden hielt. 
Es ift alfo auch hier Feine Abänderung der Verfaſſung. 





$. 11. 9, 


Mit alleiniger Ausnahme des im 
$. 9. gedachten Falles bleibt Niemanden, 
der fih durch eine Berwaltungse=- Behörde 
in feinem wohlerworbenen Rechte ver— 
leßt erachtet, der orbentlide Gerichte» 
gang verſchloſſen, in fo weit biefer 
nicht durch die Geſetze für beftimmte 
Bälle ausgeſchloſſen ift. 

Iſt jedoch die Berlegung durch 
einen Staatsvertrag oder durch ein 
verfaſſungsmäßig erlaſſenes Geſetz be— 
wirlt; ſo kann dieſelbe nicht zum Ge— 
genſtand eines Rechtsanſpruchs gegen 
den Staat oder gegen Verwaltungs— 
Behörden gemacht werben. 

Bielmehr kann nur die unrichtige 
oder unbefugte Anwendung von Staate» 


verträgen oder Geſetzen einen Rechts— 


anfpruc begründen, welder, fo wie 
die etwa in Anfprud genommene Ent— 
ſchädigung nach gemeinredtlichen Grund» 
fägen zu beurtpheilen ift. 


Diefe Gerichte können bie einſtwei— 
lige Ausführung von Verfügungen der 
Berwaltungs- Behörden nicht hemmen, 
und bürfen eine gegen ſolche Berfü- 
gungen gerichtete Klage nur dann ans 


nehmen, wenn ‚von dem Kläger zuvor. 
nachgewieſen if, daß er bei der vorges- 


feßten höhern und höchſten Verwal— 
tunge= Behörde bereits Hülfe geſucht 
und ſolche innerhalb eines angemeffenen 
Zeitraums nicht gefunden habe. 


8. 37. 

Jedem, der fih von einer Berwal- 
tungsbehörde dur Ueberſchreitung ihrer 
Befugniffe in feinem nohlerworbenen 
Rechte verlegt erachtet, ſteht nach den 
nachfolgenden Beftimmungen ber orteni» 
liche Gerichtsgang offen. 


SH die Berlegung durch einen 
Staatevertrag oder durch ein verfaf« 
fungsmäßig erlaffenes Geſetz bewirkt, 
fo kann diefelbe nit zum Gegenftande 
eines Rechtsanſpruchs gegen den Staat 
oder gegen Berwaltungsbehörvden ge» 
madt werden. 

Bielmehr kann nur die unrichtige 
oder unbefugte Anwendung von Staate- 
verträgen oder Geſetzen einen Rechte» 
anſpruch begründen , fobald in einer 
Ueberſchreitung der Befugniffe der Be— 
hörden außerdem die Erforderniffe einer 
Entfhädigungsverbindlichfeit nach ger 
meinrechtlichen Grunpfäßen anzutreffen 
find. - 

Die Gerichte können in folchen 
Fällen die einftweilige Ausführung von 
Berfügungen der Verwaltungs-Behörden 
nicht hemmen, und dürfen eine gegen 
foihe PVerfügungen gerichtete Klage 
nur dann annehmen, wenn von dem 
Kläger zuvor nachgewieſen ift, daß er 
bei ven vorgefegten höhern und höchſten 
Verwaltungs» Behörden bereits Hülfe 
geſucht und ſolche innerhalb eines ange» 
meffenen Zeitraums nicht gefunden habe. 

Wiederaufhebung von Berfügungen 
der Berwaltungs- Behörden durch rich“ 
terlihen Spruch fann nur in dem Falle 
Statt finden, wenn, auf verfaffungs- 
mäßigem Wege (Gap. VIIL $. 156.) 
entfohieven ift, daß eine in Frage be- 
fangene Angelegenheit zur Competenzo 
der Berwaltunge-Behörde nicht erwach⸗ 
fen gewefen fey. 


Ständifher Entwurf. Staatsgrundgefeh. 

Die Beränderung, welde diefer $ des Staatsgrundgeießed gegen 
den Entwurf gehalten, ergibt, läßt fih darauf zurüdführen, daß ver 
leßtere. jeden gemeinrechtlihen Anipruh gegen die Behörde, welcder 
fih aus einer ünrichtigen Anwendung von Gefegen oder Staatsver— 
trägen herleiten läßt, anerkennt, das Staategrundgefeß felbft aber 
nur den gemeinrechtlichen Entfhädigungsanfprud. — Außerdem ift tie 
Redaction einigermaaßen verändert, und im Schlußſatze dem Gerichte 

“die Befugniß ertheilt, eine von. der Bermwaltung incompetenter Weife 
erlaffene Berfügung aufzuheben. Es muß hier unerörtert bleiben, 
welche Anficht die richtigere und beffere ſey; fo viel liegt am Tage, 
daß es fih auch hier nur von einer Tegislativen Beftimmung- handle, 
bei welcher die Regierung fih an fländifche Beichlüffe bisher nicht 
gebunden hatte, ohne daß ſolches als eine Berleßung der Berfaffung 
gerügt wäre, Waren doch bisher dur bloße fogenannte rescripta 
ad mandatum regis die Verwaltungsſachen der richterlihen Cognition 

. entzogen. | En 


. 


6. 14. 10. ; $. 40. 

Die Freiheit der Preffe foll unter Die Freiheit, der Preffe foll unter 
Beobachtung der gegen deren Miß- Beobachtung der gegen deren Mißbrauch 
brauch zu erlaffenden Gefege und der zu erlaffenden Gefege und der Beftim- 
Deftimmungen des Deutfhen Bundes mungen des Deutfchen Bundes Statt 
Statt finden. finden. . 
Bis zur Erlaffung dieser 
Gefeße bleiben die bisherigen 
Borfhriften in Kraft. 


Der Schlußſatz des $. findet fi weder in ben fländifchen Be 
fhlüffen noch in dem NRegierungsentwurfe zum Staatsgrundgefege. 
Bon manden Mitgliedern der Berfammlung mag dafür gehalten feyn, 
daß bierin eine fofortige Aufhebung der alten Cenſurordnungen und 
Einführung des Princips der Preßfreipeit zugefagt ſey. Bon ber 
Regierung hingegen ift die nähere Beftimmung durch ein Prefgefeh 

. von Anfang an nöthig erachtet, wie der art. 9. des Publ. Patente 
zu erfennen gibt. Beides Täßt fih aus dem Sage des Entwurfs ent 
nehmen. Bei der Befugniß der Regierung neue legislatoriſche Br 

- flimmungen näher zu rebigiren, wie ſolche felbft das Grundgefeg $. 86. 
derfelben zufpriht, Tann der deutliche Ausdruck des Geſetzes als 
eine Verlegung irgend eines verfaffungsmäßigen Zuſtimmungsrechts 
ſelbſt nad dem Staatsgrundgefege auf feine Weiſe dargeftelft werben. 
Noch weniger wird die Ednfervation des Bisperigen eine Abänderung 
der Berfaffung feyn. 





Cap. IV. $. ı2. | 11. IE; 
b) Der Magiftrat ift in alfen läbti- db) Der Magiftrat'ift in allen ſtädti 
hen Gemeinde-Angelegenheiten die ein: fden Gemeinde » Angelegenheiten die 


, Ständifiher Entwurf. 

zige ausführenne und verwaltende De: 
hörde; inzmwifchen hat, was die Ausübung 
der Polizei betrifft, die Regierung das 
Recht, unter den Mitgliedern des Ma: 
giftrats die Perfon zu bezeichnen, welde 
die ftäptifche Polizei zu beforgen bat, 
auch, wo befondere Umſtände ſolches er: 
forderlid machen, eine eigene Deine 
Behörde anzuordnen. 


—— 

einzige ausführende und verwaltende 
Behörde; inzwiſchen hat, was die Aus— 
übung der Polizei betrifit, die Regie— 
rung das Recht, unter den Mitgliedern 
des Magiſtrats die Perſon zu bezeichnen, 
welche die ſtädtiſche Polizei zu beſorgen 
hat, auch, wo beſondere Umſtände ſolches 
erforderlich machen, eine eigene Polizei⸗ 
Behörde anzuordnen. 

Das Armenweſen kann nach 
Maaßgabe der örtlichen Ver— 
hältniſſe einer eigenen Ver— 
waltung übertragen werden. 


Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß der Zuſatz, welcher 
hier gemacht iſt, in den Befugniſſen lag, die der Regierung bis zur 
Erlaſſung des Staatsgrundgeſetzes bei der Verabſchiedung allgemeiner 


Geſetze zugeſtanden wurden. 


Auch waren dergleichen von der ſtädti— 


ſchen Berwaltung unabhängige Armencollegien in mehreren Städten, 
wo eigenthümliche Berhältniffe ver Regierung befondere Pflichten und 


Mittel gaben, bereits eingerichtet. 


3.8. in Hildesheim, in Göttingen, 


worang fih wohl am Beften ergibt, daß hier von feiner Abänderung 


der Verfaſſung die Rede fey. 


Dasjenige was Art. 8 des Publica- 


tionspatents über die Verhältniffe der Gemeindebeamten erwähnt, 
wird unten feine Erlepigung finden. 


Gay. VI $. 15. 

Das Heer foll jedoch nie für ein 

dem Königreiche fremdes Intereſſe ge» 
braucht werden. 


12. 





$. 86. 


Weggelaſſen. 


Der von Ständen in dem Entwurf aufgenommene Sag, beruht 
auf einer bei Gelegenheit der Bildung des Heeres durch die Militair- 
pflihtigfeit unter dem 1. Der. 1820 gegebenen Königlihen Zufage, 
welche im Art. 9. des Publications- Patents wiederholt iſt; und er- 
fedigt fih dadurch der ſtaͤndiſche Antrag von felbf. 





§. 43. 
Auch find Stände befugt, die Ab» 
fendung von Iandesherrlihen Commiffa- 
rien für beide oder für eine Kammer 
zu verlangen, falls fie über bie zur 
ſtändiſchen Berathung geftellten Tandes- 
berrfichen Propofitionen befondere Auf- 
fchlüſſe wünfden. 


x 


13. 


$. 114. 


Weggelaſſen. 


— 232 — 


Ständifher Entwurf. . Staategrundgefeß. 
Die Berfaffung der Stände ift dasjenige, was durch den Inhalt 
des Patents vom 7. Sept. 1819 allein geordnet war, in ber Art, Daß 
dem 6. 1. des Patents die Artitel 93, 94, 98 bed Grundgeſetzes 
entfprechen. 

dem $. 2. die Artikel 93 und 94. 

dem $. 3. a und b der Artifel 102. 

dem $. 3. c Nro. 1 die Artikel 95 und 96. 

dem $. 3. c. Nro. 2 und 3 der Artifel 100, 

dem $. 3. c, Nro. 4 die Artikel 100, 104 und 106. 

dem $. 3. d die Artifel 105 und 108, 

dem $. 4. der Artikel 99. 

dem $. 5. die Artikel 99 und 101. 

der 6. 6. welder das Berhältniß der Provinziallanpfhaften und 
die ſtändiſchen Rechte nicht bezeichnet, fondern nur flühtig erwähnt, 
bat eine wirfliche Ausführung erhalten dur Art. 83 und 84; dann 
wegen der Provinziallandfhaften durh Art. 78 bis 81; mwegen 
der Geſetzgebungsrechte durch Art. 85 bis 89; wegen bes Beichwer- 
derechts durch Art, 90 und wegen ber Binanjen durch Art. 90 und 
Gay. VII. 

6. 7. entfpricht dem Art. 121. _ 6. 8. endlich dem Schluſſe des 
des Staatsgrundgeſetzes; außerdem find die Art. 109, 110, 111, 
112, 113, 116, 117, 118 und 119 lediglih-dem Reglement ent» 
nommen. Hier waren wirkliche Veränderungen der Berfaflung, zu 
denen Zuftimmung nöthig gehalten werben möchte. Der $. 114 
aber gehört hierher nicht. Er beruht auf einem im Jahre 1831 
zuerft gemachten ftändifchen Antrage, von dem es fib von felbfi 
verftand, daß die Regierung ihn zugeſtehen over verweigern Fonnte, 
wie es denn bei der in den Entwurf neuerdings aufgenommenen 
Erweiterung des Antrags gefichehen if. Die Regierung bat die 
Verfaſſung von 1819 nicht ———— fondern nur eine Abän— 
derung verworfen. - 


Gay. VII. $. 7. 14. $. 124. 


— — — — — — — — 


Sodann zu dem ſtandesmäßigen Sodann zu dem ſtandesmäßigen 
Auskommen ber verwittweten Königin, Auskommen der verwittweten Königin: 
zu den Apanagen und Ausſtattungskoſten und ber verwittweten Kronprim 
für die Königlichen Prinzen und Prine zeffinnen, zu den Apanagen u. f. m 
zeffinnen, fo wie auch zu dem ftandeg: 
mäßigen Auskommen der Wittwen der 
Prinzen des Königlichen Haufes. 

Die namentliche Bezeichnung der verwittweten Kronprinzeffin, 
während durch $. 135, der Sadhe nad, die Beftimmung bereits aus 
gefproden war, fann nur als eine beffere Redaction angefeben werden. 
Ueberdies ift durch das Hausgefeb vom 19. November 1836 dieser 
Gegenftand gänzlich erledigt. 





Ständifher Entwurf. Stantsgrundgefen. 
$. 28. 15. $. 149. 

Auch Hat die allgemeine Stände: Auch hat die allgemeine Stände: 
verfammlung das Recht zur Prüfung verfammlung das Recht, zur Prüfung 
der Rechnungen und zur Erhaltung der Rechnungen Commiffarien auf tes 
einer fortlaufenden Ueberſicht benszeit zu ernennen, die ſodann ıc. 
über den Gang bes Staatshaus— 
halts, Commiffarien auf Lebenszeit zu 
ernennen, die ſodann als ſolche in ver 
Kammer, welche fie erwählt hat, Sit 
und Stimme haben. 

Man hat in der Dmiffion der obigen Worte des Entwurfs eine 
Verletzung des Rechts der Stände auf Mitverwaltung der Finanzen, 
wie folhe durh das Schatcollegium begründet war, finden wollen, 
und es ift erfi dadurch die Aufmerffamfeit auf einen Punkt gerichtet, 
bei dem früher niemals bezweifelt worden, daß durch Nro. 12 des 
Patents und das Geſetz vom 30. Juli 1834 das Gewünſchte zugeftan= 
den fey. Ja es iſt auch bei den Berhandlungen über dieſes Geſetz 
ein Mehreres gar nicht verlangt. Uebrigens ift ver Hergang folgender. — 

Bon Anfang war Einverftändniß, daß das Schascollegium nicht 
befteben könne; theils wegen feines Urfprungs aus den Provinzial: 
landſchaften, denen das Finanzwefen ganz fremd iſt; theils, weil bei 
vereinigtem Haushalte die ftändifhe Anmweifung der Zahlungen ber 
Berwaltung verberblich werden mußte. Schon im erften Entwurf der 
Regierung fiel das Schabeollegium weg; in der gemeinfdaftlichen 
Commiſſion aber wurde ftändifcher Seits dafür gehalten, daß die 
Rehnungsprüfung nur dann wirffam werden könne, wenn fie mit 
genauer Sachkunde und nach langer Erfahrung flatt finde. Da eine 
fihere Form nicht gleich berzuftellen war, verftändigte man fi über 
den Sab: 

Auch hat die allgemeine Ständeverfammlung das Necht zur Prüfung 

der Rechnungen Commiffarien auf Lebenszeit zu. ernennen, bie 

fodann als folhe in der Kammer, welche fie erwählt hat, Sib und 

Stimme haben. — 

In der fändifchen Berhandlung erklärte zweite Kammer fich hiermit 
gänzlich einverftanden. Erfte Kammer aber befhloß zu dem vorher: 
gehenden $. 148. einen Zuſatz: „den Provinziallandfchaften foll die 
ihnen bisher verfaffungsmäßig zuftehende Befugniß der Mitwirkung 
bei Befesung der Stellen bei der oberften Kaffen-Berwaltungsbehörde 
unter Borbehalt der nad. veränderten Berhältniffen 
etwa nothwendigen Modificationen verbleiben.“ Diefen Sat 
lehnte zweite Kammer entfohievden ab. In der Conferenz wurde er 
von Seiten erfter Kammer aufgegeben; allein diefer Vorſchlag fand 
die Bewilligung der erften Kammer nicht. Da nun die zweite Kammer 
auf ihrem Widerſpruche bebarrte, die einfihtsvollern Mitglieder erfter 
Kammer fih aber überzeugten, daß der Befchluß theils unausführbar, 
theils wegen ber vorbehaltenen Mopificationen gehaltlos fep: fo ver: 
einigte man fih dahin, ven lebenslänglihen Commiſſarien die Erhaltung 
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einer fortlaufenden Ueberſicht über ven Staatshauspalt 
zuzuſprechen, da diefe zu manchen Zweden- unentbehriih und durch vie 
Prüfung der gewöhnlich mehr als Ein Jahr alten Rechnungen allein. 
nicht zu erreichen war. Jeder Gedanke an Mitverwaltung war fern 
und mußte fern bleiben. — Daher gab-das Erflärungsfchreiben vom 
18. März 1833 nicht nur die Mitverwaltung des Schagcolfegii, fondern 
fogat jede Detailcontrole auf in ven Worten: „Stände haben 
nicht verfennen fönnen, daß eine fortlaufende aub im Detail thätige 
Eontrole, wie fie gegenwärtig. beftebt, mit ber Fünftigen ganz verän: 
derten Finanz-Einrichtung ganz unvereinbar ſeyn würde,“ und bemerkte 
dann noch, daß alle Modalitäten der Fünftigen Einrichtungen 
vorbehalten und in jeder Beziehung von der Art der künftigen Orga: 
nifationen abhängig feyen. — Diefen Antrag hat in Wahrheit vas 
Patent völlig zugeftanden. Die gänzlide Adquiescenz der Stände ift 
daher keineswegs, wohl aber das zu verwundern, wie jest eine fo 
völlig neue Deutung gemacht worden. 

Uebrigens war das Schabreollegium 1819 durch ein allgemeines 
Gefep ohne Concurrenz der Provinziallandfihaften organifirt und 
fonnte mithin auf eben dieſem Wege unzweifelhaft aufgehoben werden, 
ohne daß die Zuftimmung der Landfchaften gefordert wäre. 


Eap. VIII. $. 8. 16. $. 157. 

— — — — Vu — — — 
Ueber die beſondern Staats-Dienſt⸗ Weggelaſſen. 

verhältniſſe der Gemeindebeamten blei— 
ben beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
vorbehalten. 
Der Regierungsentwurf des obigen $. ſagte: 
bie Ernennung und Entlaffung ver Staatsbeamten, venen fämmt: 
lihe von dem Könige oder der Regierung beftätigie 
Gemeindebeamten beizuzählen find, gehört unter Borbe: 
halt der verfaffungsmäßigen Beflimmungen zu ven Renten des 
Königs ꝛc. 
Jener Zwifchenfab erregte in feiner Allgemeinheit Zweifel in zweiter 
Kammer und wurde deshalb geſtrichen. Da man aber nicht verkannte 
daß die Gemeindebeamten theilweife den Staatsbeamten gleichfiehen, 
fowie daß eine Regierungsftrafgewalt über diefelben erforderlich bleibe: 
fo glaubte man durch den obigen Zuſatz zu helfen. Das Patent 
Nro. 8. hat denfelben als ungenügend verworfen und dagegen durch 
ein Allegat des $. 161., welder die von Einzelnen und Corporationen 
ernannten Beamten unter der Kategorie der Staatsdiener mitbegreift, 
im $. 163. der Disciplinargewalt vorbehalten. Wie hierin, zumal 
unter den firhernden Beftimmungen bes $. 163. und unter der aus: 
drücklichen Verpflichtung auf das Staatsgrundgefes im $. 161. gar 
fein Bedenken obwalten Tonnte: fo hat es überall feinen Zweifel, 
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daß eine ſolche veränderte Rebaction fogar nach $. 83. des Staats: 
grundgeſetzes, gefchweige denn nach dem frühern Berhalten, der Res 
gierung zuftand. — Eine Abänderung der Berfaffung liegt auf feinen 


Ball vor. 


$. 14, 
Wer feinen Dienft vernachläſſigt 
und fih Erinnerungen und Disciplinar: 
firafen feiner vorgeſetzten Behörde nicht 
zur Beflferung dienen läßt, wer fi 
Dienfiverlegungen oder Dienſtwidrig— 
keiten zu Schulden fommen läßt, ober 
von ber Gerichtsbehörde wegen eines 
gemeinen Verbrechens mit Criminalſtrafe 
befegt ift, kann ent: 
laffen werben. 


17. 


$. 163, 
Wer feinen Dienft vernachläffigt 
und fih Erinnerungen und Disciplinar: 
firafen feiner vorgefesten Behörde nicht 
zur Beflferung dienen läßt, wer ſich 


‚Dienftverlegungen oder Dienftwidrig- 


Teiten zu Schulden fommen läßt, wer 
grobes öffentliches Aergerniß 
gibt, oder von ber Gerichtsbehörde 
wegen eines gemeinen Verbrechens mit 
Eriminalftrafe belegt ift, fann — — — 
— — — entlaffen werben. . 


Der Zuſatz, zunähft wohl begründet in einem zwifchen ver Be: 
rathung und Publication des Stantsgrundgefehes eingetretenen höchſt 
anftößigen Falle, Liegt um fo mehr in den legislativen Befugniffen 
der Regierung, als fhon die bloße Disciplinargewalt, welde nad 

dem Inhalt des $. felbft zur Entlaffung führen fann, in foldem 


Balle zur höchſten Strenge berechtigen würde. 


Es lag biefelbe Be: 


fugniß in dem von Ständen genehmigten $. und ficher ift es dankens— 
werth, daß biefer Punkt nur deutlicher ans Licht geftellt ift, wie denn 
au darin Feine Abänderung der Berfaffung liegt. 


x 


⸗ 
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AUnlage'‘s. 
BNadhweife 


der Abweichungen des Finanzplans vom 15. Sebruar 1839 
von der frühern Kaffentrennung. 


Hat Unteranlagen a. b. c. 


Bor der Erlaffung des Staategrundgefeßes und der Vereinigung der 
Kaflen, ruhte aller Verwaltungsbedarf auf der Königlichen Generalfaffe und 
eben daher enthielt nur die Rechnung diefer Kaffe eine wirkliche Ueberficht des 
Berwaltungsbedarfes; die ftändifche Rechnung, fo wie das derfelben zum Grunde 

Anl. a. liegende Budget war ein planlofes Aggregat foon einzelnen Bewil: 
Ligungen älterer und neuerer Zeit, wie das angefchloffene letzte Budget zeigt. 
Die Regierung war, um den Staatshauspalt zu überfehen, daher gezwungen, 
diefes Budget alljährlid nach dem Plane der Generaltafferehnung umzu— 
arbeiten, und folches dann mit dem Budget der Generaltaffe zufammen zu ſtellen. 

Eine ſolche Zufammenftellung ift enthalten in dem den Ständen pro 18/3, 

Anl.b. vorgelegten bier angefchloffenen Budget. Diefed und Die neuen 
Finanzvorlagen mittelft der Poftferipte 1 und 2 vom 15. Februar d. J. geben 
Anleitung zu nachfolgenden Bemerkungen: 

Anl,.c. Um das Ganze beſſer zu überfehen if die anliegende Zufammen: 
ftellung der Hauptfummen beigefügt, dabei jedoch die Einnahme der Wegbau-Kaſſe, 
da folche für 18°9/,, nicht angefchlagen it, auch für 18%°/;, binweggelaffen. Hieraus 
folgt ferner, daß auch die Ausgabe der Königlichen Kaffe für das Minifterium 
des Innern um eben fo viel vermindert werden mußte, weil nach damaliger 
Auffiellungs» Methode des Burgets die unter dm Minifterium des Innern 
berechnete Ausgabe für den Wegbau flets der angefchlagenen Einnahme ver 
Wegbaukaſſe unter Hinzufügung einiger Pan Bewilligungen gleih gemacht 
wurde. 

Bergleiht man nad dieſer Berihtigung Einnahme und Ausgabe ber 
einzelnen Zahre, fo hatte 1834/,, die — Kaſſe ein Deficit von 
150,843 Rthlr. 6 Gr. 3 Pf. 
weiches dadurch gedeckt wurde, daß Seine Majeftat 
einen Zufhuß von . . . 0. 5154166 „ 16% —e 
aus der Krondotation gnädigft bewilligten. 
Die fändifhe Kaffe ſchloß damals ab mit 


einem unerbebliben Minus von . . . BR 213 „» 15. 6" 
Im Jahre 18%%/,, dagegen würde bie erſtere — 
nur ein Defteit behalten von. .. - ... 18106 u Inu 5” 


* 


während in letzterer ſich ein ueberſchuß bildete von . 70,254 „18. 5m 
Die Königliche Kaffe würde alfo unverkennbar 

mehr gewonnen haben, als die ftändifche. 
Allein dieſes Refultat der Hauptfummen läßt 

doch nur ungefähr das eigentliche Verhaͤltniß ahnden. 
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Rur eine fpecielle Prüfung der einzelnen Poften wird 
e8 zeigen, welche Beränderungen der Finanzverfaſſung 
beabfihtigt werben. 

Was zunähft die Einnahmen der Königlichen 
Kaffe angeht: fo find alle Poften bis auf die Landzölle 
geringer angefchlagen, als dies 1834 gefhah; da 
indeß diefe Berminderungen nicht auf Rechtsgründen 
beruden: fo darf bier nur von einem Poften die 
Rede feyn. 

Es hatte nämlih vor 1834 bie Königliche Kaffe 
von der Landesfaffe zu empfangen an Zinfen von _ 
Landesfhuld-Rapitalien, welche erfterer zuftanden . 19,509RtHIr. — Br. — Pf. 
Diefe find in dem Anfchlage von 183%/,0 nicht wieder 
aufgenommen, und werben demnach fpäter bei ber 
Prüfung der Propofitionen wegen, der Landesfhuld zu 
berüdfichtigen fepn. Dagegen war bie Einnahme von 02 
den Landzöllen 1834 nur U 2 = 2 2 2 2 0 0.199270 4 An.I 
1839 Dagegen U. 2 2 0m nen en 0» 230,00 m — — ⸗ 
alfo um 30,729%Kthlr. 19 Gr. 3 Pf. 
höher angefchlagen worden; eine Bermehrung, welde | 
Bewilligung in doppelter Beziehung bedarf, und ‚eine 
Beränderung bes legalen Zuftandes nach der Ber- 
faffung von 1819 in fih faßt. Die Landzölle 
waren allerdings bis 1834 eine Intrade der König» 
lichen Raffen. Da diefelben aber von einer Unzahl von 
Zolftätten im Innern nah altherkömmlichen Säben 
erhoben werden mußten: fo gereichten fie bei geringem 
Ertrage dem Berkehr zur Beläftigung. Aus dieſem 
Grunde projeftirte 1825 die Regierung deren Ber- 
legung auf die Gränzen und beantragte zu dem 
neuen Zarif die Genehmigung der Stände, melde 
war am 24. Mai 1825 erfolgte, jedoch mit dem 
Anhange: 
daß eine Ermäßigung des proponirten Tarife 
in bem Falle verfügt werden möge, wenn 
der Ertrag den bisherigen Ertrag der Zölle 
bedeutend überfteigen follte, indem durch die 
neue Einrichtung nicht fowohl die Vermehrung 
der Zollintraden als die Beförberung des 
Gemeinwohls bezwedt werde, 

Hiernach hätte eine jede Vermehrung bes reinen 
Einkommens von den Randzöllen durch Herabfegung 
des Tarifs fofort hinweggeräumt werden müffen ; 
allein die drüdende Lage der Königlichen Kaffen hatte 
zur Folge, daß die Regierung den notorifch erzielten 
bedeutenden Heberfhuß (die Zolleinnahme incl. der 
Wafferzölle, welche 18254, nur 657,336 Nihlr. 5 Gr. 
4 Pf. trug, obgleich ſchon während 8 Monaten dieſes 


—— 


Jahres die neuen Zölle in Hebung waren, flieg im 
folgenden Jahre, auf 734,811 Rthlr. 18 Gr. 5 Pf. und 
fpäterhin noch höher) nicht befannt werden ließ, und 
den Tarif nicht herabfeßte. Rechtlich können hiernach, 
nachdem im allgemeinen Intereffe durch den Zollverein 
die alte Trennung von Eingangsfteuer und ZoU aufr 
gehoben worden, die Königlichen Kaffen nur den 
Durchſchnitt der frühern Erträge vor 1825 als Ent- 
fhädigung in Anfpruch nehmen, denn nur biefer ift 
bewilligt. — Hiervon abgefehen aber wird nimmermehr 
der fländifchen Kaffe ein Mebreres an Entfhädigung 
anzufinnen fepn, als ber reine Erfrag ber Zölle in ber 
Beichaffenpeit, wie ſolche 1834 mit den Steuern combinirt 
wurden. Diefen Ertrag nahm die Regierung 1834 zu . 199,270Rthlr. Gr. 9 Wi. 
hoch genug, wenn man die Angaben bei 

Ubbelohde über die Finanzen bes Königreichs 

Hannover pag. 173 sqgq. 

vergleiht, an. Die Erhöhung auf 230,000 Rthlr. 
fheint alfo rein wilfführlich zu fepn. Denn nad 
jenem officiellen Schriftfieller war, nachdem die ver» 
fihiedenen Berträge mit den Nadhbarftaaten feit 1828 
in Wirkffamfeit getreten. waren, ſchon 18°%g3 ber 
Reinertrag auf . 2 2 0 201,440, 5 11, 
geſunken. 

Dem Lande kann eine Entſchädigung für die 
Landzölle nicht ohne Verhandlung über deren Betrag, 
keinenfalls aber höher als ſolche 1834 berechnet worden, 
zur Laſt fallen und fo wären denn jene. = 2.» 30,729 „ 19 „ 3% 
zuerft als neue Belaftung des Landes anzufprecen. | 

Was dagegen die Ausgaben angeht: fo 
werden bier die -Beränderungen gegen den frühern 
Zuftand, welche gegenwärtig beabfichtigt find, nicht 
völlig vorgelegt werden können, ohne zuvor die Ber: 
waltung der fländifhen Finanzen durch einige fars 
tifhe Bemerkungen zu erläutern. 

Schon oben ift bemerkt, daß die Bewilligungen 
der ftändifchen Kaffe früher ein bloßes Aggregat waren. 
Die Hauptfummen beftanden aus Averfionalfummen, 
fetten Zufhußzahlungen an andere Kaffen, Kleinere 
Summen wurden auf Rechnung gezahlt. Alles berupte 
aber auf Zufälligfeiten. Selbſt bei Ausgaben einer 
und derfelben Art traten diefe Berfchiedenpeiten ein, 
wie denn 3. B. die Ausgaben für_die Zuhthäufer zu 
Celle, Moringen und Emden in einem Fixo beftanden, 
für die zu Osnabrück und Peine aber berechnet wurden. 
Es war der Ausfluß des Bewilligungsrechis, wie ſolches 
vormals von 11 bis 12 verfshiedenen ſtändiſchen Eor« 
porationen nah Belieben geübt war. Nah der 
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Bereinigung der Finanzen hatte man fih darauf 
befhräntt, diefes Aggregat zufammen zu werfen, und 
war dann im ähnlicher Weife mit Bewilligungen 
fortgefahren, wie e8 eben im einzelnen Falle geratben 
fhien. So wurden 3. B. die eigentlihen Militair- 
foften ald Aversum, die Berpflegungsgelver auf Rech— 
nung gezahlt. Das Landdragoner-Eorpe erhielt feine 
"Zahlungen auf Rechnung. Zum Neubau der Chauſſeen 
dagegen erfolgten 50,000 Rthlr. eins für alles. In 
mehreren Fällen war auch der Grundfaß aufgeftellt 
und feftgehalten, daß beide Kaflen nach einem gewiffen 
Berpältniffe zahlen follten. Namentlich erfolgten die 
Koften der Gemeinpeitstheilungen Edie fogenannten 
Landesöfonomieloften) die Koften des Wafferbauetats, 
bie Zuihüffe zum Neubau der Chauſſeen und zur 
Unterßüßung der Landftraßen unter der ausdrücklichen 
Beftimmung, daß jede Kaffe die Hälfte trage. 
Diefer Zuftand beruht zum großen Theile auf 

ausdrüdlichen Vereinbarungen zwifchen Regierung und 
Ständen, melde man bis zum Staatsgrundgefeße 
gleih Zheilen der Berfaffung heilig hielt; theilg 
fnüpfen fih daran die wohlerworbenen Rechte Ein- 
zelner, die nicht verpflichtet find, fih von einer Kaffe 
an bie anbere verweifen zu laffen. | 

Die Borfhläge des Cabinets Seiner Majeftät 
nehmen auf diefe Rechte gar feine Rückſicht; aber noch 
willkührlicher ſtellt fih die Bertheilung der Ausgaben 
unter den Kaffen dar, welde in den Entwürfen 
der Poftferipte 1 und 2 vorgenommen ift. 

Alle Veränderungen hier zu bezeichnen, würde vom 
Zwede abfühpren. Das Refultat derſelben ift eine 
Veränderung der Ausgaben der Königlichen * 
gegen 1834 von .. « 277,976 Rihlr. 5 Gr.1 Pf. 
ungeachtet allein für bie hoͤchſte Berwaliung, "pie 
Minifterien und die Gefandtfchaften 0 00. 57,780 u Mn 6% 
mehr auf diefelbe gelegt find, als in jenem Jahre. — 
Allein es wird erlaubt ſeyn, ſo weit die Unvollſtän— 
digkeit der vorliegenden Nachrichten dies geftattet, die 
Beränderungen gegen dag Spftem vor 1834 aufjus 
führen. 


Bon der fländifhen Kaffe auf die Koͤnigliche Kaffe, 
übernommen iſt 

1) ein Beitrag, welcher zu den Roften des Minifterii 

aus den Budgetspofitionen 11 und 29 erfolgt mit 3,149 
2) Ein ähnlicher zu den Koflen der Landdroſteien 

aus ben Pofitionen 11 und 55. . . . 4586 „ 15, 8, 
Beides find theils alte hergebrachte Bewilligungen | | 
für beftimmte Stellen, theils Folge der neuen 


7 19, 1u 
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Organiſation des Landesökonomieweſens, wo beide 
Kaffen zur Hälfte concurriren, 

3) Zufchüffe zu verſchiedenen Mebizinalanftalten, 
namentlich fefte Beiträge zu den Hebammenfchulen 
in Hannover, für Osnabrüd, Hildesheim, Emden 
und Bentheim; nicht minder für die chirurgiſche 
Schule in Hannover, und unbefimmte Ber 
pflihtung zu Tragung der Koften für den Heb» 

“ ammen » Unterricht im Lüneburgifchen, Hopafchen 
und Bremifchen, fo wie für die Unterfuhung ber 
Apotheken nach den Budgeis-Poſitionen 19 und 20 

4) Der ganze ftändifhe Zufhuß zum Waſſerbau— 
wefen (Budget Rro. 21. U. 6 — 46, 47, 48 u. 56) 


beftehend in der Hälfte der Befoldungen, Zuſchüſſen. 


zu den Koften im Hoyafchen und. Bremifchen und 
einem Diäten Borfchußfond. 

5) Die Hälfte ver Befoldungen der Landesökonomie— 
beamte aus Nro. 11 des Budgets mit . ; 
während die übrigen vormals auch unter beiden 
Kaffen gleich getheilten Ausgaben ganz auf die 
ftändifhe Kaffe fallen. 

Im Ganzen find alfo der fländifchen A 
abgenommen . 2 2 2 20. a 


Dagegen find diefer Kaffe neu aufgelegt: 

1) Ein Befoldungsbetrag für Osnabrück'ſche Lands 
räthe.. 
2) Ausgaben zu Zwellen des Denden Bundes. J 
(früher betrugen dieſelben nur 6000 big 7600 Rthlr., 
welche allein aus Königlichen Kaffen erfolgten). 

3) Der feit langer Zeit aus der Königlichen Kaffe 
gezahlte Betrag von . . .» } 
für die Univerfität Göttingen, woduro diefe große 
Anftalt denn ganz von der Kaffe weggebracht wird. 
4) Der Beitrag der Königlichen Kaffe für Schulen 
Auch diefer Bertrag erfolgte feit langer Zeit für 


4,720 Rthlr. 9 Gr. 6 Vi. 


14,976 „ 16 „ 10” 


17,862 „ 12» —r 


35,296 Rthlr. 1 Gr. 19. 


123 Rihlr. 8 Gr.— Vf. 
10,900 [4 — 121 - 


% 


12,613 6% 6% 


7185 » 20 u 2 


evangelifche und katholiſche Kirchen und für Schulen; - 


mit feiner Entfernung wird das Unterriqieweſen 
ebenfalls beſeitigt. 

5) Für die Strafanſtalten zu Hildesheim, Empden, 
Eelle und Moringen und Kleine SON in 
Dsnabrüd erfolgten. . 2... . 


Bormals hatte die Königliche Kaffe für die gebarhien Ä 


Anftalten alle Koften. zu tragen und erhielt aus 
der ftändifchen Kaffe einen unveränderlichen Zuſchuß. 
Gegenwärtig wird dieſes wichtige Anner der Cri— 
minalrechtspflege gleichfalls ber Königlichen Kaffe 
abgenommen. 


19,188 u. 2 or 


50,010 Rthlr. 12 Er, 8 Pi. 
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7) Rei den Medizinalanftalten, wo den Ständen 50,010 Rthlr. 12 Gr. sFr. 
einige feſte Beiträge abgenommen waren, Wird 
der ſtändiſchen Kaffe 
a) ein Betrag von etwa 2 2 ne Mn Bud 
an Beſoldungen, weldhe ganz allein aus der 
Königlichen Kaffe aus verfhiedenen Gründen 
bewilligt find, zur Laft gelegt; fo wie au 
b) derfelben «die Zahlung der Königlichen Kaffe: 
für die Srrenanftalt zu Hildespeim . . . 1600 mn —— 
zur Laft gelegt und damit abermals eine 
wichtige — — der Königlichen Kaſſe 
abgenommen iſt. 
8) Der Beitrag der Zoniglichen Rat at Chauſ⸗ 
— befaßt bis 1834 
. die Beſoldung der Weg- 
baubehörde . .» .» + 3,283 Nthlr. ı9r.3 pf. 


2. Beitrag der zum Zwed 
des Chauffeebaues allein 
begründeten Osnabrü— 
der Lötterie . 2 0. 5,136 Rthlr. 2 gr. 8pf. 
„>. Beitrag zum Neubau 51,388 = 21-4: 





. j 56,525 » un en 
welche im Sahre 1826 im Cinverftändniß mit 


Ständen, und um diefe zur Bewilligung, einer 
gleihen Summe zu veranlaffen, feftgeftellt worven. 
Es find gegenwärtig die beiden letztern Beiträge, 
welhe ohne Zweifel eine wohlbegründete Faft der 
Königlichen Kaffe bilden, zwar ber ftändifchen 
Kaffe nicht vollftändig zur Laſt gelegt. Da aber 
alle Wegbaufoften von der Königlichen Kaffe entfernt 
find: fo folgt von felbft, daß in fofern die noth— 
wendigen Ausgaben für den Chauffeebau nicht 
ftoden follen, die ftändifche Kaffe ſolche zu über— 
tragen haben wird. 

9) Der Beitrag der Koͤniglichen zum. Land— 
raenbaaa .. 12, 76560 — — 
Die Königliche Kaſſe hat jederzeit, em auch nur 
geringe Beihülfe an bie verpflichteten Gemeinden 
zum Landfiraßenbau gegeben und deshalb eine 
Pofition von 500 Rthlrn. auf ihrem Budget gehabt. 
Im Jahre 1826 erbot fih die Regierung eine 
Summe von. 3000 Rthirn. jährlich zu dieſem Zwede 
zu verwenden, wenn Stände eine gleihe Summe 
bewilligen würden. Dies geſchah, und es wurde 
alfo eine Summe von 6000 Rthlrn. verwandt. 
Im Jahre 1828 zog man die Ognabrüd’fche Lotterie 
zur Generalfaffe. Diefe ift im Jahre 1769 mit 
ſtaͤndiſcher Garantie geftiftet,; Teniglih um einen. 


. 126,328 Rihlr.23,. Or. Pf, 
16 


Fond für den Wegbau im Osnabrüd’fchen zu gewin« 126,328 Rthlr.21 Gr. — Pf. 
nen, welchem bis dahin der ganze Neberfchuß zufick. 
Nachdem der Ueberſchuß zur Generalfaffe gezogen 
war, wurde der Ghauffeeverwaltung das oberer- 
wähnte aversum von . 5000 Rthlrn. Conv.⸗Mze. 
augewiefen und zu ben 

Landftraßen inOsnabrüd 3215 Rthlr. Conv.⸗Mze. 
ebenfall® als aversum gezahlt. Die Generalfafle 
hat hierbei einen erheblichen Gewinn gemacht, du 
jede Ziehung der Osnabrüd’fchen Lotterie, deren 
eiwa vier in drei Jahren vorfallen, einen Ueber- 
fhuß von wenigftend 10,000 Rthlrn. gewährt. 
Bis 1832 zahlte alfo die Generalkaſſe verpflich- 
teter Weife 6215 Rthlr. Conv.-Münze. In jenem 
Jahre befhloß die Ständeverfammlung den Bei— 
trag zum Landfiraßenbau auf 12,000 Rthlr. zu 
erhöhen, wenn die Königliche Kaffe ein Gleihes 
thun würde. Dies fand Schwierigkeiten, da aber 

‚ber Antrag unter dem 28. Dec. 1833 erneuert 

. wurde, erflärte die Regierung fich bereit und fhlug 
nunmehr im Budget den Beitrag der Königlichen 
Kaffe, wogegen jene befondere Zahlung für bie ” 
Provinz Osnabrück creffiren follte, zu der obigen 
Summe an. Gebt foll ‚diefe ganze Ausgabe von _ 
ver Königlichen Kaffe abgebürvet, dagegen aber 
derfelben der erhebliche Gewinn der Osnabrüder 
Lotterie belaffen werben. 

10) Zn Anfehung der gandesöfonomieanftalten find 
die Gehalte, wie bereits oben be erkt worden, 
gänzlich der Königlichen Kaffe, die übrigen Ausgaben 
dagegen mit Ausſchluß eines Betrags von 


7597 Rthlr. 5 Gr. 4Pf. 
fir Mooreulturen und 


für Obſtbaumzucht . 1027 + 18-018 = 


Summa . . 8625 Rthlr. — Gr. — Vf. 

der Landeskaſſe zur Laft gelegt. 
Da fämmtlie jegt der ftändifchen Kaffe mit 
der Summe von . . 15,336 Rthlr. 17 Gr. 8Pf. 
DE a EEE 


zur Laft gelegte Poften 
früher nurzu ’/s alfo mit 7,668 Rihlr. 8 Gr. 10 Pf. 
oblagen; davon jedoch 

abgeben 2». 2 2.7190 = 10» 8 = 
welche aus der ſtändiſchen 
Kaffe zu den Moorcul— 
turen Era) fo ift 


— e e e“ n ſe — — — — — — 


3— J [4 ” ” 


133,277 Rthlr. 19 Gr. 2 Pr. 
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ebenfalls-eine anfehnliche Ausgabenrubrif von der 133,277 Rthlr.1g®r. 39 
Königlichen Kaffe entfernt. — 
11) Das Minifterium des Handels ift gänzlich ber 

ftändifchen Kaffe zur Laſt gelegt. Es find hier 

a) die Koften der Linnenleggen mt ... 52H „ 23. Ar 
ein altes Incumbenz der Königlichen Kaffe, aus 
denen diefe Inſtitute zuerft gegründet worden. 
Bor 1826 gab die ftändifche Kaffe nur etwa 1400 
Rthlr., und in diefem Jahre wurden 2000 Rthlr. 


ferner bewilligt. ö } 
) Die Ausgaben auf Manufacturen, | 
Handel und Gewerbe find mit . -» » .» . 14,91 » 8 — 


ebenfalls ganz neuerlich der] Sandestaffe” unge» 
fhoben. Diefelben beftehen aus einzelnen Gehalten 
für commercielle Funktionen, welde die Königliche 
Kaffe bewilligt hat; aus Koften der Confulate, 
welche eben fo wenig, als fonftige Ausgaben für 
die auswärtigen Verhältniffe den Ständen jemals . 
angefonnen find; Prämien für die Heringsfifcherei, 
deren Bewilligung von Ständen fhon am 22. 
März 1819 ausdrücklich abgelehnt, und feitdem 
nicht wieder in Anfpruch genommen. worden; ein 
Fond zur Dispofition für das Minifterium, welcher 
bereits lange vor der franzöfiihen Oceupation in 
ausgedehnterer Maaße aufder Königlichen Kaſſe ruhte 
und endlich ein Beitrag von 3000 Rthlrn. Conv.⸗ 
Me. ‚für die Gewerbichulen, welcher im Jahre 
1830 ausbrüdlich bewilligt if, um die Stände zur 
Bewilligung von 12,000 Rthlrn. für bie höhere 
Gewerbfihule zu vermögen. Jedenfalls wird durch 
die gänzlihe Abbürdung eines Dienflzweigs, für 
den nothwendig die Ausgaben zu erhöhen fepn 
dürften, die Königlihe Kaffe weſentlich erleichtert 
werden. — 
12) Beim Etat des Finanz-NMiniſterii iſt eine Ver— 
—gleichung nicht möglich, da es nicht vorliegt, 
welche Einrichtung beabfichtigt werden mag. Nur 
ſoviel Scheint vorzuliegen, daß durch die Auflagevon 8,00 „ — u —n 
für Eommiffionskoften, welche früher nur aus ber 
Königlichen Kaffe erfolgten, eine neue Laft inten- 
Dirt werde. 
Bei weiten die wichtigfte Neuerung ift aber 
13) die Behandlung des Schuldenwefeng, wo die 
ganze Domanialfhuld dem Lande aufgebürbet 
werden fol, Diefe Schuld beftand im Jahre 
1834 aU8  . . . 5,233,633 Rihlr, 21 Or. 5 Pf. 
Da die Domanialtaffe feinen Ueberſchuß, vielmehr 
ein bedeutendes Deficit darbot, "welches nur durch 


161,494 Rthlr,2 Gr. 6 Pf. 
16 * 
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die hohe Munificenz König Wilhelms IV, gedeckt 161,494 Rthlr. 2Gr.«6 Pf. 
wurde, und ein Zilgungsfond auch für die König 
liche Kaffe nicht eriftirt: fo kann dieſe Schuld 
nit vermindert ſeyn. Der Zinsbetrag berfelben 
war damald . . . 193,718RtHlr. 13 Gr. — Pf. 
Diefer mag durch die : 
Reduction des Zins. 

fußes, den ver Credit 

der Landeskaſſe möglich 

macht, verringert ſeyn. 

Jedenfalls aber find die 

oben erwähnten . . 19,509 „ — „n—. 
Zinſen, welde die ftän- 

diſche Kaffe der Doma- 

nialfaffe verſchuldet, 

bier abzufeßen, wodurch 

ber Zinsbetrag ſchwin— 

DEE RUF 000 — —— 
Dieſe Summe iſt es alſo, welche gegenwärtig 

dem Lande jährlich aufgelegt werben-foll. Freilich 

erfheint dennoch die Ausgabe der Landeskaſſe für 

die Schuld geringer, als 18345 dies hat aber 

feinen Grund theils in der Zinsreduction, theils 

in der erheblichen Erleichterung ver Tilgung nad 

Abtrag des Lotterie-Anlehns von 1822 zum Betrage 

von 2,000,000 Rthlr. " 

Die Differenzen im Penfions+ Etat mögen bier 
übergangen werden. Dagegen ift 
14) nicht zu überfehen, daß bei den fünftig wegfals 

lenden Ausgaben die perfönliden Befol- 

dungszulagen, fo wie die Wa rtegelder 

ganz allein der ſtaͤndiſchen Kaffe zugelegt find. 

Beides trug diefe vormals nur in fofern, als bie 

beireffenden Dfficianten überhaupt ihr zur Laſt 

gingen. Im Zahre 1834 trug die Königliche Kaffe 
- .an beiden die Summe von au Sa Ser Bee See 7 72,7 | ee "u Ze 
Da diefe Ausgaben fih immer wieder erzeugen 
werden, fo ift deren Nebernahme ein ſehr gefähr- 
lies Novum. 
15) In Anfehung der Zahlungen an andere Kaffen 
ift nur zu bemerfen, daß der Poſten sub 1 Zuſchüſſe 
an die Königliche Generalkaſſe bepuf Unterhaltungs- 
foften der Obergerichte ꝛtc. (beftehend aus den ches 
maligen Budgetspofitionen 30, 39, 45, 62a, 70, 
"75, 76, 82, 109, 24a, 28, 64, 65, 77 u. 1414) auf 

39,695 Rthl. — Gr. 8 Pig. 

von den früheren HT 418 An. 
a LE 1 SE 4,383» 5.9» 


365,197 Rihl. 17 Or, SW. 
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— alle Rechtfertigung erhöht ift, fo wie, daß die 365,197 ie 17 Gr. 5 Yf. 
Baufoften sub Nro. 4 ebenfalls von 700 auf 800 

Rthl. alfo ee ee — 100 u — 1 * 
geſtiegen ſind. Hierzu kommt nun 

16) die reine Hofausgabe von.. . 680,00p0 — — 
für Schloßbauten und 

17) die Deckung des Deficits mi 20,000 — — u 


fo daß ſich eine Vermehrung der Laſt von. . . 465,297 Rthl. 17 Gr. 5 Pf. 
fofort herausſtellt; nicht zu gedenken, wie biefe 
Anwendung des Subfiviarprineips, wo nicht Durch 
jwedmäßige Bewilligungen der etwaige Ausfall 
gededt,, fondern geradezu der Grundfag ausge— 
fprochen werden fol, daß das Fehlende zugefchoflen 
- werben müffe, fihon an fih eine nicht zu bered» 
nendetaftunneine völlige Veränderung 
der Berfaffung ausmadt. Noch einleud- 
tender wird dies 
48) durch den Grundfaß, daß die etwa zu erwar- 
tenden Apanagen u. f. w. bei den Zahlungen 
für die Verwaltung vorab gehen, alfo mittelbar 
der ftändifchen Kaffe aufgebürbet werden follen. 
Nach der früheren Berfaflung erfolgt zu den Be— 
dürfniffen der Gliever des Königlichen Haufes aus 
ven Steuern der Untertanen garnichts; lediglich 
eine Prinzeffinfteuer zum Betrage von 40,000 Rth. 
mußten die alten Erblande bei jeder Bermählung 
einer Prinzeffin aufbringen. Jetzt wird diefe neben 
der neuen Berpflishtung zur Zahlung von Apa- 
nagen gefordert. 
Zieht man nun die fohließliche Rechnung, fo ergibt 
ſich alfo 
außer der ſchweren Laft diefer unbeftimmten Poften 
eine Bermehrung der beftimmten ftändifchen Aus- 
gaben.von . ... | ::- 77 297 17 —5 
— die Erhöhung des Zollaverfi er RO ⏑ — 


496,027 Rth. 12 Gr.3Pf. 
Dagegen ift an ftändifchen — auf die Kö« 
nigliche Kaſſe gelegt . ..4 W— 35,296 u» 1 „An 


Mitpin bleibt Bermehrung der feftbeftimmten Laſt 460,731 Rth. 11 Gr.7 Pf. 

Dies find die Forderungen, welche man dem Lande ftellt. Weber biefe For» 

derungen foll eine Bereinigung erſt getroffen fepn, ehe man bie — von 
1819 in ihrem Haupttheile in Wirkſamkeit treten laſſen will, 
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Unteranlage a. zur Anlage 5. 


N"; 53.) 
Berzeibnif 


ber nach ben Bewilligungen der allgemeinen Stände-Berfammlung des 
Königreihs für das Rechnungsjahr 


nom 1833 


1. Zulius 








bis 1834 


aus 
der General-Landes-Kaſſe 


zu beſtreitenden Ausgaben. 





Fortlaufende Nro. 


— 
ww 


15 


16 


17 
18 


19 


20 


2la 


21h 


Bewilligte Sum⸗Bewilligte Sum— 


Ordinaria. 
men in men in 
A. Allgemeine. Convent.Münze Convent.⸗Münze 
Rtbir. lor.| vi Rthlr. lar. »r. 


e. Landes-Induſtrie-Anſtalten. 
Behufeines 2ten Linnenlegge-Inſpectors 
und 3 neuer Haupt: und 1 Neben: 
legge in den Provinzen Grubenhagen, 
Hoya und Diepholz ald maximum . 2000 
Behuf der Linnenleggen zu Bergen, Lüchow 
and Wuſtrow in der Provinz Küneburg: 
a) Befoldungen. . . 783 Rthlr. 8 gr. 
b) Nebenfoften vie jährlich 
vorfommen plus-minus 
f 250 nn mn 
ce) Nebenfoften die nicht führe 
ih vorfommen plus- 
minus 22... 120 -—y 


Behuf der Linnenleggen im EDEN: 


Befoldungen . . .» : — 715 


d. Straf:Anftalten. 
1. Behuf der Karren: Anftalten zu Ham— 
mein, Lüneburg, Harburg, Stade und 
Nienburg plus-minus . 34000 
2. Behuf der Zuchthäuſer zu Eelle, Mo: 
ringen, Peine, — und Emden 


plus-minus . . — — 18000 


e, Medicinal-Anſtalten. 


Für Landphyſici und Chirurgen, Gehalt 13205. 


Behuf der Heil: und Pflege-Anftalt für 


Irren in Hildesheim plus-minus . . 10000 
Für Accouchir- und fonflige ehirurgifche 

‚Anftalten. . Se 3736 
Für Unterfuhung der Apothefen: 


1) an Gebalten . . .. 450 Rthlr. 
2) Diäten und Keifeloften 
plus-minus . .„ . 450 „ 
900 


f. Behuf des Wafferbaues. 
An Befoldung der Waflerbau : Bediente 
ar Fane excl. —— für die 


| 10345 
Diäten- Borfhuß-fonde in Bafferbaus 
Angelegenpeiten aut Hälfte ı als maxi- 
a LE . 1500 
—l-i 11845 


lass eg — 


27842 





— 
2* 





Ordinaria. 
A. Allgemeine. 


£ 
— 
2 
= 
m 
* 
u 
— 
— 
— 
— 
=) 





V. Etappen-Berpflegung. 


22| DOrdinairer Zufhuß zur Etappen-Ver— 
pflegung fremder Truppen nad dem 
Ausſchreiben vom 14. März 1817 plus- 
MINDUS 2. 20. .* 


* ” * * 


VI. Landesſchulden-Weſen. 


233] Zinfen auf landſchaftliche Berbriefungen 
inel. der Renten der. Calenberg'ſchen 
MWittwen:Kafe und der Zinfen auf 
die für die vormaligen Grundfteuer- 
Eremtionen zu ertheilenden Entſchä— 
digungs=Öbligationen . 2 0... 

24a] Entfhädigungen der Domainen=Kaffe 
für Aufbebung folgender in viefelben 
gefloffenen alten Grundabgaben: 

a) der Gontribution und des Vieh— 
ſchatzes im Amte Wilhelmsbur 
925 Rthlr. 5gr. 4pf. 
b) des Landſchatzes im Hoc: 
lande des Landes Hadeln 
6086, „ 17, 2% 
ce) wegen theilweifer Herabſetzung 
‚der f. 9. fuspendirten Gefälle 
in Oſtfries- und Harrlinger: 
land böchftens 3000 big 3 


4000 u Kir, 


240] Entfehädigung für die Bentheim'ſchen 


Städte wegen der Landgelder . 
Behuf des Schuldentilgungs-Fonds . 


Ltatudga3 . 


Bewilligte Sum- Bewilligte Sum: 
men in men in 
Convent.⸗Münze Convent.⸗Münze 


802788 


11011 


1094 


111120 


6) 51 


— — 926014 15 8 
Sn ea 
—i—| 932014 j15| 8 


Kthir. lor.|pf.|| Rthir. ar. vi. 


. 


Drdinaria. 


A Allgemeine. 


Rorflaufende Nro. 


VII, An verfchiedenen Ausgaben. 


26 | Bebuf der allgemeinen Stände » Ver: 
fammlung: 
a) Diäten und Reiſekoſten 
plus-minus . .. . . 30000 Rthlr. 
b) Behuf des Perſonals, Re— 
giſtratur 20. Gehalt 6150 „ 
c) Büreaufoften plus-minus 
8000 - „ 


97 | Bebuf des Schagcolfegii u. der General: 


Steuerfaife 
| a. Befoldungen . . . 22690 Ripfr. 
| b. Büreaufoften 
1) Prozente für die Kreisein- 
nehmer wegen der Zinfen: 
sablungen . » . 689 
Porto der General-Steuer: 
faffe für Geldſendungen 
plus minus . . 7500 
3) Sonftige Büreaus, Lotterie— 
ꝛc. Koften plus-minus 7000 
c. Agio plus-minus  . 32000 


„ 


* 


„ 


1* 
— 


Briefpaquete und Acten in Steuer: 
ijaben . - « 


* * 


29 | Für Regierungsbediente wegen land— 
fhaftliher Erpeditionen. 2.» 
Latus 4. 
dazu I 

a 
”„ »„ “oo. 
” „ 3. 


Summa DOrvdinaria Allgemeine 


Aversum für die Portofreibeit der Briefe, 


| | 

Bewilligte Sum: Bentfligte Sum: 
men in | men im 

‚Convent.-Münze Convent.:Münze 





Rthir. Igr. ſvyf. Rtyir. Tor fe. 











44150 —— 
| 
1 
69879 — — 
| 2500 | | 
1611 | Bi 
— ll. 118140 | Si — 
5 j ⏑ 5 u | mm 
— — — 118140 | 8— 
: — — —1471866 111 4 
— — — 95556 | 2119 
— — — 932014 |15] 8 
ERSTEN ERSTE re | En 
— —I—I| 2617577 1319 
1 





- 
— 





Bewilligte Sum— Bewilligte Sum⸗ 


Ordinaria. men in men in 


B.Befondere. Convent.⸗Münze Convent.⸗Münze 


Fortlaufende Nro. 


Rente. Igr. vf.! Rthir. grri. 
8 DU = ger „We ") 





I. Salenberg = Grudenhagen’fche 
Landſchaft. 


a. Juſtiz-Koſten. 
30 | Beitrag wegen des vormaligen vorge: 


rihts zu Dannover . . » . — —* 4255 112 4 
b. Waiſen-Anſtalt. 
31 | Behuf des landſchaftlichen Waiſen-Inſti— 
| 


tuts vormals in Moringen . 
32 | Bebuf der Hardenberg’ihen Waifen: 
Anftalt zu Nörten. . . 
33 | Behuf des Waifenbaufeg in Einbed 
— — 3213 8 
c. Armen-Anſtalten. 


34 | An die Armen-Anſtalt zu Dannover 


d.Behufder Provinzial-Stände. 


35 | Für das Calenberg— — — 
Landſchafts— Perfonal . 

36 | Provinzial: Yandtags- Verfammlange— 
koſten plus-minus . 





e. Insgemein. 
71Wegen des landſchaftlichen Hauſes zu 








Hannover: 
a) Onera publica, fofern deren erfor: 
derlich 303 19 8 
b) An den Prediger und Küfter ver 
Markttfirde . 16 !5 4 
c) Brand: Affecurationgbeitrag plus- | 
minus. . —— 100 27 
d) Bau: und Reparaturfoften — —* 400 
— — {| s20 Hi- 
38 | Wenaen der Wafferleitung auf der Neuz |! 2m ei 
tadt Hannover — 4 — = 36 1411* 
Summa. .. | -- Ei 13161 sl 5 


Fortlaufende Nro. 


39 


40 


41 


43 


44 


vn 


Bewilligte Sum: Bewilligte Sum« 


Ordinaria. men in men in 
B. Befondere. Eonvent.- MünzelEonvent.- Münze 
j | Rente. Jar.|prl| Rene. ſar pf. 


1. Lüneburg'ſche Landſchaft. 


a. Juſtiz-Koſten. 
Wegen des vormaligen Hofgerichts zu 
4 4 * * “ “ * * [} . . * 
b. Unterrichts: Anftalten. 


Behuf Berbefferung der Schulfehrerftellen — 333 


c. Behuf der Provinzialſtände. 


Für das landfchaftliche Perfonal, DR 
dungen. 5905 


— Landtags⸗ ——— 
koſten plus- minus “ . Pe ae ve 7 300 
d. Snsgemeim | 
Wegen der Ianpfchaftlihen Häufer zu | 
Celle: ! 


a) Onera publica, infofern deren er: 
forderlich, plus-minus . . . 25 


») Beitrag zur Brandfaffe — | 30 
c) Beitrag an die Armen=Kaffe zu Celle | 4 


d) Bau» und Reparaturfoften plus- 
minus . * * * . * . . u 200 


Für die Schüpentönige im Lüneburgifchen = 


Summa. .. — 8700 





136 I 


11] 1 


vıı 


o 

— 

* Bewilligte Sum⸗ Bewilligte Sum: 
Ordinaria. meh in “ men in 

E B. Befondere, Eonvent.- Münze] Convent.: Münze 
F 

— 


RNthlr. Jar. Pf Rthlr. hat vi. 


III. Hoya'ſche Landſchaft. 


a. Juſtiz-Koſten. 


db Wegen bed — — zu | 
Hannover . . . — — — Yaaı 555 Jı3l 


b. Deich-, Ufer- und Brüdenbau- 


Koften 
46 | Befolvungen der Deichbeviente . . » 298 16- 
47 ! Den Sandeommiffarien für Deid = und 
Schlacht: Auffiht plus- minus . . 3592. 1-1 
48 | Die Hälfte der erforderlihen Deichbaus 
foften plus-minus » 2 2 2 202. 300 — — 
49 | Baufoften der Weſerbrücke zu Hoya plus- 
DIN —— 400 — — 
— — 1148 16 
c. Behuf der Provinzial-Stände. 
50 | Für das landſchaftliche Perſonal a 
DUNGEN - 0 00%. : 1381 |16|— 
51 | Provinzial: Landtags : Berfammlungs: 
foften plus-minus . 2 2 2 2 0. 500 — — 
52 | Miethe für das landfchaftlihe Archive. 5 13] a 
oo 1937 | 514 


Summa,. . — — — 3641 10! $ 


ab 


JFortlaufende Nro. 


53 
54 


58 


59 


60 


Drdinaria. 


B. Befondere, 


IV, Bremen: und Verden'ſche 
Landichaft. 


a. Unterrichts-Anſtalten. 


Stipendium des alten Landes . . 
Zuſchuß zum Schullehrer-Seminario 
Stade. . ⸗ 


b. Deich- und Brückenbau-Koſten. 


Beſoldungen für die Deih-Auffiht . 

Deich: und Uferbaus Koſten ald maximum 

Zufhuß zu den BrüdenbausKoiten des 
Sledens Bremerworde 2 2.0. 


ce. Behufder Provinzial-Stände. 


Für das landſchaftliche Perfonal ar 
dungen — 

Provinzial: Landtags + Berfammlungss 
often plus-minus. 2» 0... 


d. Insgemein. 


Bau: und NRevaratur : Koften des land— 
ſchaftlichen Daufes zu Stade 


Summa. 


V. Land Hadeln. 


Gehalt des Syndici des Landes Hadeln 


ad dies oflcut . » » 2 2... 


Summa per se, 


men in 


IX 


‚Bewilligte Sum: |Bewilligte Sum: 


men in 


Eonvent.: Münze |Eonvent.- Münze 


Rthlr. 


200 


ar. vf. 


Rthir. ler. uf, 


1222 5I 4 
2966 116 — 
3703 8— 

100 — — 


7992 b4 


Fortlaufende Nro 


63 
64 
65 
66 


67 


68 


69 


70 


71 


Ordinaria. 
B. Beſondere. 


VI. Osnabrück'ſche Landſchaft. 


a. Juſtiz-Koſten. 


Behuf der Königlichen Juſtiz-Canzlei 
zu Osnabrück: 
a) Beitrag zu den Befoldungen . 
by Baufoften des Canzlei = Gebäudes 
lus- minus . 

e) Ausgaben behuf der Feuerung, Rei: 
nigung der Zimmer und andere Ne: 
benlflen . - = 2 00 04 


Für das Confiftorium A. C. daſelbſt 
„ den Weihbifchof dafelbit . : 
„ den General: Bicar dafeibft TR 
Drudtoften für das General: ei 
daſelbſt plus-minus : 
b. Behuf der Provinzial-Stände. 
Für das IRROGRTEINPE Perfonal, Beſol⸗ 
dungen 
Provinzial⸗ kardtags⸗ Verhammlungs- 
koſten .. 
c. Unterrichts-Anſtalten. 
Zuſchuß zum landſchaftlichen Stipendio 


Summa. 


VI. Wegen Meppen und Emsbühren. 
Averfionale ale Zuſchuß zu den Verwal: 


—— für Meppen und Emsbühren 


Summa per se. 


VIII. Wegen Lingen. 


Für das evangeliſch⸗ ——— ne 
fium in Lingen. . 


Summa per se, 


Bewilligte Sum: |Bewilligte Sur 
men in 


men in 


Convent.: MünzelConvent.-Müni 


Rthlr. 


1432 


246 
105 
100 


ar. pf. 





Rthlr. Jar. . 


u 


xı 






| 





& Bewilligte Sum: Bewilligte Sums 
2 Drbdinaria. y 

E men in men in 

E B. Befondbert. Eonvent.:Münze /Eonvent.-Münze 





Rthlr. lar. pf. | 


| 


Rthlr. Jar. or. 


IX. Wegen Bentheim, 


.Juſtiz-Koſten. 


72 Zuſchuß zu den Beſoldungen ber FKürft: 
lich : Bentbeim’fhen Standesherrlichen 
Juſtiz-Canzlei zu Bentheim 3737 Sl. 
Holländisch ODE 2 Sen — — —* 2024 ii 





b. Behufpder Provinzial-Stände. 
73 | Ouera des ———— Hauſes: 





a) Canon . . — 51, 6Stbr. | 
b) dem Flecken Bent: 
heim Onera . . 3 — 5 
c) Brand- Affecuranz⸗ 
Beitrag plus-minus 10, — * 
d) Büreaufoften plus- 
minus « +». ...50, — 5 | 
63 5. 6 Stbr. — — 34 6.11 
4 ec. Für Wegebefferungen und | 
Brufdenbauten. | 
1. An eigentlichen desfallfigen Koften 
‚pius- minus . 1100 |I—|— 
a: — ——— für die desfaliige Auf, 
ſicht * * * * 140 — — 


d. Insgemein. 


75 | Gorrefpondenz.Gelver an Die ne 
General: Kaffe. . _ —_i— 270 ne 





Summa. .. — — —- 3569 1311 





B 


Xu 










Bewilligte Sum:|Bewilligte Sum: 
men in ‚men in 
Eonvent.-Münze|Eonvent. Münze 


| Drdinaria. 
| B. Befondere. 


Fortlaufende Nro. | 


Rente. Jor.|of.| Rthir.  Jar.iw. 


X. Hildesheim’fche Landſchaft. 
a, Jutiz-Koſten. 


76 | Beitrag wegen bes vormaligen dofge⸗ 
richts zu Hildesheim . . . Fr 


77 | Wegen des DDERIRILGEN Eonfieni A.C. 
dafelbi . —— — 





b. Behuf der Provinzial-Stände. 
78 Befolbungen bes landſchaftlichen Perſo⸗ 
nals * * * * “ * * * * “ * 


79 | Provinzial» Landtags s Verſammlungs- 
foften plus-minus . . . 


0. Insgemein. 


80 | Baufoften des landſchaftlichen — — 
Hildesheim plus-minus ... 


81 | Befoldung bes EUER — au 


200 . 
Salzgitter , . A Were 


Summa. — — 6939 614 





85 


86 


| Sortlaufende Nro. 





Drdinaria. 
B. Befondere. 









Rthlr. 


= 


XI. Oſtfrieſiſche Landſchaft. 
a. Juſtiz⸗Koſten. 
Beitrag zur Juſtiz-Canzlei in Aurich. 


* Unterrichts-Anſtalten und 
milde Stiftungen. 


Fixirte Gehalte für Lehrer in Aurich, 
Emden, Leer und Norden . » . » 551 


An fogenannten Stübergelvern zu mil: 
ven Zuedeh . 00002. 1428 


Stipendium für hülfsbevürftige Studis ||. 
rende 400 Rthlr. Pr. Ct. . x.» 380 


©. Kür Wehr⸗Anſtalten . | — 


d. Behuf der Provinzial:Stände. 


ee des — — Sen 
nald . 4369 


Für nike * RUE REN — 
tags⸗Verſammlungen für die Ordinair 
Deputirten von Oſtfriesland an em 


ten plus-minus. . 2 2 2 020. 700. 


* 


Summa. 


xıu 






Bewilligte Sum:||Bewilligte Sum- 
men in 
Convent.⸗Münze Convent.: Münze 


men in 


ar.Ipf.| Rthir. lar-| pr. 


7 8 
13] 9 
22110 
— — 2360 201 3 
en 700 — — 
911 
— — 5069 9111 


Auazaiss luolii 


xv 


Bewilligte Sum⸗ Bewilligte Sum⸗ 





Drdinaria. | 
men in men in 
B. Beſon 3 — Convent.⸗Münze Convent.⸗Münze 
Rthir aꝛ . fri. 
Recapitulatio. | 


1. Safenberg:Grubenhagen’fche Land— 


DO. u en ee er — — — 13161 |5 5 
II, Lüneburg'ſche Landſchaft . . .» — — — 8700 11 ı 
III. Hoya'ſche Landfhaft. » » — — — — 3641 1038 


IV. Bremen: und Verden'ſche Land: 








ACDSee — — ————— 

V. Land Hate .» x» 2 2000 — — — 333 8— 
vi. Osnabrück'ſche Landſchaft . .. — —* 4839 Mı ? 
vi. Wegen Meppen und Emsbühren — =; u 12500 ® — 
VIII. Wegen Lingen. 2.2. — —* 2555 ha 3 
IX. Wegen Bentbdeim . — — —— 3569 | 7 11 
x. Hildesheim'ſche Landſchaft . . . — u Lues 6939 | 6 4 
XI. Oftfriefifche Landſchaft ... . . — —|— 13158 is 11 


Summa DOrdbinaria . . — — 77391 | 3,1 
| 
| 


ern 4 = nm — — 















E | 
oe 
* Bewilligte Sum: Bewilligte Sum— 
La 
Le ‚ ’ 
& Grtraprdinaria. un men in 
3 Convent.“Münze Eonvent.-Münze 
2 
o E ‚ 
w|, Rthlr. gr.pf. Rthlr. gr.pf. 
1I. Solche, die noch einige Jahre fort— 
| dauern. 
| A. Allgemeine Yusgaben. 
| 1) Rüdfihtlih der jetzigen 
| Steuer:-Berwaltung. 
i F 
\ 
89| Entſchädigungsgelder an vormalige Liz | 
cent: und Accis-Commiſſarien. 1162 | 5| 4 
90) Penfionen an Stempel:-Distribüteurg bei 
den DObercollegien auf Lebenszeit . ss | 8 — 
91] Penfionen vormaliger landſchaftlicher 
Kaſſen- und Steuer-Bediente und de— 
| ven Bine .» sn 05a ea a IP 
92 Berfönliche Befoldungs: Zulagen für an: 
| geftellte Steuerbediente . x...» 4717 | 4 9 
93 Wartegelver vormaliger Steuerbediente | 1703 |ı13] 
94 » » der Osnabrüffhen Voigte | 1941 | 5}10 
95) Procent: Zulagen der Osnabrüd’ihen | | 
Untervoigte plus-minus . 2 2.0. 350 |—|— 
or — —| 21126 |13] 5 
96) Licent:-Aequivalent-Gelver: | 
a) für geiftliche und weltliche Bediente | | 
plus-minus Be Be ke in 1077 |18 8 
b) für Armen:Anftalten plus-minus , 250 I1—!— 
| 0)», das Perfonal beim Salzwerke 
Liebenhalle . » 2 2 2 2 er 66 11 10 
d) für die Oftfriefifhen Heringsſchiffe | 
plus-minus: 2 » 2. 0 0. 800 200 — — 
Au De — 1594 | 6] 6 
97, Entfhädigung für die Stadt Lingen 9 — — — 297 22 —- 
MU ET | UM | 
:atud. ..- — —— 23018 I17111 
| 





Bu 


xvi 


ööm—— —— 
| | 

5 Bewilligte Sum: Bewilligte Sum: 
2 , i 

5 Extraordinaria. — — 

8 Eonvent. -MünzellEonvent.- Münze 
& Rthir. _far|of | Netter Ver-|sr. 








Transport, W — — 23018 1711 
2) In ſonſtiger Beziehung. | 
98) Eivil-Venfionen . » “en. 533 21 4 
Hierzu: Penſionen für vormalige Ge: | | 
fangen=Auffeher bei den Karren-An— 


ſtalfen 
99| Penſionen und Wartegelder der reducir— 
ten Offizieer... 


100) Behuf der Flora hanoverana an u 
foften ald maxımum . . . 


und behuf der Neifefoften an Diäten 
ald maximum 2. 2 2 2 2. 


450 — — 
| _ — 1765 — 
101 Zum Neubau der Chauſſeen.— 1-1 50000 |—|- 
102, Beibülfen an Gemeinden und Unter | 
thanen zum Bau nicht hauflirter Land— j 
ftiraßen als maximum — Se un —_ — 12000 !— — 


103, Behuf Abtragung der erigiblen neueren | 
Landesſchulden an die deshalb in Kolge 
des Königlichen Patens vom 6. Nov. 
1822 die eröffnete Anleibe von 2 Millio: 
nen Thalern betreffend, errichtete be— 
fondere Tilgungsfale » 2... 


104 An perfönlihen Befoldungszulagen für | 
| Waſſerbau-Bediente zur Hälfte . . 


— —i— 200000 





— — —- 1583 14 8 


— ——Ba064209 sit 
| 


Summa Ertraordinarial. Allgemeine 





xvil 





Sortlaufende Nro. 





105 


106 


107 


108 


109 


110 


113 


114 


115 
116 
117 


118 


119 


Ertraprdinaria. 


I. Sole, die noch einige Jahre fort: 


dauern. 
B. Befondere Ausgaben. 


1) Fürſtenthümer Calenberg, Göt— 
tingen und Grubenhagen inel, 
ber incorporirten Landestheile, 


Landſchaftliche und andere Penfiouen . 
2) Fürftentbum Lüneburg. 

Landſchäftliche Penſionen . 

3) Grafſchaft Hoya u. Diepholz. 

PBenfionen ; 

4) HSerzogtbümer Bremen und 

Verden. 

Landſchaftliche Penſionen und Unter— 
ftüsungen j 
5) Küurftentbum Ssnabrüd. 

Landſchaftliche Penſionen und Unter: 
ſtützungen 

Aversionale für Wahnfinnige, unebeliche 
Kinder, Arme, Brüdenbauten, Fluß: 
raumungen und Begnadigungen, Präs 
mien zu Belebung der Induſtrie. 


6) Lingen. 
Militair-Penfionen . . . 
7) Bentheim. 
Aversionale für Penfionen, Wahnfinnige, 
Fündlinge, Arme und für Beamte in 
Landesſachen > 
Gratificationen an Aerzte und penſion 
für die Wittwe weil. —— 
Schütte zu Bentheim. 


* Fürſtenthum Hildesheim. 
Wegen des vormaligen nn A,C. 


zu Hildeshein . ». » .» ’ 
Gisit- Penſionen. 
Militair⸗ Penſionen a a — ————— 


Stadt-Goslar'ſche Penſionen . .. » 


9 Fürſtenthum Oſtfriesland. 
Temporaire Gehalte inel. der Haus— 
miethe für die Lehrerin Meyer zu 
Aurih ad 150 Rthlr. Go .. . 
ZTemporaire Beſoldungs-Zulagen und 
— für das landſchaftüche — 
pnal - » + ; ® 


Summa Ertraordinaria I. Befonverel 


Bewilligte Sum: 
men in 


N « " 
|Convent.» Münze Eonvent.: Münze 


| Rthie. Igr. pf 


541 


143 





Rthlr. 


258 
100 


100 


350 


2541 
40 


708 


ar, 


14 


pi. 


11 


Avin 





Fortlaufende Kro. 


120 


121 


122 


123 


Grtraordinaria. 


I. Solche, die nur für das Rech— 


nungsjahr vom 1. Julius 1833 


bis dahin 1834 bewilligt find. 
Zufhuß zum Waterloo» Verpflegungs: 
Inftitute . 


Ertraordinairer Zufchuß zur Etappen» 
verpflegung etwa ı 2. 


Büreaufoften der Eremten-Commiffion 


plus-minus 


Ertraorbinairer Beitrag zum. Militairs 
Etat . . 77821 Rthlr. 17 gr. 8pf. 


nach Abzug der ertraorbinair 
erfparten . 30628 „ 19 „1, 


Summa Ertraordinaria Nro. II. 


Bemwilligte Sum: 
men in 
Convent.⸗Münze Convent.⸗Münze 


Rthir. |ar.| pr. 








Bewilligte Sum: 
men. in 









Rthir. Igr. vt. 


—i- 47192 22] ? 


—— 57192 2217 


— — —— — — — —— 


Gegenſtand der 


1. 
2. 


I. Cabinets⸗ Mir 


Befoldungen . 

Büreau: und Commiffiong-Koften di 
Raths-Collegii und Des he 
fammlung . . -» 


II. Deutſche Canzlei 


Beſoldungen.. 


I 


— 


— 


III. Landdro 


.Beſoldungen 
Büreaukoſten und behuf der viſi ia 


IV. Aemt 


. Befoldungen: a 


a) für Beamte. . we 
b) für Amte: Unterbeviente . Er 


s Bürsaufoflen . 2 2 0. 


V. Stänt 


. Allgemeine Stände-Berfammlung: 


a) Befoldungen 

b) Büreaufoiten incl, für den Dru: 

c) Diäten und NReifefoften der I 
Stände-Berfammlung. . . | 


.Provinzial-Landſchaften: 


a) Beſoldungen 


- b) Berfammiungsfoften und für 5 


1 


wi 


VI. Minifterium ber auswär: 


i Ausgaben zu Zweden bes deutfche: 
. Koften behuf Grenzberichtigungen | 


und fonftige Ausgaben in auswä 


.Geſandtſchaften: 


a) Beſoldungen und Emolumente 
b) Expenſen plus-minus. . . » 


— — — — — u 
— —— —— — — 
— 
an — u 
L 2 . 
h E 5 





Ausgabe. 


ifterium. 


es Minifterii, des Geheimen: 
wie auch behuf der Gefer- 


J 
* * * * * * 0.0 
» 
* 


Bw 
** 


in London. 


3— ” * * * . . * * “ * 
PR ET — 
je x 
J © - 4 *8 1 
’ Mn #7 
FIen, — 


tiong-Reifen ver Laͤnddroſten 
x * 


e. 


“ 


* 


tändifcher Berbandfungen 
Nitglieder der allgemeinen 


fammlungs=tocale . 
igen Angelegenheiten. 

ı Bundes plus-minus . . 
auswärtige Commillionen 


tigen Angelegenheiten . . 


* * ” * * “ 


* * “ * 


109223 |— 106073 
. 
37000 — 37000 . 7. u 
— — — — — — 
146223 — 143073 + 
— — — — — — — 
14543 | 3 14343 
— — — — — 
86529 18 81943 
24000 — 24000 
— um — —— 
110529 18 105943 
— ur — — 
370406 12 370406 
105069 19 105069 
54000 — 54000 
— uw — ⸗ — — 
529476 7 529476 
— — — — — 
6320 20 — 
12000 |— 4000 
30000 |— — 
23500 3 123 
5414 | 4 — 
— — — — 
77235 3 4123 
— — em 
5350 — 5350 
8000 — 8000 
55001 8 55001 
4400 — 4400 
— — — om 
72751 8 72751 





Davon würden nach den bie: 
—* Grundſätzen erfolgen 


Betrag müſſen aus der 





in 


Courant. General: Safe. General-Steuer: 


Kaffe. 
Rente. ar. ſyf. Rthir. Jar.| of. Kthir. Jar. |. 


+ 








V 


1. Ordentlicher Beitr 
2. Ertraordinaire Be 
Ererzierzeit 4 
. Zufhuß zum Infa 
. Für Gavallerie: I 
plus-minns s 
. für die Militair-) 
x Orbentlicher und 
pflegung fremder 
7. Unterftügungen ur 


an mn 


v 


1. Befofdungen: 
a) der Juſtiz— Behö 
b) der Lehns-Bedie 
2. Büreau: und Eon 


IX, Miniften 


. Behuf der Landes 
. Behuf der geiftlid 
a) Befoldungen 


m — 


b) Büreau: und GE 


3, Kür Schulen 


4. Beipätfe zu Kirche. 


X, 


1. Commiffionsfoften 
Geſchäftskreiſe d 
Zuſchüſſe behuf de 
2. Beſoldungen von 
3. Für milde Stiftu: 
Anftalten . . 
4. Behuf des Landdi 
5. Griminaltoften ph 
6. Behuf der Straf: 
minus . ı ı 3 


. Auf 


xıı 





Gegenftand der A 





7. Für das Mepicinalwefen: 


a) Pefoldungen der Aerzte und Chiru— 
b) Behuf der Heil- und Pflege: An 


plus-minus . 


c) Behuf der Medicinal⸗ -Anftalten ; 
8. Für das —— 


a) Beſoldungen . 
b) Wafferbaufoften und“ ſonſtige beh 
erforderliche Ausgaben plus-minus | 


9. Für den Chauſſee- und Wegbau: | 


a) Refoldungen . 

b) Wegbaufoften und ſonſtige behuf di 
forverlihe Ausgabe . . 

e) Yandftiraßenfond und a 


10. Landgeftüt und behuf der Pferdezuch 
11. Behuf der Gemeinheit3:-Theilungen, 


Eultur: 

a) Beſoldungen des technifchen Perfon 

b) Commiſſions- und fonftige Koften, | 
Landes-Defonomiebediente und U 
Gemeinheits:Theilung, wie auch b 
Geſellſchaft, Flora hanoverana, 
Dbftbaues . . 

ce) Eommiflionsfoften behuf Ausmittel 
die Ablöſung der Grundlaſten a 


IX, Minifterium bes | 


: Behuf der Linnen-Leggen: 


a) Beſoldunge.... 
b) Le —— — 
anufacturen, Fabriken, Sander, 
a) Refoldungen N 
b) Erpenfen ber Sonfulate, Prämien 
Unterfiügungen zur PBeförberun 
See: und Fluß: Schiffahrt, behuf d d 
werbtreibende und fonftige ungewif 


— — ” 













Transport u... 


rgen * * > + s . 
ftalt für Gemüthsfranfe 


+ J 0) . . D u 


uf des j Wafferbaumwefens 


28 Chauffeebaumefeng er: 
ar 


{ . 5 . . 
t * * . Ey ” * + 
Ablöfungen und Landes: 
als . * “ — . J — . 
Penſionen für vormalige 
nterfiügungen behuf ber 
huf der Landwirthſchafts— 
Moor-Culturen und des 
ing der Normalpreife für 
MINUS 0 ee 


Hanbele. 


und. Gewerbe: 

"für bie SHeringsfifcherei, 
der Gewerbe, behuf der 
er Lehranſtalten für Ge— 
Te Ausgaben. 


Davon würden nach 


herigen Grundſätzen & 





Betrag müſſen aus der 
. Am. | 
Courant. | General-Kaffe. 
Rthlr. lar. »r. Rthlr. lar. »r. Rthlr 


265053 20111 


16174 


14900 
13689 


30946 


126753 


20265 
295334 


25000 
32123 


15725 


27088 


12000 


895054 
— 


8669 
1400 


1802 


26216 


ur — 
. 38087 


16 
—— 
21 














118439 | 3 
1 2443 | 8 
— 4600 |— 
10 8968 18 
7! 20266 lı2 
al 122456 22 
11 20265 18 
7| 243945 23 
—| 12750 ||: 
|| 32123 | a 
ni 7862 12 
8 — 
11 1 
- . 
1 15 
* 
7 1 
— 8 
m — 
8 5 





2| 1466: 
4 137: 

_ 103 
4 47: 
5 106: 
sl” 4a 

11 — 

3 5138 
— 122: 
— 786 

2 1034 
— 1200 


5 339 
— 53 
7 — 
— 1233. 
— — — — 
— 1625 


2. Für die 9 
a) Befoldu 
b) Büreau 

s. Behuf der 

4) Hauptver 
a) Beſoldu 
b) Büreau 


4. Min 


1. Zinfen au 
2, Renten . 
3. Zahlungen 

desſchulde 


| 


1. Penſione 
2. Penſione 


und. an 
3. Rortlaufe 
4. Gnadenq 


1. Rei sdey⸗ 
2. Penftoner 
nommen 
3. Sonſtige 
4. Tempora 
5. Perfönlic 
nie . 
6. Wartege 
7. Zoll : Ab 





xXIV 





WBiederboluı 


N 
} 
t 
l 





* Stände * * * * * + * * 


Cabinets-Miniſterium...— 
.Deutſche Canzlei in London . . 4 
.Landdroſteien... 


a 


| 


. Minifterium der auswärtigen Angele 
. Kriegs: Minifterium 2 2 2 2.) 
. Zufliz : Minifterium  . 2 2.2. 

: Minifterium der geiftlihen und Unterri 
; Minifterium des Innern.. 

. Minifterium des Handels. .. 
. Binanz-Minifterium . 2 0 0 0. 
Paſſiv-Etat ee] 
. Benfionss Etat. - 2 200 | 


Künftig wegfallende Ausgaben "a | 


Summa db 


— — ——— — — — 
Davon würden nach den bis— 


Betrag herigen Grundſätzen erfolgen 
müſſen aus der 





ag. ds 


| Gen. : Steuer: 
Courant. General:Kaffe. 


Kaſſe. 
Rthlr. lar. pf. Rthlr. ar. pr Riblt. lar.er. 


— RE St. ce. 
ee — 
11.1oxas [is 
a a wi ie BEE 
— ee 93 
zendeiten . .. ® 72751 | 8 











143073 | 5! al 3139, lı19l ı 
133 |3l4l — |-- 
105943 | 2! sl 4386 168 
520476 | 7] 5 ze. 
4123 | 8I—| 73111 |19| 9 
2751| 81100 — — 


368611 17191 1583524 104 


ei a BT 151437 lag! 5 60291 | 2110 


u ee a ADERTIE 1 — 
:ht8-Angelegenheiten . 97975 | 2 60883 | .4| 6) 37091 |21| 6 
ee een. 895054 Jı5sltıll 610856 | 1] 3] 284198 |1a) 8 


* ha, Er 38087 21 21828 | 5I—|| 16259 Jı6} 8 


en 156237 | 5| 7| 40915 20- 


ee ee 0 00. . || 1350963 [11 207522 |21) 2] 1143440 |13 0 


ki s er — — 219943 119 100459 | gl10l 119484 919 


er Ausgabe . . . || 6061910 |23 2680863 | 6| 1l| 3381047 17 5 

















i xıvı 
1 s 
Einnabme 
| wm — 
J I. Ueberſchüſſe von den Renteien. 
1 | Die Einnahmen der Renteien find veranſch 
| 1. Domanial:Einnahmen. | 
a) Gutsherrliche 
| Gefälle °. . 717400 Rthlr. 
| b) Parhtgefälle 813000 „ 
v) Korn: Intras  . R 
den’... . 205600 „ Rthlr. gr. 
— — 1723600p0 — 
2. Hcheits-Einnabmen. .. 69000 — 
3. Korfi:Einnabmen .... 42400 — 
4. Sporteln u. Xccivenzen . 131600 — 
5. Ertraordinaire Cinnah: , 
men. 2 2 2 202 02..1000 — 
6. Zufhuß der Klofter: Ad: 
minifiration zu den Bes 
" | foldungen d. Dsnabrüds 
| fhen Domanial = Forfts 
bediente... 1761 14 
Die Ausgaben der Rentei-Kaſſen ſind dage 
folgendergeſtalt berechnet, als: 
1. Speeial-Verwaltungskoſten ver Domain 
a) Eigentlihe Verwaltungs: Rt 
BOREN. =: u. 0 ee RB 
b) Remiffionen und Ausfälle . . 70 
| ce) Abgaben, melde auf dein Do: 
. manio rufen . 2 x. x *ı 65: 
| 214 
2. Auf_die Forft- Verwaltung ... 245: 
3. BausEtat . » 2 2 2 2 22 233% 
4. Außerorbentlihe Ausgaben . . 8 
i TE — 


Die Ausgaben von den Einnahmen abgezog 
fo ergibt fih ein Ueberſchuß von . . | 


Davon if abzufeben: 
für die Krondotation. 2 2 2... } 


und bleibt daher eine Netto: Einnahme vor 


Summa Rubrum 


De ee vor ee er re ee are ee 1a 


_Anfdla 0 | u 2 
für das Rechnungsjaht 18% 4/35. Davon gehören für 








| | - Specielle Generelle Königlichen | Stän 
Summen. Summen. |xs gaffen | Ka 
|  Courant. Courant. Courant. Eot 


| Rthir. ar pf. Rthir lar pf. Rthir. lar.| of. Rthir. 


lagt: 


BERE: 
* 


* 


8 
——|| 2372361 |ıs| 8 
gen 


— 713100 — 
— | | 

en, 3 
- 1659261 Jı4] & 
— |] || 1659261 [13] SI, - 


. — — 3 513888 [21] 4 
— | — | mn am 
tl. — —1-|| 1145372 [17| 4 
EEE | em | | oem | Mu | um: || CE SEEN Aimaen 
' 


I. — - I—|| 1145372 [17] 4|| 1145372 17 4 


a —rwp 


R Be) 


Lie} 





II. —— 
u 


. Bon der San 


» ”» Har 
* ” Co 


Goslar . 


. Bon der Com 


telte . - » 


. Bon den Ste 


6. Bon den Sal 
7. Bom Kalkber 


III, Ueberf 


Die Einnahmen 
turen find ver 
Davon an Admi 


Befoldungen 
enfionen — 
Zoe Abfint 
. Zoll: Remif 
. Allgemeine 
Baufoften } 


) 
Verglichen ergib 


| 


xxıvın 


Einnahme. 


* 





IV. Ueberſchüſſe von den Pof 


10 | Die Einnahmen der General: Poft-K 
berechnet zu überhaupt 
Dagegen find die Ausgaben diefer 8 
gendermaßen berechnet, ald 
1. Befoldungen, Büreau: und Comr 
foften des General:Poft-Directorii 
; — und Gnadenbewilligung 
enten . . 

r Adminiftrationgtoften, als Zufchüft 
oftämter, Poftmonturen, Dru 
ranfitoporto ıc. . - 

5. Außerordentliche Berwaltungs-Au 

6. Aversum für die Weggelosfreih 
DORE nu en 


>» own» 


| 
Berglichen ergibt fih ein Ueberſchuß v 


Summa Rubr 


V. Ueberſchüſſe von den Steu 


11 | Die Einnahmen ver Kreis: Kaſſen find 
ſchlagt 
a) Direete Steuern: 


Rthlr 

1. Grundfteuer . . . 130000. 
davon wegen barunter be: 
griffener Grundfteuer von 
den Königl. Domainen und 

Borfen . . u. . 8385 

2. Häufer:Steuer . . . . 13000: 


davon an Däufer- Steuer 
von Doimanialgebäuden. . 234 


— 


- Latus 







Anſchlag 


für das Rechnungsjahr 183455. Davon gehören für bie 











Specielle Generelle Königlichen Ständifchen 
Summen. Summen. Kaſſen. Kaſſen. 
Conrant. Courant. Courant. Courant. 
Rthir. lar. Pf. Rthlr. lar.| Pf, Rthlr. lar.| pf Rthlr. lar.| pf. 
ENSEEIERTEEn. nn — 













ten. 


affe find 
218000 





aſſe fol: 





— 











niſſions- 
Fe 11248 |10| 8 
en 3830 !17|— 

te Er 1541 16 — 
> für die || | 
ffoiten, | 

Na ie 34000 || - | 
gaben . 8278 20- | 
it Der | 

. . . 5100 Ss! 4 | 

Be = — 

on — - — 145000 |—-|- — — — 
— —— — —— men ecEn m = 
‚um IV. — 145000 |— — 











ern. 
veran—⸗ | | 

ar pf. | | 

0— — | 

— 

1} 

5:57 | Ä 

1216144 18 5 | 

o Rthlr. | | 

0 ” 1 \ 

—— 127660 — — 

> 2x | 1343804 18) \ — | 





| Ni | 











| 
! 
E 
nn EEE 


» Perfonenfti 
Gewerbe >, 
— RE 


b) Indirecte 
1, Prennfteue 
2. Bierfteuer 
3. Salzſteuer 
4. Eingangen 
5. Mabl- un 
6. Stempelite 


e) Sonſtie 

1) Defrautir 
a. für 

meiı 


ß. für 


2. Fixa für ( 
fumtiond« 
3. Sonftige | 


Dagegen find 
berebnet,, ı 
1. Adminiſtr 

Hebungs—⸗ 
miſſ one! 
Steuern, 
2. Desgleich⸗ 
ftigen aß 
und 366 
3. Rortlaufe 
3ell: uff 
Gelder, | 

4. Nemiffion 

tionen » 


Vorſtehende 
nahmen 
o 


ſchuß vol 


en > 


ııx 
—— — — — 


Einnahme. 





VI, Unmittelbare Einnahmen der $ 
Kaſſen. 


12 1. Domanial-Einnapmen . s .» 


2 Hoheits⸗Einnahmen. 


13 a) Strafgelder, melde von den O 
börden ertannt worden. . . 
14 h) Recognitiondgelvder für die Ren 


des Ealj- Regale in ——— 


3. Von der Lotterie. 


15 a) Ueber'hußgelder von der Sanr 
ihen Lotterie i 
16 b) Uebertbufigelder von der "Sana 


men Lorlekie. 5 2... oo. 
17) 4. Bom Intelligenz-Comptoir zu Ham 


5. Sporteln und Actidenzen. 

18 | Fikcie Gebühren und Spotreln der O 
börven imgleichen eingezogene Befolt 
und Emplumente 2 2 2 0 2. 


6. Zinfen von Activ-Rapitalien. 
19 ay Bon Activis der Königlichen Ge 
Kalle. . 
20 b) Ron Act’ vis ter General-Öteuer 
Deihhulfsfonde) .» : 2 2 2. 


21| 7. Außerordentlihe Einnahmen . 
8. Aus der Haupt-Klofter-Raffe, 


22 Zuſchuß zu den Beſoldungen der Hildes 
fen Domanial ⸗Forſtbediente . -» 


Summa Rubruı 












aupt⸗ 


6000 


berbe— 
— 1200 
utzun g 


* * 


5100 


ri 25000 





.1 16500 


over, 4200 


serbe= 
ungen’ 
115000 


wral- 





|| 17868 
° N Ni ſſe | 





12957 
4000 
beim: 
. 1179 
n VI | — 


für das Rechnungsjahr 18%*/,,. 





| 
zii 


Anſchlag Davon gehören für die 








Specielle Generelle Königlichen Ständiſchen 
Summen. Summen. Kaſſen. Kaſſen 

Courant. Courant. Courant. Courant. 
Re Jar [er | Never lar.| or. Rthir. Jar.|or li” Reste lar.] st 











s 


Bi 41500 


— 4200 


| 


} 





231 3 


| | 
| 








| | | 
| 9’! | 
— 30826 83 
TE 4000 — — 
‚20 11 
1 1179 130. 11 
| — — um BEE | CEREER ULM TC | mm | EUER A en —— 


—— | 209006 | 5 2] 195548 |20] 2] 13457 si- 





| 





— in ku m 


zu .- 


Recapitulatio. 


IT. Ueberfchüffe von den Domainen . 
11. “ » » Bergwerfen 
SRIER ia Fe 6 5. aeg 
IH. Neberfohüffe von den Zöllen . . 
IV. ” ” » often Fe 
+Y, * — ——— 
VI. Unmittelbare Einnahmen der Ha 
RAM. = 
VII. Einnabmen der Wegbauskafle . 
VI, Aus der Kron:Dotation. „ » 











zotal. 


Wegen Bereinigung der Kaffen find die 
einer Kafe_an die andere zu Teiften 
Zahlungen und einige andere Ausga 
weggefallen, als: 


I. An den Einnahmen der Königli 
Kaffen, 


An ſſee wehr 

. an Exemtions-Vergütungen ... 

. an ſonſtigen Zablungen . ... 

+. die Zahlungen der Haupt = Klofter: Ka 
welche auf range compenfirt wor 
find, welche diefe Kaffe aus der Gene 
Steuer:Kaffe zu empfangen hatte 

5. die Baufoften, welche die General:Ste 
Kafle bisher zu beftreiten hatte und 
nunmehr aus den Domanialbaufondg 
folgen, als: 

a) wegen der Weferbrüde zu Hoya 400 Rt 

b) wegen des Kanzlei-Gebäudes 
zu OsnablülT . » . . 300... 


6. Das künftig ceffirende Häuslings-Sc 


und Dienftgeld mit der ungefähren ve 
Einnahine von os 5 ven 


Latus. , 


m Anfhlag “ 
| für das — 1894/55. Davon gehören für | 








| Specielle Generelle Königlichen 
| Summen | Summen. Kaſſen. Kafl 
Courant. Courant. Courant. Cour 
| Rente. ar.ſpf Rthir. ar. pf.! Rthir. Igt. lvf. Rente. 
V — —-—14145372 |ı7] 4|| 1145372 117 
und i 
bi 9% — —I—|| 205600 |—|—! 200500 |— 5100 
— _ —|—| 412500 J- I—|| 412500 |— 
V — — — 145000 |—-|—|| 145000 |— 
hr — —|-|| 3587975 | 3| 3| 199270 | 4 9 3388704 
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Anlage ©. 


VI. Landtag ı. Diät. 
4. Sisung 2. Kammer. 


Auszug 
aus dem Protocolle vom 24. Februar 1838. 
Auszug aus $. 4 


Der Tagesordnung gemäß referirte der Herr General:Spndicus aus ben, in 
Rolge der Cabinetsfchreiben vom 16. 19. 20. und 21. d. Monats durch Se, 
Ercellenz den Herrn Erblanpmarfhall an die allgemeine Ständeverfammlung 
gelangten 52" Vollmachten von Mitglievern 2. Kammer und fand fih, bei Ver— 
gleihung derfelben mit den Vorſchriften des nach der Proclamation vom 7. 
v. M. zum Grunde zu legenden Patents vom 7. Der. 1819 und der Verord-— 
nungen vom 2, Febr. und 22. Febr. 1832 bei feiner biefer Vollmachten etwas: 
Wefentlihes zu erinnern ıc. 

Herr Dr. Lang fam dann auf die Wahlangelegenheiten und bie Vollmachten 
im Allgemeinen zurück, und fand im höchſten Grade zu bedauern, daß von den 
zur 2. Kammer berufenen 73 Wahlcorporationen und Deputirten nach den bis 
jest vorliegenden Vollmachten erſt 52 zugelaffen und davon nur erſt 48 Depufirte 
erfhienen feyen, fo daß faſt nur von relativen Majoritäten die Rede feyn könne, 
und daß der Abgang von nur 12 Deputirten die Thätigfeit der ganzen Ber: 
fammlung zu fuspendiren im Stande fey, und dies in einem Augenblide, wo 
über Dinge von der außerordentlichften Wichtigfeit zu verhandeln fey, 

Abgefehen von mehreren Corporationen, welche die Wahl ganz verweigert, 
wünfchte er daher von dem Herrn Begierungs:Eommiffarius Auskunft über die 
Natur der Hinderniffe, welche den wirklich Statt gefundenen Wahlen entgegen: 
gefest würden. | 

Herr Ganzlei« Direktor Leift erwiederte darauf: daß das hauptfächliche 
Hinderniß der Zulaffung in gewiffen Vorbehalten beftehe, welche bei ver Wahl 
zur Aufrechthaltung der aus dem aufgehobenen Grundgefebe originirenden Rechte 
direct oder indirect gemacht feyen, die aber von Sr. Majeftät dem Könige nicht 
bätten anerfannt werben können, theils weil von den Urwählern ein folder 
Borbehalt nicht gemacht und daher fines mandati überfihritten feyen, theils weil 
die gegenwärtige Wahl unter der Norm des Patents von 1819 gefchehen und 
damit in Widerfpruch ſtehende Nefervationen daher unzuläffig feyen. Diefer 
Fall trete unter andern bei ven Städten Hannover, Lüneburg und Hildesheim ein, 

Herr Hofrath Hüpeden, dieſer Argumentation beitretend, fügte noch bei, 
wie die Unzuläfligfeit folder Borbehalte auch ſchon daraus hervorgehe, daß 
sie Wahlcorporationen. nah dem Geſetze nur zum Acte des 
Wählens, nicht aber zum Urtheilen berufen feyen. 

Herr Dr. Lang nahm die Auskunft des Herrn Regierungs:Commiffariug 
ils officielle an, Eng fi Al für jebt auf die angedeutsten Gründe eins 


ulaffen ıc. 


Anlage 7. 


3. Abtheilung Nie. ?. 


Gefet-Sammlung 
| für das Königreich Hannover. 
Sabrgang 1838. | 


Proclamation. 


Ernft Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hannover, 
Königlicher Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog 
von Gumberland, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburgzr.ıc. 


Nachdem Wir die durch das Staats⸗Grundgeſetz vom 26. September 1833 
hervorgerufene allgemeine Stände» Berfammlung durch Unfere Proclamation 
vom 30. October 1837 aufgelöst hatten, erflärten Wir in Unferm Patente vom 
1. November 1837, daß die verbindlihe Kraft des gedachten Staatsd-Grundge- 
feges erlofchen fey und Wir die, in dem Königlichen Patente vom 7. December 
1819 angeorbneten, bis zum Jahre 1833 in voller Wirkfamfeit gewefenen, als 
gemeinen Stände unverzüglih zufammenberufen würden, um Unfere Bew 
faffungs-Amträge ihnen zur Berathung und Annahme vorzulegen. 

Nah Beendigung der nothwendig erforberlich gemwefenen Borarbeiten ge 
währt #8 Unferm Herzen eine ganz befondere Freude, jenes Berfpreden gegen: 
wärtig erfüllen und Unfere getreuen Stände um Unfern Thron verfammeln zu 
fönnen. : 


Grgeben Hannover den 7. Januar 1838. 


sig. Ernft Auguft. 


sig. ©. von Schele. 
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